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45. EU-Beitrittsvertrag

(NR: GP XIX RV 11 AB 25 S. 4 BR: AB 4933 S. 591)
46. Kundmachung: Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und

Stahl
47. Kundmachung: Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft
48. Kundmachung: Abkommen über gemeinsame Organe für die Europäischen Gemeinschaften

45.
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

VERTRAG
ZWISCHEN

DEM KÖNIGREICH BELGIEN, DEM KÖNIGREICH DÄNEMARK,
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, DER GRIECHISCHEN REPUBLIK,
DEM KÖNIGREICH SPANIEN, DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, IRLAND,
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, DEM GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DEM KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
DEM VEREINIGTEN KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND

(MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN UNION)

UND

DEM KÖNIGREICH NORWEGEN, DER REPUBLIK ÖSTERREICH,
DER REPUBLIK FINNLAND, DEM KÖNIGREICH SCHWEDEN

ÜBER DEN BEITRITT

DES KÖNIGREICHS NORWEGEN, DER REPUBLIK ÖSTERREICH,
DER REPUBLIK FINNLAND UND DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN ZUR

EUROPÄISCHEN UNION

SAMT

SCHLUSSAKTE

(EU-BEITRITTSVERTRAG)

592 48
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VERTRAG
ZWISCHEN

DEM KÖNIGREICH BELGIEN, DEM KÖNIGREICH DÄNEMARK,
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, DER GRIECHISCHEN REPUBLIK,
DEM KÖNIGREICH SPANIEN, DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, IRLAND,
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, DEM GROSSHERZOGTUM LUXEMBURG,

DEM KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE, DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
DEM VEREINIGTEN KÖNIGREICH GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND

(MITGLIEDSTAATEN DER EUROPÄISCHEN UNION)
UND

DEM KÖNIGREICH NORWEGEN, DER REPUBLIK ÖSTERREICH,
DER REPUBLIK FINNLAND, DEM KÖNIGREICH SCHWEDEN

ÜBER DEN BEITRITT
DES KÖNIGREICHS NORWEGEN, DER REPUBLIK ÖSTERREICH,

DER REPUBLIK FINNLAND UND DES KÖNIGREICHS SCHWEDEN ZUR
EUROPÄISCHEN UNION

SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG DER BELGIER,
IHRE MAJESTÄT
DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK,
DER PRÄSIDENT
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,
DER PRÄSIDENT
DER GRIECHISCHEN REPUBLIK,
SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG VON SPANIEN,
DER PRÄSIDENT
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK,
DIE PRÄSIDENTIN IRLANDS,
DER PRÄSIDENT
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,
SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT
DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG,
IHRE MAJESTÄT
DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,

SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG VON NORWEGEN,
DER BUNDESPRÄSIDENT
DER REPUBLIK ÖSTERREICH,
DER PRÄSIDENT
DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,
DER PRÄSIDENT
DER REPUBLIK FINNLAND,
SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG VON SCHWEDEN,
IHRE MAJESTÄT
DIE KÖNIGIN
DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND -

EINIG in dem Willen, die Verwirklichung der
Ziele der die Europäische Union begründenden
Verträge fortzuführen,

ENTSCHLOSSEN, im Geiste dieser Verträge
auf den bereits geschaffenen Grundlagen einen
immer engeren Zusammenschluß der europäischen
Völker herbeizuführen,
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IN DER ERWÄGUNG, daß Artikel O des
Vertrags über die Europäische Union den euro-
päischen Staaten die Möglichkeit eröffnet, Mit-
glieder der Union zu werden,

IN DER ERWÄGUNG, daß das Königreich
Norwegen, die Republik Österreich, die Republik
Finnland und das Königreich Schweden beantragt
haben, Mitglieder der Union zu werden,

IN DER ERWÄGUNG, daß sich der Rat der
Europäischen Union nach Einholung der Stellung-
nahme der Kommission und der Zustimmung des
Europäischen Parlaments für die Aufnahme dieser
Staaten ausgesprochen hat —

HABEN BESCHLOSSEN, die Aufnahmebedin-
gungen und die Anpassungen der die Europäische
Union begründenden Verträge im gegenseitigen
Einvernehmen festzulegen; sie haben zu diesem
Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG DER BELGIER.

Herrn Jean-Luc DEHAENE
Premierminister

Herrn Willy CLAES
Minister für auswärtige Angelegenheiten

Herrn Ph. de SCHOUTHEETE de TERVARENT
Botschafter,
Ständiger Vertreter Belgiens bei der
Europäischen Union

IHRE MAJESTÄT
DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK.
Herrn Poul Nyrup RASMUSSEN
Premierminister

Herrn Niels Helveg PETERSEN
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Gunnar RIBERHOLDT
Botschafter,
Ständiger Vertreter Dänemarks bei der
Europäischen Union

DER PRÄSIDENT
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:
Herrn Dr. Helmut KOHL
Bundeskanzler

Herrn Dr. Klaus KINKEL
Bundesminister des Auswärtigen und
Stellvertreter des Bundeskanzlers

Herrn Dr. Dietrich von KYAW
Botschafter,
Ständiger Vertreter der Bundesrepublik
Deutschland bei der Europäischen Union

DER PRÄSIDENT
DER GRIECHISCHEN REPUBLIK.
Herrn Andreas PAPANDREOU
Premierminister
Herrn Karolos PAPOULIAS
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Theodoras PANGALOS
Stellvertretender Minister
für auswärtige Angelegenheiten

SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG VON SPANIEN:
Herrn Felipe GONZALES MARQUEZ
Ministerpräsident
Herrn Javier SOLANA MADARIAGA
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Carlos WESTENDORP Y CABEZA
Staatssekretär für die Beziehungen zu den
Europäischen Gemeinschaften

DER PRÄSIDENT
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK:
Herrn Edouard BALLADUR
Premierminister
Herrn Alain JUPPÉ
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Alain LAMASSOURE
Beigeordneter Minister beim Minister
für auswärtige Angelegenheiten, zuständig für
europäische Angelegenheiten
Herrn Pierre de BOISSIEU
Botschafter,
Ständiger Vertreter der Französischen Republik b
der Europäischen Union

DIE PRÄSIDENTIN IRLANDS:
Herrn Albert REYNOLDS
Premierminister
Herrn Dick SPRING
Stellvertretender Premierminister und Minister
für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Padraic McKERNAN
Botschafter,
Ständiger Vertreter Irlands bei der
Europäischen Union

DER PRÄSIDENT
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK:
Herrn Silvio BERLUSCONI
Ministerpräsident
Herrn Antonio MARTINO
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Livio CAPUTO
Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten
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SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT
DER GROSSHERZOG VON LUXEMBURG:
Herrn Jacques SANTER
Premierminister
Herrn Jacques F POOS
Stellvertretender Premierminister,
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Jean-Jacques KASEL
Botschafter,
Ständiger Vertreter des Großherzogtums
Luxemburg bei der Europäischen Union

IHRE MAJESTÄT
DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE:
Herrn R. F M. LUBBERS
Premierminister
Herrn Dr. P H. KOOIJMANS
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Dr. H. R. BOT
Botschafter,
Ständiger Vertreter des Königreichs
der Niederlande bei der Europäischen Union

SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG VON NORWEGEN.
Frau Gro HARLEM BRUNDTLAND
Premierministerin
Herrn Bjorn TORE GODAL
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Frau Grete KNUDSEN
Ministerin für Handel und für die Handelsflotte
Herrn Eivinn BERG
Leiter der Verhandlungsdelegation

DER BUNDESPRÄSIDENT
DER REPUBLIK ÖSTERREICH:
Herrn Dr. Franz VRANITZKY
Bundeskanzler
Herrn Dr. Alois MOCK
Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Dipl.-Kfm. Ulrich STACHER
Sektionsleiter,
Bundeskanzleramt
Herrn Dr. Manfred SCHEICH
Leiter der österreichischen Mission bei den
Europäischen Gemeinschaften

DER PRÄSIDENT
DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK:
Herrn Anibal CAVACO SILVA
Premierminister
Herrn José DURÄO BARROSO
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Vitor MARTINS
Staatssekretär für europäische Angelegenheiten

DER PRÄSIDENT
DER REPUBLIK FINNLAND:
Herrn Esko AHO
Premierminister
Herrn Pertti SALOLAINEN
Minister für den Handel mit dem Ausland
Herrn Heikki HAAVISTO
Minister für auswärtige Angelegenheiten
Herrn Veli SUNDBÄCK
Staatssekretär für auswärtige Angelegenheiten

SEINE MAJESTÄT
DER KÖNIG VON SCHWEDEN:
S. E. Herrn Carl BILDT
Premierminister
S. E. Frau Margaretha af UGGLAS
Ministerin für auswärtige Angelegenheiten
S. E. Herrn Ulf DINKELSPIEL
Minister für europäische Angelegenheiten und für
den Handel mit dem Ausland
Herrn Frank BELFRAGE
Staatssekretär für europäische Angelegenheiten und
Außenhandel

IHRE MAJESTÄT
DIE KÖNIGIN
DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND:
The Rt Hon John MAJOR
Premierminister
The Rt Hon Douglas HURD
Minister für auswärtige Angelegenheiten und
Commonwealth-Fragen
Herrn David HEATHCOAT-AMORY
Staatsminister,
Ministerium für auswärtige Angelegenheiten und
Commonwealth-Fragen

DIESE SIND nach Austausch ihrer als gut und
gehörig befundenen Vollmachten

WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel l
(1) Das Königreich Norwegen, die Republik

Österreich, die Republik Finnland und das König-
reich Schweden werden Mitglieder der Euro-
päischen Union und Vertragsparteien der die
Union begründenden Verträge in ihrer jeweiligen
geänderten oder ergänzten Fassung.

(2) Die Aufnahmebedingungen und die aufgrund
der Aufnahme erforderlichen Anpassungen der die
Union begründenden Verträge sind in der diesem
Vertrag beigefügten Akte festgelegt. Die Bestim-
mungen der Akte sind Bestandteil dieses Vertrags.

(3) Die Bestimmungen der in Absatz l genann-
ten Verträge über die Rechte und Pflichten der
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Mitgliedstaaten sowie über die Befugnisse und
Zuständigkeiten der Organe der Union gelten auch
für diesen Vertrag.

Artikel 2

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation durch
die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfas-
sungsrechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsur-
kunden werden spätestens am 31. Dezember 1994
bei der Regierung der Italienischen Republik
hinterlegt.

(2) Dieser Vertrag tritt am 1. Januar 1995 in
Kraft, sofern alle Ratifikationsurkunden vor diesem
Tag hinterlegt worden sind.

Haben jedoch nicht alle der in Artikel l
Absatz l genannten Staaten ihre Ratifikationsur-
kunden rechtzeitig hinterlegt, so tritt der Vertrag
für diejenigen Staaten in Kraft, die ihre Urkunden
hinterlegt haben. In diesem Fall beschließt der Rat
der Europäischen Union unverzüglich einstimmig
die infolgedessen unerläßlichen Anpassungen des
Artikels 3 dieses Vertrags und der Artikel 13, 14,
15, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 25, 26, 156, 157,
158, 159, 160, 161, 162, 170 und 176 der
Beitrittsakte, des Anhangs I zur Akte sowie der
dieser Akte beigefügten Protokolle Nr. l und
Nr. 6; er kann ferner einstimmig die Bestimmun-
gen der genannten Akte, einschließlich ihrer
Anhänge und Protokolle, die sich ausdrücklich
auf einen Staat beziehen, der seine Ratifikations-

urkunde nicht hinterlegt hat, für hinfällig erklären
oder anpassen.

(3) Abweichend von Absatz 2 können die
Organe der Union vor dem Beitritt die Maß-
nahmen erlassen, die in den Artikeln 30, 39, 42, 43,
44, 45, 46, 47, 48, 53, 57, 59, 62, 74, 75, 76, 92,
93, 94, 95, 100, 102, 105, 119, 120, 121, 122, 127,
128, 131, 142 Absatz 2 und Absatz 3 zweiter
Gedankenstrich, 145, 148, 149, 150, 151 und 169
der Beitrittsakte und in Artikel 11 Absatz 6 sowie
in Artikel 12 Absatz 2 des Protokolls Nr. 9
vorgesehen sind. Diese Maßnahmen treten nur
vorbehaltlich des Inkrafttretens dieses Vertrags und
zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens in Kraft.

Artikel 3

Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in dänischer,
deutscher, englischer, finnischer, französischer,
griechischer, irischer, italienischer, niederländi-
scher, norwegischer, portugiesischer, schwedischer
und spanischer Sprache abgefaßt, wobei der
Wortlaut in jeder dieser Sprachen gleichermaßen
verbindlich ist; er wird im Archiv der Regierung
der Italienischen Republik hinterlegt; diese über-
mittelt der Regierung jedes anderen Unterzeich-
nerstaats eine beglaubigte Abschrift.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten
Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter diesen
Vertrag gesetzt.

Geschehen zu Korfu am 24. Juni 1994.
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AKTE
über die Bedingungen des Beitritts des Königreichs Norwegen, der Republik Österreich, der
Republik Finnland und des Königreichs Schweden und die Anpassungen der die Europäische

Union begründenden Verträge

ERSTER TEIL
GRUNDSÄTZE

Artikel l

Im Sinne dieser Akte bezieht sich
— der Ausdruck „ursprüngliche Verträge"

= auf den Vertrag über die Gründung der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl („EGKS-Vertrag"), auf den
Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft („EG-Vertrag") sowie auf
den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Atomgemeinschaft („Euratom-
Vertrag") mit den Änderungen oder
Ergänzungen, die durch vor diesem
Beitritt in Kraft getretene Verträge oder
andere Rechtsakte vorgenommen worden
sind,

= auf den Vertrag über die Europäische
Union („EU-Vertrag");

— der Ausdruck „derzeitige Mitgliedstaaten"
auf das Königreich Belgien, das Königreich
Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland,
die Griechische Republik, das Königreich
Spanien, die Französische Republik, Irland,
die Italienische Republik, das Großherzog-
tum Luxemburg, das Königreich der Nieder-
lande, die Portugiesische Republik und das
Vereinigte Königreich Großbritannien und
Nordirland;

— der Ausdruck „Union" auf die durch den
EU-Vertrag geschaffene Europäische Union;

— der Ausdruck „Gemeinschaft" je nach Sach-
lage auf eine bzw mehrere der unter dem
ersten Gedankenstrich genannten Gemein-
schaften;

— der Ausdruck „neue Mitgliedstaaten" auf das
Königreich Norwegen, die Republik Öster-
reich, die Republik Finnland und das
Königreich Schweden;

— der Ausdruck „Organe" auf die durch die
ursprünglichen Verträge geschaffenen
Organe.

Artikel 2

Ab dem Beitritt sind die ursprünglichen Verträge
und die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der
Organe für die neuen Mitgliedstaaten verbindlich
und gelten in diesen Staaten nach Maßgabe der
genannten Verträge und dieser Akte.

Artikel 3

Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich, im
Hinblick auf diejenigen Übereinkommen oder
Instrumente in den Bereichen Justiz und Inneres,
die von der Erreichung der Ziele des EU-Vertrags
nicht zu trennen sind,

— denjenigen, die bis zum Beitritt zur Unter-
zeichnung durch die derzeitigen Mitglied-
staaten aufgelegt worden sind, sowie den-
jenigen, die vom Rat gemäß Titel VI des
EU-Vertrags ausgearbeitet und den Mitglied-
staaten zur Annahme empfohlen worden
sind, beizutreten;

— Verwaltungs- und sonstige Vorkehrungen
wie etwa diejenigen einzuführen, die von
den derzeitigen Mitgliedstaaten oder vom
Rat bis zum Tag des Beitritts angenommen
wurden, um die praktische Zusammenarbeit
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zwischen in den Bereichen Justiz und Inneres
tätigen Einrichtungen und Organisationen
der Mitgliedstaaten zu erleichtern.

Artikel 4

(1) Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese
Akte den Beschlüssen und Vereinbarungen der im
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der
Mitgliedstaaten bei. Sie verpflichten sich, ab dem
Beitritt allen sonstigen von den derzeitigen
Mitgliedstaaten für das Funktionieren der Union
oder in Verbindung mit deren Tätigkeit geschlos-
senen Übereinkünften beizutreten.

(2) Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich,
den in Artikel 220 des EG-Vertrags vorgesehenen
Übereinkommen und den von der Verwirklichung
der Ziele des EG-Vertrags untrennbaren Überein-
kommen sowie den Protokollen über die Aus-
legung dieser Übereinkommen durch den Gerichts-
hof beizutreten, die von den derzeitigen Mitglied-
staaten unterzeichnet wurden, und zu diesem
Zweck mit den derzeitigen Mitgliedstaaten Ver-
handlungen im Hinblick auf die erforderlichen
Anpassungen aufzunehmen.

(3) Die neuen Mitgliedstaaten befinden sich
hinsichtlich der Erklärungen, Entschließungen oder
sonstigen Stellungnahmen des Europäischen Rates
oder des Rates sowie hinsichtlich der die Gemein-
schaften oder die Union betreffenden Erklärungen,
Entschließungen oder sonstigen Stellungnahmen,
die von den Mitgliedstaaten im gegenseitigen
Einvernehmen angenommen wurden, in derselben
Lage wie die derzeitigen Mitgliedstaaten; sie
werden demgemäß die sich daraus ergebenden
Grundsätze und Leitlinien beachten und die
gegebenenfalls zu ihrer Durchführung erforderli-
chen Maßnahmen treffen.

Artikel 5

(1) Die von einer der Gemeinschaften mit einem
oder mehreren dritten Staaten, mit einer inter-
nationalen Organisation oder mit einem Staats-
angehörigen eines dritten Staates geschlossenen
Abkommen oder Übereinkommen sind für die
neuen Mitgliedstaaten nach Maßgabe der
ursprünglichen Verträge und dieser Akte verbind-
lich.

(2) Die neuen Mitgliedstaaten verpflichten sich,
nach Maßgabe dieser Akte den von den derzeitigen
Mitgliedstaaten zusammen mit einer der Gemein-
schaften geschlossenen Abkommen oder Überein-
kommen sowie den von diesen Staaten geschlos-
senen Übereinkünften, die mit diesen Abkommen
oder Übereinkommen in Zusammenhang stehen,
beizutreten. Die Gemeinschaft und die derzeitigen
Mitgliedstaaten im Rahmen der Union leisten den
neuen Mitgliedstaaten hierbei Hilfe.

(3) Die neuen Mitgliedstaaten treten durch diese
Akte und unter den darin vorgesehenen Bedingun-
gen den internen Vereinbarungen bei, welche die
derzeitigen Mitgliedstaaten zur Durchführung der
Abkommen oder Übereinkommen im Sinne des
Absatzes 2 geschlossen haben.

(4) Die neuen Mitgliedstaaten ergreifen geeig-
nete Maßnahmen, um gegebenenfalls ihre Stellung
in bezug auf internationale Organisationen oder
diejenigen internationalen Übereinkünfte, denen
auch eine der Gemeinschaften oder andere
Mitgliedstaaten als Vertragspartei angehören, den
Rechten und Pflichten anzupassen, die sich aus
ihrem Beitritt zur Union ergeben.

Artikel 6

Artikel 234 des EG-Vertrags und die Artikel 105
und 106 des Euratom-Vertrags sind für die neuen
Mitgliedstaaten auf die vor ihrem Beitritt geschlos-
senen Abkommen und Vereinbarungen anwendbar.

Artikel 7

Die Bestimmungen dieser Akte können, soweit
darin nicht etwas anderes vorgesehen ist, nur nach
dem in den ursprünglichen Verträgen vorgesehenen
Verfahren, die eine Revision dieser Verträge
ermöglichen, ausgesetzt, geändert oder aufgeho-
ben werden.

Artikel 8

Die von den Organen erlassenen Rechtsakte, auf
die sich die in dieser Akte vorgesehenen Über-
gangsbestimmungen beziehen, bewahren ihren
Rechtscharakter; insbesondere bleiben die Verfah-
ren zur Änderung dieser Rechtsakte anwendbar.

Artikel 9

Die Bestimmungen dieser Akte, die eine nicht
nur vorübergehende Aufhebung oder Änderung
von Rechtsakten der Organe zum Gegenstand
haben oder bewirken, haben denselben Rechts-
charakter wie die durch sie aufgehobenen oder
geänderten Bestimmungen und unterliegen densel-
ben Regeln wie diese.

Artikel 10

Für die Anwendung der ursprünglichen Verträge
und der Rechtsakte der Organe gelten vorüber-
gehend die in dieser Akte vorgesehenen abweichen-
den Bestimmungen.
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ZWEITER TEIL
ANPASSUNGEN DER VERTRÄGE

TITEL I
INSTITUTIONELLE BESTIMMUNGEN

KAPITEL l

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT

Artikel 11

Artikel 2 des Aktes zur Einführung allgemeiner
unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des
Europäischen Parlaments, der dem Beschluß 76/
787/EGKS, EWG, Euratom beigefügt ist, erhält
folgende Fassung:

„Artikel 2

Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten
Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt:

Belgien 25
Dänemark 16
Deutschland 99
Griechenland 25
Spanien 64
Frankreich 87
Irland 15
Italien 87
Luxemburg 6
Niederlande 31
Norwegen 15
Österreich 21
Portugal 25
Finnland 16
Schweden 22
Vereinigtes Königreich 87"

KAPITEL 2

DER RAT

Artikel 12

Artikel 27 Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Arti-
kel 146 Absatz 2 des EG-Vertrags und Artikel 116
Absatz 2 des Euratom-Vertrags erhalten folgende
Fassung:

„Der Vorsitz im Rat wird von den Mitglied-
staaten nacheinander für je sechs Monate wahr-
genommen; die Reihenfolge wird vom Rat
einstimmig beschlossen."

Artikel 13

Artikel 28 des EGKS-Vertrags erhält folgende
Fassung:

„Artikel 28

Bei Anhörung des Rates durch die Kommission
berät der Rat, ohne notwendigerweise eine
Abstimmung vorzunehmen. Die Beratungsproto-
kolle werden der Kommission übermittelt.

Eine nach diesem Vertrag erforderliche Zustim-
mung des Rates gilt als erteilt, wenn dem von der
Kommission vorgelegten Vorschlag zustimmen

— die absolute Mehrheit der Vertreter der
Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimmen
der Vertreter von zwei Mitgliedstaaten, die
mindestens je ein Zehntel des Gesamtwerts
der Kohle- und Stahlproduktion in der
Gemeinschaft umfassen;

— oder, wenn bei Stimmengleichheit die
Kommission ihren Vorschlag nach einer
zweiten Beratung aufrechterhält, die Ver-
treter von drei Mitgliedstaaten, die minde-
stens je ein Zehntel des Gesamtwerts der
Kohle- und Stahlproduktion in der Gemein-
schaft umfassen.

Ist nach diesem Vertrag eine einstimmige
Entscheidung oder einstimmige Zustimmung erfor-
derlich, so sind hierzu die Stimmen aller Mitglieder
des Rates erforderlich. Bei der Anwendung der
Artikel 21, 32, 32 a, 45 b und 78 h dieses Vertrags
und des Artikels 16, des Artikels 20 Absatz 3, des
Artikels 28 Absatz 5 und des Artikels 44 des
Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs
steht jedoch die Stimmenthaltung von anwesenden
oder vertretenen Mitgliedern dem Zustandekom-
men von Beschlüssen des Rates, zu denen
Einstimmigkeit erforderlich ist, nicht entgegen.

Mit Ausnahme der Entscheidungen, die einer
qualifizierten Mehrheit oder der Einstimmigkeit
bedürfen, werden die Entscheidungen des Rates
mit der Mehrheit seiner Mitglieder getroffen; diese
Mehrheit gilt als erreicht, wenn sie die absolute
Mehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten ein-
schließlich der Stimmen der Vertreter von zwei
Mitgliedstaaten enthält, die mindestens je ein
Zehntel des Gesamtwerts der Kohle- und Stahl-
produktion in der Gemeinschaft umfassen. Die
Stimmen der Mitglieder des Rates werden bei der
Anwendung der Artikel 45 b, 78 und 78 b dieses
Vertrags, nach denen die qualifizierte Mehrheit
erforderlich ist, jedoch wie folgt gewogen:

Belgien
Dänemark
Deutschland

5
3

10
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Griechenland 5
Spanien 8
Frankreich 10
Irland 3
Italien 10
Luxemburg 2
Niederlande 5
Norwegen 3
Österreich 4
Portugal 5
Finnland 3
Schweden 4
Vereinigtes Königreich 10

Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür
mindestens vierundsechzig Stimmen, welche die
Zustimmung von mindestens elf Mitgliedern
umfassen, abgegeben werden.

Jedes Mitglied des Rates kann bei Abstim-
mungen nur für eines der anderen Mitglieder
mitstimmen.

Der Rat verkehrt mit den Mitgliedstaaten über
seinen Präsidenten.

Die Beschlüsse des Rates werden in der von ihm
bestimmten Weise veröffentlicht."

Artikel 14

Artikel 95 Absatz 4 des EGKS-Vertrags erhält
folgende Fassung:

„Diese Änderungen werden als Vorschläge von
der Kommission und dem mit einer Mehrheit von
dreizehn Sechzehnteln seiner Mitglieder beschlie-
ßenden Rat in gegenseitigem Einvernehmen
aufgestellt und dem Gerichtshof zur Stellung-
nahme unterbreitet. Der Gerichtshof hat für seine
Prüfung eine tatsächlich und rechtlich unbe-
schränkte Nachprüfungsbefugnis. Stellt der
Gerichtshof aufgrund seiner Prüfung fest, daß die
Vorschläge mit den Bestimmungen des vorstehen-
den Absatzes übereinstimmen, so werden die
Vorschläge dem Europäischen Parlament zuge-
leitet; sie treten in Kraft, wenn sie mit einer
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen
Stimmen und zwei Dritteln der Mitglieder des
Europäischen Parlaments gebilligt werden."

Artikel 15
(1) Artikel 148 Absatz 2 des EG-Vertrags und

Artikel 118 Absatz 2 des Euratom-Vertrags erhal-
ten folgende Fassung:

„(2) Ist zu einem Beschluß des Rates die
qualifizierte Mehrheit erforderlich, so werden die
Stimmen der Mitglieder wie folgt gewogen:
Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien

5
3

10
5
8

Frankreich 10
Irland 3
Italien 10
Luxemburg 2
Niederlande 5
Norwegen 3
Österreich 4
Portugal 5
Finnland 3
Schweden 4
Vereinigtes Königreich 10

Beschlüsse des Rates kommen zustande mit einer
Mindeststimmenzahl von

— vierundsechzig Stimmen in den Fällen, in
denen die Beschlüsse nach diesem Vertrag
auf Vorschlag der Kommission zu fassen
sind;

— vierundsechzig Stimmen, welche die Zustim-
mung von mindestens elf Mitgliedern
umfassen, in allen anderen Fällen."

(2) Artikel J. 3 Nummer 2 Unterabsatz 2 des
EU-Vertrags erhält folgende Fassung:

„Bei den Beschlüssen des Rates, für die nach
Unterabsatz l eine qualifizierte Mehrheit erforder-
lich ist, werden die Stimmen der Mitglieder nach
Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Gemeinschaft gewogen;
Beschlüsse kommen mit einer Mindeststimmenzahl
von vierundsechzig Stimmen zustande, welche die
Zustimmung von mindestens elf Mitgliedern
umfassen."

(3) Artikel K.4 Absatz 3 Unterabsatz 2 des EU-
Vertrags erhält folgende Fassung:

„Ist für einen Beschluß des Rates die qualifizierte
Mehrheit erforderlich, so werden die Stimmen der
Mitglieder nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft
gewogen; Beschlüsse kommen mit einer Mindest-
stimmenzahl von vierundsechzig Stimmen zustan-
de, welche die Zustimmung von mindestens elf
Mitgliedern umfassen."

(4) Nummer 2 Unterabsatz 2 Satz l des dem
EG-Vertrag beigefügten Protokolls über die
Sozialpolitik erhält folgende Fassung:

„Abweichend von Artikel 148 Absatz 2 des
Vertrags kommen die Rechtsakte des Rates nach
diesem Protokoll, die mit qualifizierter Mehrheit
anzunehmen sind, mit einer Mindeststimmenzahl
von vierundfünfzig Stimmen zustande."

KAPITEL 3

DIE KOMMISSION

Artikel 16

Artikel 9 Absatz l Unterabsatz l des EGKS-
Vertrags, Artikel 157 Absatz l Unterabsatz l des
EG-Vertrags und Artikel 126 Absatz l Unterab-
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satz l des Euratom-Vertrags erhalten folgende
Fassung:

„(1) Die Kommission besteht aus einundzwanzig
Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen
Befähigung ausgewählt werden und volle Gewähr
für ihre Unabhängigkeit bieten müssen."

KAPITEL 4
DER GERICHTSHOF

Artikel 17

(1) Artikel 32 Absatz l des EGKS-Vertrags,
Artikel 165 Absatz l des EG-Vertrags und Arti-
kel 137 Absatz l des Euratom-Vertrags erhalten
folgende Fassung:

„Der Gerichtshof besteht aus siebzehn Richtern."

(2) Artikel 2 Absatz l des Beschlusses 88/591/
EGKS, EWG, Euratom des Rates erhält folgende
Fassung:

„Das Gericht besteht aus sechzehn Mitgliedern."

Artikel 18

Artikel 32 Absatz 2 des EGKS-Vertrags, Arti-
kel 165 Absatz 2 des EG-Vertrags, Artikel 137
Absatz 2 des Euratom-Vertrags und Artikel 18
Absatz l des Protokolls über die Satzung des
Gerichtshofs der EGKS erhalten folgende Fassung:

„Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann
jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei, fünf
oder sieben Richtern bilden, die bestimmte
vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte
Gruppen von Rechtssachen entscheiden; hierfür
gelten die Vorschriften einer besonderen Rege-
lung."

Artikel 19

Artikel 18 Absatz 2 des Protokolls über die
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl, Artikel 15 des
Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Gemeinschaft und Artikel 15 des
Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs der
Europäischen Atomgemeinschaft erhalten folgende
Fassung:

„Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung mit
einer ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam
entscheiden. Die in Vollsitzungen getroffenen
Entscheidungen des Gerichtshofs sind gültig, wenn
neun Richter anwesend sind. Die Entscheidungen
der Kammern mit drei oder fünf Richtern sind nur
dann gültig, wenn sie von drei Richtern getroffen
werden. Die Entscheidungen der Kammern mit
sieben Richtern sind nur dann gültig, wenn sie von
fünf Richtern getroffen werden. Bei Verhinderung
eines Richters einer Kammer kann nach Maßgabe
der Verfahrensordnung ein Richter einer anderen
Kammer herangezogen werden."

Artikel 20

Artikel 32 a Absatz l des EGKS-Vertrags, Arti-
kel 166 Absatz l des EG-Vertrags und Artikel 138
Absatz l des Euratom-Vertrags erhalten folgende
Fassung:

„Der Gerichtshof wird von acht Generalanwäl-
ten unterstützt."

Artikel 21

Artikel 32 b Absätze 2 und 3 des EGKS-
Vertrags, Artikel 167 Absätze 2 und 3 des EG-
Vertrags und Artikel 139 Absätze 2 und 3 des
Euratom-Vertrags erhalten folgende Fassung:

„Alle drei Jahre findet eine teilweise Neube-
setzung der Richterstellen stattt. Sie betrifft
abwechselnd je neun und acht Richter.

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neube-
setzung der Stellen der Generalanwälte statt. Sie
betrifft jedesmal vier Generalanwälte."

KAPITEL 5

DER RECHNUNGSHOF

Artikel 22

Artikel 45 b Absatz l des EGKS-Vertrags, Arti-
kel l88 b Absatz l des EG-Vertrags und Arti-
kel 160 b Absatz l des Euratom-Vertrags erhalten
folgende Fassung:

„(1) Der Rechnungshof besteht aus sechzehn
Mitgliedern."

KAPITEL 6

DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIAL-
AUSSCHUSS

Artikel 23

Artikel 194 Absatz l des EG-Vertrags und
Artikel 166 Absatz l des Euratom-Vertrags erhal-
ten folgende Fassung:

„Die Zahl der Mitglieder des Wirtschafts- und
Sozialausschusses wird wie folgt festgesetzt:

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal

12
9

24
12
21
24
9

24
6

12
9

12
12
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Finnland 9
Schweden 12
Vereinigtes Königreich 24"

KAPITEL 7
DER AUSSCHUSS DER REGIONEN

Artikel 24

Artikel 198 a Absatz 2 des EG-Vertrags erhält
folgende Fassung:

„Die Zahl der Mitglieder des Ausschusses der
Regionen wird wie folgt festgesetzt:

Belgien 12
Dänemark 9
Deutschland 24
Griechenland 12
Spanien 21
Frankreich 24
Irland 9
Italien 24
Luxemburg 6
Niederlande 12
Norwegen 9
Österreich 12
Portugal 12
Finnland 9
Schweden 12
Vereinigtes Königreich 24"

KAPITEL 8

DER BERATENDE AUSSCHUSS DER EGKS

Artikel 25

Artikel 18 Absatz l
folgende Fassung:

des EGKS-Vertrags erhält

„Bei der Kommission wird ein Beratender
Ausschuß gebildet. Er besteht aus mindestens
siebenundachtzig und höchstens einhundertelf
Mitgliedern, und zwar aus einer gleichen Anzahl
von Vertretern der Erzeuger, der Arbeitnehmer
sowie der Verbraucher und Händler."

KAPITEL 9

DER AUSSCHUSS FÜR WISSENSCHAFT
UND TECHNIK

Artikel 26

Artikel 134 Absatz 2 Unterabsatz l des Eur-
atom-Vertrags erhält folgende Fassung:

„(2) Der Ausschuß besteht aus neununddreißig
Mitgliedern, die vom Rat nach Anhörung der
Kommission ernannt werden."

TITEL II
SONSTIGE ANPASSUNGEN

Artikel 27

Artikel 227 Absatz l des EG-Vertrags erhält
folgende Fassung:

„(1) Dieser Vertrag gilt für das Königreich
Belgien, das Königreich Dänemark, die Bundes-
republik Deutschland, die Griechische Republik,
das Königreich Spanien, die Französische Repu-
blik, Irland, die Italienische Republik, das Groß-
herzogtum Luxemburg, das Königreich der Nie-
derlande, das Königreich Norwegen, die Republik
Österreich, die Portugiesische Republik, die
Republik Finnland, das Königreich Schweden und
das Vereinigte Königreich Großbritannien und
Nordirland."

Artikel 28

Folgender Wortlaut wird dem Artikel 227
Absatz 5 des EG-Vertrags als Buchstabe d, dem

Artikel 79 des EGKS-Vertrags als Buchstabe d und
dem Artikel 198 des Euratom-Vertrags als Buch-
stabe e angefügt:

„Dieser Vertrag findet auf die Alandinseln keine
Anwendung. Die Regierung Finnlands kann jedoch
durch eine Erklärung, die sie bei Ratifikation dieses
Vertrags bei der Regierung der Italienischen
Republik hinterlegt, notifizieren, daß der Vertrag
entsprechend den Bestimmungen in Protokoll
Nr. 2 zur Akte über den Beitritt des Königreichs
Norwegen, der Republik Österreich, der Republik
Finnland und des Königreichs Schweden zur
Europäischen Union auf die Alandinseln Anwen-
dung findet. Die Regierung der Italienischen
Republik übermittelt den Mitgliedstaaten eine
beglaubigte Abschrift jeder Erklärung."
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DRITTER TEIL
ANPASSUNGEN DER RECHTSAKTE DER ORGANE

Artikel 29

Die in Anhang I aufgeführten Rechtsakte sind
Gegenstand der in jenem Anhang festgelegten
Anpassungen.

Artikel 30

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpas-
sungen der in Anhang II aufgeführten Rechtsakte
werden im Einklang mit den dort aufgestellten
Leitlinien nach dem Verfahren und nach Maßgabe
,des Artikels 169 vorgenommen.

VIERTER TEIL
ÜBERGANGSMASSNAHMEN

TITEL I
INSTITUTIONELLE BESTIMMUNGEN

Artikel 31

(1) Innerhalb der ersten beiden Jahre nach dem
Beitritt führt jeder der neuen Mitgliedstaaten eine
Wahl zum Europäischen Parlament durch, bei der
die in Artikel 11 festgesetzte Anzahl von Abge-
ordneten durch das Volk in allgemeiner unmittel-
barer Wahl nach Maßgabe des Aktes vom
20. September 1976 zur Einführung allgemeiner
unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des
Europäischen Parlaments gewählt wird.

(2) Für die Zeit vom Beitritt bis zu der
jeweiligen Wahl nach Absatz l werden die Abge-
ordneten der neuen Mitgliedstaaten im Euro-
päischen Parlament durch die Parlamente dieser

Staaten aus ihrer Mitte nach dem von, dem
betreffenden Staat festgelegten Verfahren ernannt.

(3) Jeder der neuen Mitgliedstaaten kann jedoch
beschließen, Wahlen zum Europäischen Parlament
in dem Zeitraum zwischen der Unterzeichnung
und dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags gemäß
dem dieser Akte beigefügten Protokoll Nr. 8
durchzuführen.

(4) Das Mandat der nach Absatz l oder
Absatz 3 gewählten Abgeordneten endet zur
gleichen Zeit wie das Mandat der in den
derzeitigen Mitgliedstaaten für den Fünfjahreszeit-
raum 1994—1999 gewählten Abgeordneten.

TITEL II
ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DAS KÖNIGREICH NORWEGEN

KAPITEL l
FREIER WARENVERKEHR

ABSCHNITT I
NORMEN UND UMWELT

Artikel 32

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab
dem Beitritt finden die in Anhang III genannten
Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und
entsprechend den darin festgelegten Bedingungen
keine Anwendung auf das Königreich Norwegen.

(2) Die in Absatz l genannten Bestimmungen
werden innerhalb dieses Zeitraums im Einklang mit
den EG-Verfahren überprüft.

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung
gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende

der in Absatz l genannten Übergangszeit für die
neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedin-
gungen wie für die derzeitigen Mitgliedstaaten.

ABSCHNITT II

VERSCHIEDENES

Artikel 33

Während eines Zeitraums von drei Jahren ab
dem Beitritt kann das Königreich Norwegen sein
derzeitiges nationales System für die Sortierung
von Rohholz insofern weiter anwenden, als die
einschlägigen innerstaatlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht in
bezug auf den Binnenmarkt oder den Handel mit
Drittländern, insbesondere Artikel 6 der Richtlinie
68/89/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
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ten der Mitgliedstaaten für die Sortierung von
Rohholz, vereinbar sind.

Während desselben Zeitraums wird die Richt-
linie 68/89/EWG nach den Verfahren des EG-
Vertrags überprüft.

KAPITEL 2

FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENST- .
LEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR

Artikel 34

Abweichend von den Verpflichtungen im
Rahmen der die Europäische Union begründen-
den Verträge kann das Königreich Norwegen
seine bestehenden Rechtsvorschriften betreffend
Zweitwohnungen während eines Zeitraums von
fünf Jahren ab dem Beitritt beibehalten.

Artikel 35

Das Königreich Norwegen kann während eines
Zeitraums von drei Jahren ab dem Beitritt weiterhin
gegenüber nichtnorwegischen Staatsangehörigen
Beschränkungen hinsichtlich des Eigentums an
norwegischen Fischereifahrzeugen anwenden.

KAPITEL 3

FISCHEREI

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 36

(1) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes
bestimmt ist, finden die Vorschriften dieser Akte
auf den Fischereisektor Anwendung.

(2) Die Artikel 148 und 149 finden auf
Fischereierzeugnisse Anwendung.

ABSCHNITT II

ZUGANG ZU GEWÄSSERN UND
RESSOURCEN

Artikel 37

Sofern in diesem Kapitel nichts anderes
bestimmt ist, bleibt die Regelung dieses Abschnitts
über den Zugang zu Gewässern während einer
Übergangszeit anwendbar; diese endet mit dem
Beginn der Anwendung der gemeinschaftlichen
Regelung für die Fischereierlaubnis, auf keinen Fall
jedoch nach Ablauf des in Artikel 14 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom
20. Dezember 1992 zur Einführung einer gemein-
schaftlichen Regelung für die Fischerei und die
Aquakultur festgelegten Zeitraums.

Unterabschnitt I
Fischereifahrzeuge Norwegens

Artikel 38

Zum Zweck ihrer Einbeziehung in die mit der
Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eingeführte
gemeinschaftliche Regelung für die Fischerei und
die Aquakultur gilt für den Zugang von Fischerei-
fahrzeugen unter der Flagge Norwegens, die in
einem norwegischen Hafen eingeschrieben oder
registriert sind, im folgenden „Fischereifahrzeuge
Norwegens" genannt, zu den der Hoheitsgewalt
oder Gerichtsbarkeit der derzeitigen Mitgliedstaaten
unterliegenden Gewässern die Regelung dieses
Unterabschnitts.

Ab dem Beitritt stellt diese Zugangsregelung
sicher, daß Norwegen die Fischereimöglichkeiten
nach Artikel 44 behält.

Artikel 39

(1) Bis zur Einbeziehung der Sonderregelung
nach den Artikeln 156 bis 165 und 347 bis 352 der
Akte über den Beitritt Spaniens und Portugals in die
allgemeine Regelung der Gemeinsamen Fischerei-
politik nach der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92
kann lediglich 441 Fischereifahrzeugen Norwegens
des Anhangs IV, nachstehend „Basisliste" genannt,
die Ausübung der Fangtätigkeit in den ICES-
Bereichen Vb, VI und VII gestattet werden. In der
Zeit vom Beitritt bis zum 31. Dezember 1995 ist das
Gebiet südlich von 56° 30' nördlicher Breite, östlich
von 12° westlicher Länge und nördlich von 50° 30'
nördlicher Breite für die Fischerei mit Ausnahme der
Langleinenfischerei geschlossen.

(2) Die gleichzeitige Ausübung der Fangtätigkeit
zum Fischen demersaler Arten ist nur 165
Standardschiffen der Basisliste gestattet; Voraus-
setzung dafür ist, daß sie in einem von der
Kommission beschlossenen periodischen Verzeich-
nis enthalten sind.

(3) Als Standardschiff gilt ein Schiff mit einer
Bremskraft von 511 Kilowatt (kW). Für Schiffe mit
einer anderen Antriebskraft gelten folgende
Umrechnungssätze :

— weniger als 219 kW: 0,57,
— gleich oder mehr als 219 kW, jedoch

weniger als 292 kW: 0,76,
— gleich oder mehr als 292 kW, jedoch

weniger als 365 kW 0,85,
— gleich oder mehr als 365 kW, jedoch

weniger als 438 kW: 0,90,
— gleich oder mehr als 438 kW, jedoch

weniger als 511 kW 0,96,
— gleich oder mehr als 511 kW, jedoch

weniger als 584 kW: 1,00,
— gleich oder mehr als 584 kW, jedoch

weniger als 730 kW 1,07,
— gleich oder mehr als 730 kW, jedoch nicht

mehr als 876 kW: 1,11,
— mehr als 876 kW: 2,25,
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— Langleinen-Fischereifahrzeuge: 1,00,
— Langleinen-Fischereifahrzeuge mit einer Vor-

richtung zur automatischen Betonnung oder
zur mechanischen Einholung der Leinen. 2,00.

(4) In der Zeit vom l. Dezember bis zum 31. Mai
ist nur 60 Fischereifahrzeugen und in der Zeit vom
1. Juni bis zum 30. November nur 30 Fischerei-
fahrzeugen die gleichzeitige Ausübung der Fangtä-
tigkeit zum Fischen pelagischer Arten gestattet.

(5) Anpassungen der Basisliste wegen Außer-
dienststellung eines Fischereifahrzeugs vor dem
Beitritt aufgrund höherer Gewalt werden spätestens
am 1. Januar 1995 nach dem Verfahren des
Artikels 18 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92
beschlossen. Diese Anpassungen dürfen weder zu
einer Änderung der Zahl der Fischereifahrzeuge und
ihrer Aufteilung auf die einzelnen Kategorien noch
zu einer Erhöhung der Gesamttonnage oder der
Gesamtantriebskraft jeder Kategorie führen. Außer-
dem dürfen nur solche Fischereifahrzeuge Norwe-
gens als Ersatz benannt werden, die in der Liste des
Anhangs V aufgeführt sind.

(6) Die Anzahl der Standardschiffe nach
Absatz 2 kann nach dem Verfahren des Arti-
kels 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/
92 entsprechend der Entwicklung der Norwegen
zugeteilten Fangmöglichkeiten für Fischbestände
erhöht werden, deren Grad der Befischung nach
Artikel 8 der genannten Verordnung begrenzt ist.

(7) In dem Maße, wie die in der Basisliste
genannten Schiffe nach dem Beitritt außer Dienst
gestellt oder verschrottet und in der Basisliste
gestrichen werden, können sie durch Schiffe
derselben Kategorie mit einer Antriebskraft ersetzt
werden, die diejenige der gestrichenen Schiffe
nicht übersteigt.

Die Bedingungen für die Ersetzung nach
Unterabsatz l finden nur insoweit Anwendung,
als die Kapazität der Fischereiflotte der derzeitigen
Mitgliedstaaten in den Gemeinschaftsgewässern
des Atlantik nicht vergrößert wird.

(8) Die Bestimmungen, die die Einhaltung der
Regelung durch die Beteiligten sicherstellen sollen,
einschließlich der Bestimmungen, die sich auf die
Möglichkeit beziehen, dem betreffenden Fische-
reifahrzeug die Ausübung der Fangtätigkeit
während eines bestimmten Zeitraums nicht zu
gestatten, werden nach dem Verfahren des
Artikels 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 vor dem 1. Januar 1995 erlassen.

Artikel 40
(1) Vom Zeitpunkt der Einbeziehung der

Sonderregelung nach den Artikeln 156 bis 165
und 347 bis 352 der Akte über den Beitritt
Spaniens und Portugals in die allgemeine Regelung
der Gemeinsamen Fischereipolitik nach der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3760/92 bis zum Beginn der
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für

die Fischereierlaubnis können die Fischereifahrzeu-
ge Norwegens ihre Fangtätigkeiten in den
Artikel 39 unterliegenden Gewässern unter den
vom Rat nach dem Verfahren des Artikels 8
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92
festgelegten Bedingungen ausüben.

(2) Der in Absatz l vorgesehene Zugang muß
entsprechend demjenigen geregelt werden, wie er
für Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines
Mitgliedstaats der derzeitigen Union, nachstehend
„Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union"
genannt, in den Gemeinschaftsgewässern nördlich
von 62° nördlicher Breite gilt.

Artikel 41
Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung

der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Norwegens
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbar-
keit der Mitgliedstaaten der derzeitigen Union
unterliegenden Gewässern in den ICES-Berei-
chen II a, III a (Skagerrak) ') und IV Fischereitätig-
keiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben,
wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags galten und in den einschlägigen
Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 3691/93
des Rates vorgesehen sind.

Artikel 42
Die technischen Verfahren; die zur Gewähr-

leistung der Anwendung der Artikel 39, 40 und 41
notwendig sind, werden vor dem 1. Januar 1995
nach dem Verfahren des Artikels 18 der Verord-
nung (EWG) Nr. 3760/92 beschlossen.

Artikel 43
Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung

der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Norwegens
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Schwedens unterliegenden Gewässern
Fischereitätigkeiten in dem ICES-Bereich III a
(Skagerrak) unter den gleichen Bedingungen
auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem Inkraft-
treten des Beitrittsvertrags galten.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden bis zum 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.

Artikel 44

(1) Der Anteil der Norwegen zuzuweisenden
gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten für
Bestände, die einer Fangbeschränkung unterlie-
gen, wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt
wie folgt festgelegt:

') Das Skagerrak ist als das Gebiet definiert, das wie
folgt begrenzt wird: im Westen durch eine Linie vom
Leuchtturm von Hanstholm zum Leuchtturm von
Lindesnes und im Süden von einer Linie vom Leuchtturm
von Skagen zum Leuchtturm von Tistlarna und von dort
zum näcnstgelegenen Punkt an der schwedischen Küste.
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Arten

Hering

Hering 3)
;

Hering

Sprotte

Lodde

Kabeljau

Kabeljau

Kabeljau

Kabeljau

Kabeljau

Kabeljau

Schellfisch

Schellfisch

Schellfisch

Schellfisch

Seelachs

Seelachs

Wittling

Wittling

Seehecht

Seehecht

Makrele

Makrele

Makrele

Scholle

Scholle

Seezunge

Garnelen

ICES ')- oder NAFO 2)-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

III a

II a 4), TV, VII d

V b 5), VI a nördlich von 56° Nord, VI b

III a

NAFO 3NO

I 6), II 6) 12)

I 8), II a 8)

III a Skagerrak 9)

III a 10)

II a 4), IV

NAFO 3M

I, II 6) 12)

II a8)

III a, III b, c, d 5)

II a 4), IV

I, II 12)

II a 4), III 5), IV

III a

II a 4), IV

III 5)

II a 4), IV

II a 4), III 5), IV

II a 14)

V b 5), VI, VII, VIII a, b, d, e, XII, XIV

III a Skagerrak

III a 4), IV

III 5)

III a

Anteile Norwegens
(vH)

13,375

29,520

10,082

7,303

92,308

7 )

100,000

3,202

100,000

6,425

15,663 11)

94,838

100,000

4,172

13,878

95,768

45,895

1,824

9,906

5,642

14,896

65,395 13)

88,543 13) 19)

3,911

2,000

2,348

2,001

46,609
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Arten

Garnelen

Kaisergranat

Kaisergranat

Kaisergranat

Kaisergranat

Lodde

Lodde

Hering

Hering

ICES 1)- oder NAFO 2)-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

IV 14)

III a 15), III b, c, d 5)

III a 16)

II a 4), IV 6)

IV 8)

I 14), II a 14), II b 14) 17)

Jan Mayen 18)

I, II, XIV

Fjord von Trondheim 10)

Anteile Norwegens
(vH)

80,000

1,668

100,000

0,765

100,000

100,000

100,000

100,000 20)

100,000

1) Internationaler Rat für Meeresforschung.
2) Übereinkommen über die zukünftige multilaterale Fischereizusammenarbeit im Nordwestatlantik („NAFO-

Übereinkommen").
3) Mit Ausnahme von norwegischem frühjahrslaichendem Hering.4) Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft.
5) Gemeinschaftsgewasser.
6) Mit Ausname der Gewässer innerhalb von 12 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien.
7) Bis zum 31. Dezember 1997 entspricht die norwegische Quote der der Union zur Verfügung stehenden

Menge minus 2,9 vH der TAC plus 11 000 Tonnen. Ab dem 1. Januar 1998 ist der norwegische Anteil gleich der der
Union zur Verfügung stehenden Menge minus 4,470 vH der TAC. Ab dem Zeitpunkt, zu dem die Zuständigkeit für
die Festsetzung der TAC auf die Union übergeht, wird der Anteil Norwegens als Prozentsatz der der Union zur
Verfügung stehenden Quote auf der Grundlage des Jahres 1994 festgesetzt.

8) In den Gewässern innerhalb von 12 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien.

9) Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb der norwegischen Basislinien.
10) Gewässer innerhalb der norwegischen Basislinien.

11) Diese Zuteilung berücksichtigt nicht die vereinbarte Übertragung von l 000 Tonnen von Norwegen auf

bestimmte Mitgliedstaaten der derzeitigen Union.
12} Mit Ausnahme der Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft.

13) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereierlaubnis kann bis zu

einem Drittel der in diesem Bewirtschaftungsgebiet zugewisenen Quote in einem oder den beiden anderen
Bewirtschaftungsgebieten für Makrelen gemäß dieser Tabelle gefangen werden. Desgleichen können bis zu einem
Drittel der Quoten für westliche Makrelen, die der derzeigen Union zugewiesen sind, in einem oder den beiden
anderen Bewirtschaftungsgebieten gefangen werden. Die vorstehende Bestimmung läßt die Flexibilität unberührt, die
nach bestehenden Vereinbarungen zwischen der derzeitigen Union und Norwegen vorgesehen ist.

14) In den Gewässern unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens.15) Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb von 4 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien.16) In den Gewässern innerhalb von 4 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien.17) Mit Ausnahme der Zone von Jan Mayen.18) Gewässer um die Insel Jan Mayen unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens.19) Einschließlich Fänge in internationalen Gewässern des ICES-Bereichs II. Desgleichen werden die von

Mitgliedstaaten der derzeitigen in internationalen Gewässern des ICES-Bereichs II getätigten Fängen gegen die für die
Bereiche V b (Gemeinschaftsgewasser), VI, VII, VIII a, b, d, e, XII und XIV zugewiesenen Quoten aufgerechnet.

20) Dieser Prozentsatz gilt lediglich für den Teil der TAC, der in Gewässern unter der Hoheitsgewalt oder
Gerichtsbarkeit Norwegens innerhalb des Referenzgebiets gefischt werden kann. Er umfaßt auch Fänge von
norwegischen frühjahrslaichenden Heringen in Gewässern des ICES-Bereichs IV a innerhalb von 12 Seemeilen,
berechnet ab den norwegischen Basislinien.

(2) Die Norwegen zugewiesenen Anteile der
gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten werden
gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erstmalig vor dem 1. Januar 1995
festgelegt.

(3) Die Norwegen zugewiesenen Anteile an Arten,
die keinen Nutzungsbeschränkungen in Form von
Fangbeschränkungen unterliegen oder für die TAC
gelten, die jedoch nicht auf die Mitgliedstaaten der
derzeitigen Union aufgeteilt sind, werden wie folgt
nach Art und Zone pauschal festgesetzt:



2220 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Arten

Sandaal

Blauleng

Leng

Brosme

Hundshai

Riesenhai (Leber)

Heringshai

Tiefseegarnele

Kombinierte Quote 3)

Andere Arten

Schwarzer Heilbutt

Sprotte

Stintdorsch

Stöcker

Blauer Wittling

ICES-Bereich
Referenzgebiete

IV1)

II a '), IV &1). V b 2), VI 1), VII 1)

II a 1), IV 1), V b 2), VI 1), VII 1)

II a 1), IV 1), V b 2), VI 1), VII 1)

IV '), VI '), VII ')

IV 1), VI 1), VII 1)

IV 1), VI 1), VII 1)

IV 1)
V b 2), VI '), VII ')

II a '), IV ')

II a '), IV ')

II a '), IV ')

II a '), IV ')

II a '), IV ')

I I 1), IV1), V b 1 ) , VI1), V I I 1 )

Anteile
Norwegens
(Tonnen)

34000

1 000

13 400

6 600

2660

160

200

100

2 000

7460

1 700

6 800

20 000

5 000

186700

1)Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft.

2) Gemeinschaftsgewasser.
3) Langleinen für Grenadierfische, Rattenschwänze, Mora mora und Gabeldorsch.

(4) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der
gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereier-
laubnis darf in den Gewässern der derzeitigen
Gemeinschaft die Fangtätigkeit der Fischerei-
fahrzeuge Norwegens bei nicht regulierten und
nicht zugewiesenen Arten die Mengen nicht
übersteigen, die unmittelbar vor dem Inkrafttreten
des Beitrittsvertrags gefangen wurden.

Unterabschnitt II

Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union

Artikel 45

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis entspricht die Gesamtheit der Bestim-
mungen über die Ausübung der Fischereitätigkeit
durch Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union in
den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit
Norwegens nördlich von 62° nördlicher Breite
unterliegenden Gewässern denjenigen, die unmit-

telbar vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
galten.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden bis zum 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.

Artikel 46

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge der der-
zeitigen Union befugt, in den der Hoheitsgewalt
oder Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden
Gewässern in den ICES-Bereichen IIIa und IV
Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingun-
gen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden bis zum 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.
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Artikel 47
(1) Der Anteil der der derzeitigen Union

zuzuweisenden gemeinschaftlichen Fischereimög-
lichkeiten in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Norwegens unterliegenden Gewässern an

anderen Beständen als denen, die derzeitig von der
Union und Norwegen gemeinsam bewirtschaftet
werden und die Fangbeschränkungen unterliegen,
wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie
folgt festgelegt:

Arten

Kabeljau

Makrele

Schellfisch

Seelachs

Rotbarsch

Schwarzer Heilbutt

Tiefseegarnele

ICES-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

I 2), II 2) 4)

II a 1)

I 2), II 2) 4)

I, II 4)

I, II 4)

I, II 4)

IV1)

Anteile der
derzeitigen
Union (vH)

4,470 1) 7

11,457

5,162 7)

4,232 7)

7,947 5) •) 0

2,585 5) 7)

20,000

') Gewässer unter der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens.
2) Außer in den Gewässern innerhalb von 12 Seemeilen, gemessen ab den norwegischen Basislinien.
3) Ausgedrückt als Prozentsatz der TAC. Bis zum 31. Dezember 1997 beträgt der Anteil 2,9 vH plus der

Kohäsions-Kabeljauquote von 11 000t. Ab dem I.Januar 1998 entsprechen 1,57 vH der TAC der Kohäsions-
Kabeljauquote. Auf die Kohäsions-Kabeljauquote wird eine zusätzliche Beifangquote von 10 vH, ausgedrückt als
Kabeljauäquivalent, angewandt. Zu dem Zeitpunkt, zu dem die Zuständigkeit für die Festsetzung der TAC auf die
Union übergeht, wird der Anteil der derzeitigen Union als Prozentsatz der der Union zur Verfügung stehenden Quote
auf der Grundlage des Jahres 1994 festgesetzt.

4) Mit Ausnahme der Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft.
5) Ausgedrückt als Prozentsatz der TAC für den Bestand. Ist keine TAC festgesetzt, so ist auf die vom ACFM

empfohlene TAC zurückzugreifen.
') Bei dieser Zuweisung ist die Übertragung von l 500 Tonnen von Norwegen auf die derzeitige Gemeinschaft

nicht berücksichtigt, wie sie sich aus den Vereinbarungen von 1992 ergibt.
7) Unbeschadet der Rechte und Verpflichtungen der Gemeinschaft gegenüber anderen Staaten und nach

internationalen Abkommen.

(2) Die der derzeitigen Union zugewiesenen
Fischereimöglichkeiten werden gemäß Artikel 8
Absatz 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92
erstmalig vor dem 1.Januar 1995 festgelegt.

(3) Die der derzeitigen Union zugewiesenen
Anteile in den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbar-
keit Norwegens unterliegenden Gewässern an
Arten, die keinen Nutzungsbeschränkungen in
Form von Fangbeschränkungen unterliegen, wer-
den wie folgt nach Art und Zone pauschal festgelegt:

Arten

Stintdorsch

Sandaal

Blauer Wittling

Andere Arten

Andere Arten

ICES-Bereich
Referenzgebiete

I V 1 )
Iv1)
II 1)
IV 1)
I '), II a, b 1 )

Anteile der
derzeitigen Union

(t)

52 000

159 000

1 000

7 950 2)

520 3)

') Gewässer unter der Hoheitseewalt oder Gerichtsbarkeit Norwegens.
2) Diese Menge kann entsprechend der Entwicklung der Fischerei zusammen mit Anpassungen für norwegische

Fischereimöglichkeiten geändert werden.
3) Als Beifänge.



2222 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

(4) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der
gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereier-
laubnis darf in den der Hoheitsgewalt oder
Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewäs-
sern die Fangtätigkeit der Fischereifahrzeuge der
derzeitigen Union bei nicht regulierten und nicht
zugewiesenen Arten das Ausmaß nicht übersteigen,
das unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags erreicht wurde.

Unterabschnitt III

Andere Bestimmungen

Artikel 48

(1) Sofern in dieser Akte nichts anderes
bestimmt ist, bleiben die Bedingungen, unter
denen die Zuteilungen nach den Artikeln 44 und
47 von Norwegen in den Gewässern der der-
zeitigen Gemeinschaft und von der derzeitigen
Union in den Gewässern Norwegens gefangen
werden dürfen — einschließlich des geographi-
schen Rahmens und der herkömmlichen Fischerei-
struktur — unverändert gegenüber den Bedingun-
gen, wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags galten.

(2) Diese Bedingungen werden erstmalig vor
dem l Januar 1995 gemäß Artikel 8 Absatz 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 festgelegt.

Artikel 49

Bis zum 30. Juni 1998 kann Norwegen für die in
den Gewässern unter seiner Hoheitsgewalt oder
Gerichtsbarkeit nördlich von 62° nördlicher Breite
befindlichen Ressourcen das Ausmaß der Nutzung
in Form von Fangbeschränkungen festlegen; dies
gilt nicht für Makrelen.

Die vollständige Einbeziehung der Bewirtschaf-
tung dieser Ressourcen in die Gemeinsame
Fischereipolitik nach diesem Zeitpunkt gründet
sich auf die bestehende Bewirtschaftungsregelung,
wie sie in der Gemeinsamen Erklärung zur
Bewirtschaftung der Fischereiressourcen in den
Gewässern nördlich von 62° nördlicher Breite zum
Ausdruck kommt.

Artikel 50

(1) Während eines Zeitraums von einem Jahr ab
dem Beitritt werden in den der Hoheitsgewalt oder
Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden Gewäs-
sern die technischen Maßnahmen, die unmittelbar
vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags anwend-
bar waren, hinsichtlich aller Fischereifahrzeuge der
Union aufrechterhalten.

(2) Während eines Zeitraums von drei Jahren ab
dem Beitritt können die zuständigen norwegischen
Behörden in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Norwegens nördlich von 62° nördlicher

Breite unterliegenden Gewässern Maßnahmen
treffen, die bestimmte Arten der Fischereitätigkeit
in biologisch empfindlichen Gebieten aus Gründen
der Bestandserhaltung zeitweilig verbieten und die
für alle betreffenden Fischereifahrzeuge gelten.

(3) Während eines Zeitraums von drei Jahren
müssen von Fischereifahrzeugen der Union, die in
den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit
Norwegens unterliegenden Gewässern tätig sind,
in norwegischen Gewässern alle Fänge an Bord
behalten werden.

(4) Während eines Zeitraums von drei Jahren
müssen von Fischereifahrzeugen der Union, die in
den der Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit
Norwegens unterliegenden Gewässern tätig sind,
Fänge von Fangbeschränkungen unterliegenden
Arten, bezüglich derer die Fischereitätigkeit unter-
sagt ist, in norwegischen Gewässern an Bord
behalten werden.

(5) Vor Ablauf der Übergangszeiten nach den
Absätzen l, 2, 3 und 4 trifft der Rat nach dem
Verfahren des Artikels 4 Absatz l der Verordnung
(EWG) Nr. 3760/92 eine Entscheidung darüber,
welche technischen Maßnahmen für alle Fische-
reifahrzeuge der Union in den der Hoheitsgewalt
oder Gerichtsbarkeit Norwegens unterliegenden
Gewässern gelten sollen, mit dem Ziel, die
bestehenden Maßnahmen aufrechtzuerhalten oder
weiterzuentwickeln.

Artikel 51

Unbeschadet der Bestimmungen der Verordnung
(EWG) Nr. 2847/93 des Rates kann Norwegen
die unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags bestehenden innerstaatlichen Kontroll-
maßnahmen beibehalten und sie wie folgt auf alle
Fischereifahrzeuge der Union anwenden:

— Während eines Zeitraums von drei Jahren ab
dem Beitritt in den Gewässern unter seiner
Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit nördlich
von 62° nördlicher Breite;

— während eines Zeitraums von einem Jahr ab
dem Beitritt in den Gewässern unter seiner
Hoheitsgewalt oder Gerichtsbarkeit südlich
von 62° nördlicher Breite.

Vor Ablauf dieser Übergangszeiten trifft der Rat
nach dem Verfahren des Artikels 43 des EG-
Vertrags eine Entscheidung darüber, welche Kon-
trollmaßnahmen für alle Fischereifahrzeuge der
Union in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Norwegens unterliegenden Gewässern
gelten sollen, mit dem Ziel, die bestehenden
Maßnahmen aufrechtzuerhalten oder weiterzuent-
wickeln.
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ABSCHNITT III
EXTERNE RESSOURCEN

Artikel 52

(1) Ab dem Beitritt wird die Verwaltung der von
dem Königreich Norwegen mit Drittländern
geschlossenen Fischereiabkommen von · der
Gemeinschaft wahrgenommen.

Bis zum 30. Juni 1998 wird jedoch die
Verwaltung des Abkommens mit Rußland vom
15. Oktober 1976 über die beiderseitigen Fische-
reibeziehungen von dem Königreich Norwegen
unter enger Beteiligung der Kommission durch-
geführt.

(2) Die sich für das Königreich Norwegen aus
den Abkommen nach Absatz l ergebenden Rechte
und Pflichten bleiben während des Zeitraums, in
dem die Bestimmungen dieser Abkommen vor-
läufig aufrechterhalten werden, unberührt.

(3) Die erforderlichen Beschlüsse zur Aufrecht-
erhaltung der Fischereimöglichkeiten werden in
jedem einzelnen Fall so bald wie möglich,
unbedingt jedoch vor Ablauf der Geltungsdauer
der Abkommen nach Absatz l, vom Rat mit
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis-
sion erlassen; hierzu gehört die Möglichkeit einer
Verlängerung bestimmter Abkommen für höch-
stens ein Jahr.

(4) Hat Norwegen aufgrund bestehender
Abkommen der Gemeinschaft mit Drittländern,
insbesondere Grönland, vor dem Beitritt Fischerei-
möglichkeiten erhalten, so werden diese auf der
Grundlage der Gemeinschaftsgrundsätze, ein-
schließlich des Grundsatzes relativer Stabilität,
aufrechterhalten.

ABSCHNITT IV
HANDELSREGELUNG

Artikel 53

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab
dem Beitritt gilt für Sendungen der Fischerei-
erzeugnisse Lachs, Hering, Makrele, Garnele,
Jacobsmuschel, Kaisergranat, Rotbarsch und
Forelle mit Ursprung in Norwegen und Bestim-
mung in die anderen Mitgliedstaaten ein Markt-
überwachungsmechanismus.

(2) Dieser von der Kommission verwaltete
Mechanismus sieht als Hinweis dienende Höchst-
mengen vor, um einen ungehinderten Handel im
Rahmen dieser Höchstmengen zu ermöglichen.
Dabei werden Versandscheine verwendet, die vom
Ursprungsland ausgestellt werden. Werden die
Höchstmengen überschritten oder kommt es zu
erheblichen Marktstörungen, so kann die Kommis-
sion angemessene Maßnahmen im Einklang mit
der Gemeinschaftspraxis ergreifen. Diese Maß-
nahmen dürfen unter keinen Umständen strenger

sein als die gegenüber Einfuhren aus Drittländern
angewandten Maßnahmen.

(3) Der Rat legt vor dem 1..Januar 1995 mit
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis-
sion das Verfahren zur Anwendung dieses Artikels
fest.

KAPITEL 4
AUSWÄRTIGE BEZIEHUNGEN

EINSCHLIESSLICH ZOLLUNION

Artikel 54

Die in Anhang VI aufgeführten Rechtsakte
gelten in bezug auf das Königreich Norwegen
unter den in jenem Anhang festgelegten Bedingun-
gen.

Artikel 55

Der Ausgangszollsatz für die schrittweise
Anpassung an den Gemeinsamen Zolltarif nach
Artikel 56 ist für jede Ware der vom Königreich
Norwegen am 1. Januar 1994 tatsächlich ange-
wandte Zollsatz.

Artikel 56

Das Königreich Norwegen kann während eines
Zeitraums von drei Jahren nach dem Beitritt für
die in Anhang VII genannten Waren seinen für
Drittländer geltenden Zolltarif beibehalten.

Während dieses Zeitraums verringert das König-
reich Norwegen den Unterschied zwischen seinem
Ausgangszollsatz und dem Zollsatz des Gemein-
samen Zolltarifs wie folgt:

— am 1. Januar 1996 wird der Unterschied
zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz
und dem Zollsatz des GZT auf 75 vH
herabgesetzt;

— am 1. Januar 1997 wird der Unterschied
zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz
und dem Zollsatz des GZT auf 40 vH
herabgesetzt.

Das Königreich Norwegen wendet den Gemein-
samen Zolltarif ab 1. Januar 1998 in vollem
Umfang an.

Artikel 57

(1) Ab 1. Januar 1995 wendet das Königreich
Norwegen folgendes an:

a) die Vereinbarung vom 20. Dezember 1973
über den internationalen Handel mit Texti-
lien in der durch die Protokolle vom 31. Juli
1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und
9. Dezember 1993 geänderten oder verlän-
gerten Fassung oder das Übereinkommen
über Textil- und Bekleidungserzeugnisse als
Ergebnis der GATT -Handelsverhandlungen
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der Uruguay-Runde, sofern dieses zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist;

b) die von der Gemeinschaft mit Drittländern
geschlossenen zweiseitigen Textilabkommen
und -Vereinbarungen.

(2) Zu den in Absatz l genannten zweiseitigen
Abkommen und Vereinbarungen handelt die
Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern
Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung
der mengenmäßigen Beschränkungen der Aus-
fuhren von Textil- und Bekleidungserzeugnissen
in die Gemeinschaft vorzunehmen.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so ergreift die Gemeinschaft geeignete
Maßnahmen zur Bereinigung dieser Lage und
betreffend die erforderlichen Übergangsanpassun-
gen, um die Durchführung der Abkommen durch
die Gemeinschaft sicherzustellen.

Artikel 58

(1) Das Königreich Norwegen kann ein
jährliches zollfreies Zollkontingent für Styrol
(KN-Code 2902 50 00) in Höhe von
21 000 Tonnen bis zum 31 Dezember 1999
eröffnen, sofern die betreffenden Waren

— im Hoheitsgebiet des Königreichs Norwegen
in den zollrechtlich freien Verkehr über-
geführt und dort verbraucht werden oder
dort durch Umwandlung Gemeinschaftsur-
sprung erhalten und

— gemäß den einschlägigen Gemeinschaftsbe-
stimmungen über die besondere Verwendung
[Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften, Artikel 21
und 82] unter zollamtlicher Überwachung
bleiben.

(2) Voraussetzung für die Anwendung des
Absatzes l ist die Vorlage einer von den
zuständigen norwegischen Behörden ausgestellten
Lizenz, wonach die betreffenden Waren in den
Anwendungsbereich des Absatzes l fallen; diese
Lizenz ist der Zollanmeldung für die Überführung
in den zollrechtlich freien Verkehr als Nachweis
beizufügen.

(3) Die Kommission und die zuständigen
norwegischen Behörden ergreifen die jeweils
erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen,
daß der Endverbrauch der betreffenden Ware
oder die Umwandlung, durch die sie Gemein-
schaftsursprung erhält, im Hoheitsgebiet des
Königreichs Norwegen stattfindet.

Artikel 59

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet das König-
reich Norwegen die Bestimmungen der in
Artikel 60 genannten Abkommen an.

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen
vorgenommen, die mit den übrigen Vertragsstaaten
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt
werden.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen
Maßnahmen, um dieser Lage zum Beitritt
Rechnung zu tragen.

Artikel 60

Artikel 59 findet Anwendung auf
— die Abkommen mit Andorra, Algerien,

Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen
und Slowakischen Föderativen Republik
und ihren Nachfolgestaaten (Tschechische
Republik und Slowakische Republik),
Zypern, Ägypten, Ungarn, Island, Israel,
Jordanien, Libanon, Malta, Marokko,
Polen, Rumänien, Slowenien, der Schweiz,
Syrien, Tunesien und der Türkei sowie
andere Abkommen mit Drittländern, die
ausschließlich den Handel mit den in
Anhang II des EG-Vertrags aufgeführten
Erzeugnissen betreffen;

— das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete
Vierte AKP-EWG-Abkommen;

— andere ähnliche Abkommen, die gegebenen-
falls vor dem Beitritt geschlossen werden.

Artikel 61

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 1995 tritt das
Königreich Norwegen unter anderem von dem am
4. Januar 1960 unterzeichneten Abkommen zur
Gründung einer Europäischen Freihandelsassozia-
tion sowie von den 1992 mit Estland, Lettland und
Litauen unterzeichneten Freihandelsabkommen
zurück.

Artikel 62

Sind die zwischen der Gemeinschaft und
Estland, Lettland und Litauen zu schließenden
neuen Handelsabkommen zum Zeitpunkt des
Beitritts noch nicht in Kraft, so trifft die
Gemeinschaft die erforderlichen Maßnahmen, um
ab dem Beitritt die Fortsetzung des bisherigen
Zugangs von Erzeugnissen mit Ursprung in den
genannten baltischen Staaten zum norwegischen
Markt zu ermöglichen.

KAPITEL 5

FINANZ- UND HAUSHALTS-
VORSCHRIFTEN

Artikel 63

Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates über
das System der Eigenmittel der Gemeinschaften
gelten als Bezugnahmen auf den Beschluß des
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Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen
Fassung oder einen diesen ersetzenden Beschluß.

Artikel 64

Die als „Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und
andere Zölle" bezeichneten Einnahmen im Sinne
des Artikels 2 Absatz l Buchstabe b des Beschlus-
ses des Rates über das System der Eigenmittel der
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften
in einem diesen ersetzenden Beschluß umfassen
auch die von der Gemeinschaft für den Handel des
Königreichs Norwegen mit Drittländern ange-
wandten Zölle, die anhand der sich aus dem
Gemeinsamen Zolltarif ergebenden Zollsätze und
diesbezüglicher Zollzugeständnisse berechnet wer-
den.

Artikel 65

Bei der Berechnung und Kontrolle der MWSt-
Eigenmittel bleibt die Anwendung der Investitions-
steuer außer Betracht. Zu diesem Zweck schafft
das Königreich Norwegen ab dem Beitritt die
Verfahren, die für die genaue Verbuchung der
jährlichen Mittel aus der MWSt und der jährlichen
Mittel aus der Investitionssteuer erforderlich sind.

Artikel 66

Die Gemeinschaft überweist dem Königreich
Norwegen am ersten Arbeitstag jeden Monats ein
Zwölftel der nachstehenden Beträge als Ausgaben
des Gesamthaushalts der Europäischen Gemein-
schaften :

— 201 Millionen ECU im Jahre 1995
— 128 Millionen ECU im Jahre 1996
— 52 Millionen ECU im Jahre 1997
— 26 Millionen ECU im Jahre 1998.

Artikel 67

Der Anteil des Königreichs Norwegen an der
Finanzierung der nach seinem Beitritt noch zu
leistenden Zahlungen auf die nach Artikel 82 des
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
räum eingegangenen Verpflichtungen wird vom
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften
getragen.

Artikel 68

Der Anteil des Königreichs Norwegen an der
Finanzierung des Finanzierungsmechanismus nach
Artikel 116 des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum wird vom Gesamthaushalt
der Europäischen Gemeinschaften getragen.

TITEL III
ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

KAPITEL l

FREIER WARENVERKEHR

EINZIGER ABSCHNITT

NORMEN UND UMWELT

Artikel 69

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren
ab dem Beitritt finden die in Anhang VIII
genannten Bestimmungen nach Maßgabe jenes
Anhangs und entsprechend den darin festgelegten
Bedingungen keine Anwendung auf die Republik
Österreich.

(2) Die in Absatz l genannten Bestimmungen
werden innerhalb dieses Zeitraums im Einklang mit
den EG-Verfahren überprüft.

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung
gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende
der in Absatz l genannten Übergangszeit für die
neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedin-
gungen wie für die derzeitigen Mitgliedstaaten.

KAPITEL 2

FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENST-
LEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR

Artikel 70

Abweichend von den Verpflichtungen im
Rahmen der die Europäische Union begründen-
den Verträge kann die Republik Österreich ihre
bestehenden Rechtsvorschriften betreffend Zweit-
wohnungen während eines Zeitraums von fünf
Jahren ab dem Beitritt beibehalten.

KAPITEL 3

WETTBEWERBSPOLITIK

Artikel 71

(1) Unbeschadet der Absätze 2 und 3 formt die
Republik Österreich ab dem Beitritt ihr Handels-
monopol für verarbeiteten Tabak im Sinne des
Artikels 37 Absatz l des EG-Vertrags schrittweise
derart um, daß spätestens drei Jahre ab dem
Beitritt jede Diskriminierung in den Versorgungs-
und Absatzbedingungen zwischen den Angehöri-
gen der Mitgliedstaten ausgeschlossen ist.
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(2) Bei den in der Liste des Anhangs IX
aufgeführten Erzeugnissen wird das ausschließli-
che Einfuhrrecht spätestens mit Ablauf eines
Dreijahreszeitraums ab dem Beitritt abgeschafft.
Die Abschaffung dieses Ausschließlichkeitsrechts
erfolgt durch die ab dem Beitritt durchgeführte
schrittweise Eröffnung von Einfuhrkontingenten
für Erzeugnisse aus den Mitgliedstaaten. Zu
Beginn eines jeden der drei betreffenden Jahre
eröffnet die Republik Österreich ein Kontingent,
das anhand der nachstehend genannten Prozent-
sätze des nationalen Verbrauchs berechnet ist:
15 vH für das erste Jahr, 40 vH für das zweite
Jahr, 70 vH für das dritte Jahr. Die diesen
Prozentsätzen entsprechenden Mengen sind in
der Liste in Anhang LX aufgeführt.

Die in Unterabsatz l genannten Kontingente
sind für alle Wirtschaftsbeteiligten ohne Einschrän-
kung zugänglich; Erzeugnisse, die im Rahmen
dieser Kontingente eingeführt werden, können in
der Republik Österreich keinem ausschließlichen
Vermarktungsrecht auf Großhandelsebene unter-
worfen werden; im Fall des Einzelhandelsverkaufs
der im Rahmen von Kontingenten eingeführten
Erzeugnisse muß die Abgabe dieser Erzeugnisse an
den Verbraucher in nichtdiskriminierender Weise
erfolgen.

(3) Spätestens ein Jahr nach dem Beitritt
errichtet die Republik Österreich eine unabhängi-
ge Stelle, deren Aufgabe es ist, im Einklang mit
dem EG-Vertrag die Genehmigungen für den
Betrieb des Einzelhandels zu erteilen.

Artikel 72

Die Republik Österreich kann bis zum l. Januar
1996 gegenüber den anderen Mitgliedstaaten die
Zölle sowie die Lizenzregelungen beibehalten, die
sie zum Zeitpunkt ihres Beitritts auf Spirituosen
und nicht denaturiertem Ethylalkohol mit einem
Alkoholgehalt von weniger als 80% vol. der HS-
Position 22 08 anwendete. Eine solche Lizenzre-
gelung muß in nichtdiskriminierender Weise
angewandt werden.

KAPITEL 4

AUSWÄRTIGE BEZIEHUNGEN
EINSCHLIESSLICH ZOLLUNION

Artikel 73

Die in Anhang VI aufgeführten Rechtsakte
gelten in bezug auf die Republik Österreich unter
den in jenem Anhang festgelegten Bedingungen.

Artikel 74

Die Republik Österreich kann bis zum
31. Dezember 1996 gegenüber der Republik
Ungarn, der Republik Polen; der Slowakischen

Republik, der Tschechischen Republik, der Repu-
blik Rumänien und der Republik Bulgarien
die Einfuhrbeschränkungen beibehalten, die sie
am 1. Januar 1994 für Braunkohle des
Code 27 02 10 00 der Kombinierten Nomenkla-
tur anwendete.

An den Europa-Abkommen und gegebenenfalls
den Interimsabkommen, die mit diesen Ländern
geschlossen worden sind, werden die erforderli-
chen Anpassungen gemäß Artikel 76 vorgenom-

Artikel 75

(1) Ab I.Januar 1995 wendet die Republik
Österreich folgendes an:

a) die Vereinbarung vom 20. Dezember 1973
über den internationalen Handel mit Texti-
lien in der durch die Protokolle vom 31. Juli
1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und
9. Dezember 1993 geänderten oder verlän-
gerten Fassung oder das Übereinkommen
über Textil- und Bekleidungserzeugnisse als
Ergebnis der GATT-Handelsverhandlungen
der Uruguay-Runde, sofern dieses zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist;

b) die von der Gemeinschaft mit Drittländern
geschlossenen zweiseitigen Textilabkommen
und -Vereinbarungen.

(2) Zu den in Absatz l genannten zweiseitigen
Abkommen und Vereinbarungen handelt die
Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern
Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung
der mengenmäßigen Beschränkungen der Aus-
fuhren von Textil- und Bekleidungserzeugnissen
in die Gemeinschaft vorzunehmen.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so ergreift die Gemeinschaft geeignete
Maßnahmen zur Bereinigung dieser Lage und
betreffend die erforderlichen Übergangsanpassun-
gen, um die Durchführung der Abkommen durch
die Gemeinschaft sicherzustellen.

Artikel 76

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet die Republik
Österreich die Bestimmungen der in Artikel 77
genannten Abkommen an.

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen
vorgenommen, die mit den übrigen Vertragsstaaten
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt
werden.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen
Maßnahmen, um dieser Lage zum Beitritt
Rechnung zu tragen.
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Artikel 77

Artikel 76 findet Anwendung auf
— die Abkommen mit Andorra, Algerien,

Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen
und Slowakischen Föderativen Republik
und ihren Nachfolgestaaten (Tschechische
Republik und Slowakische Republik),
Zypern, Ägypten, Ungarn, Island, Israel,
Jordanien, Libanon, Malta, Marokko,
Polen, Rumänien, Slowenien, der Schweiz,
Syrien, Tunesien und der Türkei sowie
andere Abkommen mit Drittländern, die
ausschließlich den Handel mit den in
Anhang II des EG-Vertrags aufgeführten
Erzeugnissen betreffen;

— das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete
Vierte AKP-EWG-Abkommen;

— andere ähnliche Abkommen, die gegebenen-
falls vor dem Beitritt geschlossen werden.

Artikel 78

Mit Wirkung ab dem 1.Januar 1995 tritt die
Republik Österreich unter anderem von dem am
4. Januar 1960 unterzeichneten Abkommen zur
Gründung einer Europäischen Freihandelsassozia-
tion zurück.

KAPITEL 5

FINANZ- UND HAUSHALTS-
VORSCHRIFTEN

Artikel 79

Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates über
das System der Eigenmittel der Gemeinschaften
gelten als Bezugnahmen auf den Beschluß des
Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen
Fassung oder einen diesen ersetzenden Beschluß.

Artikel 80

Die als „Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und
andere Zölle" bezeichneten Einnahmen im Sinne
des Artikels 2 Absatz l Buchstabe b des Beschlus-
ses des Rates über das System der Eigenmittel der
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften
in einem diesen ersetzenden Beschluß umfassen
auch die von der Gemeinschaft für den Handel der
Republik Österreich mit Drittländern angewandten
Zölle, die anhand der sich aus, dem Gemeinsamen
Zolltarif ergebenden Zollsätze und diesbezüglicher
Zollzugeständnisse berechnet werden.

Artikel 81

Die Gemeinschaft überweist der Republik
Österreich am ersten Arbeitstag jeden Monats ein
Zwölftel der nachstehenden Beträge als Ausgaben
des Gesamthaushalts der Europäischen Gemein-
schaften :

— 583 Millionen ECU im Jahre 1995
— 106 Millionen ECU im Jahre 1996
— 71 Millionen ECU im Jahre 1997
— 35 Millionen ECU im Jahre 1998.

Artikel 82

Der Anteil der Republik Österreich an der
Finanzierung der nach seinem Beitritt noch zu
leistenden Zahlungen auf die nach Artikel 82 des
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
räum eingegangenen Verpflichtungen wird vom
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften
getragen.

Artikel 83

Der Anteil der Republik Österreich an der
Finanzierung des Finanzierungsmechanismus nach
Artikel 116 des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum wird vom Gesamthaushalt
der Europäischen Gemeinschaften getragen.

TITEL IV
ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DIE REPUBLIK FINNLAND

KAPITEL l

FREIER WARENVERKEHR

ABSCHNITT I

NORMEN UND UMWELT

Artikel 84

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab
dem Beitritt finden die in Anhang X genannten
Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und

entsprechend den darin festgelegten Bedingungen
keine Anwendung auf die Republik Finnland.

(2) Die in Absatz l genannten Bestimmungen
werden innerhalb dieses Zeitraums im Einklang mit
den EG-Verfahren überprüft.

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung
gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende
der in Absatz l genannten Übergangszeit für die
neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedin-
gungen wie für die derzeitigen Mitgliedstaaten.
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ABSCHNITT II

VERSCHIEDENES

Artikel 85

Während eines Zeitraums von drei Jahren ab
dem Beitritt kann die Republik Finnland ihr
derzeitiges nationales System für die Sortierung
von Rohholz insofern weiter anwenden, als die
einschlägigen innerstaatlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht in
bezug auf den Binnenmarkt oder den Handel mit
Drittländern, insbesondere Artikel 6 der Richtlinie
68/89/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten für die Sortierung von
Rohholz, vereinbar sind.

Während desselben Zeitraums wird die Richt-
linie 68/89/EWG nach den Verfahren des EG-
Vertrags überprüft.

KAPITEL 2

FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENST-
LEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR

Artikel 86

Abweichend von Artikel 73 b des EG-Vertrags
kann die Republik Finnland bis zum 31. Dezember
1995 die Bestimmungen des Gesetzes Nr. 1612
vom 30. Dezember 1992 über den Erwerb
finnischer Unternehmen durch Ausländer anwen-
den.

Artikel 87

Abweichend von den Verpflichtungen im
Rahmen der die Europäische Union begründenden
Verträge kann die Republik Finnland ihre
bestehenden Rechtsvorschriften betreffend Zweit-
wohnungen während eines Zeitraums von fünf
Jahren ab dem Beitritt beibehalten.

KAPITEL 3

FISCHEREI

ABSCHNITT I

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 88

(1) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes
bestimmt ist, finden die Vorschriften dieser Akte
auf den Fischereisektor Anwendung.

(2) Die Artikel 148 und 149 finden auf
Fischereierzeugnisse Anwendung.

ABSCHNITT II
ZUGANG ZU GEWÄSSERN UND

RESSOURCEN

Artikel 89

Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt
ist, bleibt die Regelung dieses Abschnitts über den
Zugang während eines Übergangszeitraums
anwendbar; dieser endet mit dem Beginn der
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für
die Fischereierlaubnis, auf keinen Fall jedoch nach
Ablauf des in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom 20. Dezember
1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen
Regelung für die Fischerei und die Aquakultur
festgelegten Zeitraums.

Unterabschnitt I

Fischereifahrzeuge Finnlands

Artikel 90

Zum Zweck ihrer Einbeziehung in die mit der
Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eingeführte
gemeinschaftliche Regelung für die Fischerei und
die Aquakultur gilt für den Zugang von Fische-
reifahrzeugen unter der Flagge Finnlands, die in
einem finnischen Hafen eingeschrieben oder regi-
striert sind, im folgenden „Fischereifahrzeuge
Finnlands" genannt, zu den der Hoheitsgewalt
oder Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten der
derzeitigen Union unterliegenden Gewässern die
Regelung dieses Unterabschnitts.

Artikel 91

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Finnlands
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit der Mitgliedstaaten der derzeitigen Union
unterliegenden Gewässern in dem ICES-Be-
reich III d Fischereitätigkeiten unter den gleichen
Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten.

Artikel 92

Die technischen Verfahren, die zur Gewähr-
leistung der Anwendung von Artikel 91 notwendig
sind, werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 beschlossen.

Artikel 93

Ab dem Beitritt bis zum Zeitpunkt der
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für
die Fischereierlaubnis sind die Fischereifahrzeuge
Finnlands befugt, in den der Hoheitsgewalt oder
Gerichtsbarkeit Schwedens unterliegenden Gewäs-
sern Fischereitätigkeiten unter den gleichen
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Bedingungen auszuüben, wie sie unmittelbar vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.

Artikel 94

(1) Der Anteil der Finnland zuzuweisenden
gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten für
Bestände, die einer Fangbeschränkung unterliegen,
wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie
folgt festgelegt:

Arten

Hering

Hering

Sprotte

Lachs

Lachs

Kabeljau

ICES- oder IBSFC-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

III b, c, d außer „Management Unit 3" der IBSFC ')

„Management Unit 3" der IBSFC

III b, c, d 2)

III b, c, d außer Finnischer Meerbusen 3)

Finnischer Meerbusen 3)

III b, c, d 2)

Anteile Finnlands
(vH)

11,840

81,986

12,798

33,611

100,000

2,339 4)

') Entsprechend der Festlegung der IBSFC.
2) Gemeinschaftsgewässer.

3) Unterbereich 52 der IBSFC.

4) Dieser Prozentsatz gilt für die ersten 50 000 t gemeinschaftlicher Fischereimöglichkeiten. Für. die
gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten, die 50 000 t überschreiten, beläuft sich der finnische Anteil auf 2,161 vH.

(2) Die Finnland zugewiesenen Anteile werden
gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erstmalig vor dem 31. Dezember
1994 festgelegt.

(3) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der
gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereier-
laubnis, spätestens jedoch bis zum 31. Dezember
1997, darf in den von Artikel 91 erfaßten
Gewässern der derzeitigen Gemeinschaft die
Fangtätigkeit der Fischereifahrzeuge Finnlands bei
nicht regulierten und nicht zugewiesenen Arten das
Ausmaß nicht übersteigen, das unmittelbar vor dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erreicht wurde.

Unterabschnitt II

Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union

Artikel 95

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge unter der
Flagge eines Mitgliedstaats der derzeitigen Union
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Finnlands unterliegenden Gewässern
Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingun-
gen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.

ABSCHNITT III

EXTERNE RESSOURCEN

Artikel 96

(1) Ab dem Beitritt wird die Verwaltung der von
der Republik Finnland mit Drittländern geschlos-
senen Fischereiabkommen von der Gemeinschaft
wahrgenommen.

(2) Die sich für die Republik Finnland aus den
Abkommen nach Absatz l ergebenden Rechte und
Pflichten bleiben während des Zeitraums, in dem
die Bestimmungen dieser Abkommen vorläufig
aufrechterhalten werden, unberührt.

(3) Die erforderlichen Beschlüsse zur Weiterfüh-
rung der sich aus den Abkommen nach Absatz l
ergebenden Fischereitätigkeiten werden in jedem
einzelnen Fall so bald wie möglich, unbedingt
jedoch vor Ablauf der Geltungsdauer der Abkom-
men, vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission erlassen; hierzu gehört
die Möglichkeit einer Verlängerung bestimmter
Abkommen für höchstens ein Jahr.
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KAPITEL 4
AUSWÄRTIGE BEZIEHUNGEN

EINSCHLIESSLICH ZOLLUNION

Artikel 97

Die in Anhang VI aufgeführten Rechtsakte
gelten in bezug auf die Republik Finnland unter
den in jenem Anhang festgelegten Bedingungen.

Artikel 98

Der Ausgangszollsatz für ' die • schrittweise
Anpassung an den Gemeinsamen Zolltarif nach
Artikel 99 ist für jede Ware der von der Republik
Finnland am 1. Januar 1994 tatsächlich ange-
wandte Zollsatz.

Artikel 99

Die Republik Finnland kann während eines
Zeitraums von drei Jahren nach dem Beitritt für die
in Anhang XI genannnten Waren ihren für
Drittländer geltenden Zolltarif beibehalten.

Während dieses Zeitraums verringert die Repu-
blik Finnland den Unterschied zwischen ihrem
Ausgangszollsatz und dem Zollsatz des Gemein-
samen Zolltarifs wie folgt:

— am 1. Januar 1996 wird der Unterschied
zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz
und dem Zollsatz des GZT auf 75 vH
herabgesetzt;

— am 1. Januar 1997 wird der Unterschied
zwischen dem jeweiligen Ausgangszollsatz
und dem Zollsatz des GZT auf 40 vH
herabgesetzt.

Die Republik Finnland wendet den Gemein-
samen Zolltarif ab 1. Januar 1998 in vollem
Umfang an.

Artikel 100

(1) Ab I.Januar 1995 wendet die Republik
Finnland folgendes an:

a) die Vereinbarung vom 20. Dezember 1973
über den internationalen Handel mit Texti-
lien in der durch die Protokolle vom 31. Juli
1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und
9. Dezember 1993 geänderten oder verlän-
gerten Fassung oder das Übereinkommen
über Textil- und Bekleidungserzeugnisse als
Ergebnis der GATT-Handelsverhandlungen
der Uruguay-Runde, sofern dieses zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist;

b) die von der Gemeinschaft mit Drittländern
geschlossenen zweiseitigen Textilabkommen
und -Vereinbarungen.

(2) Zu den in Absatz l genannten zweiseitigen
Abkommen und Vereinbarungen handelt die
Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern
Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung

der mengenmäßigen Beschränkungen der Aus-
fuhren von Textil- und Bekleidungserzeugnissen
in die Gemeinschaft vorzunehmen.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so ergreift die Gemeinschaft geeignete
Maßnahmen zur Bereinigung dieser -Lage und
betreffend die erforderlichen Übergangsanpassun-
gen, um die Durchführung der Abkommen durch
die Gemeinschaft sicherzustellen.

Artikel 101

(1) Die Republik Finnland kann ein jährliches
zollfreies Zollkontingent für Styrol (KN-Code
2902 50 00) in Höhe von 21 000 t bis zum
31. Dezember 1999 eröffnen, sofern die betreffen-
den Waren

— im Hoheitsgebiet der Republik Finnland in
den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt
und dort verbraucht werden oder dort durch
Umwandlung Gemeinschaftsursprung erhal-
ten und

— gemäß den einschlägigen Gemeinschaftsbe-
stimmungen über die besondere Verwendung
[Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates
vom 12. Oktober 1992 zur Festlegung des
Zollkodex der Gemeinschaften, Artikel 21
und 82] unter zollamtlicher Überwachung
bleiben.

(2) Voraussetzung für die Anwendung des
Absatzes l ist die Vorlage einer von den
zuständigen finnischen Behörden ausgestellten
Lizenz, wonach die betreffenden Waren in den
Anwendungsbereich des Absatzes l fallen; diese
Lizenz ist der Zollanmeldung für die Überführung
in den zollrechtlich freien Verkehr als Nachweis
beizufügen.

(3) Die Kommission und die zuständigen
finnischen Behörden ergreifen die jeweils erforder-
lichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß der
Endverbrauch der betreffenden Ware oder die
Umwandlung, durch die sie Gemeinschaftsursprung
erhält, im Hoheitsgebiet der Republik Finnland
stattfindet.

Artikel 102

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet die Republik
Finnland die Bestimmungen der in Artikel 103
genannten Abkommen an.

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen
vorgenommen, die mit den übrigen Vertragsstaaten
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt
werden.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen
Maßnahmen, um dieser Lage zum Beitritt Rech-
nung zu tragen.
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Artikel 103

Artikel 102 findet Anwendung auf
— die Abkommen mit Andorra, Algerien,

Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen
und Slowakischen Föderativen Republik
und ihren Nachfolgestaaten (Tschechische
Republik und Slowakische Republik),
Zypern, Ägypten, Ungarn, Island, Israel,
Jordanien, Libanon, Malta, Marokko,
Polen, Rumänien, Slowenien, der Schweiz,
Syrien, Tunesien und der Türkei sowie
andere Abkommen mit Drittländern, die
ausschließlich den Handel mit den in
Anhang II des EG-Vertrags aufgeführten
Erzeugnissen betreffen;

— das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete
Vierte AKP-EWG-Abkommen;

— andere ähnliche Abkommen, die gegebenen-
falls vor dem Beitritt geschlossen werden.

Artikel 104

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 1995 tritt die
Republik Finnland unter anderem von dem am
4. Januar 1960 unterzeichneten Abkommen zur
Gründung einer Europäischen Freihandelsassozia-
tion sowie von den 1992 mit Estland, Lettland und
Litauen unterzeichneten Freihandelsabkommen
zurück.

Artikel 105

Sind die zwischen der Gemeinschaft und
Estland, Lettland und Litauen zu schließenden
neuen Handelsabkommen zum Zeitpunkt des
Beitritts noch nicht in Kraft, so trifft die Gemein-
schaft die erforderlichen Maßnahmen, um ab dem
Beitritt die Fortsetzung des bisherigen Zugangs von
Erzeugnissen mit Ursprung in den genannten
baltischen Staaten zum finnischen Markt zu
ermöglichen.

KAPITEL 5

FINANZ- UND HAUSHALTS-
VORSCHRIFTEN

Artikel 106

Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates über
das System der Eigenmittel der Gemeinschaften
gelten als Bezugnahmen auf den Beschluß des
Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen
Fassung oder einen diesen ersetzenden Beschluß.

Artikel 107

Die als „Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und
andere Zölle" bezeichneten Einnahmen im Sinne
des Artikels 2 Absatz l Buchstabe b des Beschlus-
ses des Rates über das System der Eigenmittel der
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften
in einem diesen ersetzenden Beschluß umfassen
auch die von der Gemeinschaft für den Handel der
Republik Finnland mit Drittländern angewandten
Zölle, die anhand der sich aus dem Gemeinsamen
Zolltarif ergebenden Zollsätze und diesbezüglicher
Zollzugeständnisse berechnet werden.

Artikel 108

Die MWSt-Eigenmittel werden so berechnet und
kontrolliert, als fielen die Alandinseln in den
räumlichen Geltungsbereich der Sechsten Richt-
linie 77/388/EWG des Rates vom 17 Mai 1977
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem, einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage.

Artikel 109

Die Gemeinschaft überweist der Republik Finn-
land am ersten Arbeitstag jeden Monats ein
Zwölftel der nachstehenden Beträge als Ausgaben
des Gesamthaushalts der Europäischen Gemein-
schaften:

- 476 Millionen ECU im Jahre 1995
- 163 Millionen ECU im Jahre 1996
- 65 Millionen ECU im Jahre 1997
- 33 Millionen ECU im Jahre 1998.

Artikel 110

Der Anteil der Republik Finnland an der
Finanzierung der nach seinem Beitritt noch zu
leistenden Zahlungen auf die nach Artikel 82 des
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
räum eingegangenen Verpflichtungen wird vom
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften
getragen.

Artikel 111

Der Anteil der Republik Finnland an der
Finanzierung des Finanzierungsmechanismus nach
Artikel 116 des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum wird vom Gesamthaushalt
der Europäischen Gemeinschaften getragen.



2232 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

TITEL V
ÜBERGANGSMASSNAHMEN BETREFFEND DAS KÖNIGREICH SCHWEDEN

KAPITEL l
FREIER WARENVERKEHR

ABSCHNITT l
NORMEN UND UMWELT

Artikel 112

(1) Während eines Zeitraums von vier Jahren ab
dem Beitritt finden die in Anhang XII genannten
Bestimmungen nach Maßgabe jenes Anhangs und
entsprechend den darin festgelegten Bedingungen
keine Anwendung auf das Königreich Schweden.

(2) Die in Absatz l genannten Bestimmungen
werden innerhalb dieses Zeitraums im Einklang mit
den EG-Verfahren überprüft.

Unbeschadet der Ergebnisse dieser Überprüfung
gilt der gemeinschaftliche Besitzstand ab dem Ende
der in Absatz l genannten Übergangszeit für die
neuen Mitgliedstaaten unter den gleichen Bedin-
gungen wie für die derzeitigen Mitgliedstaaten.

ABSCHNITT 2
VERSCHIEDENES

Artikel 113

Während eines Zeitraums von drei Jahren ab
dem Beitritt kann das Königreich Schweden sein
derzeitiges nationales System für die Sortierung
von Rohholz insofern weiter anwenden, als die
einschlägigen innerstaatlichen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht in
bezug auf den Binnenmarkt oder den Handel mit
Drittländern, insbesondere Artikel 6 der Richtlinie
68/89/EWG zur Angleichung der Rechtsvorschrif-
ten der Mitgliedstaaten für die Sortierung von
Rohholz, vereinbar sind.

Während desselben Zeitraums wird die Richt-
linie 68/89/EWG nach den Verfahren des EG-
Vertrags überprüft.

KAPITEL 2
FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENST-

LEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR

Artikel 114

Abweichend von den Verpflichtungen im
Rahmen der die Europäische Union begründenden
Verträge kann das Königreich Schweden seine
bestehenden Rechtsvorschriften betreffend Zweit-
wohnungen während eines Zeitraums von fünf
Jahren ab dem Beitritt beibehalten.

KAPITEL 3
FISCHEREI

ABSCHNITT I
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 115

(1) Sofern in diesem Kapitel nichts anderes
bestimmt ist, finden die Vorschriften dieser Akte
auf den Fischereisektor Anwendung.

(2) Die Artikel 148 und 149 finden auf
Fischereierzeugnisse Anwendung.

ABSCHNITT II
ZUGANG ZU GEWÄSSERN UND

RESSOURCEN

Artikel 116

Sofern in diesem Kapitel nichts anderes bestimmt
ist, bleibt die Regelung dieses Abschnitts über den
Zugang während eines Übergangszeitraums
anwendbar; dieser endet mit dem Beginn der
Anwendung der gemeinschaftlichen Regelung für
die Fischereierlaubnis, auf keinen Fall jedoch nach
Ablauf des in Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 3760/92 des Rates vom 20. Dezember
1992 zur Einführung einer gemeinschaftlichen
Regelung für die Fischerei und die Aquakultur
festgelegten Zeitraums.

Unterabschnitt I

Fischereifahrzeuge Schwedens

Artikel 117

Zum Zweck ihrer Einbeziehung in die mit der
Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 eingeführte
gemeinschaftliche Regelung für die Fischerei und
die Aquakultur gilt für den Zugang von Fische-
reifahrzeugen unter der Flagge Schwedens, die in
einem schwedischen Hafen eingeschrieben oder
registriert sind, im folgenden „Fischereifahrzeuge
Schwedens" genannt, zu den der Hoheitsgewalt
oder Gerichtsbarkeit der Mitgliedstaaten der
derzeitigen Union unterliegenden Gewässern die
Regelung dieses Unterabschnitts.

Artikel 118

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Schwedens
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit der Mitgliedstaaten der derzeitigen Union
unterliegenden Gewässern in den ICES-Berei-
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chen III und IV Fischereitätigkeiten unter den
gleichen Bedingungen auszuüben, wie sie unmittel-
bar vor dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
galten und in den einschlägigen Vorschriften der
Verordnung (EG) Nr. 3682/93 vorgesehen sind.

Artikel 119

Die technischen Verfahren, die zur Gewähr-
leistung der Anwendung des Artikels 118 not-
wendig sind, werden vor dem l Januar ,1995 nach
dem Verfahren des Artikels 18 der Verordnung
(EWG) Nr. 3760/92 beschlossen.

Artikel 120

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge Schwedens
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Finnlands und Norwegens unterliegenden

Gewässern in den ICES-Bereichen III und IV
Fischereitätigkeiten unter den gleichen Bedingun-
gen auszuüben, wie sie unmittelbar vor dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags galten.

Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden vor dem 1. Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.

Artikel 121

(1) Der Anteil der Schweden zuzuweisenden
gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten für
Bestände, die einer Fangbeschränkung unterliegen,
wird nach Arten und Zonen aufgeschlüsselt wie
folgt festgelegt:

Arten

Hering

Hering

Hering

Hering 3)

Sprotte

Sprotte

Lachs

Kabeljau

Kabeljau

Kabeljau

Kabeljau

Schellfisch

Schellfisch

Seelachs

Wittling

Wittling

Seehecht

Makrele

Scholle

Scholle

Scholle

ICES- oder IBSFC-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

IIIa

III b, c, d ') außer „Management Unit 3" der IBSFC 2)

„Management Unit 3" der IBSFC

II a 4), IV, VII d

III a

III b, c, d ')

III b, c, d ') außer Finnischer Meerbusen 5)

III a Skagerrak 6)

III a Kattegat 7)

III b, c, d ')

II a 4), IV

III a, III b, c, d ')

II a 4), IV

II a 4), III '), IV

III a

II a 4), IV
III 1)

II a 4), III 1), IV

III a Skagerrak

III a Kattegat

III b, c, d ')

Anteile Schwedens
(vH)

43,944

46,044

18,014

1,010

25,407

47,264

36,435

14,006

37,027

35,037 8)

0,127

9,527

0,443

0,642

9,471

0,016

7,401

6,632

4,171

10,000

6,356



2234 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Arten

Seezunge

Tiefseegarnele

Kaisergranat

ICES- oder IBSFC-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

III

III

III

a, III b, c, d 1)

a

a 9), III b, c, d ')

Anteile Schwedens
(vH)

3,099

18,690

25,856

Gemeinschaftsgewasser.
Entsprechend Her Festlegung der IBSFC.3 Mit Ausnahme von norwegischem frühjahrslaichendem Hering.4 Gewässer der derzeitigen Gemeinschaft.5 Unterbereich 32 der IBSFC.6 Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb der norwegischen Basislinien.7 Definiert als Teil des Bereichs III a, der nicht unter die Definition des Bereichs III a Skagerrak in Artikel 41

fällt.

8) Dieser Prozentsatz gilt für die ersten 50 000 Tonnen gemeinschaftlicher Fischereimöglichkeiten. Für die

gemeinschaftlichen Fischereimöglichkeiten, die 50 000 Tonnen überschreiten, beläuft sich der schwedische Anteil auf
40,000 vH. Diese Zuweisung berücksichtigt nicht die fortgeführten Quotenübertragungen von Schweden auf die
derzeitigen Mitgliedstaaten der Union, die sich aus den EWR-Regelungen von 1992 ergeben.

9) Mit Ausnahme der Gewässer innerhalb von 4 Seemeilen, berechnet ab den norwegischen Basislinien.

(2) Die Schweden zugewiesenen Anteile werden
gemäß Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erstmalig vor dem 31. Dezember
1994 festgelegt.

(3) Die Schweden zugewiesenen Anteile an
Arten, die keinen Nutzungsbeschränkungen in

Form von Fangbeschränkungen unterliegen oder
für die TAC gelten, die jedoch nicht auf die
Mitgliedstaaten der derzeitigen Union aufgeteilt
sind, werden wie folgt nach Art und Zone pauschal
festgelegt:

Arten

Sprotte 3)

Andere 2)

ICES-Bereich
Referenzgebiete zur Festsetzung der TAC

II

II

a, 1), IV ')

a 1), IV 1)

Anteile Schwedens
(Tonnen)

1 330

1 000

1)Gemeinschaftsgewasser.

2) Arten außer solchen, für die Schweden eine besondere Quote oder Pauschalmenge zugewiesen ist.3) Einschließlich Sandaal.

(4) Bis zum Zeitpunkt der Anwendung der
gemeinschaftlichen Regelung für die Fischereier-
laubnis, spätestens jedoch bis zum 31. Dezember
1997, darf in den von Artikel 117 erfaßten
Gemeinschaftsgewässern die Fangtatigkeit der
Fischereifahrzeuge Schwedens bei nicht regulier-
ten und nicht zugewiesenen Arten nicht das
Ausmaß übersteigen, das unmittelbar vor dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erreicht wurde.

Artikel 122

(1) Sofern in dieser Akte nichts anderes bestimmt
ist, bleiben die Bedingungen, unter denen die
Zuteilungen nach Artikel 121 gefangen werden
dürfen, unverändert gegenüber den Bedingungen,
die unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Beitrags-
vertrags galten.

(2) Diese Bedingungen werden erstmalig vor
dem 1. Januar 1995, gemäß Artikel 8 Absatz 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 festgelegt.

Unterabschnitt II

Fischereifahrzeuge der derzeitigen Union

Artikel 123

Vom Beitritt bis zum Zeitpunkt der Anwendung
der gemeinschaftlichen Regelung für die Fischerei-
erlaubnis sind die Fischereifahrzeuge unter der
Flagge eines Mitghedstaats der derzeitigen Union
befugt, in den der Hoheitsgewalt oder Gerichts-
barkeit Schwedens unterliegenden Gewässern in
den ICES-Bereichen III a, b und d Fischereitätig-
keiten unter den gleichen Bedingungen auszuüben,
wie sie unmittelbar vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags galten.
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Die Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden vor dem l Januar 1995 nach dem
Verfahren des Artikels 18 der Verordnung (EWG)
Nr. 3760/92 erlassen.

ABSCHNITT III
EXTERNE RESSOURCEN

Artikel 124

(1) Ab dem Beitritt wird die Verwaltung der von
dem Königreich Schweden mit Drittländern
geschlossenen Fischereiabkommen von der
Gemeinschaft wahrgenommen.

(2) Die sich für das Königreich Schweden aus
den Abkommen nach Absatz l ergebenden Rechte
und Pflichten bleiben während des Zeitraums, in
dem die Bestimmungen dieser Abkommen vorläufig
aufrechterhalten werden, unberührt.

(3) Die erforderlichen Beschlüsse zur Weiterfüh-
rung der sich aus den Abkommen nach Absatz l
ergebenden Fischereitätigkeiten werden in jedem
einzelnen Fall so bald wie möglich, unbedingt
jedoch vor Ablauf der Geltungsdauer der Abkom-
men, vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf
Vorschlag der Kommission erlassen; hierzu gehört
die Möglichkeit einer Verlängerung bestimmter
Abkommen für höchstens ein Jahr.

Artikel 125

Während eines Zeitraums, der drei Jahre ab dem
Beitritt nicht überschreiten darf, legt der Rat mit
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis-
sion jährlich den Betrag fest, mit dem sich die
Union an der Aussetzung junger Lachse durch die
zuständigen schwedischen Stellen finanziell betei-
ligt.

Diese Ausgleichszahlung wird unter Berück-
sichtigung des unmittelbar vor dem Beitritt
bestehenden Gleichgewichts bewertet.

KAPITEL 4

AUSWÄRTIGE BEZIEHUNGEN
EINSCHLIESSLICH ZOLLUNION

Artikel 126

Die in Anhang VI aufgeführten Rechtsakte
gelten in bezug auf das Königreich Schweden
unter den in jenem Anhang festgelegten Bedingun-
gen.

Artikel 127
(1) Ab 1. Januar 1995 wendet das Königreich

Schweden folgendes an.
a) die Vereinbarung vom 20. Dezember 1973

über den internationalen Handel mit Texti-
lien in der durch die Protokolle vom 31. Juli
1986, 31. Juli 1991, 9. Dezember 1992 und

9 Dezember 1993 geänderten oder verlän-
gerten Fassung oder das Übereinkommen
über Textil- und Bekleidungserzeugnisse als
Ergebnis der GATT-Handelsverhandlungen
der Uruguay-Runde, sofern dieses zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits in Kraft ist;

b) die von der Gemeinschaft mit Drittländern
geschlossenen zweiseitigen Textilabkommen
und -Vereinbarungen.

(2) Zu den in Absatz l genannten zweiseitigen
Abkommen und Vereinbarungen handelt die
Gemeinschaft mit den betreffenden Drittländern
Protokolle aus, um eine entsprechende Anpassung
der Höchstmengen für Einfuhren von Textil- und
Bekleidungserzeugnissen in die Gemeinschaft
vorzunehmen; dabei werden die bestehenden
Handelsbeziehungen Schwedens zu seinen Liefer-
ländern berücksichtigt.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so ergreift die Gemeinschaft geeignete
Maßnahmen zur Bereinigung dieser Lage und
betreffend die erforderlichen Übergangsanpassun-
gen, um die Durchführung der Abkommen durch
die Gemeinschaft sicherzustellen.

Artikel 128

(1) Ab dem 1. Januar 1995 wendet das König-
reich Schweden die Bestimmungen der in Arti-
kel 129 genannten Abkommen an.

(2) Etwaige Anpassungen werden in Protokollen
vorgenommen, die mit den übrigen Vertragsstaaten
geschlossen und jenen Abkommen beigefügt
werden.

(3) Sollten die in Absatz 2 genannten Protokolle
bis zum 1. Januar 1995 nicht geschlossen worden
sein, so trifft die Gemeinschaft die erforderlichen
Maßnahmen, um dieser Lage zum Beitritt Rech-
nung zu tragen.

Artikel 129

Artikel 128 findet Anwendung auf
— die Abkommen mit Andorra, Algerien,

Bulgarien, der ehemaligen Tschechischen
und Slowakischen Föderativen Republik
und ihren Nachfolgestaaten (Tschechische
Republik und Slowakische Republik),
Zypern, Ägypten, Ungarn, Island, Israel,
Jordanien, Libanon, Malta, Marokko,
Polen, Rumänien, Slowenien, der Schweiz,
Syrien, Tunesien und der Türkei sowie
andere Abkommen mit Drittländern, die
ausschließlich den Handel mit den in
Anhang II des EG-Vertrags aufgeführten
Erzeugnissen betreffen;

— das am 15. Dezember 1989 unterzeichnete
Vierte AKP-EWG-Abkommen;
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— andere ähnliche Abkommen, die gegebenen-
falls vor dem Beitritt geschlossen werden.

Artikel 130

Mit Wirkung ab dem 1. Januar 1995 tritt das
Königreich Schweden unter anderem von dem am
4. Januar 1960 unterzeichneten Abkommen zur
Gründung einer Europäischen Freihandelsassozia-
tion sowie von den 1992 mit Estland, Lettland und
Litauen unterzeichneten Freihandelsabkommen
zurück.

Artikel 131

Sind die zwischen der Gemeinschaft und
Estland, Lettland und Litauen zu schließenden
neuen Handelsabkommen zum Zeitpunkt des
Beitritts noch nicht in Kraft, so trifft die Gemein-
schaft die erforderlichen Maßnahmen, um ab dem
Beitritt die Fortsetzung des bisherigen Zugangs von
Erzeugnissen mit Ursprung in den genannten
baltischen Staaten zum schwedischen Markt zu
ermöglichen.

KAPITEL 5
FINANZ- UND HAUSHALTS-

VORSCHRIFTEN

Artikel 132

Bezugnahmen auf den Beschluß des Rates über
das System der Eigenmittel der Gemeinschaften
gelten als Bezugnahmen auf den Beschluß des
Rates vom 24. Juni 1988 in seiner jeweiligen
Fassung oder einen diesen ersetzenden Beschluß.

Artikel 133
Die als „Zölle des Gemeinsamen Zolltarifs und

andere Zölle" bezeichneten Einnahmen im Sinne

des Artikels 2 Absatz l Buchstabe b des Beschlus-
ses des Rates über das System der Eigenmittel der
Gemeinschaften oder entsprechender Vorschriften
in einem diesen ersetzenden Beschluß umfassen
auch die von der Gemeinschaft für den Handel des
Königreichs Schweden mit Drittländern angewand-
ten Zölle, die anhand der sich aus dem Gemein-
samen Zolltarif ergebenden Zollsätze und diesbe-
züglicher Zollzugeständnisse berechnet werden.

Artikel 134

Die Gemeinschaft überweist dem Königreich
Schweden am ersten Arbeitstag jeden Monats ein
Zwölftel der nachstehenden Beträge als Ausgaben
des Gesamthaushalts der Europäischen Gemein-
schaften:

— 488 Millionen ECU im Jahre 1995
— 432 Millionen ECU im Jahre 1996
— 76 Millionen ECU im Jahre 1997
— 31 Millionen ECU im Jahre 1998.

Artikel 135

Der Anteil des Königreichs Schweden an der
Finanzierung der nach seinem Beitritt noch zu
leistenden Zahlungen auf die nach Artikel 82 des
Abkommens über den Europäischen Wirtschafts-
räum eingegangenen Verpflichtungen wird vom
Gesamthaushalt der Europäischen Gemeinschaften
getragen.

Artikel 136

Der Anteil des Königreichs Schweden an der
Finanzierung des Finanzmechanismus nach Arti-
kel 116 des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum wird vom Gesamthaushalt der
Europäischen Gemeinschaften getragen.

TITEL VI
LANDWIRTSCHAFT

Artikel 137

(1) Dieser Titel betrifft die landwirtschaftlichen
Erzeugnisse mit Ausnahme der Erzeugnisse der
Verordnung (EWG) Nr. 3759/92 über die gemein-
same Marktorganisation für Fischereierzeugnisse
und Erzeugnisse der Aquakultur.

(2) Soweit in dieser Akte nichts anderes
bestimmt ist, gilt folgendes:

— Der Handel der neuen Mitgliedstaaten
untereinander, mit Drittstaaten oder mit
den derzeitigen Mitgliedstaaten unterliegt
der für die letztgenannten Mitgliedstaaten
geltenden Regelung. Die für die derzeitige
Gemeinschaft geltende Regelung in bezug

auf Einfuhrabgaben und Abgaben gleicher
Wirkung, mengenmäßige Beschränkungen
und Maßnahmen gleicher Wirkung gilt auch
für die neuen Mitgliedstaaten;

— die Rechte und Pflichten aufgrund der
Gemeinsamen Agrarpolitik gelten für die
neuen Mitgliedstaaten im vollen Umfang.

(3) Die Anwendung der Übergangsmaßnahmen
für landwirtschaftliche Erzeugnisse nach Absatz l
endet, soweit nicht in besonderen Bestimmungen
dieses Titels andere Zeitpunkte oder Fristen vorge-
sehen sind, mit dem Ablauf des fünften Jahres nach
dem Beitritt Österreichs, Finnlands und Norwegens.
Bei diesen Maßnahmen wird nichtsdestoweniger für
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jedes Erzeugnis der Gesamterzeugung während des
Jahres 1999 voll Rechnung getragen.

KAPITEL I

BESTIMMUNGEN ÜBER
EINZELSTAATLICHE BEIHILFEN

Artikel 138

(1) Während der Übergangszeit dürfen Norwe-
gen, Österreich und Finnland vorbehaltlich der
Genehmigung der Kommission den Erzeugern der
landwirtschaftlichen Grunderzeugnisse, die der
Gemeinsamen Agrarpolitik unterliegen, in geeigne-
ter Form degressive einzelstaatliche Übergangs-
beihilfen gewähren.

Diese Beihilfen können insbesondere regional
gestaffelt werden.

(2) Die Kommission genehmigt die Beihilfen
nach Absatz l

— in allen Fällen, in denen sich aus den von
einem neuen Mitgliedstaat angeführten
Umständen ergibt, daß zwischen dem Betrag
der seinen Erzeugern je Erzeugnis vor dem
Beitritt gezahlten Stützung und der Höhe
der Stützung, die aufgrund der Gemein-
samen Agrarpolitik gezahlt werden kann,
eine wesentliche Differenz besteht;

— bis zu einem Anfangsbetrag, der höchstens
dieser Differenz entspricht.

Differerenzen, die anfangs weniger als 10 vH
betragen, gelten nicht als wesentlich.

Die Genehmigung der Kommission wird jedoch
— in Übereinstimmung mit den internationalen

Verpflichtungen der erweiterten Gemein-
schaft erteilt;

— hinsichtlich Schweinefleisch, Eier und Geflü-
gel den Preisangleichungen für Futtermittel
Rechnung tragen;

— nicht für Tabak erteilt.

(3) Der Betrag der Stützung nach Absatz 2 wird
für jedes landwirtschaftliche Grunderzeugnis
berechnet. Berücksichtigt werden dabei insbeson-
dere Preisstützungsmaßnahmen aufgrund von
Interventionsmechanismen oder anderen Mechanis-
men sowie die Gewährung von Beihilfen, die an die
Fläche, die Preise, die erzeugte Menge oder die
Produktionseinheit gebunden sind, und die Gewäh-
rung von Beihilfen, die Betriebe für spezifische
Erzeugnisse erhalten.

(4) Die Genehmigung der Kommission

legt die höchstzulässige Anfangshöhe der
Beihilfen, den Zeitplan ihres Abbaus sowie
gegebenenfalls die Voraussetzungen für ihre
Gewährung fest, wobei auch sonstige Beihilfen
aufgrund des Gemeinschaftsrechts, die nicht
unter diesen Artikel fallen, berücksichtigt
werden;

• wird vorbehaltlich der Anpassungen erteilt, die
aufgrund

— der Entwicklung der Gemeinsamen Agrar-
politik,

— der Entwicklung des Preisniveaus in der
Gemeinschaft

erforderlich werden können.

Erweisen sich derartige Anpassungen als erfor-
derlich, so werden der Betrag der Beihilfe oder die
Voraussetzungen für ihre Gewährung auf Ersuchen
der Kommission oder auf der Grundlage einer
Entscheidung der Kommission geändert.

(5) Unbeschadet der Absätze l bis 4 genehmigt
die Kommission nach Absatz l insbesondere die in
Anhang XIII vorgesehenen einzelstaatlichen Bei-
hilfen im Rahmen und unter den Bedingungen
jenes Anhangs.

Artikel 139

(1) Die Kommission gestattet Österreich, Finn-
land und Norwegen, die Gewährung von Beihilfen
beizubehalten, die nicht an eine besondere
Erzeugung gebunden sind und die daher bei der
Berechnung des Stützungsbetrags nach Artikel 138
Absatz 3 nicht berücksichtigt werden. In diesem
Sinne sind insbesondere Betriebsbeihilfen gestattet.

(2) Für die Beihilfen nach Absatz l gelten die
Bestimmungen des Artikels 138 Absatz 4.

Beihilfen gleicher Art, die durch die Gemeinsame
Agrarpolitik vorgesehen oder mit dem Gemein-
schaftsrecht vereinbar sind, werden von dem Betrag
abgezogen.

(3) Nach diesem Artikel genehmigte Beihilfen
werden spätestens mit dem Ende der Übergangs-
zeit abgeschafft.

(4) Investitionsbeihilfen sind von der Anwendung
des Absatzes l ausgeschlossen.

Artikel 140

Die Kommission gestattet Österreich, Finnland
und Norwegen, die in Anhang XIV vorgesehenen
einzelstaatlichen Übergangsbeihilfen in dem dort
vorgesehenen Rahmen und unter den dort
vorgesehenen Bedingungen zu gewähren. In ihrer
Genehmigung legt die Kommission die Anfangs-
höhe der Beihilfen, sofern sich diese nicht aus den
in dem Anhang vorgesehenen Bedingungen ergibt,
sowie den Zeitplan ihres Abbaus fest.

Artikel 141

Im Fall ernster Schwierigkeiten aufgrund des
Beitritts, die auch nach voller Inanspruchnahme der
Artikel 138, 139, 140 und 142 und der anderen
Maßnahmen aufgrund des bestehenden Gemein-
schaftsrechts andauern, kann die Kommission
Finnland und Norwegen gestatten, den Erzeugern
einzelstaatliche Beihilfen zu gewähren, um ihre
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volle Einbeziehung in die Gemeinsame Agrarpolitik
zu erleichtern.

Artikel 142

(1) Die Kommission gestattet Norwegen, Finn-
land und Schweden die Gewährung langfristiger
einzelstaatlicher Beihilfen, die der Erhaltung der
Landwirtschaft in besonderen Regionen dienen.
Diese Regionen sollten die landwirtschaftlichen
Gebiete, die sich nördlich von 62° nördlicher Breite
befinden, sowie einige angrenzende Gebiete südlich
dieses Breitengrads mit vergleichbaren klimatischen
Verhältnissen umfassen, die die landwirtschaftliche
Tätigkeit in besonderem Maße erschweren.

(2) Die Regionen nach Absatz l werden von der
Kommission unter Berücksichtigung insbesondere
folgender Faktoren bestimmt:

— geringe Bevölkerungsdichte;
— Anteil der landwirtschaftlichen Flächen an

der Gesamtfläche;
— flächenmäßiger Anteil der für die mensch-

liche Ernährung bestimmten Feldkulturen an
der genutzten landwirtschaftlichen Fläche.

(3) Die Beihilfen nach Absatz l können in
Beziehung stehen zu natürlichen Produktions-
faktoren, beispielsweise der Hektargröße der
landwirtschaftlichen Fläche oder den Vieheinhei-
ten, unter Berücksichtigung der maßgeblichen
Grenzwerte der gemeinsamen Marktorganisatio-
nen, sowie zu historischen Produktionsstrukturen
der einzelnen Betriebe; sie dürfen jedoch nicht

— an die künftige Produktion gebunden sein;
— zu einer Erhöhung der Produktion oder der

während eines von der Kommission noch
festzulegenden Referenzzeitraums vor dem
Beitritt festgestellten Gesamthöhe der Stüt-
zung führen.

Die Beihilfen können regional gestaffelt werden.

Diese Beihilfen müssen insbesondere gewährt
werden zur

— Beibehaltung traditioneller primärer Erzeu-
gung und Verarbeitung, die an die klimati-
schen Verhältnisse der betreffenden Regio-
nen von Natur aus angepaßt sind;

— Verbesserung der Strukturen für Produktion,
Vermarktung und Verarbeitung der land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse;

— Erleichterung des Absatzes der genannten
Erzeugnisse;

— Sicherung des Umweltschutzes und der
Erhaltung der Landschaft.

Artikel 143
(1) Die Beihilfen nach den Artikeln 138 bis 142

sowie jede andere einzelstaatliche Beihilfe, die im
Rahmen dieser Akte der Genehmigung durch die
Kommission bedarf, werden der Kommission
notifiziert. Sie dürfen nicht vor Erteilung der
Genehmigung gewährt werden.

Haben die neuen Mitgliedstaaten bestehende
oder beabsichtigte Beihilfemaßnahmen bereits vor
dem Beitritt mitgeteilt, so gelten diese als am Tag
des Beitritts notifiziert.

(2) In bezug auf die Beihilfen nach Artikel 142
legt die Kommission dem Rat ein Jahr nach dem
Beitritt und danach alle fünf Jahre einen Bericht
vor über

• die erteilten Genehmigungen;

• die Ergebnisse der Beihilfen, die aufgrund der
Genehmigungen gewährt wurden.

Im Hinblick auf die Erstellung dieses Berichts
liefern die Mitgliedstaaten, welche diese Genehmi-
gungen erhalten haben, der Kommission rechtzeitig
Informationen über die Auswirkungen der gewähr-
ten Beihilfen unter Darstellung der Entwicklung
der Landwirtschaft in den betroffenen Regionen.

Artikel 144

In bezug auf die Beihilfen nach den Artikeln 92
und 93 des EG-Vertrags

a) gelten von den in den neuen Mitgliedstaaten
vor dem Beitritt angewandten Beihilfen nur
diejenigen als „bestehende" Beihilfen nach
Artikel 93 Absatz l des EG-Vertrags, die der
Kommission bis zum 30. April 1995 mitge-
teilt werden;

b) gelten bestehende Beihilfen und Vorhaben
zur Einführung oder Umgestaltung von
Beihilfen, die der Kommission vor dem
Beitritt mitgeteilt werden, als am Tag des
Beitritts notifiziert.

KAPITEL II

ANDERE BESTIMMUNGEN

Artikel 145

(1) Die von den neuen Mitgliedstaaten aufgrund
ihrer Politik zur Marktstützung am 1. Januar 1995
gehaltenen öffentlichen Bestände werden von der
Gemeinschaft in Höhe des Wertes übernommen,
der sich aus der Anwendung des Artikels 8 der
Verordnung (EWG) Nr. 1883/78 des Rates über
die allgemeinen Regeln für die Finanzierung der
Interventionen durch den Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft,
Abteilung Garantie ergibt.

(2) Jeder Warenbestand, der sich am l. Januar
1995 im Hoheitsgebiet der neuen Mitgliedstaaten
im freien Verkehr befindet und mengenmäßig
einen als normal anzusehenden Übertragbestand
übersteigt, muß von diesen Mitgliedstaaten auf ihre
Kosten im Rahmen der Gemeinschaftsverfahren
und Fristen abgebaut werden, die nach dem in
Artikel 149 Absatz l genannten Verfahren noch
festzulegen sind. Der Begriff „normaler Über-
tragbestand wird für jedes Erzeugnis nach den
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Kriterien und Zielen der jeweiligen gemeinsamen
Marktorganisation festgelegt.

(3) Die in Absatz l genannten Bestände werden
von der den normalen Übertragbestand über-
steigenden Menge abgezogen.

Artikel 146

Das Königreich Norwegen muß, sicherstellen,
daß ab dem 1. Januar 1995 alle gesetzlichen und
vertraglichen Bestimmungen, die der norwegischen
Getreide-Gesellschaft (Statens Kornforretning)
oder einer Nachfolgeorganisation in bezug auf
die Einfuhr, die Ausfuhr oder den Ankauf und
Verkauf von Agrarerzeugnissen ein Monopol
verleihen, aufgehoben werden.

Artikel 85 des EG-Vertrags ist jedoch erst ab
dem l. Januar 1997 auf die von der norwegischen
Getreide-Gesellschaft angewandten Vereinbarun-
gen, Beschlüsse und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen anwendbar, soweit

— mit ihnen andere Ziele als die in Absatz l
genannten verfolgt werden;

— sie nicht die Festsetzung der Preise, der
Aufteilung der Märkte oder der Kontrolle
der Erzeugung beinhalten.

Artikel 147

Bringt vor dem 1. Januar 2000 im Agrarsektor
der Handel zwischen einem oder mehreren der
neuen Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft in
ihrer Zusammensetzung am 31. Dezember 1994
oder der Handel der neuen Mitgliedstaaten
untereinander erhebliche Störungen auf dem
Markt Österreichs, Finnlands oder Norwegens
mit sich, so entscheidet die Kommission auf
Antrag des betroffenen Mitgliedstaats binnen
24 Stunden nach Eingang des Antrags über die
ihres Erachtens erforderlichen Schutzmaßnahmen.
Die beschlossenen Maßnahmen sind sofort
anwendbar; sie tragen dem Interesse aller
Beteiligten Rechnung und dürfen keine Grenz-
kontrollen mit sich bringen.

Artikel 148

(1) Sofern nicht in bestimmten Fällen etwas
anderes bestimmt ist, erläßt der Rat mit qualifi-
zierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission
die zur Durchführung dieses Titels erforderlichen
Bestimmungen.

(2) Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der
Kommission und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments die bei einer Änderung der Gemein-
schaftsregelung gegebenenfalls erforderlichen
Anpassungen der in diesem Titel enthaltenen
Bestimmungen vornehmen.

Artikel 149

(1) Sind Übergangsmaßnahmen notwendig, um
die Überleitung von der in den neuen Mitglied-
staaten bestehenden Regelung zu der Regelung zu
erleichtern, die sich aus der Anwendung der
gemeinsamen Marktorganisationen nach Maßgabe
dieses Titels ergibt, so werden diese Maßnahmen
nach dem Verfahren des Artikels 38 der Verord-
nung Nr.136/66/EWG oder der entsprechenden
Artikel der anderen Verordnungen über gemein-
same Agrarmarktorganisationen getroffen. Diese
Maßnahmen können während eines Zeitraums, der
am 31. Dezember 1997 endet, getroffen werden;
sie sind nur bis zu diesem Zeitpunkt anwendbar.

(2) Der Rat kann einstimmig auf Vorschlag der
Kommission und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments den in Absatz l genannten Zeitraum
verlängern.

Artikel 150

(1) Die Übergangsmaßnahmen zur Anwendung
der in dieser Akte nicht genannten Rechtsakte im
Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik einschließ-
lich der Agrarstruktur, die infolge des Beitritts
erforderlich sind, werden vor dem Beitritt nach
dem Verfahren des Absatzes 3 erlassen und treten
frühestens mit dem Beitritt in Kraft.

(2) Die Übergangsmaßnahmen nach Absatz l
umfassen insbesondere die Anpassung der Rechts-
akte, welche die Mitfinanzierung bestimmter
Maßnahmen im Bereich der Statistik und der
Ausgabenkontrolle zugunsten der derzeitigen
Mitgliedstaaten vorsehen.

Sie können auch vorsehen, daß unter bestimmten
Voraussetzungen Wirtschaftsteilnehmern des Pri-
vatsektors — natürlichen oder juristischen Perso-
nen —, die am 1. Januar 1995 Bestände von
Erzeugnissen nach Artikel 138 Absatz l oder von
deren Verarbeitungserzeugnissen halten, eine ein-
zelstaatliche Beihilfe gewährt werden kann, die
höchstens der Differenz zwischen dem in einem
neuen Mitgliedstaat vor dem Beitritt festgestellten
Preis und dem sich aus der Anwendung dieser Akte
ergebenden Preis entspricht.

(3) Die Übergangsmaßnahmen nach den Absät-
zen l und 2 werden vom Rat mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission erlassen.
Die Maßnahmen, die sich auf ursprünglich von der
Kommission erlassene Rechtsakte beziehen, wer-
den jedoch von diesem Organ nach den in
Artikel 149 Absatz l genannten Verfahren erlas-
sen.
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TITEL VII
SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 151
(1) Die in Anhang XV aufgeführten Rechtsakte

gelten für die neuen Mitgliedstaaten unter den in
jenem Anhang festgelegten Bedingungen.

(2) Auf ordnungsgemäß begründeten Antrag
eines der neuen Mitgliedstaaten kann der Rat
einstimmig auf Vorschlag der Kommission vor dem
1. Januar 1995 Maßnahmen ergreifen, die zeit-
weilige Abweichungen von den Rechtsakten der
Organe beinhalten, welche zwischen dem l. Januar
1994 und dem Zeitpunkt der Unterzeichnung des
Beitrittsvertrags dieser Akte erlassen worden sind.

Artikel 152

(1) Bis zum 1. Januar 1996 kann ein neuer
Mitgliedstaat bei Schwierigkeiten, welche einen
Wirtschaftszweig erheblich und voraussichtlich
anhaltend treffen oder welche die wirtschaftliche
Lage eines bestimmten Gebiets beträchtlich ver-
schlechtern können, die Genehmigung zur Anwen-
dung von Schutzmaßnahmen beantragen, um die
Lage wieder auszugleichen und den betreffenden
Wirtschaftszweig an die Wirtschaft des Gemein-
samen Marktes anzupassen.

Unter den gleichen Bedingungen kann ein
derzeitiger Mitgliedstaat die Genehmigung zur
Anwendung von Schutzmaßnahmen gegenüber
einem oder mehreren der neuen Mitgliedstaaten
beantragen.

(2) Auf Antrag des betreffenden Staates
bestimmt die Kommission im Dringlichkeitsverfah-
ren die ihres Erachtens erforderlichen Schutz-
maßnahmen und legt gleichzeitig die Bedingungen
und Einzelheiten ihrer Anwendung fest.

Im Fall erheblicher wirtschaftlicher Schwierig-
keiten entscheidet die Kommission auf ausdrück-
lichen Antrag des betreffenden Mitgliedstaats
binnen fünf Arbeitstagen nach Eingang des. mit
Gründen versehenen Antrags. Die beschlossenen
Maßnahmen sind sofort anwendbar; sie tragen
dem Interesse aller Beteiligten Rechnung und
dürfen keine Grenzkontrollen mit sich bringen.

(3) Die nach Absatz 2 genehmigten Maßnahmen
können von den Vorschriften des EG-Vertrags, des
EGKS-Vertrags und dieser Akte abweichen, soweit
und solange dies unbedingt erforderlich ist, um die
in Absatz l genannten Ziele zu erreichen. Es sind
mit Vorrang solche Maßnahmen zu wählen, die
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes am
wenigsten stören.

Artikel 153

Um das reibungslose Funktionieren des Binnen-
markts nicht zu behindern, darf die Durchführung
der innerstaatlichen Vorschriften der neuen Mit-
gliedstaaten während der in dieser Akte vorgese-
henen Übergangszeiten nicht zu Grenzkontrollen
zwischen den Mitgliedstaaten führen.

FÜNFTER TEIL
BESTIMMUNGEN ÜBER DIE DURCHFÜHRUNG DIESER AKTE

TITEL. I
EINSETZUNG DER ORGANE UND GREMIEN

Artikel 154

Das Europäische Parlament tritt binnen einem
Monat nach dem Beitritt zusammen. Es nimmt die
infolge des Beitritts erforderlichen Anpassungen
seiner Geschäftsordnung vor.

Artikel 155

Der Rat nimmt die infolge des Beitritts
erforderlichen Anpassungen seiner Geschäftsord-
nung vor.

Artikel 156

(1) Die Kommission wird unmittelbar nach dem
Beitritt durch die Ernennung von vier weiteren

Mitgliedern ergänzt. Die Amtszeit der neu
ernannten Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie
die Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im
Amt befindlichen Mitglieder.

(2) Die Kommission nimmt die infolge des
Beitritts erforderlichen Anpassungen ihrer
Geschäftsordnung vor.

Artikel 157

(1) Der Gerichtshof wird unmittelbar nach dem
Beitritt durch die Ernennung von vier Richtern
ergänzt; desgleichen wird das Gericht erster
Instanz unmittelbar nach dem Beitritt durch die
Ernennung von vier Richtern ergänzt.
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(2) a) Die Amtszeit zweier der nach Absatz l
ernannten Richter endet am 6. Oktober
1997 Diese Richter werden durch das
Los bestimmt. Die Amtszeit der anderen
Richter endet am 6. Oktober 2000.

b) Die Amtszeit zweier der nach Absatz l
ernannten Richter des Gerichts erster
Instanz endet am 31. August 1995. Diese
Richter werden durch das Los bestimmt.
Die Amtszeit der anderen Richter endet
am 31. August 1998.

(3) Unmittelbar nach dem Beitritt werden ein
siebter und achter Generalanwalt ernannt.

(4) Die Amtszeit eines der nach Absatz 3
ernannten Generalanwälte endet am 6. Oktober
1997 Die Amtszeit des anderen Generalanwalts
endet am 6. Oktober 2000.

(5) a) Der Gerichtshof nimmt die infolge des
Beitritts erforderlichen Anpassungen sei-
ner Verfahrensordnung vor.

b) Das Gericht erster Instanz nimmt im
Einvernehmen mit dem Gerichtshof die
infolge des Beitritts erforderlichen Anpas-
sungen seiner Verfahrensordnung vor.

c) Die angepaßten Verfahrensordnungen
bedürfen der einstimmigen Genehmigung
des Rates.

(6) Bei der Entscheidung der am 1. Januar 1995
anhängigen Rechtssachen, in denen das mündliche
Verfahren vor diesem Zeitpunkt eröffnet wurde,
tagen der Gerichtshof und das Gericht erster
Instanz bei Vollsitzungen sowie die Kammern in
der Zusammensetzung, die sie vor dem Beitritt
hatten; sie wenden dabei die am 31. Dezember
1994 geltenden Verfahrensordnungen an.

Artikel 158

Der Rechnungshof wird unmittelbar nach dem
Beitritt durch die Ernennung von vier weiteren
Mitgliedern ergänzt. Die Amtszeit zweier dieser
Mitglieder endet am 20. Dezember 1995. Diese
Mitglieder werden durch das Los bestimmt. Die
Amtszeit der anderen Mitglieder endet am
9 Februar 2000.

Artikel 159

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß wird
unmittelbar nach dem Beitritt durch die Ernen-
nung von zweiundvierzig Mitgliedern ergänzt,
welche die verschiedenen Gruppen des wirtschaft-
lichen und sozialen Lebens der neuen Mitglied-
staaten vertreten. Die Amtszeit dieser Mitglieder
endet zur gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum
Zeitpunkt des Beitritts im Amt befindlichen
Mitglieder.

Artikel 160

Der Ausschuß der Regionen wird unmittelbar
nach dem Beitritt durch die Ernennung von
zweiundvierzig Mitgliedern ergänzt, welche die
regionalen und lokalen Gebietskörperschaften der
neuen Mitgliedstaaten vertreten. Die Amtszeit
dieser Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die
Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt
befindlichen Mitglieder.

Artikel 161

Der Beratende Ausschuß der Europäischen
Gemeinschaft für Kohle und Stahl wird unmittel-
bar nach dem Beitritt durch die Ernennung von
fünfzehn weiteren Mitgliedern ergänzt. Je vier
Mitglieder werden für Österreich, Finnland und
Schweden, drei Mitglieder werden für Norwegen
ernannt. Die Amtszeit dieser Mitglieder endet zur
gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt
des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder.

Artikel 162

Der Ausschuß für Wissenschaft und Technik
wird unmittelbar nach dem Beitritt durch die
Ernennung von sechs weiteren Mitgliedern
ergänzt. Je zwei Mitglieder werden für Österreich
und Schweden ernannt, je ein Mitglied für
Finnland und Norwegen. Die Amtszeit dieser
Mitglieder endet zur gleichen Zeit wie die
Amtszeit der zum Zeitpunkt des Beitritts im Amt
befindlichen Mitglieder.

Artikel 163

Der Währungsausschuß wird unmittelbar nach
dem Beitritt durch die Ernennung zweier Mit-
glieder für jeden der neuen Mitgliedstaaten
ergänzt. Die Amtszeit dieser Mitglieder endet zur
gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt
des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder.

Artikel 164

Die infolge des Beitritts erforderlichen Anpas-
sungen der Satzungen und Geschäftsordnungen
der durch die ursprünglichen Verträge eingesetzten
Ausschüsse werden so bald wie möglich nach dem
Beitritt vorgenommen.

Artikel 165

(1) Die Amtszeit der neuen Mitglieder der in
Anhang XVI aufgeführten Ausschüsse endet zur
gleichen Zeit wie die Amtszeit der zum Zeitpunkt
des Beitritts im Amt befindlichen Mitglieder.

(2) Die in Anhang XVII aufgeführten Aus-
schüsse werden mit dem Beitritt vollständig neu
besetzt.
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TITEL II
ANWENDBARKEIT DER RECHTSAKTE DER ORGANE

Artikel 166
Die Richtlinien und Entscheidungen im Sinne

des Artikels 189 des EG-Vertrags und des
Artikels 161 des Euratom-Vertrags sowie die
Empfehlungen und Entscheidungen im Sinne des
Artikels 14 des EGKS-Vertrags gelten vom Zeit-
punkt des Beitritts an als an die neuen Mitglied-
staaten gerichtet, sofern diese Richtlinien, Emp-
fehlungen und Entscheidungen an alle derzeitigen
Mitgliedstaaten gerichtet wurden. Außer im Fall
der Richtlinien und Entscheidungen, die gemäß
Artikel 191 Absätze l und 2 des EG-Vertrags in
Kraft treten, werden die neuen Mitgliedstaaten so
behandelt, als wären ihnen diese Richtlinien,
Empfehlungen und Entscheidungen zum Zeit-
punkt des Beitritts notifiziert worden.

Artikel 167
Die Anwendung der in der Liste des An-

hangs XVIII aufgeführten Rechtsakte kann in
jedem der neuen Mitgliedstaaten bis zu den in
dieser Liste vorgesehenen Zeitpunkten und unter
den dort vorgesehenen Bedingungen aufgeschoben
werden.

Artikel 168
Sofern in der Liste des Anhangs XIX oder in

anderen Bestimmungen dieser Akte nicht eine Frist
vorgesehen ist, setzen die neuen Mitgliedstaaten
die erforderlichen Maßnahmen in Kraft, um den
Richtlinien und Entscheidungen im Sinne des
Artikels 189 des EG-Vertrags und des Arti-
kels 161 des Euratom-Vertrags sowie den Emp-
fehlungen und Entscheidungen im Sinne des
Artikels 14 des EGKS-Vertrags vom Beitritt an
nachzukommen.

Artikel 169
(1) Erfordern vor dem Beitritt erlassene Rechts-

akte der Organe aufgrund des Beitritts eine
Anpassung und sind die erforderlichen Anpassun-
gen in dieser Akte oder ihren Anhängen nicht
vorgesehen, so werden diese Anpassungen nach
dem in Absatz 2 vorgesehenen Verfahren vorge-
nommen. Diese Anpassungen treten mit dem
Beitritt in Kraft.

(2) Der Rat oder die Kommission, je nachdem,
welches Organ die ursprünglichen Rechtsakte
erlassen hat, legt zu diesem Zweck die erforder-
lichen Wortlaute fest; der Rat beschließt dabei mit
qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommis-
sion.

Artikel 170
Die vor dem Beitritt erlassenen Rechtsakte der

Organe in den vom Rat oder von der Kommission

in finnischer, norwegischer und schwedischer
Sprache abgefaßten Wortlauten sind vom Zeit-
punkt des Beitritts an unter den gleichen
Bedingungen wie die Wortlaute in den neun
derzeitigen Sprachen verbindlich. Sie werden im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver-
öffentlicht, soweit die Wortlaute in den derzeitigen
Sprachen dort veröffentlicht worden sind.

Artikel 171
Die zum Zeitpunkt des Beitritts bestehenden

Vereinbarungen, Beschlüsse und verabredeten
Praktiken, die aufgrund des Beitritts in den
Anwendungsbereich des Artikels 65 des EGKS-
Vertrags fallen, sind der Kommission binnen drei
Monaten nach dem Beitritt zu notifizieren. Nur die
notifizierten Vereinbarungen und Beschlüsse blei-
ben bis zur Entscheidung der Kommission
vorläufig in Kraft. Dieser Artikel gilt jedoch nicht
für Vereinbarungen, Beschlüsse und verabredete
Praktiken, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits
unter die Artikel l und 2 des Protokolls 25 zum
EWR-Abkommen fallen.

Artikel 172
(1) Ab dem Beitritt stellen die neuen Mitglied-

staaten sicher, daß alle einschlägigen Notifikatio-
nen oder Informationen, die der EFTA-Über-
wachungsbehörde oder dem Ständigen Ausschuß
der EFTA-Staaten im Rahmen des EWR-Abkom-
mens vor dem Beitritt übermittelt worden waren,
der Kommission unverzüglich übermittelt werden.
Diese Übermittlung gilt als Notifikation oder
Information an die Kommission im Sinne der
entsprechenden Gemeinschaftsvorschriften.

(2) Ab dem Beitritt stellen die neuen Mitglied-
staaten sicher, daß Rechtssachen, die unmittelbar
vor dem Beitritt bei der EFTA-Überwachungsbe-
hörde nach den Artikeln 53, 54, 57, 61 und 62
oder 65 des EWR-Abkommens oder nach Artikel l
oder 2 des Protokolls 25 zum EWR-Abkommen
anhängig sind und die infolge des Beitritts in die
Zuständigkeit der Kommission fallen, einschließlich
der Rechtssachen, bei denen die zugrundeliegenden
Tatsachen vor dem Beitritt ein Ende fanden,
unverzüglich der Kommission überwiesen werden,
die sie in Anwendung der entsprechenden Gemein-
schaftsvorschriften unter Wahrung des Anhörungs-
rechts weiterbehandelt.

(3) Rechtssachen, die nach Artikel 53 oder 54
des EWR-Abkommens oder nach Artikel l oder 2
des Protokolls 25 zum EWR-Abkommen bei der
Kommission anhängig sind und die infolge des
Beitritts unter Artikel 85 oder 86 des EG-Vertrags
oder unter Artikel 65 oder Artikel 66 des EGKS-
Vertrags fallen, einschließlich der Rechtssachen,
bei denen die zugrundeliegenden Tatsachen vor
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dem Beitritt ein Ende fanden, werden von der
Kommission in Anwendung der entsprechenden
Gemeinschaftsvorschriften weiterbehandelt.

(4) Einzelne Freistellungs- und Negativattestbe-
schlüsse, die nach Artikel 53 des EWR-Abkom-
mens oder Artikel l des Protokolls 25 zum EWR-
Abkommen vor dem Beitritt entweder von der
EFTA-Überwachungsbehörde oder von der Kom-
mission erlassen wurden und die Fälle betreffen,
die infolge des Beitritts unter Artikel 85 des EG-
Vertrags oder unter Artikel 65 des EGKS-Vertrags
fallen, bleiben beim Beitritt für die Zwecke des
Artikels 85 des EG-Vertrags bzw des Artikels 65
des EGKS-Vertrags bis zum Ablauf der darin
festgelegten Frist oder bis die Kommission gemäß
den Grundprinzipien des Gemeinschaftsrechts eine
ordnungsgemäß begründete anderslautende Ent-
scheidung getroffen hat, gültig.

(5) Alle Beschlüsse der EFTA-Überwachungsbe-
hörde, die vor dem Beitritt nach Artikel 61 des
EWR-Abkommens erlassen wurden und die infolge
des Beitritts unter Artikel 92 des EG-Vertrags
fallen, bleiben beim Beitritt hinsichtlich des
Artikels 92 des EG-Vertrags gültig, es sei denn,
die Kommission faßt gemäß Artikel 93 des EG-
Vertrags einen anderslautenden Beschluß. Dieser
Absatz gilt nicht für Beschlüsse, für die das
Verfahren nach Artikel 64 des EWR-Abkommens
gilt. Unbeschadet des Absatzes 2 werden von den
neuen Mitgliedstaaten 1994 gewährte staatliche
Beihilfen, die entgegen dem EWR-Abkommen oder

auf dessen Grundlage getroffener Vereinbarungen
entweder der EFTA-Überwachungsbehörde nicht
notifiziert wurden oder zwar notifiziert, aber vor
einer Entscheidung der EFTA-Überwachungsbe-
hörde gewährt wurden, folglich nicht als bestehen-
de staatliche Beihilfen gemäß Artikel 93 Absatz l
des EG-Vertrags angesehen.

(6) Ab dem Beitritt stellen die neuen Mitglied-
staaten sicher, daß alle anderen Rechtssachen, in
denen die EFTA-Überwachungsbehörde vor dem
Beitritt im Rahmen des Überwachungsverfahrens
nach- dem EWR-Abkommen tätig geworden ist,"
unverzüglich der Kommission überwiesen werden,
die sie in Anwendung der entsprechenden Gemein-
schaftsvorschriften unter Wahrung des Anhörungs-
rechts weiterbehandelt.

(7) Unbeschadet der Absätze 4 und 5 bleiben die
von der EFTA-Überwachungsbehörde getroffenen
Entscheidungen nach dem Beitritt gültig, es sei
denn, die Kommission trifft gemäß den Grund-
prinzipien des Gemeinschaftsrechts eine ordnungs-
gemäß begründete anderslautende Entscheidung.

Artikel 173
Die neuen Mitgliedstaaten teilen der Kommis-

sion nach Artikel 33 des Euratom-Vertrags binnen
drei Monaten nach dem Beitritt die Rechts- und
Verwaltungsvorschriften mit, die im Hoheitsgebiet
dieser Staaten den Gesundheitsschutz der Arbeit-
nehmer und der Bevölkerung gegen die Gefahren
ionisierender Strahlungen sicherstellen sollen.

TITEL III

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 174
Die Anhänge I bis XIX und die Protokolle

Nr. l bis 10, die dieser Akte beigefügt sind, sind
Bestandteil der Akte.

Artikel 175
Die Regierung der Französischen Republik

übermittelt den Regierungen der neuen Mitglied-
staaten je eine beglaubigte Abschrift des Vertrags
über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl und derjenigen Verträge zur
Änderung des genannten Vertrags, die bei der
Regierung der Französischen Republik hinterlegt
sind.

Artikel 176
Die Regierung der Italienischen Republik über-

mittelt den Regierungen der neuen Mitgliedstaaten
je eine beglaubigte Abschrift des Vertrags zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaft, des
Vertrags zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft und der Verträge, durch die sie
geändert oder ergänzt wurden, einschließlich der
Verträge über den Beitritt des Königreichs

Dänemark, Irlands und des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordirland, der Repu-
blik Griechenland sowie des Königreichs Spanien
und der. Portugiesischen Republik zur Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und zur Europäi-
schen Atomgemeinschaft, sowie ferner des Vertrags
über die Europäische Union, in dänischer,
deutscher, englischer, französischer, griechischer,
irischer, italienischer, niederländischer, portugiesi-
scher und spanischer Sprache.

Die in finnischer, norwegischer und schwedi-
scher Sprache abgefaßten Wortlaute dieser Ver-
träge sind dieser Akte beigefügt. Diese Wortlaute
sind gleichermaßen verbindlich wie die Wortlaute
der in Absatz l genannten Verträge in den
derzeitigen Sprachen.

Artikel 177
Eine beglaubigte Abschrift der im Archiv des

Generalsekretariats des Rates der Europäischen
Union hinterlegten internationalen Übereinkünfte
wird den Regierungen der neuen Mitgliedstaaten
vom Generalsekretär übermittelt.
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ANHANG I

Liste nach Artikel 29 der Beitrittsakte

I. AUSSENBEZIEHUNGEN
1. 370 L 0509: Richtlinie 70/509/EWG des

Rates vom 27. Oktober 1970 über die
Einführung einer Gemeinsamen Kreditver-
sicherungspolice für mittel- und langfristige
Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen Käufern
(ABl. Nr. L 254 vom 23. 11. 1970, S. 1),
geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27. 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen des Beitritts und die Anpassungen
der Verträge — Beitritt des Königreichs
Spanien und der Portugiesischen Repu-
blik (ABl. Nr. L 302 vom 15. 11. 1985,
S. 23).

In Anhang A werden folgende Einträge in
der Fußnote auf der ersten Seite eingefügt:
„Österreich: Republik Österreich,
Finnland: Valtiontakuukeskus/Statsgaran-

ticentralen,
Norwegen: Garanti-Instituttet for Eksport-

kreditt,
Schweden: Exportkreditnämden."

2. 393 R 3030: Verordnung (EWG) Nr. 3030/
93 des Rates vom 12. Oktober 1993 über
die Gemeinsame Einfuhrregelung für
bestimmte Textilwaren mit Ursprung in
Drittländern (ABl. Nr. L 275 vom 8.11.
1993, S: 1), geändert durch:
— 393 R 3617: Verordnung (EG)

Nr. 3617/93 der Kommission vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 328
vom 29. 12. 1993, S. 22);

— 394 R 0195: Verordnung (EG) Nr. 195/
94 der Kommission vom 12. Januar 1994
(ABl. Nr. L 29 vom 2. 2. 1994, S. 1).

In Anhang III erhält Artikel 28 Absatz 6
zweiter Gedankenstrich folgende Fassung:

„— zwei Buchstaben zur Bezeichnung des
Bestimmungsmitgliedstaats nach folgen-
dem Code:
AT = Österreich
BL = Benelux
DE = Deutschland
DK = Dänemark.

EL = Griechenland
ES = Spanien
FI = Finnland
FR = Frankreich
GB = Vereinigtes Königreich
IE = Irland
IT = .Italien
NO = Norwegen
PT .= Portugal
SE = Schweden"

3. 370 L 0510: Richtlinie 70/510/EWG des
Rates vom 27. Oktober 1970 über die
Einführung einer Gemeinsamen Kreditver-
sicherungspolice für mittel- und langfristige
Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen Käufern
(ABl. Nr. L 254 vom 23. 11. 1970, S. 26),
geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27. 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang A werden folgende Einträge in
der Fußnote auf der ersten Seite eingefügt:

„Österreich: Republik Österreich,
Finnland: Valtiontakuukeskus/Statsgaran-

ticentralen,
Norwegen: Garanti-Instituttet for Eksport-

kreditt,
Schweden: Exportkreditnämden."

4. 373 D 0391: Entscheidung 73/391/EWG
des Rates vom 3. Dezember 1973 über die
Verfahren für Konsultation und Notifizie-
rung auf dem Gebiet der Kreditversiche-
rung, der Bürgschaften und der Finanzkre-
dite (ABl. Nr. L 346 vom 17. 12. 1973,
S. 1), geändert durch:
— 376 D 0641: Entscheidung 76/641/

EWG des Rates vom 27. Juli 1976
(ABl. Nr. L 233 vom 16. 8. 1976, S. 25);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
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Im Anhang wird in Artikel 3 Absatz 2 und
Artikel 10 Absatz 2 die Zahlenangabe
„sechs" durch „acht" ersetzt.

5. Entscheidung des Rates vom 4. April 1978
über die Anwendung bestimmter Leitlinien
auf dem Gebiet öffentlich unterstützter
Exportkredite (nicht veröffentlicht), zuletzt
verlängert durch:
— 393 D 0112: Entscheidung 93/112/

EWG des Rates vom 14. Dezember
1992 (ABl. Nr. L 44 vom 22. 2. 1993,
S. 1).

In Anhang I „Verzeichnis der Teilnehmer"
werden Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden aus der Liste der Drittländer
gestrichen und in die Fußnote der Aufzäh-
lung der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft
aufgenommen.

II. KAPITALVERKEHR UND WIRTSCHAFTS-
UND WÄHRUNGSPOLITIK

1. 358 X 0301 P 0390: Beschluß des Rates
vom 18. März 1958 über die Satzung des
Währungsausschusses (ABl. Nr. 17 vom
6. 10. 1958, S. 390/58), geändert durch.
— 362 D 0405 P 1064: Beschluß 62/405/

EWG des Rates vom 2. April 1962 (ABl.
Nr. 32 vom 30. 4. 1962, S. 1064/62);

— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs

Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 372 D 0377: Beschluß 72/377/EWG des
Rates vom 30. Oktober 1972 (ABl. Nr. l
257 vom 15. il. 1972,S. 20);

— 376 D 0332: Beschluß 76/332/EWG des
Rates vom 25. Marz 1976 (ABl.
Nr. L 84 vom 31. 3. 1976, S. 56);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl. Nr.
L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) In Artikel 7 wird die Zahlenangabe
„vierzehn" durch „achtzehn" ersetzt.

b) In Artikel 10 Absatz l wird die Zahlen-
angabe „vierzehn" durch „achtzehn"
ersetzt.

2. 388 R 1969: Verordnung (EWG) Nr. 1969/
88 des Rates vom 24. Juni 1988 zur
Einführung eines einheitlichen Systems des
mittelfristigen finanziellen Beistands zur
Stützung der Zahlungsbilanzen der Mit-
gliedstaaten (ABl. Nr. L 178 vom 8. 7 1988,
S. 1).

Der Anhang erhält folgende Fassung:

„ANHANG
Für die ausstehenden Kapitalbeträge gelten gemäß Artikel l Absatz 3 folgende Plafonds:

Mitgliedstaat

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes Königreich

Insgesamt

Millionen ECU

765
356

2 374
205
990

2 374
138

1 582
27

791
302
475
198
302
672

2 374

13 925

% des Gesamtbetrages

5,49
2,56

17,05
1,47
7,11

17,05
0,99

11,36
0,19
5,68
2,17
3,41
1,42
2,17
4,83

17,05

100,00
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III. WETTBEWERB

A. ERMÄCHTIGUNGSVERORDNUNGEN

1. 365 R 0019: Verordnung Nr. 19/65/EWG
des Rates vom 2. März 1965 über die
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrags auf Gruppen von Vereinbarungen
und aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen (ABl. Nr. 36 vom 6. 3. 1965, S. 533/
65), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 4 wird wie folgt geändert:

— Absatz l wird durch folgenden Unterab-
satz ergänzt:

„Die vorstehenden Unterabsätze gelten
in gleicher Weise im Falle des Beitritts
Österreichs, Finnlands, Norwegens und
Schwedens."

— Absatz 2 wird durch folgenden Unterab-
satz ergänzt:

„Absatz l gilt für Vereinbarungen und
aufeinander abgestimmte Verhaltenswei-
sen, die infolge des Beitritts Österreichs,
Finnlands, Norwegens und Schwedens in
den Anwendungsbereich von Artikel 85
Absatz l des Vertrags fallen und die
gemäß den Artikeln 5 und 25 der
Verordnung Nr. 17 innerhalb von sechs
Monaten nach dem Beitritt angemeldet
sein müssen, nur dann, wenn diese
Anmeldung innerhalb dieses Zeitraums
erfolgt ist. Dieser Absatz gilt nicht für
Vereinbarungen und aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den
Anwendungsbereich des Artikels 53
Absatz l des EWR-Abkommens fallen."

2. 371 R 2821: Verordnung (EWG) Nr. 282l/
71 des Rates vom 20. Dezember 1971 über
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrags auf Gruppen von Vereinbarungen,
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten

Verhaltensweisen (ABl. Nr. L 285 vom
29. 12. 1971, S. 46), geändert durch.
— 372 R 2743: Verordnung (EWG)

Nr. 2743/72 des Rates vom
19 Dezember 1972 (ABl. Nr. L 291
vom 28. 12. 1972, S. 144);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 4 wird wie folgt geändert:

— Absatz l wird durch folgenden Unterab-
satz ergänzt:

„Die vorstehenden Unterabsätze gelten
in gleicher Weise im Falle des Beitritts
Österreichs, Finnlands, Norwegens und
Schwedens."

— Absatz 2 wird durch folgenden Unterab-
satz ergänzt:

„Absatz l gilt für Vereinbarungen und
aufeinander abgestimmte Verhaltenswei-
sen, die infolge des Beitritts Österreichs,
Finnlands, Norwegens und Schwedens in
den Anwendungsbereich von Artikel 85
Absatz l des Vertrags fallen und die
gemäß den Artikeln 5 und 25 der
Verordnung Nr. 17 innerhalb von sechs
Monaten nach dem Beitritt angemeldet
sein müssen, nur dann, wenn diese
Anmeldung innerhalb dieses Zeitraums
erfolgt ist. Dieser Absatz gilt nicht für
Vereinbarungen und aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den
Anwendungsbereich des Artikels 53
Absatz l des EWR-Abkommens fallen."

3. 387 R 3976: Verordnung (EWG) Nr. 3976/
87 des Rates vom 14. Dezember 1987 zur
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrages auf bestimmte Gruppen von
Vereinbarungen und aufeinander abge-
stimmten Verhaltensweisen im Luftverkehr
(ABl. Nr. L 374 vom 31. 12. 1987, S. 9),
geändert durch:
— 390 R 2344: Verordnung (EWG)

Nr. 2344/90 vom 24. Juli 1990 (ABl.
Nr. L 217 vom 11. 8. 1990, S. 15);

— 392 R 2411: Verordnung (EWG)
Nr. 2411/92 vom 23. Juli 1992 (ABl.
Nr. L 240 vom 24. 8. 1992, S. 19).
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Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 4 a
Durch eine Verordnung nach Artikel 2

kann für einen in jener Verordnung
festgelegten Zeitraum bestimmt werden,
daß das Verbot des Artikels 85 Absatz l
auf im Zeitpunkt des Beitritts bereits
bestehende Vereinbarungen, Beschlüsse und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen
nicht anwendbar ist, für die Artikel 85
Absatz l infolge des Beitritts von Öster-
reich, Finnland, Norwegen und Schweden
eigentlich gilt und die die Voraussetzungen
des Artikels 85 Absatz 3 nicht erfüllen.
Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Verein-
barungen, Beschlüsse und aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den Anwen-
dungsbereich des Artikels 53 Absatz l des
EWR-Abkommens fallen."

4. 392 R 0479: Verordnung (EWG) Nr. 479/
92 des Rates vom 25. Februar 1992 über die
Anwendung des Artikels 85 Absatz 3 des
Vertrages auf bestimmte Gruppen von
Vereinbarungen, Beschlüssen und aufein-
ander abgestimmten Verhaltensweisen zwi-
schen Schiffahrtsunternehmen (Konsortien)
(ABl. Nr. L 55 vom 29 2. 1992, S. 3).

Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 3 a

Durch eine Verordnung nach Artikel l
kann für einen in jener Verordnung
festgelegten Zeitraum bestimmt werden,
daß das Verbot des Artikels 85 Absatz l
auf im Zeitpunkt des Beitritts bereits
bestehende Vereinbarungen, Beschlüsse und
aufeinander abgestimmte Verhaltensweisen
nicht anwendbar ist, für die Artikel 85
Absatz l infolge des Beitritts von Öster-
reich, Finnland, Norwegen und Schweden
eigentlich gilt und die die Voraussetzungen
des Artikels 85 Absatz 3 nicht erfüllen.
Dieser Artikel gilt jedoch nicht für Verein-
barungen, Beschlüsse und aufeinander abge-
stimmte Verhaltensweisen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den Anwen-
dungsbereich des Artikels 53 Absatz l des
EWR-Abkommens fallen."

B. VERFAHRENSVERORDNUNGEN
1. 362 R 0017: Verordnung Nr. 17 des Rates

vom 6. Februar 1962 — Erste Durchfüh-
rungsverordnung zu den Artikeln 85 und 86
des Vertrags (ABl. Nr. 13 vom 21. 2. 1962,
S. 204/62), geändert durch:
— 362 R 0059: Verordnung Nr. 59 des

Rates vom 3. Juli 1962 (ABl. Nr. 58
vom 10. 7: 1962, S. 1655/62);

— 363 R 0118: Verordnung Nr. 118/63/
EWG des Rates vom 5. November 1963
(ABl. Nr. 162 vom 7. 11. 1963, S. 2696/
63);

— 371 R 2822: Verordnung (EWG)
Nr. 2822/71 des Rates vom 20. De-
zember 1971 (ABl. Nr. L 285 vom
29 12. 1971, S. 49);

— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 25 wird durch folgenden Absatz
ergänzt:

„(6) Die Absätze l bis 4 gelten in gleicher
Weise im Falle des Beitritts Österreichs,
Finnlands, Norwegens und Schwedens. Sie
gelten jedoch nicht für Vereinbarungen,
Beschlüsse und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die. zum Zeitpunkt des
Beitritts bereits in den Anwendungsbereich
des Artikels 53 Absatz l des EWR-Abkom-
mens fallen."

2. 368 R 1017: Verordnung (EWG) Nr. 1017/
68 des Rates vom 19. Juli 1968 über die
Anwendung von Wettbewerbsregeln auf
dem Gebiet des Eisenbahn-, Straßen- und
Binnenschiffsverkehrs (ABl. Nr. L 175 vom
23. 7 1968, S. 1), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreich Dänemarks,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 733 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 292 vom 19.11. 1979,
S. 17).

Artikel 30

— Absatz 3 wird durch folgenden Unterab-
satz ergänzt:

„Das Verbot des Artikels 85 Absatz l
des Vertrags gilt nicht für Vereinbarun-
gen, Beschlüsse und aufeinander abge-
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stimmte Verhaltensweisen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts Österreichs, Finn-
lands, Norwegens und Schwedens
bestanden und infolge des Beitritts in
den Anwendungsbereich des Artikels 85
Absatz l des Vertrags fallen, sofern sie
innerhalb von sechs Monaten nach dem
Zeitpunkt des Beitritts so geändert
werden, daß sie den Bestimmungen der
Artikel 4 und 5 dieser Verordnung
entsprechen. Dieser Unterabsatz gilt
jedoch nicht für Vereinbarungen,
Beschlüsse und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des
Beitritts bereits in den Anwendungsbe-
reich des Artikels 53 Absatz l des EWR-
Abkommens fallen."

3. 386 R 4056: Verordnung (EWG) Nr. 4056/
86 des Rates vom 22. Dezember 1986 über
die Einzelheiten der Anwendung der Arti-
kel 85 und 86 des Vertrages auf den
Seeverkehr (ABl. Nr. L 378 vom .31. 12.
1986, S. 4).
Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 26 a

Das Verbot des Artikels 85 Absatz l des
Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen,
Beschlüsse und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des
Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens
und Schwedens bestanden und infolge des
Beitritts in den Anwendungsbereich des
Artikels 85 Absatz l des Vertrags fallen,
sofern sie innerhalb von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt des Beitritts so geändert
werden, daß sie den Bestimmungen der
Artikel 3 bis 6 dieser Verordnung entspre-
chen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht für
Vereinbarungen, Beschlüsse und aufeinander
abgestimmte Verhaltensweisen, die zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits in den
Anwendungsbereich des Artikels 53
Absatz l des EWR-Abkommens fallen."

4. 389 R 4064: Verordnung (EWG) Nr. 4064/
89 des Rates vom 21. Dezember 1989 über
die Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schlüssen (ABl. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989,
S. l, berichtigte Textfassung in ABl.
Nr. L 257 vom 21. 9. 1990, S. 13).
Artikel 25 wird durch folgenden Absatz
ergänzt:

„(3) Im Falle von Zusammenschlüssen, auf
die diese Verordnung aufgrund eines Bei-
tritts Anwendung findet, gilt statt des
Zeitpunkts des Inkrafttretens dieser Verord-
nung der Zeitpunkt des Beitritts. Die zweite
Alternative in Absatz 2 gilt in gleicher Weise
für die Eröffnung eines Verfahrens durch

eine für den Wettbewerb zuständige Behör-
de des neuen Mitgliedstaats oder durch die
EFTA-Überwachungsbehörde."

C. DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNGEN
1. 362 R 0027: Verordnung Nr. 27 der Kom-

mission vom 3. Mai 1962 — Erste Aus-
führungsverordnung zur Verordnung Nr. 17
des Rates vom 6. Februar 1962 (ABl. Nr. 35
vom 10. 5. 1962, S. 1118/62), geändert
durch.
— 375 R 1699: Verordnung (EWG)

Nr. 1699/75 der Kommission vom
2. Juli 1975 (ABl. Nr. L 172 vom 3. 7
1975, S. 11);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 385 R 2526: Verordnung (EWG)
Nr. 2526/85 der Kommission vom
5. August 1985 (ABl. Nr. L 240 vom
7 9. 1985, S. 1);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 393 R 3666: Verordnung (EG)
Nr. 3666/93 der Kommission vom
15. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 336
vom 31 12. 1993, S. 1).

In Artikel 2 Absatz l wird „in fünfzehn-
facher Ausfertigung" ersetzt durch: „in
neunzehnfacher Ausfertigung"

2. 369 R 1629: Verordnung (EWG) Nr. 1629/
69 der Kommission vom 8. August 1969
über Form, Inhalt und andere Einzelheiten
der Beschwerden nach Artikel 10, der
Anträge nach Artikel 12 und der Anmeldun-
gen nach Artikel 14 Absatz l der Verord-
nung (EWG) Nr. 1017/68 des Rates (ABl.
Nr. L 209 vom 21. 8. 1969, S. 1), geändert
durch.
— 393 R 3 666: Verordnung (EG)

Nr. 3666/93 der Kommission vom
15. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 336
vom 31. 12. 1993, S. 1).

In Artikel 3 Absatz 5 wird „in fünfzehn-
facher Ausfertigung" ersetzt durch „in
neunzehnfacher Ausfertigung"

3. 388 R 4260: Verordnung (EWG) Nr. 4260/
88 der Kommission vom 16. Dezember 1988
über die Mitteilungen, Beschwerden, Anträ-
ge sowie über die Anhörung gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates
über die Einzelheiten der Anwendung von
den Artikeln 85 und 86 des Vertrages auf
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den Seeverkehr (ABl. Nr. L 376 vom 31. 12.
1988, S. 1), geändert durch:
— 393 R 3666: Verordnung (EG)

Nr. 3666/93 der Kommission vom
15. Dezember 1993 (ABL Nr. L 336
vom 31 12. 1993, S. 1).

In Artikel 4 Absatz 4 wird „in fühfzehn-
facher Ausfertigung" ersetzt durch „in
neunzehnfacher Ausfertigung"

4. 388 R 4261 : Verordnung (EWG) Nr. 4261/
88 der Kommission vom 16. Dezember 1988
über die Beschwerden, Anträge sowie über
die Anhörung gemäß der . Verordnung
(EWG) Nr. 3975/87 : des Rates über die
Einzelheiten der Anwendung, der Wettbe-
werbsregeln auf Luftfahrtunternehmen (ABl.
Nr. L 376 vom 31, 12. 1988; S. 10), geän-
dert durch:
— 393 R 3666: Verordnung (EG)

Nr. 3666/93 der Kommission vom
15. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 336
vom 31. 12. 1993, S. 1).

In Artikel 3 Absatz 4 wird „in fünfzehn-
facher Ausfertigung" ersetzt durch „in
neunzehnfacher Ausfertigung"

5. 390 R 2367: Verordnung (EWG) Nr. 2367/
90 der Kommission vom 25. Juli 1990 über
die Anmeldungen, über die Fristen sowie
über die Anhörung gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 4064/89 des Rates über die
Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schlüssen (ABl. Nr. L 219 vom 14. 8. 1990,
S. 5), geändert durch:
— 393 R 3666: Verordnung (EG)

Nr. 3666/93 der Kommission vom
15. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 336
vom 31. 12. 1993, S. 1).

In Artikel 2 Absatz 2 wird „in einund-
zwanzigfacher" ersetzt durch „in fünfund-
zwanzigfacher" und „in sechzehnfacher
Ausfertigung" durch „in zwanzigfacher
Ausfertigung"

D. GRUPPENFREISTELLUNGS-
VERORDNUNGEN

1. 383 R 1983: Verordnung (EWG) Nr. 1983/
83 der Kommission vom 22. Juni 1983 über
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrags auf Gruppen von Alleinvertriebs-
vereinbarungen (ABl. Nr. L 173 vom 30. 6.
1983, S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 7 a

Das Verbot des Artikels 85 Absatz l des
Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen, die
zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs,
Finnlands, Norwegens und Schwedens
bestanden und infolge des Beitritts in den
Anwendungsbereich des Artikels 85 Ab-
satz l des Vertrages fallen, sofern sie
innerhalb von sechs Monaten nach dem

. Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden,
- 11 daß sie den Bestimmungen dieser Verord-
- n u n g entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch

nicht für Vereinbarungen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den Anwen-
dungsbereich des Artikels 53 Absatz l des
EWR-Abkommens fallen."

2. 383 R 1984: Verordnung (EWG) Nr. 1984/
83 der Kommission vom 22. Juni 1983 über
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrages auf Gruppen von Alleinbezugsver-
einbarungen (ABl. Nr. L 173 vom 30. 6.
1983, S. 5), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 15 a

Das Verbot des Artikels 85 Absatz l des
Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen, die
zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs,
Finnlands, Norwegens und Schwedens
bestanden und infolge des Beitritts in den
Anwendungsbereich des Artikels 85 Ab-
satz l des Vertrages fallen, sofern sie
innerhalb von sechs Monaten nach dem
Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden,
daß sie den Bestimmungen dieser Verord-
nung entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch
nicht für Vereinbarungen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den Anwen-
dungsbereich des Artikels 53 Absatz l des
EWR-Abkommens fallen."

3. 384 R 2349: Verordnung (EWG) Nr. 2349/
84 der Kommission vom 23. Juli 1984 über
die Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrags auf Gruppen von Patentlizenzver-
einbarungen (ABl. Nr. L 219 vom 16. 8.
1984, S. 15), geändert durch.
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 393 R 0151: Verordnung (EWG)
Nr. 151/93 der Kommission vom
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23. Dezember 1992 (ABl. Nr. L 21 vom
29. 1. 1993, S. 8).

Dem Artikel 8 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(4) Die Artikel 6 und 7 gelten entspre-
chend für Vereinbarungen, die infolge des

, Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens
und Schwedens unter Artikel 85. des Ver-
trages fallen, mit der Maßgabe, daß das
Datum „13. März 1962" durch den Zeit-
punkt des Beitritts und die Daten
„1. Februar 1963", „l Januar 1967" und
„1. April 1985" durch den Zeitpunkt sechs
Monate nach dem Beitritt ersetzt werden.
Die Abänderung dieser Vereinbarungen
nach Artikel 7 braucht der Kommission
nicht mitgeteilt zu werden. Dieser Absatz
gilt jedoch nicht für Vereinbarungen, die
zum Zeitpunkt des Beitritts bereits in den
Anwendungsbereich des Artikels 53 Ab-
satz l des EWR-Abkommens fallen."

4. 385 R 0123: Verordnung (EWG) Nr. 123/
85 der Kommission vom 12. Dezember 1984
über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von
Vertriebs- und Kundendienstvereinbarungen
über Kraftfahrzeuge (ABl. Nr. L 15 vom
18. 1. 1985, S. 16), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Dem Artikel 9 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(4) Die Artikel 7 und 8 gelten entspre-
chend für Vereinbarungen, die infolge des
Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens
und Schwedens unter Artikel 85 des Ver-
trages fallen, mit der Maßgabe, daß das
Datum „13. März 1962" durch den Zeit-
punkt des Beitritts und die Daten
„1. Februar 1963", „1. Januar 1967" und
„1. Oktober 1985" durch den Zeitpunkt
sechs Monate nach dem Beitritt ersetzt
werden. Die Abänderung dieser Vereinba-
rungen nach Artikel 7 braucht der Kommis-
sion nicht mitgeteilt zu werden. Dieser
Absatz gilt jedoch nicht für Vereinbarun-
gen, die zum Zeitpunkt des Beitritts bereits
in den Anwendungsbereich des Artikels 53
Absatz l des EWR-Abkommens fallen."

5. 385 R 0417: Verordnung (EWG) Nr. 417/
85 der Kommission vom 19. Dezember 1984
über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen
von Spezialisierungsvereinbarungen (ABl.

Nr. L 53 vom 22. 2. 1985, S. 1), geändert
durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 393 R 0151: Verordnung (EWG)
Nr. 151/93 der Kommission vom
23. Dezember 1992 (ABl. Nr. L 21 vom
29 1. 1993, S. 8).

Dem Artikel 9 a wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„Der vorstehende Absatz gilt entspre-
chend für die Vereinbarungen, die infolge
des Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwe-
gens und Schwedens unter Artikel 85 des
Vertrages fallen, mit der Maßgabe, daß die
angegebenen Zeitpunkte durch den Zeit-
punkt des Beitritts dieser Länder bzw durch
den Zeitpunkt sechs Monate nach dem
Beitritt ersetzt werden. Dieser Absatz gilt
jedoch nicht für Vereinbarungen, die zum
Zeitpunkt des Beitritts bereits in den
Anwendungsbereich des Artikels 53 Ab-
satz l des EWR-Abkommens fallen."

6. 385 R 0418: Verordnung (EWG) Nr. 418/
85 der Kommission vom 19. Dezember 1984
über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von
Vereinbarungen über Forschung und Ent-
wicklung (ABl. Nr. L 53 vom 22. 2. 1985,
S. 5), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 393 R 0151: Verordnung (EWG)
Nr. 151/93 der Kommission vom
23. Dezember 1992 (ABl. Nr. L 21 vom
29 1. 1993, S. 8).

Dem Artikel 11 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(7) Die Absätze l, 2 und 3 gelten
entsprechend für die Vereinbarungen, die
infolge des Beitritts Österreichs, Finnlands,
Norwegens und Schwedens unter Artikel 85
des Vertrages fallen, mit der Maßgabe, daß
das Datum „13. März 1962" durch den
Zeitpunkt des Beitritts und die Daten
„1. Februar 1963", „1. Januar 1967",
1. März 1985 und „1. September 1985"
durch den Zeitpunkt sechs Monate nach
dem Beitritt ersetzt werden. Die Abände-
rung dieser Vereinbarungen nach Absatz 3
braucht der Kommission nicht mitgeteilt zu
werden. Dieser Absatz gilt jedoch nicht für
Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des
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Beitritts bereits in den Anwendungsbereich
des Artikels 53 Absatz l des EWR-Abkom-
mens fallen."

7 388 R 4087: Verordnung (EWG) Nr. 4087/
88 der Kommission vom 30. November
1988 über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrags auf Gruppen von
Franchisevereinbarungen (ABl. Nr. L 359
vom 28. 12. 1988, S. 46).

Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 8 a

Das Verbot des Artikels 85 Absatz l des
Vertrags gilt nicht für Franchisevereinbarun-
gen, die zum Zeitpunkt des Beitritts Öster-
reichs, Finnlands, Norwegens und Schwe-
dens bestanden und infolge des Beitritts in
den Anwendungsbereich des Artikels 85
Absatz l des Vertrags fallen, sofern sie
innerhalb von sechs Monaten nach dem
Zeitpunkt des Beitritts so geändert werden,
daß sie den Bestimmungen dieser Verord-
nung entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch
nicht für Vereinbarungen, die zum Zeit-
punkt des Beitritts bereits in den Anwen-
dungsbereich des Artikels 53 Absatz l des
EWR-Abkommens fallen."

8. 389 R 0556: Verordnung (EWG) Nr. 556/
89 der Kommission vom 30. November
1988 über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 des Vertrages auf Gruppen von
Know-how-Vereinbarungen (ABl. Nr. L 61
vom 4. 3. 1989, S. 1), geändert durch:
— 393 R 0151: Verordnung (EWG)

Nr. 151/93 der Kommission vom
23. Dezember 1992 (ABl. Nr. L 21 vom
29. 1. 1993, S. 8).

Dem Artikel 10 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(4) Die Artikel 8 und 9 gelten entspre-
chend für Vereinbarungen, die infolge des
Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens
und Schwedens unter Artikel 85 des Ver-
trages fallen, mit der Maßgabe, daß das
Datum „13. März 1962" durch den Zeit-
punkt des Beitritts und die Daten
„1. Februar 1963" und „1. Januar 1967"
durch den Zeitpunkt sechs Monate nach
dem Beitritt ersetzt werden. Die Abände-
rung dieser Vereinbarungen nach Artikel 9
braucht der Kommission nicht mitgeteilt zu
werden. Dieser Absatz gilt jedoch nicht für
Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des
Beitritts bereits in den Anwendungsbereich
des Artikels 53 Absatz l des EWR-Abkom-
mens fallen."

9. 392 R 3932: Verordnung (EWG) Nr. 3932/
92 der Kommission vom 21. Dezember 1992

über die Anwendung von Artikel 85
Absatz 3 EWG-Vertrag auf bestimmte
Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen
und aufeinander abgestimmten Verhaltens-
weisen (ABl. Nr. L 398 vom 31 12. 1992,
S. 7).

Dem Artikel 20 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(4) Die Artikel 18 und 19 gelten
entsprechend für Vereinbarungen, die infol-
ge des Beitritts, Österreichs, Finnlands,
Norwegens und Schwedens unter Arti-
kel 85 des Vertrages fallen, mit der Maß-
gabe, daß das Datum „13. März 1962"
durch den Zeitpunkt des Beitritts und die
Daten „1. Februar 1963", „1. Januar 1967",
„31. Dezember 1993" und „1. April 1994"
durch den Zeitpunkt sechs Monate nach
dem Beitritt ersetzt werden. Die Änderung
dieser Vereinbarungen nach Artikel 15
braucht der Kommission nicht mitgeteilt zu
werden. Dieser Absatz gilt jedoch nicht für
Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des
Beitritts bereits in den Anwendungsbereich
des Artikels 53 Absatz l des EWR-Abkom-
mens fallen."

10. 393 R 1617: Verordnung (EWG) Nr. 1617/
93 der Kommission vom 25. Juni 1993 zur
Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 EWG-
Vertrag auf Gruppen von Vereinbarungen,
Beschlüssen und aufeinander abgestimmten
Verhaltensweisen betreffend die gemeinsame
Planung und Koordinierung von Flugplanen,
den gemeinsamen Betrieb von Flugdiensten,
Tarifkonsultationen im Personen- und
Frachtlinienverkehr sowie die Zuweisung
von Zeitnischen auf Flughäfen (ABl.
Nr. L 155 vom 26. 6. 1993, S. 18).

Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 6 a

„Das Verbot des Artikels 85 Absatz l des
Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen,
Beschlüsse und aufeinander abgestimmte
Verhaltensweisen, die zum Zeitpunkt des
Beitritts Österreichs, Finnlands, Norwegens
und Schwedens bestanden und infolge des
Beitritts in den Anwendungsbereich des
Artikels 85 Absatz l des Vertrags fallen,
sofern sie innerhalb von sechs Monaten nach
dem Zeitpunkt des Beitritts so geändert
werden, daß sie den Bestimmungen dieser
Verordnung entsprechen. Dieser Artikel gilt
jedoch nicht für Vereinbarungen, Beschlüsse
und aufeinander abgestimmte Verhaltens-
weisen, die zum Zeitpunkt des Beitritts
bereits in den Anwendungsbereich des
Artikels 53 Absatz l des EWR-Abkommens
fallen."



2252 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

11. 393 R 3652: Verordnung (EWG) Nr. 3652/
93 der Kommission vom 22. Dezember 1993
zur Anwendung von Artikel 85 Absatz 3 des
Vertrags auf bestimmte Gruppen von
Vereinbarungen zwischen Unternehmen
über computergesteuerte Buchungssysteme
für den Luftverkehr (ABl. Nr. L 333 vom
31. 12. 1993, S. 37).
Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 14 a .

Das Verbot des Artikels 85 Absatz l des
Vertrags gilt nicht für Vereinbarungen, die
zum Zeitpunkt des Beitritts Österreichs,
Finnlands, Norwegens und Schwedens
bestanden und infolge des Beitritts in den
Anwendungsbereich des Artikels 85 Ab-
satz l des Vertrags fallen, sofern sie inner-
halb von sechs Monaten nach dem Zeit-
punkt des Beitritts so geändert werden, daß
sie den Bestimmungen dieser Verordnung
entsprechen. Dieser Artikel gilt jedoch nicht
für Vereinbarungen, die zum Zeitpunkt des
Beitritts bereits in den Anwendungsbereich
des Artikels 53 Absatz l des EWR-Abkom-
mens fallen."

IV SOZIALPOLITIK

A. SOZIALE SICHERHEIT
1. 371 R 1408: Verordnung (EWG) Nr, 1408/

71 des Rates vom 14. Juni 1971 zur
Anwendung der Systeme der sozialen
Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstän-
dige sowie deren Familienangehörige, die
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwan-
dern (ABl. Nr. L 149 vom 5. 7 1971, S. 2),
geändert und aktualisiert durch.
— 383 R 2001: Verordnung (EWG)

Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni
1983 (ABl. Nr. L 230 vom 22. 8. 1983,
S. 6)

und nachfolgend geändert durch:
— 385 R 1660: Verordnung (EWG)

Nr. 1660/85 des Rates vom 13. Juni
1985 (ABl. Nr. L 160 vom 20. 6. 1985,
S. 1);

— 385 R 1661: Verordnung (EWG)
Nr. 1661/85 des Rates vom 13. Juni
1985 (ABl. Nr. L 160 vom 20. 6. 1985,
S. 7);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 386 R 3811: Verordnung (EWG)
Nr. 3811/86 des Rates vom
11. Dezember 1986 (ABl. Nr. L 355
vom 16. 12. 1986, S. 5);

— 389 R 1305: Verordnung (EWG)
Nr. 1305/89 des Rates vom 11. Mai
1989 (ABl. Nr. L 131 vom 13. 5. 1989,
S. 1);

— 389R2332: Verordnung (EWG)
Nr. 2332/89 des Rates vom 18. Juli
1989 (ABl. Nr. L 224 vom 2. 8. 1989,
S. 1);

— 389 R 3427: Verordnung (EWG)
Nr. 3427/89 des Rates vom 30. Okto-
ber 1989 (ABl. Nr. L 331 vom 16. 11.
1989, S. 1);

— 391 R 2195: Verordnung (EWG)
Nr. 2195/91 des Rates vom 25. Juni
1991 (ABl. Nr. L 206 vom 29 7 1991,
S. 2);

— 392 R 1247: Verordnung (EWG)
Nr. 1247/92 des Rates vom 30. April
1992 (ABl. Nr. L 136 vom 19. 5. 1992,
S. 1);

— 392 R 1248: Verordnung (EWG)
Nr. 1248/92 des Rates vom 30. April
1992 (ABl. Nr. L 136 vom 19. 5. 1992,
S. 7);

— 392 R 1249: Verordnung (EWG)
Nr. 1249/92 des Rates vom 30. April
1992 (ABl. Nr. L 136 vom 19 5. 1992,
S. 28);

— 393 R 1945: Verordnung (EWG)
Nr. 1945/93 des Rates vom 30. Juni
1993 (ABl. Nr. L 181 vom 23. 7 1993,
S. 1).

a) In Artikel 82 Absatz l wird die Zahl
„72" durch „96" ersetzt.

b) Anhang I Abschnitt I „Arbeitnehmer
und/oder Selbständige (Artikel l
Buchstabe a Ziffer ii und iii der
Verordnung)" wird wie folgt geän-

dert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Als Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger im Sinne vom Arti-
kel l Buchstabe a Ziffer ii der
Verordnung gilt jede Person,
die Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger im Sinne des Geset-
zes über nationale Versiche-
rungen ist.

L. ÖSTERREICH
Gegenstandslos."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" und der Über-
schrift „VEREINIGTES KÖNIG-
REICH" von „L" in „P" geändert.
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iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Als Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger im Sinne von Arti-
kel l Buchstabe a Ziffer ii der
Verordnung gilt jede Person,
die Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger im Sinne der Rechts-
vorschriften über das System
der beruflichen Renten ist.

O. SCHWEDEN
Als Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger im Sinne von Arti-
kel l Buchstabe a Ziffer ii der
Verordnung gilt jede Person,
die Arbeitnehmer oder Selb-
ständiger im Sinne der Rechts-
vorschriften über die Arbeits-
unfallversicherung ist."

c) Anhang I Abschnitt II „Familienan-
gehörige (Artikel l Buchstabe f zwei-
ter Satz der Verordnung) wird wie
folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Für die Feststellung des
Anspruchs auf Sachleistungen
nach Titel III Kapitel l der
Verordnung bezeichnet der
Ausdruck „Familienangehöri-
ger" den Ehegatten oder ein
Kind unter 25 Jahren.

L. ÖSTERREICH
Gegenstandslos."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" und der Über-
schrift „VEREINIGTES KONIG-
REICH" von „L" in „P" geändert.

iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Für die Feststellung des
Anspruchs auf Sachleistungen
nach Titel III Kapitel l der
Verordnung bezeichnet der
Ausdruck „Familienangehöri-
ger" den Ehegatten oder ein
Kind im Sinne des Gesetzes
über die Krankenversicherung.

O. SCHWEDEN
Für die Feststellung des
Anspruchs auf Sachleistungen
nach Titel III Kapitel l der
Verordnung bezeichnet der
Ausdruck „Familienangehöri-
ger" den Ehegatten oder ein
Kind unter 18 Jahren."

d) Anhang II Abschnitt I „Sondersy-
steme für Selbständige, die nach
Artikel 1 Buchstabe j vierter Unterab-
satz nicht in den Geltungsbereich der
Verordnung fallen" wird wie folgt
geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Gegenstandslos.
L. ÖSTERREICH

Die für Ärzte, Tierärzte,
Rechtsanwälte und Ziviltechni-
ker errichteten Versicherungs-
und Versorgungswerke, ein-
schließlich Fürsorgeeinrichtun-
gen und die erweiterte Hono-
rarverteilung."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" und der Über-
schrift „VEREINIGTES KÖNIG-
REICH" von „M" in „P" geändert.

iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Gegenstandslos.
O. SCHWEDEN

Gegenstandslos. "

e) Anhang II Abschnitt II „Besondere
Geburtsbeihilfen, die nach Artikel l
Buchstabe u nicht in den Geltungsbe-
reich der Verordnung fallen" wird
wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Pauschale, zahlbar, bei Geburt
eines Kindes, gemäß norwegi-
schem Versicherungsgesetz.

L. ÖSTERREICH
Der allgemeine Teil der Gebur-
tenbeihilfe:"
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ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in »M" und der Über-
schrift „VEREINIGTES KÖNIG-
REICH" von „L" in „P" geändert.

iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Die Mutterschaftsbeihilfen ins-
gesamt oder die pauschale
Mutterschaftsbeihilfe gemäß
Gesetz über Mutterschaftsbei-
hilfe.

O. SCHWEDEN
Keine."

f) Anhang II Abschnitt III „Beitrags-
unabhängige Sonderleistungen im
Sinne von Artikel 4 Absatz 2 b, die
nicht in den Geltungsbereich der
Verordnung fallen" wird wie folgt
geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Keine.
L. ÖSTERREICH

Die aufgrund der Rechtsvor-
schriften der Bundesländer an
Behinderte und pflegebedürfti-
ge Personen gewährten Lei-
stungen."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" und der Über-
schrift „VEREINIGTES KÖNIG-
REICH" von „L" in „P" geändert.

iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Keine.
O. SCHWEDEN

Keine."

g) Anhang II a „(Artikel 10 a der Ver-
ordnung)" wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

a) Grundbeihilfe und Pflege-
beihilfe gemäß Artikel 8

Absatz 2 des norwegischen
Versicherungsgesetzes vom
17. Juni 1966 Nr. 12 zur
Deckung außerordentlicher
Ausgaben für besondere
Betreuung, Pflege oder Hil-
fe im Haushalt aufgrund
der Behinderung, mit Aus-
nahme der Fälle, in denen
der Begünstigte Alters-,
Behinderten- oder Witwen-
rente von der norwegischen
Versicherungskasse erhält.

b) Garantierte Mindestzusatz-
rente für Personen mit einer
angeborenen oder einer im
Kindesalter erworbenen
Behinderung gemäß Arti-
kel 7 Absatz 3 und Arti-
kel 8 Absatz 4 des norwegi-
schen Versicherungsgeset-
zes vom 17. Juni 1966
Nr. 12.

c) Kinderbetreuungs- und
Erziehungsbeihilfe für Wit-
wen gemäß Artikel 10
Absätze 2 und 3 des nor-
wegischen Versicherungsge-
setzes vom 17. Juni 1966
Nr. 12.

L. ÖSTERREICH •
a) Ausgleichszulage (Bundes-

gesetz vom 9. September
1955 über die Allge-
meine Sozialversicherung —
ASVG, Bundesgesetz vom
11. Oktober 1978 über die
Sozialversicherung der in
der gewerblichen Wirt-
schaft selbständig Erwerbs-
tätigen — GSVG und
Bundesgesetz vom 11. Ok-
tober 1978 über die Sozial-
versicherung der in der
Land- und Forstwirtschaft
selbständig Erwerbstätigen
- BSVG).

b) Pflegegeld nach dem Bun-
despflegegeldgesetz mit
Ausnahme von Pflegegeld,
das von einem Träger der
Unfallversicherung in Fällen
gewährt wird, in denen die
Behinderung durch einen
Arbeitsunfall oder eine
Berufskrankheit verursacht
wurde."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
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von „K" in „M" und der Über-
schrift „VEREINIGTES KÖNIG-
REICH" von „L" in „P" geändert.

iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

a) Kinderbetreuungsbeihilfe
(Gesetz über die Kinder-
betreuungsbeihilfe, 444/69);

b) Behindertenbeihilfe (Gesetz
über die Behindertenbeihil-
fe, 124/88);

c) Wohngeld für Rentner
(Gesetz über das Wohn-
geld für Rentner, 591/78);

d) Grundarbeitslosengeld
(Gesetz über das Arbeits-
losengeld, 602/84) für Per-
sonen, die die entsprechen-
den Voraussetzungen für
die Gewährung eines ein-
kommensabhängigen Ar-
beitslosengelds nicht erfül-
len

O. SCHWEDEN
a) Städtisches Wohngeld als

Zulage zur Grundrente
(Gesetz 1962:392, neu ver-
öffentlicht 1976:1014);

b) Behindertenbeihilfen, die
nicht an Rentenberechtigte
gezahlt werden (Gesetz
1962:381, neu veröffent-
licht 1982:120);

c) Pflegebeihilfe für behinderte
Kinder (Gesetz 1962:381,
neu veröffentlicht
1982:120)."

h) Anhang III Teil A „Bestimmungen
aus Abkommen über soziale Sicher-
heit, die ungeachtet des Artikels 6 der
Verordnung weiterhin gelten" wird
wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „9 BELGIEN - NIE-
DERLANDE" wird folgendes ein-
gefügt:
„10. BELGIEN - NORWEGEN

Gegenstandslos
11. BELGIEN - ÖSTERREICH

a) Artikel 4 des Abkommens
vom 4. April 1977 über
soziale Sicherheit in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat wohnen

b) Nummer III des Schluß-
protokolls zu obengenann-
tem Abkommen in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

ii) Die Numerierung der Überschrift
„BELGIEN - PORTUGAL" wird
von „10" in „12" geändert und
folgendes eingefügt:
„13. BELGIEN — FINNLAND

Gegenstandslos.
14. BELGIEN - SCHWEDEN

Gegenstandslos."

iii) Die Numerierung der Überschrift
„BELGIEN - VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „11" in
„15" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„16. DÄNEMARK —

DEUTSCHLAND"
„17 DÄNEMARK — SPANIEN"
„18. DÄNEMARK -

FRANKREICH"
„19. DÄNEMARK -

GRIECHENLAND"
„20. DÄNEMARK — IRLAND"
„21. DÄNEMARK - ITALIEN"
„22. DÄNEMARK —

LUXEMBURG"
„23. DÄNEMARK -

NIEDERLANDE."

iv) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „23. DÄNEMARK -
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„24. DÄNEMARK -

NORWEGEN
Artikel 10 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit.

25. DÄNEMARK —
ÖSTERREICH
a) Artikel 4 des Abkommens

vom 16. Juni 1987 über
soziale Sicherheit in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen.

b) Nummer I des Schlußproto-
kolls zu obengenanntem
Abkommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."
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v) Die Numerierung der Überschrift
„DÄNEMARK — PORTUGAL"
wird von „20" in „26" geändert und
folgendes eingefügt:
„27. DÄNEMARK -

FINNLAND
Artikel 10 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit.

28. DÄNEMARK -
SCHWEDEN
Artikel 10 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit."

vi) Die Numerierung der Überschrift
„DÄNEMARK - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„21" in „29" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„30. DEUTSCHLAND -

SPANIEN"
„31. DEUTSCHLAND -

FRANKREICH"
„32. DEUTSCHLAND —

GRIECHENLAND"
„33. DEUTSCHLAND —

IRLAND"
„34. DEUTSCHLAND —

ITALIEN"
„35. DEUTSCHLAND —

LUXEMBURG"
„36. DEUTSCHLAND —

NIEDERLANDE".

vii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „36. DEUTSCH-
LAND - NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„37. DEUTSCHLAND -

NORWEGEN
Gegenstandslos.

38. DEUTSCHLAND -
ÖSTERREICH
a) Artikel 41 des Abkommens

vom 22. Dezember 1966
über soziale Sicherheit,
geändert durch die Zusatz-
abkommen Nr. l vom
10. April 1969, Nr. 2 vom
29. März 1974 und Nr. 3
vom 29. August 1980.

b) Ziffer 3 Buchstaben c und
d, Ziffer 17, Ziffer 20
Buchstabe a und Ziffer 21
des Schlußprotokolls zu

obengenanntem Abkom-
men.

c) Artikel 3 des obengenann-
ten Abkommens in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen.

d) Ziffer 3 Buchstabe g des
Schlußprotokolls zu oben-
genanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

e) Artikel 4 Absatz l des
obengenannten Abkom-
mens in bezug auf die
deutschen Rechtsvorschrif-
ten, nach denen Unfälle
(und Berufskrankheiten),
die außerhalb des Hoheits-
gebietes der Bundesrepu-
blik Deutschland eingetre-
ten sind, sowie Zeiten, die
außerhalb dieses Hoheits-
gebietes zurückgelegt wer-
den, keinen Anspruch auf
Leistungen begründen
bzw. einen solchen
Anspruch nur unter
bestimmten Bedingungen
begründen, wenn die
Berechtigten ihren Wohn-
sitz außerhalb des Hoheits-
gebietes der Bundesrepu-
blik Deutschland haben,
und zwar in Fällen, in
denen :
i) die Leistungen am

1. Januar 1994 bereits
erbracht werden oder
erbracht werden könn-
ten,

ii) die betreffende Person
vor dem 1. Januar 1994
ihren gewöhnlichen
Aufenthalt in Öster-
reich genommen hat
und die Leistung aus
der Renten- und
Unfallversicherung bis
zum 31. Dezember
1994 beginnt.

f) Ziffer 19 Buchstabe b des
Schlußprotokolls zu oben-
genanntem Abkommen.
Bei der Anwendung von
Ziffer 3 Buchstabe c dieser
Bestimmung darf der vom
zuständigen Träger anzu-
rechnende Betrag den
Betrag nicht übersteigen,
der auf die von ihm zu
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entschädigenden entspre-
chenden Zeiten entfällt.

g) Artikel 2 des Zusatzab-
kommens Nr. l vom
10. April 1969 zu obenge-
nanntem Abkommen.

h) Artikel l Absatz 5 und
Artikel 8 des Abkommens
vom 19 Juli 1978 über die
Arbeitslosenversicherung.

i) Ziffer 10 des Schlußproto-
kolls zu obengenanntem
Abkommen."

viii) Die Numerierung der Über-
schrift „DEUTSCHLAND -
PORTUGAL" wird von „29" in
„39" geändert und folgendes ein-
gefügt:
„40. DEUTSCHLAND -

FINNLAND
a) Artikel 4 des Abkommens

vom 23. April 1979 über
soziale Sicherheit.

b) Nummer 9 Buchstabe a
des Schlußprotokolls zu
obengenanntem Abkom-
men.

41. DEUTSCHLAND —
SCHWEDEN
a) Artikel 4 Absatz 2 des

Abkommens vom 27 Fe-
bruar 1976 über soziale
Sicherheit.

b) Nummer 8 Buchstabe a
des Schlußprotokolls zu
obengenanntem Abkom-
men."

ix) Die Numerierung der Überschrift
„DEUTSCHLAND - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH" wird
von „30" in „42" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„43. SPANIEN —

FRANKREICH"
„44. SPANIEN -

GRIECHENLAND"
„45. SPANIEN - IRLAND"
„46. SPANIEN — ITALIEN"
„47 SPANIEN -

LUXEMBURG"
„48. SPANIEN -

NIEDERLANDE"

x) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „48. SPANIEN —

NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„49. SPANIEN - NORWEGEN

Gegenstandslos.
50. SPANIEN - ÖSTERREICH

a) Artikel 4 des Abkommens
vom 6. November 1981
über soziale Sicherheit in
bezug auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

b) Nummer II des Schlußpro-
tokolls zu obengenanntem
Abkommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xi) Die Numerierung der Überschrift
„SPANIEN — PORTUGAL" wird
von „37" in „51" geändert und
folgendes eingefügt:
„52. SPANIEN - FINNLAND

Artikel 5 Absatz 2 des Ab-
kommens vom 19 Dezember
1985 über soziale Sicherheit

53. SPANIEN - SCHWEDEN
Artikel 5 Absatz 2 und Arti-
kel 16 des Abkommens vom
29. Juni 1987 über soziale
Sicherheit."

xii) Die Numerierung der Überschrift
„SPANIEN — VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „38" in
„54" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„55. FRANKREICH -

GRIECHENLAND"
„56. FRANKREICH - IRLAND"
„57 FRANKREICH -

ITALIEN"
„58. FRANKREICH -

LUXEMBURG"
„59. FRANKREICH -

NIEDERLANDE"

xiii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „59. FRANKREICH-
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„60. FRANKREICH -

NORWEGEN
Keine.

61. FRANKREICH -
ÖSTERREICH
Keine."
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xiv) Die Numerierung der Über-
schrift „FRANKREICH — POR-
TUGAL" wird von „44" in „62"
geändert und folgendes eingefügt:
„63. FRANKREICH -

FINNLAND
Keine.

64. FRANKREICH -
SCHWEDEN
Keine".

xv) Die Numerierung der Überschrift
„FRANKREICH - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„45" in „65" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:

„66. GRIECHENLAND -
IRLAND"

„67. GRIECHENLAND —
ITALIEN"

„68. GRIECHENLAND —
LUXEMBURG"

„69. GRIECHENLAND -
NIEDERLANDE".

xvi) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „69. GRIECHEN-
LAND - NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:

„70. GRIECHENLAND-
NORWEGEN
Artikel 16 Absatz 5 des
Abkommens vom 12. Juni
1980 über soziale Sicherheit.

71. GRIECHENLAND —
ÖSTERREICH
a) Artikel 4 des Abkommens

vom 14. Dezember 1979
über soziale Sicherheit,
geändert durch das
Zusatzabkommen vom
21. Mai 1986 in bezug
auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

b) Nummer II des Schlußpro-
tokolls zu obengenanntem
Abkommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xvii) Die Numerierung der Über-
schrift „GRIECHENLAND -
PORTUGAL" wird von „50" in
„72" geändert und folgendes ein-
gefügt:

„73. GRIECHENLAND -
FINNLAND
Artikel 5 Absatz 2 und Arti-
kel 21 des Abkommens vom
11. März 1988 über soziale
Sicherheit.

74. GRIECHENLAND -
SCHWEDEN
Artikel 5 Absatz 2 und Arti-
kel 23 des Abkommens vom
5. Mai 1978 über soziale
Sicherheit, geändert durch
das Zusatzabkommen vom
14. September 1984."

xviii) Die Numerierung der Über-
schrift „GRIECHENLAND -
VEREINIGTES KÖNIGREICH"
wird von „51" in „75" geändert und
die nachfolgenden Überschriften
werden wie folgt umnumeriert:
„76. IRLAND - ITALIEN"
„77. IRLAND - LUXEMBURG"
„78. IRLAND -

NIEDERLANDE".
xix) Nach dem Eintrag unter der

Überschrift „78. IRLAND - NIE-
DERLANDE" wird folgendes ein-
gefügt:
„79. IRLAND - NORWEGEN

Gegenstandslos.
80. IRLAND - ÖSTERREICH

Artikel 4 des Abkommens
vom 30. September 1988 über
soziale Sicherheit in bezug auf
Personen, die in einem Dritt-
staat wohnen."

xx) Die Numerierung der Überschrift
„IRLAND - PORTUGAL" wird
von „55" in „81" geändert und
folgendes eingefügt:
„82. IRLAND - FINNLAND

Gegenstandslos.
83. IRLAND - SCHWEDEN

Gegenstandslos."

xxi) Die Numerierung der Über-
schrift „IRLAND - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„56" in „84" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„85. ITALIEN - LUXEMBURG"

„86. ITALIEN - ,
NIEDERLANDE".
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xxii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „86. ITALIEN —
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„87 ITALIEN - NORWEGEN

Keine.
88. ITALIEN - ÖSTERREICH

a) Artikel 5 Absatz 3 und
Artikel 9 Absatz 2 des
Abkommens vom 21. Ja-
nuar 1981 über soziale
Sicherheit.

b) Artikel 4 des obengenann-
ten Abkommens und Zif-
fer 2 des Schlußprotokolls
zu obengenanntem Ab-
kommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xxiii) Die Numerierung der Über-
schrift „ITALIEN - PORTU-
GAL" wird von „59" in „89"
geändert und folgendes eingefügt:
„90. ITALIEN - FINNLAND

Gegenstandslos.
91. ITALIEN - SCHWEDEN

Artikel 20 des Abkommens
vom 25 September 1979 über
soziale Sicherheit."

xxiv) Die Numerierung der Über-
schrift „ITALIEN - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„60" in „92" geändert und die
nachfolgende Überschrift wie folgt
umnumeriert:
„93. LUXEMBURG -

NIEDERLANDE"

xxv) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „93. LUXEMBURG
- NIEDERLANDE" wird folgen-
des eingefügt:
„94. LUXEMBURG —

NORWEGEN
Keine.

95. LUXEMBURG -
ÖSTERREICH
a) Artikel 5 Absatz 2 des

Abkommens vom 21. De-
zember 1971 über soziale
Sicherheit, geändert durch
die Zusatzabkommen Nr. l
vom 16. Mai 1973 und
Nr. 2 vom 9. Oktober
1978.

b) Artikel 3 Absatz 2 des
obengenannten Abkom-
mens in bezug auf Perso-
nen, die in einem Dritt-
staat wohnen.

c) Nummer III des Schluß-
protokolls zu obengenann-
tem Abkommen in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xxvi) Die Numerierung der Über-
schrift „LUXEMBURG - POR-
TUGAL" wird von „62" in „96"
geändert und folgendes eingefügt:
„97 LUXEMBURG —

FINNLAND
Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens vom 15. Sep-
tember 1988 über soziale
Sicherheit.

98. LUXEMBURG —
SCHWEDEN
a) Artikel 4 und Artikel 29

Absatz l des Abkommens
vom 21. Februar 1985 über
soziale Sicherheit in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen.

b) Artikel 30 des obenge-
nannten Abkommens."

xxvii) Die Numerierung der Über-
schrift „LUXEMBURG - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH wird
von „63" in „99" geändert und
folgendes eingefügt:
„100. NIEDERLANDE -

NORWEGEN
Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens vom 13. April
1989 über soziale Sicherheit.

101. NIEDERLANDE -
ÖSTERREICH
a) Artikel 3 des Abkom-

mens vom 7 März 1974
über soziale Sicherheit,
geändert durch das
Zusatzabkommen vom
5. November 1980 in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen."
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xxviii) Die Numerierung der Über-
schrift „NIEDERLANDE -
PORTUGAL" wird von „64" in
„102" geändert und folgendes
eingefügt:
„103. NIEDERLANDE —

FINNLAND
Gegenstandslos.

104. NIEDERLANDE —
SCHWEDEN
Artikel 4 und Artikel 24
Absatz 3 des Abkommens
vom 2. Juli 1976 über
soziale Sicherheit in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xxix) Die Numerierung der Über-
schrift „NIEDERLANDE - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH" wird
von „65" in „105" geändert und
folgendes eingefügt:
„106. NORWEGEN -

ÖSTERREICH
a) Artikel 5 Absatz 2 des

Abkommens vom
27. August 1985 über
soziale Sicherheit.

b) Artikel 4 des obenge-
nannten Abkommens in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

c) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

107. NORWEGEN -
PORTUGAL
Artikel 6 des Abkommens
vom 5. Juni 1980 über
soziale Sicherheit.

108. NORWEGEN -
FINNLAND
Artikel 10 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit.

109. NORWEGEN —
SCHWEDEN
Artikel 10 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni

. 1992 über soziale Sicherheit.
110. NORWEGEN —

VEREINIGTES KONIG-
REICH
Keine.

111.ÖSTERREICH -
PORTUGAL
Keine.

112. ÖSTERREICH -
FINNLAND
a) Artikel 4 des Abkom-

mens vom 11. Dezember
1985 über soziale Sicher-
heit, geändert durch das
Zusatzabkommen vom
9. März 1993 in bezug
auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

b) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

113. ÖSTERREICH -
SCHWEDEN
a) Artikel 4 und Artikel 24

Absatz l des Abkommens
vom 11. November 1975
über soziale Sicherheit,
geändert durch das
Zusatzabkommen vom
21. Oktober 1982 in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

114. ÖSTERREICH - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
a) Artikel 3 des Abkom-

mens vom 22. Juli 1980
über soziale Sicherheit,
geändert durch die
Zusatzabkommen Nr. l
vom 9. Dezember 1985
und Nr. 2 • vom
13. Oktober 1992 in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Protokoll über Sachlei-
stungen zu obengenann-
tem Abkommen, mit Aus-
nahme des Artikels 2
Absatz 3 in bezug auf
Personen, die keinen
Anspruch nach Titel III
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Kapitel l der Verord-
nung geltend machen
können.

115. PORTUGAL -
FINNLAND
Gegenstandslos.

116. PORTUGAL -
SCHWEDEN
Artikel 6 des Abkommens
vom 25. Oktober 1978 über
soziale Sicherheit."

xxx) Die Numerierung der Über-
schrift „PORTUGAL - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH" wird
von „66" in „117" geändert und
folgendes eingefügt:
„118. FINNLAND -

SCHWEDEN
Artikel 10 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit.

119. FINNLAND - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
Keine.

120. SCHWEDEN — VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
Artikel 4 Absatz 3 des
Abkommens vom 29 Juni
1987 über soziale Sicher-
heit."

h) Anhang III Teil B „Bestimmungen
aus Abkommen, deren Geltungsbe-
reich nicht alle Personen umfaßt, auf
die die Verordnung anzuwenden ist"
wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „9 BELGIEN - NIE-
DERLANDE" wird folgendes ein-
gefügt:
„10. BELGIEN - NORWEGEN

Gegenstandslos.
11. BELGIEN - ÖSTERREICH

a) Artikel 4 des Abkommens
vom 4. April 1977 über
soziale Sicherheit in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Nummer III des Schluß-
protokolls zu obengenann-
tem Abkommen in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

ii) Die Numerierung der Überschrift
„BELGIEN - PORTUGAL" wird

von „10" in „12" geändert und
"folgendes eingefügt:
„13. BELGIEN - FINNLAND

Gegenstandslos.
14. BELGIEN - SCHWEDEN

Gegenstandslos."

iii) Die Numerierung der Überschrift
.„BELGIEN - VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „11" in
,,15" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„16. DÄNEMARK —

DEUTSCHLAND"
„17 DÄNEMARK —SPANIEN"
„18. DÄNEMARK —

FRANKREICH"
„19. DÄNEMARK -

GRIECHENLAND"
„20. DÄNEMARK — IRLAND"
„21. DÄNEMARK — ITALIEN"
„22. DÄNEMARK -

LUXEMBURG"
„23. DÄNEMARK —

NIEDERLANDE"

iv) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „23. DÄNEMARK —
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„24. DÄNEMARK -

NORWEGEN
Keine.

25. DÄNEMARK —
ÖSTERREICH
a) Artikel 4 des Abkommens

vom 16. Juni 1987 über
soziale Sicherheit in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Nummer I des Schlußpro-
tokolls zu obengenanntem
Abkommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

v) Die Numerierung der Überschrift
„DÄNEMARK - PORTUGAL"
wird von „20" in „26" geändert und
folgendes eingefügt:
„27 DÄNEMARK -

FINNLAND
Keine.
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28. DÄNEMARK -
SCHWEDEN
Keine."

vi) Die Numerierung der Überschrift
„DÄNEMARK - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„21" in „29" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:

„30. DEUTSCHLAND -
SPANIEN"

„31. DEUTSCHLAND -
FRANKREICH"

„32. DEUTSCHLAND -
GRIECHENLAND"

„33. DEUTSCHLAND -
IRLAND"

„34. DEUTSCHLAND -
ITALIEN"

„35. DEUTSCHLAND —
LUXEMBURG"

„36. DEUTSCHLAND —
NIEDERLANDE."

vii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „36. DEUTSCH-
LAND - NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„37. DEUTSCHLAND —

NORWEGEN
Gegenstandslos.

38. DEUTSCHLAND -
ÖSTERREICH
a) Artikel 41 des Abkommens

vom 22. Dezember 1966
über soziale Sicherheit,
geändert durch die Zusatz-
abkommen Nr. l vom
10. April 1969, Nr. 2 vom
29. März 1974 und Nr. 3
vom 29. August 1980.

b) Ziffer 20 Buchstabe a des
Schlußprotokolls zu oben-
genanntem Abkommen.

c) Artikel 3 des obengenann-
ten Abkommens in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen.

d) Ziffer 3 Buchstabe g des
Schlußprotokolls zu oben-
genanntem Abkommen.

e) Artikel 4 Absatz l des
obengenannten Abkom-
mens in bezug auf die
deutschen Rechtsvorschrif-
ten, nach denen Unfälle

(und Berufskrankheiten),
die außerhalb des Hoheits-
gebietes der Bundesrepu-
blik Deutschland eingetre-
ten sind, sowie Zeiten, die
außerhalb dieses Hoheits-
gebietes zurückgelegt wer-
den, keinen Anspruch auf
Leistungen begründen
bzw. einen solchen
Anspruch nur unter
bestimmten Bedingungen
begründen, wenn die
Berechtigten außerhalb
des Hoheitsgebietes der
Bundesrepublik Deutsch-
land ihren Wohnsitz
haben, und zwar in Fäl-
len, in denen:
i) die Leistungen am

1. Januar 1994 bereits
erbracht werden oder
erbracht werden könn-
ten,

ii) die betreffende Person
vor dem 1. Januar 1994
ihren gewöhnlichen
Aufenthalt in Öster-
reich genommen hat
und die Leistung aus
der Renten- und
Unfallversicherung bis
zum 31. Dezember
1994 beginnt.

f) Ziffer 19 Buchstabe b des
Schlußprotokolls zu oben-
genanntem Abkommen.
Bei der Anwendung von
Nummer 3 Buchstabe c
dieser Bestimmung darf
der vom zuständigen Trä-
ger anzurechnende Betrag
den Betrag nicht überstei-
gen, der auf die von ihm
zu entschädigenden ent-
sprechenden Zeiten ent-
fällt."

viii) Die Numerierung der Über-
schrift „DEUTSCHLAND —
PORTUGAL" wird von „29" in
„39" geändert und folgendes ein-
gefügt:

„40. DEUTSCHLAND -
FINNLAND

Artikel 4 des Abkommens
vom 23. April 1979 über
soziale Sicherheit.
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41. DEUTSCHLAND -
SCHWEDEN
Artikel 4 Absatz 2 des Ab-
kommens vom 27 Februar
1976 über soziale Sicherheit."

ix) Die Numerierung der Überschrift
„DEUTSCHLAND - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH" wird
von „30" in „42" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„43. SPANIEN -

FRANKREICH"
„44: SPANIEN -

-GRIECHENLAND"
„45. SPANIEN — IRLAND"
„46. SPANIEN — ITALIEN"
„47 SPANIEN -

LUXEMBURG"
„48. SPANIEN -

NIEDERLANDE"

x) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „48. SPANIEN —
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:

„49. SPANIEN — NORWEGEN
Gegenstandslos.

50. SPANIEN - ÖSTERREICH
a) Artikel 4 des Abkommens

vom 6. November 1981
über soziale Sicherheit in
bezug auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

b) Nummer II des Schlußpro-
tokolls zu obengenanntem
Abkommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xi) Die Numerierung der Überschrift
„SPANIEN - PORTUGAL" wird
von „37" in „51" geändert und
folgendes eingefügt:
„52. SPANIEN - FINNLAND

Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens vom 19. Dezem-
ber 1985 über soziale Sicher-
heit.

53. SPANIEN - SCHWEDEN
Artikel 5 Absatz 2 und Arti-
kel 16 des Abkommens vom
29 Juni 1987 über soziale
Sicherheit."

xii) Die Numerierung der Überschrift
„SPANIEN - VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „38" in
„54" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„55. FRANKREICH -

GRIECHENLAND"
„56. FRANKREICH - IRLAND"
„57 FRANKREICH -

ITALIEN"
„58. FRANKREICH -

LUXEMBURG"
„59. FRANKREICH -

NIEDERLANDE"
xiii) Nach dem Eintrag unter der

Überschrift „59 FRANKREICH
- NIEDERLANDE" wird folgen-
des eingefügt:
„60. FRANKREICH -

NORWEGEN
Keine.

61. FRANKREICH —
ÖSTERREICH
Keine."

xiv) Die Numerierung der Über-
schrift „FRANKREICH - POR-
TUGAL" wird von „44" in „62"
geändert und folgendes eingefügt:
„63. FRANKREICH -

FINNLAND
Gegenstandslos.

64. FRANKREICH -
SCHWEDEN
Keine."

xv) Die Numerierung der Überschrift
„FRANKREICH — VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„45" in „65" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„66. GRIECHENLAND -

IRLAND"
„67 GRIECHENLAND —

ITALIEN"
„68. GRIECHENLAND -

LUXEMBURG"
„69. GRIECHENLAND —

NIEDERLANDE"
xvi) Nach dem Eintrag unter der

Überschrift „69. GRIECHEN-
LAND - NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
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„70. GRIECHENLAND -
NORWEGEN
Keine.

71. GRIECHENLAND —
ÖSTERREICH
a) Artikel 4 des Abkommens

vom 14. Dezember 1979
über soziale Sicherheit,
geändert durch das
Zusatzabkommen vom
21. Mai 1986 in bezug
auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

b) Nummer II des Schlußpro-
tokolls zu obengenanntem
Abkommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xvii) Die Numerierung der Über-
schrift „GRIECHENLAND -
PORTUGAL" wird von „50" in
„72" geändert und folgendes ein-
gefügt:
„73. GRIECHENLAND —

FINNLAND
Artikel 5 Absatz 2 des Ab-
kommens vom 11. März
1988 über soziale Sicherheit.

74. GRIECHENLAND -
SCHWEDEN
Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens vom 5. Mai
1978 über soziale Sicherheit,
geändert durch das Zusatzab-
kommen vom 14. September
1984."

xviii) Die Numerierung der Über-
schrift „GRIECHENLAND -
VEREINIGTES KÖNIGREICH"
wird von „51" in „75" geändert und
die nachfolgenden Überschriften
werden wie folgt umnumeriert:
„76. IRLAND - ITALIEN"
„77. IRLAND — LUXEMBURG"
„78. IRLAND -

NIEDERLANDE".

xix) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „78. IRLAND - NIE-
DERLANDE" wird folgendes ein-
gefügt:
„79. IRLAND - NORWEGEN

Gegenstandslos.
80. IRLAND - ÖSTERREICH

Artikel 4 des Abkommens
vom 30. September 1988 über

soziale Sicherheit in bezug auf
Personen, die in einem Dritt-
staat wohnen."

xx) Die Numerierung der Überschrift
„IRLAND - PORTUGAL" wird
von „55" in „81" geändert und
folgendes eingefügt:
„82. IRLAND — FINNLAND

Gegenstandslos.
83. IRLAND - SCHWEDEN

Gegenstandslos."

xxi) Die Numerierung der Über-
schrift „IRLAND - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„56" in „84" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„85. ITALIEN - LUXEMBURG"
„86. ITALIEN -

NIEDERLANDE".

xxii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „86. ITALIEN -
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„87. ITALIEN - NORWEGEN

Keine.
88. ITALIEN — ÖSTERREICH

a) Artikel 5 Absatz 3 und
Artikel 9 Absatz 2 des Ab-
kommens vom 21. Januar
1981 über soziale Sicher-
heit.

b) Artikel 4 des obengenann-
ten Abkommens und Zif-
fer 2 des Schlußprotokolls
zu obengenanntem Ab-
kommen in bezug auf
Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xxiii) Die Numerierung der Über-
schrift „ITALIEN - PORTU-
GAL" wird von „59" in „89"
geändert und folgendes eingefügt:
„90. ITALIEN- FINNLAND

Gegenstandslos.
91. ITALIEN-SCHWEDEN

Artikel 20 des Abkommens
vom 25. September 1979 über
soziale Sicherheit."

xxiv) Die Numerierung der Über-
schrift „ITALIEN - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
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„60" in „92" geändert und die
nachfolgende Überschrift wird wie
folgt umnumeriert:

„93. LUXEMBURG —
NIEDERLANDE"

xxv) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „93. LUXEMBURG
- NIEDERLANDE" wird folgen-
des eingefügt:

„94. LUXEMBURG —
NORWEGEN
Keine.

95. LUXEMBURG -
ÖSTERREICH
a) Artikel 5 Absatz 2 des

Abkommens vom 21. De-
zember 1971 über soziale
Sicherheit, geändert durch
die Zusatzabkommen
Nr. l vom 16. Mai 1973
und Nr. 2 vom 9. Oktober
1978.

b) Artikel 3 Absatz 2 des
obengenannten Abkom-
mens in bezug auf Perso-
nen, die in einem Dritt-
staat wohnen.

c) Nummer III des Schluß-
protokolls zu obengenann-
tem Abkommen in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xxvi) Die Numerierung der Über-
schrift „LUXEMBURG - POR-
TUGAL" wird von „62" in „96"
geändert und folgendes eingefügt:

„97 LUXEMBURG —
FINNLAND
Artikel 5 Absatz 2 des Ab-
kommens vom 15. September
1988 über soziale Sicherheit.

98. LUXEMBURG -
SCHWEDEN
Artikel 4 und Artikel 29
Absatz l des Abkommens
vom 21. Februar 1985 über
soziale Sicherheit in bezug auf
Personen, die in einem Dritt-
staat wohnen."

xxvii) Die Numerierung der Über-
schrift „LUXEMBURG — VER-
EINIGTES KÖNIGREICH" wird
von „63" in „99" geändert und
folgendes eingefügt:

,100. NIEDERLANDE -
NORWEGEN
Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens vom 13. April
1989 über soziale Sicherheit.

101. NIEDERLANDE -
ÖSTERREICH
a) Artikel 3 des Abkom-

mens vom 7 März 1974
über soziale Sicherheit,
geändert durch das
Zusatzabkommen vom
5. November 1980 in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-

b) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen."

xxviii) Die Numerierung der Über-
schrift „NIEDERLANDE -
PORTUGAL" wird von „64" in
„102" geändert und folgendes
eingefügt:

„103. NIEDERLANDE -
FINNLAND

Gegenstandslos.

104. NIEDERLANDE -
SCHWEDEN

Artikel 4 und Artikel 24
Absatz 3 des Abkommens
vom 2. Juli 1976 über
soziale Sicherheit in bezug
auf Personen, die in einem
Drittstaat wohnen."

xxix) Die Numerierung der Über-
schrift „NIEDERLANDE - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH" wird
von „65" in „105" geändert und
folgendes eingefügt:

„106. NORWEGEN -
ÖSTERREICH

a) Artikel 5 Absatz 2 des
Abkommens vom
27 August 1985 über
soziale Sicherheit.

b) Artikel 4 des obenge-
nannten Abkommens in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen:
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c) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

107. NORWEGEN -
PORTUGAL
Keine.

108. NORWEGEN -
FINNLAND
Keine.

109. NORWEGEN -
SCHWEDEN
Keine.

110. NORWEGEN - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
Keine.

111. ÖSTERREICH -
PORTUGAL
Keine.

112. ÖSTERREICH -
FINNLAND
a) Artikel 4 des Abkom-

mens vom 11. Dezember
1985 über soziale Sicher-
heit, geändert durch das
Zusatzabkommen vom
9. März 1993, in bezug
auf Personen, die in
einem Drittstaat wohnen.

b) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

113. ÖSTERREICH -
SCHWEDEN
a) Artikel 4 und Artikel 24

Absatz l des Abkommens
vom 11. November 1975
über soziale Sicherheit,
geändert durch das
Zusatzabkommen vom
21. Oktober 1982 in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Nummer II des Schluß-
protokolls zu obenge-
nanntem Abkommen in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

114. ÖSTERREICH - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
a) Artikel 3 des Abkom-

mens vom 22. Juli 1980
über soziale Sicherheit,
geändert durch die
Zusatzabkommen Nr. l
vom 9. Dezember 1985
und Nr. 2 vom
13. Oktober 1992 in
bezug auf Personen, die
in einem Drittstaat woh-
nen.

b) Protokoll über Sachlei-
stungen zu obengenann-
tem Abkommen, mit Aus-
nahme des Artikels 2
Absatz 3 in bezug auf
Personen, die keinen
Anspruch nach Titel III
Kapitel l der Verord-
nung geltend machen
können.

115. PORTUGAL —
FINNLAND
Gegenstandslos.

116. PORTUGAL -
SCHWEDEN
Artikel 6 des Abkommens
vom 25. Oktober 1978 über
soziale Sicherheit."

xxx) Die Numerierung der Über-
schrift „PORTUGAL - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH" wird
von „66" in „117" geändert und
folgendes eingefügt:

„118. FINNLAND -
SCHWEDEN
Keine.

119. FINNLAND - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
Keine.

120. SCHWEDEN - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH
Artikel 4 Absatz 3 des Abkom-
mens vom 29. Juni 1987 über
soziale Sicherheit."

j) Anhang IV Teil A „Rechtsvorschrif-
ten im Sinne von Artikel 37 Absatz l
der Verordnung, nach denen die
Höhe der Leistungen bei Invalidität
nicht von der Dauer der Versiche-
rungszeit abhängt" wird wie folgt
geändert:
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i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Keine.
L. ÖSTERREICH

Keine."
ii) Die Buchstabennumerierung der

Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert.

iii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „M. PORTUGAL"
wird folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Nationale Renten an Personen
mit einer angeborenen Behin-
derung oder einer im Kindes-
alter erworbenen Behinderung
(Finnisches Rentengesetz 547/
93).

O. SCHWEDEN
Keine."

iv) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

k) Anhang TV Teil B „Sondersysteme für
Selbständige im Sinne des Artikels 38
Absatz 3 und des Artikels 45
Absatz 3 der Verordnung" wird wie
folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Keine.
L. ÖSTERREICH

Keine."
ii) Die Buchstabennumerierung der

Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Keine.
O. SCHWEDEN

Keine."
iii) Die Buchstabennumerierung der

Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

1) Anhang IV Teil C „Fälle im Sinne
von Artikel 46 Absatz l Buchstabe b

der Verordnung, in denen auf die
Berechnung der Leistung gemäß
Artikel 46 Absatz 2 der Verordnung
verzichtet werden kann" wird wie
folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Alle Anträge auf Altersrenten,
mit Ausnahme der im An-
hang IV Teil D genannten
Renten.

L. ÖSTERREICH
Keine."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Keine.
O. SCHWEDEN

Alle Anträge auf Altersrenten,
mit Ausnahme der in An-
hang IV Teil D genannten
Renten."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

m) Anhang W Teil D erhält folgende
Fassung:

„D. Leistungen und Abkommen im
Sinne von Artikel 46 b Absatz 2
der Verordnung

l. Leistungen im Sinne von Arti-
kel 46 b Absatz 2 Buchstabe a der
Verordnung, deren Betrag von
der Dauer der zurückgelegten
Versicherungs- oder Wohnzeiten
unabhängig ist:

a) Die nach den Rechtsvor-
schriften in Teil A dieses
Anhangs vorgesehenen Lei-
stungen bei Invalidität;

b) der volle Satz der dänischen
Volksaltersrente, auf die
Personen nach zehnjähri-
ger Wohnzeit Anspruch
haben, denen spätestens ab
1. Oktober 1989 eine Rente
gewährt worden ist;

c) die im allgemeinen System
und in den Sondersystemen
gewährten spanischen Hin-
terbliebenenrenten;
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d) die Witwenstandsbeihilfe
der Witwenstandsversiche-
rung des allgemeinen fran-
zösischen Systems der
sozialen Sicherheit oder
des Versicherungssystems
der landwirtschaftlichen
Lohnarbeitskräfte ;

e) die Rente für invalide
Witwer oder Witwen des
allgemeinen französischen
Systems der sozialen Sicher-
heit oder des Versiche-
rungssystems der landwirt-
schaftlichen Lohnarbeits-
kräfte, wenn sie auf der
Grundlage einer nach Arti-
kel 46 Absatz l Buchsta-
be a Ziffer i festgestellten
Invaliditätsrente des verstor-
benen Ehegatten berechnet
wird;

f) die niederländische Wit-
wenrente nach dem Gesetz
vom 9. April 1959 über die

- allgemeine Witwen- und
Waisenversicherung in sei-
ner geänderten Fassung;

g) die finnischen nationalen
Renten nach dem finni-
schen Rentengesetz vom
8. Juni 1956 und nach den
vorläufigen Bestimmungen
des Finnischen Rentengeset-
zes (547/93);

h) die volle schwedische
Grundrente nach den vor
dem 1. Januar 1993 gelten-
den Gesetzen über die
Grundrenten sowie die vol-
le Grundrente nach den
vorläufigen Bestimmungen
der ab diesem Zeitpunkt
geltenden Gesetze.

2. Leistungen im Sinne des Arti-
kels 46 b Absatz 2 Buchstabe b
der Verordnung, deren Betrag
nach Maßgabe einer als zwischen
dem Eintritt des Versicherungs-
falls und einem späteren Zeitpunkt
zurückgelegt betrachteten fiktiven
Zeit bestimmt wird:

a) Die dänischen vorgezoge-
nen Altersrenten, deren
Höhe nach den vor dem
1. Oktober 1984 geltenden
Rechtsvorschriften festge-
setzt wird;

b) die deutschen Invaliditäts-
und Hinterbliebenenrenten,
bei denen eine Zurech-

nungszeit berücksichtigt
wird, und die deutschen
Altersrenten, bei denen
eine bereits erworbene
Zurechnungszeit berück-
sichtigt wird;

c) die italienischen Erwerbs-
unfähigkeitsrenten („ina-
bilità");

d) die luxemburgischen Invali-
ditäts- und Hinterbliebenen-
renten;

e) die norwegischen Behinder-
tenrenten, auch wenn sie
beim Erreichen des Renten-
alters in eine Altersrente
umgewandelt werden sowie
alle Renten (Hinterbliebe-
nen- und Altersrenten), die
anhand der Rentenein-
künfte verstorbener Perso-
nen berechnet werden;

f) die finnischen Erwerbsren-
ten, bei denen nach der
finnischen Gesetzgebung
auf zukünftige Zeiträume
abgestellt wird;

g) die schwedischen Invalidi-
täts- und Witwenrenten, bei
denen auf eine angerech-
nete Versicherungszeit
abgestellt wird und die
schwedischen Altersrenten,
bei denen auf eine bereits
erworbene Versicherungs-
zeit abgestellt wird.

3. Abkommen im Sinne von Arti-
kel 46 b Absatz 2 Buchstabe b
Ziffer i der Verordnung zur Ver-
meidung der zwei- oder mehr-
fachen Anrechnung ein und der-
selben fiktiven Zeit.
Abkommen zwischen der Regie-
rung des Großherzogtums Luxem-
burg und der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland vom
20. Juli 1978 über verschiedene
Fragen der sozialen Sicherheit.
Nordisches Abkommen vom
15. Juni 1992 über soziale Sicher-
heit."

n) Anhang VI wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

1. Die Übergangsbestimmun-
gen der norwegischen
Rechtsvorschriften, die eine
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Minderung der Versiche-
rungszeit, die bei Personen,
die vor 1937 geboren sind,
für eine volle Zusatzrente
erforderlich ist, beinhalten,
sind auf alle der Verord-
nung unterliegenden Perso-
nen anwendbar, sofern sie
für die erforderliche Anzahl
von Jahren nach ihrem
sechzehnten Geburtstag
und vor dem 1. Januar
1967 einen Wohnsitz in
Norwegen hatten oder dort
als Beschäftigte oder Selb-
ständige einer Erwerbstätig-
keit nachgingen. Die erfor-
derliche Anzahl beträgt
jeweils ein Jahr für jedes
vor 1937 liegende Lebens-
jahr der betreffenden Per-
son.

2. Eine aufgrund des norwegi-
schen Versicherungsgeset-
zes versicherte Person, die
versicherte und pflegebe-
dürftige alte Menschen,
Behinderte oder Kranke
betreut, erhält unter
bestimmten Voraussetzun-
gen für diese Zeiten Ren-
tenpunkte zugerechnet. In
gleicher Weise erhält eine
Person, die in einem ande-
ren Mitgliedstaat als Nor-
wegen Kinder betreut, Ren-
tenpunkte zugerechnet,
wenn die betreffende Per-
son sich im Elternurlaub
gemäß dem norwegischen
Arbeitsrecht befindet.

3. Insoweit, als die norwegi-
sche Witwen- oder Behin-
dertenrente nach der Ver-
ordnung zahlbar ist und
nach Artikel 46 Absatz 2
und unter Heranziehung
von Artikel 45 berechnet
wird, finden die Bestimmun-
gen der Abschnitte 8-1(3)
und 10-11(3) des norwegi-
schen Versicherungsgeset-
zes, wonach eine Rente
unter Befreiung von der
allgemeinen Voraussetzung
gewährt werden kann, daß
eine ununterbrochene Ver-
sicherungszeit nach dem
norwegischen Versiche-
rungsgesetz während der

letzten drei Jahre bis zu
dem Versicherungsfall vor-
liegen muß, keine Anwen-
dung.

L. ÖSTERREICH
1. Für die Anwendung von

Titel III Kapitel l der Ver-
ordnung gilt der Bezieher
einer Rentenleistung für
Beamte als Rentenberech-
tigter.

2. Für die Anwendung des
Artikels 46 Absatz -2 der
Verordnung werden Steige-
rungsbeträge für Beiträge
zur Höherversicherung und
der knappschaftliche Lei-
stungszuschlag gemäß den
österreichischen Rechtsvor-
schriften nicht berücksich-
tigt. In diesen Fällen wird
der gemäß Artikel 46
Absatz 2 der Verordnung
ermittelte Betrag um die
Steigerungsbeträge für Bei-
träge zur Höherversiche-
rung und den knappschaft-
lichen Leistungszuschlag
erhöht.

3. Für die Anwendung von
Artikel 46 Absatz 2 der
Verordnung gilt bei Anwen-
dung der österreichischen
Rechtsvorschriften der
Stichtag als Eintritt des
Versicherungsfalles.

4. Die Anwendung der Be-
stimmungen der Verord-
nung hat keine mindernde
Wirkung auf Ansprüche auf
Leistungen nach den öster-
reichischen Rechtsvorschrif-
ten in bezug auf Personen,
die aus politischen oder
religiösen Gründen oder
aus Gründen der Abstam-
mung in ihren sozialver-
sicherungsrechtlichen Ver-
hältnissen einen Nachteil
erlitten haben."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

1. Um festzustellen, ob der
Zeitraum zwischen dem
Eintritt des Rentenfalls und
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dem rentenberechtigten
Alter (künftiger Zeitraum)
bei der Berechnung des
Betrags der finnischen
Berufsrente zu berücksichti-
gen ist, werden die unter
den Rechtsvorschriften
eines anderen Mitgliedstaa-
tes zurückgelegten Versi-
cherungs- und Wohnzeiten
für die Voraussetzung des
Wohnsitzes in Finnland mit
berücksichtigt.

2. Ist die Beschäftigung oder
selbständige Erwerbstätig-
keit in Finnland beendet
und tritt der Versicherungs-
fall während einer Beschäf-
tigung oder selbständigen
Erwerbstätigkeit in einem
anderen Mitgliedstaat ein,
und schließt die Rente
gemäß den finnischen
Rechtsvorschriften für die
Berufsrente den Zeitraum
zwischen dem Eintritt des
Versicherungsfalls und dem
Rentenalter (künftiger Zeit-
raum) nicht mehr ein, so
werden die unter den
Rechtsvorschriften eines
anderen Mitgliedstaates
zurückgelegten Versiche-
rungszeiten für die Forde-
rung des künftigen Zeit-
raums so berücksichtigt, als
handle es sich um in Finn-
land zurückgelegte Versi-
cherungszeiten.

3. Ist nach finnischen Rechts-
vorschriften wegen Verzö-
gerungen bei der Bearbei-
tung eines Antrags auf
Leistungen seitens eines
Trägers ein Zuschlag zahl-
bar, so ist für einen bei
einem Träger eines anderen
Mitgliedstaates eingereich-
ten Antrag für die Anwen-
dung der Bestimmungen der
finnischen Rechtsvorschrif-
ten in bezug auf derartige
Zuschläge als Tag der Ein-
reichung derjenige Tag
anzusehen, an dem der
Antrag mit allen erforderli-
chen Anlagen bei dem
zuständigen Träger in Finn-
land eingeht.

O. SCHWEDEN
1. Bei der Anwendung des

Artikels 18 Absatz l zur
Feststellung eines Anspruchs
auf Elternbeihilfen gelten
unter den Rechtsvorschrif-
ten eines anderen Mitglied-
staates als Schweden
zurückgelegte • Versiche-
rungszeiten als auf
der Grundlage der-
selben Durchschnittsein-
kommen berechnet wie die
schwedischen Versiche-
rungszeiten, mit denen sie
zusammengerechnet wer-
den.

2. Die Bestimmungen der Ver-
. Ordnung über die Zusam-

menrechnung von Versiche-
rungs- oder Wohnzeiten
gelten nicht für die Über-
gangsbestimmungen der
schwedischen Rechtsvor-
schriften in bezug auf das
Recht auf eine vorteilhafte-
re Berechnung der Grund-
rente für Personen, die
innerhalb eines festgelegten
Zeitraums vor dem Datum
des Anspruchs ihren Wohn-
sitz in Schweden hatten.

3. Für die Ermittlung eines
Anspruchs auf Invaliditäts-
oder Hinterbliebenenrente,
der teilweise auf vorausge-
schätzten künftigen Versi-
cherungszeiten beruht, wird
angenommen, daß eine Per-
son, die als Beschäftigter
oder Selbständiger durch
ein Versicherungs- oder
Wohnsystem eines anderen
Mitgliedstaates abgesichert
ist, die Versicherungs- und
Einkommensvoraussetzun-
gen der schwedischen
Rechtsvorschriften erfüllt.

4. Kinderbetreuungszeiten gel-
ten unter bestimmten, in
den schwedischen Rechts-
vorschriften festgelegten
Bedingungen als Versiche-
rungszeiten für die Zwecke
einer Zusatzrentenversiche-
rung auch dann, wenn das
Kind und die betreffende
Person ihren Wohnsitz in
einem anderen Mitgliedstaat
haben, sofern die Person,
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die das Kind betreut,
Elternurlaub nach den
Bestimmungen des Geset-
zes über das Recht auf
Urlaub zur Kindererzie-
hung in Anspruch nimmt."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

o) Anhang VII erhält folgende Fassung :

„ANHANG VII

(Artikel 14 c Absatz l Buchstabe b
der Verordnung)

Fälle, in denen eine Person gleich-
zeitig den Rechtsvorschriften zweier

Mitgliedstaaten unterliegt

1. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Belgien und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat außer Luxem-
burg. Auf Luxemburg findet der
Briefwechsel zwischen Belgien
und Luxemburg vom 10. und
12. Juli 1968 Anwendung.

2. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Dänemark und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat durch eine
Person mit Wohnsitz in Däne-
mark.

3. Für die Systeme der landwirt-
schaftlichen Unfallversicherung
und der Altersversicherung der
Landwirte: Ausübung einer selb-
ständigen landwirtschaftlichen
Tätigkeit in Deutschland und
einer Beschäftigung im Lohn-
oder Gehaltsverhältnis in einem
anderen Mitgliedstaat.

4. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Spanien und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat durch eine
Person mit Wohnsitz in Spanien.

5. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Frankreich und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat außer Luxem-
burg.

6. Ausübung einer selbständigen
landwirtschaftlichen Tätigkeit in
Frankreich und einer Beschäfti-
gung im Lohn- oder Gehaltsver-
hältnis in Luxemburg.

7 Für die Rentenversicherung der
Selbständigen: Ausübung einer
selbständigen Tätigkeit in Grie-
chenland und einer Beschäftigung
im Lohn- oder Gehaltsverhältnis
in einem anderen Mitgliedstaat.

8. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Italien und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat.

9. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Norwegen und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat durch eine
Person mit Wohnsitz in Norwe-
gen.

10. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Österreich und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat.

11 Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Portugal und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat.

12. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Finnland und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat durch eine
Person mit Wohnsitz in Finnland.

13. Ausübung einer selbständigen
Tätigkeit in Schweden und einer
Beschäftigung im Lohn- oder
Gehaltsverhältnis in einem ande-
ren Mitgliedstaat durch eine
Person mit Wohnsitz in Schwe-
den."

2. 372 R 0574: Verordnung (EWG) Nr. 574/
72 des Rates vom 21. März 1972 über die
Durchführung der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 über die Anwendung der
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeit-
nehmer und Selbständige sowie deren
Familienangehörige, die innerhalb der
Gemeinschaft zu- und abwandern (ABl.
Nr. L 74 vom 27 3. 1972, S. 1), geändert
und aktualisiert durch:
- 383 R 2001 : Verordnung (EWG)

Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni
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1983 (ABl. Nr. L 230 vom 22. 8. 1983,
S. 6).

und nachfolgend geändert durch:
— 385 R 1660: Verordnung (EWG)

Nr. 1660/85 des. Rates vom 13. Juni
1985 (ABl. Nr. L 160 vom 20. 6. 1985,
S. 1);

— 385 R 1661: Verordnung (EWG)
Nr. 1661/85 des Rates vom 13. Juni
1985 (ABl. Nr. L 160 vom 20. 6. 1985,
S. 7);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 188);

— 386 R 513: Verordnung (EWG)
Nr. 513/86 der Kommission vom
26. Februar 1986 (ABl. Nr. L 51 vom
28. 2. 1986, S. 44);

— 386 R 3811: Verordnung (EWG)
Nr. 3811/86 des Rates vom
11. Dezember 1986 (ABl. Nr. L 355
vom 16. 12. 1986, S. 5);

— 389 R 1305: Verordnung (EWG)
Nr. 1305/89 des Rates vom 11. Mai
1989 (ABl. Nr. L 131 vom 13. 5. 1989,

" S. 1);
— 389 R 2332: Verordnung (EWG)

Nr. 2332/89 des Rates vom 18. Juli
1989 (ABl. Nr. L 224 vom 2. 8. 1989,
S. 1);

— 389 R 3427: Verordnung (EWG)
Nr. 3427/89 des Rates vom 30. Okto-
ber 1989 (ABl. Nr. L 331 vom 16. 11.
1989, S. 1);

— 391 R 2195: Verordnung (EWG)
Nr. 2195/91 des Rates vom 25. Juni
1991 (ABl. Nr. L 206 vorn 29. 7. 1991,
S. 2);

— 392 R 1248: Verordnung (EWG)
Nr. 1248/92 des Rates vom 30. April
1992 (ABl. Nr. L 136 vom 19. 5. 1992,
S. 7);

— 392 R 1249: Verordnung (EWG)
Nr. 1249/92 des Rates vom 30. April
1992 (ABl. Nr. L 136 vom 19. 5. 1992,
S. 28);

— 393 R 1945: Verordnung (EWG)
Nr. 1945/93 des Rates vom 30. Juni
1993 (ABl. Nr. L 181 vom 23. 7. 1993,
S. 1).

a) Anhang l wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:

. „K. NORWEGEN
1. Sosial- og helsedepartemen-

tet (Ministerium für

Gesundheit und soziale
Angelegenheiten), Oslo.

2. Kommunal- og arbeidsde-
partementét (Ministerium
für Kommunalverwaltung
und Arbeit), Oslo.

3. Barne- og familiedeparte-
mentet (Ministerium für
Kinder- und Familienange-
legenheiten), Oslo.

L. ÖSTERREICH
1. Bundesminister für Arbeit

und Soziales, Wien.
2. Bundesminister für Umwelt,

Jugend und Familie, Wien."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Sosiaali- ja terveysministeriö/
Social- och hälsovardsministe-
riet (Ministerium für Soziales
und Volksgesundheit), Helsin-
ki.

O. SCHWEDEN
Regeringen (Socialdeparte-
mentet) [Regierung (Ministe-
rium für soziale Angelegen-
heiten)], Stockholm."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

b) Anhang 2 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

1. Für Leistungen bei Arbeits-
losigkeit
Arbeidsdirektoratet, Oslo,
fylkesarbeidskontorene og
de lokale rbeidskontorer
pâ bostedet eller oppholds-
stedet (Staatliches Arbeits-
amt, Oslo, die regionalen
Arbeitsämter und die örtli-
chen Arbeitsämter am
Wohn- oder Aufenthalts-
ort).

2. Alle anderen Leistungen im
Rahmen des Norwegischen
Versicherungsgesetzes
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Rikstrygdeverket, Oslo, fyl-
kestrygdekontorene og de
lokale trygdekontorer pâ
bostedet eller oppholdsste-
det (Staatliche Versiche-
rungsverwaltung, Oslo, die
regionalen Versicherungs-
büros und die örtlichen
Versicherungsbüros am
Wohn- oder Aufenthalts-
ort).

3. Familienleistungen
Rikstrygdeverket, Oslo, og
de lokale trygdekontorer pâ
bostedet eller oppholdsste-
det (Staatliche Versiche-
rungsverwaltung, Oslo, und
die örtlichen Versicherungs-
büros am Wohn- oder
Aufenthaltsort).

4. Rentenversicherung für See-
leute
Pensjonstrygden for sjomenn
(Rentenversicherung für See-
leute), Oslo.

L. ÖSTERREICH
Sofern nachstehend nichts
anderes bestimmt ist, richtet
sich die Zuständigkeit der
österreichischen Träger nach
den Bestimmungen der öster-
reichischen Rechtsvorschriften :
1. Krankenversicherung

a) Hat die betreffende
Person ihren Wohnsitz
auf dem Gebiet eines
anderen Mitgliedstaates,
und ist eine Gebiets-
krankenkasse für eine
Versicherung zuständig,
kann aber die örtliche
Zuständigkeit nach den
österreichischen Rechts-
vorschriften nicht ent-
schieden werden, so
wird die örtliche
Zuständigkeit wie folgt
bestimmt:
— die Gebietskranken-

kasse, die hinsicht-
lich der letzten
Beschäftigung in
Österreich zustän-
dig war, oder

— die Gebietskranken-
kasse, die für den
letzten Wohnsitz in
Österreich zustän-
dig war, oder

— sofern kein Beschäf-
tigungsverhältnis'
bestanden hat, für
das eine Gebiets-

'krankenkasse zu-
ständig war, oder
nie ein Wohnsitz in
Österreich bestan-
den hat, die Wiener
Gebietskrankenkas-
se, Wien.

b) Für die Anwendung von
Titel III Kapitel l Ab-
schnitt 5 der Verord-
nung in Verbindung mit
Artikel 95 der Durch-
führungsverordnung in
bezug auf die Erstat-
tung der Leistungen an
Personen, die nach dem
ASVG (Allgemeinen
Sozialversicherungsge-
setz) zum Bezug einer
Rente berechtigt sind:
Hauptverband der
österreichischen Sozial-
versicherungsträger,
Wien, wobei gilt, daß
der Kostenersatz aus
den. Beiträgen zur Kran-
kenversicherung der
Rentner erfolgt, die an
den genannten Haupt-
verband entrichtet wer-
den.

2. Rentenversicherung
Bei der Feststellung, wel-
cher Träger für die Zahlung
einer Leistung zuständig ist,
werden ausschließlich die
nach den österreichischen
Rechtsvorschriften zurück-
gelegten Versicherungszei-
ten berücksichtigt.

3. Arbeitslosenversicherung
a) Für die Arbeitslosmel-

dung:
das für den Wohn- oder
Aufenthaltsort der
betreffenden Person
zuständige Arbeitsamt.

b) Für die Ausstellung der
Formulare Nrn. E 301,
E 302 und E 303:
das für den Beschäfti-
gungsort der betreffen-
den Person zuständige
Arbeitsamt.
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4. Familienleistungen
a) Familienleistungen mit

Ausnahme des Karenz-
urlaubsgelds :
das Finanzamt.

b) Karenzurlaubsgeld:
das für den Wohn- oder
Aufenthaltsort der
betreffenden Person zu-
ständige Arbeitsamt."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:

„N. FINNLAND

1. Krankheit und Mutter-
schaft:
a) Geldleistungen:

Kansaneläkelaitos/Folk-
pensionsanstalten
(Sozialversicherungsan-
stalt) Helsinki, oder
der Beschäftigungs-
fonds, bei dem der
Betreffende versichert
ist;

b) Sachleistungen
i) Erstattungen aus der

Krankenversiche-
rung
Kansaneläkelaitos/
Folkpensionsanstal-
ten (Sozialversiche-
rungsanstalt) Hel-
sinki, oder der
Beschäftigungs-
fonds, bei dem der
Betreffende versi-
chert ist;

ii) Volksgesundheit
und Krankenhaus-
leistungen:
lokale Einheiten, die
Leistungen im Rah-
men des Systems
erbringen.

2. Alter, Invalidität, Tod
(Renten) :

a) Staatliche Renten:
Kansaneläkelaitos/Folk-
pensionsanstalten
(Sozialversicherungsan-
stalt), Helsinki, oder

b) Berufsrenten:
Der Berufsrententräger,
der Renten gewährt
und auszahlt.

3. Arbeitsunfälle, Berufskrank-
heiten :
der für die Unfallversiche-
rung des Betroffenen zu-
ständige Versicherungsträ-
ger.

4. Leistungen im Todesfalle:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki,
oder
der für die Zahlung der
Leistungen aus der Unfall-
versicherung zuständige
Versicherungsträger.

5. Arbeitslosigkeit:
a) Grundsystem:

Kansaneläkelaitos/Folk-
pensionsanstalten
(Sozialversicherungsan-
stalt), Helsinki, oder

b) Einkommensabhängiges
System
die zuständige Arbeits-
losenversicherung.

6. Familienleistungen:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki.

O. SCHWEDEN
1. Für alle Versicherungsfälle

mit Ausnahme von Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit
a) Generell:

die Sozialversicherungs-
anstalt, bei der die
betreffende Person ver-
sichert ist.

b) Für Seeleute, die keinen
Wohnsitz in Schweden
haben:
Göteborgs allmänna
försäkringskassa, sjö-
fartskontoret (So-
zialversicherungsanstalt
Göteborg, Abteilung
Seeleute).

c) Für die Anwendung der
Artikel 35 bis 59 der
Durchführungsverord-
nung in bezug auf
Personen, die keinen
Wohnsitz in Schweden
haben:
Stockholms läns allmän-
na försäkringskassa,
utlandsavdelningen
(Sozialversicherungsan-
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stall Stockholm, Abtei-
lung Ausland),

d) Für die Anwendung der
Artikel 60 bis 77 der
Durchführungsverord-
nung in bezug auf
Personen, mit Aus-
nahme von Seeleuten,
die keinen Wohnsitz in
Schweden haben:
— die Sozialversiche-

rungsanstalt an dem
Ort, an dem sich
der Arbeitsunfall
ereignet hat oder
die Berufskrankheit
aufgetreten ist, oder

— Stockholms läns all-
männa försäkrings-
kassa, utlandsavdel-
ningen (Sozialversi-
cherungsanstalt
Stockholm, Abtei-
lung Ausland).

2. Für Leistungen bei Arbeits-
losigkeit:
Arbetsmarknadsstyrelsen
(Nationaler Rat für den
Arbeitsmarkt)."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

c) Anhang 3 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

De lokale arbeidskontorer og
trygdekontorer pâ bostedet
eller oppholdsstedet (die örtli-
chen Arbeitsämter oder Ver-
sicherungsbüros am Wohn-
oder Aufenthaltsort).

L. ÖSTERREICH
1. Krankenversicherung:

a) In allen Fällen, mit
Ausnahme der Anwen-
dung der Artikel 27 und
29 der Verordnung
sowie Artikel 30 und
31 der Durchführungs-
verordnung in bezug
auf den Träger des
Wohnortes eines Rent-
ners gemäß Artikel 27
der Verordnung:

die für den Wohn- oder
Aufenthaltsort der be-
treffenden Person zu-
ständige Gebietskran-
kenkasse

b) Für die Anwendung der
Artikel 27 und 29 der
Verordnung sowie der
Artikel 30 und 31 der
Durchführungsverord-
nung in bezug auf den
Träger des Wohnortes
eines Rentners gemäß
Artikel 27 der Verord-
nung:
der zuständige Träger.

2. Rentenversicherung:
a) Sofern die betreffende

Person den österreichi-
schen Rechtsvorschrif-
ten unterlag, mit Aus-
nahme der Anwendung
von Artikel 53 der
Durchführungsverord-
nung:
der zuständige Träger.

b) In allen anderen Fällen,
mit Ausnahme der
Anwendung von Arti-
kel 53 der Durchfüh-
rungsverordnung :
Pensionsversicherungs-
anstalt der Angestellten,
Wien.

c) Für die Anwendung von
Artikel 53 der Durch-
führungsverordnung :
"Hauptverband der
österreichischen Sozial-
versicherungsträger,
Wien.

3. Unfallversicherung:
a) Sachleistungen

— die für den Wohn-
oder Aufenthaltsort
der betreffenden
Person zuständige
Gebietskrankenkas-
se;

— oder die Allgemeine
Unfallversicherungs-
anstalt, Wien, wel-
che ebenfalls Lei-
stungen gewähren
kann.

b) Geldleistungen
i) In allen Fällen, mit

Ausnahme der An-
wendung von Arti-
kel 53 in Verbin-
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düng mit Artikel 77
der Durchführungs-
verordnung:
Allgemeine Unfall-
versicherungsanstalt,
Wien.

ii) Für die Anwendung
von Artikel 53 in
Verbindung mit Ar-
tikel 77 der Durch-
führungsverord-
nung:
Hauptverband der
österreichischen
Sozialversicherungs-
träger, Wien

4. Arbeitslosenversicherung:
das für den Wohn- oder
Aufenthaltsort der betref-
fenden Person zuständige
Arbeitsamt.

5. Familienleistungen:
a) Familienleistungen mit

Ausnahme des Karenz-
urlaubsgeldes :
das für den Wohn- oder
Aufenthaltsort des
Berechtigten zuständige
Finanzamt.

b) Karenzurlaubsgeld:
das für den Wohn- oder
Aufenthaltsort der
betreffenden Person
zuständige Arbeitsamt."
ii) Die Buchstabennu-

merierung der Über-
schrift „PORTU-
GAL" wird von
„K" in „M" geän-
dert und folgendes
eingefügt:

„N. FINNLAND
1. Krankheit und Mutter-

schaft:
a) Geldleistungen

Kansaneläkelaitos/Folk-
pensionsanstalten (So-
zialversicherungsan-
stalt), Helsinki, oder

b) Sachleistungen:
i) Rückerstattungen

aus der Krankenver-
sicherung:
Kansaneläkelaitos/
Folkpensionsanstal-
ten (Sozialversiche-
rungsanstalt), Hel-
sinki, oder

ii) Volksgesundheit
und Krankenhaus-
leistungen :
die örtlichen Einhei-
ten, die Leistungen
im Rahmen des
Systems erbringen.

2. Alter, Invalidität, Tod
(Renten) :
a) Staatliche Renten:

Kansaneläkelaitos/Folk-
pensionsanstalten
(Sozialversicherungsan-
stalt), Helsinki, oder

b) Berufsrenten:
Eläketurvakeskus/Pensi-
onsskyddscentralen
(Zentralanstalt für die
Rentenversicherung),
Helsinki.

3. Leistungen im Todesfall:
Allgemeine Leistungen im
Todesfall:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki

4. Arbeitslosigkeit:
a) Grundsystem:

Kansaneläkelaitos/Folk-
pensionsanstalten (So-
zialversicherungsan-
stalt), Helsinki.

b) Einkommensabhängiges
System :

i) im Falle des Arti-
kels 69: Kansanelä-
kelaitos/Folkpensi-
onsanstalten
(Sozialversiche-
rungsanstalt), Hel-
sinki.

ii) in den übrigen Fäl-
len:
der zuständige Be-
schäftigungsfonds,
bei dem der Betref-
fende versichert ist.

5. Familienleistungen:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki.

O. SCHWEDEN
1. Für alle Versicherungsfälle

mit Ausnahme von Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit:
die Sozialversicherungsan-
stalt des Wohn- oder Auf-
enthaltsortes.
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2. Für Leistungen bei Arbeits-
losigkeit:
das Bezirksarbeitsamt des
Wohn- oder Aufenthaltsor-
tes."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

d) Anhang 4 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

1. Leistungen bei Arbeitslosig-
keit:
Arbeidsdirektoratet
(Arbeitsdirektion), Oslo.

2. In allen übrigen Fällen:
Rikstrygdeverket (staatliche
Versicherungsverwaltung),
Oslo.

L. ÖSTERREICH
l Krankheits-, Unfall- und

Rentenversicherung :
Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversiche-
rungsträger, Wien.

2. Arbeitslosenversicherung:
a) für die Beziehungen zu

Deutschland:
Landesarbeitsamt Salz-
burg, Salzburg.

b) in allen übrigen Fällen:
Landesarbeitsamt Wien,
Wien.

3. Familienleistungen.
a) Familienleistungen mit

Ausnahme des Karenz-
urlaubsgelds:
Bundesministerium für
Umwelt, Jugend und
Familie, Wien.

b) Karenzurlaubsgeld:
Landesarbeitsamt Wien,
Wien."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

1. Kranken- und Mutter-
schaftsversicherung, staatli-
che Renten, Familienleistun-
gen, Leistungen bei Arbeits-

losigkeit und Leistungen im
Todesfall:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki.

2. Berufsrenten:
Eläketurvakeskus/Pensions-
skyddscentralen (Zentral-
anstalt für die Rentensiche-
rung), Helsinki.

3. Arbeitsunfälle, Berufskrank-
heiten:
Tapaturmavakuutuslaitosten
Liitto/Olycksfallsförsäkring-
sanstalternas Förbund (Ver-
band der Unfallversicherer),
Helsinki.

O. SCHWEDEN
1. Für alle Versicherungsfälle

außer Leistungen bei
Arbeitslosigkeit:
Riksförsäkringsverket
(Staatlicher Sozialversiche-
rungsrat).

2. Für Leistungen bei Arbeits-
losigkeit:
Arbetsmarknadsstyrelsen
(Staatlicher Rat für den
Arbeitsmarkt)."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

e) Anhang 5 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „9 BELGIEN — NIE-
DERLANDE" wird folgendes ein-
gefügt:
„10. BELGIEN - NORWEGEN

Gegenstandslos.
11. BELGIEN - ÖSTERREICH

Keine."

ii) Die Numerierung der Überschrift
„BELGIEN - PORTUGAL" wird
von „10" in „12" geändert und
folgendes eingefügt:
„13. BELGIEN — FINNLAND

Gegenstandslos.
14. BELGIEN — SCHWEDEN

Gegenstandslos."
iii) Die Numerierung der Überschrift

„BELGIEN - VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „11" in
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„15" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„16. DÄNEMARK -

DEUTSCHLAND"
„17. DÄNEMARK — SPANIEN"
„18. DÄNEMARK -

FRANKREICH"
„19. DÄNEMARK —

GRIECHENLAND"
„20. DÄNEMARK - IRLAND"
„21. DÄNEMARK - ITALIEN"
„22. DÄNEMARK —

LUXEMBURG"
„23. DÄNEMARK -

NIEDERLANDE".

iv) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „23. DÄNEMARK -
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„24. DÄNEMARK —

NORWEGEN
Artikel 23 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit:
Vereinbarung des gegenseiti-
gen Verzichts auf Erstattun-
gen nach Artikel 36 Absatz 3,
Artikel 63 Absatz 3 und Arti-
kel 70 Absatz 3 der Verord-
nung (Aufwendungen für
Sachleistungen bei Krankheit
und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten
sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Artikel 105
Absatz 2 der Durchführungs-
verordnung (Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztli-
chen Kontrolle).

25. DÄNEMARK -
ÖSTERREICH
Keine."

v) Die Numerierung der Überschrift
„DÄNEMARK - PORTUGAL"
wird von „20" in „26" geändert und
folgendes eingefügt:
„27. DÄNEMARK -

FINNLAND
Artikel 23 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit:
Vereinbarung des gegenseiti-
gen Verzichts auf Erstattun-
gen nach Artikel 36 Absatz 3,
Artikel 63 Absatz 3 und Arti-

kel 70 Absatz 3 der Verord-
nung (Aufwendungen für
Sachleistungen bei Krankheit
und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten
sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Artikel 105
Absatz 2 der Durchführungs-

* Verordnung (Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztli-
chen Kontrolle).

28. DÄNEMARK —
SCHWEDEN

Artikel 23 des > Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit:
Vereinbarung des gegenseiti-
gen Verzichts auf Erstattun-
gen nach Artikel 36 Absatz 3,
Artikel 63 Absatz 3 und Arti-
kel 70 Absatz 3 der Verord-
nung (Aufwendungen für
Sachleistungen bei Krankheit
und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten
sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Artikel 105
Absatz 2 der Durchführungs-
verordnung (Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztli-
chen Kontrolle)."

vi) Die Numerierung der Überschrift
„DÄNEMARK - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„21" in „29" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:

„30. DEUTSCHLAND -
SPANIEN"

„31. DEUTSCHLAND -
FRANKREICH"

„32. DEUTSCHLAND -
GRIECHENLAND"

„33. DEUTSCHLAND -
IRLAND"

„34. DEUTSCHLAND -
ITALIEN"

„35. DEUTSCHLAND -
LUXEMBURG"

„36. DEUTSCHLAND —
NIEDERLANDE".

vii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „36. DEUTSCH-
LAND - NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
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„37 DEUTSCHLAND -
NORWEGEN
Gegenstandslos.

38. DEUTSCHLAND -
ÖSTERREICH
Abschnitt II Nummer l und
Abschnitt III der Vereinba-
rung vom 2. August 1979 über
die Durchführung des Abkom-
mens vom 19 Juli 1978 über
die Arbeitslosenversicherung."

viii) Die Numerierung der Über-
schrift „DEUTSCHLAND —
PORTUGAL" wird von „29" in
„39" geändert und folgendes ein-
gefügt:
„40. DEUTSCHLAND -

FINNLAND
Keine.

41. DEUTSCHLAND -
SCHWEDEN
Keine."

ix) Die Numerierung der Überschrift
„DEUTSCHLAND - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH" wird
von „30" in „42" geändert und die
nachfolgenden Überschriften wer-
den wie folgt umnumeriert:
„43. SPANIEN —

FRANKREICH"
„44. SPANIEN —

GRIECHENLAND"
„45. SPANIEN - IRLAND"
„46. SPANIEN - ITALIEN"
„47 SPANIEN —

LUXEMBURG"
„48. SPANIEN —

NIEDERLANDE"

x) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „48. SPANIEN —
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„49 SPANIEN - NORWEGEN

Gegenstandslos.
„50. SPANIEN - ÖSTERREICH

Keine."

xi) Die Numerierung der Überschrift
„SPANIEN - PORTUGAL" wird
von „37" in „51" geändert und
folgendes eingefügt:
„52. SPANIEN - FINNLAND

Keine.

53. SPANIEN - SCHWEDEN
Keine."

xii) Die Numerierung der Überschrift
„SPANIEN - VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „38" in
„54" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„55. FRANKREICH —

GRIECHENLAND"
„56. FRANKREICH — IRLAND"
„57 FRANKREICH -

ITALIEN"
„58. FRANKREICH -

LUXEMBURG"
„59. FRANKREICH -

NIEDERLANDE"

xiii) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „59. FRANKREICH
- NIEDERLANDE" wird folgen-
des eingefügt:
„60. FRANKREICH —

NORWEGEN
Keine.

61. FRANKREICH -
ÖSTERREICH
Keine."

xiv) Die Numerierung der Über-
schrift „FRANKREICH - POR-
TUGAL" wird von „44" in „62"
geändert und die nachfolgenden
Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„63. FRANKREICH - VEREI-

NIGTES KÖNIGREICH"
„64. GRIECHENLAND —

IRLAND"
„65. GRIECHENLAND —

ITALIEN"
„66. GRIECHENLAND —

LUXEMBURG"
„67 GRIECHENLAND -

NIEDERLANDE"

xv) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „67 GRIECHEN-
LAND - NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„68. GRIECHENLAND —

NORWEGEN
Keine.

69. GRIECHENLAND —
ÖSTERREICH
Keine."
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xvi) Die Numerierung der Über-
schrift „GRIECHENLAND -
PORTUGAL" wird von „50" in
„70" geändert und folgendes ein-
gefügt:
„71. GRIECHENLAND -

FINNLAND
Keine.

72. GRIECHENLAND -
SCHWEDEN

. Keine."
xvii) Die Numerierung der Über-

schrift „GRIECHENLAND -
VEREINIGTES KÖNIGREICH"
wird von „51" in „73" geändert und
die nachfolgenden Überschriften
werden wie folgt umnumeriert:
„74. IRLAND - ITALIEN"
„75. IRLAND - LUXEMBURG"
„76. IRLAND —

NIEDERLANDE".
xviii) Nach dem Eintrag unter der

Überschrift „76. IRLAND - NIE-
DERLANDE" wird folgendes ein-
gefügt:
„77. IRLAND — NORWEGEN

Gegenstandslos.
78. IRLAND - ÖSTERREICH

Keine."
xix) Die Numerierung der Über-

schrift „IRLAND - PORTU-
GAL" wird von „55" in „79"
geändert und folgendes eingefügt:
„80. IRLAND — FINNLAND

Gegenstandslos.
81. IRLAND — SCHWEDEN

Gegenstandslos."

xx) Die Numerierung der Überschrift
„IRLAND — VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „56" in
„82" geändert und die nachfolgen-
den Überschriften werden wie folgt
umnumeriert:
„83. ITALIEN -

LUXEMBURG"
„84. ITALIEN -

NIEDERLANDE".
xxi) Nach dem Eintrag unter der

Überschrift „84. ITALIEN -
NIEDERLANDE" wird folgendes
eingefügt:
„85. ITALIEN - NORWEGEN

Keine.

' 86. ITALIEN -
ÖSTERREICH

. Keine."

xxii) Die Numerierung der Über-
schrift „ITALIEN - PORTU-
GAL" wird von „59" in „87"
geändert und folgendes eingefügt:
„88. ITALIEN - FINNLAND

Gegenstandslos.
89. ITALIEN - SCHWEDEN

Keine."

xxiii) Die Numerierung der Über-
schrift „ITALIEN — VEREINIG-
TES KÖNIGREICH" wird von
„60" in „90" und der Überschrift
„LUXEMBURG - NIEDER-
LANDE" von „61" in „91" geän-
dert und folgendes eingefügt:
„92. LUXEMBURG -

NORWEGEN
Gegenstandslos.

93. LUXEMBURG —
ÖSTERREICH
Keine."

xxiv) Die Numerierung der Über-
schrift „LUXEMBURG - POR-
TUGAL" wird von „62" in „94"
geändert und folgendes eingefügt:
„95. LUXEMBURG -

FINNLAND
Erstattungsvereinbarung vom
24. Februar 1994 nach Arti-
kel 36 Absatz 3 und Arti-
kel 63 Absatz 3 der Verord-
nung.

96. LUXEMBURG -
SCHWEDEN
Keine."

xxv) Die Numerierung der Über-
schrift „LUXEMBURG — VER-
EINIGTES KÖNIGREICH" wird
von „61" in „97" geändert und
folgendes eingefügt:
„98. NIEDERLANDE —

NORWEGEN
Keine.

99. NIEDERLANDE —
ÖSTERREICH
Vereinbarung vom 17. No-
vember 1993 über die Kosten-
erstattung im Bereich der
sozialen Sicherheit."
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xxvi) Die Numerierung der Über-
schrift „NIEDERLANDE -
PORTUGAL" wird von „64" in
„100" geändert und folgendes
eingefügt:

„l01. NIEDERLANDE —
FINNLAND
Erstattungsvereinbarung vom
26. Januar 1994 nach Arti-
kel 36 Absatz 3 und Arti-
kel 63 Absatz 3 der Verord-
nung.

102. NIEDERLANDE -
SCHWEDEN
Keine."

xxvii) Die Numerierung der Über-
schrift „NIEDERLANDE - VER-
EINIGTES KÖNIGREICH" wird
von „65" in „103" geändert und
folgendes eingefügt:

„104. NORWEGEN -
ÖSTERREICH
Keine.

105. NORWEGEN -
PORTUGAL
Keine.

106. NORWEGEN -
FINNLAND
Artikel 23 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit:
Vereinbarung des gegenseiti-
gen Verzichts auf Erstattun-
gen nach Artikel 36 Absatz 3,
Artikel 63 Absatz 3 und Arti-
kel 70 Absatz 3 der Verord-
nung (Aufwendungen für
Sachleistungen bei Krankheit
und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten
sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Artikel 105
Absatz 2 der Durchführungs-
verordnung (Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztli-
chen Kontrolle).

107 NORWEGEN -
SCHWEDEN
Artikel 23 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit:
Vereinbarung des gegenseiti-
gen Verzichts auf Erstattun-
gen nach Artikel 36 Absatz 3,
Artikel 63 Absatz 3 und Arti-
kel 70 Absatz 3 der Verord-
nung (Aufwendungen für

Sachleistungen bei Krankheit
und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten
sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Artikel 105
Absatz 2 der Durchführungs-
verordnung (Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztli-
chen Kontrolle).

108. NORWEGEN - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH
Artikel 7 Absatz 3 des Ver-
waltungsabkommens vom
28. August 1990 über die
Durchführung des Abkom-
mens über die soziale Sicher-

. heit.
109 ÖSTERREICH -

PORTUGAL
Keine.

110. ÖSTERREICH -
FINNLAND
Keine.

111.ÖSTERREICH -
SCHWEDEN
Vereinbarung vom 22. De-
zember 1993 über die Kosten-
erstattung im Bereich der
sozialen Sicherheit.

112. ÖSTERREICH — VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH

a) Artikel 18 Absätze l und
2 der Vereinbarung vom
10. November 1980 zur
Durchführung des Ab-
kommens vom 22. Juli
1980 über soziale Sicher-
heit, geändert durch
die Zusatzvereinbarun-
gen Nr. l vom 26. März
1986 und Nr. 2 vom
4. Juni 1993 in bezug
auf Personen, die keinen
Anspruch nach Titel III
Kapitel l der Verord-
nung geltend machen
können.

b) Artikel 18 Absatz l der
obengenannten Vereinba-
rung in bezug auf Perso-
nen, die einen Anspruch-
nach Titel III Kapitel l
der Verordnung geltend
machen können, mit der
Maßgabe, daß für öster-
reichische Staatsangehöri-
ge mit Wohnort im
Gebiet Österreichs und
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für Staatsangehörige des
Vereinigten Königreichs
mit Wohnort im Gebiet
des Vereinigten König-
reichs (mit Ausnahme
Gibraltars) der Reisepaß
an die Stelle des Form-
blattes E 111 hinsichtlich
sämtlicher von diesem
Formblatt erfaßten Lei-
stungen tritt.

113. PORTUGAL —
FINNLAND
Gegenstandslos.

114. PORTUGAL -
SCHWEDEN
Keine."

xxviii) Die Numerierung der Über-
schrift „PORTUGAL - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH" wird
von „66" in „115" geändert und
folgendes eingefügt:

„116. FINNLAND -
SCHWEDEN
Artikel 23 des Nordischen
Abkommens vom 15. Juni
1992 über soziale Sicherheit:
Vereinbarung des gegenseiti-
gen Verzichts auf Erstattun-
gen nach Artikel 36 Absatz 3,
Artikel 63 Absatz 3 und Arti-
kel 70 Absatz 3 der Verord-
nung (Aufwendungen für
Sachleistungen bei Krankheit
und Mutterschaft, Arbeitsun-
fällen und Berufskrankheiten
sowie Leistungen bei Arbeits-
losigkeit) und Artikel 105
Absatz 2 der Durchführungs-
verordnung (Kosten der ver-
waltungsmäßigen und ärztli-
chen Kontrolle).

117. FINNLAND - VEREINIG-
TES KÖNIGREICH
Keine.

118. SCHWEDEN - VEREI-
NIGTES KÖNIGREICH
Keine."

f) Anhang 6 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird wie folgt eingefügt:

„K. NORWEGEN
Unmittelbare Zahlung.

L. ÖSTERREICH
Unmittelbare Zahlung."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Unmittelbare Zahlung.

O. SCHWEDEN
Unmittelbare Zahlung."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

g) Anhang 7 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:

„K. NORWEGEN
Sparebanken NOR (Sparkasse
NOR), Oslo.

L. ÖSTERREICH
Oesterreichische National-
bank, Wien."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:

„N. FINNLAND
Postipankki Oy, Helsinki/
Postbanken Ab, Helsingfors
(Postbank, Helsinki).

O. SCHWEDEN
Keine."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

h) Anhang 8 erhält folgende Fassung:

„ANHANG 8

GEWÄHRUNG DER FAMILIEN-
LEISTUNGEN

(Artikel 4 Absatz 8, Artikel 10 a
Absatz l Buchstabe d und Artikel 122

der Durchführungsverordnung)

Artikel 10 Absatz l Buchstabe d der
Durchführungsverordnung gilt für:
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A. Arbeitnehmer und Selbständige
•a) Mit einem Kalendermonat als

Bezugszeitraum in den Beziehungen
zwischen :
— Belgien und Deutschland
— Belgien und Spanien
— Belgien und Frankreich
— Belgien und Griechenland
— Belgien und Irland
— Belgien und Luxemburg
— Belgien und Norwegen
— Belgien und Österreich
— Belgien und Portugal
— Belgien und Finnland
— Belgien und Schweden
— Belgien und

Vereinigtes Königreich
— Deutschland und Spanien
— Deutschland und Frankreich
— Deutschland und Griechenland
— Deutschland und Irland
— Deutschland und Luxemburg
— Deutschland und Norwegen
— Deutschland und Österreich
— Deutschland und Finnland
— Deutschland und Schweden
— Deutschland und

Vereinigtes Königreich
— Spanien und Norwegen
— Spanien und Österreich
— Spanien und Finnland
— Spanien und Schweden
— Frankreich und Luxemburg
— Frankreich und Norwegen
— Frankreich und Österreich
— Frankreich und Finnland
— Frankreich und Schweden
— Irland und Norwegen
— Irland und Österreich
— Irland und Schweden
— Luxemburg und Norwegen
— Luxemburg und Österreich
— Luxemburg und Finnland
— Luxemburg und Schweden
— Niederlande und Norwegen
— Niederlande und Österreich
— Niederlande und Finnland
— Niederlande und Schweden
— Norwegen und Österreich
— Norwegen und Portugal
— Norwegen und Finnland
— Norwegen und Schweden
— Norwegen und

Vereinigtes Königreich
— Österreich und Portugal
— Österreich und Finnland
— Österreich und Schweden
— Österreich und

Vereinigtes Königreich
— Portugal und Frankreich
— Portugal und Irland

— Portugal und Luxemburg
— Portugal und Finnland
— Portugal und Schweden
— Portugal und

Vereinigtes Königreich
— Finnland und Schweden
— Finnland und

Vereinigtes Königreich
— Schweden und

Vereinigtes Königreich

b) Mit einem Kalendervierteljahr als
Bezugszeitraum in den Beziehungen
zwischen
— Dänemark und Deutschland, Nor-

wegen
— Niederlande und Deutschland,

Dänemark, Frankreich, Luxem-
burg, Portugal

B. Selbständige
Mit einem Kalendervierteljahr als
Bezugszeitraum in den Beziehungen
zwischen

— Belgien und den Niederlanden
C. Arbeitnehmer
Mit einem Kalendermonat als Bezugs-
zeitraum in den Beziehungen zwischen

— Belgien und den Niederlanden"
i) Anhang 9 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Die Jahresdurchschnittskosten
für Sachleistungen werden
unter Berücksichtigung der
Leistungen aufgrund von
Kapitel 2 des norwegischen
Versicherungsgesetzes (Ge-
setz vom 17 Juni 1966
Nr. 12), aufgrund des Geset-
zes vom 19. November 1982
Nr. 86 über die kommunale
Gesundheitsfürsorge, auf-
grund des Gesetzes vom
19. Juni 1969 Nr. 57 für das
Krankenhauswesen und auf-
grund des Gesetzes vom
28. April 1961 Nr. 2 über die
psychische Gesundheitsfürsor-
ge berechnet.

L. ÖSTERREICH
Die Jahresdurchschnittskosten
für Sachleistungen werden
unter Berücksichtigung der
Leistungen der Gebietskran-
kenkassen berechnet."
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ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:

„N. FINNLAND
Die Jahresdurchschnittskosten
für Sachleistungen werden
unter Berücksichtigung der
von der Kansaneläkelaitos/
Folkpensionsanstalt (Sozial-
versicherungsanstalt), Helsin-
ki, verwalteten Systeme der
Volksgesundheit und Kran-
kenhauspflege sowie der
Erstattungen aus der Kran-
kenversicherung und den
Rehabilitationsdiensten be-
rechnet.

O. SCHWEDEN
Die Jahresdurchschnittskosten
für Sachleistungen werden
unter Berücksichtigung der
vom staatlichen System der
Sozialversicherung erbrachten
Leistungen berechnet."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

j) Anhang 10 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:

„K. NORWEGEN
1. Für die Anwendung von

Artikel 14 Absatz l Buch-
staben a und b der Verord-
nung, Artikel 11 Absatz l
Buchstabe a und Absatz 2
der Durchführungsverord-
nung, wenn die Tätigkeit
außerhalb Norwegens aus-
geführt wurde, und Arti-
kel 14 a Absatz l Buchsta-
be b:

Folketrygdkontoret for
utenlandssaker (staatliche
Versicherungsanstalt für
Auslandsangelegenheiten),
Oslo

2. Für die Anwendung von
Artikel 14 a Absatz l Buch-
stabe a der Verordnung,
wenn die Tätigkeit in Nor-
wegen ausgeübt wird:

das örtliche Versicherungs-
büro in der Gemeinde, in
der die betreffende Person
ihren Wohnsitz hat

3. Für die Anwendung von
Artikel 14 Absatz l Buch-
stabe a der Verordnung,
wenn die betreffende Per-
son nach Norwegen ent-
sandt ist:
das örtliche Versicherungs-
büro in der Gemeinde, in
der der Vertreter des
Arbeitgebers in Norwegen
registriert ist, oder, wenn
der Arbeitgeber keine Ver-
tretung in Norwegen hat,
das örtliche Versicherungs-
büro in der Gemeinde, in
der die Tätigkeit ausgeübt
wird

4. Für die Anwendung von
Artikel 14 Absatz 2 und
Artikel 14 Absatz 3:
das örtliche Versicherungs-
büro in der Gemeinde, in
der die betreffende Person
ihren Wohnsitz hat

5. Für die Anwendung von
Artikel 14 a Absatz 2:
das örtliche Versicherungs-
büro in der Gemeinde, in
der die Tätigkeit ausgeübt
wird

6. Für die Anwendung von
Artikel 14 b Absätze l und
2:
Folketrygdkontoret for
utenlandssaker (staatliche
Versicherungsanstalt für
Auslandsangelegenheiten),
Oslo

7. Für die Anwendung der
Kapitel l, 2, 3, 4, 5 und 8

' des Titels III der Verord-
nung und der damit zusam-
menhängenden Bestimmun-
gen der Durchführungsver-
ordnung:
Rikstrygdeverket (Staatliche
Versicherungsverwaltung),
Oslo, und nachgeordnete
Stellen (Regionalverwal-
tungen und örtliche Ver-
sicherungsbüros)

8. Für die Anwendung von
Titel III Kapitel 6 der Ver-
ordnung und der damit
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zusammenhängenden Be-
stimmungen der Durchfüh-
rungsverordnung:

Arbeidsdirektoratet (Ar-
beitsdirektion), Oslo, und
nachgeordnete Stellen

9 Für das Rentenversiche-
rungssystem für Seeleute:

a) das örtliche Versiche-
rungsbüro am Wohn-
ort, wenn die betreffen-
de Person einen Wohn-
sitz in Norwegen hat

b) Folketrygdkontoret for
utenlandssaker (die
staatliche Versiche-
rungsanstalt für Aus-
landsangelegenheiten),
Oslo, in bezug auf die
Auszahlung von Lei-
stungen im Rahmen
des Systems an Perso-
nen mit Wohnsitz im
Ausland

10. Für Familienleistungen:

Rikstrygdeverket (Staatliche
Versicherungsverwaltung),
Oslo, und nachgeordnete
Stellen (örtliche Versiche-
rungsbüros)

L. ÖSTERREICH
1. Für die Anwendung des

Artikels 6 Absatz l der
Durchführungsverordnung
in bezug auf Selbstversiche-
rung gemäß Paragraph 16
des Bundesgesetzes vom
9. September 1955 über die
Allgemeine Sozialversiche-
rung (ASVG) für Personen
mit Wohnsitz außerhalb des
Hoheitsgebietes von Öster-
reich:
Wiener Gebietskranken-
kasse, Wien

2. Für die Anwendung von
Artikel 14 Absatz l Buch-
stabe b und Artikel 17 der
Verordnung :

Bundesminister für Arbeit
und Soziales, Wien, im
Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Um-
welt, Jugend und Familie,
Wien

3. Für die Anwendung der
Artikel 11, 11 a, 12 a, 13

und 14 der Durchführungs-
verordnung:

a) Wenn die betreffende
Person den österreichi-
schen Rechtsvorschrif-
ten unterliegt und kran-
kenversichert ist:
der zuständige Kran-
kenversicherungsträger

b) Wenn die betreffende
Person den österreichi-
schen Rechtsvorschrif-
ten unterliegt und
nicht krankenversichert
ist:
der zuständige Unfall-
versicherungsträger

c) In allen übrigen Fällen.
Hauptverband der
österreichischen Sozial-
versicherungsträger,
Wien

4. Für die Anwendung von
Artikel 38 Absatz l und
Artikel 70 Absatz l der
Durchführungsverordnung :
die für den Wohnort der
Familienangehörigen zu-
ständige Gebietskranken-
kasse

5. Für die Anwendung von
Artikel 80 Absatz 2, Arti-
kel 81 und Artikel 82
Absatz 2 der Durchfüh-
rungsverordnung :
das für den letzten Wohn-
oder Aufenthaltsort des
Arbeitnehmers oder den
letzten Beschäftigungsort
zuständige Arbeitsamt

6. Für die Anwendung von
Artikel 85 Absatz 2 und
Artikel 86 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung
in bezug auf das Karenz-
urlaubsgeld.
das für den letzten Wohn-
oder Aufenthaltsort des
Arbeitnehmers oder den
letzten Beschäftigungsort
zuständige Arbeitsamt

7 Für die Anwendung von:
a) Artikel 102 Absatz 2

der Durchführungsver-
ordnung in bezug auf
die Artikel 36 und 63
der Verordnung:
Hauptverband der
österreichischen Sozial-



2286 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

versicherungsträger,
Wien

b) Artikel 102 Absatz 2
der Durchführungsver-
ordnung in bezug auf
Artikel 70 der Verord-
nung:
Landesarbeitsamt Wien,
Wien

8. Für die Anwendung von
Artikel 110 der Durchfüh-
rungsverordnung:

— der zuständige Träger,
oder

— sofern es keinen zu-
ständigen österreichi-
schen Träger gibt, der
Träger des Wohnortes

9. Für die Anwendung von
Artikel 113 Absatz 2 der
Durchführungsverordnung :
Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversiche-
rungsträger, Wien, wobei
gilt, daß der Kostenersatz
aus den Beiträgen zur
Krankenversicherung der
Rentner erfolgt, die an den
genannten Hauptverband
entrichtet werden."

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

1. Für die Anwendung von
Artikel 14 Absatz l Buch-
stabe b und Artikel 14 a
Absatz l Buchstabe b der
Verordnung und von Arti-
kel 11 Absatz l, Arti-
kel 11 a Absatz l, Arti-
kel 12 a, 13 Absatz 2 und
Absatz 3 und Artikel 14
Absatz l und Absatz 2 der
Durchführungsverordnung :
Eläketurvakeskus/Pensions-
skyddscentralen (Zentral-
anstalt für Rentenversiche-
rung), Helsinki.

2. Für die Anwendung von
Artikel 10 b der Durchfüh-
rungsverordnung :
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki.

3. Für die Anwendung von
Artikel 36 und Artikel 90

der Durchführungsverord-
nung:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki,
und
Työeläkelaitokset (Berufs-
rententräger) und Eläketur-
vakeskus/Pensionsskydds-
centralen (Zentralanstalt für
Rentenversicherung), Hel-
sinki.

4. Für die Anwendung von
Artikel 37 Buchstabe b,
Artikel 38 Absatz l, Arti-
kel 70 Absatz l, Artikel 82
Absatz 2, Artikel 85 Ab-
satz 2 und Artikel 86 Ab-
satz 2 der Durchführungs-
verordnung:
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki.

5. Für die Anwendung der
Artikel 41 bis 59 der
Durchführungsverordnung :
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki
Eläketurvakeskus/Pensions-
skyddscentralen (Zentral-
anstalt für die Rentenversi-
cherung), Helsinki

6. Für die Anwendung der
Artikel 60 bis 67, 71, 75,
76 und 78 der Durchfüh-
rungsverordnung :
Der Versicherungsträger
des Wohn- oder Aufent-
haltsortes, bezeichnet von:
Tapaturmavakuutuslaitosten
Liitto/Olyckfallsförsäkrings-
anstalternas Förbund (Ver-
band der Unfallversicherer),
Helsinki.

7. Für die Anwendung der
Artikel 80 und 81 der
Durchführungsverordnung :
Der zuständige Arbeitslo-
senfonds im Fall einkom-
mensabhängiger Arbeitslo-
senleistungen
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki,
im Fall der Grundleistun-
gen bei Arbeitslosigkeit
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8. Für die Anwendung der
Artikel 102 und 113 der
Durchführungsverordnung :
Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki,
Tapaturmavakuutuslaitosten
Liitto/Olyckfallsförsäkrings-
anstalternas Förbund (Ver-
band der Unfallversicherer),
Helsinki, im Falle einer
Unfallversicherung

9. Für die Anwendung des
Artikels 110 der Durchfüh-
rungsverordnung :

a) Berufsrenten:
Eläketurvakeskus/Pen-
sionsskyddscentralen
(Zentralanstalt für Ren-
tenversicherung), Hel-
sinki, im Fall von
Berufsrenten

b) Arbeitsunfälle, Berufs-
krankheiten:
Tapaturmavakuutuslait-
osten Liitto/Olyckfall-
sförsäkringsanstalternas
Förbund (Verband der
Unfallversicherer), Hel-
sinki.

c) In allen übrigen Fällen:
Kansaneläkelaitos/
Folkpensionsanstalten
(Sozialversicherungs-
anstalt), Helsinki.

O. SCHWEDEN
1. Für die Anwendung von

Artikel 14 Absatz l, Arti-
kel. 14 a Absatz l, Arti-
kel 14 b Absätze l und 2
der Verordnung sowie Arti-
kel 11 Absatz l Buchstabe a
und Artikel 11 a Absatz l
der Durchführungsverord-
nung:
die Sozialversicherung, bei
der die betreffende Person
versichert ist

2. Für die Anwendung von
Artikel 14 Absatz l Buch-
stabe b und Artikel 14 a
Absatz l Buchstabe b in
den Fällen, in denen eine
Person nach Schweden ent-
sandt ist:
die Sozialversicherung an
dem Ort, an dem die
Tätigkeit ausgeübt wird

3. Für die Anwendung von
Artikel 14 b Absätze l und
2, in den Fällen, in denen
eine Person länger als
12 Monate nach Schweden
entsandt ist:

Göteborgs allmänna försä-
kringskassa, sjöfartskontoret
(Sozialversicherungsanstalt
Göteborg, Abteilung Seeleu-
te)

4. Für die Anwendung von
Artikel 14 Absätze 2 und 3
sowie Artikel 14 a Absät-
ze 2 und 3 der Verord-
nung:

die Sozialversicherungsan-
stalt am Wohnort

5. Für die Anwendung von
Artikel 14 a Absatz 4 der
Verordnung und Artikel 11
Absatz l Buchstabe b, Arti-
kel 11 a Absatz l Buchsta-
be b, Artikel 12 a Absatz 5,
Absatz 6 und Absatz 7
Buchstabe a der Durchfüh-
rungsverordnung :

die Sozialversicherungsan-
stalt an dem Ort, an dem
die Tätigkeit ausgeübt wird

6. Für die Anwendung von
Artikel 17 der Verordnung:

a) die Sozialversicherungs-
anstalt an dem Ort, an
dem die Tätigkeit aus-
geübt wird, und

b) Riksförsäkringsverket
(Staatliche Sozialversi-
cherungsanstalt) für
die Kategorien Beschäf-
tigte und Selbständige

7. Für die Anwendung von
Artikel 102 Absatz 2:

a) Riksförsäkringsverket
(Staatliche Sozialversi-
cherungsanstalt)

b) Arbetsjnarknadsstyrel-
sen (Verwaltung für
den Arbeitsmarkt), für
Arbeitslosigkeitsleistun-
gen"

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.
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k) Anhang 11 wird wie folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Keine.
L. ÖSTERREICH

Keine."
ii) Die Buchstabennumerierung der

Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Keine.
O. SCHWEDEN

Keine."

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

3. Beschlüsse der Verwaltungskommission der
Europäischen Gemeinschaften für die soziale
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer
a) Beschluß Nr. 117 vom 7 Juli 1982 (ABl.

Nr. C 238 vom 7 9 1983, S. 3)
Nummer 2.2 des Beschlusses erhält
folgende Fassung:
„2.2. ,Bezeichnete Stelle im Sinne dieses
Beschlusses ist in.
Belgien: Office national des pen-

sions (ONP)/Rijksdienst
voor pensioenen (RVP)
(Staatliches Rentenamt),
Brüssel

Dänemark: Direktoratet for Social
Sikring og Bistand
(Staatliches Direktorat
für Sozialversicherung
und Sozialhilfe), Kopen-
hagen

Deutschland. Verband Deutscher Ren-
tenversicherungsträger —
Datenstelle, Würzburg

Spanien: Institute Nacional de la
Seguridad Social (Staat-
liches Institut für Sozial-
versicherung), Madrid

Frankreich. Caisse nationale
d'assurance-vieillesse —
Centre informatique
national — travailleurs
migrants SCOM (Staat-
liche Altersversicherung
— Staatliches Informatik-
zentrum — Wanderar-
beitnehmer SCOM),
Tours

Griechenland: Idryma Koinonikon Asfa-
liseon (IKA) (Sozialver-
sicherungsanstalt), Athen

Irland. Department of Social
Welfare (Ministerium für
Sozialordnung), Dublin

Italien: Istituto Nazionale della
Previdenza Sociale
(INPS) (Staatliche An-
stalt für soziale Vorsor-
ge), Rom

Luxemburg: Centre d'informatique,
d'affiliation et de percep-
tion des cotisations, com-
mun aux institutions de
sécurité sociale (Zentral-
stelle der Träger der
sozialen Sicherheit für
Datenverarbeitung, Erfas-
sung der Versicherten
und Beitragserhebung),
Luxemburg

Niederlande: Sociale Verzekeringsbank
(Sozialversicherungsan-
stalt), Amsterdam

Norwegen : Rikstiygdeverket (Staat-
liche Versicherungsver-
waltung), Oslo

Österreich: Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversi-
cherungsträger, Wien

Portugal: Centro Nacional de
Pensées (Staatliches Ren-
tenzentrum), Lissabon

Finnland : Eläketurvakeskus/Pensi-
onsskyddscentralen (Zen-
tralanstalt für die Renten-
versicherung), Helsinki

Schweden : Riksförsäkringsverket
(Staatliche Sozialversiche-
rungsanstalt), Stockholm

Vereinigtes Königreich :
Department of Social
Security, Records Branch
(Ministerium für Soziale
Sicherheit — Datenstel-
le), Newcastle-upon-
Tyne."

b) Beschluß Nr. 118 vom 20. April 1983
(ABl. Nr. C 306 vom 12. 11. 1983, S. 2)
Nummer 2.4 des Beschlusses erhält
folgende Fassung:
„2.4. „Bezeichnete Stelle" im Sinne dieses
Beschlusses ist in:
Belgien: Office national des pen-

sions (ONP)/Rijksdienst
voor pensioenen (RVP)
(Staatliches Rentenamt),
Brüssel
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Dänemark: Direktoratet for Social
Sikring og Bistand.
(Staatliches Direktorat
für Sozialversicherung
und Sozialhilfe), Kopen-

: hagen
Deutschland: Verband Deutscher Ren-

tenversicherungsträger —
Datenstelle, Würzburg

Spanien: Institute Nacional de la
Seguridad Social (Staat-
liches Institut--für Sozial-
versicherung), Madrid

Frankreich: Caisse nationale
d'assurance — vieillesse
— Centre informatique
national — travailleurs
migrants SCOM (Staat-
liche Altersversicherung
— Staatliches Informatik-
zentrum — Wanderar-
beitnehmer SCOM),
Tours

Griechenland. Idryma Koinonikon Asfa-
liseon (IKA) (Sozialver-
sicherungsanstalt), Athen

"Irland: Department of Social
Welfare (Ministerium für
Sozialordnung), Dublin

Italien. Istituto Nazionale della
Previdenza Sociale
(INPS) (Staatliche An-
stalt für soziale Vorsor-
ge), Rom

Luxemburg: Centre d'informatique,
d'affiliation et de percep-
tion des cotisations, com-
mun aux institutions de
sécurité sociale (Zentral-
stelle der Träger der
sozialen Sicherheit für
Datenverarbeitung, Erfas-
sung der Versicherten
und Beitragserhebung),
Luxemburg

Niederlande: Sociale Verzekeringsbank
(Sozialversicherungsan-
stalt), Amsterdam

Norwegen : Rikstrygdeverket (Staat-
liche Versicherungsver-
waltung), Oslo

Österreich: Hauptverband der öster-
reichischen Sozialversi-
cherungsträger, Wien

Portugal: Centro Nacional de
Pensées (Staatliches Ren-
tenzentrum), Lissabon

Finnland: Eläketurvakeskus/Pensi-
onsskyddscentralen
(Zentralanstalt für die
Rentenversicherung),
Helsinki

Schweden. Riksförsäkringsverket
(Staatliche Sozialversiche-
rungsanstalt), Stockholm

Vereinigtes Königreich:
Department of Social
Security, Records Branch
(Ministerium für Soziale
Sicherheit — Datenstel-
le), Newcastle-upon-
Tyne."

c) Beschluß Nr. 135 vom 1. Juli 1987 (ABl.
Nr. C 281 vom 4. 11. 1988, S. 7)
Nummer 2.2 des Beschlusses erhält
folgende Fassung:
„2.2. die voraussichtlichen oder tatsäch-

lichen Kosten der Leistung den
nachstehend aufgeführten Pau-
schalbetrag übersteigen:

a) 20 000 BEF für den belgischen
Wohnortträger,

b) 3 600 DKK für den dänischen
Wohnortträger,

c) l 000 DEM für den deutschen
Wohnortträger,

d) 50 000 GRD für den griechischen
Wohnortträger,

e) 50 000 PTE für den spanischen
Wohnortträger,

f) 2 900 FRF für den französischen
Wohnortträger,

g) 300 IEP für den irischen Wohnort-
träger,

h) 590 000 ITL für den italienischen
Wohnortträger,

i) 20 000 LUF für den luxemburgischen
Wohnortträger,

j) l 100 NLG für den niederländischen
Wohnortträger,

k) 3 600 NOK für den norwegischen
Wohnortträger,

1) 7 000 ATS für den österreichischen
Wohnortträger,

m) 60 000 ESP für den portugiesischen
Wohnortträger,

n) 3 000 FIM für den finnischen Wohn-
ortträger,

o) 3 600 SEK für den schwedischen
Wohnortträger,

p) 350 GBP für den Wohnortträger des
Vereinigten Königreichs."

d) Beschluß Nr. 136 vom 1. Juli 1987 (ABl.
Nr. C 64 vom 9 3. 1988, S. 7)
Der Anhang des Beschlusses wird wie
folgt geändert:



2290 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Keine
L. ÖSTERREICH

Keine".

ii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und

" folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

Keine
O. SCHWEDEN

Keine".

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P" geändert.

e) Beschluß Nr. 150 vom 26. Juni 1992
(ABl. Nr. C 229 vom 25. 8. 1993,
S. 5)

Der Anhang des Beschlusses wird wie
folgt geändert:

i) Nach dem Eintrag unter der
Überschrift „J. NIEDERLANDE"
wird folgendes eingefügt:
„K. NORWEGEN

Folketrygdkontoret for uten-
landssaker (Staatliches Versi-
cherungsamt für Auslandsan-
gelegenheiten), Oslo

L. ÖSTERREICH
1. Wenn es sich ausschließlich

um Familienbeihilfen han-
delt: das zuständige Finanz-
amt -

2. In allen anderen Fällen: der
zuständige Rentenversiche-
rungsträger".

ii) Die Buchstabennumerierung -der
Überschrift „PORTUGAL" wird
von „K" in „M" geändert und
folgendes eingefügt:
„N. FINNLAND

1. Kansaneläkelaitos/Folkpen-
sionsanstalten (Sozialversi-
cherungsanstalt), Helsinki

und
2. Eläketurvakeskus/Pensions-

skyddscentralen (Zentral-
anstalt für Rentenversiche-
rung)

O. SCHWEDEN
Für Versicherte mit Wohnsitz
in Schweden: Das Sozialver-
sicherungsamt am Wohnsitz
Für Versicherte ohne Wohn-
sitz in Schweden: Stockholms
läns allmänna försäkringskas-
sa, utlandsavdelningen (Sozial-
versicherungsamt Stockholm,
Auslandsabteilung)".

iii) Die Buchstabennumerierung der
Überschrift „VEREINIGTES
KÖNIGREICH" wird von „L" in
„P"'geändert.

B. FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER
368 L 0360: Richtlinie 68/360/EWG des
Rates vom 15. Oktober 1968 zur Aufhebung
der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen
für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und
ihre Familienangehörigen innerhalb der
Gemeinschaft (ABl. Nr. L 257 vom 19. 10.
1968, S. 13)

Die Anmerkung in der Anlage erhält
folgende Fassung:

„(1) Je nach Ausstellungsland: belgischen,
britischen, dänischen, deutschen, finnischen,
französischen, griechischen, irischen, italieni-
schen, luxemburgischen, niederländischen,
norwegischen, österreichischen, portugiesi-
schen, schwedischen, spanischen".

C. CHANCENGLEICHHEIT
382 D 0043: Beschluß 82/43/EWG der
Kommission vom 9. Dezember 1981 über
die Einsetzung eines Beratenden Ausschusses
für Chancengleichheit von Frauen und
Männern (ABl. Nr. L 20 vom 28. 1. 1982,
S. 35), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingungen

und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt des Königreichs Spanien und der
Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Artikel 3 Absatz l erhält folgende Fas-
sung:
„(1) Der Ausschuß hat zwei Mitglieder
je Mitgliedstaat.'\

b) Artikel 6 Absatz l Satz 2 erhält folgende
Fassung:
„Die Wahl erfolgt mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden
Mitglieder, mindestens jedoch der Stim-
men der Hälfte der Mitglieder.

c) In Artikel 11 wird der Satzteil „minde-
stens jedoch zwölf ersetzt durch: '
„mindestens jedoch die Hälfte der
Mitglieder".
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D. ARBEITSRECHT
\

380 L 0987: Richtlinie 80/987/EWG des
Rates vom 20. Oktober 1980 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über den Schutz der Arbeitnehmer
bei Zahlungsunfähigkeit des Arbeitgebers
(ABl. Nr. L 283 vom 28. 10. 1980, S. 23),
geändert durch:
— 387 L 0164: Richtlinie 87/164/EWG

des Rates (ABl. Nr. L 66 vom 11.3.
1987, S. 11).

Folgende Einträge werden im Anhang,
Abschnitt I („Arbeitnehmer mit einem
Arbeitsvertrag oder Arbeitsverhältnis beson-
derer Art") eingefügt:

„F. ÖSTERREICH

1. Mitglieder des Organs einer juristi-
schen Person, das zu deren gesetz-
lichen Vertretung befugt ist,

2. Gesellschafter, die befugt sind, einen
beherrschenden Einfluß auf die
Gesellschaft auszuüben, auch wenn
dieser auf einer treuhändigen Verfü-
gung beruht."

„G. SCHWEDEN

Ein Angestellter oder der überlebende
Ehegatte eines Angestellten, der allein
oder zusammen mit engen Anverwand-
ten Eigentümer eines wesentlichen Teils

-des Unternehmens oder Geschäfts des
Arbeitgebers war und maßgebenden
Einfluß auf dessen Geschäftstätigkeit
hatte. Dies gilt auch dann, wenn der
Arbeitgeber eine juristische Person ohne
Unternehmen oder Geschäft ist."

E. GESUNDHEIT UND SICHERHEIT

1. 380 L 1107: Richtlinie 80/1107/EWG des
Rates vom 27 November 1980 zum Schutz
der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch
chemische, physikalische und biologische
Arbeitsstoffe bei der Arbeit (ABl. Nr. L 327
vom 3. 12. 1980, S. 8), geändert durch:
— 185 I: Akte über die" Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0642: Richtlinie 88/642/EWG
des Rates (ABl. Nr. L 356 vom 24. 12.
1988, S. 74).

In Artikel 10 Absatz 2 wird die Zahlenangabe
„vierundfünfzig" durch „vierundsechzig" ersetzt.

2. 382 L 0130: Richtlinie 82/130/EWG des
Rates vom 15. Februar 1982 zur Anglei-

chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten betreffend elektrische Betriebsmittel
zur Verwendung in explosionsgefährdeten
Bereichen in grubengasführenden Bergwer-
ken (ABl. Nr. L 59 vom 2. 3. 1982, S. 10),
geändert durch.
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23)

— 388 L 0035: Richtlinie 88/35/EWG des
Rates vom 2. Dezember 1989 (ABl.
Nr. L 20 vom 26. 1. 1988, S. 28)

— 391 I 0269: Richtlinie 91/269/EWG des
Rates vom 30. April 1991 (ABl.
Nr. L 134 vom 29 5. 1991, S. 51).

In Artikel 7 Absatz 2 wird die Zahlenangabe „54"
durch „vierundsechzig" ersetzt.

3. 388 D 0383: Entscheidung 88/383/EWG
der Kommission vom 24. Februar 1988
über die Verbesserung der Information im
Bereich Sicherheit, Arbeitshygiene und
Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (ABl.
Nr. L 183 vom 14. 7 1988, S. 34)

In Artikel 3 wird der Satzteil „aus 24 Mitgliedern"
ersetzt durch: „aus zwei Mitgliedern je Mitglied-
staat"

4. 378 D 0618: Beschluß 78/618/EWG der
Kommission vom 28. Juni 1978 zur Ein-
setzung eines Beratenden wissenschaftlichen
Ausschusses für die Prüfung der Toxizität
und Okotoxizität chemischer Verbindungen
(ABl. Nr. L 198 vom 22. 7 1978, S. 17),
geändert durch:
— 388 D 0241: Beschluß 88/241/EWG der

Kommission vom 18. März 1988 (ABl.
Nr. L 105 vom 26. 4. 1988, S. 29).

In Artikel 3 wird der Satzteil „aus 24
Mitgliedern" durch „aus 32 Mitgliedern"
ersetzt; die zweimalige Erwähnung „12
hochqualifizierte Sachverständige" wird
durch „16 hochqualifizierte Sachverständi-
ge" ersetzt.

5. Entscheidung der Vertreter der im Beson-
deren Ministerrat vereinigten Regierungen
vom 9. Juli 1957 betreffend das Mandat und
die Geschäftsordnung des Ständigen Aus-
schusses für die Betriebssicherheit im Stein-
kohlebergbau (ABl. Nr. 28 vom 31. 8. 1957,
S. 487/57), geändert durch:
— Entscheidung des Rates vom l 1. März

1965 der im Besonderen Ministerrat
vereinigten Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten (ABl. Nr. 46 vom
22. 3. 1965, S. 698/65)

— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
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Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14)

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19 11 1979,
S. 17)

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
Die Anlage wird wie folgt geändert:

a) In Artikel 3 Absatz l wird die Zahlen-
angabe „achtundvierzig" durch „vier-
undsechzig" ersetzt.

b) In Artikel 9 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „sechs". durch „acht" ersetzt.

c) In Artikel 13 Absatz 3 werden die Worte
„in den neun Amtssprachen" durch „in
allen Amtssprachen" ersetzt.

d) In Artikel 18 Absatz l wird die Zahlen-
angabe „zweiunddreißig" durch „drei-
undvierzig" ersetzt.

e) In Artikel 18 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „fünfundzwanzig" durch „drei-
unddreißig" ersetzt.

6. 374 D 0325: Beschluß 74/325/EWG des
Rates vom 27 Juni 1974 zur Einsetzung
eines Beratenden Ausschusses für Sicherheit,
Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz (ABl. Nr. L 185 vom 9. 7 1974,
S. 15), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Artikel 4 Absatz l wird die Zahlenangabe
„72" durch „96" ersetzt.

F. BEHINDERTE
393 D 0136: Beschluß 93/136/EWG des
Rates vom 25. Februar 1993 über ein
drittes Aktionsprogramm der Gemeinschaft
zugunsten der Behinderten (HELIOS II
1993 — 1996) (ABl. Nr. L 56 vom 9.3.
1993, S. 30)
a) In Artikel 9 Absatz l Buchstabe a wird

die Zahlenangabe „24" durch „28"
ersetzt.

b) In Artikel 10 Absatz l Buchstabe b wird
die Zahlenangabe „zwölf" durch „sech-
zehn" ersetzt.

G. ANDERES
375 R 1365: Verordnung (EWG) Nr. 1365/
75 des Rates vom 26. Mai 1975 über die
Gründung einer Europäischen Stiftung zur
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen (ABl. Nr. L 139 vom 30. 5. 1975,
S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) In Artikel 6 Absatz l wird die Zahlen-
angabe „39" durch „51" ersetzt und
unter den Buchstaben a, b und c wird
die Zahlenangabe „zwölf jeweils durch
„sechzehn" ersetzt.

b) In Artikel 10 Absatz l wird die Zahlen-
angabe „zwölf durch „sechzehn"
ersetzt.

V LANDWIRTSCHAFT
A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
I. Informationsnetz Landwirtschaftlicher Buchfüh-

rungen

365 R 0079: Verordnung Nr. 79/65/EWG
des Rates vom 15. Juni 1965 zur Bildung
eines Informationsnetzes landwirtschaftlicher
Buchführungen über die Einkommenslage
und die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse
landwirtschaftlicher Betriebe in der EWG
(ABl. Nr. 109 vom 23. 6. 1965, S. 1859/65),
zuletzt geändert durch:
— 390 R 3577: Verordnung (EWG)

Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 23).

Artikel 4 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Höchstzahl der Buchführungsbe-
triebe beträgt 80 000 für die Gemeinschaft.

Am l März 1986 beträgt die Anzahl der
Buchführungsbetriebe
— 12 000 für Spanien; diese Zahl wird im

Laufe der nachfolgenden fünf Jahre
schrittweise erhöht, um schließlich
15 000 zu erreichen;

— l 800 für Portugal; diese Zahl wird im
Laufe der nachfolgenden fünf Jahre
schrittweise erhöht, um schließlich
3 000 zu erreichen.

Am 1. März 1995 beträgt die Anzahl der
Buchführungsbetriebe
— 2 000 für Österreich;
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— l 100 für Finnland;
— l 000 für Norwegen;
— 600 für Schweden; diese Zahl wird im

Laufe der nachfolgenden drei Jahre
erhöht, um schließlich l 000 zu errei-
chen." ·

In Artikel 5 Absatz l wird folgender Satz
angefügt:
„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden bilden diesen Ausschuß binnen
6 Monaten ab ihrem Beitritt."

. Statistik
1. 372 L 0280: Richtlinie 72/280/EWG des

Rates vom 31. Juli 1972 betreffend die von
den Mitgliedstaaten durchzuführenden stati-
stischen Erhebungen über Milch- und
Milcherzeugnisse (ABl. Nr. L 179 vom
7. 8. 1972, S. 2), zuletzt geändert durch:
— 391 R 1057: Verordnung (EWG)

Nr. 1057/91 der Kommission vom
26. April 1991 (ABl. Nr. L 107 vom
27. 4. 1991, S. 11).

Artikel 4 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe a
erhält folgende Fassung:

,,a) die Menge und den Fettgehalt der
angelieferten Milch und des angeliefer-
ten Rahms. Die Angaben sind gesondert
für die folgenden Gebiete nach den dort
liegenden Betrieben zu übermitteln:
Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien

Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes
Königreich

Provinces/Provincies

Regierungsbezirke
Nur ein Gebiet
Comunidades
autonomas
Regions de programme

Regioni

Provincies
Fylker

Regiöes

Standard regions
Hinsichtlich Griechenlands kann jedoch nach
dem Verfahren des Artikels 7 vorgesehen
werden, daß die Angaben gesondert nach
bestimmten Gebieten zu übermitteln sind."

2. 376 L 0625: Richtlinie 76/625/EWG des
Rates vom 20. Juli 1976 über die von den
Mitgliedstaaten durchzuführenden statisti-
schen Erhebungen zur Ermittlung des
Produktionspotentials bestimmter Baumobst-
anlagen (ABl. Nr. L 218 vom 11. 8. 1976,
S. 10), zuletzt geändert durch:

— 391 R 1057: Verordnung (EWG)
Nr. 1057/91 der Kommission vom
26. April 1991 (ABl. Nr. L 107 vom
27. 4. 1991, S. 11).

In Artikel l Absatz l wird folgender Unter-
absatz angefügt:

„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden führen die Erhebungen nach den
vorstehenden Unterabsätzen erstmals vor
dem 31. Dezember 1997 durch."

3. 379 R 0357: Verordnung (EWG) Nr. 357/
79 des Rates vom 5. Februar 1979 über
statistische Erhebungen der Rebflächen
(ABl. Nr. L 54 vom 5. 3. 1979, S. 124),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 3205: Verordnung (EG)

Nr. 3205/93 des Rates vom
16. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 289
vom 24. 11. 1993, S. 4).

Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel l c

Die Republik Österreich führt die erste
Grunderhebung 1999 durch. In dieser
Erhebung wird die Lage nach den Rodun-
gen und Anpflanzungen des Weinwirt-
schaftsjahres 1998/99 untersucht."

In Artikel 5 Absatz 4 Unterabsatz l werden
nach den Worten „die Republik Griechen-
land" die Worte „sowie die Republik
Österreich" eingefügt.

In Artikel 6 Absatz l werden nach den
Worten „und von Portugal ab dem Wirt-
schaftsjahr 1989/90" die Worte „sowie von
Österreich ab dem Wirtschaftsjahr 1997/98"
eingefügt.

Artikel 6 Absatz 6 erster Gedankenstrich
erhält folgende Fassung:

„— von Deutschland, Frankreich und
Luxemburg erstmals vor dem 1. Okto-
ber 1981, von Italien und Griechenland
erstmals vor dem 1. Oktober 1984, von
Spanien und Portugal erstmals vor dem
1. Oktober 1991 und von Österreich
erstmals vor dem 1. Oktober 1996."

4. 382 L 0606: Richtlinie 82/606/EWG des
Rates vom 28. Juli 1982 über von den
Mitgliedstaaten durchzuführende Erhebun-
gen über die Verdienste der ständig
beschäftigten Arbeiter und der Saisonar-
beiter in der Landwirtschaft (ABl. Nr. L 247
vom 23. 8. 1982, S. 22), zuletzt geändert
durch:
— 391 L 0534: Richtlinie 91/534/EWG

des Rates vom 14. Oktober 1991 (ABl.
Nr. L 288 vom 18. 10. 1991, S. 36).
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a) Artikel l Absatz l wird durch folgen-
den Unterabsatz ergänzt:
„Die in Unterabsatz l genannte
Erhebung wird
— bis zum 31. Dezember 1996 von

Finnland, Norwegen und Schwe-
den durchgeführt;

— bis zum 31. Dezember 1997 von
Österreich durchgeführt."

b) Anhang I Nummer l erhält folgende
Fassung:
„1. Für Belgien, Dänemark, Deutsch-

land (mit Ausnahme der Länder
Berlin, Bremen, Hamburg und
Saarland), Spanien, Frankreich,
Irland, Italien, Luxemburg, die
Niederlande, Norwegen, Öster-

reich, Finnland, Schweden und
das Vereinigte Königreich: stän-
dig vollzeitlich beschäftigte Arbei-
ter."

5. 390 R 0837: Verordnung (EWG) Nr. 837/
90 des Rates vom 26. März 1990 über die
von, den Mitgliedstaaten zu liefernden
statistischen Informationen über die Getrei-
deerzeugung (ABl. Nr. L 88 vom 3. 4. 1990,
S. 1), geändert durch:

— 390 R 3570: Verordnung (EWG)
Nr. 3576/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17. 12.
1990, S. 8).

Anhang III erhält folgende Fassung:

„ANHANG III
REGIONALE EBENEN NACH ARTIKEL 6

Mitgliedstaaten Regionale Aufgliederung

Belgique — België
Danmark
Deutschland
EXXdöa
Espafia
France
Ireland
Italia
Luxembourg
Nederland
Norge
Österreich
Portugal
Suomi
Sverige

United Kingdom

Provinces/Provincies

Bundesländer
YTuipecrieç TtepiOepeiaKfjç avâniv^Tiç ')
Comunidades autönomas
Régions de programme

Regioni 2)

Provincies
Fylker

NUTS II ')

Bidragsomrâde norr
Bidragsomräde söder
övriga landet
Standard regions

NUTS = Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik.

') Regionale Angaben müssen spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung übermittelt werden.
2) In den zwei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung können die italienischen Regionen auf der Ebene

NUTS I zusammengefaßt werden. "

6. 393 R 0959: Verordnung (EWG) Nr. 959/
93 des Rates vom 5. April 1993 über die von
den Mitgliedstaaten zu liefernden statisti-

schen Informationen über pflanzliche
Erzeugnisse außer Getreide (ABl. Nr. L 98
vom 24. 4. 1993, S. 1)
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Mitgliedstaaten Regionale Aufgliederung

Belgique — België

Danmark
Deutschland
EXlâôa
Espafia
France
Ireland
Italia
Luxembourg
Nederland
Norge
Österreich
Portugal
Suomi
Sverige
United Kingdom

Provinces/Provincies — Région
walonne/Vlaams gewest

Bundesländer
Ynripeo-ieç jtepiOepeiaicfiç avÔTtiv^riç ')
Comunidades autönomas
Régions de programme

Region!

Provincies
Fylker

NUTS II ')

Standard regions

NUTS = Systematik der Gebietseinheiten für die Statistik.

') Regionale Angaben müssen spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung übermittelt werden,

b) Anhang VIII erhält folgende Fassung:

49

a) Anhang VI erhält folgende Fassung:

„ANHANG VI
REGIONALE EBENEN NACH ARTIKEL 6
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III. Qualitätspolitik
1. 392 R 2081: Verordnung (EWG) Nr. 208l/

92 des Rates vom 14. Juli 1992 zum Schutz
von geographischen Angaben und
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeug-
nisse und Lebensmittel (ABl. Nr. L 208 vom
24. 7. 1992, S. 1)
An Artikel 2 Absatz 7, Artikel 10 Absatz l
und Artikel 17 Absatz l wird jeweils folgen-
der Satz angefügt:
„Für Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden läuft die vorstehend genannte
Frist ab dem Zeitpunkt ihres Beitritts."

2. 392 R 2082: Verordnung (EWG) Nr. 2082/
92 des Rates vom 14. Juli 1992 über
Bescheinigungen besonderer Merkmale von
Agrarerzeugnissen und Lebensmitteln (ABl.
Nr. L 208 vom 24. 7. 1992, S. 9)
An Artikel 7 Absatz 4 wird folgender Satz
angefügt:
„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden veröffentlichen diese Angaben
innerhalb von 6 Monaten nach ihrem
Beitritt."
An Artikel 14 Absatz l wird folgender Satz
angefügt:
„Für Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden läuft die vorstehend genannte
Frist ab dem Zeitpunkt ihres Beitritts."

B. GEMEINSAME MARKT-
ORGANISATIONEN

I. Milch und Milcherzeugnisse
1. 368 R 0985: Verordnung (EWG) Nr. 985/

68 des Rates vom 15. Juli 1968 zur
Festlegung der Grundregeln für die Inter-
vention auf dem Markt für Butter und
Rahm (ABl. Nr. L 169 vom 18. 7. 1968,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 391 R 2045: Verordnung (EWG)

Nr. 2045/91 des Rates vom 26. Juni
1991 (ABl. Nr. L 187 vom 13. 7. 1991,
S. 1).

In Artikel l Absatz 3 Buchstabe b werden
folgende Gedankenstriche angefügt:

„— als „meierismor" eingestuft sein, wenn es
sich um norwegische Butter handelt,

— als „Teebutter" eingestuft sein, wenn es
sich um österreichische Butter handelt,

— als „meijerivoi/mejerismör" eingestuft
sein, wenn es sich um finnische Butter
handelt,

— als „svenskt smör" eingestuft sein, wenn
es sich um schwedische Butter handelt."

2. 387 R 0777: Verordnung (EWG) Nr. 777/
87 des Rates vom ' 16. Marz 1987 zur

Änderung der Interventionsregelung für
Butter und Magermilchpulver (ABl.
Nr. L 78 vom 20. 3. 1987, S. 10), geändert
durch:
— 391 R 1634: Verordnung (EWG)

Nr. 1634/91 des Rates vom 13. Juni
1991 (ABl. Nr.L 150 vom 15. 6. 1991,
S. 26).

In Artikel l Absatz 2 wird die Angabe
„106 000 Tonnen" ' ersetzt durch
„109 000 Tonnen".

3. 387 R 1898:.Verordnung (EWG) Nr. 1898/
87 des Rates vom 2. Juli 1987 über den
Schutz der Bezeichnung der Milch und
Milcherzeugnisse bei ihrer Vermarktung
(ABl. Nr. L 182 vom 3. 7. 1987, S. 36),
geändert durch:
— 388 R 0222: Verordnung (EWG)

Nr. 222/88 der Kommission vom
22. Dezember 1987 (ABl. Nr. L 28 vom
1. 2. 1988, S. 1).

Die folgenden Bezeichnungen werden im
Anhang hinzugefügt:

,,— kulturmelk
— ramme
— prim
— viili/fil
— smetana
— fil".

4. 392 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 160l/
92 des Rates vom 15. Juni 1992 zur
Einführung von Sondermaßnahmen für
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse
zugunsten der kanarischen Inseln (ABl.
Nr. L 173 vom 27. 6. 1992, S. 13), geän-
dert durch:
— 393., R 1974: Verordnung (EWG)

Nr. 1974/93 der Kommission vom,
22. Juli 1993 (AB1. Nr. L 180 vom
23. 7. 1993, S. 26).

An Artikel 2 wird folgender Absatz ange-
fügt:

„Der Anhang kann nach dem Verfahren
des Artikels 30 der Verordnung (EWG)
Nr. 804/68 geändert werden, um gegebe-
nenfalls bestimmte Milcherzeugnisse mit
Ursprung in Norwegen und Schweden
hinzuzufügen, für die in der Inselgruppe
Bedarf besteht und die traditionell dorthin
ausgeführt werden."

5. 392 R 3950: Verordnung(EWG) Nr. 3950/
92 des Rates vom 28. Dezember 1992 über
die Erhebung einer Zusatzabgabe im Milch-
sektor (ABl. Nr. L 405 vom 31. 12. 1992,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 394 R 0647: Verordnung (EG) Nr. 647/

* 94 der Kommission vom 23. März 1994
(ABl. Nr. L 80 vom 24. 3. 1994, S. 16).
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a) Artikel 3 Absatz 2 wird wie folgt geändert:
— die Tabelle in Unterabsatz l erhält folgende Fassung:

Mitgliedstaaten

Belgien

Dänemark

Deutschland ')

Griechenland

Spanien

Frankreich

Irland

Italien

Luxemburg

Niederlande

Norwegen

Österreich

Portugal

Finnland

Schweden

Vereinigtes Königreich

Lieferungen in Tonnen

3 066 337

4 454 459

27 764 778

625 985

5 200 000

23 637 283

5 233 805

9 212 190

268 098

10 983 195

1 842 000

2 205 000

1 804 881

2 342 000

3 300 000

14 247 283

Direktverkaufe in Tonnen

244 094

889

100 038

4 528

366 950

598 515

11 959

717 870

951

91 497

—

367 000

67 580

10 000

3 000

342 764

— die folgenden Unterabsätze werden
hinzugefügt:

„Die Gesamtmenge der österreichi-
schen Quote für Lieferungen kann bis
zu maximal 180 000 Tonnen erhöht
werden, um österreichische „SLOM"-
Erzeuger zu entschädigen; die Zutei-
lung erfolgt gemäß den gemein-
schaftsrechtlichen Bestimmungen.
Diese Reserve ist nicht übertragbar
und darf nur zugunsten solcher
Erzeuger verwendet werden, deren
Recht zur Wiederaufnahme der
Erzeugung infolge des Beitritts beein-
trächtigt wird.

Die Gesamtmenge der finnischen
Quote für Lieferungen kann bis zu
maximal 200 000 Tonnen erhöht
werden, um finnische „SLOM"-

Erzeuger zu entschädigen; die Zutei-
lung erfolgt gemäß den gemein-
schaftsrechtlichen Bestimmungen.
Diese Reserve ist nicht übertragbar
und darf nur zugunsten solcher
Erzeuger verwendet werden, deren
Recht zur Wiederaufnahme der
Erzeugung infolge des Beitritts beein-
trächtigt wird.

Die Gesamtmenge der norwegi-
schen Quote für Lieferungen kann
bis zu maximal 175 000 Tonnen
erhöht werden, um norwegische
„SLOM"-Erzeuger zu entschädigen;
die Zuteilung erfolgt gemäß den
gemeinschaftsrechtlichen Bestimmun-
gen. Diese Reserve ist nicht über-
tragbar und darf nur zugunsten
solcher Erzeuger verwendet werden,
deren Recht zur Wiederaufnahme

') Davon 6 244 566 Tonnen für Lieferungen an die Abnehmer im Gebiet der neuen Bundesländer und
8 801 Tonnen für Direktverkäufe in den neuen Bundesländern.
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der Erzeugung infolge des Beitritts
beeinträchtigt wird.

Die Erhöhung der Gesamtmengen
und die Bedingungen, unter denen
die individuellen Referenzmengen
nach den vorstehenden Unterabsät-
zen zugeteilt werden, werden nach
dem in Artikel 11 genannten Verfah-
ren beschlossen."

In Artikel 4 Absatz l wird folgender
Unterabsatz 2 hinzugefügt:

„Für Österreich, Finnland und Nor-
wegen wird das Datum des 31. März
1993 jedoch durch den 31. März 1995
ersetzt; für Schweden wird dieses Datum
durch den 31. März 1996 ersetzt."
In Artikel 11 wird folgender Absatz 2
hinzugefügt:

„Für Österreich, Finnland, Norwegen
und Schweden werden jedoch für die als
repräsentativ geltenden Merkmale der
Milch die Angaben des Kalenderjahres
1992 zugrunde gelegt; der repräsentative
nationale Durchschnitt des Fettgehalts
der gelieferten Milch wird für Österreich
auf 4,03 vH, für Finnland auf 4,34 vH,
für Norwegen auf 3,87 vH und für
Schweden auf 4,33 vH festgelegt."

II. Rindfleisch

1. 368 R 0805: Verordnung (EWG) Nr. 805/
68 des Rates vom 27 Juni 1968 über- die
gemeinsame Marktorganisation für Rind-
fleisch (ABl. Nr. L 148 vom 27 6. 1968,
S. 24), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3611: Verordnung (EG)

Nr. 3611/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 328
vom 29. 12. 1993, S. 7).

In Artikel 4 b wird folgender Absatz hin-
zugefügt:

„(3 a) In Abweichung von Absatz 3
Unterabsatz 3 Buchstabe b wird die Gesamt-
zahl der Tiere, die in den für Österreich,
Finnland, Norwegen bzw Schweden zu
bildenden regionalen Höchstgrenzen insge-
samt enthalten sind, wie folgt festgesetzt:
— 423 400 für Österreich,
— 250 000 für Finnland,
— 175 000 für Norwegen,
— 250 000 für Schweden.

Die Kommission erläßt die Durchführungs-
bestimmungen zu diesem Absatz und
insbesondere die erforderliche Anpassungs-
und Übergangsmaßnahmen nach dem Ver-
fahren des Artikels 27 "

In Artikel 4 d wird folgender Absatz
eingefügt:

„(1 a) In Abweichung von den Absät-
zen 2, 3 und 4 werden den Erzeugern in
Österreich, Finnland, Norwegen und Schwe-
den individuelle Höchstgrenzen ausgehend
von einer jedem der neuen Mitgliedstaaten
zugeteilten Gesamtanzahl von Prämienan-
sprüchen zugeteilt. Diese Gesamtzahl der
Prämienansprüche wird wie folgt festge-
setzt:
— 325 000 für Österreich,
— 55 000 für Finnland,
— 50 000 für Norwegen,
— 155 000 für Schweden.

In diesen Zahlen sind sowohl die ursprüng-
lich zuzuteilenden Prämienansprüche als
auch eine von diesen Mitgliedstaaten
gebildete Reserve enthalten.

Die Kommission erläßt die Durchführungs-
bestimmungen zu diesem Absatz und
insbesondere die erforderliche Anpassungs-
und Übergangsmaßnahmen nach dem Ver-
fahren des Artikels 27 "

2. 390 R 1186: Verordnung (EWG) Nr. 1186/
90 des Rates vom . 7 Mai 1990 zur
Erweiterung des Anwendungsbereichs des
gemeinschaftlichen Handelsklassenschemas
für ausgewachsene Rinder (ABl. Nr. L 119
vom 11. 5. 1990, S. 32)

Dem Artikel l Absatz l wird folgender
Unterabsatz angefügt:

„In Norwegen und Finnland sind die
Maßnahmen nach Unterabsatz l ab
1. Januar 1996 durchzuführen."

III. Hopfen

1. 371 R 1696: Verordnung (EWG) Nr. 1696/
71 des Rates vom 26. Juli 1971 über die
gemeinsame Marktorganisation für Hopfen
(ABl. Nr. L 175 vom 4. 8. 1971, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 3 9 2 R 3124: Verordnung (EWG)

Nr. 3124/92 des Rates vom 26. Okto-
ber 1992 (ABl. Nr. L 313 vom 30. 10.
1992, S. 1).

Dem Artikel 17 Absatz 6 wird folgender
Satz angefügt: „Für Österreich beträgt
dieser Zeitraum fünf Jahre, vom Zeitpunkt
des Beitritts an gerechnet."

2. 377 R 1784: Verordnung (EWG) Nr. 1784/
77 des Rates vom 19. Juli 1977 über die
Zertifizierung von Hopfen (ABl. Nr. L 200
vom 8. 8. 1977, S. 1), zuletzt geändert
durch:
— 393 R 1987: Verordnung (EWG)

Nr. 1987/93 des Rates vom 19. Juli
.1993 (ABl. Nr. L 182 vom 24. 7 1993,
S. 1).
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Dem Artikel 9 wird folgender Satz ange-
fügt: „Österreich teilt diese Angaben inner-
halb von drei " Monaten nach dem Beitritt
mit."

3. 382 R 1981: Verordnung (EWG) Nr. 1981/
82 des Rates vom 19. Juli 1982 zur
Festlegung des Verzeichnisses der Gemein-
schaftsgebiete, in denen die Produktionsbei-
hilfe für Hopfen nur anerkannten Erzeu-
gergemeinschaften gewährt wird (ABl.
Nr. L 215 vom 23. 7. 1982, S. 3), zuletzt
geändert durch:
— 392 R 3337: Verordnung (EWG)

Nr. 3337/92 des Rates vom
16. November 1992 (ABl. Nr. L 336
vom 20. 11. 1992, S. 2).

In der Liste im Anhang wird folgendes
Gebiet hinzugefügt:

„Österreich".

IV. Saatgut
371 R 2358: Verordnung (EWG) Nr. 2358/
71 des Rates vom 26. Oktober 1971 zur
Errichtung einer gemeinsamen Marktorga-
nisation für Saatgut (ABl. Nr. L 246 vom
5. 11. 1971,S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3375: Verordnung (EWG)

Nr. 3375/93 der Kommission vom
9. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 303 vom
10. 12. 1993, S. 9).

Dem Artikel 8 werden folgende Absätze
angefügt:

„Vorbehaltlich der Genehmigung der
Kommission können Norwegen und Finn-
land jedoch Beihilfen gewähren:
— für bestimmte Saatgutmengen bzw.
— für bestimmte Getreidesaatgutmengen,

die aufgrund der besonderen klimatischen
Bedingungen nur in diesen Mitgliedstaaten
hergestellt werden.

Innerhalb von drei Jahren nach dem
Beitritt übermittelt die Kommission dem
Rat anhand der von den beiden genannten
Mitgliedstaaten zu gegebener Zeit über-
mittelten Auskünfte einen Bericht über die
Ergebnisse der genehmigten Beihilfen, gege-
benenfalls mit den erforderlichen Vorschlä-
gen. Der Rat beschließt nach dem in
Artikel 3 Absatz 4 genannten Verfahren."

V. Eier und Geflügel

375 R 2782: Verordnung (EWG) Nr. 2782/
75 des Rates vom 29. Oktober 1975 über
die Erzeugung von und den Verkehr mit
Bruteiern und Küken von Hausgeflügel
(ABl. Nr. L 282 vom 1. 11. 1975, S. 100),
zuletzt geändert durch:

— 391 R 1057: Verordnung (EWG)
Nr. 1057/91 der Kommission vom
26. April 1991 (ABl. Nr. L 107 vom
27. 4. 1991, S. 11).

a) Artikel 5 Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„(2) Bruteier werden in vollkommen
sauberen Packungen befördert, die nur
Bruteier einer Geflügelart, -kategorie
und -sorte -aus einem Erzeugerbetrieb
enthalten und mindestens folgende
Angaben tragen: „oeufs à couver",
„broedeieren", „rugeaeg", „Bruteier",
„CfuTOt Tipoç eKK(&av|/iv", „huevos para
incubar", „eggs for hatching", „uova da
cova", „rugeegg", „ovos para incubaçâo",
„munia haudottavaksi" oder „kläckägg"."

b) Artikel 6 erhält folgende Fassung:
„Artikel 6

Bruteier mit Herkunft aus dritten
Ländern dürfen nur eingeführt werden,
sofern sie in mindestens 3 mm hohen
Buchstaben den Namen des Ursprungs-
lands und einen der folgenden Aufdruk-
ke tragen: „à couver", „broedei",
„rugeaeg", „Brutei", „rcpoç eKKdka\|nv",
„para incubar", „hatching", „cova",
„rugeegg", „para incubaçâo", „haudot-
tavaksi" oder „för kläckning". Ihre
Verpackungen enthalten ausschließlich
Bruteier einer Geflügelart, -kategorie
und -sorte eines Ursprungslandes und
eines Versenders und tragen mindestens
folgende Angaben:
a) die auf den Eiern stehenden Anga-

ben;
b) Geflügelart, von der die Eier stam-

men;
c) Name oder Firma und Anschrift des

Versenders."

VI. Zucker

1. 368 R 0206: Verordnung (EWG) Nr. 206/
68 des Rates vom 20. Februar 1968 über
Rahmenvorschriften für die Verträge und
Branchenvereinbarungen für den Kauf von
Zuckerrüben (ABl. Nr. L 47 vom 23. 2.
1968, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Artikel 5 Absatz 4 erhält folgende Fas-
sung:

„(4) Für den Fall jedoch, daß die
Zuckerrüben in Dänemark, Spanien,
Finnland, Griechenland, Irland, Portu-
gal und im Vereinigten Königreich frei
Zuckerfabrik geliefert werden, sieht der
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Vertrag eine Beteiligung des Herstellers
an den Beförderungskosten vor und legt
hierfür den Hundertsatz oder die
Beträge fest."

b) Artikel 8 a wird durch folgenden Absatz
ergänzt:

„Für Österreich, Finnland, Norwegen
und Schweden werden die Worte
— „des Wirtschaftsjahres 1967/68" in

Artikel 4 Absatz 2 und in Artikel 10
Absatz 2 bzw. „das Wirtschaftsjahr
1967/68" in Artikel 5 Absatz 2 und
in Artikel 6 Absatz 2 ersetzt durch:
„des Wirtschaftsjahres 1994/95" bzw.
„das Wirtschaftsjahr 1994/95";

— „vor dem Zuckerwirtschaftsjahr 1968/
69" in Artikel 5 Absatz 3 und in
Artikel 8 Buchstabe d ersetzt durch:
„vor dem Wirtschaftsjahr 1995/96" "

2. 381 R 1785: Verordnung (EWG) Nr. 1785/
81 des Rates vom 30. Juni 1981 über die
gemeinsame Marktorganisation für Zucker
(ABl. Nr. L 177 vom 1. 7. 1981, S. 4),
zuletzt geändert durch:
— 394 R 0133: Verordnung (EG) Nr. 133/

94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABl.
Nr. L 22 vom 27. 1. 1994, S. 7).

a) In Artikel 16 a wird folgender Absatz
eingefügt:

„(2 a) Für das erste Jahr nach dem
Beitritt ist Finnland ermächtigt, Rohzuk-
ker aus Drittländern mit vermindertem
Abschöpfungsbetrag im Rahmen einer
Gesamtmenge von 40 000 Tonnen ein-
zuführen.
Die Bestimmungen des vorstehenden
Unterabsatzes werden anläßlich der zum

Ende des Wirtschaftsjahres 1994/95
anstehenden Revision dieser Verordnung
überprüft."

b) Artikel 16 a Absatz 7 Unterabsatz l
erhält folgende Fassung:

„(7) Der Antrag auf Erteilung der in
Absatz 6 genannten Lizenz ist bei der
zuständigen Stelle Portugals bzw. Finn-
lands einzureichen; ihm ist eine Erklä-
rung eines Raffinierers beizufügen, in
der dieser sich verpflichtet, die betref-
fende Menge Rohzucker in Portugal
bzw. in Finnland innerhalb von sechs
Monaten nach der Einfuhr zu raffinie-
ren."

c) In Artikel 16 a Absatz 10 erhält der
Eingangssatz folgende Fassung:

„(10) Portugal und Finnland teilen der
Kommission folgendes mit:"

d) Artikel 24 Absatz l Unterabsatz l erhält
folgende Fassung:

„(1) Die Mitgliedstaaten teilen nach
Maßgabe dieses Titels eine A- und eine
B-Quote jedem in ihrem Hoheitsgebiet
niedergelassenen zucker- oder isogluko-
seerzeugenden Unternehmen, das
— im Wirtschaftsjahr 1993/94 eine A-

und eine B-Quote erhalten hat;
— im Falle Österreichs, Finnlands und

Schwedens im Kalenderjahr 1994
Zucker oder Isoglukose erzeugt hat."

e) Artikel 24 Absatz 2 erhält folgende
Fassung:

„(2) Für die Zuteilung der in Absatz l
genannten A- und B-Quoten gelten
folgende Grundquoten:

I. Grundmengen A

Gebiete

von Dänemark
von Deutschland
von Griechenland
von Spanien
von Frankreich (Mutterland)
der französischen überseeischen Gebiete
von Irland
von Italien
der Niederlande
von Österreich
von Portugal (Kontinent)
der autonomen Region Azoren
von Finnland
von Schweden
der belgisch-luxemburgischen Wirtschaftsunion
des Vereinigten Königreichs

a) Grundmenge A
für Zucker 1)

328 000,0
1 990 000,0

290 000,0
960 000,0

2 530 000,0
466 000,0
182 000,0

1 320 000,0
690 000,0
316 529,0

54 545,5
9 090,9

133 433,0
336 364,0
680 000,0

1 040 000,0

b) Grundmenge A
für Isoglukose 2)

—
28 882,0
10 522,0
75 000,0
15 887,0

—
—

16 569,0
7 426,0

—
8 093,9

—
10 845,0

—
56 667,0
21 696,0

1) In Tonnen Weißzucker.

2) In Tonnen Trockensubstanz.
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II. Grundmengen B

Gebiete

von Dänemark
von Deutschland
von Griechenland
von Spanien
von Frankreich (Mutterland)
der französischen überseeischen Gebiete
von Irland
von Italien
der Niederlande
von Österreich
von Portugal (Kontinent)
der autonomen Region Azoren
von Finnland
von Schweden
der belgisch-luxemburgischen Wirtschaftsunion
des Vereinigten Königreichs

a) Grundmenge B
für Zucker )

96 629,3
612 312,9
29 000,0
40 000,0

759 232,8
46 600,0
18 200,0

248 250,0
182 000,0
73 881,0

5 454,5
909,1

13 343,0
33 636,0

146 000,0
104 000,0

b) Grundmenge B
für Isoglukose 2)

_
6 802,0
2 478,0
8 000,0
4 135,0

—
—

3 902,0
1 749,0

—
1 906,1

—
1 085,0

—
15 583,0
5 787,0

1) In Tonnen Weißzucker.
2) In Tonnen Trockensubstanz.

f) Dem Artikel 24 Absatz 3 werden folgen-
de Absätze 2 und 3 angefügt:

„Für die in den nachstehenden Mit-
gliedstaaten niedergelassenen zuckerer-
zeugenden Unternehmen gilt jedoch
folgendes :
a) Österreich. Die A- und B-Quote des

zuckererzeugenden Unternehmens
entspricht der in Absatz 2 Tabelle I
Spalte a und in Tabelle II Spalte a für
Österreich festgelegten Grundmenge
A bzw Grundmenge B.

b) Finnland: Die A- und B-Quote des
zuckererzeugenden Unternehmens
entspricht der in Absatz 2 Tabelle I
Spalte a und in Tabelle II Spalte a für
Finnland festgelegten Grundmenge A
bzw Grundmenge B.

c) Schweden: Die A- und B-Quote des
zuckererzeugenden Unternehmens
entspricht der in Absatz 2 Tabelle I
Spalte a und in Tabelle II Spalte a für
Schweden festgelegten Grundmenge
A bzw Grundmenge B.

Hinsichtlich des in Finnlands niederge-
lassenen isoglukoseerzeugenden Unter-
nehmens entspricht die A- und B-Quote
dieses Unternehmens der in Absatz 2
Tabelle I Spalte b und in Tabelle II
Spalte b für Finnland festgelegten Grund-
menge A bzw Grundmenge B."

VII. Wein und Spirituosen

1. 386 R 2392: Verordnung (EWG) Nr. 2392/
86 des Rates vom 24. Juli 1986 zur

Einführung der gemeinschaftlichen Wein-
baukartei (ABl. Nr. L 208 vom 31. 7 1986,
S. 1), geändert durch:
— 390 R 3577: Verordnung (EWG)

Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 23).

In Artikel 4 Absatz l Unterabsatz l wird
folgender Satz angefügt:

„In Österreich wird sie innerhalb von zwei
Jahren ab dem Zeitpunkt des Beitritts
fertiggestellt."

2. 387 R 0822: Verordnung (EWG) Nr. 822/
87 des Rates vom 16. März 1987 über die
gemeinsame Marktorganisation für Wein
(ABl. Nr. L 84 vom 27 3. 1987, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 1566: Verordnung (EWG)

Nr. 1566/93 des Rates vom 14. Juni
1993 (ABl. Nr. L 154 vom 25. 6. 1993,
S. 39).

In Artikel 9 Absatz l Unterabsatz 2 Buch-
stabe a erster Gedankenstrich werden nach
den Worten „für Deutschland" die Worte
„und Österreich" eingefügt.

3. 387 R 0823: Verordnung (EWG) Nr. 823/
87 des Rates vom 16. März 1987 zur
Festlegung besonderer Vorschriften für
Qualitätsweine bestimmter Anbaugebiete
(ABl. Nr. L 84 vom 27 3. 1987, S. 59),
zuletzt geändert durch:
— 391 R 3896: Verordnung (EWG)

Nr. 3896/91 des Rates vom
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16. Dezember 1991 (ABl. Nr. L 368
vom 31. 12. 1991, S. 3).

In Artikel 15 Absatz 2 wird folgender
Buchstabe hinzugefügt:

„h) für Österreich.
folgende Bezeichnungen, die die Anga-
ben über die Herkunft der Weine
ergänzen:
— „Qualitätswein mit staatlicher Prüf-

nummer", „Qualitätswein",
— „Kabinett" oder „Kabinettwein",
— „Qualitätswein besonderer Reife und

Leseart" oder „Prädikatswein",
— „Spätlese" oder „Spätlesewein",
— „Auslese" oder „Auslesewein",
— „Beerenauslese" oder „Beerenausle-

sewein"
— „Ausbruch" oder „Ausbruchwein",
— „Trockenbeerenauslese" oder „Trok-

kenbeerenauslesewein",
— „Eiswein", „Strohwein" "

4. 389 R 1576: Verordnung (EWG) Nr. 1576/
89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Auf-
machung von Spirituosen (ABl. Nr. L 160
vom 12. 6. 1989, S. 1), geändert durch:
— 392 R 3280: Verordnung (EWG)

Nr. 3280/92 des Rates vom 9. Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 327 vom 13. 11.
1992, S. 3).

a) In Artikel l Absatz 4 Buchstabe r wird
folgende Nummer eingefügt:

„3. Die Bezeichnungen „Jägertee",
„Jagertee" und „Jagatee" sind Likören
mit Ursprung in Österreich vorbehalten,
die unter Verwendung von Äthylalkohol
landwirtschaftlichen Ursprungs, von
Essenzen aus bestimmten Spirituosen
oder von Tee gewonnen und denen
mehrere natürliche Aromastoffe im
Sinne des Artikels l Absatz 2 Buchsta-
be b Ziffer i der Richtlinie 88/388/
EWG hinzugefügt werden. Der Alko-
holgehalt beträgt mindestens 22,5% vol.
Der Mindestzuckergehalt, ausgedrückt
als Invertzucker, beträgt 100 g/l."

b) Dem Artikel l Absatz 4 wird folgender
Buchstabe angefügt:

„u) Väkevä glögi/Spritglögg
Die Spirituosen, die durch Aromati-
sierung von Äthylalkohol landwirt-
schaftlichen Ursprungs mit natürli-
chem oder naturidentischem Aroma
von Gewürznelken und/oder Zimt
unter Verwendung eines der nachste-
henden Herstellungsverfahren gewon-
nen wird. Einweichen und/oder
Destillieren, erneutes Destillieren des

Alkohols unter Beigabe von Teilen
der vorstehend genannten Pflanzen,
Zusatz von natürlichem oder natur-
identischem Aroma von Gewürznel-
ken oder Zimt oder eine Kombina-
tion dieser Methoden.
Andere natürliche oder naturidenti-
sche pflanzliche Aromaextrakte im
Sinne der Richtlinie 88/388/EWG
können zusätzlich veredelt werden,
der Geschmack der genannten
Gewürze muß aber vorherrschend
bleiben. Der Gehalt an Wein oder
weinhaltigen Erzeugnissen darf nicht
50 vH übersteigen."

c) In Artikel 4 Absatz 5 Unterabsatz 2
Buchstabe a werden folgende Gedanken-
striche hinzugefügt:

„— Moltebeeren,
— Amerikanische Taubeeren,
— Moosbeeren,
— Preiselbeeren,
— Sanddorn"

d) Anhang II wird wie folgt geändert:
Nummer „5. Brandy" wird durch folgen-
de Angaben ergänzt: „Wachauer Wein-
brand, Weinbrand Dürnstein",
Nummer „7 Obstbrand" wird durch
folgende Angabe ergänzt: „Wachauer
Marillenbrand",
Nummer „12. Spirituosen mit Kümmel"
wird durch folgende Angaben ergänzt:
„Norsk Akevitt/Norsk Akvavit/Norsk
Aquavit/Norwegian Aquavit" „Svensk
Aquavit/Svensk Akvavit/Swedish Akva-
vit",
Nummer „14. Likör" wird durch folgen-
de Angaben ergänzt:
„Finnischer Beeren/Obstlikör,
Großglockner Alpenbitter,
Mariazeller Magenlikör,
Mariazeller Jagasaftl,
Puchheimer Bitter,
Puchheimer Schloßgeist,
Steinfelder Magenbitter,
Wachauer Marillenlikör",
Nummer „15. Gemischte Spirituosen"
wird durch folgende Angaben ergänzt:
„Svensk Punsch/Swedish Punsch",
Folgende Nummer „16." wird angefügt:
„16. Wodka: Norsk Vodka/Norwegian
Vodka,
Svensk Vodka/Swedish Vodka,
Suomalainen Vodka/Finsk Vodka/Vod-
ka of Finland."

5. 389 R 2389: Verordnung (EWG) Nr. 2389/
89 des Rates vom 24. Juli 1989 über die
Grundregeln für die Klassifizierung der
Rebsorten (ABl. Nr. L 232 vom 9 8. 1989,
S. 1), geändert durch.
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— 390 R 3577: Verordnung (EWG)
Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 23).

In Artikel 3 Absatz l wird vor dem Portugal
betreffenden Gedankenstrich („— für Por-
tugal: Region") folgender Gedankenstrich
eingefügt:

„— für Österreich. Bundesland,"

6. 389 R 2392: Verordnung (EWG) Nr. 2392/
89 des Rates vom 24. Juli 1989 zur
Aufstellung allgemeiner Regeln für die
Bezeichnung und Aufmachung der Weine
und der Traubenmoste (ABl. Nr. L 232 vom
9. 8. 1989, S. 13), zuletzt geändert durch:
— 391 R 3897: Verordnung (EWG)

Nr. 3897/91 des Rates vom
16. Dezember 1991 (ABl. Nr. L 368
vom 31. 12. 1991, S. 5).

In Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe i erhält der
erste Gedankenstrich folgende Fassung:

„— „Landwein" für Tafelwein mit Ursprung
in der Bundesrepublik Deutschland und
in der Republik Österreich,"

7 389 R 3677: Verordnung (EWG) Nr. 3677/
89 des Rates vom 7 Dezember 1989 über
den Gesamtalkoholgehalt und Gesamtsäure-
gehalt bestimmter eingeführter Qualitäts-
weine und zur Aufhebung der Verordnung
(EWG) Nr. 2931/80 (ABl. Nr. L 360 vom
9. 12. 1989, S. 1), zuletzt geändert durch.
— 393 R 2606: Verordnung (EWG)

Nr. 2606/93 des Rates vom 21. Sep-
tember 1993 (ABl. Nr. L 239 vom 24. 9
1993, S. 6).

Artikel l Absatz l Buchstabe a wird mit
Wirkung vom 1. März 1995 gestrichen.

8. 391 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 160l/
91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Auf-
machung aromatisierten Weines, aromati-
sierter weinhaltiger Getränke und aromati-
sierter weinhaltiger Cocktails (ABl.
Nr. L 149 vom 14. 6. 1991, S. 1), berichtigt
in ABl. Nr. L 349 vom 18. 12. 1991, S. 47
und geändert durch.
— 392 R 3279: Verordnung (EWG)

Nr. 3279/92 des Rates vom 9 Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 327 vom 13. 11.
1992, S. 1).

a) Dem Artikel 2 Absatz 2 wird folgender
Buchstabe angefügt:

,,d) Väkevä viiniglögi/Starkvinsglögg:
aus Wein im Sinne des Absatzes l
Buchstabe a hergestellter aromat-isier-

ter Wein, dessen charakteristischer
Geschmack durch die Verwendung
von Gewürznelken und/oder Zimt
erzielt wird, die immer zusammen mit
anderen Gewürzen verwendet werden
müssen; dieses Getränk kann gemäß
Artikel 3 Absatz a gesüßt werden."

b) In Artikel 2 Absatz 3 werden folgende
Buchstaben eingefügt:
„f a) Viiniglögi/Vinglögg:

aromatisches Getränk, das aus-
schließlich aus Rotwein oder Weiß-
wein und Zucker gewonnen und
hauptsächlich mit Zimt und/oder
Gewürznelken gewürzt wird. Im
Fall der Zubereitung aus Weißwein
muß die Verkehrsbezeichnung
„Viiniglögi/Vinglögg" durch die
Worte „aus Weißwein" ergänzt
werden,

f b) G10gg
aromatisches Getränk, das aus-
schließlich aus Rotwein oder Weiß-
wein und Zucker gewonnen und
hauptsächlich mit Zimt und/oder
Gewürznelken gewürzt wird. Im
Fall der Zubereitung aus Weißwein
muß die Verkehrsbezeichnung
„G10gg" durch die Worte „aus
Weißwein" ergänzt werden."

9. 392 R 2333: Verordnung (EWG) Nr. 2333/
92 des Rates vom 13. Juli 1992 zur
Festlegung der Grundregeln für die Bezeich-
nung und Aufmachung von Schaumwein
und Schaumwein mit zugesetzter Kohlen-
säure (ABl. Nr. L 231 vom 13. 8. 1992,
S. 9).

Artikel 6 Absatz 6 Buchstabe a Absatz l
erhält folgende Fassung:
„à) der Begriff „Winzersekt" den in

Deutschland hergestellten Qualitäts-
schaumweinen b. A. und der Begriff
„Hauersekt" den in Österreich herge-
stellten Qualitätsschaumweinen b. A., die
beide folgende Voraussetzung erfüllen:
— Sie müssen aus Trauben gewonnen

sein, die in demselben Weinbaube-
trieb geerntet wurden, in dem der
Hersteller im Sinne des Artikels 5
Absatz 4 die Verarbeitung der Trau-
ben zu Wein durchführt, die zur
Herstellung der Qualitätsschaum-
weine b. A. bestimmt sind; dies gilt
auch für Erzeugergemeinschaften.

— Sie müssen von dem unter dem ersten
Gedankenstrich genannten Hersteller
vermarktet und mit Etiketten ange-
boten werden, die Angaben über den
Weinbaubetrieb, die Rebsorte und
den Jahrgang enthalten."



230517 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

VIII. Schaf- und Ziegenfleisch
1. 385 R 3643: Verordnung (EWG) Nr. 3643/

85 des Rates vom 19. Dezember 1985 über
die ab 1986 auf bestimmte Drittländer
anwendbare Einfuhrregelung für Schaf-
und Ziegenfleisch (ABl. Nr. L 348 vom

! 24. 12. 1985, S. 2), zuletzt geändert durch:
— 392 R 3890: Verordnung (EWG)

Nr. 3890/92 der Kommission vom
28. Dezember 1992 (ABl. Nr. L 391
vom 31. 12. 1992, S. 51).

In der Fußnote a in Artikel l Absatz l wird
das Wort „Österreich" gestrichen.

2. 389 R 3013: Verordnung (EWG) Nr. 3013/
89 des Rates vom 25. September 1989 über
die gemeinsame Marktorganisation für
Schaf- und Ziegenfleisch (ABl. Nr. L 289
vom 7 10. 1989, S. 1), zuletzt geändert
durch :
— 394 R 0233: Verordnung (EG) Nr. 233/

94 vom 24. Januar 1994 (ABl. Nr. L 30
vom 3. 2. 1994, S. 9).

, Die folgenden Artikel werden eingefügt:

„Artikel 5 e

(1) In Abweichung von Artikel 5 a
Absätze l, 2, und 3, Absatz 4 Buchstabe a
sowie Absätze 5 und 6 wird für Österreich,
Finnland und Schweden eine allgemeine
Obergrenze für die Gewährung der Beihilfe
nach Artikel 5 festgesetzt. Die Gesamtzahl
der in dieser Obergrenze enthaltenen
Ansprüche wird wie folgt festgesetzt:
— 205 651 für Österreich,
— 80 000 für Finnland,
— 180 000 für Schweden.
Darin sind sowohl die anfänglich zuzutei-
lenden Mengen als auch die von diesen
Mitgliedstaaten gebildeten Reserven enthal-
ten.

(2) Ausgehend von den genannten Ober-
grenzen werden den Erzeugern in Öster-
reich, Finnland und Schweden erzeuger-
spezifische Obergrenzen zugeteilt, und zwar
— bis zum 31. Dezember 1996 für Öster-

reich
— bis zum 31. Dezember 1995 für Finn-

land und Schweden.

(3) Die Kommission erläßt die Durch-
führungsbestimmungen zu diesem Artikel,
insbesondere die erforderlichen Anpassungs-
und Übergangsmaßnahmen, nach dem
Verfahren des Artikels 30.

Artikel 5 f

(1) In Abweichung von Artikel 5 a
Absätze l, 2, und 3, Absatz 4 Buchstabe a
sowie Absätze 5 und 6 wird für Norwegen

eine allgemeine Obergrenze für die Gewäh- ,
rung der Beihilfe nach Artikel 5 festgesetzt.
Die Gesamtzahl der in dieser Obergrenze
enthaltenen Ansprüche wird wie folgt
festgesetzt:
— l 040 000 für prämienfähige Mutter-

schafe, und
— eine bis zum 30. September 1995 nach

dem Verfahren des Artikels 30 für
prämienfähige Ziegen festzulegende
Anzahl. Die letztgenannte Anzahl wird
nach Artikel 5 Absatz 5 dieser Verord-
nung und Artikel l Nummer 5 der
Verordnung (EWG) Nr. 3493/90
anhand der 1991 gewährten Prämien
entsprechend dem nationalen Beihilfe-
register (PRODUKSJONSTILLEGGS-
REGISTERET) bestimmt und gilt ab
dem Wirtschaftsjahr 1995.

Darin sind sowohl die anfänglich zuzutei-
lenden Mengen als auch eine von Norwegen
gebildete Reserve enthalten.

(2) Ausgehend von der genannten Ober-
grenze werden den Erzeugern in Norwegen
bis zum 31. Dezember 1995 erzeugerspezi-
fische Obergrenzen zugeteilt.

(3) Die Kommission erläßt die Durch-
führungsbestimmungen zu diesem Artikel,
insbesondere die erforderlichen Anpassungs-
und Übergangsmaßnahmen, nach dem
Verfahren des Artikels 30."

DC. Kulturpflanzen

392 R 1765: Verordnung (EWG) Nr. 1765/
92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur
Einführung einer Stützungsregelung für
Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher
Kulturpflanzen (ABl. Nr. L 181 vom 1.7
1992, S. 12), zuletzt geändert durch:
— 394 R 0232: Verordnung (EG) Nr. 232/

94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABl.
Nr. L 30 vom 3. 2. 1994, S. 7).

An Artikel 12 Absatz l wird folgender
Gedankenstrich angefügt:

„— die Vorschriften zur Bestimmung der
Bezugsflächen, die in Anhang V für die
neuen Mitgliedstaaten aufzunehmen
sind."

X. Getreide

392 R 1766: Verordnung (EWG) Nr. 1766/
92 des Rates vom 30. Juni 1992 über die
gemeinsame Marktorganisation für Getreide
(ABl. Nr. L 181 vom 1. 7 1992, S. 21),
geändert durch:
— 393 R 2193: Verordnung (EWG)

Nr. 2193/93 der Kommission vom
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28. Juli 1993 (ABl. Nr. L 196 vom 5. 8.
1993, S. 22).

a) In Artikel 4 Absatz 2 wird nach dem
ersten Gedankenstrich folgender Gedan-
kenstrich eingefügt:

„— vom l Dezember bis zum 30. Juni in
Schweden.
Falls der Ankaufszeitraum in Schweden
zur Umleitung der in Absatz l genann-
ten Erzeugnisse aus anderen Mitglied-
staaten zur Intervention nach Schweden
führt, erläßt die Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 23 die Einzelvor-
schriften zur Behebung der Lage."

b) In Artikel 7 Absatz l wird nach Unter-
absatz l folgender Unterabsatz einge-
fügt:

„Mangels einer nennenswerten Erzeu-
gung anderer Getreidearten zur Stärke-
herstellung kann eine Produktionserstat-
tung gewährt werden für Stärke, die in
Finnland und Schweden aus Gerste und
Hafer hergestellt wird, sofern dies zu
keinem Anstieg des nachstehend genann-

— ten Niveaus der Herstellung von Stärke
aus diesen beiden Getreidearten führt:
— 50 000 Tonnen in Finnland,
— 10 000 Tonnen in Schweden."

XL Tabak

392 R 2075: Verordnung (EWG) Nr. 2075/
92 des Rates vom 30. Juni 1992 über die
gemeinsame Marktorganisation für Rohta-
bak (ABl. Nr. L 215 vom 30.7 1992,
S. 70).

In Artikel 8 Absatz l wird die Zahl
„350 000" durch die Zahl „350 600" ersetzt.

XII. „Rest"

368 R 0827: Verordnung (EWG) Nr. 827/
68 des Rates vom 28. Juni 1968 über die
gemeinsame Marktorganisation für
bestimmte in Anhang II des Vertrags
aufgeführte Erzeugnisse (ABl. Nr. L 151
vom 30. 6. 1968, S. 16), zuletzt geändert
durch :
— 393 R 2430: Verordnung (EWG)

Nr. 2430/93 der Kommission vom
1. September 1993 (ABl. Nr. L 223
vom 2. 9 1993, S. 9).

Artikel 5 wird wie folgt ergänzt:

„Vorbehaltlich der Genehmigung durch die
Kommission können Finnland, Norwegen
und Schweden Beihilfen für die Erzeugung
und Vermarktung von Rentiererzeugnissen
(KN-Code ex 0208 und ex 0210) insofern
gewähren, als dies zu keiner Erhöhung der
traditionellen Erzeugungsniveaus führt."

C. AGRARSTRUKTUREN UND BEGLEIT-
MASSNAHMEN ZUR GEMEINSAMEN
AGRARPOLITIK
1. 375 L 0268: Richtlinie 75/268/EWG des

Rates vom 28. April 1975 über die Land-
wirtschaft in Berggebieten und in bestimm-
ten benachteiligten Gebieten (ABl.
Nr. L 128 vom 19. 5. 1975, S. 1), zuletzt
geändert durch.
— 385 R 0797: Verordnung (EWG)

Nr. 797/85 des Rates vom 12. März
1985 (ABl. Nr. L 93 vom 30. 3. 1985,
S. 1).

An Artikel 3 Absatz 3 wird folgender
Unterabsatz angefügt:

„Die Gebiete nördlich des 62. Breiten-
grades und einige angrenzende Gebiete
werden den in Unterabsatz l genannten
Gebieten gleichgestellt, soweit sie von sehr
schwierigen klimatischen Bedingungen
betroffen sind, die eine beträchtlich verkürz-
te Wachstumsperiode zur Folge haben."

2. 378 R 1360: Verordnung (EWG) Nr. 1360/
78 des Rates vom 19. Juni 1978 betreffend
die Erzeugergemeinschaft und ihre Verei-
nigungen (ABl. Nr. L 166 vom 23. 6. 1978,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung (EG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 31. 12. 1993, S. 26).

a) In Artikel 2 wird folgender Gedanken-
strich angefügt:

„— das gesamte österreichische, finnische
und norwegische Hoheitsgebiet."

b) In Artikel 3 Absatz l erhält der Ein-
gangssatz folgende Fassung:
„(1) Im Falle Italiens, Griechenlands,
Spaniens, Portugals, Norwegens, Öster-
reichs und Finnlands gilt diese Verord-
nung für folgende Erzeugnisse, soweit
sie in diesen Ländern hergestellt wer-
den :"

3. 390 R 0866: Verordnung (EWG) Nr. 866/
90 des Rates vom 29 März 1990 zur
Verbesserung der Verarbeitungs- und Ver-
marktungsbedingungen landwirtschaftlicher
Erzeugnisse (ABl. Nr. L 91 vom 6. 4.
1990, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung (EG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 3l. 12. 1993, S. 26).

Dem Artikel 3 Absatz 2 wird folgender
Unterabsatz angefügt:

„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden legen diese Pläne innerhalb von
drei Monaten nach ihrem Beitritt vor."
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4. 391 R 2328: Verordnung (EWG) Nr. 2328/
91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur
Verbesserung der Effizienz der Agrarstruk-
tur (ABl. Nr. L 218 vom 6. 8. 1991, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung (EG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 31. 12. 1993, S. 26).

a) Dem Artikel 19 wird folgender Absatz
angefügt:

„(4) In Finnland wird zum Zweck der
Anwendung dieses Artikels die Gesamt-
heit der benachteiligten Gebiete als
Berggebiet im Sinne des Artikels 3
Absatz 3 der Richtlinie 75/268/EWG
angesehen."

b) In Artikel 31 Absatz l Unterabsatz l
wird folgender Satz angefügt:
„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden erstellen diese Ausgabenansät-
ze für den Zeitraum 1995 bis 1999."

c) In Artikel 31 Absatz 4 Unterabsatz l
wird folgender Satz angefügt:
„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden übermitteln diese Ausgaben-
ansätze innerhalb von drei Monaten
nach ihrem Beitritt:"

5. 392 R 2078: Verordnung (EWG) Nr. 2078/
92 des Rates vom 30. Juni 1992 für
umweltgerechte und den nationalen Lebens-
raum schützende landwirtschaftliche Pro-
duktionsverfahren (ABl. Nr. L 215 vom
30. 7 1992, S. 85).

Dem Artikel 7 Absatz l wird folgender
Unterabsatz angefügt:

„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden teilen der Kommission die
Entwürfe und Vorschriften nach Unterab-
satz l binnen 6 Monaten nach ihrem Beitritt
mit."

6. 392 R 2080: Verordnung (EWG) Nr. 2080/
92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur
Einführung einer gemeinschaftlichen Bei-
hilferegelung für Aufforstungsmaßnahmen
in der Landwirtschaft (ABl. Nr. L 215 vom
30. 7 1992, S. 96).

In Artikel 5 Absatz l wird folgender Unter-
absatz hinzugefügt:

„Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden nehmen die Mitteilungen nach
Unterabsatz l binnen 6 Monaten nach
ihrem Beitritt vor."

D. RECHT DER PFLANZENGESUNDHEIT
UND DES ÖKOLOGISCHEN LANDBAUS

I. Pflanzengesundheit

1.377 L 0093: Richtlinie 77/93/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 über Maß-
nahmen zum Schutz der Gemeinschaft
gegen die Einschleppung und Ausbreitung
von Schadorganismen der Pflanzen und
Pflanzenerzeugnisse (ABl. Nr. L 26 vom
31. 1. 1977, S. 20), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0110: Richtlinie 93/110/EG der

Kommission vom 9. Dezember 1993
(ABl. Nr. L 303 vom 10. 12. 1993,
S. 19).

a) Anhang I Teil B wird wie folgt geän-
dert:
— Unter Buchstabe a Nummer l wer-

den in der rechten Spalte die Buch-
staben „S, FI" angefügt.

— Unter Buchstabe a wird nach Num-
mer l folgendes eingefügt:
„1. a) Globodera pallida FI

(Stone) Behrens "
— Unter Buchstabe a Nummer 2 wird

in der rechten Spalte folgender
Wortlaut eingefügt:
„S (Malmöhus, Kristianstads, Blekin-
ge, Kalmar und Gotlands län)"

— Unter Buchstabe b Nummer l wer-
den in der rechten Spalte die Buch-
staben „S, FI" eingefügt.

— Unter Buchstabe b Nummer 2 wer-
den in der rechten Spalte die Buch-
staben „S, FI" eingefügt.

b) Anhang II Teil B wird wie folgt geän-
dert:
Unter Buchstabe b Nummer 2 werden in
der rechten Spalte die Buchstaben „A,
FI, N" eingefügt.

c) Anhang III Teil B wird wie folgt geän-
dert:
In Nummer l werden in der rechten
Spalte die Buchstaben „A, FI, N"
eingefügt.

d) Anhang IV Teil B wird wie folgt geän-
dert:
— In den Nummern 20.1, 20.2, 22, 23,

24, 25.1, 25.2, 26, 27 und 30 werden
in der rechten Spalte die Buchstaben
„S, FI" eingefügt.

— Nach Nummer 20.2 wird folgender
Wortlaut eingefügt:

„20.3. Knollen von Unbeschadet der Anforde- FI
Solanum rungen nach Teil A Ab-
tuberosum schnitt II Nummern 19.1,
L., 19.2 und 19.5, amtliche

Bestätigung, daß die Vor-
schriften eingehalten sind
in bezug auf Globodera
pallida (Stone) Behrens
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und Globodera rostochien-
sis (Wollenweber) Behrens,
die denen der Richtlinie
69/465/EWG entspre-
chen."

— In Nummer 21 werden in der rechten
Spalte die Buchstaben „A, FI, N"
eingefügt.

2. 392 L 0076: Richtlinie 92/76/EWG der
Kommission vom 6. Oktober 1992 zur
Anerkennung von gemeinschaftlichen
Schutzgebieten mit besonderen pflanzen-
gesundheitlichen Risiken (ABl. Nr. L 305
vom 21. 10. 1992, S. 12).
a) Artikel l wird wie folgt ergänzt:

„Im Falle der Republik Österreich, der
Republik Finnland, des Königreichs
Schweden und des Königreichs Norwe-
gen werden die genannten Gebiete bis
zum 31. Dezember 1996 anerkannt."

b) Der Anhang wird wie folgt geändert:
i) Unter Buchstabe a Nummer 2 wird

in der rechten Spalte folgender
Wortlaut hinzugefügt:
„Finnland, Schweden"

ii) Unter Buchstabe a wird nach Num-
mer 5 folgendes hinzugefügt:
„5 a Globodera pallida Finnland

(Stone) Behrens
5 b Globodera rosto- Finnland

chiensis (Wollen-
weber) Behrens."

iii) Unter Buchstabe a Nummer 12 wird
in der rechten Spalte folgender
Wortlaut hinzugefügt:
„Schweden (Malmöhus, Kristian-
stads, Blekinge, Kalmar, Gotlands
län)."

iv) Unter Buchstabe b Nummer 2 wird
in der rechten Spalte folgender
Wortlaut hinzugefügt:
„Österreich, Finnland, Norwegen."

v) Unter Buchstabe d Nummer l wird
in der rechten Spalte folgendes
hinzugefügt:
„Finnland, Schweden, Norwegen."

vi) Unter Buchstabe d Nummer 2 wird
in der rechten Spalte folgender
Wortlaut hinzugefügt:
„Finnland, Schweden."

II. ökologischer Landbau

391 R 2092: Verordnung (EWG) Nr. 2092/
91 des Rates vom 24. Juni 1991 über den
ökologischen Landbau und die entsprechen-
de Kennzeichnung der landwirtschaftlichen
Erzeugnisse und Lebensmittel (ABl.
Nr. L 198 vom 22.7 1991, S. 1), berichtigt
in ABl. Nr. L 220 vom 8. 8. 1991 und
geändert durch.

— 392 R 0094: Verordnung (EWG)
Nr. 94/92 der Kommission vom
14. Januar 1992 (ABl. Nr. L 11 vom
17 1. 1992, S. 14).

— 392 R 1535: Verordnung (EWG)
Nr. 1535/92 der Kommission vom
15. Juni 1992 (ABl. Nr. L 162 vom
16. 6. 1992, S. 15).

— 392 R 2083: Verordnung (EWG)
Nr. 2083/92 des Rates vom 14. Juli
1992 (ABl. Nr. L 208 vom 24. 7 1992,
S. 15).

— 393 R 2608: Verordnung (EWG)
Nr. 2608/93 der Kommission vom
23. September 1993 (ABl. Nr. L 239
vom 24. 9 1993, S. 10).

— 394 R 0468: Verordnung (EG) Nr. 468/
94 der Kommission vom 2. März 1994
(ABl. Nr. L 59 vom 3. 3. 1994, S. 1).

a) In Artikel 2 werden die folgenden
Gedankenstriche hinzugefügt:

„— finnisch, luonnonmukainen
— norwegisch. 0kologisk
— schwedisch: ekologisk."

b) Anhang V wird wie folgt geändert:
i) Der Vermerk in deutscher Sprache

muß wie folgt lauten.
„D: ökologische Agrarwirtschaft —
EWG Kontrollsystem oder Biologi-
sche Landwirtschaft — EWG Kon-
trollsystem."

ii) Folgende Vermerke werden hinzuge-
fügt:
„FI: Luonnonmukainen maatalou-
stuotanto- ETY:n valvontajärjestel-
mä/Ekologiskt jordbruk — EEG-
kontrollsystem
N: 0kologisk landbruk - E0F-
kontrollordning
S: Ekologiskt jordbruk — EEG-
kontrollsystem."

E. VETERINÄR- UND TIERZUCHTRECHT
I. Veterinärrecht

Erster Teil — Grundlagen
KAPITEL l — Horizontale Rechtsakte

l 390 L 0675: Richtlinie 90/675/EWG des
Rates vom 10. Dezember 1990 zur Fest-
legung von Grundregeln für die Veterinär-
kontrollen von aus Drittländern in die
Gemeinschaft eingeführten Erzeugnissen
(ABl. Nr. L 373 vom 31. 12. 1990, S. 1),
geändert durch:
— 391 L 0496: Richtlinie 91/496/EWG

des Rates vom 15. Juli 1991 (ABl.
Nr. L 268 vom 24. 9 1991, S. 56).

— 392 R 1601: Verordnung (EWG)
Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni
1992 (ABl. Nr. L 173 vom 27 6. 1992,
S. 13).
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— 392 D 0438: Entscheidung 92/438/
EWG des Rates vom 13. Juli 1992
(ABl. Nr. L 243 vom 25. 8. 1992, S. 27).

— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG
des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).

a) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 18 a

(1) Die Einführung der Kontrollre-
gelung nach diesem Kapitel wird von
Österreich innerhalb einer Frist von drei
Jahren ab dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags vorgenommen. Während dieser
Übergangszeit wendet Österreich die
Maßnahmen an, die vor dem Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Beitrittsvertrags
nach dem in Artikel 24 genannten Ver-
fahren festgelegt wurden. Durch diese
Maßnahmen muß sichergestellt sein, daß
alle erforderlichen Kontrollen in größt-
möglicher Nähe der Außengrenzen der
Gemeinschaft vorgenommen werden.

(2) Die Einführung der Kontrollre-
gelung nach diesem Kapitel wird von
Finnland innerhalb einer Frist von zwei
Jahren ab dem Inkrafttreten des Bei-
trittsvertrags vorgenommen. Während
dieser Übergangszeit wendet Finnland
die Maßnahmen an, die vor dem
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bei-
trittsvertrags nach dem in Artikel 24
genannten Verfahren festgelegt wurden.
Durch diese Maßnahmen muß sicherge-
stellt sein, daß alle erforderlichen
Kontrollen in größtmöglicher Nähe der
Außengrenzen der Gemeinschaft vorge-
nommen werden."

b) In Artikel 31 werden nach den Worten
„Die Mitgliedstaaten" folgende Worte
eingefügt: „und insbesondere Österreich
und Finnland"

c) In Anhang I wird folgender Wortlaut
eingefügt:
„13. Das Gebiet der Republik Öster-

reich,
14. Das Gebiet der Republik Finnland,
15. Das Gebiet des Königreichs Nor-

wegen,
16. Das Gebiet des Königreichs Schwe-

den."

2. 391 L 0496: Richtlinie 91/496/EWG des
Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von
Grundregeln für die Veterinärkontrollen
von aus Drittländern in die Gemeinschaft
eingeführten Tieren und zur Änderung der
Richtlinien 89/662/EWG, 90/425/EWG
und 90/675/EWG (ABl. Nr. L 268 vom
24. 9 1991, S. 56), geändert durch.
— 3 9 1 L 0628: Richtlinie 91/628/EWG

des Rates vom 19 November 1991

(ABl. Nr. L 340 vom 11.12. 1991,
S. 17).

— 392 D 0438: Entscheidung 92/438/
EWG des Rates vom 13. Juli 1992
(ABl. Nr. L 243 vom 25. 8. 1992, S. 27).

a) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 17 a

Die Einführung der Kontrollregelung
nach diesem Kapitel wird von Österreich
und Finnland innerhalb einer Frist von
drei Jahren ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags vorgenommen. Während
dieser Übergangszeit wenden Österreich
und Finnland die Maßnahmen an, die
vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des
Beitrittsvertrags nach dem in Artikel 23
genannten Verfahren festgelegt wurden.
Durch diese Maßnahmen muß sicherge-
stellt sein, daß alle erforderlichen
Kontrollen in größtmöglicher Nähe der
Außengrenzen der Gemeinschaft vorge-
nommen werden."

b) In Artikel 29 werden nach den Worten
„Die Mitgliedstaaten" folgende Worte
eingefügt:
„und insbesondere Österreich und Finn-
land."

KAPITEL 2 — Tiergesundheit
A. HANDEL UND VERMARKTUNG

l 364 L 0432: Richtlinie 64/432/EWG des
Rates' vom 26. Juni 1964 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Rin-
dern und Schweinen (ABl. Nr. 121 vom 29 7
1964, S. 1977/64), zuletzt geändert durch:
— 392 L 0102: Richtlinie 92/102/EWG

des Rates vom 27 November 1992
(ABl. Nr. L 355 vom 5. 12. 1992, S. 32).

a) Dem Artikel 2 Buchstabe o wird folgen-
der Wortlaut angefügt:

„— in Österreich: Bundesland
— in Finnland: Lääni/län
— in Norwegen: fylke
— in Schweden: län."
b) Dem Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe e

wird folgender Satz hinzugefügt:
„Bis zum 1. Januar 1996 können Rinder
und Schweine aus Finnland und Norwe-
gen jedoch mit einer von der zustän-
digen Behörde jedes dieser Mitgliedstaa-
ten amtlich zugelassenen Kennzeichen
gekennzeichnet werden. Die zuständigen
finnischen und norwegischen Behörden
übermitteln der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten alle Informatio-
nen über die Charakteristika des amtlich
zugelassenen Kennzeichens."

c) Dem Artikel 4 a Absatz 3 wird, folgen-
der Unterabsatz hinzugefügt:
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„Während eines Übergangszeitraums
von drei Jahren ab dem Inkrafttreten
des Beitrittsvertrags muß ferner an allen
lebenden Schweinen, einschließlich wil-
den Schweinen, ein serologischer Test
mit negativem Ergebnis durchgeführt
werden, wenn diese aus einem Gebiet
im Sinne des Artikels 2 Buchstabe o, in
dem ein Herd der vesikulären Schweine-
krankheit aufgetreten ist, nach Finnland
versandt werden sollen. Dieser Test ist
während eines Zeitraums von zwölf
Monaten nach dem Auftreten des
letzten Seuchenherdes in dem genann-
ten Gebiet erforderlich."

d) Dem Artikel 4 b wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„Darüber hinaus muß während einer
Übergangsfrist von drei Jahren ab dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags an
allen lebenden Schweinen, einschließlich
wilden Schweinen, ein serologischer Test
mit negativem Ergebnis durchgeführt
werden, wenn diese aus einem Gebiet
im Sinne des Artikels 2 Buchstabe o, in
dem ein Herd der klassischen Schweine-
pest aufgetreten ist, nach Finnland,
Norwegen und Schweden versandt
werden sollen. Dieser Test ist während
eines Zeitraums von zwölf Monaten
nach dem Auftreten des letzten Seu-
chenherdes in dem genannten Gebiet
erforderlich. Gegebenenfalls können die
Durchführungsbestimmungen zu diesem
Absatz nach dem Verfahren des Arti-
kels 12 erlassen werden."

e) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 8 a

Bezüglich des seuchenhaften Spätab-
orts der Schweine muß während eines
Übergangszeitraums von drei Jahren ab
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags an
allen lebenden Schweinen, einschließlich
wilden Schweinen, ein serologischer Test
mit negativem Ergebnis durchgeführt
werden, wenn diese aus einem Gebiet
im Sinne des Artikels 2 Buchstabe o, in
dem ein Herd des seuchenhaften Spätab-
orts der Schweine amtlich festgestellt
wurde, nach Schweden versandt werden
sollen. Dieser Test ist während eines
Zeitraums von zwölf Monaten nach dem
Auftreten des letzten Seuchenherdes in
dem genannten Gebiet erforderlich. Die
Durchführungsbestimmungen zu diesem
Artikel werden nach dem Verfahren des
Artikels 12 erlassen."

f) Dem Artikel 9 werden folgende Absätze
hinzugefügt:

„(4) Die Kommission prüft sobald wie
möglich die von Schweden vorgelegten

Programme hinsichtlich der infektiösen
Rinder-Rhinotracheitis/infektiösen pu-
stulären Vulvovaginitis (IBR/IPV) der
Rinder und der Aujeszky-Krankheit der
Schweine. Im Anschluß an diese Prü-
fung, und wenn es sich aufgrund der
Prüfung als erforderlich erweist, können
die Bestimmungen des Absatzes 2 zur
Anwendung gelangen. Die entsprechen-
den Beschlüsse nach Absatz 2 werden
sobald wie möglich erlassen. Bis zum
Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden
während eines Zeitraums von einem Jahr
nach dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags seine vor diesem Zeitpunkt
geltenden innerstaatlichen Regeln hin-
sichtlich der genannten Krankheiten
anwenden. Der vorstehend genannte
Zeitraum eines Jahres kann erforderli-
chenfalls nach dem Verfahren des
Artikels 12 verlängert werden.

(5) Die Kommission prüft das von
Österreich vorgelegte Programm hin-
sichtlich der infektiösen Rinder-Rhino-
tracheitis/infektiösen pustulären Vulvo-
vaginitis (IBR/IPV) der Rinder. Im
Anschluß an diese Prüfung, und wenn
es sich aufgrund der Prüfung als
erforderlich erweist, können die Bestim-
mungen des Absatzes 2 zur Anwendung
gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse
nach Absatz 2 werden vor dem Inkraft-
treten des Beitrittsvertrags erlassen.

(6) Die Kommission prüft die von
Finnland und Norwegen vorgelegten
Programme hinsichtlich der infektiösen
Rinder-Rhinotracheitis/infektiösen pu-
stulären Vulvovaginitis (IBR/IPV) der
Rinder und der Aujeszky-Krankheit der
Schweine. Im Anschluß an diese Prü-
fung, und wenn es sich aufgrund der
Prüfung als erforderlich erweist, können
die Bestimmungen des Absatzes 2 zur
Anwendung gelangen. Die entsprechen-
den Beschlüsse nach Absatz 2 werden
vor dem Inkrafttreten des Beitrittsver-
trags erlassen."

g) Dem Artikel 10 werden folgende Absät-
ze angefügt:

„(4) Die Kommission prüft sobald wie
möglich die von Schweden mitgeteilte
Begründung hinsichtlich der Paratuber-
kulose, der Leptospirose (leptospirosa
harjo), der Kampylobakteriose (génitale
Form), der Trichomonose (fötale Infek-
tion) der Rinder sowie der transmissiblen
Gastroenteritis, der Leptospirose (lepto-
spirosa pomona) und des epidemischen
Ferkeldurchfalls. Im Anschluß an diese
Prüfung, und wenn es sich aufgrund der
Prüfung als erforderlich erweist, können
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die Bestimmungen des Absatzes 2 zur
Anwendung gelangen. Die entsprechen-
den Beschlüsse nach Absatz 2 werden
sobald wie möglich erlassen. Bis zum
Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden
während eines Zeitraums von einem Jahr
nach dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags seine vor diesem Zeitpunkt
geltenden innerstaatlichen Regeln hin-
sichtlich der genannten Krankheiten
anwenden. Der vorstehend genannte
Zeitraum eines Jahres kann erforderli-
chenfalls nach dem Verfahren des
Artikels l2 verlängert werden.

(5) Die Kommission prüft die von
Finnland und Norwegen mitgeteilten
Begründungen hinsichtlich der infektiö-
sen Rinder-Rhinotracheitis /infektiösen
pustulären Vulvovaginitis (IBR/IPV)
der Rinder und der Aujeszky-Krankheit
der Schweine. Im Anschluß an diese
Prüfung, und wenn es sich aufgrund der
Prüfung als erforderlich erweist, können
die Bestimmungen des Absatzes 2 zur
Anwendung gelangen. Die entsprechen-
den Beschlüsse nach Absatz 2 werden
vor dem Inkrafttreten des Beitrittsver-
trags erlassen!"

h). Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 10 a

(1) Bis zum Inkrafttreten der Ände-
rungen dieser Richtlinie gelten hinsicht-
lich Salmonellen bei für die Verbringung
nach Finnland, Norwegen und Schwe-
den bestimmten Rindern, Zucht-, Nutz-
und Schlachtschweinen am Bestim-
mungsort die Regeln der von diesen
Mitgliedstaaten angewandten operatio-
nellen Programme. Wird festgestellt, daß
diese Tiere positiv sind, so gelten für sie
dieselben Maßnahmen wie für Tiere aus
diesen Mitgliedstaaten. Diese Maßnah-
men gelten nicht für Tiere aus Betrieben,
für die ein nach dem Verfahren des
Artikels 12 als gleichwertig anerkanntes
Programm angewandt wird.

(2) Die Garantien nach Absatz l sind
nur anwendbar, nachdem die Kommis-
sion ein operationelles Programm gebil-
ligt hat, das von Finnland, Norwegen
und Schweden vorgelegt wird. Die
Beschlüsse der Kommission müssen vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
erlassen werden, damit die operationel-
len Programme und die Garantien nach
Absatz l ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags anwendbar sind."

i) In Anlage B Nummer 12 wird folgender
Wortlaut hinzugefügt:

,,m) Österreich. Bundesanstalt für Tier-
seuchenbekämpfung, Mödling

n) Finnland: Central Laboratory, Tuber-
culin Section, Weybridge, England

o) Norwegen. Veterinaerinstituttet, Oslo
p) Schweden. Statens veterinärmedicin-

ska anstatt, Uppsala"
j) In Anlage C Nummer 9 wird folgender

Wortlaut hinzugefügt:
,,m) Österreich: Bundesanstalt für Tier-

seuchenbekämpfung, Mödling
n) Finnland. 'Eläinlääkintä- ja elintarvi-

kelaitos, Helsinki/Anstalten for vete-
rinärmedicin och livsmedel, Helsing-
fors

o) Norwegen: Veterinzrinstituttet, Oslo
p) Schweden: Statens veterinärmedicin-

ska anstalt, Uppsala"
k) In Anlage F wird in Anmerkung 4 zu

Muster I, in Anmerkung 5 zu Muster II,
in Anmerkung 4 zu Muster III und in
Anmerkung 5 zu Muster IV jeweils
nachstehender Wortlaut hinzugefügt:

,,m) Österreich: Amtstierarzt
n) Finnland: kunnaheläinlääkäri oder

kaupungineläinlääkäri oder läänine-
läinlääkäri/ kommunalveterinär oder
stadsveterinär oder länsveterinär

o) Norwegen: distriktsveterinasr
p) Schweden: länsveterinär, distriktsve-

terinär oder gränsveterinär"
1) In Anlage G Kapitel II Abschnitt A

Nummer 2 wird nachstehender Wortlaut
hinzugefügt:

„m) Österreich: Bundesanstalt für Tier-
seuchenbekämpfung, Mödling

n) Finnland: Eläinlääkintä- ja elintarvi-
kelaitos, Helsinki/Anstalten for vete-
rinärmedicin och livsmedel, Helsing-
fors

o) Norwegen: Veterinzrinstituttet, Oslo
p) Schweden: Statens veterinärmedicin-

ska anstalt, Uppsala"

2. 391 L 0068: Richtlinie 91/68/EWG des
Rates vom 28. Januar 1991 zur Regelung
tierseuchenrechtlicher Fragen beim innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Scha-
fen und Ziegen (ABl. Nr. L 46 vom 19. 2.
1991, S. 19).
a) Dem Artikel 8 wird folgender Absatz

hinzugefügt:
„(4) Die Kommission prüft sobald wie

möglich die von Schweden mitgeteilte
Begründung hinsichtlich der Paratuber-
kulose des Schafs und der infektiösen
Agalaktie des Schafs. Im Anschluß an
diese Prüfung, und wenn es sich
aufgrund der Prüfung als erforderlich
erweist, können die Bestimmungen des
Absatzes 2 zur Anwendung gelangen.
Die entsprechenden Beschlüsse nach
Absatz 2 werden ' sobald wie möglich
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erlassen. Bis zum Erlaß dieser Beschlüsse
kann Schweden während eines Zeit-
raums von einem Jahr nach dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags seine
vor diesem Zeitpunkt geltenden inner-
staatlichen Regeln hinsichtlich der
genannten Krankheiten anwenden. Der
vorstehend genannte Zeitraum eines
Jahres kann erforderlichenfalls nach
dem Verfahren des Artikels 15 verlän-
gert werden." .

b) Folgender Artikel wird eingefügt:
,,Artikel 8 a

Auf Antrag Finnlands und Norwegens
nimmt die Kommission für die Zwecke
der Anwendung der Artikel 7 und 8 die
erforderlichen Untersuchungen auf die
in Anhang B Abschnitte II und III
genannten Krankheiten vor, damit die
entsprechenden Beschlüsse erforderli-
chenfalls nach dem Verfahren des
Artikels 15 vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags erlassen werden kön-
nen."

c) In Anhang A Kapitel l Abschnitt II
Nummer 2 Ziffer i wird folgender Satz
angefügt:
„Diese Bestimmung wird vor dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags im
Hinblick auf ihre etwaige Abänderung
überprüft; die Abänderung erfolgt nach
dem Verfahren des Artikels 15."

3. 390 L 0426: Richtlinie 90/426/EWG des
Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Vorschriften für das
Verbringen von Equiden und für ihre
Einfuhr aus Drittländern (ABl. Nr. L 224
vom 18. 8. 1990, S. 42), geändert durch.
— 390 L 0425: Richtlinie 90/425/EWG

des Rates vom 26. Juni 1990 (ABl.
Nr. L 224 vom 18. 8. 1990, S. 29).

— 391 L 0496: Richtlinie 91/496/EWG
des Rates vom 15. Juli 1991 (ABl.
Nr. L 268 vom 24. 9 1991, S. 56).

— 392 D 0130: Entscheidung 92/130/
EWG der Kommission vom 13. Februar
1992 (ABl. Nr. L 47 vom 22. 2. 1992,
S. 26).

— 392 L 0036: Richtlinie 92/36/EWG des
Rates vom 29 April 1992 (ABl.
Nr. L 157 vom 10. 6. 1992, S. 28).

In Anhang C wird in Fußnote (c) am
Seitenende folgender Wortlaut angefügt:
„in Österreich: „Amtstierarzt",
in Finnland, „kunnaneläinlääkäri oder kau-

pungineläinlääkäri oder lääni-
neläinlääkäri/kommunalveteri-
när oder stadsveterinär oder
länsveterinär"

in Norwegen: „distriktsveterinaer"

in Schweden: „länsveterinär, distriktsveteri-
när oder gränsveterinär" "

4. 390 L 0539: Richtlinie 90/539/EWG des
Rates vom 15. Oktober 1990 über die
tierseuchenrechtlichen Bedingungen für den
innergemeinschaftlichen Handel mit Geflü-
gel und Bruteiern und für ihre Einfuhr aus
Drittländern (ABl. Nr. L 303 vom 31. 10.
1990, S. 6), geändert durch:
— 391 L 0494: Richtlinie 91/494/EWG

des Rates vom 26. Juni 1991 (ABl.
Nr. L 268 vom 24. 9 1991, S. 35).

— 392 D 0369: Entscheidung 92/369/
EWG der Kommission vom 24. Juni
1992 (ABl. Nr. L 195 vom 14. 7 1992,
S. 25).

— 393 L 0120: Richtlinie 93/120/EG des
Rates vom 22. Dezember 1993 (ABl.
Nr. L 340 vom 31. 12. 1993, S. 35).

a) Dem Artikel 5 wird folgender Buch-
stabe angefügt:

,,d) muß bezüglich Salmonellen das für
Finnland, Norwegen und Schweden
bestimmte Geflügel den nach den
Artikeln 9 a, 9 b und 10 b festgeleg-
ten Bedingungen entsprechen."

b) Die folgenden Artikel werden eingefügt:
„Artikel 9 a

(1) Finnland, Norwegen und Schwe-
den können hinsichtlich Salmonellen der
Kommission ein operationelles Pro-
gramm über die Zuchtgeflügelbestände
sowie über die zur Aufnahme in die
Zuchtgeflügelbestände und die Nutzge-
flügelbestände bestimmten Eintagsküken-
bestände vorlegen.

(2) Die Kommission prüft die opera-
tioneilen Programme. Im Anschluß an
diese Prüfung und wenn es sich auf-
grund der Prüfung als erforderlich
erweist, legt die Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 32 die allgemei-
nen oder beschränkten Zusatzgarantien
fest, die für Sendungen nach Finnland,
Norwegen und Schweden verlangt
werden können. Diese Garantien müs-
sen denjenigen entsprechen, die Finn-
land, Norwegen und Schweden jeweils
im innerstaatlichen Rahmen anwenden.
Die entsprechenden Beschlüsse werden
vor dem Inkrafttreten des Beitrittsver-
trags erlassen.

Artikel 9 b
(1) Finnland, Norwegen und Schwe-

den können hinsichtlich Salmonellen bis
zum Erlaß einer Gemeinschaftsregelung
der Kommission ein operationelles
Programm über die Legehennenbestän-
de (Nutzgeflügel, das im Hinblick auf
die Erzeugung von Eiern zum mensch-
lichen Verzehr gezogen wird) vorlegen.
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(2) Die Kommission prüft die opera-
tionellen Programme. Im Anschluß an
diese Prüfung und wenn es sich auf-
grund der Prüfung als erforderlich
erweist, legt die Kommission nach dem
Verfahren des Artikels 32 die allgemei-
nen oder beschränkten Zusatzgarantien
fest, die für Sendungen nach Finnland,
Norwegen und Schweden verlangt
werden können. Diese Garantien müs-
sen denjenigen entsprechen, die Finn-
land, Norwegen und Schweden jeweils
im innerstaatlichen Rahmen anwenden.
Des weiteren wird bei diesen Garantien
die Stellungnahme des Wissenschaftli-
chen Veterinärausschusses hinsichtlich
der Serotypen von Salmonellen einge-
holt, die in das Verzeichnis der invasiven
Serotypen für Geflügel aufzunehmen
sind. Die entsprechenden Beschlüsse
werden vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags erlassen."

c) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 10 b

(1) Die Sendungen von Schlachtge-
flügel nach Finnland, Norwegen und
Schweden werden hinsichtlich Salmonel-
len für die nicht in Anhang II Kapitel III
Abschnitt A genannten Serotypen in dem
Herkunftsbetrieb einem mikrobiologi-
schen Stichprobentest nach den vom
Rat auf Vorschlag der Kommission vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
festzulegenden Regeln unterzogen.

(2) Der Umfang des in Absatz l
genannten Tests und die anzuwendenden
Methoden müssen anhand der Stellung-
nahme des Wissenschaftlichen Veterinär-
ausschusses und anhand des operationel-
len Programms, das Finnland, Norwegen
und Schweden der Kommission vorzule-
gen haben, festgelegt werden.

(3) Der in Absatz l genannte Test
wird nicht für Schlachtgeflügel durch-
geführt, das aus einem Betrieb stammt,
für das ein nach dem Verfahren des
Artikels 32 als dem des Absatzes 2
gleichwertig anerkanntes Programm gilt."

d) Dem Artikel 12 Absatz 2 wird folgender
Unterabsatz hinzugefügt:

„Hinsichtlich Finnlands, Norwegens
und Schwedens werden die entsprechen-
den Beschlüsse zu dem Status „nicht
gegen die Newcastle-Krankheit impfende
Zone" nach dem Verfahren des Arti-
kels 32 vor dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Beitrittsvertrags erlassen."

e) Dem Artikel 13 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(4) Die Kommission prüft sobald wie
möglich das von Schweden vorgelegte

Programm hinsichtlich der infektiösen
Bronchitis (I.B.). Im Anschluß an diese
Prüfung, und wenn es sich aufgrund der
Prüfung als erforderlich erweist, können
die Bestimmungen des Absatzes 2 zur
Anwendung gelangen. Die entsprechen-
den Beschlüsse nach Absatz 2 werden
sobald wie möglich erlassen. Bis zum
Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden
während eines Zeitraums von einem Jahr
nach dem Inkrafttreten des Beitritts-

ver t rags seine vor diesem Zeitpunkt
geltenden innerstaatlichen Regeln hin-
sichtlich der genannten Krankheiten
anwenden. Der vorstehend genannte
Zeitraum eines Jahres kann erforderli-
chenfalls nach dem Verfahren des
Artikels 32 verlängert werden."

f) Dem Artikel 14 wird folgender Absatz
hinzugefügt:

„(4) Die Kommission prüft sobald wie
möglich die von Schweden mitgeteilte
Begründung hinsichtlich der infektiösen
Rhinotracheitis der Pute (TRT) bzw des
Kopfschwellungssyndroms (SHS), der
infektiösen Laryngotracheitis (ILT), des
Eierverlust-Syndroms 76 (EDS 76) und
der Hühnerpocken. Im Anschluß an diese
Prüfung, und wenn es sich aufgrund der
Prüfung als erforderlich erweist, können
die Bestimmungen des Absatzes 2 zur
Anwendung gelangen. Die entsprechen-
den Beschlüsse nach Absatz 2 werden
sobald wie möglich erlassen. Bis zum
Erlaß dieser Beschlüsse kann Schweden
während eines Zeitraums von einem Jahr
nach dem Inkrafttreten des Beitrittsver-
trags seine vor diesem Zeitpunkt geltenden
innerstaatlichen Regeln hinsichtlich der
genannten Krankheiten anwenden. Der
vorstehend genannte Zeitraum eines
Jahres kann erforderlichenfalls nach dem
Verfahren des Artikels 32 verlängert
werden."

g) In Anhang I Nummer l wird folgender
Wortlaut angefügt:
„Österreich. Bundesanstalt für Virusseu-

chenbekämpfung bei Haus-
tieren, Wien-Hetzendorf

Finnland. Eläinlääkintä- ja elintarvi-
kelaitos, Helsinki/Anstalten
för veterinärmedicin och
livsmedel, Helsingfors

Norwegen. Veterinaerinstituttet, Oslo
Schweden: Statens veterinàrmedicinska

anstalt, Uppsala"

5. 391 L 0067: Richtlinie 91/67/EWG des
Rates vom 28. Januar 1991 betreffend die
tierseuchenrechtlichen Vorschriften für die
Vermarktung von Tieren und anderen
Erzeugnissen der Aquakultur (ABl.
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Nr. L 46 vom 19. 2. 1991, S. 1), geändert
durch :
— 393 L 0054: Richtlinie 93/54/EWG des

Rates vom 24. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 175 vom 19. 7 1993, S. 34).

a) Dem Artikel 12 wird folgender Absatz
angefügt:

„(4) Die Kommission prüft sobald wie
möglich die von Schweden vorgelegten
Programme hinsichtlich, der infektiösen
Pankreasnekrose (IPN), ,der bakteriellen
Niererierkrankung (BKD), der Furunku-
lose und der Yersiniose oder enterischen
Rotmaulkrankheit (ERM). Im Anschluß
an diese Prüfung, und wenn es sich
aufgrund der Prüfung als erforderlich
erweist, können die Bestimmungen des
Absatzes 2 zur Anwendung gelangen.
Die entsprechenden Beschlüsse nach
Absatz 2 werden sobald wie möglich
erlassen. Bis zum Erlaß dieser Beschlüsse
kann Schweden während eines Zeit-
raums von einem Jahr nach dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags seine
vor diesem Zeitpunkt geltenden inner-
staatlichen Regeln hinsichtlich der
genannten Krankheiten anwenden. Der
vorstehend genannte Zeitraum eines
Jahres kann erforderlichenfalls nach
dem Verfahren des Artikels 26 verlän-
gert werden."

b) Dem Artikel 13 wird folgender Absatz
angefügt:

„(4) Die Kommission prüft sobald wie
möglich die von Schweden mitgeteilte
Begründung hinsichtlich der Frühjahres-
virämie der Karpfen (SVC). Im
Anschluß an diese Prüfung, und wenn
es sich aufgrund der Prüfung als
erforderlich erweist, können die Bestim-
mungen des Absatzes 2 zur Anwendung
gelangen. Die entsprechenden Beschlüsse
nach Absatz 2 werden sobald wie
möglich erlassen. Bis zum Erlaß dieser
Beschlüsse kann Schweden während
eines Zeitraums von einem Jahr nach
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
seine vor diesem Zeitpunkt geltenden
innerstaatlichen Regeln hinsichtlich der
genannten Krankheiten anwenden. Der
vorstehend genannte Zeitraum eines
Jahres kann erforderlichenfalls nach
dem Verfahren des Artikels 26 verlän-
gert werden."

c) Die folgenden Artikel werden eingefügt:
„Artikel 28 a

Was Fische, ihre Eier und Gameten
zur Aufzucht oder Wiederaufstockung
anbelangt, so sind Sendungen von oder
nach Finnland während einer Über-
gangszeit von drei Jahren ab dem

Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bei-
trittsvertrags nicht gestattet.

Artikel 28 b
Was Fische und Krebstiere zur Auf-

zucht oder Wiederaufstockung anbe-
langt, so sind Sendungen aus oder nach
Norwegen während einer Übergangszeit
von einem Jahr ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags nicht gestattet. Auf
Antrag Norwegens wird dieser Zeit-
raum nach dem Verfahren des Arti-
kels 26 jeweils um ein Jahr verlängert.
Die Übergangszeit beträgt höchstens
fünf Jahre ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags.

Artikel 28 c
Nach dem Verfahren des Artikels 26

können die entsprechenden Beschlüsse
erlassen werden, um die von Finnland,
Norwegen und Schweden im Hinblick
auf die in Anhang A Liste II genannten
Krankheiten vorgelegten Programme zu
genehmigen. Diese Beschlüsse treten je
nach Lage des Falles mit dem Beitritt
oder während der Übergangszeiten nach
den Artikeln 28 a und 28 b in Kraft.
Diesbezüglich wird die Vierjahresfrist
nach Anhang B Abschnitt I Buchstabe B
für Finnland auf drei Jahre mit zwei
Tests je landwirtschaftlichen Betrieb
während dieses Zeitraums verkürzt. In
bezug auf Norwegen wird den histori-
schen Daten für die infektiöse hämato-
poetische Nekrose (IHN) und die
hämorrhagische Virusseptikämie (SHV)
Rechnung getragen."

6. 392 L 0065: Richtlinie 92/65/EWG des
Rates vom 13. Juli 1992 über die tier-
seuchenrechtlichen Bedingungen für den
Handel mit Tieren, Samen, Eizellen und
Embryonen in der Gemeinschaft sowie für
ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie
diesbezüglich nicht den spezifischen
Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A
Abschnitt I der Richtlinie 90/425/EWG
unterliegen (ABl. Nr. L 268 vom 14. 9
1992, S. 54).
a) Dem Artikel 3 wird folgender Absatz

hinzugefügt:
„Bis zum Erlaß einschlägiger Gemein-

schaftsbestimmungen kann Schweden
seine innerstaatlichen Vorschriften in
bezug auf für Schweden bestimmte
Schlangen und andere Reptilien beibe-
halten."

b) Dem Artikel 6 Abschnitt A Nummer 2
Buchstabe b wird folgender Satz hin-
zugefügt:

„Bei diesen Festlegungen wird der Fall
der in den arktischen Regionen der
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Gemeinschaft gehaltenen Wiederkäuer
berücksichtigt."

c) Dem Artikel 6 Abschnitt A Nummer 2
wird folgender Buchstabe hinzugefügt:

„c) Bestimmungen über die Leukose
können nach dem Verfahren des
Artikels 26 erlassen werden."

d) Dem Artikel 6 Abschnitt A Nummer 3
werden folgende Buchstaben hinzuge-
fügt:

„e) Hinsichtlich der vesikulären Schwei-
nekrankheit muß während einer
Übergangszeit von drei Jahren ab
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
ein serologischer Test mit negativem
Ergebnis an Schweinen durchgeführt
werden, die aus einem Gebiet im
Sinne des Artikels 2 Buchstabe o der
Richtlinie 64/432/EWG, in dem ein
Herd der vesikulären Schweinekrank-
heit aufgetreten ist, nach Finnland
versandt werden sollen. Dieser Test
ist während eines Zeitraums von
zwölf Monaten nach dem Auftreten
des letzten Seuchenherdes in dem
genannten Gebiet erforderlich.

f) Hinsichtlich der klassischen Schwei-
nepest muß während einer Übergangs-
zeit von drei Jahren ab dem Inkraft-
treten des Beitrittsvertrags ein serolo-
gischer Test mit negativem Befund an
allen Schweinen durchgeführt werden,
die aus einem Gebiet im Sinne des
Artikels 2 Buchstabe o der Richtlinie
64/432/EWG, in dem ein Seuchen-
herd der klassischen Schweinepest
aufgetreten ist, nach Finnland, Nor-
wegen und Schweden versandt wer-
den sollen. Dieser Test ist während
eines Zeitraums von zwölf Monaten
nach dem Auftreten des letzten
Seuchenherdes in dem genannten
Gebiet erforderlich. Die Durchfüh-
rungsbestimmungen zu diesen Buch-
staben können nach dem Verfahren
des Artikels 26 erlassen werden.

g) Hinsichtlich des seuchenhaften Spät-
aborts der Schweine muß während
einer Übergangszeit von drei Jahren
ab dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags ein serologischer Test mit
negativem Ergebnis an Schweinen
durchgeführt werden, die aus einem
Gebiet im Sinne des Artikels 2 Buch-
stabe o der Richtlinie 64/432/EWG,
in dem ein Herd des seuchenhaften
Spätaborts der Schweine aufgetreten
ist, nach Schweden versandt werden
sollen. Dieser Test ist während eines
Zeitraums von zwölf Monaten nach
dem Auftreten des letzten Seuchen-

herdes in dem genannten Gebiet
erforderlich. Die Durchführungsbe-
stimmungen zu diesen Buchstaben
werden nach dem Verfahren des
Artikels 26 erlassen."

e) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 10 a

Hinsichtlich der Tollwut werden die
Artikel 9 und 10 nach dem Verfahren
des Artikels 26 nach Vorlage der ent-
sprechenden Begründungen so geändert,
daß der Lage Finnlands, Norwegens und
Schwedens Rechnung getragen wird, um
auf sie gleiche Bestimmungen anzuwen-
den, wie sie für Mitgliedstaaten in einer
entsprechenden Lage gelten."

f) Dem Artikel 13 Absatz 2 wird folgender
Buchstabe angefügt:

„e) Für Schweden gilt eine Frist von zwei
Jahren ab dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Beitrittsvertrags, um die
Maßnahmen hinsichtlich der Einrich-
tungen, Institute oder Zentren umzu-
setzen."

g) Dem Artikel 22 wird folgender Absatz
angefügt:

„Anhang B wird vor dem Inkrafttreten
des Beitrittsvertrags überprüft, insbeson-
dere um die Liste der Krankheiten so zu
ändern, daß jene aufgenommen werden,
für die Wiederkäuer und Schweine
empfänglich sind sowie jene, die durch
Sperma, Eizellen und Embryonen von
Schafen übertragen werden können."

h) In Anhang C Nummer 2 Buchstabe a
wird folgender Wortlaut angefügt:
„Ein Mitgliedstaat kann jedoch von der
Kommission ermächtigt werden, die
Verbringung von Tieren anderen
Ursprungs in zugelassene Einrichtun-
gen, Institute oder Zentren zu gestat-
ten, wenn die zuständige Behörde für
diese Tiere sonst keine zufriedenstellen-
de Lösung finden kann. Der Mitglied-
staat legt der Kommission einen Plan
vor, in dem die für diesen Fall
anwendbaren zusätzlichen Garantien
aufgeführt sind.

7 372 L 0461: Richtlinie 72/461/EWG des
Rates vom 12. Dezember 1972 zur Rege-
lung viehseuchenrechtlicher Fragen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr
mit frischem Fleisch (ABl. Nr. L 302 vom
31. 12. 1972, S. 24), zuletzt geändert durch:
— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG

des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).

Im Anhang wird unter Nummer 2 folgende
Abkürzung hinzugefügt:

ETY"
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B. BEKÄMPFUNGSMASSNAHMEN

1. 385 L 0511: Richtlinie 85/511/CEE des
Rates vom 18. November 1985 zur Ein-
führung von Maßnahmen der Gemeinschaft
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseu-
che (ABl. Nr. L 315 vom 26.11. 1985,
S. 11), geändert durch:
— 390 L 0423: Richtlinie 90/423/EWG

des Rates vom .26. Juni 1990 (ABl.
Nr. L 224 vom 18. 8. 990, S. 13)

— 392 D 0380: Entscheidung 92/380/
EWG der Kommission vom 2. Juli
1992 (ABL. Nr. L 198 vom 17 7 1992,
S. 54).

a) In Anhang A wird folgender Wortlaut
angefügt:
„Schweden: Statens veterinärmedicinska

anstalt, Uppsala"
b) In Anhang B wird folgender Wortlaut

angefügt:
„Österreich: Bundesanstalt für Virusseu-

chenbekämpfung bei Haus-
tieren, Wien-Hetzendorf

Finnland: Statens Veterinaere Institut
for virusforskning, Lind-
holm, Dänemark
Animal Virus Research
Institute, Pirbright Woking,
Surrey, Vereinigtes König-
reich

Norwegen: Statens Veterinaere Institut
for Virusforskning, Lind-
holm, Dänemark
Animal Virus Research
Institute, Pirbright Woking,
Surrey, Vereinigtes König-
reich

Schweden: Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

2. 380 L 0217: Richtlinie 80/217/EWG des
Rates vom 22. Januar 1980 über Maß-
nahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung
der klassischen Schweinepest (ABl. Nr. L 47
vom 21. 2. 1980, S. 11), zuletzt geändert
durch:
— 393 D 0384: Entscheidung 93/384/

EWG des Rates vom 14. Juni 1993
(ABl. Nr. L 166 vom 8. 7 1993, S. 34).

In Anhang II wird nach „Portugal: Labora-
torio Nacional de Investigacäo Veterinaria
— Lisboa" folgender Wortlaut angefügt:
„Österreich: Bundesanstalt für Virusseu-

chenbekämpfung bei Haustie-
ren, Wien-Hetzendorf

Finnland: Statens Veterinaere Institut for
virusforskning, Lindholm,
Dänemark

Norwegen: Statens Veterinaere Institut for
virusforskning, Lindholm,
Dänemark

Schweden: Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

3. 392 L 0035: Richtlinie 92/35/EWG des
Rates vom 29. April 1992 zur Festlegung
von Kontrollregeln und Maßnahmen zur
Bekämpfung der Pferdepest (ABl. Nr. L 157
vom 10. 6. 1992, S. 19)

In Anhang I Teil A wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Österreich

Finnland

Norwegen

Schweden

Bundesanstalt für Virusseu-
chenbekämpfung,
Wien-Hetzendorf

Statens Veterinaere Institut
for Virusforskning,
Lindholm
DK-4771 Kalvehave

Statens Veterinaere Institut
for Virusforskning,
Lindholm
DK-4771 Kalvehave

Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

4. 392 L 0040: Richtlinie 92/40/EWG des
Rates vom 19. Mai 1992 mit Gemeinschafts-
maßnahmen zur Bekämpfung der Geflügel-
pest (ABl. Nr. L 167 vom 22. 6. 1992, S. 1)

Im Anhang IV wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Österreich Bundesanstalt für Virusseu-
chenbekämpfung,
Wien-Hetzendorf

Finnland Eläinlääkintä- ja elintarvikel-
aitos,
Helsinki/Anstalten for vete-
rinärmedicin och
livsmedel, Helsingfors

Norwegen Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala,
Schweden

Schweden Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

5. 392 L 0066: Richtlinie 92/66/EWG des
Rates vom 14. Juli 1992 über Gemein-
schaftsmaßnahmen zur Bekämpfung der
Newcastle-Krankheit (ABl. Nr. L 260 vom
5. 9. 1992, S. 1)
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In Anhang IV wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Österreich

Finnland

Norwegen

Schweden

Bundesanstalt für Virusseu-
chenbekämpfung,
Wien-Hetzendorf

Eläinlääkintä- ja elintarvikel-
aitos,
Helsinki/Anstalten för vete-
rinärmedicin och
livsmedel, Helsingfors

Veterinzrinstituttet, Oslo

Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

6. 393 L 0053: Richtlinie 93/53/EWG des
Rates vom 24. Juni 1993 zur Festlegung
von Mindestmaßnahmen der Gemeinschaft
zur Bekämpfung bestimmter Fischseuchen
(ABl. Nr. L 175 vom 19. 7. 1993, S. 23)

In Anhang A wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Österreich: Institut für Fischkunde, Veteri-
närmedizinische Universität,
Wien

Finnland: Eläinlääkintä- ja elintarvikelai-
tos, Helsinki/Anstalten för
veterinärmedicin och livsm-
edel, Helsingfors

Norwegen: Veterinaerinstituttet, Oslo

Schweden: Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

7. 392 L 0119: Richtlinie 92/119/EWG des
Rates vom 17. Dezember 1992 mit all-
gemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen zur
Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie
besonderen Maßnahmen bezüglich der
vesikulären Schweinekrankheit (ABl.
Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 69)

In Anhang II Punkt 5 wird folgender
Wortlaut angefügt:

„Österreich: Bundesanstalt für Virusseu-
chenbekämpfung, Wien-Het-
zendorf

Finnland: Eläinlääkintä- ja elintarvikelai-
tos, Helsinki/Anstalten för
veterinärmedicin och livsm-
edel, Helsingfors

Norwegen: Statens Veterinaere Institut for
Virusforskning, Lindholm,
4771-Kalvehave, Dänemark

Schweden: Statens veterinärmedicinska
anstalt, Uppsala"

KAPITEL 3 — öffentliche Gesundheit

1. 364 L 0433: Richtlinie 64/433/EWG des
Rates vom 26. Juni 1964 über die gesund-
heitlichen Bedingungen für die Gewinnung
und das Inverkehrbringen von frischem
Fleisch (ABl. Nr. L 121 vom 29. 7. 1964,
S. 2012/64), geändert durch:
- 391 L 0497: Richtlinie 91/497/EWG

des Rates vom 29. Juli 1991 (ABl.
Nr. L 268 vom 24. 9. 1991, S. 69)

— 392 L 0005: Richtlinie 92/5/EWG des
Rates vom 10. Februar 1992 (ABl.
Nr. L 57 vom 2. 3. 1992, S. 1).
a) Dem Artikel 3 Absatz l Abschnitt A

Buchstabe f Ziffer ii wird folgender
Gedankenstrich angefügt:
„— bei für Finnland, Norwegen und

Schweden bestimmtem Fleisch
eine der Angaben nach An-
hang IV Teil IV dritter Ge-
dankenstrich enthalten muß."

b) Im einleitenden Satz von Artikel 4
Abschnitt A wird nach dem Datum
„1. Januar 1993" folgender Wortlaut
eingefügt:
„— mit Ausnahme Österreichs, Finn-

lands, Norwegens und Schwe-
dens, für die das maßgebliche
Datum der 1. Januar 1995 ist —"

c) Im einleitenden Satz von Artikel 4
Abschnitt A wird nach dem Datum
„31. Dezember 1991" folgender
Wortlaut eingefügt:
„— mit Ausnahme Österreichs, Finn-

lands, Norwegens und Schwe-
dens, für die das maßgebliche
Datum der 31. Dezember 1993
ist — "

d) Dem Artikel 5 werden folgende
Absätze angefügt:

„(3) Bis die in Absatz 2 vorgesehenen
Gemeinschaftsbestimmungen erlassen wer-
den, gelten hinsichtlich Salmonellen bei für
die Verbringung nach Finnland, Norwegen
und Schweden bestimmtem Fleisch folgende
Bestimmungen:

a) Fleischsendungen sind im Herkunfts-
betrieb einem mikrobiologischen
Stichprobentest nach den vom Rat
auf Vorschlag der Kommission vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
zu erlassenden Bestimmungen unter-
zogen worden;

b) i) der Test nach Buchstabe a wird
nicht für Fleischsendungen durch-
geführt, die für einen Betrieb
zwecks Pasteurisierung, Sterilisie-
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rung oder einer vergleichbaren
Behandlung bestimmt sind;

ii) jedoch gelten während eines Zeit-
raums von drei Jahren ab dem
Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
für das unter Ziffer i genannte
Fleisch die Regeln, die in den von
Finnland, Norwegen und Schwe-
den angewandten Operationellen
Programmen vogesehen sind.
Insoweit wird dieses Fleisch den-
selben Maßnahmen unterworfen,
die auf Fleisch mit Ursprung in
Finnland, Norwegen und Schwe-
den anwendbar sind. Vor Ablauf
dieses Dreijahreszeitraums wird
diese Bestimmung überprüft und
gegebenenfalls nach dem Verfah-
ren des Artikels 16 geändert;

c) der unter Buchstabe a vorgesehene
Test wird nicht für Fleisch mit
Herkunft aus einem Betrieb durch-
geführt, in dem ein Programm
anwendbar ist, das nach dem Ver-
fahren des Artikels 16 als ein dem in
Absatz 4 genannten Programm ver-
gleichbares Programm anerkannt
wurde.

(4) Die Garantien nach Absatz 3 sind nur
anwendbar, nachdem die Kommission ein
operationelles Programm gebilligt hat, das
von Finnland, Norwegen und Schweden
vorzulegen ist. Die Beschlüsse der Kommis-
sion müssen vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags erlassen werden, damit die
Operationellen Programme und die Garan-
tien nach Absatz 3 ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags anwendbar sind."

e) In Anhang I Kapitel XI Nummer 50
Buchstabe a erster Gedankenstrich
werden nach „UK" folgende Kenn-
buchstaben eingefügt:
„AT - FI - NO - SE"

f) In Anhang I Kapitel XI Nummer 50
Buchstabe a zweiter Gedankenstrich
und Nummer 50 Buchstabe b dritter
Gedankenstrich wird folgende Abkür-
zung angefügt:
„oder ETY"

g) In Anhang IV Teil IV wird folgender
Gedankenstrich angefügt:
„— für Finnland, Norwegen oder

Schweden bestimmt ist (4):

i) Der Test nach Artikel 5 Absatz 3
Buchstabe a wurde durchgeführt
(4),

ii) das Fleisch ist zur Verarbeitung
bestimmt (4),

iii) das Fleisch stammt aus einem
Betrieb, in dem ein Programm

nach Artikel 5 Absatz 3 Buch-
stabe c anwendbar ist (4)."

2. 391 L 0498: Richtlinie 91/498/EWG des
Rates vom 29. Juli 1991 über die Gewäh
rung von zeitlich und inhaltlich begrenzten
Ausnahmen von den besonderen Hygiene-
vorschriften der Gemeinschaft für die Her-
stellung und das Inverkehrbringen von
frischem Fleisch (ABl. Nr. L 268 vom
24. 9. 1991, S. 105)

a) In Artikel 2 Absatz l wird nach dem
Datum „31. Dezember 1995" folgen-
der Wortlaut eingefügt:
„— mit Ausnahme Norwegens und

Schwedens, für die das maß-
gebliche Datum der 31. De-
zember 1996 ist, sowie Öster-
reichs und Finnlands, für die das
maßgebliche Datum der
31. Dezember 1997 ist — "

b) In Artikel 2 Absatz 2 Unterabsatz 4
wird nach dem Datum „1. Juli 1992"
folgender Wortlaut eingefügt:
„— oder im Falle Österreichs, Finn-

lands, Norwegens und Schwe-
dens ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags — "

3. 371 L 0118: Richtlinie 71/118/EWG des
Rates vom 15. Februar 1971 zur Regelung
gesundheitlicher Fragen beim Handelsver-
kehr mit frischem Geflügelfleisch (ABl.
Nr. L 55 vom 8. 3. 1971, S. 23), geändert
und aktualisiert durch:
— 392 L 0116: Richtlinie 92/116/EWG

des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 1).
a) In Artikel 3 Teil I Abschnitt A Buch-

stabe i wird folgender Gedanken-
strich angefügt:
„— bei Fleisch, das für Finnland,

Norwegen und Schweden
bestimmt ist, ist eine der in
Anhang VI Teil IV Buchstabe e
genannten Angaben beizufügen."

b) Dem Artikel 5 werden folgende
Absätze angefügt:

„(3) Bis die in Absatz 2 vorgesehenen
Gemeinschaftsbestimmungen erlassen wer-
den, gelten hinsichtlich Salmonellen bei für
die Verbringung nach Finnland, Norwegen
und Schweden bestimmtem Fleisch folgende
Bestimmungen :

a) Fleischsendungen sind im Herkunfts-
betrieb einem mikrobiologischen
Stichprobentest nach den vom Rat
auf Vorschlag der Kommission vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
zu erlassenden Bestimmungen unter-
zogen worden;
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b) der Test nach Buchstabe a wird nicht
für Fleisch mit Herkunft aus einem
Betrieb durchgeführt, in dem ein
Programm anwendbar ist, das nach
dem Verfahren des Artikels 16 als ein
dem in Absatz 4 genannten Pro-
gramm vergleichbares Programm
anerkannt wurde.

(4) Die Garantien nach Absatz 3 sind nur
anwendbar, nachdem die Kommission ein
operationelles Programm gebilligt hat, das
von Finnland, Norwegen und Schweden
vorzulegen ist. Die Beschlüsse der Kommis-
sion müssen vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags erlassen werden, damit die
Operationellen Programme und die Garan-
tien nach Absatz 3 ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags anwendbar sind."

c) In Anhang I Kapitel XII Nummer 66
Buchstabe a erster Gedankenstrich
werden folgende Kennbuchstaben
angefügt:
„AT - FI - NO - SE"

d) In Anhang I Kapitel XII Nummer 66
Buchstabe a dritter Gedankenstrich
wird nach „EEF" folgende Abkür-
zung eingefügt:
„oder ETY"

e) In Anhang VI Teil IV wird folgender
Buchstabe angefügt:
„e) wenn das Fleisch für Finnland,

Norwegen und Schweden
bestimmt ist (2):
i) der Test nach Artikel 5

Absatz 3 durchgeführt wurde
(4),

ii) das Fleisch aus einem Betrieb
stammt, in dem ein Programm
nach Artikel 5 Absatz 3 Buch-
stabe b anwendbar ist. (4)"

f) In Anhang VI wird am Seitenende
folgende Fußnote angefügt:
„(4) Nichtzutreffendes streichen."

4. 392 L 0116: Richtlinie 92/116/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1992 zur Ände-
rung und Aktualisierung der Richtlinie 7l/
118/EWG zur Regelung gesundheitlicher
Fragen beim Handelsverkehr mit frischem
Geflügelfleisch (ABl. Nr. L 62 vom 15. 3.
1993, S. 1)

In Artikel 3 werden folgende Absätze
eingefügt:

„(l a) Für Finnland und Norwegen gilt
hinsichtlich bestimmter Betriebe auf ihrem
Gebiet eine Frist bis zum 1. Januar 1996.
Das Fleisch aus diesen Betrieben kann nur in
ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet vermarktet
werden. Finnland und Norwegen setzen die
Kommission von den hinsichtlich dieser

Betriebe erlassenen Vorschriften in Kennt-
nis. Sie übermitteln der Kommission und
den anderen Mitgliedstaaten eine Liste
dieser Betriebe.

(l b) Für Österreich gilt hinsichtlich
bestimmter Betriebe auf seinem Gebiet eine
Frist bis zum 1. Januar 1996. Das Fleisch
aus diesen Betrieben kann nur in seinem
Hoheitsgebiet vermarktet werden. Öster-
reich setzt die Kommission von den
hinsichtlich dieser Betriebe erlassenen Vor-
schriften in Kenntnis. Es übermittelt der
Kommission und den anderen Mitgliedstaa-
ten eine Liste dieser Betriebe. Österreich
kann bestimmten Betrieben eine zusätzliche
Frist bis zum 1. Januar 1998 gewähren,
vorausgesetzt, diese Betriebe haben bei der
zuständigen Behörde vor dem 1. April 1995
einen entsprechenden Antrag gestellt. Die-
sem Antrag ist ein Plan und ein Arbeits-
programm mit den Fristen beizufügen,
innerhalb derer der Betrieb den Anforde-
rungen dieser Richtlinie nachkommen kann.
Österreich übermittelt der Kommission vor
dem 1. Juli 1995 eine Liste der Betriebe,
denen eine zusätzliche Frist gewährt werden
soll. In dieser Liste ist für jeden einzelnen
Betrieb die Art und Dauer der beabsich-
tigten Ausnahme anzugeben. Die Kommis-
sion prüft diese Liste und nimmt sie
erforderlichenfalls mit Änderungen an. Die
Kommission bringt die Liste den Mitglied-
staaten zur Kenntnis."

5. 377 L 0099: Richtlinie 77/99/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 zur Rege-
lung gesundheitlicher Fragen bei der Her-
stellung und dem Inverkehrbringen von
Fleischerzeugnissen und einigen anderen
Erzeugnissen tierischen Ursprungs (ABl.
Nr. L 26 vom 31. 1. 1977, S. 85), geändert
und aktualisiert durch:
— 392 L 0005: Richtlinie 92/5/EWG des

Rates vom 10. Februar 1992 (ABl.
Nr. L 57 vom 2. 3. 1992, S. 1),

geändert durch:
— 392 L 0045: Richtlinie 92/45/EWG des

Rates vom 16. Juni 1992 (ABl.
Nr. L 268 vom 14. 9 1992, S. 35);

— 392 L 0116: Richtlinie 92/116/EWG
des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 1);

— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG
des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).
a) In Artikel 10 Absatz 2 wird nach

dem Datum „1. Januar 1996" folgen-
der Wortlaut eingefügt:

„mit Ausnahme
— Schwedens, für das das maßgebliche

Datum der 1. Januar 1997 ist,
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— Österreichs, Finnlands und Norwegens,
für die das maßgebliche Datum der
1. Januar 1998 ist,"
b) In Artikel 10 Absatz 3 wird nach

dem Datum „1. Januar 1996" folgen-
der Wortlaut eingefügt:
„mit Ausnahme
— Schwedens, für das das maßgeb-

liche Datum der l Januar 1997
ist,

— Österreichs, Finnlands und Nor-
wegens, für die das maßgebliche
Datum der 1. Januar 1998 ist"

c) In Anhang B Kapitel VI Nummer 4
Buchstabe a Ziffer i erster Gedanken-
strich sind nach „UK" folgende
Kennbuchstaben einzufügen.
„AT - FI - NO - SE"

d) In Anhang B Kapitel VI Nummer 4
Buchstabe a Ziffer i zweiter Gedan-
kenstrich wird folgende Abkürzung
angefügt:
„ETY"

e) In Anhang B Kapitel VI Nummer 4
Buchstabe a Ziffer ii dritter Gedan-
kenstrich wird folgende Abkürzung
angefügt:
„ETY"

6. 392 L 0005: Richtlinie 92/5/EWG des
Rates vom 10. Februar 1992 zur Änderung
und Aktualisierung der Richtlinie 77/99/
EWG zur Regelung gesundheitlicher Fragen
beim innergemeinschaftlichen Handelsver-
kehr mit Fleischerzeugnissen sowie zur
Änderung der Richtlinie 64/433/EWG
(ABl. Nr. L 57 vom 2. 3. 1992, S. 1)

In Artikel 3 wird am Ende von Absatz l das
Wort „sowie" eingesetzt und folgender
Gedankenstrich angefügt:

„— bestimmte Betriebe in Schweden, für
die Schweden dieser Richtlinie bis
spätestens zum l Januar 1996 nach-
kommen muß"

7 392 L 0120: Richtlinie 92/120/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1992 über die
Gewährung von zeitlich und inhaltlich
begrenzten Ausnahmen von den besonde-
ren Hygienevorschriften der Gemeinschaft
für die Herstellung und das Inverkehrbrin-
gen bestimmter Erzeugnisse tierischen
Ursprungs (ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993,
S. 86)

In Artikel l Absatz l wird nach dem Datum
„31. Dezember 1995" folgender Wortlaut
eingefügt:

„— mit Ausnahme Österreichs und Norwe-
gens, für die das maßgebliche Datum
der 31. Dezember 1996 ist, sowie

Finnlands, für das das maßgebliche
Datum der 31. Dezember 1997 ist —"

8. 388 L 0657: Richtlinie 88/657/EWG des
Rates vom 14. Dezember 1988 zur Fest-
legung der für die Herstellung und den
Handelsverkehr geltenden Anforderungen
an Hackfleisch, Fleisch in Stücken von
weniger als 100 g und Fleischzubereitungen
sowie zur Änderung der Richtlinien 64/
433/EWG, 71/118/EWG und 72/462/
EWG (ABl. Nr. L 382 vom 31. 12. 1988,
S. 3), geändert durch:
— 392 L 0110: Richtlinie 92/110/EWG

des Rates vom 14. Dezember 1992
(ABl. Nr. L 394 vom 31.12. 1992,
S. 26).

In Artikel 13 Absatz l Unterabsatz l wird
nach dem Datum „1. Januar 1996" folgen-
der Wortlaut eingefügt:

„— mit Ausnahme Finnlands, Norwegens
und Schwedens, für die das maßgeb-
liche Datum der l Januar 1997 ist —"

9. 389 L 0437: Richtlinie 89/437/EWG des
Rates vom 20. Juni 1989 zur Regelung
hygienischer und gesundheitlicher Fragen
bei der Herstellung und Vermarktung von
Eiprodukten (ABl. Nr. L 212 vom 22. 7
1989, S. 87), geändert durch:
— 389 L 0662: Richtlinie 89/662/EWG

des Rates vom 11. Dezember 1989 (ABl.
Nr. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 13);

— 391 L 0684: Richtlinie 91/684/EWG
des Rates vom 19. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 376 vom 31. 12. 1991,
S. 38).
a) Im Anhang Kapitel XI Nummer l

Ziffer i erster Gedankenstrich werden
nach „UK" folgende Kennbuchstaben
angefügt:
„AT - FI - NO - SE"

b) Im Anhang Kapitel XI Nummer l
Ziffer i zweiter Gedankenstrich wird
folgende Abkürzung angefügt:
„ETY"

c) Im Anhang Kapitel XI Nummer l
Ziffer ii dritter Gedankenstrich wird
folgende Abkürzung angefügt:
„ETY"

10. 391 L 0493: Richtlinie 91/493/EWG des
Rates vom 22. Juli 1991 zur Festlegung von
Hygienevorschriften für die Erzeugung und
die Vemarktung von Fischereierzeugnissen
(ABl. Nr. L 268 vom 24. 9. 1991, S. 15).

In Artikel 7 Absatz 2 wird nach dem Datum
„31. Dezember 1995" folgender Wortlaut
angefügt:
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„— mit Ausnahme Finnlands, für das das
maßgebliche Datum der 31. Dezember
1997 ist —"

11. 391 L 0492: Richtlinie 91/492/EWG des
Rates vom 15. Juli 1991 zur Festlegung von
Hygienevorschriften für die Erzeugung und
Vermarktung lebender Muscheln (ABl.
Nr. L 268 vom 24. 9 1991, S. 1)

In Artikel 5 Absatz l Buchstabe a Unterab-
satz 2 wird nach dem Datum
„31. Dezember 1995" folgender Wortlaut
angefügt:
„— mit Ausnahme Schwedens, für das das

maßgebliche Datum der 31. Dezember
1997 ist — "

12. 393 D 0383: Entscheidung 93/383/EWG
des Rates vom 14. Juni 1993 über die
Referenzlaboratorien für die Kontrolle
mariner Biotoxine (ABl. Nr. L 166 vom
8. 7 1993, S. 31)

Dem Anhang wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Für Finnland
— Eläinlääkintä- ja elintarvikelaitos, Hel-

sinki/Anstalten för veterinärmedicin och
livsmedel, Helsingfors; und Tullilabora-
torio/Tullaboratoriet, Espoo

Für Norwegen
— Norges Veterinaerhogskole, Oslo

Für Schweden
— Institutionen för klinisk bakteriologi,

Göteborgs Universitet, Göteborg

Für Österreich
gegebenenfalls ändert die Kommission
diesen Anhang nach Konsultation der
österreichischen Behörden, um ein öster-
reichisches Referenzlaboratorium für die
Kontrolle mariner Biotoxine anzu-
geben."

KAPITEL 4 — Verschiedenes

1.392 L 0046: Richtlinie 92/46/EWG des
Rates vom 16. Juni 1992 mit Hygienevor-
schriften für die Herstellung und Vermark-
tung von Rohmilch, wärmebehandelter
Milch und Erzeugnissen auf Milchbasis
(ABl. Nr. L 268 vom 14. 9. 1992, S. 1),
geändert durch:
— 392 L 0118: Entscheidung 92/118/

EWG des Rates vom 17 Dezember
1992 (ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993,
S. 49).
a) In Artikel 32 Absatz l Unterabsatz l

wird nach dem Datum „1. Januar
1994" folgender Wortlaut eingefügt:

„— mit Ausnahme Schwedens, für
das das maßgebliche Datum der
1. Januar 1996 ist — "

b) In Anhang C Kapitel IV Abschnitt A
Nummer 3 Buchstabe a Ziffer i erster
Gedankenstrich werden nach „UK"
folgende Kennbuchstaben angefügt:
„AT - FI - NO - SE"

c) In Anhang C Kapitel IV Abschnitt A
Nummer 3 Buchstabe a Ziffer i zwei-
ter Gedankenstrich wird folgende
Abkürzung angefügt:
„ETY"

d) In Anhang C Kapitel IV Abschnitt A
Nummer 3 Buchstabe a Ziffer ii drit-
ter Gedankenstrich wird folgende
Abkürzung angefügt:
„ETY"

2. 391 L 0495: Richtlinie 91/495/EWG des
Rates vom 27 November 1990 zur Rege-
lung der gesundheitlichen und tierseuchen-
rechtlichen Fragen bei der Herstellung und
Vermarktung von Kaninchenfleisch und
Fleisch von Zuchtwild (ABl. Nr. L 268
vom 24. 9. 1991, S. 41), geändert durch
— 392 L 0065: Richtlinie 92/65/EWG des

Rates vom 13. Juli 1992 (ABl. Nr. L 268
vom 14. 9. 1992, S. 54);

— 392 L 0116: Richtlinie 92/116/EWG
des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 1).
a) In Artikel 2 Nummer 3 werden nach

dem Wort „Landsäugetiere" folgende
Worte eingefügt:
„einschließlich Rentiere"

b) Dem Artikel 6 Absatz 2 siebter
Gedankenstrich wird folgender Satz
angefügt:

„Jedoch können alle Vorgänge im Zusam-
menhang mit der Schlachtung von Rentieren
nach Maßgabe der Richtlinie 64/433/EWG
in mobilen Schlachtungseinheiten stattfin-
den."

c) In Anhang I Kapitel III Num-
mer 11.1 Buchstabe a erster Gedan-
kenstrich werden folgende Kenn-
buchstaben angefügt:
„AT, FI, NO, SE"

d) In Anhang I Kapitel III Num-
mer 11.1 Buchstabe a dritter Gedan-
kenstrich wird folgende Abkürzung
angefügt:
„ETY"

3. 392 L 0045: Richtlinie 92/45/EWG des
Rates vom 16. Juni 1992 zur Regelung der
gesundheitlichen und tierseuchenrechtlichen
Fragen beim Erlegen von Wild und bei der
Vermarktung von Wildfleisch (ABl.
Nr. L 268 vom 14. 9. 1992, S. 35), geän-
dert durch.
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— 392 L 0116: Richtlinie 92/116/EWG
des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 1).
a) In Artikel 3 Absatz l Buchstabe a

dritter Gedankenstrich wird folgen-
der Satz angefügt:

„Der Rat kann auf Vorschlag der Kommis-
sion besondere Vorschriften für das Sam-
meln von Wild im Falle besonderer Witte-
rungsbedingungen erlassen."

b) In Anhang I Kapitel VII Nummer 2
Buchstabe a Ziffer i erster Gedanken-
strich werden folgende Kennbuch-
staben angefügt:
„AT - FI - NO - SE"

c) In Anhang I Kapitel VII Nummer 2
Buchstabe a Ziffer i dritter Gedan-
kenstrich wird nach „EEG" folgende
Abkürzung angefügt:
„ETY"

4. 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1992 über die
tierseuchenrechtlichen und gesundheitlichen
Bedingungen für den Handel mit Erzeugnis-
sen tierischen Ursprungs in der Gemein-
schaft sowie für ihre Einfuhr in die
Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich
nicht den spezifischen Gemeinschaftsrege-
lungen nach Anhang A Kapitel I der
Richtlinie 89/662/EWG und — in bezug
auf Krankheitserreger — der Richtlinie 90/
425/EWG unterliegen (ABl. Nr. L 62 vom
15. 3. 1993, S. 49)

a) In Artikel 20 Absatz l Unterabsatz l
wird nach dem Datum „1. Januar
1994" folgender Wortlaut eingefügt:
„— mit Ausnahme Norwegens, für

das das maßgebliche Datum der
1. Juli 1995 ist — "

b) In Anhang I Kapitel 14 wird folgen-
der Absatz angefügt:

„Nichtverarbeitete Gülle von Geflügel,
das gegen die Newcastle-Krankheit geimpft
wurde, darf nicht in ein Gebiet versandt
werden, das den Status „nicht gegen die
Newcastle-Krankheit impfende Zone"
gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie
90/539/EWG erhalten hat."

c) In Anhang II Kapitel 2 erster Gedan-
kenstrich wird folgender Wortlaut
angefügt:

„Bis Gemeinschaftsbestimmungen erlassen
werden, gelten hinsichtlich Salmonellen bei
für die Verbringung nach Finnland, Norwe-
gen und Schweden bestimmten Eiern
folgende Bestimmungen:

a) für Eiersendungen können zusätz-
liche allgemeine oder begrenzte
Garantien gelten, die von der Kom-

mission nach dem Verfahren des
Artikels 18 festgelegt werden;

b) die Garantien nach Buchstabe a
gelten nicht für Eier mit Herkunft
aus einem Betrieb, in dem ein
Programm anwendbar ist, das nach
dem Verfahren des Artikels 18 als ein
dem unter Buchstabe c genannten
Programm vergleichbares Programm
anerkannt wurde;

c) Die Garantien nach Buchstabe a sind
nur anwendbar, nachdem die Kom-
mission ein operationelles Programm
gebilligt hat, das von Finnland,
Norwegen und Schweden vorzule-
gen ist. Die Beschlüsse der Kommis-
sion müssen vor dem Inkrafttreten
des Beitrittsvertrags erlassen werden,
damit die Operationellen Programme
und die Garantien nach Buchstabe a
ab dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags anwendbar sind."

5. 392 L 0117: Richtlinie 92/117/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1992 über Maß-
nahmen zum Schutz gegen bestimmte
Zoonosen bzw ihre Erreger bei Tieren
und Erzeugnissen tierischen Ursprungs zur
Verhütung lebensmittelbedingter Infektionen
und Vergiftungen (ABl. Nr. L 62 vom 15. 3.
1993, S. 38)
In Artikel 17 Absatz l Unterabsatz l wird
folgender Satz angefügt:

„Für Norwegen ist das maßgebliche Datum
der 1. Juli 1995."

6. 372 L 0462: Richtlinie 72/462/EWG des
Rates vom 12. Dezember 1972 zur Rege-
lung tierseuchenrechtlicher und gesundheit-
licher Fragen bei der Einfuhr von Rindern,
Schweinen, Schafen und Ziegen, von
frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnis-
sen aus Drittländern (ABl. Nr. L 302 vom
31. 12. 1972, S. 28), geändert durch:
— 392 R 1601: Verordnung (EWG)

Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni
1992 (ABl. Nr. L 173 vom 27 6. 1992,
S. 13).
a) Dem Artikel 6 Absatz 2 Nummer 2

wird folgender Absatz angefügt:

„Norwegen und Schweden können für
einen Übergangszeitraum von drei Jahren ab
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags ihre
Vorschriften über die Einfuhr von Tieren
aus Ländern, die gegen die Maul- und
Klauenseuche impfen, beibehalten."

b) Dem Artikel 14 Absatz 3 wird fol-
gender Buchstabe angefügt:
„Norwegen und Schweden können
für einen Übergangszeitraum von
drei Jahren ab dem Inkrafttreten des



232317 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Beitrittsvertrags ihre Vorschriften
über die Einfuhr von frischem
Fleisch aus Ländern, die gegen die
Maul- und Klauenseuche impfen,
beibehalten."

7 392 L 0102: Richtlinie 92/102/EWG des
Rates vom 27 November 1992 über die
Kennzeichnung und Registrierung von
Tieren (ABl. Nr. L 355 vom 5. 12. 1992,
S. 32)

In Artikel 11 Absatz l wird folgender
Gedankenstrich eingefügt:
„— für Finnland und Norwegen hinsichtlich

der Anforderungen bei Rindern,
Schweinen, Schafen und Ziegen zum
1. Januar 1996. Erforderlichenfalls trifft
die Kommission während der Über-
gangszeit die geeigneten Maßnahmen
nach dem Verfahren des Artikels 18
der Richtlinie 90/425/EWG"

8. 381 D 0651: Beschluß 81/651/EWG der
Kommission vom 30. Juli 1981 zur Ein-
setzung eines Wissenschaftlichen Veterinär-
ausschusses (ABl. Nr. L 233 vom 19. 8.
1981, S. 32), geändert durch:
— 386 D 0105: Beschluß 86/105/EWG

der Kommission vom 25. Februar 1986
(ABl. Nr. L 93 vom 8. 4. 1986, S. 14).

In Artikel 3 wird die Zahl „18" durch „22"
ersetzt.

KAPITEL 5 — Tierschutz
391 L 0628: Richtlinie 91/628/EWG des
Rates über den Schutz von Tieren beim
Transport sowie zur Änderung der Richt-
linien 91/425/EWG und 91/496/EWG
(ABl. Nr. L 340 vom 11. 12. 1991, S. 17),
geändert durch
— 392 D 0438: Entscheidung 92/438/

EWG des Rates vom 13. Juli 1992
(ABl. Nr. L 243 vom 25. 8. 1992, S. 27).
a) Im Anhang Kapitel l Teil A Num-

mer l wird folgender Satz hinzuge-
fügt:
„Schweden kann jedoch während
eines Übergangszeitraums von drei
Jahren ab dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags seine strengeren
nationalen Vorschriften für Trans-
porte von trächtigen Kühen und
neugeborenen Kälbern, deren Ver-
sandort und Bestimmungsort sich in
seinem Hoheitsgebiet befinden, bei-
behalten."

b) Im Anhang Kapitel I Teil C Num-
mer 14 wird folgender Satz hinzuge-
fügt:
„Während eines Übergangszeitraums
von zwei Jahren ab dem Inkrafttreten

des Beitrittsvertrags muß jedoch die
Vorschrift, eine Abdeckung vorzuse-
hen, für den Transport von Rentieren
nicht erfüllt werden. Nach Stellung-
nahme des Wissenschaftlichen Veteri-
närausschusses kann die Kommission
nach dem Verfahren des Artikels 17
beschließen, diese Ausnahmeregelung
beizubehalten."

Zweiter Teil — Anwendungsvorschriften

1. 377 L 0096: Richtlinie 77/96/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 über die
Untersuchungen von frischem Schweine-
fleisch auf Trichinen bei der Einfuhr aus
Drittländern (ABl. Nr. L 26 vom 31.1.
1977, S. 67), geändert durch:
— 381 L 0476: Richtlinie 81/476/EWG

des Rates vom 24. Juni 1981 (ABl.
Nr. L 186 vom 8. 7 1981, S. 20);

— 383 L 0091: Richtlinie 83/91/EWG des
Rates vom 7 Februar 1983 (ABl.
Nr. L 59 vom 5. 3. 1983, S. 34);

— 384 L 0319: Richtlinie 84/319/EWG
der Kommission vom 7 Juni 1984
(ABl. Nr. L 167 vom 27 6. 1984, S. 34);

— 385 R 3768: Verordnung (EWG)
Nr. 3768/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 362
vom 31. 12. 1985, S. 8);

— 389 L 0321: Richtlinie 89/321/EWG
der Kommission vom 22.April 1989
(ABl. Nr. L 133 vom 17 5. 1993, S. 33).
a) In Anhang III Nummer 2 zweiter

Gedankenstrich wird nach der
Abkürzung „EOK" folgende Abkür-
zung eingefügt:
„ETY"

b) In Anhang III Nummer 5 zweiter
Gedankenstrich wird nach der
Abkürzung „EUK" folgende Abkür-
zung eingefügt:
„ETY"

2. 379 D 0542: Entscheidung 79/542/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1979 zur
Aufstellung einer Liste der Drittländer, aus
denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von
Rindern und Schweinen und von frischem
Fleisch zulassen (ABl. Nr. L 146 vom 14. 6.
1979, S. 15), zuletzt geändert durch:
— 394 D 0059: Entscheidung 94/59/EG

der Kommission vom 26. Januar 1994
(ABl. Nr. L 27 vom 1. 2. 19940,S. 53).

Im Anhang werden folgende Eintragungen
gestrichen :

„AT — Österreich"
„FI — Finnland"
„NÖ — Norwegen"
„SE — Schweden"
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3. 380 D 0790: Entscheidung 80/790/EWG
der Kommission vom 25. Juli 1980 über
die viehseuchenrechtlichen Bedingungen und
die tierärztliche Beurkundung bei der Ein-
fuhr vom frischen Fleisch aus Finnland (ABl.
Nr. L 233 vom 4. 9 1980, S. 47), geändert
durch :
— 381 D 0662: Entscheidung 81/622/

EWG der Kommission vom 28. Juli
1981 (ABl. Nr. L 237 vom 22. 8. 1981,
S. 33).

Die Entscheidung 80/790/EWG wird auf-
gehoben.

4. 380 D 0799: Entscheidung 80/799/EWG
der Kommission vom 25. Juli 1980 über
die viehseuchenrechtlichen Bedingungen und
die tierärztliche Beurkundung bei der Ein-
fuhr von frischem Fleisch aus Schweden
(ABl. Nr. L 234 vom 5. 9. 1980, S. 35),
geändert durch:
— 381 D 0662: Entscheidung 81/622/

EWG der Kommission vom 28. Juli
1981 (ABl. Nr. L 237 vom 22. 8. 1981,
S. 33).

Die Entscheidung 80/799/EWG wird auf-
gehoben.

5. 380 D 0800: Entscheidung 80/800/EWG
der Kommission vom 25. Juli 1980 über
die viehseuchenrechtlichen Bedingungen und
die tierärztliche Beurkundung bei der Ein-
fuhr von frischem Fleisch aus Norwegen
(ABl. Nr. L 234 vom 5. 9 1980, S. 38),
geändert durch:
— 381 D 0662: Entscheidung 81/662/

EWG der Kommission vom 28. Juli
1981 (ABl. Nr. L 237 vom 22. 8. 1981,
S. 33).

Die Entscheidung 80/800/EWG wird auf-
gehoben.

6. 382 D 0730: Entscheidung 82/730/EWG
des Rates vom 18. Oktober 1982 über die
Liste der Betriebe in der Republik Öster-
reich, die zur Ausfuhr von frischem Fleisch
nach der Gemeinschaft zugelassen sind
(ABl. Nr. L 311 vom 8. 1. 1982, S. 1)

Die Entscheidung 82/730/EWG wird auf-
gehoben.

7 382 D 0731: Entscheidung 82/731/EWG
des Rates vom 18. Oktober 1982 über die
Liste der Betriebe in der Republik Finnland,
die zur Ausfuhr von frischem Fleisch nach
der Gemeinschaft zugelassen sind (ABl.
Nr. L 311 vom 8.11. 1982, S. 4), in der
geänderten Fassung

Die Entscheidung 82/731/EWG wird auf-
gehoben.

8. 382 D 0736: Entscheidung 82/736/EWG
des Rates vom 18. Oktober 1982 über die
Liste der Betriebe im Königreich Schweden,
die zur Ausfuhr von frischem Fleisch nach
der Gemeinschaft zugelassen sind (ABl.
Nr. L 311 vom 8. 11. 1982, S. 18), in der
geänderten Fassung

Die Entscheidung 82/736/EWG wird auf-
gehoben.

9. 383 D 0421: Entscheidung 83/421/EWG
des Rates vom 29. Juli 1983 über die Liste
der Betriebe des Königreichs Norwegen, die
für die Einfuhr frischen Fleisches in die
Gemeinschaft zugelassen sind (ABl.
Nr. L 238 vom 27 8. 1983, S. 35), in der
geänderten Fassung

Die Entscheidung 83/421/EWG wird auf-
gehoben.

10. 389 X 0214: Empfehlung 89/214/EWG der
Kommission vom 24. Februar 1989 über die
Regeln, die bei Besichtigungen in den für
den innergemeinschaftlichen Handel zuge-
lassenen Fleischlieferbetrieben zu beachten
sind (ABl. Nr. L 87 vom 31. 3. 1989, S. 1)
a) In Anhang I Kapitel X Nummer 49

Buchstabe a erster Gedankenstrich wer-
den in der Spalte „Text der Richtlinie"
nach dem Kennbuchstaben „P" folgende
Kennbuchstaben eingefügt:
„AT/FI/NO/SE"

b) In Anhang I Kapitel X Nummer 49
Buchstabe a zweiter Gedankenstrich
wird in der Spalte „Text der Richtlinie"
folgende Abkürzung angefügt:
„ETY"

c) In Anhang I Kapitel X Nummer 49
Buchstabe b dritter Gedankenstrich
wird in der Spalte „Text der Richtlinie"
folgende Abkürzung angefügt:
„ETY"

11. 390 D 0014: Entscheidung 90/14/EWG der
Kommission vom 20. Dezember 1989 über
die Liste der Drittländer, aus denen die
Mitgliedstaaten die Einfuhr von gefrorenem
Rindersamen zulassen (ABl. Nr. L 8 vom
11. 1. 1990, S. 91), geändert durch.
— 391 D 0276: Entscheidung 91/276/

EWG der Kommission vom 22. Mai
1991 (ABl. Nr. L 135 vom 30. 5. 1991,
S. 58).

Im Anhang werden folgende Ländernamen
gestrichen :

„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"
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12. 390 D 0442: Entscheidung 90/442/EWG
der Kommission vom 25. Juli 1990 zur
Festlegung der Codes für die Meldung von
Viehseuchen (ABl. Nr. L 227 vom 21. 8.
1990, S. 39), geändert durch.
— Entscheidung der Kommission vom

27 11. 1990 (nicht veröffentlicht)
— Entscheidung der Kommission vom

26. 3. 1991 (nicht veröffentlicht).

In Artikel l wird folgender Absatz angefügt:

„Für Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden ergänzt die Kommission die
Codes der Anhänge V und VI dieser
Entscheidung. Die entsprechenden Entschei-
dungen werden vor Inkrafttreten des Bei-
trittsvertrags erlassen."

13. 391 D 0270: Entscheidung 91/270/EWG
der Kommission vom 14. Mai 1991 über
die Liste der Drittländer, aus denen die
Mitgliedstaaten die Einfuhr von Embryonen
von Hausrindern zulassen (ABl. Nr. L 134
vom 29 5. 1991, S. 56)

Im Anhang werden folgende Ländernamen
gestrichen :

„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

14. 391 D 0426: Entscheidung 91/426/EWG
der Kommission vom 22. Juli 1991 zur
Festlegung der Modalitäten für die finan-
zielle Beteiligung der Gemeinschaft am
Aufbau eines informatisierten Netzes zum
Verbund der Veterinärbehörden (ANIMO)
(ABl. Nr. L 234 vom 23. 8. 1991, S. 27),
geändert durch:
— 393 D 0004: Entscheidung 93/4/EWG

der Kommission vom 9. Dezember 199.2
(ABl. Nr. L 4 vom 8. 1. 1993, S. 32).
a) In Artikel l Absatz 2 werden die

Worte „für das gesamte Netz" durch
folgende Worte ersetzt:
„für die Gemeinschaft in ihrer
Zusammensetzung vor dem Inkraft-
treten des Beitrittsvertrags"

b) Folgender Artikel wird eingefügt:

,,Artikel 2 a

(1) Die finanzielle Beteiligung der
Gemeinschaft kann für Österreich, Finn-
land, Norwegen und Schweden nach Maß-
gabe des Artikels l Absatz l gewährt
werden.

(2) Die in Artikel l genannten Ausgaben
werden den Mitgliedstaaten von der Kom-
mission auf Vorlage der entsprechenden
Belege erstattet.

(3) Die in Absatz 2 genannten Belege
werden der Kommission spätestens zwölf
Monate nach dem Inkrafttreten des Bei-
trittsvertrags von den norwegischen und den
schwedischen Behörden und spätestens vier-
undzwanzig Monate nach dem Inkrafttreten
des Beitrittsvertrags von den österreichi-
schen und den finnischen Behörden über-
mittelt."

15. 391 D 0449: Entscheidung 91/449/EWG
der Kommission vom 26. Juli 1991 zur
Festlegung der Muster der Tiergesundheits-
bescheinigungen für aus Drittländern einge-
führte Fleischerzeugnisse (ABl. Nr. L 240
vom 29. 8. 1991, S. 28), zuletzt geändert
durch :
— 393 D 0504: Entscheidung 93/504/

EWG der Kommission vom 28. Juli
1993 (ABl. Nr. L 236 vom 21. 9. 1993,
S. 16).
a) In Anhang A zweiter Teil werden

folgende Ländernamen gestrichen:
„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

b) In Anhang B zweiter Teil werden
folgende Ländernamen gestrichen:
„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

16. 391 D 0539: Entscheidung 91/539/EWG
der Kommission vom 4. Oktober 1991 zur
Festlegung der Durchführungsbestimmungen
zu der Entscheidung 91/426/EWG (ANI-
MO) (ABl. Nr. L 294 vom 25. 10. 1991,
S. 47)

Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel l a

Für Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden legt die Kommission die Zahl der
Einheiten fest, denen eine finanzielle
Beteiligung der Gemeinschaft gewährt
werden kann. Für Norwegen und Schwe-
den werden die entsprechenden Entschei-
dungen vor dem Inkrafttreten des Beitritts-
vertrags erlassen."

In Artikel 2 Absatz 2 erster Gedanken-
strich werden folgende Worte angefügt:

„wobei jedoch für Österreich, Finnland,
Norwegen und Schweden das maßgebliche
Datum der 1. April 1994 ist"

In Artikel 3 wird nach den Worten „vor
dem 1. Dezember 1991" folgender Wortlaut
eingefügt:
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„— im Falle Norwegens und Schwedens
jedoch vor dem l. Dezember 1994 und
im Falle Österreichs und Finnlands vor
dem 1. Dezember 1995 —".

17. 392 D 0124: Entscheidung 92/124/EWG
der Kommission vom 10. Januar 1992 über
die Tiergesundheitsanforderungen und die
Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von
gefrorenem Rindersperma aus Finnland
(ABl. Nr. L 48 vom 22. 2. 1992, S. 10)

Die Entscheidung 92/124/EWG -wird auf-
gehoben.

18. 392 D 0126: Entscheidung 92/126/EWG
der Kommission vom 10. Januar 1992 über
die Tiergesundheitsanforderungen und die
Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von
gefrorenem Rindersperma aus Österreich
(ABl. Nr. L 48 vom 22. 2. 1992, S. 28)

Die Entscheidung 92/126/EWG wird auf-
gehoben.

19. 392 D 0128: Entscheidung 92/128/EWG
der Kommission vom 10. Januar 1992 über
die Tiergesundheitsanforderungen und die
Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von
gefrorenem Rindersperma aus Schweden
(ABl. Nr. L 48 vom 22. 2. 1992, S. 46)

Die Entscheidung 92/128/EWG wird auf-
gehoben.

20. 392 D 0175: Entscheidung 92/175/EWG
der Kommission vom 21. Februar 1992
über das Verzeichnis und die Kennungen
der Einheiten des informatisierten Netzes
„ANIMO" (ABl. Nr. L 80 vom 25. 3. 1992,
S. 1), geändert durch:
— 393 D 0071: Entscheidung 93/71/EWG

der Kommission vom 22. Dezember
1992 (ABl. Nr. L 25 vom 2. 2. 1993,
S. 39)

— 393 D 0228: Entscheidung 93/228/
EWG der Kommission vom 5. April
1993 (ABl. Nr. L 97 vom 23. 4. 1993,
S. 33).

In Artikel l wird folgender Absatz einge-
fügt:

„(4) Die Kommission ergänzt das im
Anhang enthaltene Verzeichnis für Öster-
reich, Finnland, Norwegen und Schweden."

21. 392 D 0260: Entscheidung 92/260/EWG
der Kommission vom 10. April 1992 über
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen und
die Beurkundung für die zeitweilige Zulas-
sung registrierter Pferde (ABl. Nr. L 130
vom 15. 5. 1992, S. 67), geändert durch:
— 393 D 0344: Entscheidung 93/344/

EWG der Kommission vom 17. Mai

1993 (ABl. Nr. L 138 vom 9. 6. 1991,
S. 11).

a) In Anhang I lautet die Gruppe A wie
folgt:
„Gruppe A
Grönland, Island, Schweiz".

b) In Anhang II erhält die Überschrift von
Teil A „Gesundheitsbescheinigung" fol-
gende Fassung:
„GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG
für die zeitweilige Zulassung registrierter
Pferde für eine Dauer von weniger als
90 Tagen mit Herkunft aus Grönland,
Island und der Schweiz".

c) In Anhang II Teil A „Gesundheitsbe-
scheinigung" Abschnitt III Buchstabe d
dritter Gedankenstrich werden folgende
Ländernamen gestrichen:
„Österreich", „Finnland", „Norwegen",
„Schweden".

d) In Anhang II Teil B „Gesundheitsbe-
scheinigung" Abschnitt III Buchstabe d
dritter Gedankenstrich werden folgende
Ländernamen gestrichen:
„Österreich", .„Finnland", „Norwegen",
„Schweden".

e) In Anhang II Teil C „Gesundheitsbe-
scheinigung" Abschnitt III Buchstabe d
dritter Gedankenstrich werden folgende
Ländernamen gestrichen:
„Österreich", „Finnland", „Norwegen",
„Schweden".

f) In Anhang II Teil D „Gesundheitsbe-
scheinigung" Abschnitt III Buchstabe d
dritter Gedankenstrich werden folgende
Ländernamen gestrichen:
„Österreich", „Finnland", „Norwegen",
„Schweden".

g) In Anhang II Teil E „Gesundheitsbe-
scheinigung" Abschnitt III Buchstabe d
dritter Gedankenstrich werden folgende
Ländernamen gestrichen:
„Österreich", „Finnland", „Norwegen",
„Schweden".

22. 392 D 0265: Entscheidung 92/265/EWG
der Kommission vom 18. Mai 1992 über
die Einfuhr von lebenden Schweinen, Eber-
samen, frischem Schweinefleisch und von
Fleischerzeugnissen aus Österreich und zur
Aufhebung der Entscheidung 90/90/EWG
(ABl. Nr. L 137 vom 20. 5. 1992, S. 23),
geändert durch:
— 393 D 0427: Entscheidung 93/427/

EWG der Kommission vom 7. Juli
1993 (ABl. Nr. L 197 vom 6. 8. 1993,
S. 52).

Die Entscheidung 92/265/EWG wird auf-
gehoben.

23. 392 D 0290: Entscheidung 92/290/EWG
der Kommission vom 14. Mai 1992 über
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bestimmte Sondermaßnahmen für Rinder-
embryorien gegen die spongiforme Rinder-
enzephalopathie im Vereinigten Königreich
(ABl. Nr. L 152 vom 4. 6. 1992, S. 37)

In Artikel 2 wird folgender Absatz angefügt:

„(4) Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden können ihre nationalen Rechts-
vorschriften für Embryonen von Hausrin-
dern aus Mitgliedstaaten, in denen die
Krankheit gehäuft auftritt, für einen Über-
gangszeitraum von bis zu zwei Jahren ab
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags bei-
behalten. Diese Bestimmung wird während
dieser Übergangszeit anhand der zwischen-
zeitlichen Erfahrungen und der Ergebnisse
der derzeit durchgeführten wissenschaftli-
chen Untersuchungen überprüft."

24. 392 D 0341: Entscheidung 92/341/EWG
der Kommission vom 3. Juni 1992 über die
informatisierte Ermittlung der lokalen Ein-
heiten von ANIMO (ABl. Nr. L 188 vom
8. 7 1992, S. 37)

In Artikel l Absatz l werden nach dem
Datum „15. Juni 1992" folgende Worte
eingefügt:

„— im Falle Norwegens und Schwedens
jedoch vor dem 1. September 1994 und
im Falle Österreichs und Finnlands vor
dem 1. Juni 1995 — "

25. 392 D 0387: Entscheidung 92/387/EWG
der Kommission vom 10. Juni 1992 über
die Tiergesundheitsanforderungen und die
Veterinärbescheinigung für die Einfuhr von
gefrorenem Rindersperma aus Norwegen
(ABl. Nr. L 204 vom 21 7 1992, S. 22)

Die Entscheidung 92/387/EWG wird auf-
gehoben.

26. 392 D 0401: Entscheidung 92/401/EWG
der Kommission vom 31. Juli 1992 über
die Tiergesundheitsanforderungen und
-bescheinigungen für die Einfuhr von
Rindern und Schweinen aus Norwegen
(ABl. Nr. L 224 vom 8. 8. 1992, S. 1),
geändert durch:
- 393 D 0469: Entscheidung 93/469/

EWG der Kommission vom 26. Juli
1993 (ABl. Nr. L 218 vom 28. 8. 1993,
S. 58).

Die Entscheidung 92/401/EWG wird auf-
gehoben.

27 392 D 0461: Entscheidung 92/461/EWG
der Kommission vom 2. September 1991
über die Tiergesundheitsanforderungen und
-bescheinigungen für die Einfuhr von
Rindern und Schweinen aus Schweden

(ABl. Nr. L 261 vom 7 9 1992, S. 18),
geändert durch:
— 392 D 0518: Entscheidung 92/518/

EWG der Kommission vom 3. Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 325 vom 11. 11.
1992, S. 23)

— 392 D 0469: Entscheidung 93/469/
EWG der Kommission vom 26. Juli
1993 (ABl. Nr. L 218 vom 28. 8. 1993,
S. 58).

Die Entscheidung 92/461/EWG wird auf-
gehoben.

28. 392 D 0462: Entscheidung 92/462/EWG
der Kommission vom 2. September 1991
über die Tiergesundheitsanforderungen und
—bescheinigungen für die Einfuhr von
Rindern und Schweinen aus Finnland (ABl.
Nr. L 261 vom 7 9. 1992, S. 34), geändert
durch.
— 392 D 0518: Entscheidung 92/518/

EWG der Kommission vom 3. Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 325 vom 11 11.
1992, S. 23);

— 392 D 0469: Entscheidung 93/469/
EWG der Kommission vom 26. Juli
1993 (ABl. Nr. L 218 vom 28. 8. 1993,
S. 58).

Die Entscheidung 92/462/EWG wird auf-
gehoben.

29 392 D 0471: Entscheidung 92/471/EWG
der Kommission vom 2. September 1992
über Tiergesundheitsbedingungen und tier-
ärztliche Gesundheitsbescheinigungen für
die Einfuhr von Rinderembryonen aus
Drittländern (ABl. Nr. L 270 vom 15.9.
1992, S. 27)
In Anhang A Teil II werden folgende
Ländernamen gestrichen.

„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

30. 392 D 0486: Entscheidung 92/486/EWG
der Kommission vom 25. September 1992
zur Festlegung der Modalitäten der Zusam-
menarbeit zwischen dem Server-Zentrum
„ANIMO" und den Mitgliedstaaten (ABl.
Nr. L 291 vom 7 10. 1992, S. 20), geändert
durch :
— 393 D 0188: Entscheidung 93/188/

EWG der Kommission vom 4. März
1993 (ABl. Nr. L 82 vom 3. 4. 1993,
S. 20).

In Artikel 2 erster Gedankenstrich wird
folgender Wortlaut angefügt:

„wobei jedoch für Norwegen und Schweden
das Inkrafttreten am Tag des Inkrafttretens
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des Beitrittsvertrags erfolgt und der Tag, an
dem der Vertrag ausläuft, auf den 1. April
1996 festgelegt wird, und für Österreich und
Finnland das Inkrafttreten ein Jahr nach
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags
erfolgt und der Tag, an dem der Vertrag
ausläuft, auf den 1. April 1996 festgelegt
wird."

31. 392 D 0562: Entscheidung 92/562/EWG
der Kommission vom 17 November 1992
über die Zulassung alternativer Verfahren

zur Hitzebehandlung gefährlicher Stoffe
(ABl. Nr. L 359 vom 9. 12. 1992, S. 23)

a) Im Anhang wird im einleitenden Teil
„Begriffsbestimmungen" folgende Be-
griffsbestimmung angefügt:
„Konzentratgewinnung: Behandlung der
wäßrigen Phase, um einen bedeutenden
Teil der Feuchtigkeit zu entfernen"

b) Im Anhang wird folgendes Kapitel
angefügt:



232917. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

„KAPITEL VIII

AQUATISCHE TIERE

KOMBINIERTE SÄUERUNGS- UND HITZEBEHANDLUNG

I. Verfahrensbeschreibung



2330 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Der Rohstoff wird zerkleinert und zur
Senkung des ph-Werts mit Ameisensäure
vermischt. Das Gemisch wird im Hinblick
auf eine erneute Behandlung während
mittlerer Dauer gelagert. Anschließend wird
das Material in einen Wärmeaustauscher
gegeben. Der Materialvorschub im Wärme-
austauscher wird durch mechanische Vor-
richtungen gesteuert, wobei die Vorschub-
geschwindigkeit so begrenzt wird, daß das
Material am Ende der Hitzebehandlung
einen ausreichenden Zeit- und Temperatur-
zyklus durchlaufen hat. Nach der Hitzebe-
handlung werden die Flüssigkeits/Fett/Grie-
benanteile mechanisch abgeschieden. Um ein
Konzentrat von tierischem Eiweiß zu
erhalten, wird die wässrige Phase in zwei
dampfbeheizte und mit Vakuumkammern
versehene Wärmeaustauscher gepumpt, in
denen die Feuchtigkeit in Form von Wasser-
dampf ausgetrieben wird. Die Griebenmasse
wird dem Eiweißkonzentrat vor der Lage-
rung wieder zugefügt.

II. Kritische Kontrollpunkte der einzelnen Anlagen
1. Partikelgröße: Nach dem Zerkleinern

soll die Partikelgröße weniger als
mm betragen.

2. pH-Wert: Während der Säuerungsphase
soll der pH-Wert kleiner als oder gleich

sein. Der pH-Wert ist täglich zu
überprüfen.

3. Dauer der Zwischenlagerung: Minde-
stens Stunden.

4. Absolute Dauer der Behandlung: Die
Charge ist während mindestens
Minuten bei der unter Nummer 5
angegebenen Mindesttemperatur zu
behandeln.

5. Kritische Temperatur: Die Temperatur
soll mindestens °C betragen und ist
für jede Charge stetig aufzuzeichnen.
Wird ein Stoff bei einer geringeren
Temperatur als der Mindesttemperatur
behandelt, so ist die Verarbeitung zu
wiederholen."

32. 393 D 0013: Entscheidung 93/13/EWG der
Kommission vom 22. Dezember 1992 zur
Festlegung der Verfahren für Veterinärkon-
trollen von aus Drittländern eingeführten
Erzeugnissen an den Grenzkontrollstellen
der Gemeinschaft (ABl. Nr. L 9 vom 15. 1.
1993, S. 33)

In Anhang F werden folgende Eintragungen
gestrichen :
„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

33. 393 D 0024: Entscheidung 93/24/EWG der
Kommission vom 11. Dezember 1992 über
ergänzende Garantien hinsichtlich der
Aujeszky-Krankheit für Schweine, die für
seuchenfreie Mitgliedstaaten oder Regionen
bestimmt sind (ABl. Nr. L 16 vom 25. 1.
1993, S. 18), geändert durch:
— 393 D 0341: Entscheidung 93/341/

EWG der Kommission vom 13. Mai
1993 (ABl. Nr. L 136 vom 5. 6. 1993,
S. 47);

— 393 D 0664: Entscheidung 93/6647
EWG der Kommission vom 6. Dezem-
ber 1993 (ABl. Nr. L 303 vom 10. 12.
1993, S. 27).

In Anhang II Nummer 2 Buchstabe d wird
folgender Wortlaut angefügt:

„13. Österreich: Bundesanstalt für Virusseu-
chenbekämpfung bei Haus-
tieren, Wien

14. Finnland: Eläinlääkintä- ja elintarvikel-
aitos, Helsinki / Anstalten
för veterinärmedicin och
livsmedel, Helsingfors

15. Norwegen: Veterinzrinstituttet, Oslo
16. Schweden. Statens veterinärmedicinska

anstatt, Uppsala"
34. 393 D 0028: Entscheidung 93/28/EWG der

Kommission vom 14. Dezember 1992 zur
Festlegung einer zusätzlichen Finanzierung
der Gemeinschaft für das informatisierte
Netz „ANIMO" (ABl. Nr. L 16 vom 25. 1.
1993, S. 28)
Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 3 a

Für Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden geht die in Artikel l vorgesehene
Aktion zu 100% zu Lasten der Gemein-
schaft."

35. 393 D 0052: Entscheidung 93/52/EWG der
Kommission vom 21. Dezember 1992 zur
Feststellung, daß bestimmte Mitgliedstaaten
oder Gebiete die Bedingungen betreffend die
Brucellose (Br. melitensis) eingehalten
haben, und zur Anerkennung dieser Mit-
gliedstaaten oder Gebiete als amtlich
brucellosefrei (ABl. Nr. L 13 vom 21. 1.
1993, S. 14)
Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 2 a

Für Österreich, Finnland, Norwegen und
Schweden ergänzt die Kommission erforder-
lichenfalls die Anhänge I und II. Die
entsprechenden Entscheidungen werden vor
dem Inkrafttreten des Beitrittsvertrags erlas-
sen."
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36. 393 D 0160: Entscheidung 93/160/EWG
der Kommission vom 17 Februar 1993
über die Liste der Drittländer, aus denen
die Mitgliedstaaten die Einfuhr von Eber-
samen zulassen (ABl. Nr. L 67 vom 19. 3.
1993, S. 27)

Im Anhang werden folgende Eintragungen
gestrichen.
„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

37 393 D 0195: Entscheidung 93/195/EWG
der Kommission vom 2. Februar 1993 über
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen und
die Beurkundung für die Wiedereinfuhr von
registrierten Renn-, Turnier- und für kul-
turelle Veranstaltungen bestimmten Pferden
nach vorübergehender Ausfuhr (ABl.
Nr. L 86 vom 6. 4. 1993, S. 1), geändert
durch :
— 393 D 0344: Entscheidung 93/344/

EWG der Kommission vom 17 Mai
1993 (ABl. Nr. L 138 vom 9. 6. 1993,
S. 11);

— 393 D 0509: Entscheidung 93/509/
EWG der Kommission vom 21. Sep-
tember 1993 (ABl. Nr. L 238 vom 23. 9.
1993, S. 44).
a) In Anhang I lautet Gruppe A wie

folgt:
„Gruppe A:
Grönland, Island, Schweiz"

b) In Anhang II lautet Gruppe A wie
folgt:
„Gruppe A:
Grönland, Island, Schweiz"

38. 393 D 0196: Entscheidung 93/136/EWG
der Kommission vom 5. Februar 1993 über
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen und
die Beurkundung für die Einfuhr von
Schlachtequiden (ABl. Nr. L 86 vom 6. 4.
1993, S. 7)
a) In Anhang I Fußnote 5 werden folgende

Ländernamen gestrichen:
„Österreich, Finnland", „Norwegen,
Schweden"

b) In Anlage II Fußnote 3 lautet die Gruppe
A wie folgt:
„Gruppe A. Grönland, Island, Schweiz"

39 393 D 0197: Entscheidung 93/197/EWG
der Kommission vom 5. Februar 1993 über
die tierseuchenrechtlichen Bedingungen und
die Beurkundung für die Einfuhr von
registrierten Equiden sowie Zucht- und
Nutzequiden (Bl. Nr. L 86 vom 6. 4. 1993,
S. 16), geändert durch:
— 393 D 0344: Entscheidung 93/344/

EWG der Kommission vom 17 Mai

1993 (ABl. Nr. L 138 vom 9. 6. 1993,
S. 11)

— 393 D 0510: Entscheidung 93/510/
EWG der Kommission vom 21. Sep-
tember 1993 (ABl. Nr. L 238 vom 23. 9.
1993, S. 45)

— 393 D 0682: Entscheidung 93/682/EG
der Kommission vom 17 Dezember
1993 (ABl. Nr. L 317 vom 18.12.
1993, S. 82).
a) In Anhang II lautet Gruppe A wie

folgt:
„Gruppe A:
Grönland, Island, Schweiz"

b) In Anhang II Teil A „Gesundheits-
bescheinigung" erhält die Überschrift
folgende Fassung:

„GESUNDHEITSBESCHEINIGUNG
für die Einfuhr von registrierten Equiden
und Zucht- und Nutzequiden aus Grönland,
Island und der Schweiz in das Gemein-
schaftsgebiet"

40. 393 D 0198: Entscheidung 93/198/EWG
der Kommission vom 17 Februar 1993
über Veterinärbedingungen und Veterinär-
zeugnissen für die Einfuhr von Schafen und
Ziegen aus Drittländern (ABl. Nr. L 86 vom
6. 4. 1993, S. 34)

Im Anhang Teil 2 a werden folgende
Eintragungen gestrichen:
„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

41 393 D 0199: Entscheidung 93/199/EWG
der Kommission vom 19. Februar 1993
über Tiergesundheitsanforderungen und
Veterinärzeugnisse für die Einfuhr von
Schweinesamen aus Drittländern (ABl.
Nr. L 86 vom 6. 4. 1993, S. 43), geändert
durch:
— 393 D 0427: Entscheidung 93/427/

EWG der Kommission vom 7 Juli 1993
(ABl. Nr. L 197 vom 6. 8. 1993, S. 52);

— 393 D 504: Entscheidung 93/504/EWG
der Kommission vom 28. Juli 1993 (ABl.
Nr. L 236 vom 21. 9. 1993, S. 16).

Im Anhang Teil 2 werden folgende Zeilen
gestrichen:
„Österreich — Burgenland, Salzburg, Tirol,
Vorarlberg, Oberösterreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

42. 393 D 0244: Entscheidung 93/244/EWG
der Kommission vom 2. April 1993 über
ergänzende Garantien hinsichtlich der
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Aujeszky-Krankheit für Schweine, die für
bestimmte Teile des Gemeinschaftsgebiets
bestimmt sind (ABl. Nr. L 111 vom 5. 5.
1993, S. 21)

In Anhang II Nummer 2 Buchstabe d wird
folgender Text angefügt:

„13. Österreich: Bundesanstalt für Virusseu-
chenbekämpfung bei Haustieren, Wien

14. Finnland. Eläinlääkintä ja elintarvikelai-
tos, Helsinki / Anstalten för veterinär-
medicin och- livsmedel; Helsingfors

15. Norwegen. Veterinzrinstituttet, Oslo
16. Schweden. Statens veterinärmedicinska

anstalt, Uppsala"

43. 393 D 0257: Entscheidung 93/257/EWG
der Kommission vom 15. April 1993 über
die Referenzmethoden und das Verzeichnis
der staatlichen Referenzlaboratorien für
Rückstandsuntersuchungen (ABl. Nr. L 118
vom 14. 5. 1993, S. 75)

Im Anhang wird folgender Text hinzuge-
fügt:

44. 393 D 0317: Entscheidung 93/317/EWG
der Kommission vom 21. April 1993 über
die Codierung von Rinderohrmarken (ABl.
Nr. L 122 vom 18. 5. 1993, S. 45)

In Artikel l Absatz l wird folgender Wort-
laut hinzugefügt:
„Österreich. AT
Finnland: FI
Norwegen: NO
Schweden: SE"

45. 393 D 0321: Entscheidung 93/321/EWG
der Kommission vom 10. Mai 1993 zur
Einschränkung der Nämlichkeits- und kör-
perlichen Kontrollen für die zeitweilige
Zulassung bestimmter registrierter Equiden
aus Schweden, Norwegen, Finnland und der
Schweiz (ABl. Nr. L 123 vom 19. 5. 1993,
S. 36)
a) In der Überschrift werden folgende

Worte gestrichen.
„Schweden, Norwegen, Finnland und"

b) In Artikel l Absatz l werden folgende
Worte gestrichen:
„Schweden, Norwegen, Finnland und"

46. 393 D 0432: Entscheidung 93/432/EWG
der Kommission vom 13. Juli 1993 über
die Tiergesundheitsanforderungen und Vete-
rinärzeugnisse für die Einfuhr von Rindern
und Schweinen aus Österreich (ABl.
Nr. L 200 vom 10. 8. 1993, S. 39)

Die Entscheidung 93/432/EWG wird auf-
gehoben.

47 393 D 0451: Entscheidung 93/451/EWG
der Kommission vom 13. Juli 1993 über
die viehseuchenrechtlichen Bedingungen und
die tierärztliche Beurkundung bei der
Einfuhr von frischem Fleisch aus Österreich
(ABl. Nr. L 210 vom 21. 8. 1993, S. 21)

Die Entscheidung 93/451/EWG wird auf-
gehoben.

48. 393 D 0688: Entscheidung 93/688/EG der
Kommission vom 20. Dezember 1993 über
die tierärztliche Beurkundung bei der
Einfuhr von frischem Fleisch und Fleischer-
zeugnissen aus Schweden (ABl. Nr. L 319
vom 21. 12. 1993, S. 51)

Die Entscheidung 93/688/EG wird aufge-
hoben.

49 393 D 0693: Entscheidung 93/693/EG der
Kommission vom 14. Dezember 1993 zur
Erstellung der Liste der zur Ausfuhr von
Rindersperma in die Gemeinschaft zuge-
lassenen Besamungsstationen in Drittländern
sowie zur Aufhebung der Entscheidungen
91/642/EWG, 91/643/EWG und 92/255/
EWG (ABl. Nr. L 320 vom 22. 12. 1993,
S. 35)

Im Anhang werden folgende Teile gestri-
chen:
„TEIL 4
SCHWEDEN"

„TEIL 8
NORWEGEN"

„TEIL 9
ÖSTERREICH"
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50. 394 D 0024: Entscheidung 94/24/EG der
Kommission vom 7 Januar 1994 zur Fest-
legung des Verzeichnisses der für die
Veterinärkontrollen von aus Drittländern
stammenden Erzeugnissen von Tieren vor-
läufig ausgewählten Grenzkontrollstellen
und zur Aufhebung der Entscheidungen
92/430/EWG und 92/431/EWG (ABl.
Nr. L 18 vom 21. 1. 1994, S. 16)
In Artikel l wird folgender Absatz hinzuge-
fügt:

„Die Kommission ergänzt die Liste der im
Anhang aufgeführten Grenzkontrollstellen
für Norwegen und Schweden sowie gege-
benenfalls für Österreich und Finnland. Die
Entscheidungen für Norwegen und Schwe-
den werden vor dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags erlassen."

51. 394 D 0034: Entscheidung 94/34/EG der
Kommission vom 24. Januar 1994 über den
Einsatz des informatisierten Netzes ANIMO
(ABl. Nr. L 21 vom 26. 1. 1994, S. 22)
a) In Artikel l werden nach dem Datum

„1. Februar 1994" folgende Worte ein-
gefügt:
„— im Falle Norwegens und Schwe-

dens jedoch spätestens zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Bei-
trittsvertrags und im Falle Öster-
reichs und Finnlands spätestens ein
Jahr nach dem Inkrafttreten des
Beitrittsvertrags — "

b) In Artikel 2 werden nach dem Datum
„1. Juni 1994" folgende Worte einge-
fügt:
„— im Falle Norwegens und Schwedens

jedoch spätestens am Tag des
Inkrafttretens des Beitrittsvertrags
und im Falle Österreichs und Finn-
lands spätestens ein Jahr nach dem
Tag des Inkrafttretens des Beitritts-
vertrags —"

c) In Artikel 3 werden nach dem Datum
„1. Februar 1994" folgende Worte ein-
gefügt:
„— im Falle Norwegens und Schwe-

dens jedoch nicht zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Beitrittsver-
trags und im Falle Österreichs
und Finnlands nicht ein Jahr nach
dem Inkrafttreten des Beitrittsver-
trages —"

d) In Artikel 4 werden nach dem Datum
„1. Juni 1994" folgende Worte einge-
fügt:
„— im Falle Norwegens und Schwe-

dens jedoch nicht zum Zeitpunkt
des Inkrafttretens des Beitrittsver-
trags und im Falle Österreichs
und Finnlands nicht ein Jahr nach

dem Inkrafttreten des Beitrittsver-
trags —"

e) Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 6 a

Für Österreich und Finnland erläßt die
Kommission die erforderlichen Übergangs-
maßnahmen."

52. 394 D 0070: Entscheidung 94/70/EG der
Kommission vom 31. Januar 1994 mit einem
vorläufigen Verzeichnis der Drittländer, aus
denen die Mitgliedstaaten die Einfuhr von
Rohmilch, wärmebehandelter Milch und
Erzeugnissen auf Milchbasis zulassen (ABl.
Nr. L 36 vom 8. 2. 1994, S. 5)

Im Anhang werden folgende Eintragungen
gestrichen.
„AT: ÖSTERREICH x x x"
„FI: FINNLAND x x x"
„NÖ: NORWEGEN x x x"
„SE: SCHWEDEN x x x"

53. 394 D 0085: Entscheidung 94/85/EG der
Kommission vom 16. Februar 1994 über das
Verzeichnis der Drittländer, aus denen die
Mitgliedstaaten die Einfuhr von frischem
Geflügelfleisch genehmigen (ABl. Nr. L 44
vom 17 2. 1994, S. 31)

Im Anhang werden folgende Eintragungen
gestrichen :
„AT Österreich x"
„FI. Finnland x"
„NO: Norwegen x"
„SE: Schweden x"

F VERSCHIEDENES

I. Ausschußverfahren
s

A. In den nachstehenden Rechtsakten wird (wer-
den) der (die) aufgeführte(n) Absatz (Absätze)
der angegebenen Artikel jeweils durch folgen-
den Absatz ersetzt:

„(2) Der Vertreter der Kommission unter-
breitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt
seine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner-
halb einer Frist ab, die der Vorsitzende unter
Berücksichtigung der Dringlichkeit der betref-
fenden Frage festsetzen kann. Die Stellung-
nahme wird mit der Mehrheit abgegeben, die in
Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der
Kommission zu fassenden Beschlüsse vorge-
sehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß
werden die Stimmen der Vertreter der
Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten
Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an
der Abstimmung nicht teil."
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1. 365 R 0079: Verordnung Nr. 79/65/EWG
des Rates vom 15. Juni 1965 zur Bildung
eines Informationsnetzes landwirtschaftlicher
Buchführungen über die Einkommenslage
und die betriebswirtschaftlichen Verhältnisse
landwirtschaftlicher Betriebe in der EWG
(ABl. Nr. L109 vom 23. 6.1965, S. 1859/65),
zuletzt geändert durch:
— 390 R 3577: Verordnung (EWG)

Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 23).

Artikel 19 Absatz 2.

2. 366 R 0136: Verordnung Nr. 136/66/EWG
des Rates vom 22. September 1966 über die
Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani-
sation für Fette (ABl. Nr. L 172 vom 30. 9
1966, S. 3025/66), zuletzt geändert durch.
— 393 R 3179: Verordnung (EG)

Nr. 3179/93 des Rates vom
16. November 1993 (ABl. Nr. L 285
vom 20. 11. 1993, S. 9).

Artikel 38 Absatz 2.

3. 368 R 0234: Verordnung (EWG) Nr. 234/68
des Rates vom 27 Februar 1968 über die
Errichtung einer gemeinsamen Marktorgani-
sation für lebende Pflanzen und Waren des
Blumenhandels (ABl. Nr. L 55 vom 2. 3.
1968, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 392 R 3336: Verordnung (EWG)

Nr. 3336/92 des Rates vom
16. November 1992 (ABl. Nr. L 336
vom 20. 11. 1992, S. 1).

Artikel 14 Absatz 2.

4. 368 R 0804: Verordnung (EWG) Nr. 804/68
des Rates vom 27 Juni 1968 über die
gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (ABl. Nr. L 148 vom
28. 6. 1968, S. 13), zuletzt geändert durch.
— 394 R 0230: Verordnung (EG)

Nr. 230/94 des Rates vom 24. Januar
1994 (ABl. Nr. L 30 vom 3. 2. 1994,
S. 1).

Artikel 30 Absatz 2.

5. 368 R 0805: Verordnung (EWG) Nr. 805/68
des Rates vom 27 Juni 1968 über die
gemeinsame Marktorganisation für Rind-
fleisch (ABl. Nr. L 148 vom 28. 6. 1968,
S. 24), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3611: Verordnung (EG)

Nr. 3611/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 328
vom 29 12. 1993, S. 7).

Artikel 27 Absatz 2.

6. 370 R 0729: Verordnung (EWG) Nr. 729/70
des Rates vom 21. April 1970 über die

Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik
(ABl. Nr. L 94 vom 28.4. 1970, S. 13),
zuletzt geändert durch:
— 388 R 2048: Verordnung (EWG)

Nr. 2048/88 des Rates vom 24. Juni
1988 (ABl. Nr. L 185 vom 15. 7 1988,
S. 1).

Artikel 13 Absatz 2.

7 370 R 1308: Verordnung (EWG)
Nr. 1308/70 des Rates vom 29. Juni 1970
über die gemeinsame Marktorganisation für
Flachs und Hanf (ABl. Nr. L 146 vom 4. 7
1970, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 1557: Verordnung (EWG)

Nr. 1557/93 des Rates vom 14. Juni
1993 (ABl. Nr. L 154 vom 25. 6. 1993,
S. 26).

Artikel 12 Absatz 2.

8. 371 R 1696: Verordnung (EWG)
Nr. 1696/71 des Rates vom 26. Juli 1971
über die gemeinsame Marktorganisation für
Hopfen (ABl. Nr. L 175 vom 4. 8. 1971,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 392 R 3124: Verordnung (EWG)

Nr. 3124/92 des Rates vom 26. Okto-
ber 1992 (ABl. Nr. L 313 vom 30. 10.
1992, S. 1).

Artikel 20 Absatz 2.

9. 371 R 2358: Verordnung (EWG)
Nr. 2358/71 des Rates vom 26. Oktober
1971 zur Errichtung einer gemeinsamen
Marktorganisation für Saatgut (ABl.
Nr. L 246 vom 5. 11. 1971, S. 1), zuletzt
geändert durch.
— 393 R 3375: Verordnung (EG)

Nr. 3375/93 der Kommission vom
9. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 303 vom
10. 12. 1993, S. 9).

Artikel 11 Absatz 2.

10. 372 R 1035: Verordnung (EWG)
Nr. 1035/72 des Rates vom 18. Mai 1972
über eine gemeinsame Marktorganisation für
Obst und Gemüse (ABl. Nr. L 118 vom
20. 5. 1972, S. 1),'zuletzt geändert durch.
— 393 R 3669: Verordnung (EG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 31. 12. 1993, S. 26).

Artikel 33 Absatz 2.

11. 375 R 2759: Verordnung (EWG)
Nr. 2759/75 des Rates vom 29 Oktober
1975 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Schweinefleisch (ABl. Nr. L 282
vom 1. 11. 1975, S. 1), zuletzt geändert
durch:
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— 389 R 1249: Verordnung . (EWG)
Nr. 1249/89 des Rates vom 3. Mai
1989 (ABl. Nr. L 129 vom 11. 5. 1989,
S. 12).

Artikel 24 Absatz 2.

12. 375 R 2771: Verordnung (EWG)
Nr. 2771/75 des Rates vom 29. Oktober
1975 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Eier (ABl. Nr. L 282 vom 1. 11.
1975, S. 49), zuletzt geändert durch:
— 393 R 1574: Verordnung (EWG)

Nr. 1574/93 des Rates vom 14. Juni
1993 (ABl. Nr. L 152 vom 24. 6. 1993,
S. 1).

Artikel 17 Absatz 2.

13. 375 R 2777: Verordnung (EWG)
Nr. 2777/75 des • Rates vom 29. Oktober
1975 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Geflügelfleisch (ABl. Nr". L 282 vom
1.11. 1975, S. 77), zuletzt geändert durch:
— 393 R 1574: Verordnung (EWG)

Nr. 1574/93 des Rates vom 14. Juni
1993 (ABl. Nr. L 152 vom 24. 6. 1993,
S. 1).

Artikel 17 Absatz 2.

14. 376 R 1418: Verordnung (EWG)
Nr. 1418/76 des Rates vom 21. Juni 1976
über die gemeinsame Marktorganisation für
Reis (ABl. Nr. L 166 vom 25. 6. 1976, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 1544: Verordnung (EWG)

Nr. 1544/93 des Rates vom 14. Juni
1993 (ABl. Nr. L 154 vom 25. 6. 1993,
S. 5).

Artikel 27 Absatz 2.

15. 378R1117: Verordnung (EWG)
Nr. 1117/78 des Rates vom 22. Mai 1978
über die gemeinsame Marktorganisation für
Trockenfutter (ABl. Nr. L 142 vom 30. 5.
1978, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3496: Verordnung (EG)

Nr. 3496/93 der Kommission vom
20. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 319
vom 21. 12. 1993, S. 17).

Artikel 12 Absatz 2.

16. 378 R 1360: Verordnung (EWG)
Nr. 1360/78 des Rates vom 19. Juni 1978
betreffend die Erzeugergemeinschaften und
ihre Vereinigungen (ABl. Nr. L 166 vom
23. 6. 1978, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung" (EG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 31. 12. 1993, S. 26)

Artikel 16 Absatz 2.

17. 379 R 0270: Verordnung (EWG)
Nr. 270/79 des Rates vom 6. Februar 1979
zur Förderung • der landwirtschaftlichen
Beratung in Italien (ABl. Nr. L 38 vom
14. 2. 1979, S. 6), zuletzt geändert durch:
— 387 R 1760: Verordnung (EWG)

Nr. 1760/87 des Rates vom 15. Juni
1987 (ABl. Nr. L 167 vom 26. 6. 1987,
S. 1).

Artikel M Absatz 2.

18. 379 R 0357: Verordnung (EWG)
Nr. 357/79 des Rates vom 5. Februar 1979
über statistische Erhebungen der Rebflächen
(ABl. Nr. L 54 vom 5. 3. 1979; S. 124),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 3205: Verordnung (EG)

Nr. 3205/93 des Rates vom
16: November 1993 (ABl. Nr. L 289
vom 24. 11. 1993, S. 4).

Artikel 8 Absatz 2.

19. 380 R 0458: Verordnung (EWG)
Nr. 458/80 des Rates vom 18. Februar 1980
über die Umstrukturierung der Rebflächen
im Rahmen kollektiver Maßnahmen (ABl.
Nr. L 57 vom 29. 2. 1980, S. 27), zuletzt
geändert durch:
— 391 R 0596: Verordnung (EWG)

Nr. 596/91 des Rates vom 4. März
1991 (ABl. Nr. L 67 vom 14. 3. 1991,
S. 16).

Artikel 12 Absatz 2.

20. 381 R 1785: Verordnung (EWG)
Nr. 1785/81 des Rates vom 30. Juni 1981
über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (ABl. Nr. L 177 vom 1.7. 1981,
S. 4), zuletzt geändert durch:
— 394 R 0133: Verordnung (EG) Nr. 133/

94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABl.
Nr. L 22 vom 27. 1. 1994, S. 7).

Artikel 41 Absatz 2.

21. 386 R 0426: Verordnung (EWG)
Nr. 426/86 des Rates vom 24. Februar 1986
über die gemeinsame Marktorganisation für
Verarbeitungserzeugnisse aus Obst und
Gemüse (ABl. Nr. L 49 vom 27. 2. 1986,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 392 R 1569: Verordnung (EWG)

Nr. 1569/92 des Rates vom 16. Juni
1992 (ABl. Nr. L 166 vom 20. 6. 1992,
S. 5).

Artikel 22 Absatz 2.

22. 388 R 0571: Verordnung (EWG)
Nr. 571/88 des Rates vom 29. Februar 1988
zur Durchführung von Erhebungen der
Gemeinschaft über die Struktur der land-
wirtschaftlichen Betriebe im Zeitraum 1988
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bis 1997 (ABl. Nr. L 56 vom 2. 3. 1988,
S 1), zuletzt geändert durch:
— 393 D 0156: Beschluß 93/156/EWG der

Kommission vom 9. Februar 1993 (ABl.
Nr. L 65 vom 17. 3. 1993, S. 12).

Artikel 15 Absatz 2.

23. 389 R 1576: Verordnung (EWG)
Nr. 1576/89 des Rates vom 29. Mai 1989
zur Festlegung der allgemeinen Regeln für
die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und
Aufmachung von Spirituosen (ABl.
Nr. L 160 vom 12. 6. 1989, S. 1), geändert
durch :
— 392 R 3280: Verordnung (EWG)

Nr. 3280/92 des Rates vom 9. Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 327 vom 13. 11.
1992, S. 3).

Artikel 14 Absatz 2.

24. 389 R 3013: Verordnung (EWG)
Nr. 3013/89 des Rates vom 25. September
1989 über die gemeinsame Marktorganisa-
tion für Schaf- und Ziegenfleisch (ABl.
Nr. L 289 vom 7. 10. 1989, S. 1), zuletzt
geändert durch:
— 394 R 0233: Verordnung (EG) Nr. 233/

94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABl.
Nr. L 30 vom 3. 2. 1994, S. 9).

Artikel 30 Absatz 2.

25. 390 R 0837: Verordnung (EWG)
Nr. 837/90 des Rates vom 26. März 1990
über die von den Mitgliedstaaten zu
liefernden statistischen Informationen über
die Getreideerzeugung (ABl. Nr. L 88 vom
3. 4. 1990, S. 1), geändert durch:
— 390 R 3570: Verordnung (EWG)

Nr. 3570/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17. 12.
1990, S. 8).

Artikel 11 Absatz 2.

26. 391 R 1601: Verordnung (EWG)
Nr. 1601/91 des Rates vom 10. Juni 1991
zur Festlegung der allgemeinen Regeln für
die Begriffsbestimmung, Bezeichnung und
Aufmachung aromatisierten Weines, aroma-
tisierter weinhaltiger Getränke und aromati-
sierter weinhaltiger Cocktails (ABl.
Nr. L 149 vom 14. 6. 1991, S. 1), berichtigt
in ABl. Nr. L 349 vom 18. 12. 1991, S. 47
und geändert durch:
— 392 R 3279: Verordnung (EWG)

Nr. 3279/92 des Rates vom 9. Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 327 vom 13. 11.
1992, S. 1).

Artikel 13 Absatz 2.

27. 392 R 1766: Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates vom 30. Juni 1992
über die gemeinsame Marktorganisation für
Getreide (ABl. Nr. L 181 vom 1. 7. 1992,
S. 21), geändert durch:
— 393 R 2193: .Verordnung (EWG)

Nr. 2193/93 der Kommission vom
28. Juli 1993 (ABl. Nr. L 196 vom 5. 8.
1993, S. 22).

Artikel 23 Absatz 2.

28. 393 R 0959: Verordnung (EWG)
Nr. 959/93 des Rates vom 5. April 1993
über die von den Mitgliedstaaten zu
liefernden statistischen Informationen über
pflanzliche Erzeugnisse außer Getreide (ABl.
Nr. L 98 vom 24. 4. 1993, S. 1)

Artikel 12 Absatz 2.

29. 370 L 0373: Richtlinie 70/373/EWG des
Rates vom 20. Juli 1970 über die Einführung
gemeinschaftlicher Probenahmeverfahren
und Analysemethoden für die amtliche
Untersuchung von Futtermitteln (ABl.
Nr. L 170 vom 3. 8. 1970, S. 2), zuletzt
geändert durch:
— 385 R 3768: Verordnung (EWG)

Nr. 3768/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 362
vom 31. 12. 1985, S. 8).

Artikel 3 Absatz 2.

30. 372 L 0280: Richtlinie 72/280/EWG des
Rates vom 31. Juli 1972 betreffend die von
den Mitgliedstaaten durchzuführenden stati-
stischen Erhebungen über Milch und
Milcherzeugnisse (ABl. Nr. L 179 vom
7. 8. 1972, S. 2), zuletzt geändert durch:
— 391 R 1057: Verordnung (EWG)

Nr. 1057/91 der Kommission vom
26. April 1991 (ABl. Nr. L 107 vom
27. 4. 1991, S. 11).

Artikel 7 Absatz 2.

31. 376 L 0625: Richtlinie 76/625/EWG des
Rates vom 20. Juli 1976 über die von den
Mitgliedstaaten durchzuführenden statisti-
schen Erhebungen zur Ermittlung des
Produktionspotentials bestimmter Baumobst-
anlagen (ABl. Nr. L 218 vom 11.8. 1976,
S. 10), zuletzt geändert durch:
— 391 R 1057: Verordnung (EWG)

Nr. 1057/91 der Kommission vom
26. April 1991 (ABl. Nr. L 107 vom
27. 4. 1991, S. 11).

Artikel 9 Absatz 2.

32. 377 L 0099: Richtlinie 77/99/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 zur Rege-
lung gesundheitlicher Fragen bei der Her-
stellung und dem Inverkehrbringen von
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Fleischerzeugnissen und einigen anderen
Erzeugnissen tierischen Ursprungs (ABl.
Nr. L 26 vom 31. 1. 1977, S. 85), zuletzt
geändert durch:
— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG

des Rates vom 17.Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).

Artikel 20 Absatz 2.

33. 382 L 0471: Richtlinie 82/471/EWG des
Rates vom 30. Juni 1982 über bestimmte
Erzeugnisse für die Tierernährung (ABl.
Nr. L 213 vom 21. 7 1982, S. 8), zuletzt
geändert durch:
— 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des

Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9. 1993, S. 23).

Artikel 13 Absatz 2.

34. 385 L 0358: Richtlinie 85/358/EWG des
Rates vom 16. Juli 1985 zur Ergänzung der
Richtlinie 81/602/EWG über ein Verbot
von bestimmten Stoffen mit hormonaler
Wirkung und von Stoffen mit thyreostati-
scher Wirkung (ABl. Nr. L 191 vom 23. 7
1985, S. 46), zuletzt geändert durch:
— 388 L 0146: Richtlinie 88/146/EWG

des Rates vom 7 März 1988 (ABl.
Nr. L 70 vom 16. 3. 1988, S. 16).

Artikel 10 Absatz 2.

35. 388 L 0146: Richtlinie 88/146/EWG des
Rates vom 7 März 1988 zum Verbot des
Gebrauchs von bestimmten Stoffen mit
hormonaler Wirkung im Tierbereich (ABl.
Nr. L 70 vom 16. 3. 1988, S. 16.)

Artikel 8 Absatz 2.

36. 393 L 0023: Richtlinie 93/23/EWG des
Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die
statistischen Erhebungen über die Schwei-
neerzeugung (ABl. Nr. L 149 vom 21. 6.
1993, S. 3)

Artikel 17 Absatz 2.

37 393 L 0024: Richtlinie 93/24/EWG des
Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die
statistischen Erhebungen über die Rinderer-
zeugung (ABl. Nr. L 149 vom 21. 6. 1993,
S. 5)

Artikel 17 Absatz 2.

38. 393 L 0025: Richtlinie 93/25/EWG des
Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die
statistischen Erhebungen über die Schaf-
und Ziegenerzeugung (ABl. Nr. L 149 vom
21. 6. 1993, S. 10)

Artikel 20 Absatz 2.

39 374 R 1728: Verordnung (EWG)
Nr. 1728/74 des Rates vom 27 Juni 1974
über die Koordinierung der Agrarforschung
(ABl. Nr. L 182 vom 5. 7 1974, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 385 R 3 768: Verordnung (EWG)

Nr. 3768/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 362
vom 31. 12. 1985, S. 8).

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3

40. 364 L 0432": Richtlinie 64/432/EWG des
Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Rin-
dern und Schweinen (ABl. Nr. 121 vom
29 7 1964, S. 1977/64), zuletzt geändert
durch :
— 392 L 0102: Richtlinie 92/102/EWG

des Rates vom 27 November 1992
(ABl. Nr. L 355 vom 5. 12. 1992, S. 32).

Artikel 12 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

41. 366 L 0400: Richtlinie 66/400/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Betarübensaatgut (ABl. Nr. 125 vom
11. 7 1966, S. 2290/66), zuletzt geändert
durch :
— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Artikel 21 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

42. 366 L 0401: Richtlinie 66/401/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Futterpflanzensaatgut (ABl. Nr. 125
vom 11 7 1966, S. 2298/66), zuletzt
geändert durch:
— 392 L 0019: Richtlinie 92/19/EWG der

Kommission vom 23. März 1992 (ABl.
Nr. L 104 vom 22. 4. 1992, S. 61).

Artikel 21 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

43. 366 L 0402: Richtlinie 66/402/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Getreidesaatgut (ABl. Nr. 125 vom
11.7 1966, S. 2309/66), zuletzt geändert
durch :
— 393 L 0002: Richtlinie 93/2/EWG der

Kommission vom 28. Januar 1993 (ABl.
Nr. L 54 vom 5. 3. 1993, S. 20).

Artikel 21 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

44. 366 L 0403: Richtlinie 66/403/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Pflanzkartoffeln (ABl. Nr. 125 vom
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11. 7 1966, S. 2320/66), zuletzt geändert
durch :
— 393 L 0108: Richtlinie 93/108/EG der

Kommission vom 3. Dezember 1993
(ABl. Nr. L 319 vom 21. 12. 1993,
S. 39).

Artikel 19 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

45. 366 L 0404: Richtlinie 66/404/ÉWG des
Rates vom 14. Juni .1966 über den Verkehr
mit forstlichem Vermehrungsgut": (ABl.
Nr. 125 vom 11.7 1966, S. 2326/66),
zuletzt geändert durch:
— 391 D 0044: Entscheidung "91/44/EWG

der Kommission vom 16. Januar 1991
(ABl. Nr. L 24 vom 29. 1. 1991, S. 32).

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

46. 368 L 0193: Richtlinie 68/193/EWG des
Rates vom 9. April 1968 über den Verkehr
mit vegetativem Vermehrungsgut von Reben
(ABl. Nr. L 93 vom 17 4. 1968, S. 15),
zuletzt geändert durch:
— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

47 369 L 0208: Richtlinie 69/208/EWG des
Rates vom 30. Juni 1969 über den Verkehr
mit Saatgut von Öl- und Faserpflanzen (ABl.
Nr. L 169 vom 10. 7 1969, S. 3), zuletzt
geändert durch:
— 392 L 0107: Richtlinie 92/107/EWG

der Kommission vom 11. Dezember
1992 (ABl. Nr. L 16 vom 25. l 1992,
S. 1).

Artikel 20 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

48. 370 L 0457: Richtlinie 70/457/EWG des
Rates vom 29 September 1970 über einen
gemeinsamen Sortenkatalog für landwirt-
schaftliche Pflanzenarten (ABl. Nr. L 225
vom 12. 10. 1970, S. 1), zuletzt geändert
durch :
— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Artikel 23 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

49 370 L 0458: Richtlinie 70/458/EWG des
Rates vom 29. September 1970 über den
Verkehr mit Gemüsesaatgut (ABl. Nr. L 225
vom 12. 10. 1970, S. 7), zuletzt geändert
durch :

— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Artikel 40 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

50. 370 L 0524: Richtlinie 70/524/EWG des
Rates vom 23. November 1970 über Zusatz-
stoffe in der Tierernährung (ABl. Nr. L 270
vom 1'4. 12. 1970, S. 1), zuletzt geändert
durch:
— 393 L 0114: Richtlinie 93/114/EG des

Rates vom 14. Dezember 1993 (ABl.
Nr. L 334 vom 31. 12. 1993, S. 24).

Artikel 23 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

51. 371 L 0161: Richtlinie 71/161/EWG des
Rates vom 30. März 1971 über die Normen
für die äußere Beschaffenheit von forst-
lichem Vermehrungsgut (ABl. Nr. L 87 vom
17. 4. 1971, S. 14), zuletzt geändert durch:
— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Artikel 18 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

52. 372 L 0461: Richtlinie 72/461/EWG des
Rates vom 12. Dezember 1972 zur Rege-
lung viehseuchenrechtlicher Fragen beim
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit
frischem Fleisch (ABl. Nr. L 302 vom
31. 12. 1972, S. 24), zuletzt geändert durch:
— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG

des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).

Artikel 9 Absätze 2 und 3 ; Absatz 4 wird
Absatz 3.

53. 372 L 0462: Richtlinie 72/462/EWG des
Rates vom 12. Dezember 1972 zur Rege-
lung tierseuchenrechtlicher und gesundheit-
licher Fragen bei der Einfuhr von Rindern,
Schweinen, Schafen und Ziegen, von
frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnis-
sen aus Drittländern (ABl. Nr. L 302 vom
31. 12..1972, S. 28), zuletzt geändert durch:
— 392 R 1601: Verordnung (EWG)

Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni
1992 (ABl. Nr. L 173 vom 27 6. 1992,
S. 13).

Artikel 29 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

54. 374 L 0063: Richtlinie 74/63/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1973 über uner-
wünschte Stoffe und Erzeugnisse in der
Tierernährung (ABl. Nr. L 38 vom 11.2.
1974, S. 31), zuletzt geändert durch:
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— 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des
Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9 1993, S. 23).

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

55. 376 L 0895: Richtlinie 76/895/EWG des
Rates vom 23. November 1976 über die
Festsetzung von Höchstgehalten an Rück-
ständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln
auf und in Obst und Gemüse (ABl.
Nr. L 340 vom 9 12. 1976, S. 26), zuletzt
geändert durch:
— 393 L 0058: Richtlinie 93/58/EWG des

Rates vom 29. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 211 vom 23. 8. 1993, S. 6).

Artikel 7 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

56. 377 L 0093: Richtlinie 77/93/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 über Maß-
nahmen zum Schutz der Gemeinschaft
gegen die Einschleppung und Ausbreitung
von Schadorganismen der Pflanzen und
Pflanzenerzeugnisse (ABl. Nr.. L 26 vom
31. 1. 1977, S. 20), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0110: Richtlinie 93/110/EG der

Kommission vom 9. Dezember 1993
(ABl. Nr. L 303 vom 10. 12. 1993,
S. 19).

a) Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4
wird Absatz 3;

b) Artikel 16 a Absätze 2 und 3; Absatz 4
wird Absatz 3.

57 377 L 0096: Richtlinie 77/96/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 über die
Untersuchung von frischem Schweinefleisch
auf Trichinen bei der Einfuhr aus Drittlän-
dern (ABl. Nr. L 26 vom 31 1. 1977, S. 67),
zuletzt geändert durch:
— 389 L 0321: Richtlinie 89/321/EWG

der Kommission vom 27 April 1989
(ABl. Nr. L 133 vom 17 5. 1989, S. 33).

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

58. 377 L 0101: Richtlinie 77/101/EWG des
Rates vom 23. November 1976 über den
Verkehr mit Einzelfuttermitteln (ABl.
Nr. L 32 vom 3. 2. 1977, S. 1), zuletzt
geändert durch:
— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

59. 377 L 0391: Richtlinie 77/391/EWG des
Rates vom 17 Mai 1977 zur Einführung
von Maßnahmen der Gemeinschaft zur
Tilgung der Brucellose, der Tuberkulose

und der Leukose der Rinder (ABl.
Nr. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 44), zuletzt
geändert durch:
— 385 R 3768: Verordnung (EWG)

Nr. 3768/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 362
vom 31. 12. 1985, S. 8).

Artikel 11 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

60. 377 L 0504: Richtlinie 77/504/EWG des
Rates vom 25. Juli 1977 über reinrassige
Zuchtrinder (ABl. Nr. L 206 vom 12. 8.
1977, S. 8), zuletzt geändert durch:
— 391 L 0174: Richtlinie 91/174/EWG

des Rates vom 25. März 1991 (ABl.
Nr. L 85 vom 5. 4. 1991, S. 37).

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

61 379 L 0117: Richtlinie 79/117/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1978 über das
Verbot des Inverkehrbringens und der
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln, die
bestimmte Wirkstoffe enthalten (ABl.
Nr. L 33 vom 8. 2. 1979, S. 36), zuletzt
geändert durch:
— 391 L 0188: Richtlinie 91/188/EWG

der Kommission vom 19. März 1991
(ABl. Nr. L 92 vom 13. 4. 1991, S. 42).

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

62. 379 L 0373: Richtlinie 79/373/EWG des
Rates vom 2. April 1979 über den Verkehr
mit Mischfuttermitteln (ABl. Nr. L 86 vom
6. 4. 1979, S. 30), zuletzt geändert durch.
— 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des

Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9 1993, S. 23).

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

63. 380 L 0215: Richtlinie 80/215/EWG des
Rates vom 22. Januar 1980 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit
Fleischerzeugnissen (ABl. Nr. L 47 vom
21. 2. 1980, S. 4), zuletzt geändert durch:
— 391 L 0687: Richtlinie 91/687/EWG

des Rates vom l1. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31. 12. 1991,
S. 16).

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

64. 380 L 0217: Richtlinie 80/217/EWG des
Rates vom 22. Januar 1980 über Maß-
nahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung
der klassischen Schweinepest (ABl. Nr. L 47
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vom 21. 2. 1980, S. 11), zuletzt geändert
durch:
— 393 D 0384: Entscheidung 93/384/

EWG des Rates vom 14. Juni 1993
(ABl. Nr. L 166 vom 8. 7 1993, S. 34).

Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

65. 380 L 1095: Richtlinie 80/1095/EWG des
Rates vom 11. November 1980 zur Fest-
legung der Bedingungen, unter denen das
Gebiet der Gemeinschaft von klassischer
Schweinepest freigemacht und freigehalten
werden kann (ABl. Nr. L 325 vom 1. 12.
1980, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 391 D 0686: Entscheidung 91/686/

EWG des Rates vom 11. Dezember
1991 (ABl. Nr. L 377 vom 31. 12.
1991, S. 15).

Artikel 9 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

66. 382 L 0894: Richtlinie 82/894/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1982 über die
Mitteilung von Viehseuchen in der Gemein-
schaft (ABl. Nr. L 378 vom 31. 12. 1982,
S. 58), zuletzt geändert durch:
— 392 D 0450: Entscheidung 92/450/

EWG der Kommission vom 30. Juli
1992 (ABl. Nr. L 248 vom 28. 8. 1992,
S. 77).

Artikel 6 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

67. 385 L 0511: Richtlinie 85/511/EWG des
Rates vom 18. November 1985 zur Ein-
führung von Maßnahmen der Gemeinschaft
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseu-
che (ABl. Nr. L 315 vom 26.11. 1985,
S. 11), zuletzt geändert durch:
— 392 L 0380: Richtlinie 92/380/EWG

der Kommission vom 2 .Juli 1992 (ABl.
Nr. L 198 vom 17 7 1992, S. 54).

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

68. 386 L 0362: Richtlinie 86/362/EWG des
Rates vom 24. Juli 1986 über die Fest-
setzung von Höchstgehalten an Rückstän-
den von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf
und in Getreide (ABl. Nr. L 221 vom 7 8.
1986, S. 37), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des

Rates vom 29. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 211 vom 23. 8. 1993, S. 1).

Artikel 12 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

69 386 L 0363: Richtlinie 86/363/EWG des
Rates vom 24. Juli 1986 über die Fest-
setzung von Höchstgehalten an Rückstän-

den von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf
und in Lebensmitteln tierischen Ursprungs
(ABl. Nr. L 221 vom 7 8. 1986, S. 43),
geändert durch:
— 393 L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des

Rates vom 29. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 211 vom 23. 8. 1993, S. 1).

Artikel 12 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

70. 386 L 0469: Richtlinie 86/469/EWG des
Rates vom 16. September 1986 über die
Untersuchung von Tieren und von frischem
Fleisch auf Rückstände (ABl. Nr. L 275 vom
26. 9. 1986, S. 36), zuletzt geändert durch.
— 389 D 0187: Entscheidung 89/187/

EWG des Rates vom 6. März 1989
(ABl. Nr. L 66 vom 10. 3. 1989, S. 37).

Artikel 15 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

71. 388 L 0407: Richtlinie 88/407/EWG des
Rates vom 14. Juni 1988 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an
den innergemeinschaftlichen Handelsver-
kehr mit Samen von Rindern und an dessen
Einfuhr (ABl. Nr. L 194 vom 22. 7 1988,
S. 10), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0060: Richtlinie 93/60/EWG des

Rates vom 30. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 186 vom 28. 7 1993, S. 28).

Artikel 19 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

72. 388 L 0661: Richtlinie 88/661/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1988 über die
tierzüchterischen Normen für Zucht-
schweine (ABl. Nr. L 382 vom 31. 12.
1988, S. 36)

Artikel 11 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

73. 390 L 0429: Richtlinie 90/429/EWG des
Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an
den innergemeinschaftlichen' Handelsver-
kehr mit Samen von Schweinen und an
dessen Einfuhr (ABl. Nr. L 224 vom 18. 8.
1990, S. 62)

Artikel 18 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

74. 390 L 0667: Richtlinie 90/667/EWG des
Rates vom 27 November 1990 zum Erlaß
veterinärrechtlicher Vorschriften für die
Beseitigung, Verarbeitung und Vermark-
tung tierischer Abfälle und zum Schutz von
Futtermitteln tierischen Ursprungs, auch aus
Fisch, gegen Krankheitserreger sowie zur
Änderung der Richtlinie 90/425/EWG (ABl.
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Nr. L 363 vom 27. 12. 1990, S. 51), zuletzt
geändert durch:
— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG

des Rates vom 17. Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).

Artikel 19 Absätze 2 und 3; die Absätze 4
und 5 werden zu den Absätzen 3 und 4.

75. 392 L 0117: Richtlinie 92/117/EWG des
Rates vom 17. Dezember 1992 über Maß-
nahmen zum Schutz gegen bestimmte
Zoonosen bzw. ihre Erreger bei Tieren
und Erzeugnissen tierischen Ursprungs zur
Verhütung lebensmittelbedingter Infektionen
und Vergiftungen (ABl. Nr. L 62 vom 15. 3.
1993, S. 38)
Artikel 16 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

76. 392 L 0119: Richtlinie 92/119/EWG des
Rates vorn 17. Dezember 1992 mit all-
gemeinen Gemeinschaftsmaßnahmen zur
Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie
besonderen Maßnahmen bezüglich der
vesikulären Schweinekrankheit (ABl.
Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 69)
Artikel 26 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

77. 380 D 1096: Entscheidung 80/1096/EWG
des Rates vom 11. November 1980 über
eine finanzielle Maßnahme der Gemein-
schaft zur Ausmerzung der klassischen
Schweinepest (ABl. Nr. L 325 vom 1.12.
1980, S. 5), zuletzt geändert durch:
— 391 D 0686: Entscheidung 91/686/

EWG des Rates vom 11. Dezember
1991 (ABl. Nr. L 377 vom 31. 12.
1991, S. 15).

Artikel 6 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

78. 380 D 1097: Entscheidung 8Û/1097/EWG
des Rates vom 11. November 1980 über
eine finanzielle Maßnahme der Gemein-
schaft zur Ausmerzung der afrikanischen
Schweinepest auf Sardinien (ABl. Nr. L 325
vom 1. 12. 1980, S. 5), zuletzt geändert
durch :
— 385 R 3768: Verordnung (EWG)

Nr. 3768/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 362
vom 31. 12. 1985, S. 8).

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

79. 392 D 0438: Entscheidung 92/438/EWG
des Rates vom 13. Juli 1992 über die
Informatisierung der veterinärmedizinischen

Verfahren bei der Einfuhr (SHIFT-Projekt),
zur Änderung der Richtlinien 90/675/EWG,
91/496/EWG und 91/628/EWG sowie der
Entscheidung 90/424/EWG und zur Aufhe-
bung der Entscheidung 88/192/EWG (ABl.
Nr. L 234 vom 25. 8. 1992, S. 27)

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

B: In den nachstehenden Rechtsakten wird
(werden) der (die) angeführte(n) Absatz
(Absätze) der angegebenen Artikel, jeweils
durch folgenden Absatz ersetzt:

„(2) Der Vertreter der Kommission unter-
breitet dem Ausschuß einen Entwurf der zu
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt
seine Stellungnahme zu diesem Entwurf inner-
halb von zwei Tagen ab. Die Stellungnahme
wird mit der Mehrheit abgegeben, die in
Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags für die
Annahme der vom Rat auf Vorschlag der
Kommission zu fassenden Beschlüsse vorge-
sehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß
werden die Stimmen der Vertreter der
Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten
Artikel gewogen. Der Vorsitzende nimmt an
der Abstimmung nicht teil."

1.382 L 0471: Richtlinie 82/471/EWG des
Rates vom 30. Juni 1982 über bestimmte
Erzeugnisse für die Tierernährung (ABl.
Nr. L 213 vom 21.7. 1982, S. 8), zuletzt
geändert durch:
- 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des

Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9. 1993, S. 23).

Artikel 14 Absatz 2.

2. 385 L 0358: Richtlinie 85/358/EWG des
Rates vom 16. Juli 1985 zur Ergänzung der
Richtlinie 81/602/EWG über ein Verbot
von bestimmten Stoffen mit hormonaler
Wirkung und von Stoffen mit thyreostati-
scher Wirkung (ABl. Nr. L 191 vom 23. 7.
1985, S. 46), zuletzt geändert durch:
— 389 D 0358: Entscheidung 89/35S/

EWG der Kommission vom 23. Mai
1989 (ABl. Nr. L 151 vom 3. 6. 1989,
S. 39).

Artikel 11 Absatz 2.

3. 364 L 0432: Richtlinie 64/432/EWG des ,
Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung
viehseuchenrechtlicher Fragen beim innerge-
meinschaftlichen Handelsverkehr mit Rin-
dern und Schweinen (ABl. Nr. 121 vom
29. 7. 1964, S. 1977), zuletzt geändert
durch :
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— 3 9 2 L 0102: Richtlinie 92/102/EWG
des Rates vom 27. November 1992
(ABl. Nr. L 355 vom 5. 12. 1992, S. 32).

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

4. 370 L 0524: Richtlinie 70/524/EWG des
Rates vom 23. November 1970 über Zusatz-
stoffe in der Tierernährung (ABl. Nr. L 270
vom 14. 12. 1970, S. 1), zuletzt geändert
durch :
— 393 L 0114: Richtlinie 93/114/EG des

Rates vom 14. Dezember 1993 (ABl.
Nr. L 334 vom 31. 12. 1993, S. 24).

Artikel 24 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

5. 372 L 0462: Richtlinie 72/462/EWG des
Rates vom 12. Dezember 1972 zur Rege-
lung tierseuchenrechtlicher und gesundheit-
licher Fragen bei der Einfuhr von Rindern,
Schweinen, Schafen und Ziegen, von
frischem Fleisch oder von Fleischerzeugnis-
sen aus Drittländern (ABl. Nr. L 302 vom
31. 12. 1972, S. 28), zuletzt geändert durch:
— 392 R 1601: Verordnung (EWG)

Nr. 1601/92 des Rates vom 15. Juni
1992 (ABl. Nr. L 173 vom 27. 6. 1992,
S. 13).

Artikel 30 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

6. 374 L 0063: Richtlinie 74/63/EWG des
Rates vom 17. Dezember 1973 über uner-
wünschte Stoffe und Erzeugnisse in der
Tiernahrung (ABl. Nr. L 38 vom 11.2.
1974, S. 31), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des

Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9. 1993, S. 23).

Artikel 10 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

7. 376 L 0895: Richtlinie 76/895/EWG des
Rates vom 23. November 1976 über die
Festsetzung von Höchstgehalten an Rück-
ständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln
auf und in Obst und Gemüse (ABl.
Nr. L 340 vom 9. 11. 1976, S. 26), zuletzt
geändert durch:
— 393 L 0058: Richtlinie 93/58/EWG des

Rates vom 29. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 211 vom 23. 8. 1993, S. 6).

Artikel 8 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

8. 377 L 0093: Richtlinie 77/93/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1976 über Maß-
nahmen zum Schutz der Gemeinschaft
gegen die Einschleppung und Ausbreitung
von Schadorganismen der Pflanzen und

Pflanzenerzeugnisse (ABl. Nr. L 26 vom
31. 1. 1977, S. 20), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0110: Richtlinie 93/110/EG der

Kommission vom 9. Dezember 1993
(ABl. Nr. L 303 vom 10. 12. 1993,
S. 19).

Artikel 17 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

9. 380 L 0217: Richtlinie 80/217/EWG des
Rates vom 22. Januar 1980 über Maß-
nahmen der Gemeinschaft zur Bekämpfung
der klassischen Schweinepest (ABl. Nr. L 47
vom 21. 2. 1980, S. 11), zuletzt geändert
durch :
— 393 D 0384: Entscheidung 93/384/

EWG des Rates vom 14. Juni 1993
(ABl. Nr. L 166 vom 8. 7. 1993, S. 34).

Artikel 16 a Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

10. 385 L 0511: Richtlinie 85/511/EWG des
Rates vom 18. November 1985 zur Ein-
führung von Maßnahmen der Gemeinschaft
zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseu-
che (ABl. Nr. L 315 vom 26.11. 1985,
S. 11), zuletzt geändert durch:
— 392 L 0380: Richtlinie 92/380/EWG

der Kommission vom 2. Juli 1992 (ABl.
Nr. L 198 vom 17. 7. 1992, S. 54).

A r t i k e l 16Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

11. 386 L 0362: Richtlinie 86/362/EWG des
Rates vom 24. Juli 1986 über die Fest-
setzung von Höchstgehalten an Rückstän-
den von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf
und in Getreide (ABl. Nr. L 221 vom 7. 8.
1986, S. 37), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des

Rates vom 29. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 211 vom 23. 8. 1993, S. 1).

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

12. 386 L 0363: Richtlinie 86/-363/EWG des
Rates vom 24. Juli 1986 über die Fest-
setzung von Höchstgehalten an Rückstän-
den von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf
und in Lebensmitteln tierischen Ursprungs
(ABl. Nr. L 221 vom 7. 8. 1986, S. 43),
geändert durch:
— 393 L 0057: Richtlinie 93/57/EWG des

Rates vom 29. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 211 vom 23. 8. 1993, S. 1).

Artikel 13 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

13. 386 L 0469: Richtlinie 86/469/EWG des
Rates vom 16. September 1986 über die
Untersuchung von Tieren und von frischem
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Fleisch auf Rückstände (ABl. Nr. L 275 vom
26. 9 1986, S. 36), zuletzt geändert durch:
— 389 D 0187: Entscheidung 89/187/

EWG des Rates vom 6. März 1989
(ABl. Nr. L 66 vom 10. 3. 1989, S. 37).

Artikel 14 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

14. 388 L 0407: Richtlinie 88/407/EWG des
Rates vom 14. Juni 1988 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an
den innergemeinschaftlichen Handelsver-
kehr mit Samen von Rindern und an dessen
Einfuhr (ABl. Nr. L 194 vom 22. 7 1988,
S. 10), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0060: Richtlinie 93/60/EWG des

Rates vom 30. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 186 vom 28. 7 1993, S. 28).

Artikel 18 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

15. 390 L 0429: Richtlinie 90/429/EWG des
Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der
tierseuchenrechtlichen Anforderungen an
den innergemeinschaftlichen Handelsver-
kehr mit Samen von Schweinen und an
dessen Einfuhr (ABl. Nr. L 224 vom 18. 8.
1990, S. 62)

Artikel 19 Absätze 2 und 3; Absatz 4 wird
Absatz 3.

16. 390 L 0667: Richtlinie 90/667/EWG des
Rates vom 27 November 199.0 zum Erlaß
veterinärrechtlicher Vorschriften für die
Beseitigung, Verarbeitung und Vermark-
tung tierischer Abfälle und zum Schutz von
Futtermitteln tierischen Ursprungs, auch aus
Fisch, gegen Krankheitserreger sowie zur
Änderung der Richtlinie 90/425/EWG (ABl.
Nr. L 363 vom 27 12. 1990, S. 51), zuletzt
geändert durch.
— 392 L 0118: Richtlinie 92/118/EWG

des Rates vom 17 Dezember 1992
(ABl. Nr. L 62 vom 15. 3. 1993, S. 49).

Artikel 18 Absätze 2 und 3; die Absätze 4
und 5 werden zu den Absätzen 3 und 4.

VI. VERKEHR

A. LANDVERKEHR

1. 370 R 1108: Verordnung (EWG)
Nr. 1108/70 des Rates vom 4. Juni 1970 zur
Einführung einer Buchführung über die
Ausgaben für die Verkehrswege des Eisen-
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehrs
(ABl. Nr. L 130 vom 15. 6. 1970, S. 4),
geändert durch:
— 370 R 2598: Verordnung (EWG)

Nr. 2598/70 vom 18. Dezember 1970
(ABl. Nr. L 278 vom 23. 12. 1970, S. 1);

— 371 R 0281: Verordnung (EWG)
Nr. 281/71 der Kommission vom
9. Februar 1971 (ABl. Nr. L 33 vom
10. 2. 1971, S. 11);

— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 379 R 1384: Verordnung (EWG)
Nr. 1384/79 des Rates vom 25. Juni
1979 (ABl. Nr. L 167 vom 5. 7 1979,
S. 1);

— 381 R 3021: Verordnung (EWG)
Nr. 3021/81 des Rates vom 19. Okto-
ber 1981 (ABl. Nr. L 302 vom 23. 10.
1981, S. 8);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12).

Anhang II wird wie folgt ergänzt:
a) Unter der Überschrift „A.l. EISEN-

BAHNEN — Hauptnetze" wird folgen-
des eingefügt:
„Republik Österreich
— österreichische Bundesbahnen

(ÖBB)"
„Königreich Norwegen
— Norges Statsbaner (NSB)"
„Republik Finnland
— Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna

(VR)"
„Königreich Schweden
— Statens järnvägar (SJ)"

b) Unter der Überschrift „A. 2. EISEN-
BAHNEN — Eisenbahnen des öffentli-
chen Verkehrs, die an das Hauptnetz
angeschlossen sind (ausgenommen Stadt-
bahnen)" wird folgendes eingefügt:
„Königreich Norwegen
Norges Statsbaner (NSB)
Republik Finnland
Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)
Königreich Schweden
Inlandsbanen Aktiebolag (IBAB)
Malmö-Limhamns-Järnväg (MLJ)
Växjö-Hultsfred-Västerviks Järnväg
(VHVJ)
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Johannesberg-Ljungaverks Järnväg
( JLJ)

c) Unter der Überschrift „B. STRASSE"
wird folgendes eingefügt:
„Republik Österreich
1. Bundesautobahnen
2. Bundesstraßen
3. Landesstraßen
4. Gemeindestraßen"
„Königreich Norwegen
1. Riksveger
2. Fylke'sveger
3. Kommunale vegef"
„Republik Finnland
1. Päätiet/Huvudvägar
2. Muut maantiet/Övriga landsvägar
3. Paikallistiet/Bygdevägar
4. Kadut ja kaavatiet/Gator och plan-

lagda vägar"
„Königreich Schweden
1. Motorvägar
2. Motortrafikleder
3. Övriga vägar"

2. 371 R 0281 : Verordnung (EWG) Nr. 281/71
der Kommission vom 9 Februar 1971 zur
Festlegung des in Artikel 3 Buchstabe e der
Verordnung (EWG) Nr. 1108/70 des Rates
vom 4. Juni 1970 genannten Verzeichnisses
der Seeschiffahrtsstraßen (ABl. Nr. L 33
vom 10. 2. 1971, S. 11), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14)

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Der Anhang wird wie folgt ergänzt:

„Finnland
— Saimaan kanava/Saima kanal
— Saimaan vesistö/Saimens vattendrag

Schweden
— Trollhätte kanal und Göta älv
— Vänersee
— 0Södertälje kanal
— Mälarsee"

3. 385 R 3821: Verordnung (EWG)
Nr. 3821/85 des Rates vom 20. Dezember
1985 über das Kontrollgerät im Straßen-
verkehr (ABl. Nr. L 370 vom 31. 12. 1985,
S. 8), geändert durch:
— 390 R 3314: Verordnung (EWG)

Nr. 3314/90 vom 16. November 1990
(ABl. Nr. L 318 vom 17 11. 1990,
S. 20);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12);

— 392 R 3688: Verordnung (EWG)
Nr. 3688/92 der Kommission vom
21. Dezember 1992 (ABl. Nr. L 374
vom 22. 12. 1992, S. 12).

Folgendes wird in die Aufzählung in
Anhang II Nummer l erster Gedanken-
strich eingefügt:

„Österreich 12"
„Finnland 17"
„Norwegen 16"
„Schweden 5"

4. 391 L 0439: Richtlinie 91/439/EWG des
Rates vom 29 Juli 1991 über den Führer-
schein (ABl. Nr. L 237 vom 24. 8. 1991,
S. 1)
a) Anhang I Nummer 2 dritter Gedanken-

strich erhält folgende Fassung:
„— das Unterscheidungszeichen des Mit-

gliedstaats, der den Führerschein aus-
stellt, wie folgt:
B: Belgien L: Luxemburg
DK. Dänemark NL: Niederlande
D Deutschland N: Norwegen
GR: Griechenland A. Österreich
E: Spanien P: Portugal
F Frankreich FIN Finnland
IRL: Irland S: Schweden
I: Italien UK. Vereinigtes

Königreich"
b) Anhang I Nummer 3 Unterabsatz 2

erhält folgende Fassung:
„Will ein Mitgliedstaat diese Eintra-

gungen in einer anderen Landessprache
abfassen als einer der folgenden Spra-
chen: dänisch, deutsch, englisch, fin-
nisch, französisch, griechisch, italienisch,
niederländisch, norwegisch, portugie-
sisch, spanisch, schwedisch, so erstellt er
unbeschadet der übrigen Bestimmungen
dieses Anhangs unter Verwendung einer
der vorgenannten Sprachen eine zwei-
sprachige Fassung des Führerscheins."

5. 392 L 0106: Richtlinie 92/106/EWG des
Rates vom 7 Dezember 1992 über die
Festlegung gemeinsamer Regeln für
bestimmte Beförderungen im kombinierten
Güterverkehr zwischen Mitgliedstaaten
(ABl. Nr. L 368 vom 17 12. 1992, S. 38)

Folgendes wird in Artikel 6 Absatz 3
eingefügt:

„— Österreich:
Straßenverkehrsbeitrag"
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„— Finnland:
varsinainen ajoneuvovero/egentlig for-
donsskatt"

„— Norwegen:
vektârsavgift"

„— Schweden:
fordonsskatt"

6. 392 L 0881: Verordnung (EWG)
Nr. 881/92 des Rates vom 26. Marz 1992
über den Zugang zum Güterkraftverkehrs-
markt in der Gemeinschaft für Beförderun-
gen aus oder nach einem Mitgliedstaat oder
durch einen oder mehrere Mitgliedstaaten
(ABl. Nr. L 95 vom 9. 4. 1992, S. 1)

Folgendes wird in Anhang I (blaues Kraft-
papier), Fußnote l eingefügt:

„(A) Österreich" ab dem l Januar 1997,
„(FIN) Finnland", „(N) Norwegen",
„(S) Schweden" '

7 392 R 1839: Verordnung (EWG)
Nr. 1839/92 der Kommission vom I.Juli
1992 mit Durchführungsvorschriften zur
Verordnung (EWG) Nr. 684/92 des Rates
hinsichtlich der Beförderungsdokumente für
den, grenzüberschreitenden Personenverkehr
(ABl. Nr. L 187 vom 7 7 1992, S. 5),
geändert durch:
— 393 R 2944: Verordnung (EWG)

Nr. 2944/93 der Kommission vom
25. Oktober 1993 (ABl. Nr. L 266 vom
27 10. 1993, S. 2).

Folgendes wird in Anhang I A Fußnote l, in
Anhang IV erste Fußnote l und in
Anhang V Fußnote l eingefügt:

„(A) Österreich", „(FIN) Finnland",
„(N) Norwegen", „(S) Schweden"

8. 392 R 2454: Verordnung (EWG)
Nr. 2454/92 des Rates vom 23. Juli 1992
zur Festlegung der Bedingungen für die
Zulassung von Verkehrsunternehmen zum
Personenverkehr mit Kraftomnibussen inner-
halb eines Mitgliedstaats, in dem sie nicht
ansässig sind (ABl. Nr. L 251 vom 29. 8.
1992, S. 1)

Folgendes wird in Fußnote l in Anhang I
(Bescheinigung) eingefügt:

„A ' (Österreich)", „FIN : (Finnland)",
„N (Norwegen)", „S (Schweden)"

Folgendes wird in Fußnote l in Anhang II
(Umschlagseite des Fahrtenblattheftes) ein-
gefügt:

„Österreich (A)", „Finnland (FIN)", „Nor-
wegen (N)", „Schweden (S)"

Folgendes wird in Anhang III eingefügt:

„A", „FIN", „N", „S"
9. 393 L 0089: Richtlinie 93/89/EWG des

Rates vom 25. Oktober 1993 über die
Besteuerung bestimmter Kraftfahrzeuge zur
Güterbeförderung sowie die Erhebung von
Maut- und Benutzungsgebühren für
bestimmte Verkehrswege durch die Mit-
gliedstaaten (ABl. Nr. L 279 vom 12.11.
1993, S. 32)

Folgendes wird in Artikel 3 Absatz l
eingefügt:
„Österreich
Kraftfahrzeugsteuer"

„Finnland
varsinainen ajoneuvovero/egentlig fordons-
skatt"

„Norwegen
vektârsavgift"

„Schweden
fordonsskatt"

B. EISENBAHNVERKEHR
1. 369 R 1192: Verordnung (EWG)

Nr. 1192/69 des Rates vom 26. Juni 1969
über gemeinsame Regeln für die Norma-
lisierung der Konten der Eisenbahnunter-
nehmen (ABl. Nr. L 156 vom 28. 6. 1969,
S. 8), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen "und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12).

Folgendes wird in Artikel 3 eingefügt:
„— österreichische Bundesbahnen (ÖBB)"
„— Norges Statsbaner (NSB)"
„— Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)"
„— Statens järnvägar (SJ)".

2. 377 R 2830: Verordnung (EWG)
Nr. 2830/77 des Rates vom 12. Dezember
1977 über Maßnahmen zur Herstellung der
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Vergleichbarkeit der Rechnungsführung und
der Jahresrechnung von Eisenbahnunterneh-
men (ABl. Nr. L 334 vom 24. 12. 1977,
S. 13), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt, des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12).

Folgendes wird in Artikel 2 eingefügt:
„— österreichische Bundesbahnen (ÖBB)"
„— Norges Statsbaner (NSB)"
„— Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)"
„— Statens järnvägar (SJ)"

3. 378 R 2183: Verordnung (EWG)
Nr. 2183/78 des Rates vom 19 September
1978 zur Festlegung einheitlicher Grund-
sätze für die Kostenrechnung der Eisen-
bahnunternehmen (ABl. Nr. L 258 vom
21. 9 1978, S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12).

Folgendes wird in Artikel 2 eingefügt:
„— österreichische Bundesbahnen (ÖBB)"
„— Norges Statsbaner (NSB)"
„— Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)"
„— Statens järnvägar (SJ)"

4. 382 D 529: Entscheidung 82/529/EWG des
Rates vom 19 Juli 1982 über die Preis-
bildung im grenzüberschreitenden Eisen-
bahngüterverkehr (ABl. Nr. L 234 vom
9. 8. 1982, S. 5), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12).

Folgendes wird in Artikel l eingefügt:
„— österreichische Bundesbahnen (ÖBB)"
„— Norges Statsbaner (NSB)"
„— Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)"
„— Statens järnvägar (SJ)"

5. 383 D 0418: Entscheidung 83/418/EWG
des Rates vom 25. Juli 1983 über die
kommerzielle Selbständigkeit der Eisenbahn-
unternehmen bei der Verwaltung ihres
grenzüberschreitenden Personen- und
Gepäckverkehrs (ABl. Nr. L 237 vom
26. 8. 1983, S. 32), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 R 3572: Verordnung (EWG)
Nr. 3572/90 des Rates vom 4. Dezem-
ber 1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12.
1990, S. 12).

Folgendes wird in Artikel l eingefügt:
„— österreichische Bundesbahnen (ÖBB)"
„— Norges Statsbaner (NSB)"
„— Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna (VR)"
„— Statens järnvägar (SJ)"

C. BINNENSCHIFFSVERKEHR
1. 377 D 0527: Entscheidung 77/527/EWG

der Kommission vom 29. Juli 1977 zur
Aufstellung der Liste der Seeschiffahrts-
straßen im Sinne der Richtlinie 76/135/
EWG des Rates (ABl. Nr. L 209 vom 17 8.
1977, S. 29), geändert durch:
— 378 L 1016: Richtlinie 78/1016/EWG

des Rates vom 23. November 1978
(ABl. Nr. L 349 vom 13. 12. 1978, S. 31)

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Folgendes wird der Liste im Anhang
hinzugefügt:

„SUOMI
— Saimaan kanava/Saima kanal
— Saimaan vesistö/Saimens vattendrag

SVERIGE
— Trollhätte kanal und Göta älv
— Vänersee
— Mälarsee
— Södertälje^ kanal
— Falsterbo kanal
— Sotenkanalen"
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2. 382 L 0714: Richtlinie 82/714/EWG des
Rates vom 4. Oktober 1982 über die
technischen Vorschriften für Binnenschiffe
(ABl. Nr. L 301 vom 28. 10. 1982, S. 1)

Anhang I wird wie folgt ergänzt:
a) Folgendes wird in „KAPITEL I"

„Zone 2" hinzugefügt:
„Schweden
Trollhätte kanal und Göta älv
Vänersee
Södertälje kanal
Mälarsee
Falsterbo kanal
Sotenkanalen".

b) Folgendes wird in „KAPITEL II"
„Zone 3" hinzugefügt:
„Österreich
Donau von der österreichisch-deutschen
Grenze bis zur österreichisch-slowaki-
schen Grenze
Schweden
Göta kanal
Vättersee".

c) Folgendes wird in „KAPITEL III"
„Zone 4" hinzugefügt:
„Schweden
Alle Flüsse, Kanäle und Binnenseen,
außer denen der Zonen l, 2 und 3".

3. 391 L 0672: Richtlinie 91/672/EWG des
Rates vom 16. Dezember 1991 über die
gegenseitige Anerkennung der einzelstaatli-
chen Schiffspatente für den Binnenschiffsgü-
ter- und -personenverkehr (ABl. Nr.- L 373
vom 31. 12. 1991, S. 29)
a) Anhang I wird wie folgt ergänzt:

i) Unter der Überschrift „GRUPPE A"
wird folgendes hinzugefügt:"

„Republik Finnland:
— Laivurinkirja/Skepparbrev,
— Kuljettajankirja I ja II/Förarbrev I.

Königreich Schweden:
— Bevis om behörighet som skeppare B,
— Bevis om behörighet som skeppare A,
— Bevis om behörighet som styrman B,
— Bevis om behörighet som styrman A,
— Bevis om behörighet som sjökapten".

ii) Unter der Überschrift „GRUPPE B"
wird folgendes hinzugefügt:

„Republik Österreich
— Kapitänspatent A,
— Schiffsführerpatent A.

Republik Finnland
— Laivurinkirja/Skepparbrev,
— Kuljettajankirja I/Förarbrev I.

Königreich Schweden:
— Bevis om behörighet som skeppare B,
— Bevis om behörighet "som skeppare A,
— Bevis om behörighet som styrman B,
— Bevis om behörighet som styrman A,
— Bevis om behörighet som sjökapten".
b) In Anhang II wird folgender Wortlaut

hinzugefügt:

„Republik Finnland
Saimaan kanava/Saima kanal, Saimaan
vesistö'/Saimens vattendrag"

„Königreich Schweden
Trollhätte kanal und Göta älv, Vänersee,
Mälarsee, Södertälje kanal, Falsterbo
kanal, Sotenkanalen".

D. FLUGVERKEHR

1.392 R 2408: Verordnung (EWG)
Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992
über den Zugang von Luftfahrtunternehmen
der Gemeinschaft zu Strecken des innerge-
meinschaftlichen Flugverkehrs (ABl.
Nr. L 240 vom 24. 8. 1992, S. 8)
a) Folgendes wird in ANHANG I, „Ver-

zeichnis der Flughäfen der Kategorie l"
eingefügt:
„ÖSTERREICH: Wien"
„FINNLAND: Helsinki-Van-

taa/Helsingfors
Vanda"

„NORWEGEN: Flughafensy-
stem Oslo"

„SCHWEDEN: Flughafensy-
stem Stock-
holm".

b) Folgendes wird in ANHANG II, „Ver-
zeichnis der Flughafensysteme" hinzuge-
fügt:
„NORWEGEN: Oslo-Fornebu/

Gardermoen"
„SCHWEDEN: Stockholm-Ar-

landa/Brom-
ma".

2. 393 L 0065: Richtlinie 93/65/EWG des
Rates vom 19. Juli 1993 über die Auf-
stellung und Anwendung kompatibler tech-
nischer Spezifikationen für die Beschaffung
von Ausrüstungen und Systemen für das
Flugverkehrsmanagement (ABl. Nr. L 187
vom 29. 7. 1993,'S. 52)

Folgendes wird in ANHANG II eingefügt:

„Österreich
Austro Control GmbH
Schnirchgasse 11
A-1030 Wien"
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„Finnland
Ilmailulaitos/Luftfartsverket
P.O. Box 50
FIN-01531 Vantaa
Die Beschaffungen für kleine Flugplätze und
Flugfelder können von den jeweiligen
Gebietskörperschaften oder von den Eigen-
tümern vorgenommen werden."

„Norwegen
Luftfartsverket
P.O. Box 8124 Dep.
N-0032 Oslo
Oslo Hovedflyplass A/S
P.O. Box 2654 St. Hanshaugen
N-0131 Oslo
Die Beschaffungen für kleine Flugplätze und
Flugfelder können von den jeweiligen
Gebietskörperschaften oder von den Eigen-
tümern vorgenommen werden."

„Schweden
Luftfartsverket
S-601 79 Norrköping"

VII. ENTWICKLUNG
391 D 0482: Beschluß 91/482/EWG des
Rates vom 25. Juli 1991 über die Assozia-
tion der überseeischen Länder und Gebiete
mit der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft (ABl. Nr. L 263 vom 19. 9. 1991,
S. 1)
a) In Anhang II Artikel 13 Absatz 3 wird

folgendes hinzugefügt:
„ANNETTU JÄLKIKÄTEEN/UTFÄR-
DAT I EFTERHAND", „UTSTEDT I
ETTERHÂND", „UTFÄRDAT I
EFTERHAND".

b) In Anhang II Artikel 14 wird folgendes
hinzugefügt:
„KAKSOISKAPPALE/DUPLIKAT",
„DUPLIKAT", „DUPLIKAT".

c) In Anhang III Artikel 3 wird folgendes
hinzugefügt:
„KAKSOISKAPPALE/DUPLIKAT",
„DUPLIKAT", „DUPLIKAT".

VIII. UMWELT

A. GEWASSERSCHUTZ UND WASSERWIRT-
SCHAFT
1. 376 L 0160: Richtlinie 76/160/EWG des

Rates vom 8. Dezember 1975 über die
Qualität der Badegewässer (ABl. Nr. L 31
vom 5. 2. 1976, S. 1), geändert durch:

— 179 H: Akte über die Bedingungen des
Beitritts und die Anpassungen der
Verträge — Beitritt der Republik Grie-
chenland (ABl. Nr. L 291 vom 19.11.
1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Bedingungen des
Beitritts und die Anpassungen der
Verträge — Beitritt des Königreichs
Spanien und der Portugiesischen Repu-
blik (ABl. Nr. L 302 vom 15. 11. 1985,
S. 23);

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG des
Rates vom 23. Dezember 1991 (ABl.
Nr. L 377 vom 31. 12. 1991, S. 48).

In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

2. 377 D-0795: Entscheidung 77/795/EWG
des Rates vom 12. Dezember 1977 zur
Einführung eines gemeinsamen Verfahrens
zum Informationsaustausch über die Quali-
tät des Oberflächensüßwassers in der
Gemeinschaft (ABl. Nr. L 334 vom 24. 12.
1977, S. 29), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Bedingungen des

Beitritts und die Anpassungen der
Verträge — Beitritt der Republik Grie-
chenland (ABl. Nr. L 291 vom 19. 11.
1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Bedingungen des
Beitritts und die Anpassungen der
Verträge — Beitritt des Königreichs
Spanien und der Portugiesischen Repu-
blik (ABl. Nr. L 302 vom 15. 11. 1985,
S. 23);

— 381 D 0856: Entscheidung 81/856/
EWG des Rates vom 19. Oktober 1981
(ABl. Nr. L 319 vom 7. 11. 1981, S. 17);

— 384 D 0422: Entscheidung 84/422/
EWG des Rates vom 24. Juli 1984
(ABl. Nr. L 237 vom 5. 9. 1984, S. 15);

— 386 D 0574: Entscheidung 86/574/
EWG des Rates vom 24. November
1986 (ABl. Nr. L 335 vom 28.11.
1986, S. 44).

a) In Artikel 8 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vier-
undsechzig" ersetzt.

b) Anhang I „LISTE DER AM INFOR-
MATIONSAUSTAUSCH TEILNEH-
MENDEN PROBENAHME- ODER
MESS-STATIONEN" wird wie folgt
ergänzt:
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„ÖSTERREICH

Probenahme- oder Meßstationen

Jochenstein
Abwinden-Asten
Wolfsthal
Lavamünd
Kufstein/Erl
Oberndorf
Bad Radkersburg

2 203,8 km oberhalb der Mündung
2 119,9 km oberhalb der Mündung
1 873,5 km oberhalb der Mündung
2,1 km oberhalb des Verlassens österreichischen Gebiets
204,03 km oberhalb der Vereinigung mit der Donau
47,2 km oberhalb der Vereinigung mit dem Inn
101,4 km oberhalb der Vereinigung mit der Drau

Flüsse

Donau
Donau
Donau
Drau
Inn
Salzach
Mur

FINNLAND

Probenahme- oder Meßstationen

Kalkkistenkoski
Pori — Tampere

Brücke
Mansikkakoski
Raasakka Brücke
Merikoski Brücke
Isohaara Brücke
Kukkolankoski
Virtaniemi

Station Nr. 4800, Ausfluß des Paijänne-Sees
Station Nr. 8820, 7,5 km oberhalb Pori

Station Nr. 2800, Ausfluß des Saimaa-Sees
8 km oberhalb Ii
Station Nr. 13000, Oulu Stadt
Station Nr. 14000, Kemi Stadt
Station Nr. 14310, 13 km oberhalb Tornio
Station Nr. 14400, Ausfluß des Inari-Sees

Flusse

Kymi
Kokemäenjoki

Vuoksi
li
Oulujoki
Kemijoki
Torniojoki
Paatsjoki

NORWEGEN

Probenahme- oder Meßstationen

Sarpsfossen
Bingsfossen/Fetsund
Skjefstadfossen/

Elverum
Vennesla
Mosj0en
Alta

40 km nach dem Ausfluß bei Fredrikstad
120 km nach dem Ausfluß bei Fredrikstad
280 km nach dem Ausfluß bei Fredrikstad

15 km nach dem Ausfluß bei Kristiansand
2 km nach dem Ausfluß bei Mosjaen
2 km nach dem Ausfluß bei Alta

Flüsse

Glomma
Glomma
Glomma

Otra
Vefsna
Almelva

SCHWEDEN

Probenahme- oder Meßstationen

Luleâ
Stornorrfors
Bergeforsen
Älvkarleby
Stockholm
Norrköping
Mörrum
Helsingborg
Laholm
Alelyckan

Station Nr. 009
Station Nr. 028
Station Nr. 040
Station Nr. 053
Station Nr. 061
Station Nr. 067
Station Nr. 086
Station Nr. 094
Station Nr. 098
Station Nr. 108

Flüsse

Lule älv
Urne älv
Indalsälven
Dalälven
Norrström
Motala ström

' Mörrumsan
Râân
Lagan
Göta älv"
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3. 378 L 0659: Richtlinie 78/659/EWG des
Rates vom 18. Juli 1978 über die Qualität
von Süßwasser, das schutz- oder verbesse-
rungsbedürftig ist, um das Leben von
Fischen zu erhalten (ABl. Nr. L 222 vom
14. 8, 1978, S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG des
Rates vom 23. Dezember 1991 (ABl.
Nr. L 377 vom 31. .12. 1991, .S. 48).

In Artikel 14 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

4. 379 L 0869: Richtlinie 79/869/EWG des
Rates vom 9. Oktober 1979 über die
Meßmethoden sowie über die Häufigkeit
der Probenahmen und der Analysen des
Oberflächenwassers für die Trinkwasserge-
winnung der Mitgliedstaaten (ABl.
Nr. L 271 vom 29. 10. 1979, S. 44), geän-
dert durch:
— 381 L 0855: Richtlinie 81/855/EWG

des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABl.
Nr. L 319 vom 7. 11. 1981, S. 16);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31.12. 1991,
S. 48).

In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

5. 380 L 0778: Richtlinie 80/778/EWG des
Rates vom 15. Juli 1980 über die Qualität
von Wasser für den menschlichen Gebrauch
(ABl. Nr. L 229 vom 30. 8. 1980, S. 11),
geändert durch:
— 381 L 08.55: Richtlinie 81/855/EWG

des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABl.
Nr. L 319 vom 7. 11. 1981, S. 16);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG des
Rates vom 23. Dezember 1991 (ABl.
Nr. L 377 vom 31. 12. 1991, S. 48).

In Artikel 15 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

6. 382 L 0883: Richtlinie . 82/883/EWG des
Rates vom 3. Dezember 1982 über die
Einzelheiten der Überwachung und Kon-
trolle der durch die Ableitungen aus "der
Titandioxidproduktion betroffenen Umwelt-
medien (ABl. Nr. L 378 vom 31. 12. 1982,

. S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In "Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

B. KONTROLLE DER LUFTVER-
SCHMUTZUNG

1. 380 L 0779: Richtlinie 80/779/EWG des
Rates vom 15. Juli 1980 über Grenzwerte
und Leitwerte der Luftqualität für Schwe-
feldioxid und Schwebestaub (ABl. Nr. L 229
vom 30. 8. 1980, S. 30), geändert durch:
— 381 L 0857: Richtlinie 81/857/EWG

des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABl.
Nr. L 319 vom 7. 11. 1981, S. 18);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge

. — Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr: L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0427: Richtlinie 89/427/EWG
des Rates vom 21. Juni 1989 (ABl.
Nr. L 201 vom 14. 12. 1989, S. 53);

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59); "

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31. 12. 1991,
S. 48).

In Artikel 14 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.
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2. 382 L 0884: Richtlinie 82/884/EWG des
Rates vom 3. Dezember 1982 betreffend
einen Grenzwert für den Bleigehalt in der
Luft (ABl. Nr. L 378 vom 31.12. 1982,
S. 15), geändert durch:
— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31.12. 1991,
S. 48).

In Artikel 11 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

3. 385 L 0203: Richtlinie 85/203/EWG des
Rates vom 7. März 1985 über Luftqualitäts-
normen für Stickstoffdioxid (ABl. Nr. L 87
vom 27. 3. 1985, S. 1), geändert durch:
— 385 L 0580: Richtlinie 85/580/EWG

des Rates vom 20. Dezember 1985
(ABl. Nr. L 372 vom 31.12. 1985,
S. 36);

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31.12. 1991,
S. 48).

In Artikel 14 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

4. 385 L 0210: Richtlinie 85/210/EWG des
Rates vom 20. März 1985 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über den Bleigehalt von Benzin (ABl.

Nr. L 96 vom 3. 4. 1985, S. 25), geändert
durch:
— 3 8 5 L 0581: Richtlinie 85/581/EWG

des Rates vom 20. Dezember 1985
(ABl. Nr. L 372 vom 31. 12. 1985,
S. 37);

— 387 L 0416: Richtlinie 87/416/EWG
des Rates vom 21. Juli 1987 (ABl.
Nr. L 225 vom 13. 8. 1987, S. 33).

In Artikel 12 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

5. 387 L 0217: Richtlinie 87/217/EWG des
Rates vom 19. März 1987 zur Verhütung
und Verringerung der Umweltverschmut-
zung durch Asbest (ABl. Nr. L 85 vom
28. 3. 1987, S. 40), geändert durch:
— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31. 12. 1991,
S. 48).

In Artikel 12 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

6. 388 L 0609: Richtlinie 88/609/EWG des
Rates vom 24. November 1988 zur Begren-
zung von Schadstoffemissionen von Groß-
feuerungsanlagen in die Luft (ABl.
Nr. L 336 vom 7. 12. 1988, S. 1), geändert
durch:
— 3 9 0 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 59).

a) In Anhang I werden in der Tabelle „HÖCHSTMENGEN UND VERRINGERUNG DER
SO2 EMISSIONEN FÜR BESTEHENDE ANLAGEN" in den angegebenen Spalten die
folgenden Werte eingefügt:

Mitgliedstaat

0

SO2 -Emissionen der
Großfeuerungsanlagen 1980

(1 000 t)

90
171
112

2 3

Emissionshöchst-
mengen

(1 000 t/Jahr)

Phase 1

1993

54
102
67

Phase 2
1998

36

68

45

Phase 3

2003

27
51
34

4 5 | 6

Verringerung
gegenüber

Emissionen 1980
in vH

Phase 1

1993

-40
—40
—40

Phase 2

1998

-60

-60

— 60

Phase 3

2003

-70

-70

-70

7 8 9
Verringerung

gegenüber angepaßten
Emissionen 1980

in vH
Phase 1

1993

—40

— 40

— 40

Phase 2

1998

-.60
-60
—60

Phase 3
2003

—70
— 70
— 70
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b) In Anhang II werden in der Tabelle „HÖCHSTMENGEN UND VERRINGERUNG
DER NOX-EMISSIONEN FÜR BESTEHENDE ANLAGEN" in den angegebenen
Spalten die folgenden Werte eingefügt:

Mitgliedstaat

0

NOx-Emissionen der
Großfeuerungsanlagen (als

NO2) 1980
(1 000 t)

19
81
31

*
NOx-

Emissionshöchstmengen
(1 000 t/Jahr)

Phase 1

1993 (3)

15
65
25

Phase 2
1998

11
48
19

Verringerung gegenüber
Emissionen 1980

in vH

Phase 1

1993 (3)

— 20

— 20

— 20

Phase 2

1998

-40
— 40
— 40

5 6

Verringerung gegenüber
Emissionen 1980

in vH

Phase 1
1993 (3)

— 20

— 20

— 20

Phase 2

1998

— 40

— 40

— 40

C. LÄRMBEKÄMPFUNG
379 L 0113: Richtlinie 79/113/EWG des
Rates vom 19 Dezember 1978 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten betreffend die Ermittlung des
Geräuschemissionspegels von Baumaschinen
und Baugeräten (ABl. Nr. L 33 vom 8. 2.
1979, S. 15), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 381 L 1051: Richtlinie 81/1051/EWG
des Rates vom 7 Dezember 1981 (ABl.
Nr. L 376 vom 30. 12. 1981, S. 49);

— 385 L 0405: Richtlinie 85/405/EWG
der Kommission vom 11 Juli 1985
(ABl. Nr. L 233 vom 30. 8. 1985, S. 9);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Artikel 5 Absatz 2 wird die Zahlenangabe
„vierundfünfzig" durch „vierundsechzig"
ersetzt.

D. CHEMISCHE STOFFE, INDUSTRIELLE
RISIKEN UND BIOTECHNOLOGIE
1. 367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des

Rates vom 27 Juni 1967 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Stoffe (ABl. Nr. L 196
vom 16. 8. 1967, S. 1), zuletzt geändert
durch:
— 393 L 0101: Richtlinie 93/101/EG der

Kommission vom 11. November 1993
(ABl. Nr. L 13 vom 15. 1. 1994, S. 1);

In Artikel 21 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

2. 378 D 0618: Beschluß 78/618/EWG der
Kommission vom 28. Juni 1978 zur Ein-
setzung eines Beratenden wissenschaftlichen
Ausschusses für die Prüfung der Toxizität
und Okotoxizität chemischer Verbindungen
(ABl. Nr. L 198 vom 22. 7 1978, S. 17),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19 11 1979,
S. 17);

— 380 D 1084: Beschluß 80/1084/EWG
der Kommission (ABl. Nr. L 316 vom
25. 11. 1980, S. 21);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 D 0241: Beschluß 88/241 /EWG der
Kommission (ABl. Nr. L 105 vom 26. 4.
1980, S. 29).

In Artikel 3 Absatz 2 wird die Zahlenangabe
„vierundzwanzig" durch „zweiunddreißig"
und die Zahlenangabe „zwölf" durch
„sechzehn" ersetzt.

3. 382 L 0501: Richtlinie 82/501/EWG des
Rates vom 24. Juni 1982 über die Gefahren
schwerer Unfälle bei bestimmten Industrie-
tätigkeiten (ABl. Nr. L 230 vom 5. 8. 1982,
S. 1), geändert durch.
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0216: Richtlinie 87/216/EWG
des Rates vom 19 März 1987 (ABl.
Nr. L 85 vom 28. 3. 1987, S. 36);

— 388 L 0610: Richtlinie 88/610/EWG
des Rates vom 24. November 1988
(ABl. Nr. L 336 vom 7 12. 1988, S. 14);
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— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 59);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31. 12. 1991,
S. 48).

In Artikel 16 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

4. 391 D 0596: Entscheidung 91/596/EWG
des Rates vom 4. November 1991 über den
formalen Aufbau der Zusammenfassung der
Anmeldung nach Artikel 9 der Richtlinie
90/220/EWG über die absichtliche Frei-
setzung genetisch veränderter Organismen
in die Umwelt (ABl. Nr. L 322 vom 23. 11.
1991, S. 1)

Im Anhang ist unter „INFORMATIONEN
NACH ANHANG II der Richtlinie 907
220/EWG" in Teil A Nummer 3 Buch-
stabe b Ziffer i folgendes einzufügen.

„Boreal [ ] Arktisch [ ]"

E. ERHALTUNG WILDLEBENDER TIERE
UND PFLANZEN

1. 379 L 0409: Richtlinie 79/409/EWG vom
2. April 1979 über die Erhaltung der
wildlebenden Vogelarten (ABl. Nr. L 103
vom 25. 4. 1979, S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17)

— 381 L 0854: Richtlinie 81/854/EWG
des Rates vom 19. Oktober 1981 (ABl.
Nr. L 319 vom 7 11. 1981, S. 3)

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23)

— 385 L 0411: Richtlinie 85/411/EWG
der Kommission vom 25. Juli 1985 zur
Änderung der Richtlinie 79/409/EWG
des Rates über die Erhaltung der
wildlebenden Vogelarten (ABl.
Nr. L 233 vom 30. 8. 1985, S. 33)

— 386 L 0122: Richtlinie 86/122/EWG
des Rates vom 8. April 1986 (ABl.
Nr. L 100 vom 16. 4. 1986, S. 22)

— 390 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 59)

— 391 L 0244: Richtlinie 91/244/EWG
des Rates (ABl. Nr. L 115 vom 8.5.
1991, S. 41).

a) ANHANG I wird wie folgt geändert:

i) die folgenden Angaben werden in der
Tabelle hinzugefügt:
„ 40.a Mergus albellus"
„ 71. a Falco rusticolus"
„101.a Calidris minuta"
„l03.a Limosa lapponica"
„l05.a Xenus cinereus"
„l27.a Surnia ulula"
„128.a Strix nebulosa"
„128.b Strix uralensis"
„148.a Anthus cervinus"
„l75.a Emberiza pusillus"
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ii) neben den angeführten Nummern werden folgende Spalten hinzugefügt:

1.
2.

3.

4.

5.

6.

7

8.

9

10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17

18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

27

28.

29.

30.

31.

32.

33.

norsk

Smålom

Storlom

Islom

Horndykker

Madeirapetrell

Kappverdepetrell

Spisshalepetrell

Gulnebblire

Middelhavslire

E>verglire

Fregattstormsvale

Havsvale

Stormsvale

Passatstormsvale

Storskarv (underarten
mellomskarv frå
Mellom-Europa)

Toppskarv (underart frå
Middelhavet)

Dvergskarv

Hvitpelikan

Krøllpelikan

Rørdrum

Dvergrørdrum

Natthegre

Topphegre

Silkehegre

Egretthegre

Purpurhegre

Svartstork

Stork

Bronseibis

Skjestork

Flamingo

Dvergsvane

Sangsvane

suomi

Kaakkuri

Kuikka

Amerikanjääkuikka

Mustakurkku-uikku

Madeiranviistäjä

Kanarianviistäja

Tyrsky kiitäjä

Keltanokkakiitäjä

Pikkukiitäjä

Kääpiökiitäjä

Vaaleaulappakeiju

Merikeiju

Myrskykeiju

Madeirankeiju

Merimetso (alalaji Keskija
Etelä-Eurooppa)

Karimetso (alalaji Välimeri)

Kääpiömerimetso

Pelikaani

Kiharapelikaani

Kaulushaikara

Pikkuhaikara

Yöhaikara

Rääkkähaikara

Silkkihaikara

Jalohaikara

Ruskohaikara

Mustahaikara

Kattohaikara

Musta ibis

Kapustahaikara

Flamingo

Pikkujoutsen

Laulujoutsen

svenska

Smålom

Storlom

Islom

Svarthakedopping

Smalnäbbad
sammetspetrell

Tjocknäbbad
sammetspetrell

Spetsstjärtad petrell

Gulnäbbad Iira

Medelhavslira

Dvärglira

Fregattstormsvala

Stormsvala

Klykstjärtad stormsvala

Oceanlöpare

Storskarv (underarten
mellanskarv)

Toppskarv (underart från
Medelhavet)

Dvärgskarv

Pelikan

Krushuvad pelikan

Rördrom

Dvärgrördrom

Natthäger

Rallhäger

Silkeshäger

Ägretthäger

Purpurhäger

Svart stork

Vit stork

Bronsibis

Skedstork

Flamingo

Mindre sångsvan

Sångsvan
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34.

35.

36.

37

38.

39.

40.

40 a.

41.

42.

43.

44.

45.

46.

47

48.

49.

50.

51.

52.

53.

54.

55.

56.

57

58.

59.

60.

61.
62.

63.

64.

65.

66.
67

norsk

Tundragås (underart fra
Grønland)

Dverggås

Hvitkinngås

Rødhalsgås

Rustand

Marmorand

Hvitøyeand

Lappfiskand

Hvithodeand
Vepsevåk

Svartvingeglente

Svartglente

Glente

Havørn

Lammegribb

Åtselgribb

Gåsegribb

Munkegribb

Slangeørn

Sivhauk

Myrhauk

Steppehauk

Enghauk

Hønsehauk (underart fra
Korsika og Sardinia)

Spurvehauk (underart fra
Kanariøyene og Madeira)

Balkanhauk

Ørnvåk

Samåskrikørn
Storskrikørn

Keiserørn (underart fra
Sørøst-Europa)

Iberisk keiserørn

Kongeørn

Dvergørn

Haukørn

Fiskeørn

suomi

Tundrahanhi (alalaji Grön-
lanti)

Kiljuhanhi

Valkoposkihanhi

Punakaulahanhi

Ruostesorsa

Marmorisorsa

Ruskosotka

Uivelo

Valkopäävartti

Mehiläishaukka

Liitohaukka

Haarahaukka

Isohaarahaukka

Merikotka

Partakorppikotka

Pikkukorppikotka

Hanhikorppikotka

Munkkikorppikotka

Käärmekotka

Ruskosuohaukka

Sinisuohaukka

Arosuohaukka

Niittysuohaukka

.Kanahaukka (alalaji
Korsika ja Sardinia)

Varpushaukka (alalaji
Kanaria ja Madeira)

Balkaninvarpushaukka

Arohiirihaukka

Pikkukiljukotka

Kiljukotka

Keisarikotka

Ibe riankeis arikotka

Kotka (maakotka)

Kääpiökotka

Vuorikotka

Kalasääski

svenska

Bläsgås (grönländsk underart)

Fjällgås

Vitkindad gås

Rödhalsad gås

Rostand

Marmorand

Vitögd dykand

Salskrake

Kopparand

Bivråk
Svartvingad glada

Brun glada

Glada

Havsörn

Lammgam

Smutsgam

Gåsgam

Grågam

Ormörn

Brun kärrhök \

Blå kärrhök

Stäpphök

Ängshök

Duvhök (underart från
Korsika och Sardinien)

Sparvhök (underart från
Kanarieöarna och Madeira)

Balkanhök

örnvråk

Mindre skrikörn

Större skrikörn

Kejsarörn (underart från
Sydosteuropa)
Kejsarörn (spansk
underart)

Kungsörn

Dvärgörn

Hökörn

Fiskgjuse
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68.
69.

70.
71.

71 a.

72.

73.

74.

75.

76.

77

78.

79.

80.

81.

82.

83.
84.

85.

86.
87

88.

89.

90.

91.
92.

93.
94.

95.

96.
97

98.
99.

100.

norsk

Rødfalk

Dvergfalk

Leonorafalk

Slagfalk

Jaktfalk

Vandrefalk
Jerpe

Fjellrype (underart frå
Pyreneene)

Fjellrype (underart frå
Alpene)

Orrfugl

Storfugl

Steinhøne (underart frå
Alpene)

Steinhøne (underart frå
Sicilia)

Berberhøne

Rapphøne (italiensk under-
art)

Rapphøne (iberisk
underart)

Myrrikse

Sumprikse

Dvergrikse
Åkerrikse

Sultanhøne

Kamsothøne

Springvaktel

Trane
Dvergtrappe

Kragetrappe

Stortrappe
Stylteløper

Avosett
Triel

Ørkenløper

Brakksvale
Boltit
Heilo

suomi

Pikkutuulihaukka

Ampuhaukka

Välimerenhaukka

Keltapäähaukka
Tunturihaukka

Muuttohaukka

Pyy
Kiiruna (alalaji Pyreneet)

Kiiruna (alalaji Alpit)

Teeri (alalaji Keskija
Etelä-Eurooppa)

Metso

Kivikkopyy (alalaji Alpit)

Kivikkopyy (alalaji Sisilia)

Kalliopyy
Peltopyy (alalaji Italia)

Peltopyy (alalaji Iberian
niemimaa)

Luhtahuitti

Pikkuhuitti
Kääpiöhuitti

Ruisrääkkä

Sulttaanikana

Kruununokikana

Viiriäispyy

Kurki

Pikkutrappi

Kaulustrappi

Isotrappi

Pitkäjalka

Avosetti
Paksujalka

Aavikkojuoksija

Kahlaajapääsky
Keräkurmitsa

Kapustarinta

svenska

Rödfalk

Stenfalk

Eleonorafalk

Slagfalk
Jaktfalk

Pilgrimsfalk

Järpe

Fjällripa (underart från
Pyrenéerna)

Fjällripa (underart från
Alperna)

Orre

Tjäder
Stenhöna (underart från
Alperna)

Stenhöna (underart från
Sicilien)

Klipphöna
Rapphöna (italiensk
underart)

Rapphöna (underart från
Iberiska halvön)

Småfläckig sumphöna

Mindre sumphöna

Dvärgsumphöna

Kornknarr

Purpurhöna

Kamsothöna

Springhöna

Trana

Småtrapp

Kragtrapp

Stortrapp
Styltlöpare

Skärfläcka

Tjockfot
ökenlöpare

Vadarsvala
Fjällpipare

Ljungpipare
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101.

101 a.
102.

103.

103 a.

104.

105.

105 a.

106.

107

108.

109.

110.

111
112.

113.

114.

115.

116.

117

118.

119

120.

121.

122.

123.
124.

125.

126.

127

127 a.

128.

128 a.

128 b.

129.

130.

131

norsk

Sporevipe

Dvergsnipe

Brushane

Dobbeltbekkasin

Lappspove

Smalnebbspove

Grønnstilk

Tereksnipe

Svømmesnipe

Svartehavsmåke

Smalnebbmåke

Middelhavsmåke
Sandterne

Rovterne

Splitterne

Rosenterne

Makrellterne

Rødnebbterne

Dvergterne

Hvitkinnsvartterne

Svartterne

Lomvi (iberisk underart)

Svartbuks andhøne

Hvitbuksandhøne

Ringdue (underart frå
Azorene)

Madeiradue

Kanaridue

Laurbærdue

Hubro

Snøugle

Haukugle

Spurveugle

Lappugle

Slagugle

Jordugle

Perleugle

Nattravn

suomi

Kynsihyyppä

Pikkusirri

Suokukko

Heinäkurppa

Punakuiri

Kaitanokkakuovi'
, j

Liro

Rantakurvi

Vesipääsky

Mustanmerenlokki

Kaitanokkalokki

Välimerenlokki

Hietatiira

Räyskä

Riuttatiira

Ruusutiira

Kalatiira

Lapintiira

Pikkutiira

Valkoposkitiira

Mustatiira

Etelänkiisla (alalaji Iberian
niemimaa)

Hieta kana

Jouhihietakana

Sepelkyyhky (alalaji
Azorit)

Madeirankyyhky

Kanariankyyhky

Palmankyyhky

Huuhkaja

Tunturipöllö

Hiiripöllö

Varpuspöllö

Lapinpöllö

Viirupöllö

Suopöllö

Helmipöllö

Kehrääjä

svenska

Sporrvipa

Småsnäppa

Brushane

Dubbelbeckasin

Myrspov

Smalnäbbad spov

Grönbena

Tereksnäppa

Smalnäbbad simsnäppa

Svarthuvad mås

Smalnäbbad mås

Rödnäbbad mås
Sandtärna

Skräntärna

Kentsk tärna

Rosentärna

Fisktärna

Silvertärna

Småtärna

Skäggtärna -

Svarttärna

Sillgrissla (underart från
Iberiska halvön)

Svartbukig flyghöna

Vitbukig flyghöna

Ringduva (underart från
Azorerna)

Madeiraduva

Kanarieduva

Lagerduva

Berguv

Fjälluggla

Hökuggla

Sparvuggla
Lappuggla

Slaguggla

Jorduggla

Pärluggla

Nattskärra
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132.

133.
134.

135.

136.
137

138.

139
140.

141.

142.

143.
144.

145.

146.

147

148.

148 a.

149

150.

151

152.

153.
154.

155.

156.
157

158.

159.
160.

161.
162.

163.
164.

165.
166.

norsk

Kafferseiler

Isfugl

Blåråke

Gråspett

Svartspett
Flaggspett (underart frå
Tenerife)

Flaggspett (underart frå
Gran Canaria)

Syriaspett
Mellomspett

Hvitryggspett

Tretåspett

Dupontlerke

Kalenderlerke

Dverglerke

Iberiatopplerke
Trelerke

Heipiplerke

Lappiplerke

Gjerdesmett (underart
frå Fair Isle)

Blåstrupe

Kanaribuskskvett

Svartsteinskvett

Tamarisksanger

Vanns anger

Olivensanger

Sardiniasanger

Provencesanger

Svartstrupesanger

Hauksanger

Dvergfluesnapper
Balkanfluesnapper

Halsbåndfluesnapper

Krüperspettmeis

Korsikaspettmeis

Tornskate
Rosenvarsler

suomi

Kafferikirskuja

Kuningaskalastaja

Sininärhi

Harmaapäätikka

Palokärki

Käpytikka (alalaji
Teneriffa)

Käpytikka (alalaji
Kanaria)

Syyriantikka
Tammitikka

Valkoselkätikka
Pohjantikka

Kaitanokkakiuru

Arokiuru

Lyhytvarvaskiuru

Iberiantöyhtökiuru

Kangaskiuru

Nummikirvinen

Lapinkirvinen

Peukaloinen (alalaji Fair
Isle)

Sinirinta

Kanariantasku

Mustatasku

Tamariskikerttunen

Sarakerttunen

Oliivikultarinta

Sardiniankerttu

Ruskokerttu

Mustakurkkukerttu

Kirjokerttu

Pikkusieppo
Balkaninsieppo

Sepelsieppo
Punarintanakkeli

Mustapäänakkeli

Pikkulepinkäinen

Mustaotsalepinkäinen

svenska

Kafferseglare

Kungsfiskare

Blåkråka
Gråspett

Spillkråka

Större hackspett
(underart från Teneriffa)

Större hackspett
(underart f rån -Gran
Canaria)

Balkanspett

Mellanspett

Vitryggig hackspett

Tretåig hackspett

Dupontlärka

Kalanderlärka

Korttålärka

Lagerlärka

Trädlärka

Fältpiplärka

Rödstrupig piplärka

Gärdsmyg (underart från
Fair Isle)

Blåhake
Kanariebuskskvätta

Svart stenskvätta
Kaveldunsångare

Vattens ångare

Olivsångare

Sardinsk sångare

Provencesångare
Svarthakåd sångare

Höksångare

Mindre flugsnappare

Balkanflugsnappare

Halsbands flugsnappare
Knipers nötväcka
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167

168.

169.

170.

171.

172.

173.

174.

175.

175 a.

norsk

Alpekråke

Bokfink (underart frå
Hierro)

Blåbokfink

Skottekorsnebb

Ørkendompap

Dompap (underart frå
Azorene)

Tyrkerspurv

Hortulan

Rustspurv

Dvergspurv

suomi

Alppivaris

Peippo (alalaji Hierro)

Kanarianpeippo

Skotlanninkäpylintu

Aavikkotulkku

Punatulkku (alalaji
Azorit)

Keltapääsirkku

Peltosirkku

Ruostekurkkusirkku

Pikkusirkku

svenska

Alpkråka

Bokfink (underart från
Hierro)

Blå bofink

Skotsk korsnäbb

ökentrumpetare

Domherre (underärt från
Azorerna)

Gulgrå sparv

Ortolansparv

Rostsparv

Dvärgsparv
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b) In Anhang II/l werden neben den angeführten Nummern die folgenden Spalten hinzugefügt:

1.
2.

3.
4.

5.
6.
7
8.
9.

10.
11
12.

13.

14.

15.
16.
17
18.
19.
20.

21.

22.

23.

24.

norsk

Sædgås

Grågås

Kanadagås

Brunnakke

Snadderand

Krikkand

Stokkand
Stjertand

Knekkand

Skjeand
Taffeland
Toppand

Lirype (underart frå
Skottland)

Fjellrype
Steinhøne

Rødhøne
Rapphøne
Fasan
Sothøne

Kvartbekkasin

Enkeltbekkasin
Rugde
Klippedue
Ringdue

suomi

Metsähanhi
Merihanhi

Kanadanhanhi

Haapana
Harmaasorsa

Tavi
Sinisorsa

Jouhisorsa

Heinätavi

Lapasorsa
Punasotka

Tukkasotka
Nummiriekko
(riekon alalajeja)

Kiiruna

Kivikkopyy
Punapyy
Peltopyy

Fasaani
Nokikana

Jänkäkurppa

Taivaanvuohi
Lehtokurppa

Kalliokyyhky

Sepelkyyhky

svenska

Sädgås

Grågås
Kanadagås
Bläsand
Snatterand
Kricka

Gräsand

Stjärtand

Arta

Skedand
Brunand

Vigg
Dalripa (underarten
moripa)

Fjällripa

Stenhöna

Rödhöna
Rapphöna

Fasan
Sothöna

Dvärgbeckasin

Enkelbeckasin

Morkulla
Tamduva
Ringduva

c) Anhang II/2 wird wie folgt geändert:
i) die folgenden Angaben werden in der Tabelle hinzugefügt:

38 a. Lagopus lagopus lagopus
73. Garulus glandarius
74. Pica Pica
75. Corvus monedula
76. Corvus frugilegus
77 Corvus corone
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ii) neben den angeführten Nummern werden folgende Spalten hinzugefügt:

25.

26.

27

28.
29.

30.

31.
32.

33.
34.

35.

36.

37

38.

38 a.

39.

40.

41.

42.

43.

44.

45.

46.

47

48.

49.

50.

51.
52.

53.
54.

55.

56.

57
58.

59.

norsk

Knoppsvane

Kortnebbgäs

Tundragäs

Ringgäs

R0dhodeand
Bergand

yErfugl

Havelle

Svartand

Sjoorre

Kvinand

Siland

Laksand

Jerpe

Lirype (nordisk
underart)

Orrfugl

Storfugl

Berberh0ne

Vaktel

Kalkun
Vannrikse

Sivhone

Tjeld

Heilo

Tundralo

Vipe

Polarsnipe

Brushane

Svarthalespove

Lappspove

Smdspove
Storspove

Sotsnipe

Rodstilk

Gluttsnipe
Hettemäke

Suomi

Kyhmyjoutsen

Lyhytnokkahanhi

Tundrahanhi

Sepelhanhi

Punapäänarsku

Lapasotka

Haahka

Alli
Mustalintu

Pilkkasiipi
Telkkä

Tukkakoskelo

Isokoskelo

Pyy

Riekko

Teeri

Metso

Kalliopyy
Viiriäinen

Villikalkkuna

Luhtakana

Liejukana

Meriharakka

Kapustarinta

Tundrakurmitsa

Töyhtöhyyppä

Isosirri

Suokukko

Mustapyrstökuiri

Punakuiri

Pikkukuovt

Isokuovi

Mustaviklo

Punajalkaviklo

Valkoviklo
Naurulokki

svenska

Knölsvan

Spetsbergsgäs

Bläsgas

Prutgas

Rödhuvad dykand
Bergand

Ejder

Alfägel

Sjöorre

Svärta

Knipa

Smäskrake

Storskrake

Järpe

Dalripa

Orre

Tjäder

Klipphöna

Vaktel
Vildkalkon

Vattenrall

Rörhöna

Strandskata

Ljungpipare

Kustpipare

Tofsvipa

Kustsnäppa

Brushane

Rödspov

Myrspov

Smaspov

Storspov

Svartsnäppa

Rödbena

Gluttsnäppa

Skrattmäs
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60.
61.
62.

63.
64.
65.

66.
67
68.
69.
70.
71.
72.
73.
74.

75.
76.
77

norsk

Fiskemåke
Sildemåke
Gråmåke

Svartbak
Skogdue

Tyrkerdue
Turteldue
Sanglerke
Svarttrost

Gråtrost

Måltrost
Rødvingetrost

Duetrost
Nøtteskrike
Skjære

Kaie
Kornkråke
Kråke

suomi

Kalalokki
Selkälokki
Harmaalokki

Merilokki

Uuttukyyhky

Turkinkyyhky
Turturikyyhky
Kiuru

Mustarastas
Räkättirastas

Laulurastas
Punakylkirastas

Kulorastas
Närhi
Harakka
Naakka
Mustavaris

svenska

Fiskmås

Silltrut

Gråtrut
Havstrut

Skogsduva

Turkduva
Turturduva

Sånglärka
Koltrast
Björktrast

Taltrast
Rödvingetrast

Dubbeltras
Nötskrika
Skata
Kaja
Råka
Kråka

d) Den Tabellen am Ende von Anhang II/2
(mit den Arten Nr. 25 bis Nr. 72) wird
folgendes hinzugefügt:
„Österreich"
„Sverige"
„Suomi/Finland"
„Norge"

— folgende Angaben werden hinzugefügt:
„+ = Jäsenvaltiot, jotka 7 artiklan 3

kohdan perusteella voivat sallia
luettelossa mainittujen lajien
metsästyksen.

+ = Medlemsstater som i henhold til
artikkel 7 nr. 3 kan tillate jakt
på de angitte artene.

+ = Medlemsstater, som enligt arti-
kel 7.3, får tillåta jakt på de
angivna arterna."

— am Ende von Anhang 11/2 a ist in der
Tabelle unter „Österreich" die Angabe
„ + " bei folgenden Arten hinzuzufügen:
25. Cygnus olor
35. Bucephala clangula
38. Bonasa bonasia (Tetrastes bonasia)
39. Tetrao tetrix (Lyrurus tetrix)
40. Tetrao urogallus
42. Coturnix coturnix
43. Meleagris gallopavo
59. Larus ridibundus

65. Streptopelia decaoctoa
66. Streptopelia turtur
69. Turdus pilaris

— am Ende von Anhang II/2 a ist in der
Tabelle unter „Sverige" die Angabe „ + "
bei folgenden Arten hinzuzufügen:
27 Anser albifrons
31. Somateria mollissima
32. Clangula hyemalis
33. Melanitta nigra
34. Melanitta fusca
35. Bucephala clangula
36. Mergus serrator
37 Mergus merganser
38. Bonasa bonasia (Tetrastes bonasia)
39 Tetrao tetrix (Lyrurus tetrix)
40. Tetrao urogallus
59 Larus ridibundus
60. Larus canus
62. Larus argentatus
63. Larus marinus
68. Turdus merula
69. Turdus pilaris

— am Ende von Anhang II/2 a ist in der
Tabelle unter „Suomi" die Angabe „ + "
bei folgenden Arten hinzuzufügen:
31 Somateria mollissima
32. Clangula hyemalis
33. Melanitta nigra



236317 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

34. Melanitta fusca
35. Bucephala clangula
36. Mergus serrator
37 Mergus merganser
38. Bonasa bonasia
39 Tetrao tetrix
40. Tetrao urogallus
62. Larus argentatus
60. Larus canus
63. Larus marinus
69 Turdus pilaris

— am Ende von Anhang II/2 a ist in der
Tabelle unter „Norge" die Angabe „ + "
bei folgenden Arten hinzuzufügen:
26. Anser brachyrhyncus
31. Somateria mollissima
32. Clangula hyemalis
33. Melanitta nigra
34. Melanitttpgotoa fusca
35. Bucephala clangula
36. Mergus serrator
37 Mergus merganser
38. Bonasa bonasia
39 Tetrao tetrix
40. Tetrao urogallus
47 Pluvialis apricaria
50. Calidris canutus
51. Philomachus pugnax

54. Numenius phaeopus
55. Numenius arquata
58. Tringa nebularia
59 Larus ridibundus
60. Larus canus
62. Larus argentatus
63. Larus marinus
64. Columba oenas
69 Turdus pilaris
71. Turdus iliacus

— am Ende von Anhang 11/2 a ist in der
Tabelle unter „Sverige" die Angabe „ + "
bei folgenden oben erwähnten Arten
38 a und 73 bis 77 hinzuzufügen.

— am Ende von Anhang II/2 a ist in der
Tabelle unter „Suomi" die Angabe „ + "
bei folgenden Ärten hinzuzufügen:
38 a. Lagopus lagopus lagopus
74. Pica pica
75. Corvus monedula
77 Corvus corone

— am Ende von Anhang II/2 a ist in den
Tabellen unter „Norge" die Angabe „ + "
bei folgenden Arten hinzuzufügen.
38 a. Lagopus lagopus lagopus
73. Garrulus glandarius
74. Pica pica
77 Corvus corone.

c) In Anhang III/1 werden neben den angeführten Nummern die folgenden Spalten hinzugefügt:

1.
2.

3.
4.
5.
6.
7

norsk

Stokkand
Liiype (underart frå
Skottland)
Rødhøne
Berberhøne
Rapphøne
Fasan

Ringdue

suomi

Sinisorsa

Nummiriekko (riekon
alalajeja)
Punapyy
Kalliopyy

Peltopyy
Fasaani

Sepelkyyhky

svenska

Gräsand
Dalripa

Rödhöna

Klipphöna
Rapphöna

Fasan

Ringduva

In Anhang III/1 ist nach „Lagopus lagopus" das Wort „lagopus" hinzuzufügen (Nummer 2 lautet also
„Lagopus lagopus lagopus, scoticus et hibernicus").
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d) In Anhang III/2 werden neben den angeführten Nummern die folgenden Spalten hinzugefügt:

8.

9
10.
11.
12.
13.
14.
15.
16.
17
18.
19.
20.

21.

22.

23.

24.

25.

26.

norsk

Tundragas

Grägäs
Brunnakke

Krikkand
Stjertand

Skjeand
Taffeland
Toppand
Bergand

JEriugl
Svartand

Fjellrype
Orrfugl (britisk underart)

Storfugl
Sothone

Heilo
Kvartbekkasin

Enkeltbekkasin
Rugde

suomi

Tundrahanhi (Euraasian
rotu)

Merihanhi

Haapana

Tavi
Jouhisorsa

Lapasorsa
Punasotka
Tukkasotka
Lapasotka

Haahka
Mustalintu
Kiiruna

Teeri (Iso-Britannian
populaatio)

Metso

Nokikana

Kapustarinta

Jänkäkurppa

Taivaanvuohi

Lehtokurppa

svenska

Bläsgäs

Grägäs

Bläsand
Kricka
Stjärtand
Skedand
Brunand

Vigg
Bergand

Ejder
Sjöorre

Fjällripa
Orre (brittisk underart)

Tjäder

Sothöna
Ljungpipare

Dvärgbeckasin

Enkelbeckasin
Morkulla

e) In Anhang IV Buchstabe a erster Gedankenstrich wird nach dem Wort Schlingen folgende
Klammer eingefügt: „(Mit Ausnahme Finnlands, Norwegens und Schwedens für den Fang von
Lagopus lagopus lagopus und Lagopus mutus nördlich des 58. Breitengrads Nord)"

2. 381 R 0348: Verordnung (EWG) Nr. 348/
81 des Rates vom 20. Januar 1981 über eine
gemeinsame Regelung für die Einfuhr von
Walerzeugnissen (ABl. Nr. 39 vom 12. 2.
1981, S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Artikel 2 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

3. 382 R 3626: Verordnung (EWG) Nr. 3626/
82 vom 3. Dezember 1982 zur Anwendung
des Übereinkommens über den internatio-
nalen Handel mit gefährdeten Arten freile-
bender Tiere und Pflanzen in der Gemein-

schaft (ABl. Nr. L 384 vom 31. 12. 1982,
S. 1), geändert durch:
— 392 R 1970: Verordnung (EWG)

Nr. 1970/92 des Rates (ABl. Nr. L 201
vom 20. 7 1992, S. 1).
a) Folgende Bezeichnungen werden in

Artikel 13 Absatz 3 zusätzlich aufge-
nommen :
— „Utrotningshotade arter"
— „Uhanalaisia lajeja / Hotade

arter"
— „Truede arter"

b) In Artikel 21 Absatz 2 wird die
Zahlenangabe „vierundfünfzig"
durch „vierundsechzig" ersetzt.

4. 392 L 0043: Richtlinie 92/43/EWG des
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildle-
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benden Tiere und Pflanzen (ABl. Nr. 206
vom 22. 7. 1992, S. 7).
a) In Artikel l Buchstabe c Ziffer iii wird

die Zahl „fünf" durch „sechs" ersetzt
und nach dem Wort „atlantische" das
Wort „boréale" hinzugefügt.

b) Anhang I wird wie folgt ergänzt:
(1) Unter „Auslegung", „Code", wird

folgender Satz hinzugefügt: „Die borea-
len und pannonischen Lebensräume
werden mit dem Corine-Code „Lebens-
räume" von 1993 identifiziert."

(2) Unter „Lebensräume in Küstenbe-
reichen und halophytische Vegetatio-
nen", Abschnitt „Halophile und gypso-
phile Binnenlandsteppen", wird nach
Punkt 15.19 ein neuer Punkt „15. 1A
Pannonische Salzsteppen und -sümpfe"
hinzugefügt.

(3) Unter „Dünen an Meeresküsten
und im Binnenland", Abschnitt „Dünen
im Binnenland, alt und kalkarm" wird
nach Punkt 64.1x53,2 ein neuer Punkt
„64.71 Pannonische Binnendünen" hin-
zugefügt.

(4) Unter „Natürliches und naturna-
hes Grasland", Abschnitt „Naturnahes
trockenes Grasland und teilweise ver-
buschtes Grasland" wird vor „34.32 bis
34.34" ein neuer Punkt 34.31 „Sub-
kontinentales Steppengrasland"
sowie nach Punkt 34.5 folgendes hin-
zugefügt: „34.91 Pannonische Steppen"
und „34.A1 Pannonische Sandsteppen".

(5) Unter „Hoch- und Niedermoore"
wird nach Punkt 54.3 ein neuer Abschnitt
„Aapa-Moore" und unter diesem neuen
Abschnitt folgendes hinzugefügt: „54.8
Aapa-Moore" und „54.9 Palsa-Moore".

(6) Unter „Wälder" wird vor dem
Abschnitt „Wälder des gemäßigten Euro-
pa" ein neuer Abschnitt „Boreale Wäl-
der" und unter diesem Abschnitt ein
Punkt „42.C Westliche Taiga" hinzuge-
fügt.

(7) Unter „Wälder", Abschnitt „Wäl-
der des gemäßigten Europa" wird nach
Punkt'41.26 ein neuer Punkt „41.2B
Pannonischer Eichen-Hainbuchenwald"
hinzugefügt,
und nach Punkt 41.53 werden folgende
zwei neuen Punkte hinzugefügt:
„41.7374 Pannonische Flaumeichen-Wäl-
der" und „41.7A Euro-Sibirische Step-
pen-Eichenwälder",

c) Anhang II wird wie folgt ergänzt:
(1) Unter a) Tiere, Wirbeltiere,

Säugetiere, Rodentia, wird folgendes
hinzugefügt:
unter Sciuridae: „Pteromys volans
(Sciuropterus russicus)"

unter Castoridae, nach Castor fiber:
„(mit Ausnahme der finnischen und
schwedischen Populationen)".

(2) Unter a) Tiere, Wirbeltiere,
Säugetiere, Carnivora, wird folgendes
hinzugefügt:
unter Canidae: „ Alopex lagopus", und
nach Canis lupus, in Klammern: „mit
Ausnahme der finnischen Populationen";
unter Ursidae, nach *Ursus arctos: „(mit
Ausnahme der finnischen und schwedi-
schen Populationen)";
unter Mustelidae: „ Gulo gulo";
unter Felidae, nach Lynx lynx „(mit
Ausnahme der finnischen Populatio-
nen)";
unter Phocidae, nach Monachus
monachus: „ Phoca hispida saimensis".

(3) Unter a) Tiere, Wirbeltiere, Fische,
wird folgendes hinzugefügt:
— unter Petromyzoniformes, Petromy-

zonidae, nach Lampetra Fluviatalis(v)
und nach Lampetra planeri(o): „(mit
Ausnahme der finnischen und schwe-
dischen Populationen)"; und nach
Petromyzon marinus(o): „(mit Aus-
nahme der schwedischen Populatio-
nen)";

— unter Salmoniformes, Salmonidae,
nach Salmo salar: „(mit Ausnahme
der finnischen Populationen)";

— unter Cypriniformes, Cyprinidae,
nach Aspius aspius(o): „(mit Aus-
nahme der finnischen Populationen)";
und Cypriniformes, Cobitidae, nach
Cobitis taenia(o): „(mit Ausnahme
der finnischen Populationen)";

— unter Scorpaeniformes, Cottidae,
nach Cottus gobio(o): „(mit Aus-
nahme der finnischen Populationen)".

(4) Unter a) Tiere, Wirbellose Tiere,
wird folgendes hinzugefügt:
— unter Gliederfüßler, Insecta, Coleop-

tera, nach Buprestis splendens:
„ Carabis menetresi pacholei";

— unter Weichtiere, Gastropoda, nach
Geomitra moniziana: „*Helicopsis
striata austriaca".

(5) Unter b) Pflanzen wird folgendes
hinzugefügt:
— unter Compositae, nach Artemisia

granatensis Boiss: „*Artemisia lacinia-
ta Willd." und „"Artemisia pancicii
(Janka) Ronn."

— unter Gramineae, nach Stipa bavari-
ca Martinovsky & H. Scholz: „ Stipa
styriaca Martinovsky".

d) Anhang IV wird wie folgt ergänzt:
(1) unter a) Tiere, Wirbeltiere,

Säugetiere, wird folgendes hinzugefügt:
— Abschnitt Rodentia
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unter Sciuridae, nach Citellus citellus:
„Pteromys volans (Sciuopterus russi-
cus)"
unter Castoridae, nach Castor fiber:
„(mit Ausnahme der finnischen,
[norwegischen] und schwedischen
Populationen)";
und unter Microtidae, nach Microtus
oeconomus arenicola : „Microtus
oeconomus mehelyi";

— Abschnitt Carnivora
unter Canidae: „Alopex lagopus";
unter Phocidae, nach Monachus
monachus: „Phoca hispida saimensis";
unter Canidae, nach Canis lupus:
„(mit Ausnahme der finnischen Popu-
lationen innerhalb des Rentierhal-
tungsareals im Sinne von Paragraph
2 des finnischen Gesetzes Nr. 848/90
vom 14. September 1990 über die
Rentierhaltung)" ;

— Abschnitt Sauria, unter Lacertidae,
nach Lacerta viridis : „Lacerta vivipara
pannonica";

— Abschnitt Salmoniformes, unter Core-
gonidae, nach Coregonus oxyrhyn-
chus: „(mit Ausnahme der finnischen
und [norwegischen] Populationen)".

(2) Unter a) Tiere, Wirbellose Tiere,
Weichtiere, wird folgendes hinzugefügt:
— Abschnitt Gastropoda, unter Proso-

branchia, nach Patella feruginea:
„Theodoxus prevostianus".

e) Anhang V wird wie folgt ergänzt:
(1) Unter a) Tiere, Wirbeltiere, wird

folgendes hinzugefügt:
— unter Säugetiere, vor dem Abschnitt

Carnivora: ein neuer Abschnitt
„Rodentia",
und unter diesem neuen Abschnitt:
ein neuer Unterabschnitt „Castori-
dae"
und unter „Castoridae" : „Castor fiber
(finnische, [norwegische] und schwe-
dische Populationen)"

— unter Säugetiere, Carnivora,
Abschnitt Canidae, nach Canis lu-
pus: „(finnische Populationen inner-
halb des Rentierhaltungsareals im
Sinne von Paragraph 2 des finni-
schen Gesetzes Nr. 848/90 vom
14. September 1990 über die Rentier-
haltung)"

— unter Fische, Salmoniformes,
Abschnitt Cyprinidae, vor Barbus
spp.: „Aspius aspius", und nach
Barbus spp.: „Rutilus friesii meidin-
geri" und „Rutilus pigus virgo".

F. ABFALLBEWIRTSCHAFTUNG UND
SAUBERE TECHNOLOGIEN

386 L 0278: Richtlinie 86/278/EWG des
Rates vom 12. Juni 1986 über den Schutz
der Umwelt und insbesondere der Böden bei
der Verwendung von Klärschlamm in der
Landwirtschaft (ABl. Nr. L 181 vom 4. 7.
1986, S. 6), geändert durch:
— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG des

Rates vom 23. Dezember 1991 (ABl.
Nr. L 377 vom 31. 12. 1991, S. 48).

In Artikel 15 Absatz 2 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch „vierund-
sechzig" ersetzt.

IX. WISSENSCHAFT, FORSCHUNG UND
ENTWICKLUNG

1. 371 D 0057: Beschluß 71/57/Euratom der
Kommission vom 13. Januar 1971 über die
Reorganisation der Gemeinsamen Kernfor-
schungsstelle (GFS) (ABl. Nr. L 16 vom
20. 1. 1971, S. 14), geändert durch:
— 374 D 0578: Beschluß 74/578/Euratom

der Kommission vom 13. November
1974 (ABl. Nr. L 316 vom 26.11.
1974, S. 12);

— 375 D 0241: Beschluß 75/241/Euratom
der Kommission vom 25. März 1975
(ABl. Nr. L 98 vom 19. 4. 1975, S. 40);

— 382 D 0755: Beschluß 82/755/Euratom
der Kommission vom 2. Juni 1982 (ABl.
Nr. L 319 vom 16. 11. 1982, S. 10);

— 384 D 0339: Beschluß 84/339/Euratom
der Kommission vom 24. Mai 1984
(ABl. Nr. L 177 vom 4. 7. 1984, S. 29);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 385 D 0593: Beschluß 85/593/Euratom
der Kommission vom 20. November
1985 (ABl. Nr. L 373 vom 31.12.
1985, S. 6);

— 393 D 0095: Beschluß 93/95/Euratom
der Kommission vom 2. Februar 1993
(ABl. Nr. L 37 vom 13. 2. 1993, S. 44).

In Artikel 4 Absatz l werden die Zahlenan-
gaben „dreizehn" und „zwölf" durch ,
„siebzehn" und „sechzehn" ersetzt.

2. 374 R 1728: Verordnung Nr. 1728/74 des
Rates vom 27. Juni 1974 über die Koor-
dinierung der Agrarforschung (ABl.
Nr. L 182 vom 5. 7. 1974, S. 1), geändert
durch :
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);
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— 385 R 3768: Verordnung (EWG)
Nr. 3768/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 362
vom 31. 12. 1985, S. 8).

In Artikel 8 Absatz 3 wird die Zahlen-
angabe „vierundfünfzig" durch vierundsech-
zig ersetzt.

3. Beschluß des Rates vom 16. Dezember 1980
zur Einsetzung eines Beratenden Ausschus-
ses für das Programm Fusion (Ratsdoku-
ment 4151/81 (ATO 103) vom 8. Januar
1981), geändert durch:
— Beschluß des Rates vom Oktober 1986

zur Änderung des Beschlusses vom
16. Dezember 1980 (Ratsdokument
9705/86 (RECH 96) (ATO 49).

a) In Punkt 8 Satz l wird die Zahlen-
angabe „10" durch „13" ersetzt.

b) Die beiden letzten Sätze von Punkt 14
erhalten folgende Fassung:
„Die Stellungnahmen, die Punkt 5
Buchstabe g betreffen, werden nach
einem Abstimmungsverfahren angenom-
men, bei dem die Stimmen wie folgt
gewogen werden:

Belgien .
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Schweiz
Vereinigtes Königreich
Insgesamt

2 .
2
5
1
3
5
1
5
1
2
1
2
2
1
2
2
5

42
Für die Annahme einer Stellungnahme
ist eine Mehrheit von 22 Ja-Stimmen
erforderlich, die von mindestens neun
Delegationen abgegeben wurden."

4. 384 D 0128: Beschluß 84/128/EWG der
Kommission vom 29. Februar 1984 zur
Einsetzung eines Beratenden Ausschusses
für Industrielle Forschung und Entwicklung
(IRDAC) (ABl. Nr. L 66 vom 8. 3. 1984,
S. 30), geändert durch:
— 386 D 0009: Beschluß 86/9/EWG der

Kommission vom 7. Januar 1986 (ABl.
Nr. L 25 vom 31. 1. 1986, S. 26)

— 388 D 0046: Beschluß 88/46/EWG der
Kommission vom 13. Januar 1988 (ABl.
Nr. L 24 vom 29. 1. 1988, S. 66).

In Artikel 3 Absatz l wird die Zahlen-
angabe „14" durch „18" ersetzt.

X. FISCHEREI

1. 376 R 0104: Verordnung (EWG) Nr. 104/
76 des Rates vom 19. Januar 1976 zur
Festlegung gemeinsamer Vermarktungsnor-
men für Garnelen (Crangon Crangon),
Taschenkrebse (Cancer pagurus) und Kai-
sergranate (Nephrops norvegicus) (ABl.
Nr. L 20 vom 28. 1. 1976, S. 35), geändert
durch :
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17)

— 383 R 3575: Verordnung (EWG)
Nr. 3575/83 des Rates vom
14. Dezember 1983 (ABl. Nr. L 356
vom 20. 12. 1983, S. 6)

— 385 R 3118: Verordnung (EWG)
Nr. 3118/85 des Rates vom 4. Novem-
ber 1985 (ABl. Nr. L 297 vom 9.11.
1985, S. 3)

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23)

— 387 R 3940: Verordnung (EWG)
Nr. 3940/87 des Rates vom
21. Dezember 1987 (ABl. Nr. L 373
vom 31. 12. 1987, S. 6)

— 388 R 4213: Verordnung (EWG)
Nr. 4213/88 des Rates vom
21. Dezember 1988 (ABl. Nr. L 370
vom 31. 12. 1988, S. 33)

— 391 R 3162: - Verordnung (EWG)
Nr. 3162/91 des Rates vom 28. Okto-
ber 1991 (ABl. Nr. L 300 vom 31. 10.
1991, S. 1).

In Artikel 10 Absatz l Buchstabe b zweiter
Gedankenstrich werden folgende Angaben
hinzugefügt:
„ „Hietakatkarapuja" oder „Isotaskurapuja"
oder „Keisarihummereita",
„Hestereker" oder „Taskekrabbe" oder
„Sjokreps",
„Hästräkor" oder „Krabba" oder „Havs-
kräfta"."

2. 382 R 3191: Verordnung (EWG) Nr. 319l/
82 der Kommission vom 29. November
1982 mit Durchführungsbestimmungen zur
Referenzpreisregelung für Fischereierzeug-
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nisse (ABl. Nr. L 338 vom 30.11. 1982,
S. 13), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.

' Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23)
— 385 R 3474: Verordnung (EWG)

Nr. 3474/85 der Kommission vom
10. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 333
vom 11. 12. 1985, S. 16).

In Anhang I wird folgender Wortlaut
angefügt:
„FINNLAND: Helsinki

Tornio
Turku

NORWEGEN: Alle Häfen
SCHWEDEN: Stockholm

Göteborg".

3. 383 R 2807: Verordnung (EWG) Nr. 2807/
83 der Kommission vom 22. September
1983 zur Festlegung der Aufzeichnung von
Informationen über den Fischfang durch die
Mitgliedstaaten (ABl. Nr. L 276 vom 10. 10.
1983, S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 R 0473: Verordnung (EWG)
Nr. 473/89 der Kommission vom
24. Februar 1989 (ABl. Nr. L 53 vom
25. 2. 1989, S. 34).

In Anhang IV Nummer 2.4.1 werden fol-
gende Eintragungen gestrichen:
„N = Norwegen
S = Schweden".

4. 385 R 3459: Verordnung (EWG) Nr. 3459/
85 der Kommission vom 6. Dezember 1985
mit Durchführungsbestimmungen für die
Gewährung einer Ausgleichsentschädigung
für Atlantiksardinen (ABl. Nr. L 332 vom
10. 12. 1985, S. 16).

In Artikel 4 Absatz 2 zweiter Gedanken-
strich werden folgende Angaben hinzuge-
fügt:
„TASAUSHYVTTYKSEEN OIKEUTET-
TU JALOSTUS
ASETUS (ETY) N:o 3117/85"
„BEARBEIDING SOM GIR RETT TIL
UTJEVNINGSTILSKUDD
FORORDNING (E0F) NR. 3117/85"
„BEARBETNING BERÄTTIGAD TILL
UTJÄMNINGSBIDRAG
FORORDNING (EEG) NR 3117/85".

5. 387 D 0277: Beschluß 87/277/EWG des
Rates vom 18. Mai 1987 über die Aufteilung
der Kabeljaufangmöglichkeiten im Gebiet
von Spitzbergen und der Bäreninsel und der
vom NAFO-Übereinkommen festgelegten
Abteilung 3M (ABl. Nr. L 135 vom 23. 5.
1987, S. 29), geändert durch:
— 390 D 0655: Beschluß 90/655/EWG

des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 57).

Im Anhang erhält die erste Tabelle folgende
Fassung:
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6. 392 R 3760: Verordnung (EWG) Nr. 3760/
92 des Rates vom 20. Dezember 1992 zur
Einführung einer gemeinschaftlichen Rege-
lung für die Fischerei und die Aquakultur
(ABl. Nr. L 389 vom 31. 12. 1992, S. 1)

ANHANG I wird wie folgt geändert:

a) Folgende Angaben werden unter der
Überschrift „KÜSTENGEWÄSSER
DÄNEMARKS" hinzugefügt:

Geographisches Gebiet

Skagerrak 4)
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Skagerrak
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Kattegat
Zwischen 3 1) und 12 See-
meilen

Kattegat

Ostsee
Zwischen 3 und 12 Seemeilen

Mitgliedstaat

Norwegen

Schweden

Schweden

Norwegen

Schweden

Arten

Alle Arten

Alle Arten

Alle Arten

Sprotte

Alle Arten

Umfang oder besondere Merkmale

Unbeschränkt

Unbeschränkt

Unbeschränkt

Während des Zeitraums Oktober bis
Dezember in dem Gebiet, das in
dem dem Abkommen zwischen
Norwegen, Dänemark und
Schweden von 1966 beigefügten
„Briefwechsel" zwischen Norwe-
gen und Dänemark definiert ist

Unbeschränkt

1) Gemessen von der Küstenlinie.

4) Im Sinne von Artikel 41."

b) Die folgenden Aufstellungen werden nach der Eintragung unter der Überschrift
„KÜSTENGEWÄSSER DER NIEDERLANDE" hinzugefügt:

„KÜSTENGEWÄSSER FINNLANDS

Geographisches Gebiet

Ostsee
Zwischen 4 und 12 See-
meilen 2)

Mitgliedstaat

Schweden

Arten

Alle Arten

Umfang oder besondere Merkmale

Unbeschränkt

KÜSTENGEWÄSSER NORWEGENS

Geographisches Gebiet

Skagerrak 4)
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Skagerrak 4)
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Mitgliedstaat

Dänemark

Schweden

Arten

Alle Arten

Alle Arten

Umfang oder besondere Merkmale

Unbeschränkt

Unbeschränkt

2) Zwischen 3 und 12 Seemeilen um die Bogskär-Inseln.
4) Im Sinne von Artikel 41.
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KÜSTENGEWÄSSER SCHWEDENS

Geographisches Gebiet

Skagerrak
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Skagerrak 4)
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Kattegat
Zwischen 3 3) und 12 See-
meilen

Ostsee
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Ostsee
Zwischen 4 und 12 Seemeilen

Mitgliedstaat

Dänemark

Norwegen

Dänemark

Dänemark

Finnland

Arten

Alle Arten

Alle Arten

Alle Arten

Alle Arten

Alle Arten

Umfang oder besondere Merkmale

Unbeschränkt

Unbeschränkt

Unbeschränkt

Unbeschränkt

Unbeschränkt

3) Gemessen von der Küstenlinie.
4) Im Sinne von Artikel 41."

ANHANG II wird wie folgt geändert:
Die Tabelle unter Buchstabe B wird wie folgt ergänzt:

Mitgliedstaat

Norwegen.

Anzahl der zugelassenen Fischereifahrzeuge

393 R 2018: Verordnung (EWG) Nr. 2018/
93 des Rates vom 30. Juni 1993 über die
Vorlage von Statistiken über die Fänge und
die Fischereitätigkeit der Mitgliedstaaten, die
im Nordwestatlantik Fischfang ' betreiben
(ABl. Nr. L 186 vom 28. 7 1993, S. 1)

In Anhang V Anmerkung e) werden folgen-
de Eintragungen hinzugefügt:

„Finnland FIN
Norwegen NOR
Schweden SVE"

8. 393 T 2210: Verordnung (EWG) Nr. 2210/
93 der Kommission vom 26. Juli 1993 über
Mitteilungen im Rahmen der gemeinsamen
Marktorganisation für Fischereierzeugnisse
und Erzeugnisse der Aquakultur (ABl.
Nr. L 197 vom 6. 8. 1993, S. 8) .

ANHANG I wird wie folgt geändert:

a) In Abschnitt „I. Erzeugnisse des An-
hangs I Buchstabe A der Verordnung
(EWG) Nr. 3759/92" werden folgende
Änderungen vorgenommen.

57"

i) Unter der Überschrift „1. Heringe
(Clupea harengus)" werden folgende
Eintragungen eingefügt:

„die Gesamtheit der Märkte von
Tornio-Kokkola

die Gesamtheit der Märkte von
Pietarsaari-Korsnäs

die Gesamtheit der Märkte von
Närpiö-Pyhämaa

die Gesamtheit der Märkte von Süd-
Uusikaupunki-Kemiö

die Gesamtheit der Märkte der
Älandinseln

die Gesamtheit der Märkte des
Finnischen Meerbusens

die Gesamtheit der Märkte von
Trelleborg/Simrishamn

die Gesamtheit der Märkte von
Lysekil/Kungshamn Gävle".

ii) Unter der Überschrift „6. Kabeljau
(Gadus morhua)" werden folgende
Einträge eingefügt:
„Karlskrona
Göteborg
Mariehamn"
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b) In Abschnitt „II. Erzeugnisse des
Anhangs I Buchstabe D der Verordnung
(EWG) Nr. 3759/92" wird unter der
Überschrift „Tiefseegarnele (Pandalus
borealis)" folgendes eingefügt:

„Smögen
Göteborg"

c) In Abschnitt „III. Erzeugnisse des An-
hangs I Buchstabe E der Verordnung
(EWG) Nr. 3759/92"wird unter der
Überschrift „2.a)Kaisergranat: ganz
(Nephrops norvegicus)" folgendes einge-
fügt:

„Smögen
Göteborg"

d) In Abschnitt „VIII. Erzeugnisse des
Anhangs W Buchstabe A der Verord-
nung (EWG) Nr. 3759/92" werden
folgende Angaben eingefügt:
i) Unter der Überschrift „1. Karpfen"

wird folgendes hinzugefügt:
„— Österreich:

Waldviertel
Bundesland Steiermark"

ii) Unter der Überschrift „2. Lachs" wird
folgendes hinzugefügt:
„— Österreich.

die Gesamtheit des Gebiets
Österreichs

— Finnland:
die Gesamtheit der Küstenge-
biete"

XI. BINNENMARKT UND FINANZDIENST-
LEISTUNGEN

A. GESELLSCHAFTSRECHT,
INDUSTRIELLE DEMOKRATIE UND
BUCHHALTUNGSSTANDARDS ')
1. 368 L 0151: Erste Richtlinie 68/151/EWG

des Rates vom 9 März 1968 zur Koor-
dinierung der Schutzbestimmungen, die in
den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im
Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter
vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen
gleichwertig zu gestalten (ABl. Nr. L 65
vom 14. 3. 1968, S. 8), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge

') Wird in den nachstehend aufgeführten Richtlinien
ausschließlich oder vornehmlich auf eine Gesellschafts-
form Bezug genommen, so kann diese Bezugnahme bei
der Einführung von besonderen Regelungen für privat-
rechtliche Gesellschaften mit beschrankter Haftung
geändert werden. Die Einführung derartiger besonderer
Regelungen sowie die Bezeichnung der entsprechenden
Gesellschaftsform sind der Kommission der Europäischen
Gemeinschaften spätestens bei der Durchführung der
betreffenden Richtlinien mitzuteilen.

— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen , und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. November 1985,
S. 23).

Artikel l wird wie folgt ergänzt:
„— in Österreich:

die Aktiengesellschaft, die Gesellschaft
mit beschränkter Haftung;

— in Finnland:
osakeyhtiö/aktiebolag;

— in Norwegen,
aksjeselskap;

— in Schweden:
aktiebolag."

2. 377 L 0091: Zweite Richtlinie 77/91/EWG
des Rates vom 13. Dezember 1976 zur
Koordinierung der Schutzbestimmungen,
die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaf-
ten im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des
Vertrages im Interesse der Gesellschafter
sowie Dritter für die Gründung der Aktien-
gesellschaft sowie für die Erhaltung und
Änderung des Kapitals vorgeschrieben sind,
um diese Bestimmungen gleichwertig zu
gestalten (ABl. Nr. L 26 vom 31. 1. 1977,
S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 392 L 0101: Richtlinie 92/101/EWG des
Rates vom 23. November 1992 (ABl.
Nr. L 374 vom 28. 11. 1992, S. 64).

a) Artikel l Absatz l Unterabsatz l wird
wie folgt ergänzt:
„— in Österreich:

die Aktiengesellschaft
— in Finnland:

osakeyhtiö/aktiebolag
— in Norwegen:

aksjeselskap
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— in Schweden:
aktiebolag."

b) In Artikel 6 wird der Begriff „Euro-
päische Rechnungseinheit" durch „ECU"
ersetzt.

3. 378 L 0855: Dritte Richtlinie 78/855/EWG
des Rates vom 9. Oktober 1978 gemäß
Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g des Ver-
trages betreffend die Verschmelzung von
Aktiengesellschaften (ABl. Nr. L 295 vom
20. 10. 1978, S. 36), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel l Absatz l wird wie folgt ergänzt:
„— in Österreich:

die Aktiengesellschaft,
— in Finnland:

osakeyhtiö/aktiebolag,
— in Norwegen,

aksjeselskap,
— in Schweden:

aktiebolag."

4. 378 L 0660: Vierte Richtlinie 78/660/EWG
des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund von
Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g des Ver-
trages über den Jahresabschluß von Gesell-
schaften bestimmter Rechtsformen (ABl.
Nr. L 222 vom 14.8. 1978, S. 11), geän-
dert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Vertrage —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 89);

— 383 L 0349: Siebente Richtlinie 83/349/
EWG des Rates vom 13. Juni 1983
aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 Buch-
stabe g des Vertrages über den konsoli-
dierten Abschluß (ABl. Nr. L 193 vom
18. 7 1983, S. 1);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0666: Elfte Richtlinie 89/666/
EWG des Rates vom 21. Dezember
1989 über die Offenlegung von Zweig-
niederlassungen, die in einem Mitglied-
staat von Gesellschaften bestimmter
Rechtsformen errichtet wurden, die
dem Recht eines anderen Staates unter-

liegen (ABl. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989,
S. 36);

— 390 L 0604: Richtlinie 90/604/EWG
des Rates vom 8. November 1990 zur
Änderung der Richtlinie 78/660/EWG
über den Jahresabschluß und der Richt-
linie 83/349/EWG über den konsolidier-
ten Abschluß hinsichtlich der Ausnahme
für kleine und mittlere Gesellschaften
sowie der Offenlegung von Abschlüssen
in ECU (ABl. Nr. L 317 vom 16.11.
.1,990, S. 57);

— 390 L 0605: Richtlinie 90/605/EWG des
Rates vom 8. November 1990 zur Ände-
rung der Richtlinien 78/660/EWG und
83/349/EWG über den Jahresabschluß
bzw den konsolidierten Abschluß hin-
sichtlich ihres Anwendungsbereichs (ABl.
Nr. L 317 vom 16. 11. 1990, S. 60).

a) Artikel l Absatz l Unterabsatz l wird
wie folgt ergänzt:
„— in Österreich:

die Aktiengesellschaft, die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung;

— in Finnland:
osakeyhtiö, aktiebolag;

— in Norwegen:
aksjeselskap;

— in Schweden:
aktiebolag."

b) Artikel l Absatz l Unterabsatz 2 wird
wie folgt ergänzt:
„m) — in Österreich.

die offene Handelsgesellschaft,
die Kommanditgesellschaft;

n) — in Finnland:
avoin yhtiö/öppet bolag, kom-
mandiittiyhtiö/kommanditbo-
lag;

o) — in Norwegen:
partrederi, ansvarlig selskap,
kommandittselskap ;

p) — in Schweden:
handelsbolag, kommanditbo-
lag."

5. 383 L 0349: Siebente Richtlinie 83/349/
EWG des Rates vom 13. Juni 1983 auf-
grund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g
des Vertrages über den konsolidierten
Abschluß (ABl. Nr. L 193 vom 18. 7 1983,
S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23); -
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— 390 L 0604: Richtlinie 90/604/EWG
des Rates vom 8. November 1990 zur
Änderung der Richtlinie 78/660/EWG
über den Jahresabschluß und der Richt-
linie 83/349/EWG über den konsolidier-
ten Abschluß hinsichtlich der Ausnahme
für kleine und mittlere Gesellschaften
sowie der Offenlegung von Abschlüssen
in ECU (ABl. Nr. L 317 vom 16. 11.
1990, S. 57);

— 390 L 0605: Richtlinie 90/605/EWG des
Rates vom 8. November 1990 zur Ände-
rung der Richtlinien 78/660/EWG und
83/349/EWG über den Jahresabschluß
bzw den konsolidierten Abschluß hin-
sichtlich ihres Anwendungsbereichs (ABl.
Nr. L 317 vom 16. 11. 1990, S. 60).

Artikel 4 Absatz l Unterabsatz l wird wie
folgt ergänzt:
,,m) — in Österreich:

die Aktiengesellschaft, die Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung;

n) — in Finnland.
osakeyhtiö/aktiebolag;

o) — in Norwegen:
aksjeselskap;

p) — in Schweden-
aktiebolag."

6. 389 L 0667: Zwölfte Richtlinie 89/667/
EWG des Rates vom 21. Dezember 1989
auf dem Gebiet des Gesellschaftsrechts
betreffend Gesellschaften mit beschränkter
Haftung mit einem einzigen Gesellschafter
(ABl. Nr. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 40)

Artikel l wird wie folgt ergänzt:
„— Österreich:

die Gesellschaft mit beschrankter Haf-
tung ;

— Finnland:
osakeyhtiö/aktiebolag;

— Norwegen:
aksjeselskap;

— Schweden:
aktiebolag."

B. DIREKTE STEUERN, VERSICHERUNG
UND KREDITINSTITUTE

I. Direkte Steuern

1. 369 L 03356: Richtlinie 69/335/EWG des
Rates vom 17 Juli 1969 betreffend die
indirekten Steuern auf die Ansammlung
von Kapital (ABl. Nr. L 249 vom 3. 10.
1969, S. 25)/geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs

Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 373 L 0079: Richtlinie 73/79/EWG des
Rates vom 9. April 1973 (ABl. Nr. L 103
vom 18. 4. 1973, S. 13);

— 373 L 0080: Richtlinie 73/80/EWG des
Rates vom 9 April 1973 (ABl. Nr. L 103
vom 18. 4. 1973, S. 15);

— 374 L 0553: Richtlinie 74/553/EWG
des Rates vom 7 November 1974 (ABl.
Nr. L 303 vom 13. 11. 1974, S. 9);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 385 L 0303: Richtlinie 85/303/EWG
des Rates vom 10. Juni 1985 (ABl.
Nr. L 156 vom 15. 6. 1985, S. 23);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 3 Absatz l Buchstabe a wird wie
folgt ergänzt:

Gesellschaften österreichischen Rechts mit
der Bezeichnung:
— „Aktiengesellschaft"
— „Gesellschaft mit beschränkter Haftung";

Gesellschaften finnischen Rechts mit der
Bezeichnung:
— „osakeyhtiö/aktiebolag", „osuuskunta/

andelslag", „säästöpankki/sparbank"
und „vakuutusyhtio/försäkringsbolag" ;

Gesellschaften norwegischen Rechts mit der
Bezeichnung:
— „aksjeselskap";

Gesellschaften schwedischen Rechts mit der
Bezeichnung:
— „aktiebolag"
— „bankaktiebolag"
— „försäkringsaktiebolag"

2. 390 L 0434: Richtlinie 90/434/EWG des
Rates vom 23. Juli 1990 über das gemein-
same Steuersystem für Fusionen, Spaltungen,
die Einbringung von Unternehmensteilen
und den Austausch von Anteilen, die
Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaa-
ten betreffen (ABl. Nr. L 225 vom 20. 8.
1990, S. 1)

a) -Artikel 3 Buchstabe c wird wie folgt
ergänzt:
„— Körperschaftsteuer in Österreich,

— Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten
för samfùnd in Finnland,
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— Skatt av alminnelig inntekt in
Norwegen,

— Statlig inkomstskatt in Schweden."

b) Der Anhang wird wie folgt ergänzt:
„m) die Gesellschaften österreichischen

Rechts mit der Bezeichnung: Akti-
engesellschaft, Gesellschaft mit
beschränkter Haftung;

n) die Gesellschaften finnischen Rechts
mit der Bezeichnung: osakeyhtiö/
aktiebolag, osuuskunta/andelslag,
säästöpankki/sparbank und vakuu-
tusyhtiö/försäkringsbolag;

o) die Gesellschaften norwegischen
Rechts mit der Bezeichnung: aksje-
selskap;

p) die Gesellschaften schwedischen
Rechts mit der Bezeichnung: aktie-
bolag, bankaktiebolag, försäkring-
saktiebolag."

3. 390 L 0435: Richtlinie 90/435/EWG des
Rates vom 23. Juli 1990 über das gemein-
same Steuersystem der Mutter- und Toch-
tergesellschaften verschiedener Mitgliedstaa-
ten (ABl. Nr. L 225 vom 20. 8. 1990, S. 6)

a) Artikel 2 Buchstabe c wird wie folgt
ergänzt:
„— Körperschaftsteuer in Österreich,

— Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten
för samfund in Finnland,

— Skatt av . alminnelig inntekt in
Norwegen,

— Statlig inkomstskatt in Schweden."

b) Der Anhang wird wie folgt ergänzt:
,,m) die Gesellschaften österreichischen

Rechts mit der Bezeichnung: Akti-
engesellschaft, Gesellschaft mit
beschränkter Haftung;

n) die Gesellschaften finnischen Rechts
mit der Bezeichnung: osakeyhtiö/
aktiebolag, osuuskunta/andelslag,
säästöpankki/sparbank and vakuu-
tusyhtiö/försäkringsbolag;

o) die Gesellschaften norwegischen
Rechts mit der Bezeichnung: aksje-
selskap;

p) die Gesellschaften schwedischen
Rechts mit der Bezeichnung: aktiebo-
lag, bankaktiebolag, försäkringsaktie-
bolag."

II. Versicherung

1. 373 L 0239: Erste Richtlinie 73/239/EWG
des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten betreffend die Aufnahme und Ausübung
der Tätigkeit der Direktversicherung (mit
Ausnahme der Lebensversicherung) (ABl.

Nr. L 228 vom 16. 8. 1973, S. 3); geändert
durch :
— 376 L 0580: Richtlinie 76/580/EWG

des Rates vom 29. Juni 1976 (ABl.
Nr. L 189 vom 13. 7. 1976, S. 13);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 384 L 0641 : Richtlinie 84/641/EWG des
Rates vom 10. Dezember 1984 (ABl.
Nr.-L 339 vom 27. 12. 1984, S. 21);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0343: Richtlinie 87/343/EWG
des Rates vom 22. Juni 1987 (ABl.
Nr. L 185 vom 4. 7. 1987, S. 72);

— 387 L 0344: Richtlinie 87/344/EWG
des Rates vom 22. Juni 1987 (ABl.
Nr. L 185 vom 4. 7. 1987, S. 77);

— 388 L 0357: Zweite Richtlinie 87/357/
"EWG des Rates vom 22. Juni 1988 (ABl.
Nr. L 172 vom 4. 7. 1988, S. 1);

— 390 L 0618: Richtlinie 90/618/EWG
des Rates vom 8. November 1990 (ABl.
Nr. L 330 vom 29. 11. 1990, S. 44);

— 392 L 0049: Richtlinie 92/49/EWG des
Rates vom 18. Juni 1992 (ABl. Nr. L 228
vom 11. 8. 1992, S. 1).

Artikel 8 Absatz l wird wie folgt ergänzt:
— in der Republik Österreich: „Aktien-

gesellschaft", „Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit"

— in der Republik Finnland: „keskinäinen
vakuutusyhtiö"/„ömsesidigt försäkrings-
bolag", „vakuutusosakeyhtiö"/„försä-
kringsaktiebolag", „vakuutusyhdistys"/
„försäkringsförening"

— im Königreich Norwegen: „aksjesels-
kap", „gjensidig selskap"

— im Königreich Schweden: „försäkrings-
aktiebolag", „ömsesidiga försäkringsbo-
lag", „understödsföreningar".

2. 377 L 0092: Richtlinie 77/92/EWG des
Rates vom 13. Dezember 1976 über Maß-
nahmen zur Erleichterung der tatsächlichen
Ausübung der Niederlassungsfreiheit und
des freien Dienstleistungsverkehrs für die
Tätigkeiten des Versicherungsagenten und
des Versicherungsmaklers (aus ISIC-Gruppe
630), insbesondere Übergangsmaßnahmen
für solche Tätigkeiten (ABl. Nr. L 26 vom
31. 1. 1977, S. 14), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);
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— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a wird wie
folgt ergänzt:
„— in Österreich.

Versicherungsmakler
in Finnland.
vakuutuksenvälittäjä/försäkringsmä-
klare
in Norwegen:
forsikringsmegler
in Schweden:
försäkringsmäklare" ;

b) Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe b wird wie
folgt ergänzt:
„— in Österreich:

Versicherungsagent
in Finnland:
vakuutusasiamies/försäkringsombud
in Norwegen:
assurandor
agent
in Schweden:
försäkringsombud" ;

c) Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe c) wird wie
folgt ergänzt:
„— in Norwegen:

underagent";

3. 379 L 0267: Erste Richtlinie 79/267/EWG
des Rates vom 5. März 1979 zur Koor-
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften über die Aufnahme und Ausübung
der Direktversicherung (Lebensversicherung)
(ABl. Nr. L 63 vom 13. 3. 1979, S. 1), geän-
dert durch :
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 L 0619: Richtlinie 90/619/EWG
des Rates vom 8. November 1990 (ABl.
Nr. L 330 vom 29. 11. 1990, S. 50);

— 392 L 0096: Richtlinie 92/96/EWG des
Rates vom 10. November 1992 (ABl.
Nr. L 360 vom 9. 12. 1992, S. 1).

a) Artikel 4 wird durch folgenden Absatz
ergänzt:

„Diese Richtlinie betrifft nicht die
Tätigkeiten von Rentenversicherungsun-
ternehmen nach dem Gesetz über die
Rentenversicherung für Arbeitnehmer
(TEL) und sonstigen finnischen Rechts-
vorschriften, sofern
a) die Rentenversicherungsunternehmen,

die nach finnischem Recht bereits zu
getrennter Rechnungsführung und
Verwaltung für ihre Rententätigkeit
verpflichtet sind, vom Zeitpunkt des
Beitritts an getrennte rechtliche Ein-
heiten zur Ausübung dieser Tätigkeit
schaffen;

b) die finnischen Behörden allen Ange-
hörigen und Unternehmen von Mit-
gliedstaaten in nichtdiskriminierender
Weise gestatten, gemäß den finni-
schen Rechtsvorschriften die in Arti-
kel l genannten Tätigkeiten bezüg-
lich dieser Ausnahme auszuüben
— als Eigentümer eines bestehenden

Versicherungsunternehmens oder
einer bestehenden Versicherungs-
gruppe oder durch Beteiligung
daran;

— durch Schaffung neuer Versiche-
rungsunternehmen oder -gruppen,
einschließlich Rentenversiche-
rungsunternehmen, oder Beteili-
gung daran;

c) die finnischen Behörden der Kommis-
sion innerhalb von drei Monaten
nach dem Zeitpunkt des Beitritts
einen Bericht zur Genehmigung
vorlegen, in dem die Maßnahmen
zur Trennung der TEL-Tätigkeiten
von den normalen Versicherungstä-
tigkeiten der finnischen Versiche-
rungsunternehmen mit dem Ziel der
Erfüllung aller Anforderungen der
Dritten Richtlinie über die Lebens-
versicherung aufgeführt sind."

b) Artikel 8 Absatz l Buchstabe a wird wie
folgt ergänzt:
„— in der Republik Österreich: „Akti-

engesellschaft", „Versicherungsver-
ein auf Gegenseitigkeit"

— in der Republik Finnland: „keski-
näinen vakuutusyhtiö"/„ömsesidigt
försäkringsbolag", „vakuutusosa-
keyhtiö"/„försäkringsaktiebolag",
„vakuutusyhdistys"/„försäkringsfö-
rening"

— im Königreich Norwegen: „aksje-
selskap", „gjensidig selskap"

— im Königreich Schweden: „försä-
kringsaktiebolag" „ömsesidiga för-
säkringsbolag", „understödsfören-
ingar" "
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III. Kreditinstitute

1. 377 L 0780: Erste Richtlinie 77/780/EWG
des Rates vom 12. Dezember 1977 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften über die Aufnahme und
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute
(ABl. Nr. L 322 vom 12. 12. 1977, S. 30),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 385 L 0345: Richtlinie 83/345/EWG
des Rates vom 8. Juli 1985 (ABl.
Nr. L 183 vom 18. 7 1985, S. 19);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 386 L 0524: Richtlinie 86/524/EWG
des Rates vom 27 Oktober 1986 (ABl.
Nr. L 309 vom 4. 11. 1986, S. 15);

— 389 L 0646: Richtlinie 89/646/EWG
des Rates vom 15. Dezember 1989
(ABl. Nr. L 386 vom 30. 12. 1989, S. 1).

Artikel 2 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt:
„— in Österreich. Unternehmen, die als

gemeinnützige Wohnungsunternehmen
anerkannt sind

— in Finnland. „Teollisen yhteistyön raha-
sto Oy/Fonden för industriell! samarbete
Ab" „Suomen Vientiluotto Oy/ Finlands
Exportkredit Ab", „Kera Oy/Kera Ab"

— in Schweden: die „Svenska Skeppshypo-
tekskassan" "

2. 389 L 0299: Richtlinie 89/299/EWG des
Rates vom 17 April 1989 über die Eigen-
mittel von Kreditinstituten (ABl. Nr. L 124
vom 5. 5. 1989, S. 16), geändert durch:
— 391 L 0633: Richtlinie 91/633/EWG

des Rates vom 3. Dezember 1991 (ABl.
Nr. L 339 vom 11. 12. 1991, S. 33);

— 392 L 0016: Richtlinie 91/16/EWG des
Rates vom 16. März 1992 (ABl.
Nr. L 75 vom 21. 3. 1992, S. 48).

In Artikel 4 a werden zu Beginn nach dem
Wort „Dänemark" die Worte „und Norwe-
gen" eingefügt.

3. 389 L 0647: Richtlinie 89/647/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1989 über einen
Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute
(ABl. Nr. L 386 vom 30. 12. 1986, S. 14),
geändert durch:
— 391 L 0031: Richtlinie 91/31/EWG der

Kommission vom 19. Dezember 1990
(ABl. Nr. L 17 vom 23. 1. 1991, S. 20);

— 392 L 0030: Richtlinie 92/30/EWG vom
6. April 1992 (ABl. Nr. L 110 vom 28. 4.
1992, S: 52).

a) Artikel 6 Absatz l Buchstabe c Num-
mer l wird wie folgt ergänzt:
„und Kredite, die — zur Zufriedenheit
der zuständigen Behörden — vollständig
oder teilweise durch Anteile an finni-
schen Wohnungsbaugesellschaften im
Sinne des finnischen Gesetzes von 1991
über Wohnungsbaugesellschaften oder
nachfolgender entsprechender Gesetze
gesichert sind, wenn das Wohnungsei-
gentum von dem Kreditnehmer gegen-
wärtig oder künftig selbst genutzt oder
vermietet ist."

b) In Artikel 11 Absatz 4 werden die
Wörter „Deutschland, Dänemark und
Griechenland" ersetzt durch: „Deutsch-
land, Dänemark, Griechenland und
Österreich"

4. 392 L 0121: Richtlinie 92/121/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1992 über die
Überwachung und Kontrolle der Groß-
kredite von Kreditinstituten (ABl. Nr. L 29
vom 5. 2. 1993, S. 1)

a) Artikel 4 Absatz 7 Buchstabe p erster
Satz erhält folgende Fassung:
,,p) Kredite, die nach Auffassung der

zuständigen Behörden hinreichend
durch Hypotheken auf Wohneigen-
tum oder Anteile an finnischen
Wohnungsbaugesellschaften, im
Sinne des finnischen Gesetzes von
1991 über Wohnungsbaugesellschaf-
ten oder nachfolgender entspre-
chender Gesetze gesichert sind, wie
auch Leasinggesschäfte, bei denen
der vermietete Wohnraum so lange
vollständig das Eigentum des Lea-
singgebers bleibt, wie der Mieter
seine Kaufoption nicht ausgeübt
hat, und zwar in allen Fällen bis
zu 50% des Wertes des betreffenden
Wohneigentums."

b) In Artikel 6 Absatz 9 wird folgender
Unterabsatz 2 hinzugefügt:
„Das gleiche gilt für Kredite, die nach
Auffassung der zuständigen Behörden
hinreichend durch Anteile an finnischen
Wohnungsbaugesellschaften im Sinne des
finnischen Gesetzes von 1991 über
Wohnungsbaugesellschaften oder nach-
folgender entsprechender Gesetze gesi-
chert sind und die mit den im
vorstehenden Unterabsatz genannten
Hypothekarkrediten vergleichbar sind."
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C. FREIER WARENVERKEHR

I. KRAFTFAHRZEUGE

1. 370 L 0156: Richtlinie 70/156/EWG des
Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl.
Nr. L 42 vom 23. 2. 1970, S. 1), geändert
durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 378 L 0315: Richtlinie 78/315/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1977
(ABl. Nr. L 81 vom 28. 3. 1978, S. 1);

— 378 L 0547: Richtlinie 78/547/EWG
des Rates vom 12. Juni 1978 (ABl.
Nr. L 168 vom 26. 6. 1978, S. 39);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 380 L 01267: Richtlinie 80/1267/EWG
des Rates vom 16. Dezember 1980 (ABl.
Nr. L 375 vom 31.12. 1980, S. 34),
berichtigt in ABl. Nr. L 265 vom 19. 9.
1981, S. 28;

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0358: Richtlinie 87/358/EWG
des Rates vom 25. Juni 1987 (ABl.
Nr. L 192 vom 11. 7 1987, S. 51);

— 387 L 0403: Richtlinie 87/403/EWG
des Rates vom 25. Juni 1987 (ABl.
Nr. L 220 vom 8. 8. 1987, S. 44);

— 392 L 0053: Richtlinie 92/53/EWG des
Rates vom 18. Juni 1992 (ABl.
Nr. L 225 vom 10. 8. 1992, S. 1);

— 393 L 008l: Richtlinie 93/81/EWG der
Kommission vom 29. September 1993
(ABl. Nr. L 264 vom 23. 10. 1993,
S. 49).

a) In Anhang VII wird in Nummer l
betreffend Abschnitt l folgendes einge-
fügt:
„12" für Österreich,
„17" für Finnland,
„16" für Norwegen,

„5" für Schweden.

b) In Anhang IX Teile I und II wird jeweils
Seite 2 Nummer 37 wie folgt ergänzt:

„Österreich: Finnland:
Norwegen: Schweden:

2. 370 L 0157: Richtlinie 70/157/EWG des
Rates vom 6. Februar 1970 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über den zulässigen Geräuschpegel und die
Auspuffvorrichtung von Kraftfahrzeugen
(ABl. Nr. L 42 vom 23. 2. 1970, S. 16),
geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 373 L 0350: Richtlinie 73/350/EWG
der Kommission vom 7 November
1973 (ABl. Nr. L 321 vom 22.11.
1973, S. 33);

— 377 L 0212: Richtlinie 77/212/EWG
des Rates vom 8. März 1977 (ABl.
Nr. L 66 vom 12. 3. 1977, S. 33);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 381 L 0334: Richtlinie 81/334/EWG
der Kommission vom 13. April 1981
(ABl. Nr. L 131 vom 18. 5. 1981, S. 6);

— 384 L 0372: Richtlinie 84/372/EWG
der Kommission vom 3. Juli 1984 (ABl.
Nr. L 196 vom 26. 7 1984, S. 47);

— 384 L 0424: Richtlinie 84/424/EWG
des Rates vom 3. September 1984 (ABl.
Nr. L 238 vom 6. 9. 1984, S. 31);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0491: Richtlinie 89/491/EWG
der Kommission vom 17 Juli 1989
(ABl. Nr. L 238 vom 15. 8. 1989, S. 43);

— 392 L 0097: Richtlinie 92/97/EWG des
Rates vom 10. November 1992 (ABl.
Nr. L 371 vom 19 12. 1992, S. 1).

a) In Anhang II wird die Bezugnahme auf
Nummer 3.1.3 wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16
für Norwegen, 5 für Schweden"

b) In Anhang IV wird die Fußnote betref-
fend den (die) Kennbuchstabe(n) des die
Betriebserlaubnis erteilenden Landes wie
folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16
für Norwegen, 5 für Schweden"
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3. 370 L 0388: Richtlinie 70/388/EWG des
Rates vom 27 Juli 1970 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Vorrichtungen für Schallzeichen von
Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. L 176 vom 10. 8.
1970, S. 227), berichtigt in ABl. Nr. L 329
vom 25. 11. 1982, S. 31 und geändert
durch :
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Unter Nummer 1.4.1 im Anhang I ist der
Text in Klammern wie folgt zu ergänzen:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

4. 371 L 0127: Richtlinie 71/127/EWG des
Rates vom 1. März 1971 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Rückspiegel von Kraftfahrzeugen (ABl.
Nr. L 68 vom 22. 3. 1971, S. 1), geändert
durch :
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. .14);

— 379 L 0795: Richtlinie 79/795/EWG
der Kommission vom 20. Juli 1979
(ABl. Nr. L 239 vom 22. 9. 1979, S. 1);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 385 L 0205: Richtlinie 85/205/EWG
der Kommission vom 18. Februar 1985
(ABl. Nr. L 90 vom 29. 3. 1985, S. 1);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 386 L 0562: Richtlinie 86/562/EWG
der Kommission vom 6. November
1986 (ABl. Nr. L 327 vom 22.11.
1986, S. 49);

— 388 L 0321: Richtlinie 88/321/EWG
der Kommission vom 16. Mai 1988
(ABl. Nr. L 147 vom 14. 6. 1988, S. 77).

Die Aufzählung der Kennummern unter
Nr. 4.2 der Anlage 2 des Anhangs II ist wie
folgt zu ergänzen:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

5. 374 L 0483: Richtlinie 74/483/EWG des
Rates vom 17 September 1974 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die vorstehenden Außenkanten
bei Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. L 226 vom
2. 10. 1974, S. 4), geändert durch:
— 379 L 0488: Richtlinie 79/488/EWG

der Kommission vom 18. April 1979
(ABl. Nr. L 128 vom 26. 5. 1979, S. 1); '

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang I wird die Bezugnahme auf
Nummer 3.2.2.2 wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

6. 376 L 0114: Richtlinie 76/114/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Schilder, vorgeschriebene
Angaben, deren Lage und Anbringungsart
an Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeugan-
hängern (ABl. Nr. L 24 vom 30. 1. 1976,
S. 1), berichtigt in ABl. Nr. L 329 vom
25. 11. 1982, S. 31 und geändert durch:
— 378 L 0507: Richtlinie 78/507/EWG

der Kommission vom 19. Mai 1978
(ABl. Nr. L 155 vom 13. 6. 1978, S. 31);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Im Anhang wird unter Nummer 2.1.2 der
Text in Klammern wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"
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7 376 L 0757: Richtlinie 76/757/EWG des
Rates vom 27 Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Rückstrahler für Kraftfahrzeuge und
Kraftfahrzeuganhänger (ABl. Nr. L 262
vom 27 9. 1976, S. 32), geändert durch.
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 109);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen "der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang III wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

8. 376 L 0758: Richtlinie 76/758/EWG des
Rates vom 27 Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Umrißleuchten, Begrenzungsleuchten,
Schlußleuchten und Bremsleuchten für
Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger
(ABl. Nr. L 262 vom 27. 9. 1976, S. 54),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0516: Richtlinie 89/516/EWG
der Kommission vom 1. August 1989
(ABl. Nr. L 265 vom 12. 9. 1989, S. 1).

In Anhang III wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

9. 376 L 0759: Richtlinie 76/759/EWG des
Rates vom 27 Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Fahrtrichtungsanzeiger für Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl.
Nr. L 262 vom 27 9. 1976, S. 71), geän-
dert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und

der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23); j

— 389 L 0277: Richtlinie 89/277/EWG
der Kommission vom 28. März 1989
(ABl. Nr. L 109 vorn 20. 4. 1989, S. 25),
berichtigt in ABl. Nr. L 114 vom 27 4.
1989, S. 52.

In Anhang III wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

10. 376 L 0760: Richtlinie 76/760/EWG des
Rates vom 22. Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Beleuchtungseinrichtungen für das
hintere Kennzeichen von Kraftfahrzeugen
und Kraftfahrzeuganhängern (ABl.
Nr. L 262 vom 27 9. 1976, S. 85), geän-
dert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang I wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

11. 376 L 0761: Richtlinie 76/761/EWG des
Rates vom 27. Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Kraftfahrzeugscheinwerfer für Fern-
licht und/oder Abblendlicht sowie über
Glühlampen für diese Scheinwerfer (ABl.
Nr. L 262 vom 27 9. 1976, S. 96), geändert
durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0517: Richtlinie 89/517/EWG
der Kommission vom 1. August 1989
(ABl. Nr. L 265 vom 12. 9. 1989, S. 15).

In Anhang VI wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"
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12. 376 L 0762: Richtlinie 76/762/EWG des
Rates vom 27 Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Nebelscheinwerfer für Kraftfahrzeuge
und über Glühlampen für diese Scheinwerfer
(ABl. Nr. L 262 vom 27 9. 1976, S. 122),
geändert durch.
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien" und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr.- L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang II wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

13. 377 L 0538: Richtlinie 77/538/EWG des
Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Nebenschlußleuchten für Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl.
Nr. L 220 vom 29. 8. 1977, S. 60), berich-
tigt in ABl. Nr. L 284 vom 10. 10. 1978,
S. 11 und geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0518: Richtlinie 89/518/EWG
der Kommission vom 1. August 1989
(ABl. Nr. L 265 vom 12. 9. 19.89, S. 24).

In Anhang II wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

14. 377 L 0539: Richtlinie 77/539/EWG des
Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Rückfahrscheinwerfer für Kraftfahr-
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger (ABl.
Nr. L 220 vom 29. 8. 1977, S. ,72), berich-
tigt in ABl. Nr. L 284 vom 10. 10. 1978,
S. 12 und geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S.l7);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge

— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang II wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

15. 377 L 0540: Richtlinie 77/540/EWG des
Rates,vom 28. Juni 1977 zur Angleichung

der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Parkleuchten für Kraftfahrzeuge (ABl.
Nr. L 220 vom 29 8. 1977, S. 83), berich-
tigt in ABl. Nr. L 284 vom 10. 10. 1978,
S. 12 und geändert durch.
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang VI wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

16. 377 L 0541: Richtlinie 77/541/EWG des
Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Sicherheitsgurte und Haltesysteme für
Kraftfahrzeuge (ABl. Nr. L 220 vom 29. 8.
1977, S. 95), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 381 L 0576: Richtlinie 81/576/EWG
des Rates vom 20. Juli 1981 (ABl.
Nr. L 209 vom 29. 7 1981, S. 32);

— 382 L 0319: Richtlinie 82/319/EWG
der Kommission vom 2. April 1982
(ABl. Nr. L 139 vom 19 5. 1982, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 390 L 0628: Richtlinie 90/628/EWG
der Kommission vom 30. Oktober 1990
(ABl. Nr. L 341 vom 6. 12. 1990, S. 1).

In Anhang III wird Nummer 1.1.1 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"
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17 378 L 0932: Richtlinie 78/932/EWG des
Rates vom 16. Oktober 1978 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Kopfstützen für Sitze von
Kraftfahrzeugen (ABl. Nr. L 325 vom
20. 11. 1978, S. 1), berichtigt in ABl.
Nr. L 329 vom 25.11. 1982, S. 31 und
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.

' Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik zu den
Europäischen Gemeinschaften (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

In Anhang VI wird Nummer 1.1.1 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

18. 378 L 1015: Richtlinie 78/1015/EWG des
Rates vom 23. November 1978 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über den zulässigen Geräuschpegel
und die Auspuffanlage von Krafträdern
(ABl. Nr. L 349 vom 13. 12. 1978, S. 21),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0056: Richtlinie 87/56/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1986 (ABl.
Nr. L 24 vom 27 l 1987, S. 42);

— 389 L 0235: Richtlinie 89/235/EWG
des Rates vom 13. März 1989 (ABl.
Nr. L 98 vom 11. 4. 1989, S. 1).

a) Artikel 2 wird durch folgende Gedan-
kenstriche ergänzt:
— „Typengenehmigung" nach öster-

reichischem Recht,
— „tyyppihyväksyntä"/„typgodkännan-

de" nach finnischem Recht,
— „typegodkjenning" nach norwegi-

schem Recht,
— „typgodkännande" nach schwedi-

schem Recht.

b) In Anhang II wird Nummer 3.1.3 wie
folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland,
16 für Norwegen, 5 für Schweden"

19 380 L 0780: Richtlinie 80/780/EWG des
Rates vom 22. Juli 1980 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Rückspiegel von Zweiradmotor-
fahrzeugen mit oder ohne Beiwagen und
ihren Anbau an diese Fahrzeuge (ABl.
Nr. L 229 vom 30. 8. 1980, S. 49), geän-
dert durch:
— 380 L 1272: Richtlinie 80/1272/EWG

des Rates vom 22. Dezember 1980 (ABl.
Nr. L 375 vom 31. 12. 1980, S. 73);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— 'Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 8 wird durch folgende Gedanken-
striche ergänzt:
— „Typengenehmigung" nach österreichi-

schem Recht,
— „tyyppihyväksyntä"/„typgodkännande"

nach finnischem Recht,
— „typegodkjenning" nach norwegischem

Recht,
— „typgodkännande" nach schwedischem

Recht.

20. 388 L 00.77: ^Richtlinie 88/77/EWG des
Ratés vom 3. Dezember 1987 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Maßnahmen gegen die Emis-
sion gasförmiger Schadstoffe aus Diesel-
motoren zum Antrieb von Fahrzeugen (ABl.
Nr. L 36 vom 9. 2. 1988, S. 33), geändert
durch :
— 391 L 542: Richtlinie 92/542/EWG des

Rates vom 1. Oktober 1991 (ABl.
Nr. L 295 vom 25. 10. 1991, S. 1).

In Anhang I wird Nummer 5.1.3 wie folgt
ergänzt:

„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

21. 391 L 0226: Richtlinie 91/226/EWG des
Rates vom 27 Marz 1991 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Spritzschutzsysteme an bestimmten
Klassen von Kraftfahrzeugen und Kraftfahr-
zeuganhängern (ABl. Nr. L 103 vom 23. 4.
1991, S. 5)

In Anhang II wird Nummer 3.4.1 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

22. 392 L 0022: Richtlinie 92/22/EWG des
Rates vom 31. Marz 1992 über Sicherheits-
scheiben und Werkstoffe für Windschutz-
scheiben in Kraftfahrzeugen und Kraftfahr-



238317 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Zeuganhängern (ABl. Nr. L 129 vom 14. 5.
1992, S. 11)

In Anhang II wird die Fußnote zu Num-
mer 4.4.1 wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

23. 392 L 0023: Richtlinie 92/23/EWG des
Rates vom 31. März 1992 über Reifen von
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhän-
gern und über ihre Montage (ABl.
Nr. L 129 vom 14. 5. 1992, S. 95)

In Anhang I wird Nummer 4.2 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

24. 392 L 0061: Richtlinie 92/61/EWG des
Rates vom 30. Juni 1992 über die Betriebs-
erlaubnis für zweirädrige und dreirädrige
Kraftfahrzeuge (ABl. Nr. L 225 vom 10. 8.
1992, S. 72)

In Anhang V wird Nummer 1.1 wie folgt
ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

II. LAND- 'UND FORSTWIRTSCHAFTLICHE
ZUGMASCHINEN

1. 374 L 0150: Richtlinie 74/150/EWG des
Rates vom 4. März 1974 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über die Betriebserlaubnis für land- oder
forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf
Rädern (ABl. Nr. L 84 vom 28. 3. 1974,
S. 10), geändert durch:
— 379 L 0694: Richtlinie 79/694/EWG

des Rates vom 24. Juli 1979 (ABl.
Nr. L 205 vom 13. 8. 1979, S. 17);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S.:17);

— 382 L 0890: Richtlinie 82/890/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1982 (ABl.
Nr. L 378 vom 31. 12. 1982, S. 45);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0297: Richtlinie 88/297/EWG
des Rates vom 3. Mai 1988 (ABl.
Nr. L 126 vom 20. 5. 1988, S. 52).

Artikel 2 a wird durch folgende Gedanken-
striche ergänzt:
— „Typengenehmigung" nach österreichi-

schem Recht,

— „tyyppihyväksyntä"/„typgodkännande"
nach finnischem Recht,

— „typegodkjenning" nach norwegischem
Recht,

— „typgodkännande" nach schwedischem
Recht.

2. 37_7 L 0536: Richtlinie 77/536/EWG des
Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Umsturzschutzvorrichtungen für land-
oder forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf
Rädern (ABl. Nr. L 220 vom 29. 8. 1977,
S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0680: Richtlinie 89/680/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1989 (ABl.
Nr. L 398 vom 30. 12. 1989, S. 26).

Anhang VI wird wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

3. 378 L 0764: Richtlinie 78/764/EWG des
Rates vom 25. Juli 1978 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über den Führersitz von land- oder forst-
wirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern
(ABl. Nr. L 225 vom 18.9. 1978, S. 1),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 382 L 0890: Richtlinie 82/890/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1982 (ABl.
Nr. L 378 vom 31. 12. 1982, S. 45);

— 383 L 0190: Richtlinie 83/190/EWG
der Kommission vom 28. März 1983
(ABl. Nr. L 109 vom 26. 4. 1983, S. 13);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0465: Richtlinie 88/465/EWG
der Kommission vom 30. Juni 1988
(ABl. Nr. L 228 vom 17 8. 1988, S. 31).

In Anhang II ; wird Nummer 3.5.2.1 wie
folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"
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4. 379 L 0622: Richtlinie 79/622/EWG des
Rates vom 25. Juni 1979 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Umsturzschutzvorrichtungen für land-
oder forstwirtschaftliche Zugmaschinen auf
Rädern (ABl. Nr. L 179 vom 17 7 1979,
S. 1), geändert durch:
— 382 L 0953: Richtlinie 82/953/EWG

der Kommission vorn 15. Dezember
1982 (ABl. Nr. L 386 vom 31 12.
1982, S. 31);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0413: Richtlinie 88/413/EWG
der Kommission vom 22. Juni 1988
(ABl. Nr. L 200 vom 26. 7 1988, S. 32).

Anhang VI wird wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

5. 386 L 0298: Richtlinie 86/298/EWG des
Rates vom 26. Mai 1986 über hinten
angebrachte Umsturzschutzvorrichtungen
an land- und forstwirtschaftlichen Schmal-
spurzugmaschinen auf Rädern (ABl.
Nr. L 186 vom 8. 7 1986, S. 26), geändert
durch:
— 389 L 0682: Richtlinie 89/682/EWG des

Rates vom 21. Dezember 1989 (ABl.
Nr. L 398 vom 30. 12. 1989, S. 29).

Anhang VI wird wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

6. 387 L 0402: Richtlinie 87/402/EWG des
Rates vom 25. Juni 1987 über vor dem
Führersitz angebrachte Umsturzschutzvor-
richtungen an land- und forstwirtschaft-
lichen Schmalspurzugmaschinen auf Rädern
(ABl. Nr. L 220 vom 8. 8. 1987, S. 1),
geändert durch:
— 389 L 0681: Richtlinie 89/681/EWG des

Rates vom 21. Dezember 1989 (ABl.
Nr. L 398 vom 30. 12. 1989, S. 27).

Anhang VII wird wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland, 16 für
Norwegen, 5 für Schweden"

7 389 L 0173: Richtlinie 89/173/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1988 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über bestimmte Bauteile und Merk-
male von land- oder forstwirtschaftlichen
Zugmaschinen auf Rädern (ABl. Nr. L 67
vom 10. 3. 1989, S. 1).
a) In Anhang III A wird die Bezugnahme

auf Nummer 5.4.1 wie folgt ergänzt:

„12 für Österreich, 17 für Finnland,
16 für Norwegen, 5 für Schweden"

b) In Anhang V wird unter Nummer 2.1.3
der Text in Klammern wie folgt ergänzt:
„12 für Österreich, 17 für Finnland,
16 für Norwegen, 5 für Schweden"

III. HEBEZEUGE UND FÖRDERGERÄTE

384 L 0528: Richtlinie 84/528/EWG des
Rates vom 17 September 1984 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über gemeinsame Vorschriften für
Hebezeuge und Fördergeräte (ABl.
Nr. L 300 vom 19. 11. 1984, S. 72), geän-
dert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0665: Richtlinie 88/665/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1988 (ABl.
Nr. L 382 vom 31. 12. 1988, S. 42).

In Anhang I wird unter Nummer 3 der Text
in Klammern wie folgt ergänzt:
„A für Österreich, N für Norwegen, S für
Schweden, FI für Finnland"

IV HAUSHALTSGERÄTE

379 L 0531: Richtlinie 79/531/EWG des
Rates vom 14. Mai 1979 über die Anwen-
dung der Richtlinie 79/530/EWG zur
Unterrichtung über den Energieverbrauch
von Haushaltsgeräten durch Etikettierung
auf elektrischen Backöfen (ABl. Nr. L 145
vom 13. 6. 1979, S. 7), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Anhang I wird wie folgt geändert:

i) Folgende Begriffe werden in Num-
mer 3.1.1. hinzugefügt:
„sähköuuni, finnisch (FI)
elektrisk stekeovn, norwegisch (N)
elektrisk ugn, schwedisch (S)"

ii) Folgende Angaben werden in Num-
mer 3.1.3. hinzugefügt:
„käyttötilavuus (FI)
nyttevolum (N)
nyttevolym (S)"
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iii) Folgende Angaben werden in Num-
mer 3.1.5.1. hinzugefügt:
„Esilämmityskulutus 200° C:een (FI)
Energiforbruk ved oppvarming til
200° C (N)
Energiförbrukning vid uppvärmning
till 200° C (S)"
„Vakiokulutus (yhden tunnin aikana
200° C:ssa) (FI)
Energiforbruk for à opprettholde en
besternt temperatur (en time pâ
200° C) (N)
Energiförbrukning for att upprätthalla
200° C i en timme (S)"

„KOKONAISKULUTUS (FI)
TOTALT (N)
TOTALT (S)"

iv) Folgende Angaben werden in Num-
mer 3.1.5.3. hinzugefügt:
„Puhdistusvaiheen kulutus (FI)
Energiforbruk for en renseprosess
(N)
Energiförbrukning vid en rengörings-
process (S)"

b) Die folgenden Anhänge werden hinzuge-
fügt:
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ANHANG II(h)
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ANHANG II(i)



2388 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

ANHANG II(j)
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V. BAUMASCHINEN UND BAUGERÄTE
1. 386 L 0295: Richtlinie 86/295/EWG des

Rates vom 26. Mai 1986 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Überrollschutzaufbauten (ROPS)
bestimmter Baumaschinen (ABl. Nr. L 186
vom 8. 7. 1986, S. 1)
In Anhang IV wird der Text in Klammern
wie folgt ergänzt:
„A für Österreich, N für Norwegen, S für
Schweden, FI für Finnland".

2. 386 L 0296: Richtlinie 8~6/2967EWG des
Rates vom 26. Mai 1986 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Schutzaufbauten gegen herabfallende
Gegenstände (FOPS) bestimmter Bauma-
schinen (ABl. Nr. L 186 vom 8. 7. 1986,
S. 10)
In Anhang IV wird im ersten Gedanken-
strich der Text in Klammern wie folgt
ergänzt:
„A für Österreich, N für Norwegen, S für
Schweden, FI für Finnland".

VI. DRUCKGEFÄSSE
376 L 0767: Richtlinie. 76/767/EWG des
Rates vom 27. Juli 1976 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über gemeinsame Vorschriften für Druck-
behälter sowie über Verfahren ' zu deren
Prüfung (ABl. Nr. L 262 vom 27. 9. 1976,
S. 153), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0665: Richtlinie 88/665/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1988
(ABl. Nr. L 382 vom 31.12. 1988,
S. 42).

In Anhang I Nummer 3.1 erster Gedanken-
strich und in Anhang II Nummer 3.1.1.1.1
wird der Text in Klammern wie folgt
ergänzt:
„A für Österreich, N für Norwegen, S für
Schweden, FI für Finnland".

VII. MESSGERÄTE
1. 371 L 0316: Richtlinie 71/316/EWG des

Rates vom 26. Juli 1971 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
betreffend gemeinsame Vorschriften über
Meßgeräte sowie über Meß- und Prüfver-

fahren (ABl. Nr. L 202 vom 6. 9. 1971,
S. 1), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27. 3. 1972, S. 14);

— 372 L 0427: Richtlinie 72/427/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1972 (ABl.
Nr. L 291 vom 28. 12. 1972, S. 156);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 383 L 0575: Richtlinie 84/575/EWG
des Rates vom 26.Oktober 1983 (ABl.
Nr. L 332 vom 28. 11. 1983, S. 43);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0354: Richtlinie 87/354/EWG
des Rates vom 25. Juni 1987 (ABl.
Nr. L 192 vom 11. 7. 1987, S. 43);

— 388 L 0665: Richtlinie 88/665/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1988 (ABl.
Nr. L 382 vom 31. 12. 1988, S. 42).

a) In Anhang I Nummer 3.1 erster Gedan-
kenstrich und in Anhang II Num-
mer 3.1.1.1 (a) erster Gedankenstrich
wird der Text in Klammern wie folgt
ergänzt:
„A für Österreich, N für Norwegen, S
für Schweden, FI für Finnland".

b) In die Zeichnungen, auf die in Anhang II
Nummer 3.2.1 des Anhangs II Bezug
genommen wird, sind die Buchstaben für
die Zeichen A, N, S, FI einzufügen.

2. 371 L 0347: Richtlinie 71/347/EWG des
Rates vom 12. Oktober 1971 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Messung der Schüttdichte
von Getreide (ABl. Nr. L 239 vom 25. 10.
1971, S. 1), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27. 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
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In Artikel l a) wird der Text in Klammern
wie folgt ergänzt:
„EY hehtolitrapaino"
„EF hektolitervekt"
„EG Hektoliter vikt"

3. 371 L 0348: Richtlinie 71/348/EWG des
Rates vom 12. Oktober 1971 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Zusatzeinrichtungen zu Zäh-
lern für Flüssigkeiten (außer Wasser) (ABl.
Nr. L 239 vom 25. 10. 1971, S. 9), geändert
durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über, die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Kapitel IV des Anhangs wird am Ende des
Abschnitts 4.8.1 wie folgt ergänzt:
„10 Groschen (Österreich)

10 penniä/10 penni (Finnland)
10 0re (Norwegen)
10 öre (Schweden)"

VIII. TEXTILIEN

371 L 0307: Richtlinie 71/307/EWG des
Rates vom 26. Juli 1971 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
für die Bezeichnung von Textilerzeugnissen
(ABl. Nr. L 185 vom 16. 8. 1971, S. 16),
geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 383 L 0623: Richtlinie 83/623/EWG
des Rates vom 25. November 1983
(ABl. Nr. L 353 vom 15. 12. 1983, S. 8);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302.vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0140: Richtlinie 87/140/EWG
der Kommission vom 6. Februar 1987
(ABl. Nr. L 56 vom 26. 2. 1987, S. 24).

Artikel 5 Absatz l wird wie folgt ergänzt:
„— uusi villa

— ren ull
— kamull"

IX. LEBENSMITTEL

1. 376 L 0118: Richtlinie 76/118/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über bestimmte Sorten eingedickter
Milch und Trockenmilch für die mensch-
liche Ernährung (ABl. Nr. L 24 vom 30. 1.
1976, S. 49), geändert durch:
— 378 L 0630: Richtlinie 78/630/EWG

des Rates vom 19 Juni 1978 (ABl.
Nr. L 206 vom 29. 7 1978, S. 12);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 383 L 0635: Richtlinie 83/635/EWG des
Rates vom 13. Dezember 1983 (ABl.
Nr. L 357 vom 21. 12. 1983, S. 37);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 3 Absatz 2 c wird wie folgt ergänzt:
,,c) „fledepulver" in Dänemark, „Rahmpul-

ver" und „Sahnepulver" in Deutschland
und Österreich, „gräddpulver" in Schwe-
den, „kermajauhe/gräddpulver" in Finn-
land und „fl0tepulver" in Norwegen zur
Bezeichnung des unter Nummer 2 Buch-
stabe d des Anhangs beschriebenen
Erzeugnisses."

2. 379 L 0112: Richtlinie 79/112/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1978 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Etikettierung und Aufma-
chung von Lebensmitteln sowie die Wer-
bung hierfür (ABl. Nr. L 33 vom 8. 2. 1979,
S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 385 L 0007: Richtlinie 85/7/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1984 (ABl.
Nr. L 2 vom 3. 1. 1985, S. 22);
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— 386 L 0197: Richtlinie 86/197/EWG
des Rates vom 26. Mai 1986 (ABl.
Nr. L 144 vom 29. 5. 1986, S. 38);

— 389 L 0395: Richtlinie 89/395/EWG
des Rates vom 14. Juni 1989 (ABl.
Nr. L 186 vom 30. 6. 1989, S. 17);

— 391 L 0072: Richtlinie 91/72/EWG der
Kommission vom 16. Januar 1991 (ABl.
Nr. L 42 vom 15. 2. 1991, S. 27).

a) Artikel 5 Absatz 3 wird wie folgt
ergänzt:

„— in finnischer Sprache:
,säteilytetty, käsitelty ionisoivalla
säteilyllä'

— in norwegischer Sprache:
, bestralt, behandlet med ioniserende
sträling'

— in schwedischer Sprache:
,besträlad, behandlad med joniseran-
de straining' "

b) In Artikel 9 Absatz 6 entspricht die
Position 2206 im Harmonisierten
System den KN-Kodes 2206 00 91,
2206 00 93 und 2206 00 99.

c) Artikel 9 a Absatz 2 ist wie folgt zu
ergänzen :

„— in finnischer Sprache: ,viimeinen
käyttöajankohta'

— in norwegischer Sprache: ,siste for-
bruksdag'

— in schwedischer Sprache: ,sista för-
brukningsdag' "

d) In Artikel 10 a entspricht die Position
2204 im Harmonisierten System den
GZT-Positionen 2204 und 2205.

3. 380 L 0590: Richtlinie 80/590/EWG der
Kommission vom 9. Juni 1980 zur Fest-
legung des Symbols für Materialien und
Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit
Lebensmitteln in Berührung zu kommen
(ABl. Nr. L 151 vom 19. 6. 1980, S. 21),
geändert durch.
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11 1985, S. 23).

a) Der Titel des Anhangs wird wie folgt
ergänzt:
„LIFTE"
„VEDLEGG"
„BILAGA"

b) Der Text im Anhang wird wie folgt
ergänzt:
„Tunnus"

4. 389 L 0108: Richtlinie 89/108/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1988 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über tiefgefrorene Lebensmittel (ABl.
Nr. L 40 vom 11 2. 1989, S. 34)

Artikel 8 Absatz l Buchstabe a wird wie
'folgt ergänzt:
„Finnisch: ,pakastettu'
Norwegisch : ,dypfryst'
Schwedisch: ,djupfryst'."

5. 391 L 0321: Richtlinie 91/321/EWG der
Kommission vom 14. Mai 1991 über Säug-
lingsnahrung und Folgenahrung (ABl.
Nr. L 175 vom 4. 7 1991, S. 35)
a) Artikel 7 Absatz l Unterabsatz l wird

nach den Worten „Formula para lacten-
tes" und „Formula de transicäo" durch
folgende Gedankenstriche ergänzt:
— in finnischer Sprache:

„Äidinmaidonkorvike" und „Vier-
otusvalmiste"

— in norwegischer Sprache:
„Morsmelkerstatning" und „Tils-
kuddsblanding"

— in schwedischer Sprache:
„Modersmjölksersättning" und
„Tillskottsnäring"

b) Artikel 7 Absatz l Unterabsatz 2 wird
nach den Worten „Leite para lactentes"
und „Leite de transicäo" durch folgende
Gedankenstriche ergänzt:
— in finnischer Sprache:

„Maitopohjainen äidinmaidonkorvi-
ke" und „Maitopohjainen vierotus-
valmiste"

— in norwegischer Sprache:
„Morsmelkerstatning utelukkende
basert pi melk" und „Tilskudds-
blanding utelukkende basert pâ
melk"

— in schwedischer Sprache:
„Modersmjölksersättning uteslutande
baserad pâ mjölk" und „Tillskotts-
näring uteslutande baserad pâ
mjölk"

6. 393 L 0077: Richtlinie 93/77/EWG des
Rats vom 21. September 1993 für Frucht-
säfte und einige gleichartige Erzeugnisse
(ABl. Nr. L 244 vom 30. 9. 1993, S. 23)

Artikel 3 Absatz 2 wird wie folgt ergänzt:
„f) ,must', in Verbindung mit der Angabe

der verwendeten Frucht in schwedischer
Sprache für Fruchtsäfte; in Norwegen
,eplemost' für Apfelsaft ohne zugesetzte
Zuckerarten.

g) jtäysmehu', in Verbindung mit der
Angabe der verwendeten Frucht in
finnischer Sprache für Fruchsäfte ohne
zugesetztes Wasser, ohne zugesetzte
Zuckerarten, außer zur Korrektur der
Süßigkeit (Höchstmenge 15 g/kg), und
ohne andere Zutaten.

h) ,tuoremehu', in Verbindung mit der
Angabe der verwendeten Frucht in
finnischer Sprache für Fruchtsäfte ohne
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zugesetztes Wasser, ohne zugesetzte
Zuckerarten oder anderen Zutaten und
ohne Wärmebehandlung,

i) ,mehu, in Verbindung mit der Angabe
der verwendeten Frucht in finnischer
Sprache für Fruchtsäfte mit zugesetztem
Wasser und mit zugesetzten Zuckerarten
sowie einem Saftgehalt von mindestens
35 GHT "

X. DÜNGEMITTEL
376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für Düngemittel (ABl. Nr. L 24 vom
30. 1. 1976, S. 21), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0183: Richtlinie 88/183/EWG
des Rates vom 22. März 1988 (ABl.
Nr. L.83 vom 29 3. 1988, S. 33);

— 389 L 0284: Richtlinie 89/284/EWG
des Rates vom 13. April 1989 zur
Ergänzung und Änderung der Richtlinie
76/116/EWG hinsichtlich Kalzium,
Magnesium, Natrium und Schwefel in
Düngemitteln (ABl. Nr. L 111 vom
22. 4. 1989, S. 34);

— 389 L 0530: Richtlinie 89/530/EWG
des Rates vom 18. September 1989 zur
Ergänzung und Änderung der Richtlinie
76/116/EWG in bezug auf die Spuren-
nährstoffe Bor, Kobald, Kupfer, Eisen,
Mangan, Molybdän und Zink in Dünge-
mitteln (ABl. Nr. L 281 vom 30. 9. 1989,
S. 116).

a) In Anhang I, Kapitel A II ist in
Nummer l Spalte 6 dritter Absatz der
Text in Klammern wie folgt zu
ergänzen:
„Österreich, Finnland, Norwegen,
Schweden"

b) In Anhang I, Kapitel B l, 2 und ,4 ist in
der Spalte 9 Nummer 3 der Text in
Klammern nach (6 b) wie folgt zu
ergänzen :
„Österreich, Finnland, Norwegen,
Schweden"

XI. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN
AUF DEM GEBIET DER TECHNISCHEN

HANDELSHEMMNISSE
1. 383 L 0189: Richtlinie 83/189/EWG des

Rates vom 28. März 1983 über ein Infor-

mationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften
(ABl. Nr. L 109 vom 26. 4. 1983, S. 8),
geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0182: Richtlinie 88/182/EWG
des Rates vom 22. Marz 1988 (ABl.
Nr. L 81 vom 26. 3. 1988, S. 75);

— 392 L 0400: Entscheidung 92/400/EWG
der Kommission vom 15. Juli 1992 (ABl.
Nr. L 221 vom 6. 8. 1992, S. 55).

a) Artikel l Nummer 7 erhält folgende
Fassung:
„7 Erzeugnis: Erzeugnisse, die gewerb-

lich hergestellt werden, und landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, einschließ-
lich Fischprodukte."

b) Die Liste I des Anhangs wird wie folgt
ergänzt:
„ON (Österreich)
österreichisches Normungsinstitut
Heinestraße 38
A-1020 Wien
ÖVE (Österreich)
österreichischer Verband für Elektro-
technik
Eschenbachgasse 9
A-1010 Wien
SFS (Finnland)
Suomen Standardisoimisliitto SFS r.y
PL 116
FIN-00241 Helsinki
SESKO (Finnland)
Suomen Sähköteknillinen Standardisoi-
misyhdistys Sesko r.y
Särkiniementie 3
FIN-00210 Helsinki
NSF (Norwegen)
Norges Standardiseringsforbund
Pb 7020 Homansbyen
N-0306 Oslo
NEK (Norwegen)
Norsk Elektroteknisk Komite
Pb 280 Skoyen
N-0212 Oslo
SIS (Schweden)
Standardiseringskommissionen i Sverige
Box 3295
S-103 66 Stockholm
SEK (Schweden)
Svenska Elektriska Kommissionen
Box 1284
S-164 28 Kista"

2. 393 R 0339: Verordnung (EWG) Nr. 339/
93 des Rates vom 8. Februar 1993 über die
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Kontrolle der Übereinstimmung von aus
Drittländern eingeführten Erzeugnissen mit
den geltenden Produktsicherheitsvorschrif-
ten (ABl. Nr. L 40 vom 17 2. 1993, S. 1),
geändert durch:
— 393 D 0583: Entscheidung der Kommis-

sion vom 28. Juli 1993 (ABl. Nr. L 279
vom 12. 11. 1993, S. 39).

a) In Artikel 6 Absatz l werden folgende
Gedankenstriche angefügt:

„— ,Vaarallinen tuote — ei saa laskea
vapaaseen liikkeeseen. Asetus (ETY)
n:o 339/93',

— ,Farlig produkt — ikke godkjent for
fri omsetning. Forordning (E0F) nr.
339/93',

— jFarlig produkt — ej godkänd for fri
omsättning. Forordning (EEG) nr
339/93' "

b) In Artikel 6 Absatz l werden folgende
Gedankenstriche angefügt:

„— ,Tuote ei vaatimusten mukainen — ei
saa laskea vapaaseen liikkeeseen.
Asetus (ETY) n:o 339/93',

— ,Ikke samsvarende produkt — ikke
godkjent for fri omsetning. Forord-
ning (E0F) nr. 339/93,

— ,Icke överensstammande produkt —
ej godkänd for fri omsättning.
Forordning (EEG) nr 339/93' "

XII. HANDEL UND VERTRIEB
381 D 0428: Beschluß 81/428/EWG der
Kommission vom 20. Mai 1981 zur Ein-
setzung eines Ausschusses für Handel und
Vertrieb (ABl. Nr. L 165 vom 23. 6. 1981,
S. 24), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Königreich Spanien und Portugiesi-
sche Republik (ABl. Nr. L 302 vom
15. 11. 1985, S. 17).

a) In Artikel 3
— Absatz l wird „50" durch „68"

ersetzt;
— Absatz 2 wird „26" durch „36"

ersetzt.
b) In Artikel 7 Absatz l wird „zwölf"

durch „sechzehn" ersetzt.

D. GEGENSEITIGE ANERKENNUNG
BERUFLICHER QUALIFIKATIONEN

I. ALLGEMEINES SYSTEM

392 L 0051: Richtlinie 92/51/EWG des
Rates vom 18. Juni 1992 über eine zweite
allgemeine Rege1--— zur Anerkennung
beruflicher Befahl machweise in Ergän-
zung zur Rieht 89/48/EWG (ABl.
Nr. L 209 vom 2 1992, S. 25)

Anhang C „VERZEICHNIS DER BESON-
DERS STRUKTURIERTEN AUSBIL-
DUNGSGÄNGE GEMÄSS ARTIKEL l
BUCHSTABE a ZWEITER GEDANKEN-
STRICH ZIFFER ,rii" wird wie folgt
ergänzt:

a) Unter der Überschrift „l.1 Paramedizini-
scher und sozialpädagogischer Bereich"
wird folgender Wortlaut eingefügt:
„In Österreich
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Berufen führt:
— Kontaktlinsenoptiker,
— Fußpfleger,
— Hörgeräteakustiker,
— Drogist.
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge haben eine Gesamtdauer
von mindestens vierzehn Jahren und
umfassen eine mindestens fünfjährige
Ausbildung im Rahmen einer struk-
turierten Ausbildung, die in eine minde-
stens dreijährige Lehre — dazu gehört
eine Ausbildung, die "zum Teil im
Unternehmen und zum Teil in einer
berufsbildenden Einrichtung erworben
wird — und eine berufliche Praxis und
Ausbildung unterteilt ist und durch eine
Prüfung über den Beruf abgeschlossen
wird, welche das Recht zur Berufsaus-
übung und zur Lehrlingsausbildung
verleiht.
— Masseur.
Der betreffende Bildungs- und Ausbil-
dungsgang hat eine Gesamtdauer von
vierzehn Jahren und umfaßt eine minde-
stens fünfjährige Ausbildung im Rahmen
einer strukturierten Ausbildung, die in
eine zweijährige Lehre, eine zweijährige
Berufspraxis und -ausbildung und einen
einjährigen Berufslehrgang unterteilt ist
und durch eine Prüfung über den Beruf
abgeschlossen wird, welche das Recht
zur Berufsausübung und zur Lehrlings-
ausbildung verleiht.
— Kindergärtner/in,
— Erzieher.
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge haben eine Gesamtdauer
von 13 Jahren und umfassen fünf Jahre
Berufsausbildung in einer entsprechen-
den Schule, die mit einer Prüfung
abgeschlossen wird."

b) Unter der Überschrift „2. Meister
(Bildungs- und Ausbildungsgänge zum
Meister für die nicht unter die Richt-
linien des Anhangs A fallenden hand-
werklichen Tätigkeiten)" wird folgender
Wortlaut eingefügt:
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„In Österreich
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Berufen führt:
— Bandagist,
— Miederwarenerzeuger,
— Optiker,
— Orthopädieschuhmacher,
— Orthopädietechniker,
— Zahntechniker,
— Gärtner.
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge haben eine Gesamtdauer
von mindestens vierzehn Jahren und
umfassen eine mindestens fünfjährige
Ausbildung im Rahmen einer struk-
turierten Ausbildung, die in eine minde-
stens dreijährige Lehre — dazu gehört
eine Ausbildung, die zum Teil im
Unternehmen und zum Teil in einer
berufsbildenden Einrichtung erworben •
wird — und eine mindestens zwei-
jährige berufliche Praxis und Ausbil-
dung unterteilt ist und -durch eine
Meisterprüfung abgeschlossen wird, wel-
che das Recht zur Berufsausübung, zur
Lehrlingsausbildung und auf Führen des
Titels ,Meister verleiht,
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Meisterberufen auf dem
Gebiet Land- und Forstwirtschaft führt:
— Meister in der Landwirtschaft,
— Meister in der ländlichen Hauswirt-

schaft,
— Meister im Gartenbau,
— Meister im Feldgemüsebau,
— Meister im Obstbau und in der

Obstverwertung,
— Meister im Weinbau und in der

Kellerwirtschaft,
— Meister in der Molkerei und Käse-

wirtschaft,
— Meister in der Pferdewirtschaft,
— Meister in der Fischereiwirtschaft,
— Meister in der Geflügelwirtschaft,
— Meister in der Bienenwirtschaft,
— Meister in der Forstwirtschaft,
— Meister in der Forstgarten- und

Forstpflegewirtschaft,
— Meister in der landwirtschaftlichen

Lagerhaltung.-
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge haben eine Gesamtdauer
von mindestens fünfzehn Jahren und
umfassen eine mindestens sechsjährige
Ausbildung im Rahmen einer struk-
turierten Ausbildung, die in eine minde-
stens dreijährige Lehre — dazu gehört
eine Ausbildung, die zum Teil im Betrieb
und zum Teil in einer berufsbildenden
Einrichtung erworben wird — und eine
dreijährige berufliche Praxis unterteilt ist

und durch eine Meisterprüfung abge-
schlossen wird, welche das Recht zur
Lehrlingsausbildung und auf das Führen
des Titels ,Meister' verleiht."
„In Norwegen
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Berufen führt:
— Landschaftsgärtner (,anleggsgart-

ner'),
— Zahntechniker (,tanntekniker').
Diese Kurse haben eine Gesamtdauer
von mindestens vierzehn Jahren und
umfassen eine mindestens fünfjährige
Ausbildung im Rahmen einer struk-
turierten Ausbildung, die in eine minde-
stens dreijährigen Lehre — dazu gehört
eine Ausbildung, die zum Teil im
Unternehmen und zum Teil in einer
berufsbildenden Einrichtung erworben
wird — und eine zweijährige berufliche
Praxis und Ausbildung unterteilt ist und
durch eine Meisterprüfung über den
Handwerksberuf abgeschlossen wird,
welche das Recht zur Lehrlingsausbil-
dung und auf Führen des Titels ,Mester'
verleiht."

c) Unter der Überschrift „3. Seeschiffahrt",
Untertitel ,,a) Schiffsführung" wird
folgender Wortlaut eingefügt:
„In Norwegen
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Berufen führt:
— Hauptseemann/Deckoffizier Klasse l

(,skipsf0rer'),
— Hauptmaat/Deckoffizier Klasse 2

(,overstyrmann'),
— Küstenskipper/Deckoffizier Klasse 3

(,kystskipper'),
— Maat/Wachoffizier/Deckoffizier

Klasse 4 (,styrmann(),
— Chefingenieuroffizier/Ingenieuroffi-

zier Klasse l (,maskinsjef),
— Zweiter Ingenieuroffizier/Ingenieur-

offizier Klasse 2 (,1. maskinist'),
— Alleiningenieur/Ingenieuroffizier

Klasse 3 (,enemaskinist'),
— Wachingenieur/Ingenieuroffizier

Klasse 4 (,maskinoffiser').
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge umfassen eine neunjähri-
ge Primärstufe, gefolgt von einem drei-
jährigen Grundausbildungskurs und
Dienst zur See (zweieinhalb Jahre für
Ingenieuroffiziere), ergänzt durch
— für Wachoffiziere : eine einjährige

einschlägige Berufsausbildung
— für die übrigen: eine zweijährige

einschlägige Berufsausbildung
und einem zusätzlichen Dienst zur See,
wobei diese Bildungs- und Ausbildungs-
gänge nach der ,International STCW
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Convention' (International Convention
on Standards of Training, Certification
and Watchkeeping for Seafarers, 1978)
anerkannt sein müssen.
die Bildung und Ausbildung, die zu den
folgenden Berufen führt:
— Elektro-Automationsoffizier/Schiffs-

elektriker (,elektroautomasjonstek-
niker/skipselektriker').

Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge umfassen eine neunjähri-
ge Primärstufe, gefolgt von einem zwei-
jährigen Grundausbildungskurs, ergänzt
durch eine einjährige Praxiserfahrung
und Dienst zur See und eine einjährige
einschlägige Berufsausbildung."

d) Nach den Einträgen, unter der Über-
schrift „3. Seeschiffahrt", Untertitel „b)
Hochseefischerei" wird folgender Unter-
titel eingefügt:
„c) Bohrinselpersonal"
„In Norwegen
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Berufen führt:
— Plattformmanager (plattformsjef),
— Stabilitätsabteilungsmanager (,stabi-

lité tssjef),
— Kontrollraumoperateur (,kontroll-

romoperator'),
— Leiter der technischen Abteilung

(.teknisk sjef),
— Assistent des Leiters der technischen

Abteilung (,teknisk assistent').
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge umfassen eine neunjähri-
ge Primärstufe, gefolgt von einem zwei-
jährigen Grundausbildungskurs, ergänzt
durch einen mindestens einjährigen
Offshore-Dienst und
— für den Kontrollraumoperateur eine

einjährige einschlägige Berufsausbil-
dung

— für die übrigen eine zweieinhalb-
jährige einschlägige Berufsausbil-
dung."

e) Unter der Überschrift „4. Technischer
Bereich" wird folgender Wortlaut einge-
fügt:
„In Österreich
die Bildung und Ausbildung, die zu
folgenden Berufen führt:
— Förster,
— Technisches Büro,
— Überlassung von Arbeitskräften —

Arbeitsleihe,
— Arbeitsvermittlung,
— Vermögensberater,
— Berufsdetektiv,
— Bewachungsgewerbe,
— Immobilienmakler,
— Immobilienverwalter,

— Werbeagentur,
— Bauträger (Bauorganisator, Baube-

treuer),
— Inkassoinstitut.
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge haben eine Gesamtdauer
von mindestens fünfzehn Jahren und
umfassen eine Pflichtschulzeit von acht
Jahren, an die sich eine technische oder
wirtschaftliche Sekundarschulausbildung
mit einer Dauer von fünf Jahren
anschließt, die durch eine technische
oder wirtschaftliche Reifeprüfung abge-
schlossen wird, ergänzt durch eine
mindestens zweijährige' berufliche Aus-
bildung und Praxis, die durch eine
berufliche Prüfung abgeschlossen wird.
— Berater in Versicherungsangelegen-

heiten.
Der betreffende ' Bildungs- und Ausbil-
dungsgang hat eine Gesamtdauer von
15 Jahren und umfaßt eine sechsjährige
Ausbildung im Rahmen einer struk-
turierten Ausbildung, die in eine drei-
jährige Lehre und eine dreijährige
berufliche Praxis und Ausbildung unter-
teilt ist und durch eine Prüfung abge-
schlossen wird.
— Planender Baumeister,
— Planender Zimmermeister.
Die betreffenden Bildungs- und Aus-
bildungsgänge haben eine Gesamtdauer
von mindestens achtzehn Jahren und
umfassen eine mindestens neunjährige
Berufsausbildung, die in eine vierjährige
technische Sekundärschulausbildung und
eine mindestens fünfjährige berufliche
Ausbildung und Praxis unterteilt ist und
durch eine berufliche Prüfung abge-
schlossen wird, die das Recht zur
Berufsausübung und Lehrlingsausbil-
dung verleiht, soweit die Ausbildung
sich auf das Recht zum Planen von
Bauten, zur Durchführung von techni-
schen Berechnungen und zum Leiten
von Bauarbeiten bezieht (,Maria-There-
sianisches-Privileg')."

II. RECHTSANWÄLTE

377 L 0249: Richtlinie 77/249/EWG des
Rates vom 22. März 1977 zur Erleichterung
der tatsächlichen Ausübung des freien
Dienstleistungsverkehrs der Rechtsanwälte
(ABl. Nr. L 78 vom 26. 3. 1977, S. 17),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);
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— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel l Absatz 2 wird wie folgt ergänzt:
„Österreich: .Rechtsanwalt';
Finnland: .Asianajaja/Advokat' ;
Norwegen. .Advokat';
Schweden: .Advokat' "

III. MEDIZINISCHE UND PARA-
MEDIZINISCHE BERUFE

1. Ärzte

393 L 0016: Richtlinie 93/16/EWG des
Rates vom 5. April 1993 zur Erleichterung
der Freizügigkeit für Ärzte und zur gegen-
seitigen Anerkennung ihrer Diplome, Prü-
fungszeugnisse und sonstigen Befähigungs-
nachweise (ABl. Nr. L 165, 7 7 1993, S. 1)
a) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:

,,m) in Österreich
,Doktor der gesamten Heilkunde',
ausgestellt von der medizinischen
Fakultät einer Universität, und
,Diplom über die spezifische Aus-
bildung' in der Allgemeinmedizin'
oder ,Facharztdiplom', ausgestellt
von der zuständigen Behörde;

n) in Finnland
,todistus lääketieteen lisensiaatin tut-
kinnosta/bevis om medicine licenciât
examen' (Bescheinigung über den
Grad des Lizentiats in Medizin),
ausgestellt von der medizinischen
Fakultät einer Hochschule, und
Bescheinigung über die praktische
Ausbildung, ausgestellt von den
zuständigen Gesundheitsbehörden;

o) in Norwegen
,bevis for bestâtt cand.med.eksamen'
(Diplom' des Grades cand.med.),
ausgestellt durch die medizinische
Fakultät einer Hochschule, und eine
Bescheinigung über praktische Aus-
bildung, .ausgestellt von den zustän-
digen Gesundheitsbehörden;

p) in Schweden
jläkarexamen' (medizinischer Hoch-
schulgrad), ausgestellt von der medi-
zinischen Fakultät einer Hochschule,
und, eine Bescheinigung über prakti-
sche Ausbildung,. ausgestellt von der
nationalen" Gesundheitsbehörde."

b) Artikel 5 Absatz 2 wird wie folgt
ergänzt:
„in Österreich
,Facharztdiplom', ausgestellt von der
zuständigen Behörde; -•

in Finnland
,todistus erikoislääkärin tutkinnosta/
betyg over specialläkarexamen'
(Bescheinigung über die Qualifikation
als Facharzt), ausgestellt von den
zuständigen Behörden;
in Norwegen
,bevis for tillatelse til a benytte spesia-
listtittelen' (Bescheinigung, wonach die
Berufsbezeichnung eines Facharztes
geführt werden darf), ausgestellt von
den zuständigen Behörden;
in Schweden
„bevis om specialistkompetens som
läkare utfärdat av Socialstyrelsen"
(Bescheinigung, wonach die Berufsbe-
zeichnung eines Facharztes geführt
werden darf), ausgestellt von der
nationalen Gesundheitsbehörde."

e) Die Strichaufzählung unter Artikel 5
Absatz 3 wird wie folgt ergänzt:

— Anästhesiologie :
„Österreich: Anästhesiologie und

Intensivmedizin
Finnland: anestesiologia/aneste-

siologi
Norwegen: anestesiologi
Schweden: anestesi och intensiv-

vârd"

— Chirurgie:
„Österreich: Chirurgie
Finnland: kirurgia/kirurgi
Norwegen: generell kirurgi
Schweden: kirurgi"

— Neurochirurgie:
„Österreich: Neurochirurgie
Finnland : neurokirurgia/neuro-

kirurgi
Norwegen, nevrokirurgi
Schweden : neurokirurgi"

— Frauenheilkunde und Geburtshilfe:
„Österreich: Frauenheilkunde und

Geburtshilfe
Finnland: naistentaudit ja synny-

tykset/kvinnosjukdo-
mar och förlossningar

Norwegen: f0dselshjelp og kvinne-
sykdommer

Schweden: obstetrik och gynekolo-
gi"

— Innere Medizin.
„Österreich: Innere Medizin
Finnland, sisätaudit/inremedicin
Norwegen: indremedisin
Schweden: internmedicin"

— Augenheilkunde:
„Österreich: Augenheilkunde und

Optometrie
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Finnland : silmätaudit/ögonsjuk-
domar

Norwegen. 0yesykdomme~r
Schweden : ögonsjukdomar (oftal-

mologi)"
— Hals-Nasen-Ohrenheilkunde:

„Österreich: Hals-, Nasen- und
Ohrenkrankheiten

Finnland: korva-, nenä- ja kurk-
kutaudit/öron-, näs-
och strupsjukdomar

Norwegen: 0re-nese-halssykdom-
mer

Schweden: oron-, näs- och hals-
sjukdomar (oto-rhino-
laryngologi)"

— Kinderheilkunde:
„Österreich: Kinder- und Jugend-

heilkunde
Finnland. lastentaudit/barnsjuk-

domar
Norwegen: barnesykdommer
Schweden: barn- och ungdomsme-

dicin"
— Lungen- und Bronchialheilkunde:

„Österreich: Lungenkrankheiten
Finnland, keuhkosairaudet/

lungsjukdomar
Norwegen, lungesykdommer
Schweden: lungsjukdomar (pneu-

monologi)"
— Urologie:

„Österreich: Urologie
Finnland : urologia/urologi
Norwegen: urologi
Schweden. urologi"

— Orthopädie:
„Österreich: Orthopädie und Ortho-

pädische Chirurgie
Finnland: ortopedia ja traumato-

logia/ortopedi och
traumatologi

Norwegen: ortopedisk kirurgi
Schweden: ortopedi"

— Pathologie.
„Österreich: Pathologie
Finnland : patologia/patologi
Norwegen, patologi
Schweden: klinisk patologi"

— Neurologie:
„Österreich: Neurologie
Finnland : neurologia/neurologi
Norwegen: nevrologi
Schweden : neurologi"

— Psychiatrie:
„Österreich: Psychiatrie
Finnland: psykiatria/psykiatri
Norwegen: psychiatri
Schweden: psykiatri"

d) Die Strichaufzählung unter Artikel 7
Absatz 2 wird wie folgt ergänzt:

— Klinische Biologie:
„Österreich. Medizinische Biologie"

— Biologische Hämatologie:
„Finnland: hematologiset laborato-

riotutkimukset/hemato-
logiska laboratorieun-
dersökningar"

— Mikrobiologie und Infektionsepide-
miologie:
„Österreich: Hygiene und Mikro-

biologie
Finnland : kliininen mikrobiolo-

gia/klinisk mikrobiolo-
gi

Norwegen: medisinsk mikrobiologi
Schweden: klinisk bakteriologi"

— Biologische Chemie:
„Österreich: Medizinische und Che-

mische Labordiagnostik
Finnland. kliininen kemia/klinisk

kemi
Norwegen: klinisk kjemi
Schweden: klinisk kemi"

— Immunologie:
„Österreich: Immunologie
Finnland: immunologia/immuno-

logi
Norwegen, immunologi og trans-

fusjonsmedisin
Schweden: klinisk immunologi"

— Plastische Chirurgie:
„Österreich: Plastische Chirurgie
Finnland: plastiikkakirurgia/pla-

stikkirurgi
Norwegen: plastikkirurgi
Schweden: plastikkirurgi"

— Thoraxchirurgie:
„Finnland: thorax- ja verisuoni-

kirurgia/thorax- och
kärlkirurgi

Norwegen: thoraxkirurgi
Schweden. thoraxkirurgi"

— Kinderchirurgie.
„Österreich Kinderchirurgie
Finnland: lastenkirurgia/barn-

kirurgi
Norwegen: barnekirurgi
Schweden: barn- och ungdoms-

kirurgi"

— Gefäßchirurgie:
„Norwegen: karkirurgi"

— Kardiologie:
„Finnland : kardiologia/kardiologi
Norwegen: hjertesykdommer
Schweden : kardiologi"
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— Gastro-Enterologie:
„Finnland: gastroenterologia/

gastroenterologi
Norwegen : ford0yelsessykdommer
Schweden: medicinsk gastro-ente-

rologi och hepatologi"
— Rheumatologie:

„Finnland: reumatologia/reumato-
logi

Norwegen: revmatologi
Schweden: reumatologi"

— Allgemeine Hämatologie:
„Finnland: kliininen hematologia/

klinisk hematologi
Norwegen: blodsykdommer
Schweden: hematologi"

— Endokrinologie :
„Finnland: endokrinologia/endo-

krinologi
Norwegen: endokrinologi
Schweden: endokrinologi"

— Physiothérapie:
„Österreich: Physikalische Medizin
Finnland: fysiatria/fysiatri
Norwegen: fysikalsk medisin og

rehabilitering
Schweden : rehabiliteringsmedicin"

— Dermatologie und Venerologie:
„Österreich: Haut- und Geschlechts-

krankheiten
Finnland: iho- ja sukupuolitaudit/

hud- och könssjukdo-
mar

Norwegen: hudsykdommer og
veneriske sykdommer

Schweden: hud- och könssjukdo-
mar"

— Radiologie:
„Norwegen: radiologi"

— Radiodiagnose:
„Österreich: Medizinische Radio-

logie-Diagnostik
Finnland : radiologia/radiologi
Schweden: medicinsk radiologi"

— Radiotherapie:
„Österreich : Strahlentherapie-Radio-

onkologie
Finnland: syöpätaudit ja sädehoi-

to/cancersjukdomar
och radioterapi

Norwegen: onkologi
Schweden : onkologi"

— Kinder- und Jugendpsychiatrie:
„Finnland: lasten psykiatria/

barnspsykiatri
Norwegen: barne- og ungdomspsy-

. ', kiatri

Schweden: barn- och ungdomspsy-
kiatri"

— Geriatrie:
„Finnland: geriatria/geriatri
Norwegen: geriatri
Schweden: geriatrik"

— Nierenkrankheiten:
„Finnland: nefrologia/nefrologi
Norwegen: nyresykdommer
Schweden: medicinska njursjukdo-

mar (nefrologi)"
— Ansteckende Krankheiten:

„Finnland : infektiosairaudet/
infektionssjukdomar

Norwegen: infeksjonssykdommer
Schweden: infektionssjukdomar"

— „Community medicine":
„Österreich: Sozialmedizin
Finnland : terveydenhuolto/

hälsovard
Norwegen: samfunnsmedisin"

— Pharmakologie:
„Österreich: Pharmakologie und

Toxikologie
Finnland: kliininen farmakologia/

klinisk farmakologi
Norwegen: klinisk farmakologi
Schweden: klinisk farmakologi"

— „Arbeitsmedizin":
„Österreich: Arbeits- und Betriebs-

medizin
Finnland: työterveyshuolto/före-

tagshälsovard
Norwegen: arbeidsmedisin
Schweden: yrkes- och miljömedi-

ein"

— Allergologie:
„Finnland : allergologia/allergologi
Schweden: allergisjukdomar"

— Gastro-enterologische Chirurgie:
„Finnland: gastroenterologia/

gastroenterologi
Norwegen: gastroenterologisk

kirurgi"
— Nuklearmedizin:

„Österreich: Nuklearmedizin
Finnland : isotooppitutkimukset/

isotopundersökningar"
— Zahn-, Mund-, Kiefer- und Gesichts-

chirurgie (Grundausbildung des Arz-
tes und des Zahnarztes):
„Finnland: leukakirurgia/käkkirur-

Norwegen: kjevekirurgi og munn-
hulesykdommer"

e) In Artikel 9 Absatz l wird folgender
Gedankenstrich eingefügt:
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„— für Österreich, Finnland, Norwegen
und Schweden der Zeitpunkt des
Beitritts"

f) In Artikel 9 Absatz 2 wird folgender
Gedankenstrich eingefügt:

„— für Österreich, Finnland, Norwegen
und Schweden der Zeitpunkt des
Beitritts"

2. Kraokenpflegepersonal
377 L 0452: Richtlinie 77/452/EWG des
Rates vom 27 Juni 1977 über die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise der Krankenschwester und des Kran-
kenpflegers, die für die allgemeine Pflege
verantwortlich sind, und über Maßnahmen
zur Erleichterung der tatsächlichen Ausübung
des Niederlassungsrechts und des Rechts auf
freien Dienstleistungsverkehr (ABl. Nr. L 176
vom 15.7 1977, S. 1), geändert durch.
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 23. 11. 1989, S. 19);

— 389 L 0595: Richtlinie 89/595/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 23. 11. 1989, S. 30);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 73).

a) Artikel l Absatz 2 wird wie folgt
ergänzt:
„in Österreich
.Diplomierte Krankenschwester/Diplo-
mierter Krankenpfleger';
in Finnland
,sairaanhoitaja/sjukskötare' ;
in Norwegen
joffentlig godkjent sykepleier';
in Schweden
,sjuksköterska' "

b) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:
,,m) in Österreich

,Diplom in der allgemeinen Kran-
kenpflege', ausgestellt von staatlich
anerkannten Krankenpflegeschulen;

n) in Finnland
Diplom ,sairaanhoitaja/sjukskötare'
(Diplom in Krankenpflege oder
politechnisches Diplom in Kranken-
pflege), ausgestellt von einer Fach-
schule Krankenpflege;

o) in Norwegen
,bevis for bestâtt sykepleiereksamen'
(Diplom in allgemeiner Krankenpfle-
ge), ausgestellt von einer Fachschule
für Krankenpflege;

p) in Schweden
Diplom ,sjuksköterska' (Hochschul-
zeugnis in Krankenpflege), ausge-
stellt von einer Fachschule für
Krankenpflege."

3. Zahnärzte
a) 378 L 0686: Richtlinie 78/686/EWG

des Rates vom 25. Juli 1978 für die
gegenseitige Anerkennung der Diplome,
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise des Zahnarztes und für
Maßnahmen zur Erleichterung der tat-
sächlichen Ausübung des Niederlas-
sungsrechts und des Rechts auf freien
Dienstleistungsverkehr (ABl. Nr. L 233
vom 24. 8. 1978, S. 1), geändert durch.

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 29l' vom 19.11. 1979,
S. 17); '

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 23. 11. 1989, S. 19);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 73).
i) Artikel l wird wie folgt ergänzt:

„in Österreich:
Titel, den Österreich den Mitglied-
"staaten und der.,, Kommission bis
spätestens 31. Dezember 1998 mit-
teilt;
in Finnland:
hammaslääkäri/tandläkare;
in Norwegen:
tannlege;
in Schweden.
tandläkare."

ii) Artikel-3 wird wie folgt ergänzt:
„m) in Österreich

Titel, den Österreich den Mit-
gliedstaaten und der Kommission
bis spätestens 31. Dezember
1998 mitteilt;

n) in Finnland
,todistus hammaslääketieteen
lisensiaatin tutkinnosta/bevis om
odontologi licentiat examen'
(Zeugnis über das zahnärztliche
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Examen), ausgestellt von der
medizinischen Fakultät einer
Hochschule, sowie eine Beschei-
nigung über eine praktische
Ausbildung, ausgestellt von der
nationalen Gesundheitsbehörde;

o) in Norwegen
,bevis for bestâtt
cand.odont.eksamen' (Diplom
über die Verleihung des Grads
cand.odont.), ausgestellt von der
zahnm'edizinischen Fakultät einer
Universität;

p) in Schweden
^•jtandläkarexamen' (Hochschul-

abschluß in Zahnheilkunde), aus-
gestellte von Zahnheilkundeinsti-
tuten, zusammen mit einer
Bescheinigung über den
Abschluß einer praktischen -Aus-
bildung, ausgestellt von der
nationalen Gesundheitsbehörde."

iii) Die nachstehend genannten Über-
schriften des Artikels 5 werden durch
folgende Gedankenstriche ergänzt:
1. Kieferorthopädie

„— in Finnland:
,todistus erikoishammaslääkä-
rin oikeudesta oikomishoidon
alalla/bevis om specialisttand-
läkarrättigheten inom omrâdet
tandreglering' (Zeugnis eines
Facharztes für Kieferorthopä-
die), ausgestellt von den
zuständigen Behörden;

— in Norwegen:
,bevis for gjennomgâtt spesia-
listutdanning i kjeveortopedi'
(Bescheinigung über die Fach-
ausbildung als Kieferorthopä-
de), ausgestellt von den
zuständigen Behörden;

— in Schweden:
,bevis om specialistkompetens i
tandreglering' (Bescheinigung
über die Berechtigung, den
Titel eines Zahnarztes mit
dem Spezialgebiet Kieferor-
thopädie zu führen), ausge-
stellt von der nationalen
Gesundheitsbehörde."

2. Oralchirurgie/Mundchirurgie
„— in Finnland:

,todistus erikoishammaslääkä-
~'rin oikeudesta suukirurgian

(hammas- ja suukirurgian)
alalla/bevis om specialisttand-
läkarrättigheten inom omrâdet
oralkirurgi (tand- och munki-
rurgi)' (Zeugnis eines Fach-
zahnarztes für Oral- oder

Dental- und Oralchirurgie),
ausgestellt von den zuständi-
gen Behörden;

— in Norwegen:
,bevis for gjennomgâtt spesia-
listutdanning i oralkirurgi'
(Bescheinigung über eine
Fachausbildung in Oralchirur-
gie), ausgestellt von den
zuständigen Behörden;

' -, — in Schweden:
,bevis om specialistkompetens i
tandsystemets kirurgiska sjuk-
domar' (Bescheinigung über
die Berechtigung, den Titel
eines Zahnarztes mit dem
Spezialgebiet Oralchirurgie zu
führen), ausgestellt von der
nationalen Gesundheitsbehör-
de."

iv) Artikel 8 Absatz l wird wie folgt
geändert:
Statt „Artikel 2, 4, 7 und 19" muß es
heißen: „Artikel 2, 4, 7, 19, 19 a und
19 b"

v) Artikel 17 wird wie folgt geändert:
Statt „in Artikel 2, in Artikel 7
Absatz l und in Artikel 19" muß es
heißen: „in Artikel 2, in Artikel 7
Absatz l und in den Artikeln 19,
19 a und 19 b"

vi) Der folgende Artikel wird nach
Artikel 19 a eingefügt:
„Artikel 19 b
Von dem Zeitpunkt an, zu dem die
Republik Österreich die Maßnahmen
trifft, um dieser Richtlinie nachzu-
kommen, erkennen die Mitgliedstaa-
ten zum Zwecke der Ausübung der in
Artikel l dieser Richtlinie genannten
Tätigkeiten die Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungs-
nachweise der Ärzte an, die in
Österreich Personen ausgestellt wer-
den, die ihre Universitätsausbildung
vor dem 1. Januar 1994 begonnen
hatten, sofern ihnen eine Bescheini-
gung der zuständigen österreichischen
Behörden darüber beigefügt ist, daß
sich die betreffenden Personen wäh-
rend der letzten fünf Jahre vor
Ausstellung der Bescheinigung minde-
stens drei Jahre lang ununterbrochen
tatsächlich und rechtmäßig sowie
hauptsächlich den unter Artikel 5 der
Richtlinie 78/687/EWG fallenden
Tätigkeiten gewidmet haben und daß
sie berechtigt sind, diese Tätigkeiten
unter denselben Bedingungen aus-
zuüben wie die Inhaber der
Diplome, Prüfungszeugnisse oder
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sonstigen Befähigungsnachweise ge-
mäß Artikel 3 Buchstabe m.
Von dem in Absatz l genannten
Erfordernis einer dreijährigen Tätig-
keit befreit sind Personen, die ein
mindestens dreijähriges erfolgreiches
Studium absolviert haben, über
dessen Gleichwertigkeit mit der in
Artikel l der Richtlinie 78/687/
EWG genannten Ausbildung eine
Bescheinigung der zuständigen Stel-
len vorliegt."

b) 378 L 0687: Richtlinie 78/687/EWG
des Rates vom 25. Juli 1988 zur
Koordinierung der Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften für die Tätigkeiten des
Zahnarztes (ABl. Nr. L 233 vom 24. 8.
1978, S. 10)
Artikel 6 Absätze l und 2 werden wie
folgt geändert:
Statt „Artikel 19" muß es heißen. „den
Artikeln 19, 19 a und 19 b"

4. Veterinärmedizin

378 L 1026: Richtlinie 78/1026/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1978 für die
gegenseitige Anerkennung der Diplome,
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise des Tierarztes und für
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsäch-
lichen Ausübung des Niederlassungsrechts
und des Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr (ABl. Nr. L 362 vom 23. 12. 1978,
S. 1), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 23. 11. 1989, S. 19);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 73).
Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:

,,m) in Österreich.
.Diplom-Tierarzt' ,Mag. med. vet.',
ausgestellt von der Veterinärmedizi-
nischen Universität Wien (früher
Tierärztliche Hochschule Wien);

n) in Finnland:
,todistus eläinlääketieteen lisensiaatin
tutkinnosta/betyg over avlagd veteri-
närmedicine licentiatexamen' (Dip-
lom in Veterinärmedizin), ausgestellt
vom Institut für Veterinärmedizin);

o) in Norwegen:
„eksamensbevis utstedt av Norges
veterinaerhogskole for bestâtt
cand.med.vet.-eksamen (Diplom
über den Grad cand.med.vet.), aus-
gestellt von der norwegischen Hoch-
schule für Veterinärmedizin;

p) in Schweden:
„veterinärexamen" (Universitätsdi-
plom in Veterinärmedizin, DVM),

, ausgestellt von der schwedischen
Universität für Agrarwissenschaften."

5. Hebammen

380 L 0154: Richtlinie 80/154/EWG des
Rates vom 21 Januar 1980 über die
gegenseitige Anerkennung der Diplome,
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise für Hebammen und über
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsäch-
lichen Ausübung des Niederlassungsrechts
und des Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr (ABl. Nr. L 33 vom 11.2. 1980,
S. 1), geändert durch.
— 380 L 1273: Richtlinie 80/1273/EWG

des Rates vom 22. Dezember 1980
(ABl. Nr. 375 vom 31. 12. 1980, S. 74);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 23. 11. 1989, S. 19);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 73).

a) Artikel l wird wie folgt ergänzt:
„in Österreich
,Hebamme';
in Finnland
,kätilö/barnmorska' ;
in Norwegen
.jordmor';
in Schweden
,barnmorska' "

b) Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:
„m) in Österreich

.Hebammen-Diplom', ausgestellt von
einer Hebammenakademie oder
einer Bundeshebammenlehranstalt;

n) in Finnland
,kätilö/barnmorska' oder .erikoissai-
raanhoitaja, naistentaudit ja äitiys-
huolto/specialsjukskötare, kvinnos-
jukdomar och mödravard' (Hebam-
mendiplom oder polytechnisches
Hebammendiplom), ausgestellt von
einer Krankenpflegeschule;
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o) in Norwegen
,bevis for bestâtt jordmoreksamen'
(Hebammendiplom), ausgestellt von
einer Hebammenschule, zusammen
mit einer Bescheinigung über eine
praktische Ausbildung, ausgestellt
von den zuständigen Gesundheits-
behörden;

p) in Schweden
,barnmorskeexamen' (Universitäts-
Hebammendiplom), ausgestellt von
einer Fachschule für Krankenpflege."

6. Apotheker

385 L 0433: Richtlinie 85/433/EWG des
Rates vom 16. September 1985 über die
gegenseitige Anerkennung der Diplome,
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähi-
gungsnachweise des Apothekers und über
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsäch-
lichen Ausübung des Niederlassungsrechts
für bestimmte pharmazeutische Tätigkeiten
(ABI. Nr. L 253 vom 24. 9. 1985, S. 37),
geändert durch:
— 385 L 0584: Richtlinie 85/584/EWG des

Rates vom 20. Dezember 1985 (ABI.
Nr. L 372 vom 31. 12. 1985, S. 42);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 73).

a) Artikel 4 wird wie folgt ergänzt:
,,m) in Österreich

.Staatliches Apothekerdiplom', ausge-
stellt von den zuständigen Behörden;

n) in Finnland
,todistus proviisorin tutkinnosta/bevis
om provisorexamen' (Magistergrad
in Pharmazie), ausgestellt von einer
Universität;

o) in Norwegen
,bevis for bestâtt cand.pharm.-eksa-
men' (Diplom über den Grad
cand.pharm.), ausgestellt von der

' Fakultät einer Universität;
p) in Schweden

,apotekarexamen' (Magistergrad in
Pharmazie), ausgestellt von der
Universität Uppsala."

IV ARCHITEKTUR
385 L 0384: Richtlinie 85/384/EWG des
Rates vom 10. Juni 1985 für die gegenseitige
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise
auf dem Gebiet der Architektur und für
Maßnahmen zur Erleichterung der tatsäch-
lichen Ausübung des Niederlassungsrechts
und des Rechts auf freien Dienstleistungs-
verkehr (ABI. Nr. L 223 vom 21. 8. 1985,
S. 15), geändert durch:

— 385 L 0614: Richtlinie 85/614/EWG
des Rates vom 20. Dezember 1985
(ABI. Nr. L 376 vom 31. 12. 1985, S. 1);

— 386 L 0017: Richtlinie 86/17/EWG des
Rates , vom 27. Januar 1986 (ABI.
Nr. L 27 vom 1. 2. 1986, S. 71);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABI.
Nr. L 353 vom 17. 12. 1990, S. 73).

Artikel 11 wird wie folgt ergänzt:
„1) in Österreich

— die Diplome der Technischen Uni-
versitäten Wien und Graz sowie der
Universität Innsbruck, Fakultät für
Bauingenieurwesen und Architektur,
in den Studienrichtungen Architek-
tur, Bauingenieurwesen (Hochbau)
und Wirtschaftsingenieurwesen-Bau-
wesen,

— die Diplome der Universität für
Bodenkultur in der Studienrichtung
Kulturtechnik und Wasserwirtschaft;

— die Diplome der Hochschule für
angewandte Kunst in Wien, Stu-
dium der Architektur;

— die Diplome der -Akademie der
bildenden Künste in Wien, Studium
der Architektur;

— die Ingenieursdiplome (Ing.), aus-
gestellt aufgrund einer Ausbildung
an Höheren Technischen Lehran-
stalten oder Technischen Kollegs
für Bauwesen in Verbindung mit
der Baumeisterlizenz, die eine min-
destens sechsjährige Berufserfahrung
in Österreich, die durch eine Prüfung
abgeschlossen wird, bescheinigt;

— die Diplome der Hochschule für
künstlerische und industrielle Gestal-
tung in Linz, Studium der Architek-
tur;

— die Qualifikationsbescheinigungen
für Zivilingenieure und Ingenieur-
konsulenten in den Bereichen Hoch-
bau, Bauwesen, Wirtschaftsingenieur-
wesen-Bauwesen, Kulturtechnik und
Wasserwirtschaft nach dem Ziviltech-
nikergesetz (BGB1. Nr. 156/1994);

m) in Norwegen
— die vom norwegischen Institut für

Technologie ausgestellten Diplome
(sivilarkitekt) an der Universität
Trondheim, der Fachhochschule für
Architektur in Oslo und der Fach-
hochschule für Architektur in Bergen;

— der Nachweis der Mitgliedschaft im
,Norske Arkitekters Landsforbund'
(NAL), sofern die betreffende Per-
son ihre Ausbildung in einem Staat
absolviert hat, für den diese Richt-
linie gilt;
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n) in Schweden
— die von der Schule für Architektur

am Königlichen Institut für Techno-
logie, vom Chalmers-Institut für
Technologie und dem Fachbereich
Technologie der Lund-Universität
ausgestellten Diplome (arkitekt,
Magistergrad in Architektur);

— der Nachweis der Mitgliedschaft im
,Svenska Arkitekters Riksförbund'
(SAR), sofern die betreffende Per-
son ihre Ausbildung in einem Staat
absolviert hat, für den diese Richt-
linie gilt."

V HANDELS- UND VERMITTLER-
TÄTIGKEITEN

1. Vermittlertätigkeiten in Handel, Industrie
und Handwerk
364 L 0224: Richtlinie 64/224/EWG des
Rates vom 25. Februar 1964 über die
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit
und des freien Dienstleistungsverkehrs für
Vermittlertätigkeiten in Handel, Industrie
und Handwerk (ABl. Nr. L 56 vom 4. 4.
1964, S. 869), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:
Für Selbständige Für Unselbständige

„in Österreich:
Handelsagent Handlungsreisender
in Finnland:
Kauppa-agentti/ Myyntimies/Försäljare
Handelsagent
Kauppaedustaj a/
Handelsrepräsentant
in Norwegen.
Handelsagent Handelsagent
Kommisjonzr Seiger
Grossist Représentant
in Schweden:
Handelsagent Handelsresande
Mäklare
Kommissionär"

2. Handel mit und Verteilung Von Giftstoffen

374 L 0557: Richtlinie 74/557/EWG des
Rates vom 4. Juni 1974 über die Verwirk-
lichung der Niederlassungsfreiheit und des
freien Dienstleistungsverkehrs für die, selb-
ständigen Tätigkeiten und die Vermittlertä-
tigkeiten des Handels mit und der Vertei-
lung von Giftstoffen (ABl. Nr. L 307 vom
18. 11. 1974, S. 5)

Der Anhang wird wie folgt ergänzt:
„— Österreich:

Stoffe und Zubereitungen, die nach den
Vorschriften des Chemikaliengesetzes,
BGBl. Nr. 326/1987, und der darauf
beruhenden Verordnungen als „sehr
giftig" oder „giftig" einzustufen sind
(§ 217 Abs. l der Gewerbeordnung
1994, BGBl. Nr. 194/1994);

— Finnland:
1. Chemikalien, die dem Chemikalien-

gesetz (744/89) und den entspre-
chenden Verordnungen unterliegen;

2. Biologische Schädlingsbekämpfungs-
mittel, die dem Gesetz über Schäd-
lingsbekämpfungsmittel (327/69) und
den entsprechenden Verordnungen
unterliegen;

— Norwegen:
1. Stoffe und Zubereitungen nach

Maßgabe der Verordnung vom
1. Juni 1990 über die Kennzeich-
nung von und den Handel und
dergleichen mit Chemikalien und
Zubereitungen, die für den Men-
schen gesundheitsschädlich sein kön-
nen;

2. Stoffe und Zubereitungen nach
Maßgabe der Verordnung vom
3. Juli 1990 über eine Liste von
Stoffen, Risikosätzen und Sicher-
heitssätzen;

3. Chemikalien nach Maßgabe der
Verordnung vom 10. April 1984
über die Auslieferung, das Einsam-
meln, den Empfang und die Ablage-
rung bestimmter Kategorien gefähr-
licher Abfälle;

4. Schädlingsbekämpfungsmittel im
Sinne des Gesetzes vom 5. April
1963 über Schädlingsbekämpfungs-
mittel, der Verordnung vom
7 Februar 1992 über Schädlingsbe-
kämpfungsmittel und der Verord-
nung vom 7 August 1987 über die
Voraussetzungen für die Genehmi-
gung für Einführer von Schädlings-
bekämpfungsmitteln;

5. Asbest und Asbestprodukte nach
Maßgabe der Verordnung vom
16. August 1991 über Asbest;
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6. Organische Lösungsmittel und Zube-
reitungen, die organische Lösungs-
mittel enthalten, nach Maßgabe der
Verordnung vom 9. Dezember 1982
über OAR-Kennzeichnung (Occu-
pational Air Requirements).

— Schweden:
1. Extrem gefährliche und sehr gefähr-

liche chemische Produkte gemäß der
Verordnung über chemische Pro-
dukte (1985:835);

2. Bestimmte Suchtstoffvorstufen
gemäß den Anweisungen über
Genehmigungen zur Erzeugung
von, zum Handel mit und zum
Vertrieb von giftigen und sehr
gefährlichen chemischen Erzeugnis-
sen (KIFS 1986:5, KIFS 1990:9);

3. Schädlingsbekämpfungsmittel der
Klasse l gemäß der Verordnung
1985:836;

4. Umweltgefährdende Abfallstoffe
gemäß der Verordnung 1985:841;

5. PCB und PCB-haltige chemische
Produkte gemäß der Verordnung
1985:837;

6. Unter Gruppe B in der Mitteilung
über Anweisungen in bezug auf
gesundheitliche Grenzwerte aufge-
führte Stoffe (AFS 1990:13);

7. Asbest und asbesthakige Materialien
gemäß der Mitteilung AFS 1986:2."

VI. HILFSGEWERBETREIBENDE DES
VERKEHRS

382 L 0470: Richtlinie 82/470/EWG des
Rates vom 29. Juni 1982 über Maßnahmen
zur Förderung der tatsächlichen Ausübung
der Niederlassungsfreiheit und des freien
Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen
Tätigkeiten bestimmter Hilfsgewerbetreiben-
der des Verkehrs und der Reisevermittler
(ISIC-Gruppe 718) sowie der Lagerhalter
(ISIC-Gruppe 720) (ABl. Nr. L 213 vom
21. 7. 1982, S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 3 wird wie folgt ergänzt:
„Österreich
A. Spediteur

Transportagent
Frachtenreklamation

B. Reisebüro
C. Lagerhalter

Tierpfleger

D. Kraftfahrzeugprüfer
Kraftfahrzeugsachverständiger
Wäger

Finnland
A. Huolitsija/Speditör

Laivanselvittäjä/Skeppsmäklare
B. Matkanjärjestäjä/Researrangör

Matkanvälittäjä/Reseförmedlare
C. -
D. Autonselvittäjä/Bilmäklare
Norwegen
A. Speditor

Sipsmegler
B. Reisebyrä

Reisearrang0r
C. Oppbevaring
D. Bilinspekter
Schweden
A. Speditör

Skeppsmäklare
B. Resebyrä
C. Magasinering

Lagring
Förvaring

D. Bilinspektör
Bilprovare
Bilbesiktningsman."

VII. ANDERE SEKTOREN

Unternehmensdienstleistungen im Bereich
Immobiliengeschäfte und in anderen Berei-
chen

367 L 0043: Richtlinie 67/43/EWG des
Rates vom 12. Januar 1967 über die
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit
und des freien Dienstleistungsverkehrs für
die selbständigen Tätigkeiten auf dem
Gebiet 1. der „Immobiliengeschäfte" (außer
6401) (Gruppe aus 640 ISIC) 2. einiger
„sonstiger Dienste für das Geschäftsleben"
(Gruppe 839 ISIC) (ABl. Nr. 10 vom 19. 1.
1967, S. 140/67), geändert durch:
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27. 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
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Artikel 2 Absatz 3 wird wie folgt ergänzt:
„in Österreich

— Immobilienmakler
— Immobilienverwalter
— Bauträger (Bauorganisator, Baube-

treuer)
in Finnland

— kiinteistönvälittäjä/fastighetsförmedlare,
fastighetsmäklare

in Norwegen
— eiendomsmeglere, advokater
— entrepreneur, utbyggere av fast eien-

dom
— eiendomsforvaltere
— utleiekontorer

in Schweden
— fastighetsmäklare
— (fastighets-)värderingsman
— fastighetsförvaltare
— byggnadsentreprenörer."

E. ÖFFENTLICHES AUFTRAGSWESEN

1. 393 L 0037: Richtlinie 93/37/EWG des
Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinie-
rung der Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Bauaufträge (ABI. Nr. L 199 vom 9. 8.
1993, S. 54)
a) Artikel 25 wird wie folgt ergänzt:

„— für Österreich das ,Firmenbuch', das
,Gewerberegister', die ,Mitglieder-
verzeichnisse der Landeskammern',
für Finnland das ,KaupparekisteriV
,Handelsregistret',
für Norwegen das ,Foretaksregiste-
ret',
für Schweden die .aktiebolags-,
handels- eller föreningsregistren'."

b) Anhang I „VERZEICHNIS DER EIN-
RICHTUNGEN UND KATEGORIEN
VON EINRICHTUNGEN DES
ÖFFENTLICHEN RECHTS NACH
ARTIKEL l BUCHSTABE b" wird
wie folgt ergänzt:
„XIII. ÖSTERREICH:

Alle Körperschaften ohne indu-
striellen oder kommerziellen
Charakter, die der Finanzkon-
trolle des Rechnungshofs unter-
stehen.

XIV. FINNLAND:
öffentliche oder öffentlich kon-
trollierte Stellen ohne industriel-
len oder kommerziellen Charak-
ter.

XV. NORWEGEN:
öffentliche oder öffentlich kon-
trollierte Stellen oder Unterneh-
men ohne industriellen oder
kommerziellen Charakter
Körperschaften

— Norsk Rikskringkasting
— Norges Bank
— Statens Lânekasse for Utdan-

ning
— Statistisk Sentralbyrâ
— Den Norske Stats Husbank
— Statens Innvandrar- og

Flyktningeboliger
— Medisinsk Innovasjon Riks-

hospitalet
— Norges Forskningsrâd
— Statens Pensjonskasse
Kategorien
— Statsbedrifter i h.t. lov av

25. juni 1965 nr. 3 om
Statsbedrifter (Staatsunter-
nehmen nach dem Gesetz
über Staatsunternehmen vom
25. Juni 1965 Nr. 3)

— Statsbanker (Staatliche Ban-
ken)

— Universiteter of hcyskoler
euer lov av 16. juni 1989
nr. 77 (Universitäten und
Hochschulen' nach dem
Gesetz vom 16. Juni 1989,
Nr. 77)

XVI. SCHWEDEN:
Alle nicht-kommerziellen Stellen,
deren Beschaffungswesen der
Aufsicht der Nationalen Behör-
de für öffentliches Beschaffungs-
wesen untersteht."

2. 393 L 0036: Richtlinie 93/36/EWG des
Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinie-
rung der Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Lieferaufträge (ABI. Nr. L 199 vom
9. 8. 1993, S. 1)
a) Artikel 21 wird wie folgt ergänzt:

— für Österreich das „Firmenbuch", das
„Gewerberegister", die „Mitglieder-
verzeichnisse der Landeskammern",

— für Finnland das „Kaupparekisteri"/
„Handelsregistret",

— für Norwegen das „Foretaksregiste-
ret",

— für Schweden die „aktiebolags-,
handels- eller föreningsregistren"

b) Anhang I wird wie folgt ergänzt:
„ÖSTERREICH
Liste der zentralen Regierungsstellen"

1. Bundeskanzleramt
2. Bundesministerium für auswärtige Ange-

legenheiten
3. Bundesministerium für wirtschaftliche

Angelegenheiten, Abteilung Präsidium l
4. Bundesministerium für Arbeit und

Soziales, Amtswirtschaftsstelle
5. Bundesministerium für Finanzen

a) Amtswirtschaftsstelle
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b) Abteilung VI/5 (EDV-Bereich des
Bundesministeriums für Finanzen
und des Bundesrechenamtes)

c) Abteilung III/1 (Beschaffung von
technischen Geräten, Einrichtungen
und Sachgütern für die Zollwache)

6. Bundesministerium für Gesundheit,
Sport und Konsumentenschutz

7. Bundesministerium für Inneres
8. Bundesministerium für Justiz, Amtswirt-

schaftsstelle
9. Bundesministerium für Landesverteidi-

gung (Nichtkriegsmaterial ist in An-
hang I, Teil II, Österreich, des GATT-
Übereinkommens über das öffentliche
Beschaffungswesen enthalten)

10. Bundesministerium für Land- und Forst-
wirtschaft

11. Bundesministerium für Umwelt, Jugend
und Familie, Amtswirtschaftsstelle

12. Bundesministerium für Unterricht und
Kunst

13. Bundesministerium für öffentliche Wirt-
schaft und Verkehr

14. Bundesministerium für Wissenschaft
und Forschung

15. österreichisches Statistisches Zentralamt
16. österreichische Staatsdruckerei
17. Bundesamt für Eich- und Vermessungs-

wesen
18. Bundesversuchs- und Forschungsanstalt

Arsenal (BVFA)
19. Bundesstaatliche Prothesenwerkstätten
20. Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge
21. Generaldirektion für die Post- und

Telegraphenverwaltung (nur Postwesen)

FINNLAND
Liste der zentralen Regierungsstellen

1. Oikeusministeriö/Justitieministeriet
2. Rahapaja Oy/Myntverket Ab
3. Painatuskeskus Oy/Tryckericentralen

Ab
4. Metsähallitus/Forststyrelsen
5. Maanmittaushallitus/Lantmäteristyrel-

sen
6. Maatalouden tutkimuskeskus/Lantbru-

kets forskningscentral
7. Ilmailulaitos/Luftfartsverket
8. Ilmatieteen laitos/Meteorologiska insti-

tute!
9. Merenkulkuhallitus/Sjöfarststyrelsen

10. Valtion teknillinen tutkimuskeskus/Sta-
tens tekniska forskningscentral

11. Valtion Hankintakeskus/Statens upp-
handlingscentral

12. Vesi- ja ympäristöhallitus/Vatten- och
miljöstyrelsen

13. Opetushallitus/Utbildningstyrelsen

NORWEGEN
Liste der zentralen Regierungsstellen

1. Statens vegvesen
2. Postverket
3. Rikshospitalet
4. Universitetet i Oslo
5. Politiet
6. Norsk Rikskringkasting
7. Universitetet i Trondheim
8. Universitetet i Bergen
9. Kystdirektoratet

10. Universitetet i Troms0
11. Statens forurensningstilsyn
12. Luftfartsverket
13. Forsvarsdepartementet
14. Forsvarets Sanitet
15. Luftforsvarets Forsyningskommando
16. Hzrens Forsyningskommando
17. Sjoforsvarets Forsyningskommando
18. Forsvarets Felles Materielltjeneste
19. Norges Statsbaner, für die Beschaffung

von:
— Zementschwellen
— Bremsanlagen für rollendes Material
— Ersatzteilen für Eisenbahnzugmaschi-

nen
— Autodiesel
— Waggons und Gepäckwagen für

Eisenbahndienste

SCHWEDEN
Liste der zentralen Regierungsstellen. Die
aufgeführten Stellen beinhalten regionale
und örtliche Unterabteilungen.

1. Rikspolisstyrelsen
2. Kriminalvärdsstyrelsen
3. Forsvarets sjukvardsstyrelse
4. Fortifikationsförvaltningen
5. Forsvarets materielverk
6. Statens räddningsverk
7. Kustbevakningen
8. Socialstyrelsen
9. Läkemedelsverket

10. Postverket
11. Vägverket
12. Sjöfartsverket
13. Luftfartsverket
14. Generaltullstyrelsen.
15. Byggnadsstyrelsen
16. Riksskatteverket
17. Skogsstyrelsen
18. AMU-gruppen
19. Statens lantmäteriverk
20. Närings- och teknikutvecklingsverket
21. Domänverket
22. Statistiska centralbyran
23. Statskontoret

3. 393 L 0038: Richtlinie 93/38/EWG des
Rates vom 14. Juni 1993 zur Koordinie-
rung der Auftragsvergabe durch Auftrag-
geber im Bereich der Wasser-, Energie- und
Verkehrsversorgung sowie im Telekommu-
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nikationssektor (ABI. Nr. L 199 vom 9. 8.
1993, S. 84)
a) Anhang I „AUFTRAGGEBER IM

BEREICH GEWINNUNG, FORTLEI-
TUNG ODER VERTEILUNG VON
TRINKWASSER" wird wie folgt
ergänzt:
„ÖSTERREICH
Gemeinden und Gemeindeverbände, die
Trinkwasser gewinnen, weiterleiten und
verteilen, gemäß den ; Wasserversor-
gungsgesetzen der neun Länder. ,
FINNLAND
Stellen, die Trinkwasser gewinnen,
weiterleiten und' verteilen, gemäß Arti-
kel l Laki yleisistä vesi- ja viemärilai-
toksista (982/77) vom 23. Dezember
1977.
NORWEGEN
Stellen, die Wasser gewinnen, weiterlei-
ten und verteilen, gemäß forskrift av
28. September 1951 om drikkevann og
vannforsyning.

SCHWEDEN "
örtliche Stellen und städtische Gesell-
schaften, die Trinkwasser gewinnen,
aufbereiten, weiterleiten und verteilen,
gemäß lagen (1970:244) om allmänna
vatten- och avloppsanläggningar."

b) Anhang II „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH ERZEUGUNG, 'FORTLEI-
TUNG ODER VERTEILUNG VON
ELEKTRISCHEM STROM" wird wie
folgt ergänzt:

„ÖSTERREICH
Stellen, die Strom erzeugen, weiterleiten
oder verteilen, gemäß dem 2. Verstaat-
lichungsgesetz (BGB1. Nr. 81/1947) und
dem Elektrizitätswirtschaftsgesetz
(BGB1. Nr. 260/1975) sowie gemäß
den Elektrizitätswirtschaftsgesetzen der
neun Länder.

FINNLAND
Stellen, die Strom aufgrund einer
Konzession erzeugen, weiterleiten oder
verteilen, gemäß "Artikel 27 des Sähköla-
ki (319/79) vom 16. März 1979.,

NORWEGEN , . :
Stellen, die Strom erzeugen, weiterleiten
oder verteilen, gemäß dem lov av
19'jurif 1969 om bygging og* "drift av
elektriske anlegg, lov av 14. desember
1917 nr. 16 om erverv av; vannfall,
bergverk og ahnen fast eiendqm" m.v., I,
jf. kap. V, oder dem vassdragsregule-

ringslov av 14. desember 1917 nr. 17
oder dem energilov av 29. juni 1990 nr.
50.

SCHWEDEN ; '
Stellen, 'die Strom weiterleiten oder
verteilen aufgrund einer Konzession,
gemäß lagen (1902:71 s.'l) innefattande
vissa bestämmelser om elektriska anlägg-

'ningar.-"

c) Anhang ÏII ' „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH FORTLEITUNG UND
VERTEILUNG'- VON GAS ODER
WARME" wird wie folgt ergänzt:

„ÖSTERREICH
Gas: Vertraglich ermächtigte Stellen, die
Gas weiterleiten oder verteilen, gemäß

'dem' Energiewirtschaftsgesetz 1935,
dRGBl. I S. 14'51/1935 in der Fassung
des dRGBl. I S..467/194 \.
Wärme: Vertraglich ermächtigte Stellen,
die Wärme weiterleiten oder verteilen,
gemäß der Gewerbeordnung (BGB1.
Nr. 50/1974). '

. /.FINNLAND' ':'
Städtische Energieverwaltungen, oder
deren .Zusammenschlüsse oder andere
Stellen, die Gas oder Wärme aufgrund
einer von den städtischen. Verwaltungs-

_ behörden erteilten Konzession weiterlei-
ten oder verteilen.

- 4 - "

NORWEGEN
Stellen, die Wärme weiterleiten oder
verteilen, gemäß dem-lov av 18. april
1986.nr. 10 om bygging og drift av
fjernvarmeanlegg oder dem energilov av
29..juni 1990 nr. ,50,;,

SCHWEDEN "
Stellen,- die Gas oder Wärme weiterleiten
oder verteilen, aufgrund einer Konzes-
sion gemäß lagen (1978:160) om vissa
rörledningar."

d) Anhang IV „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH ÖL- UND GASGEWIN-
NUNG" wird wie folgt ergänzt:

'.^ÖSTERREICH
- Stellen1^ gemäß-'idem Berggesetz' 1975

(BGB1. Nr. 259/1975):

NORWEGEN •'
Vertraglich ermächtigte Stellen -gemäß
dem Petroleumslov av 22. mars 1985
nr. 11 (Petroleumgesetz) und Verord-
nungen aufgrüne!' dés 'Petroleumgesetzes
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oder gemäß dem lov av 14. mai 1973 nr.
21 om unders0kelse euer og utvinning av
petroleum i grunnen under norsk land-
ornrade.

NORWEGEN
Norges Statsbaner (NSB) und Stellen,
die tätig sind gemäß dem jernbanelov
Nr. 100 vom 11. Juni 1993.

SCHWEDEN
Stellen, die nach öl oder Gas schürfen
oder es gewinnen aufgrund einer
Konzession gemäß minerallagen
(1991:45) oder denen 'eine Genehmi-
gung' erteilt worden ist gemäß lagen
(1966:314) om kontinentalsockeln."

e) Anhang V „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH' AUFSUCHUNG UND
GEWINNUNG VON KOHLE ODER
ANDEREN FESTBRENNSTOFFEN"
wird wie folgt ergänzt:

„ÖSTERREICH
Stellen, die nach Kohle und anderen
festen Brennstoffen schürfen und diese
gewinnen, gemäß dem Berggesetz 1975
(BGB1. Nr. 259/1975)

FINNLAND
Stellen, die nach Kohle und anderen
festen Brennstoffen schürfen und diese
gewinnen, und die aufgrund eines
ausschließlichen Rechts tätig sind,
gemäß den Artikeln l und 2 des Laki
oikeudesta lovuttaa valtion maaomai-
suutta ja tuloatuottavia oikeuksia (687/
78).

NORWEGEN

SCHWEDEN
öffentliche Stellen, die Eisenbahndienste
betreiben, gemäß förordningen
(1988:1339) om statens sparanläggningar
und lagen (1990:1157) om järnvägssäker-
het.

Regionale und örtliche öffentliche Stel-
len, die regionale oder lokale Eisenbahn-
verbindungen betreiben, gemäß lagen
(1978:438) om huvudmannaskap för
viss kollektiv persontrafik.

Private Stellen, die Eisenbahndienste
betreiben in Ausübung einer Genehmi-
gung nach förordningen (1988:1339) om
statens sparanläggningar, sofern diese
Genehmigungen dem Artikel 2 Absatz 3
der Richtlinie entsprechen."

g) Anhang VII „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH STADTBAHN-, STRAS-
SENBAHN-, OBUS- ODER OMNI-
BUSVERKEHR" wird wie folgt
ergänzt:

„ÖSTERREICH
Stellen, die Verkehrsdienste anbieten,
gemäß dem Eisenbahngesetz 1957
(BGB1. Nr. 60/1957) und dem Kraft-
fahrliniengesetz 1952 (BGB1. Nr. 847
1952).

SCHWEDEN
Stellen, die nach Kohle oder anderen
festen Brennstoffen schürfen oder diese
gewinnen, aufgrund von Konzessionen
gemäß minerallagen (1991:45) oder
lagen (1985:620) om vissa torvfyndighe-
ter oder denen eine Genehmigung erteilt
worden ist gemäß dem Lag (1966:314)
om kontinentalsockeln."

f) Anhang VI „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH DER SCHIENENVER-
KEHRSDIENSTE" wird wie folgt
ergänzt:

„ÖSTERREICH
Stellen, die Eisenbahndienste anbieten,
gemäß dem Eiseribahngesetz 1957
(BGB1. Nr. 60/1957).

FINNLAND
Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna
(Staatsbahnen).

FINNLAND
öffentliche oder private Stellen, die
Busdienste betreiben, gemäß dem „Laki
(343/91) luvanvaraisesta henkilöliiken-
teestä tiellä" sowie die Helsingin kau-
pungin liikennelaitos/Helsingfors stads
trafikverk (Verkehrsgesellschaft von
Helsinki), die U-Bahn und Straßenbahn-
dienste zur öffentlichen Beförderung
betreibt.

NORWEGEN
Norges Statsbaner (NSB) und Stellen,
die tätig sind, gemäß dem jernbanelov
Nr. 100 vom 11. Juni 1993.

SCHWEDEN
öffentliche Stellen, die städtische Eisen-
bahn- oder Straßenbahndienste betrei-
ben, gemäß lagen (1978:438) om
huvudmannaskap för viss kollektiv per-
sontrafik und dem Lag (1990:1157) om
järnvägssäkerhet.



240917 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

öffentliche oder private Stellen, die
einen Oberleitungsbus- oder einen Bus-
dienst betreiben, gemäß lagen
(1978:438) om huvudmannaskap för
viss kollektiv persontrafik und lagen
(1983:293) om yrkestrafik."

h) Anhang VIII „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH DER FLUGHAFENEIN-
RICHTUNGEN" wird wie folgt
ergänzt:

„ÖSTERREICH
Austro Control GmbH
Stellen gemäß der Definition der Arti-
kel 60 bis 80 des Luftfahrtgesetzes 1957
(BGBl. Nr. 253/1957).
FINNLAND
Flughäfen, verwaltet von ,Ilmailulaitos/
Luftfartsverket' gemäß Ilmailulaki (595/
64).

NORWEGEN
Stellen, die Flughafendienste anbieten,
gemäß dem lov av 11. juni 1993 nr. 101
om luftfart.

SCHWEDEN
Flughafen im öffentlichen Eigentum und
öffentlicher Verwaltung, gemäß lagen
(1957:297) om luftfart.

Flughafen im privaten Eigentum mit
einer Betriebsgenehmigung nach dem
genannten Gesetz, insoweit als diese
Genehmigung dem Kriterium des Arti-
kels 2 Absatz 3 der Richtlinie ent-
spricht."

i) Anhang IX „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH DES SEE- ODER BIN-
NENHAFENVERKEHRS ODER
ANDERER VERKEHRSENDPUNK-
TE" wird wie folgt ergänzt:

„ÖSTERREICH
Inlandshäfen, vollständig oder teilweise
im Eigentum der Länder und/oder
Gemeinden.

FINNLAND
Häfen, die betrieben werden gemäß dem
Laki kunnallisista satamajärjestyksistä ja
liikennemaksuista (955/76).
Saimaa Kanal (Saimaan kanavan hoito-
kunta).

NORWEGEN
Norges Statsbaner (NSB) (Eisenbahn-
terminals).

Stellen, die tätig sind gemäß dem
havnelov av 8. juni 1984 nr. 51.

SCHWEDEN
Häfen und Terminaldienste in öffent-
lichem Eigentum und/oder unter öffent-
licher Verwaltung, gemäß lagen
(1983:293) om inrättande, utvidgning
och avlysning av allmän farled och
allmän hamn, förordningen (1983:744)
om trafiken pâ Göta kanal."

j) Anhang X „AUFTRAGGEBER IM
BEREICH DER TELEKOMMUNIKA-
TION" wird"wie folgt,ergänzt:

„'ÖSTERREICH
österreichische Post- und Telegraphen-
verwaltung (PTV).
FINNLAND
Stellen, die aufgrund von Genehmigun-
gen tätig sind, die den Kriterien von
Artikel 2 Absatz 3 der Richtlinie ent-
sprechen (Artikel 4 des Teletoimintalaki
[183/87, geändert durch 676/92]).

NORWEGEN
Stellen, die tätig sind gemäß dem
telegraflov av 29. april 1899

SCHWEDEN
Private Stellen, die aufgrund von
Genehmigungen tätig sind, die den
Kriterien von Artikel 2 Absatz 3 der
Richtlinie entsprechen."

4. 392 L 0013: Richtlinie 92/13/EWG des
Rates vom 25. Februar 1992 zur Koordinie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten für die Anwendung der Gemeinschafts-
vorschriften über'die Auftragsvergabe durch
Auftraggeber im Bereich der Wasser-,
Energie- und Verkehrsversorgung sowie im
Telekommunikatiorissektor (ABl. Nr. L 76
vom 23. 3. 1992, S: 14)

Der Anhang„Einzelstaatliche Behörden, an
die Anträge auf Schlichtungsverfahren nach
Artikel 9 gerichtet werden können" wird wie
folgt ergänzt:

„ÖSTERREICH
Bundesministerium für wirtschaftliche Ange-
legenheiten

FINNLAND
Kauppa- ja teollisuusministeriö/Handels-
och industriministeriet

NORWEGEN
Nzrings- og energidepartementet,



2410 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

SCHWEDEN
Nämnden for offentlig upphandling"

5. 392 L 0050: Richtlinie 92/50/EWG des
Rates vom 18 Juni 1992 über die Koor-
dinierung der Verfahren zur Vergabe
öffentlicher Dienstleistungsaufträge (ABl.
Nr. L 209 vom 24. 7. 1992, S. 1)

Artikel 30 Absatz 3 wird wie folgt ergänzt:
„— für Österreich, das .Firmenbuch, das

Gewerberegister, die Mitgliederver-
zeichnisse der Landeskammern'

— für Finnland, das ,Kaupparekisteri/
Handelsregistret'

— für Norwegen, das ,Företaksregisteret'
— für Schweden, die .aktiebolags-, han-

dels- eller föreningsregistren'."

F. GEISTIGES EIGENTUM UND PRODUKT-
HAFTUNG

I. Patente

392 R 1768: Verordnung (EWG) Nr. 1768/
92 des Rates vom 18. Juni 1992 über die
Schaffung eines ergänzenden Schutzzertifi-
kats für Arzneimittel (ABl. Nr. L 182 vom
2. 7. 1992, S. 1)
a) In Artikel 3 Buchstabe b wird folgendes

hinzugefügt:
„Im Hinblick auf Artikel 19 Absatz 2
wird eine nach den innerstaatlichen
Rechtsvorschriften Österreichs, Finn-
lands, Norwegens oder Schwedens
erteilte Genehmigung für das Inverkehr-
bringen als eine gemäß der Richtlinie
65/65/EWG beziehungsweise der Richt-
linie 817851/EWG erteilte Genehmi-
gung angesehen."

b) Artikel 19 Absatz l erhält folgende
Fassung:

„(1) Für jedes Erzeugnis, das zum Zeitpunkt
des Beitritts durch ein in Kraft befindliches
Patent geschützt ist und für das als
Arzneimittel eine erste Genehmigung für
das Inverkehrbringen in der Gemeinschaft
oder in Österreich, Finnland, Norwegen
oder Schweden nach dem 1. Januar 1985
erteilt wurde, kann ein Zertifikat erteilt
werden.

Bezüglich der in Dänemark, in Deutschland,
in Finnland und in Norwegen zu erteilenden
Zertifikate tritt an die Stelle des 1. Januar
1985 der 1. Januar 1988.

Bezüglich der in Belgien, in Italien und in
Österreich zu erteilenden Zertifikate tritt an

die Stelle des 1. Januar 1985 der 1. Januar
1982."
c) In Artikel 20 wird folgender Wortlaut

angefügt:

„Im Falle Österreichs, Finnlands, Norwe-
gens und Schwedens findet diese Verord-
nung keine Anwendung auf Zertifikate, die
vor dem Zeitpunkt des Beitritts in Überein-
stimmung mit dem einzelstaatlichen Recht
dieser Staaten erteilt wurden."

II. Halbleitererzeugnisse

390 D 0510: Erste Entscheidung 90/510/
EWG des Rates vom 9. Oktober 1990 zur
Ausdehnung des Rechtsschutzes der Topo-
graphien von Halbleitererzeugnissen auf
Personen aus bestimmten Ländern und
Gebieten (ABl. Nr. L 285 vom 17. 10.
1990, S. 29), geändert durch:
— 393 D 0017: Entscheidung 93/17/EWG

des Rates vom 21. Dezember 1992 (ABl.
Nr. L 11 vom 19. 1. 1993, S. 22).

Im Anhang der Entscheidung werden
Österreich, Finnland, Norwegen und Schwe-
den gestrichen.

XII. ENERGIE

1. 358 X 1101 P 0534: EAG-Rat: Satzung der
Euratom-Versorgungsagentur (ABl. Nr. 27
vom 6. 12. 1958, S. 534/58), geändert
durch :
— 373 D 0045: Beschluß 73/45/Euratom

des Rates vom 8. März 1973 zur
Änderung der Satzung der Euratom-
Versorungsagentur infolge des Beitritts
neuer Mitgliedstaaten zur Gemeinschaft
(ABl. Nr. L 83 vom 30. 3. 1973, S. 20);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
a) Artikel V Absätze l und 2 erhalten

folgende Fassung:

„(1) Das Kapital der Agentur beträgt
4 416 000 Europäische Rechnungseinheiten.

(2) Das Kapital wird nach folgendem
Schlüssel verteilt:
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Belgien 4,34 vH
Dänemark 2,17 vH
Deutschland 15,21 vH
Griechenland 4,34 vH
Spanien 9,42 vH
Frankreich 15,21 vH
Irland 0,72 vH
Italien 15,21 vH
Luxemburg 0,72 vH
Niederlande 4,34 vH
Norwegen 0,72 vH
Österreich 2,17 vH
Portugal 4,34 vH
Finnland 2,17 vH
Schweden 4,34 vH
Vereinigtes Königreich 15,21 vH"

b) Artikel X Absätze l und 2 erhalten folgende
Fassung:

„(1) Es wird ein aus zweiundfünfzig
Mitgliedern bestehender Beirat der Agentur
eingesetzt.

(2) Die Sitze werden wie folgt auf
Angehörige der Mitgliedstaaten verteilt:

Belgien
Dänemark
Deutschland
Griechenland
Spanien
Frankreich
Irland
Italien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Österreich
Portugal
Finnland
Schweden
Vereinigtes Königreich

3 Mitglieder
2 Mitglieder
6 Mitglieder
3 Mitglieder
5 Mitglieder
6 Mitglieder
1 Mitglied
6 Mitglieder
—
3 Mitglieder
1 Mitglied
2 Mitglieder
3 Mitglieder
2 Mitglieder
3 Mitglieder
6 Mitglieder."

2. 372 D 0443: Entscheidung 72/443/EGKS
der Kommission vom 22. Dezember 1972
über die Angleichung beim Absatz von

Kohle im Gemeinsamen Markt (ABI.
Nr. L 297 vom 30. 12. 1972, S. 45), geän-
dert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der-Verträge
— Beitritt der' Republik Griechenland
(ABI. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 386 S 2526: Entscheidung 2526/86X
EGKS der Kommission vom 31. Juli
1986 (ABI. Nr. L 222 vom 8. 8. 1986,
S . 8 ) . - . . . .

Folgendes wird in Artikel 3 nach Buch-
stabe k hinzugefügt:

„1) Österreich
m) Finnland
n) Norwegen
o) Schweden"

3. 377 D 0190: Entscheidung 77/190/EWG
der Kommission vom 26. Januar 1977 zur
Durchführung der Richtlinie 76/491/EWG
über ein gemeinschaftliches Verfahren zur
Unterrichtung und Konsultation über die
Preise für Rohöl und Mineralölerzeugnisse
in der Gemeinschaft (ABI. Nr. L 61 vom
5. 3. 1977, S. 34), geändert durch:
— 379 D 0607: Entscheidung 79/607/

EWG vom 30. Mai 1979 (ABI.
Nr. L 170 vom 9. 7. 1979, S. 1);

— 380 D 0983: Entscheidung 80/983/
EWG der Kommission vom 4. Septem-
ber 1980 (ABI. Nr. L 281 vom 25. 10.
1990, S. 26);

— 381 D 0883: Entscheidung 81/883/
EWG der Kommission vom 14. Okto-
ber 1981 (ABI. Nr. L 324 vom 12. 11.
1981, S. 19); -

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABI.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
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a) Folgendes wird in der Tabelle in ANHANG A „BEZEICHNUNG DER MINERALÖL-
PRODUKTE" hinzugefügt:

Zeilen-
Nr. in

Tabelle 4

Gebräuchliche Bezeichnungen in

Österreich Norwegen Finnland Schweden

I. Treibstoffe für den Straßenverkehr — Motorentreibstoffe

1

2

3

4

Superbenzin —
Superplus;

Eurosùper 95

Normalbenzin

Dieselkraftstoff

Heyoktanbensin •- -:

Lavoktanbensin 95,
blyfri

Autodiesel

Moottoribens'iini 99

Moottoribensiini 95,
lyijytön

Dieselöljy

Motorbensin 98

Motorbensin 95,
blyfri

Dieseloljà

II. Brennstoffe für Haushalt — Beheizung — Haushaltsbrennstoffe

5

6

7

Gasöl für Heiz-
zwecke (Heizöl
extra leicht

Heizöl leicht

Heizöl mittel

Fyringsolje nr 1

Fyringsparafin

Kevyt pohtoöljy

Kevyt polttoöljy
suurkiinteis
tökäyttöön

Lämmityspetroli

Lätt eldningsolja

Lätt eldningsolja för
storfastighetsbruk

Fotogen för
uppvärmning

III. Industriebrennstoffe

8

9

Heizöl schwer HS 2

Heizöl schwer HS 1

Tung fyringsolje

—

Raskas polttoöljy

Raskas polttoöljy,
vähärikkinen

Tung brännolja

Tung brännolja
lâgsvavlig
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b) Folgendes wird in der Tabelle in ANHANG B, „SPEZIFIKATIONEN. DER TREIB-
STOFFE" hinzugefügt:

»

a) Superbenzin

Dichte (15 'Q
Oktanzahl: R.O.2.

M.O.2.
Heizwert (Kcal/kg)
Bleigehalt (g/i)

b) Euro-Super 95

Dichte (15 'Q
Oktanzahl: R.O.Z.

M.O.Z.
Heizwert (Kcal/kg)
Bleigehalt (g/i)

c) Normalbenzin
unverbleit

Dichte (15 'C)
Oktanzahl: R.O.Z.

M.O.Z.
Heizwert (Kcal/kg)
Bleigehalt (g/i)

d) Dieselkraftstoff

Dichte (15 'Q
Oktanzahl :
Heizwert (Kcal/kg)
Schwefelgehalt (vH)

Österreich

Superbenzin —
Superplus

0,725—0,780
min. 98,0
min. 87,0

max. 0,013

max. 0,780
min. 95,0
min. 85,0

max. 0,013

0,725—0,780
min. 91,0
min. 82,5

max. 0,013

0,820—0,860
min. 49

max. 0,15

Norwegen

0,725-0,780
min. 98,0
min. 87,0

max. 0,15

0,730-0,780
min. 95,0
min. 85,0

max. 0,013

0,820—0,870
min. 45

max. 0,20

Finnland

0,725—0,770
min. 99,0
min. 87,4
10 400
max. 0,15

0,725—0,770
min. 95,0
min. 85,0
10 400
max. 0,003

0,800—0,860
min. 45
10 250
max. 0,20

Schweden

0,725—0,775
min. 98,0
min. 87,0
10 400 ')
max. 0,15

0,725—0,780
min. 95,0
min. 85,0
10 400 ')
max. 0,013

0,800—0,860
min. 45
10 300 ')
max. 0,20

') Keine Spezifikation in schwedischen Normen. Die Angaben sind Normalwerte für in den Verkehr gebrachte
Produkte.

u
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c) Folgendes wird unter ANHANG C, „SPEZIFIKATIONEN DER BRENNSTOFFE"
hinzugefügt:

M

a) Haushaltsbrennstoffe

Typ Gasöl
Dichte (15 'C)
Heizwert (Kcal/kg)
Schwefelgehak (%)
Stockpunkt ('C)

Typ Heizöl leicht
Dichte (15 'G)
Heizwert (Kcal/kg)
Schwefelgehalt (%)
Stockpunkt (*C)

Typ Heizöl mittel
Dichte (15 'G)
Heizwert (Kcal/kg)
Schwefelgehalt (%)
•Stockpunkt ('C)

Typ Petroleum

Dichte (15 "G)
Heizwert (Kcal/kg)

b) Industriebrennstoffe

Hoher Schwefelgehalt
Dichte (15 -C)
Heizwert (Kcal/kg)
Schwefelgehalt (vH)

Niedriger Schwefel-
gehalt

Dichte (15 "G)
Heizwert (Kcal/kg)
Schwefelgehalt (vH)

Österreich

max. 0,845
—

max. 0,10
— 8

0,900—0,935
—

0,20
— 15

0,900—0,980
—

0,60
0

—
—

0,970—1,030
—

max. 2,00

0,970—1,030
—

max. 1,00

Norwegen

0,820-0,870
—

max. 0,2
— 8

—
—
—
—

0,780—0,815
—

_
—

max. 2,5

_
—

max. 1,0

Finnland '

0,820—0,860
10 250
<0,2
< — 15

0,840—0,890
10 140
<0,2
< — 2

0,775—0,820
10 300

< 1,040
9,460
<2,7

0,910—0,990
9,670
< 1,0

Schweden

0,820—0,860 ')
10 200 ')
max. 0,2
max. — 6

0,880-0,920 ')
10 000 ')
max. 0,8
max. 5

max. 0,830
10 350 ')

')

—

0,920—0,960 ')
9,900 ')
max. 0,8 (04)

') Keine Spezifikation in schwedischen Normen. Die Angaben sind Normalwerte für in den Verkehr gebrachte
Produkte.
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4. 390 L 0377: Richtlinie 90/377/EWG des
Rates vom 29. Juni 1990 zur Einführung
eines gemeinschaftlichen Verfahrens zur
Gewährleistung der Transparenz der vom
industriellen Endverbraucher zu zahlenden
Gas- und Strompreise (ABl. Nr, L 185 vom
17. 7. 1990, S. 16), geändert durch:
- 393 L 0087: Richtlinie 93/87/EWG der

Kommission vom 22. Oktober 1993
(ABl. Nr. L 277 vom 10.11. 1993,
S. 32).

a) Folgendes wird in Anhang I Nummer 11
eingefügt:

„— Österreich: Wien"
„— Finnland: das gesamte Land"
„— Schweden: das gesamte Land;"

b) Folgendes wird in Anhang II Abschnitt I
Nummer 2 eingefügt:

„— Österreich: Oberösterreich, Tirol,
Wien"

„— Norwegen: das gesamte Land"
„— Finnland: das gesamte Land"
„— Schweden: das gesamte Land"

5. 390 L 0547: Richtlinie 90/547/EWG vom
29. Oktober 1990 über den Transit in
Elektrizitätslieferungen über große Netze
(ABl. Nr. L 313 vom 13. 11. 1990, S. 30)

Folgendes wird in den ANHANG eingefügt:

„Österreich

„Norwegen
„Finnland

„Schweden

österreichische Elektrizitätswirtschaft AG

Tiroler Wasserkraftwerke AG

Vorarlberger Kraftwerke AG

Vorarlberger Illwerke AG

Statnett SF
Imatran Voima Oy/IVO Voimansiirto Oy

Teollisuuden Voimansiirto Oy
Affärsverket svenska kraftnät

Hochspannungsnetz
Hochspannungsnetz

Hochspannungsnetz
Hochspannungsnetz"

Hochspannungsnetz"

Hochspannungsnetz

Hochspannungsnetz"

Hochspannungsnetz"

6. 391 L 0296: Richtlinie 91/296/EWG des Rates vom 31. Mai 1991 über den Transit von Erdgas
über große Netze (ABl. Nr. L 147 vom 12. 6. 1991, S. 37)

Folgendes wird in den ANHANG eingefügt:

„Österreich

„Finnland

„Schweden

ÖMV Aktiengesellschaft

Neste Oy
Vattenfall Naturgas AB
Sydgas AB

Erdgas-Hochdrucknetz"

Erdgas-Hochdrucknetz"
Erdgas-Hochdrucknetz

Erdgas-Hochdrucknetz"

7. 392 D 0167: Beschluß 92/167/EWG der
Kommission vom 4. Marz 1992 über die
Einsetzung eines Sachverständigengremiums
für den Elektrizitätstransit über große Netze
(ABl. Nr. L 74 vom 20. 3. 1992, S. 43)
Artikel 4 erhält folgende Fassung:
„Artikel 4

Zusammensetzung
(1) Das Gremium setzt sich aus folgenden
einundzwanzig Mitgliedern zusammen:
— sechzehn Vertreter der in der Gemein-

schaft operierenden Hochspannungsnet-
ze (ein Vertreter je Mitgliedstaat);

— drei unabhängige Sachverständige, deren
Berufserfahrung und Kompetenz auf dem
Gebiet des Elektrizitätstransits in der
Gemeinschaft weithin anerkannt sind;

— ein Vertreter von EURELECTRIC;
— ein Vertreter der Kommission.

(2) Die Mitglieder des Gremiums werden
von der Kommission ernannt. Die sechzehn
Vertreter der Netze und der Vertreter von
EURELECTRIC werden nach Rücksprache
mit den betreffenden Kreisen aus einer Liste,
in der mindestens zwei Vorschläge für jeden
Posten enthalten sind, ernannt."
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XIII. ZÖLLE UND STEUERN
A. ZÖLLE

I. TECHNISCHE ANPASSUNGEN DES
ZOLLKODEX UND SEINER DURCH-

FÜHRUNGSVORSCHRIFTEN
a) Zollkodex

392 R 2913: Verordnung (EWG) Nr. 2913/
92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaf-
ten (ABl. Nr. L 302 vom 19. 10. 1992, S. 1)

a) Artikel 3 Absatz l erhält folgende Fas-
sung:
„(1) Zum Zollgebiet der Gemeinschaft
gehören:
— das Gebiet des Königreichs Belgien;
— das Gebiet des Königreichs Däne-

mark, mit Ausnahme der Färöer und
Grönlands;

— das Gebiet der Bundesrepublik
Deutschland, mit Ausnahme der
Insel Helgoland sowie des Gebiets
von Büsingen (Vertrag vom
23. November 1964 zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der
Schweizerischen Eidgenossenschaft) ;

— das Gebiet des Königreichs Spanien,
mit Ausnahme von Ceuta und
Melilla;

— das Gebiet der Französischen Repu-
blik, mit Ausnahme der überseeischen
Gebiete der Gebietskörperschaften;

— das Gebiet der Griechischen Repu-
blik;

— das Gebiet Irlands;
— das Gebiet der Italienischen Republik,

mit Ausnahme der Gemeinden Livi-
gno und Campione d'Italia sowie des
zum italienischen Gebiet gehörenden
Teils des Luganer Sees zwischen dem
Ufer und der politischen Grenze der
zwischen Ponte Tresa und Porto
Ceresio gelegenen Zone;

— das Gebiet des Großherzogtums
Luxemburg;

— das Gebiet des Königreichs der
Niederlande in Europa;

— das Gebiet des Königreichs Norwe-
gen außer Svalbard;

— das Gebiet der Republik Österreich;
— das Gebiet der Portugiesischen Repu-

blik;
— das Gebiet der Republik Finnland

außer den Âlandinseln, es sei denn, es
wird eine Erklärung im Rahmen von

Artikel 227 Absatz 5 des EG-Ver-
trags abgegeben;

— das Gebiet des Königreichs Schwe-
den;

— das Gebiet des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordir-
land sowie die Kanalinseln und die
Insel Man."

b) Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a wird
gestrichen.

b) Durchführungsvorschriften

393 R 2454: Verordnung (EWG) Nr. 2454/
93 der Kommission vom 2. Juli 1993 mit
Durchführungsvorschriften zu der Verord-
nung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaf-
ten (ABl. Nr. L 253 vom 11. 10. 1993, S. 1),
geändert durch:
— 393 R 3665: Verordnung (EG)

Nr. 3665/93 der Kommission vom
21. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 335
vom 31. 12. 1993, S. 1).

1. Artikel 26 Absatz l Unterabsatz 3
erhält folgende Fassung:
„Sie werden im Falle von Tafeltrauben,
Whisky und Tabak als „Echtheits-
zeugnis", im Falle von Wein als
„Bescheinigung der Ursprungsbezeich-
nung" und im Falle von Natriumnitrat
als „Reinheitszeugnis" bezeichnet."

2. Die Tabelle nach Artikel 26 wird wie
folgt geändert:
a) Für die Waren unter der laufen-

den Nummer 2 werden folgende
Einträge gestrichen:
„Österreich" in Spalte 5
„Agrarmarkt Austria, AMA" in
Spalte 6
„Wien" in Spalte 7

b) Die laufende Nummer 5 wird
gestrichen.

3. Artikel 27 Absatz 2 zweiter Gedan-
kenstrich erhält folgende Fassung:

„— für die in der Tabelle unter der
laufenden Nummer 4 aufgeführ-
ten Waren weißes Schreibpapier
mit gelbem Rand mit einem
Quadratmetergewicht von minde-
stens 40 g;"

4. Artikel 29 Absatz l dritter Gedan-
kenstrich erhält folgende Fassung:

„— 6 Monate für in der Tabelle nach
Artikel 26 unter der laufenden
Nummer 7 aufgeführte Waren;"
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5. In Anikel 62 Absatz 3 werden nach
„emitido a posteriori" folgende
Gedankenstriche hinzugefügt:

„— annetm jälkikäteen/utfärdat i
efterhand,

— utstedt i etterhând,
— Utfärdat i efterhand."

6. In Artikel 75 Absatz l Buchstabe c
werden folgende Worte gestrichen:
„Österreichs, Finnlands, Norwegens,
Schwedens oder"

7. Artikel 80 erhält folgende Fassung:
„Artikel 80
Ursprungswaren im Sinne dieses
Abschnitts kommen bei der Einfuhr
in die Gemeinschaft bei Vorlage eines
Ursprungszeugnisses nach Form-
blatt A in den Genuß der Zollpräfe-
renzen im Sinne des Artikels 66,
wenn dieses Ursprungszeugnis von
den Zollbehörden der Schweiz auf
der Grundlage eines von den zustän-
digen Behörden des begünstigten
Ausfuhrlandes ausgestellten Ur-
sprungszeugnisses nach Formblatt A
ausgestellt ist, sofern die Voraus-
setzungen nach Artikel 75 erfüllt
sind und die Schweiz der Gemein-
schaft über ihre Zollverwaltungen
Amtshilfe bei der Prüfung der Echt-
heit und Ordnungsmäßigkeit der
Ursprungszeugnisse nach Formblatt
A leistet. Das in Artikel 95 vorgese-
hene Überprüfungsverfahren gilt sinn-
gemäß. Die in Artikel 95 Absatz 3
erster Unterabsatz genannte Frist
wird auf acht Monate verlängert."

8. Artikel 96 erhält folgende Fassung:
„Artikel 96
Die Vorschriften von Artikel 75
Absatz l Buchstabe c und Artikel 80
sind nur insoweit anwendbar, als die
Schweiz im Rahmen der von ihr für
bestimmte Waren mit Ursprung in
Entwicklungsländern gewährten Prä-
ferenzen gleichartige Bestimmungen
wie die vorgenannten anwendet."

9. In Artikel 107 Absatz 3 werden
folgende Gedankenstriche angefügt:

„— annettu jälkikäteen/utfärdat i
efterhand,

— utstedt i etterhând,
— utfärdat i efterhand."

10. In Artikel 108 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche angefügt:

„— KAKSOISKAPPALE/DUPLI-
KAT,

— DUPLIKAT,
— DUPLIKAT"

11. Artikel 163 Absatz'2 erhält folgende
Fassung:
„(2) Für Waren, die nach dem
Verbringen in das Zollgebiet der
Gemeinschaft auf dem Wege zu
einem anderen Teil dieses Gebiets
durch die Gebiete Belarus', Bulga-
riens, Estlands, Lettlands, Litauens,
Polens, Rumäniens, Rußlands, der
Schweiz, der Slowakischen Republik,
der Tschechischen Republik, Ungarns
oder des ehemaligen Jugoslawien in
seinen Grenzen vom 1. Januar 1991
befördert werden, wird der Zollwert
unter Berücksichtigung des ersten
Ortes des Verbringens in das Zoll-
gebiet der Gemeinschaft ermittelt,
wenn die Waren durch die genann-
ten Gebiete unmittelbar befördert
werden und die Durchfuhr einem
üblichen Transportweg zum Bestim-
mungsort entspricht."

12. Artikel 163 Absatz 4 erhält folgende
Fassung:
„(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch
im Falle einer Entladung oder Umla-
dung der Waren sowie einer vorüber-
gehenden Transportunterbrechung in
den Gebieten Belarus', Bulgariens,
Estlands, Lettlands, Litauens, Polens,
Rumäniens, Rußlands, der Schweiz,
der Slowakischen Republik, der
Tschechischen Republik, Ungarns
oder des ehemaligen Jugoslawien in
seinen Grenzen vom I.Januar 1991,
sofern sie sich aus Beförderungs-
gründen ergeben."

13. In Artikel 280 Absatz 3 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Yksinkertaistettu vienti/Förenklad
export,

— Forenklet utforsel,
— Förenklad export."

14. In Artikel 298 Absatz 2 werden unter
dem Gedankenstrich „in Feld 104"
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:
„- TIETTY KÄYTTÖTARKOI-

TUS: SIIRRONSAAJAN KÄYT-
TÖÖN ASETETTAVIA TAVA-
ROITA [ASETUS (ETY) No
2454/93, 298 ARTIKLA]/SÄRS-
KILT ÄNDAMAL: VARORNA
SKALL STÄLLAS TILL MOT-
TAGARENS FÖRFOGANDE
[ARTIKEL 298/FÖRORD-
NING (EEG) Nr. 2454/93],

— SLUTTBRUK: VARER SOM
SKAL STILLES TIL RADIG-
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HET FOR DEN DISPOSIS-
JONSBERETTIGEDE [FOR-
ORDNING (E0F) Nr. 2454/93,
ARTIKKEL 298]

— SÄRSKILT ÄNDAMAL:
VARORNA SKALL STÄLLAS
TILL MOTTAGARENS FÖR-
FOGANDE [ARTIKEL 2987

' FÖRORDNING (EEG)
Nr. 2454/93]."

15. In Artikel 299 Absatz 3 werden'
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„- TIETTY KÄYTTÖTARKOI-
TUS/SÄRSKILT ÄNDAMAL,

— SLUTTBRUK,
— SÄRSKILT ÄNDAMAL".

16. In Artikel 303 Absatz l werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„- TIETTY KÄYTTÖTARKOI-
TUS: VIETÄVIKSI TARKOI-
TETTUJA TAVAROITA [ASE-
TUS (ETY) No 2454/93,
303 ARTIKLA: EI SOVELLE-
TA VALUUTTOJEN TASAUS-
MAKSUA EIKÄ MAATALOU-
STUKEA]/SÄRSKILT ÄNDA-
MÂL: VAROR AVSEDDA
FÖR EXPORT [ARTIKEL
303/FÖRORDNING (EEG)
Nr. 2454/93 MONETÄRA
UTJÄMNINGSBELOPP OCH
JORDBRUKSBIDRAG UTE-
SLUTNA],

— SLUTTBRUK: VARER BE-
STEMT FOR UTF0RSEL
[FÖRORDNING (E0F)
Nr. 2454/93, ARTIKKEL 303:
ANVENDELSE AV MO-
NETÄRE UTJEVNINGS-
BEL0P OG TILBAKEBETA-
LINGER I LANDBRUKSSEK-
TOREN ER UTELUKKET],

— SÄRSKILT ÄNDAMAL:
VAROR AVSEDDA FÖR
EXPORT [ARTIKEL 303/
FÖRORDNING (EEG)
Nr. 2454/93 MONETÄRA
UTJÄMNINGSBELOPP OCH
JORDBRUKSBIDRAG UTE-
SLUTNA]."

17. In Artikel 318 werden folgende
Gedankenstriche hinzugefügt:

„— annettu jälkikäteen/utfärdat i
efterhand,

— utstedt i etterhând,
— utfärdat i efterhand."

18. In Artikel 335 Absatz 2 Unterab-
satz 3 werden folgende Gedanken-
striche hinzugefügt:

„— ote/utdrag,
— utdrag,
— utdrag."

19. In Artikel 361 Nummer 2 werden
nach „— toepassing van artikel 361,
punt 2, van Verordening (EEG)
nr. 2454/93," folgende Gedankenstri-
che eingefügt:

„— asetuksen (ETY) No 2454/93,
361 artiklan 2 kohtaa sovellettu/
tillämpning av artikel 361.2 i
förordning (EEG) nr 2454/93,

— anvendelse av Artikkel 361, nr. 2 i
förordning (E0F) Nr. 2454/93,

— tillämpning av artikel 361.2 i
förordning (EEG) nr 2454/93."

20. In Artikel 371 werden nach
„BEPERKTE GELDIGHEID —
TOEPASSING VAN ARTIKEL
371 VAN VERORDENING (EEG)
Nr. 2454/93," folgende Gedanken-
striche eingefügt:

„- VOIMASSA RAJOITETUSTI:
ASETUKSEN (ETY) No 2454/
93 371 ARTIKLAA SOVELLET-
TU/BEGRÄNSAD GILTIGHET
- TILLÄMPNING AV ARTI-
KEL 371, FÖRORDNING
(EEG) Nr. 2454/93,

— BEGRENSET GYLDIGHET:
ANVENDELSE AV FÖRORD-
NING (E0F) Nr. 2454/93,
ARTIKKEL 371,

— BEGRÄNSAD GILTIGHET -
TILLÄMPNING AV ARTIKEL
371 FÖRORDNING (EEG)
Nr. 2454/93."

21. In Artikel 392 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— yksinkertaistettu menettely/fören-
klat förfarande,

— forenklet prosedyre,
— förenklat förfarande."

22. In Artikel 393 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— vapautettu allekirjoituksesta/
befriad frân underskrift,

— fritatt for underskrift,
— befriad frân underskrift."

23. In Artikel 402 Absatz l werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— yksinkertaistettu menettely/fören-
klat förfarande,
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— forenklet prosedyre,
— förenklat förfarande."

24. In Artikel 404 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— vapautettu . allekirjoituksesta/
befriad frin underskrift,

— fritatt for underskrift,
— befriad frân underskrift."

25. In Artikel 464 werden nach „Verlaten
van de Gemeenschap aan beperkin-
gen onderworperi," folgende Gedan-
kenstriche eingefügt:

„— Vienti yhteisöstä rajoitusten alai-
sta/Export frân Gemenskapen
underkastad restriktioner,

— Utforsel fra Fellesskapet underlagt
restriksjoner,

— Export frân Gemenskapen under-
kastad restriktioner."

26. In Artikel 464 werden nach „Verlaten
van de Gemeenschap aàn belasting-
heffing onderworpen," folgende
Gedankenstriche eingefügt:

„— Vienti yhteisöstä maksujen alai-
sta/Export frân Gemenskapen
underkastad avgifter,

— Utfcrsel fra Fellesskapet betinget
av avgiftsbetaling,

— Export frân Gemenskapen under-
kastad avgifter."

27. In Artikel 481 Absatz 3 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

• „— tavaroita ei kuljeteta passitusme-
nettelyssä/varor ej under transite-
ring,

— varer ikke underlagt en. transitte-
ririgsprosedyre,

— varor ej under transitering."

28. In Artikel 485 Absatz 4 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Ote valvontakappaleesta : . . . . .
(numéro, päiväys, toimipaikka ja
antomaa)/Utdrag ur kontrollex-
emplar: . . . . . (nummer och
datum samt utfärdande kontor
och land)

— Utdrag av kpntrolleksemplar:
. . . . . (nummer, dato, utsteden-
de kontor og land)

— Utdrag ur kontrollexemplar:
. . . . . (nummer och datum samt
utfärdande kontor och land)."

29. In Artikel 485 Absatz 5 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— annettuja otteita . . . . . (luku-
määrä) — kopiot oheisina/. . . . .
(antal) utfärdade Utdrag —
kopior bifogas,

— . . . . . (antall) utstedte utdrag,
kopier vedlagt,

— . . . . . (antal) utfärdade utdrag —
kopior bifogas."

30. In Artikel 486 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-

fügt: ."•• I - : - : ' .. : :
„— Annettu jälkikäteen/Utfärdat i

efterhand,
— Utstedt i etterhând,
— Utfärdat i efterhand."

31. In Artikel 492 Absatz l werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Yksinkertaistettu menettely/
Förenklat förfarande,

. . ' i - Forenklet prosedyre,
— Förenklat förfarande."

32. In Artikel 494 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-

.fügt: .
„— Vapautettu allekirjoituksesta/

Befriad frân underskrift,
— Fritatt for underskrift,
— Befriad frân underskrift."

33. In Artikel" 522 Absatz 4 werden
folgende ' Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— TK-tavaroita/NB-varor,
— NB varer,
— NB-varor."

34. In Artikel 601 Absatz 3 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:
„- KAKSOISKAPPALE/DUPLI-

KAT,
— DUPLIKAT,
— DUPLIKAT."

35. In Artikel 610 Absatz l werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— SJ/Y-tavaroita/AF/S-varor,
— IB/S-varer,
— AF/S-varor."

36. In Artikel 610 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Kauppapolititiikka/Handelspoli-
tik,

— Handelspolitikk,
— Handelspolitik."
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37. In Artikel 644 Absatz l werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— SJ/T-tavaroita/AF/R-varor,
— IB/R-varer,
— AF/R-varor."

38. In Artikel 711 werden folgende
Gedankenstriche hinzugefügt:

„— VM-tavaroita/TI varor,
— Ml-varer,
— TI varor."

39. In Artikel 778 Absatz 3 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„- KAKSOISKAPPALE/DUPLI-
KAT,

— DUPLIKAT,
— DUPLIKAT".

40. In Artikel 818 Absatz 4 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— TK-tavaroita/VH-varor,
— NB varer,
— VH-varor."

41. In Artikel 849 Absatz 2 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Vietäessä ei myönnetty vientitu-
kea eikä muita määriä/Inga
bidrag eller andra belopp har
beviljats vid exporten,

— Ingen tilbakebetalinger eller andre
be!0p gitt ved utferselen,

— Inga bidrag eller andra belopp har
beviljats vid exporten."

42. In Artikel 849 Absatz 3 werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Vientituki ja muut vietäessä
maksetut määrät maksettu takai-
sin . . . . . (määrä) osalta/De vid
exporten beviljade bidragen eller
andra belopp har betalats tillbaka
för . . . . . (kvantitet);

— Tilbakebetalinger og andre belep
gitt ved utf0rselen er betalt for
. . . . . (mengde);

— De vid exporten beviljade bidra-
gen eller andra belopp har beta-
lats tillbaka för . . . . . (kvanti-
tet)."

43. In Artikel 849 Absatz 3 werden nach
„oder" folgende Gedankenstriche
eingefügt:

„— Oikeus vientitukeen tai muihin
vietäessä maksettuihin määriin

peruutettu . . . . . (määrä) osalta/
Rätt till utbetalning av bidrag och
andra belopp vid exporten har
annullérats för . . . . . (kvantitet);

— Rett til tilbakebetalinger eller
utbetaling av andre belop ved
utforselen er opphevet for . . . . .
(mengde);

— Rätt till utbetalning av bidrag och
andra belopp vid exporten har
annullérats för . . . . . (kvantitet)."

44. In Artikel 855 werden folgende
Gedankenstriche hinzugefügt:

„- KAKSOISKAPPALE/DUPLI-
KAT,

— DUPLIKAT,
— DUPLIKAT."

45. In Artikel 882 Absatz l werden
folgende Gedankenstriche hinzuge-
fügt:

„— Yhteisön tullikoodeksin 185 arti-
klan 2 kohdan b alakohdan
mukaista palautustavaraa/Retur-
varor enligt artikel 185.2 b) i
gemenskapens tullkodex

— Returvarer i henhold til artik-
kel 185 nr. 2 bokstav b) i Felles-
skapets tollkodeks

— Returvaror enligt artikel 185.2 b i
gemenskapens tullkodex."

46. Anhang l wird wie folgt geändert:
In Feld 13 „Sprache" der Ausferti-
gungen 4 und 5 der Verbindlichen
Zolltarifauskunft wird folgendes ein-
gefügt:
„FF „NO" „SE".

47. Anhang 6 wird wie folgt geändert:
Das Formular „ECHTHEITS-
ZEUGNIS FÜR FINNISCHEN
WODKA" wird durch folgenden
Eintrag ersetzt:
„Aufgehoben".

48. Anhang 6 a wird wie folgt geändert:
Das Formular „ECHTHEITS-
ZEUGNIS FÜR SCHWEDI-
SCHEN WODKA" wird durch
folgenden Eintrag ersetzt:
„Aufgehoben".

49. Anhang 17 wird wie folgt geändert:
a) Die vier Spalten „Australia" usw.

bis „United Kingdom" auf der
Rückseite von „Form A" (in
englischer Sprache) werden
durch folgende Einträge ersetzt:
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„Australia *
Canada
Japan
New Zealand
Switzerland
United States

of America

European Community:
Austria Italy
Belgium Luxembourg
Denmark Netherlands
Finland Norway

France Portugal
Germany Spain
Greece Sweden
Ireland United

Kingdom"

b) Die vier Spalten „Australie" usw.
bis „Royaume Uni" auf der
Rückseite von „Formule A" (in
französischer Sprache) werden
durch folgende Einträge ersetzt:

„Australie * Communauté euro-
péenne:

Canada Autriche Irlande
États-Unis

d'Amérique Allemagne Italie
Japon Belgique Luxembourg
Nouvelle-

Zélande Danemark Norvège
Suisse Espagne Pays-Bas

Finlande Portugal
France Royaume-

Uni
Grèce Suède"

c) Vermerk III (b) (3) der „Notes"
auf der Rückseite von „Form A"
(in englischer Sprache) erhält
folgende Fassung:
„Japan, Switzerland and the
European Community enter the
letter „W in box 8 followed by
the Customs Cooperation Council
Nomenclature (harmonized
system) heading of the exported
product (example: „W" 96.18)."

d) Vermerk III (b) (3) der „Notes"
auf der Rückseite von „Formu-

le A" (in französischer Sprache)
muß wie folgt lauten:
„Japon, Suisse et Communauté
européenne: il y a lieu d'inscrire
dans la case 8 la lettre „W suivie
de la position tarifaire occupée
par le produit exporté. dans
la Nomenclature du Conseil
de coopération douanière
(système harmonisé) (exemple :
„W" 96.18)."

50. Anhang 18 wird wie folgt geändert:

a) Vermerk l erster Absatz der
„Notes" in „Part 2" des „Form
APR" (in englischer Sprache)
wird durch folgende Einträge
ersetzt:

„Switzerland European Community:
Austria Italy
Belgium Luxembourg
Denmark Netherlands
Finland Norway
France Portugal
Germany Spain
Greece Sweden
Ireland United

Kingdom."

b) Vermerk l erster Absatz der
„Notes" in „Partie 2" des
„Formulaire APR" (in französi-
scher Sprache) wird durch folgen-
de Einträge ersetzt:

„Suisse Communauté euro-
péenne:

Autriche Irlande
Allemagne Italie
Belgique Luxembourg
Danemark Norvège
Espagne Pays-Bas
Finlande Portugal
France Royaume-

Uni
Grèce Suède"
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DRITTLÄNDER

l

ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGFHAFEN

BERGEN

3

OSLO

4

STAVANCER

5

TRONDHEIM

6 7

I. EUROPA

Albanien

Armenien

Bosnien-Herze-
gowina

Bulgarien

Estland

Färöer

Georgien

Gibraltar

Island

Kroatien

Lettland

Litauen

Malta

Mazedonien

Moldawien

Montenegro

Polen

Rumänien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Krakau (Krakow)
Bromberg (Byd-
goszcz), Danzig
(Gdansk), Rzeszow,
Breslau (Wroclaw)
Stettin (Szcescin)
Warschau

Bukarest
alle übrigen

49

78

42

50

31

50

74

0

79

23

29

28

4

58

52

36

47

27
0
36

50
43

44

85

46

55

42

34

83

0

37

23

40

38

4

45

59

40

56

36
0

45

56
49

53

79

45

52

30

45

76

0

74

21

30

30

4

44

53

39

51

29
0
39

53
46

37

80

38

47

38

37

76

0

74

19

32

27

3

38

76

34

43

24
0

34

48
41
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51. Anhang 25 wird wie folgt ergänzt:

„LISTE IX (Norwegen)
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

I. EUROPA
(Fortsetzung)

Rußland

Schweiz

Serbien

Slowakische
Republik

Slowenien

Tschechische
Republik

Türkei
(europäischer Teil)

Türkei
(asiatischer Teil)

Ukraine

Ungarn

Weißrußland

Zypern

ABFLUGFLUGHAFEN

2

Gorky, Kuïbychev,
Perm -
Rostow, Wolgograd
St. Petersburg,
Moskau, Orel,
Woronej
Irkutsk, Kirensk
Krasnoi'arsk, Nowo-
sibirsk, Khabarovsk,
Wladiwostok, Omsk,
Sverdlovsk

Basel
Bern
Genf
Zürich

sämtliche

Bratislava
Kosice

samtliche

Brno
Prag

sämtliche

Adana, Afyon, Anta-
lya, Erlâzig, Gazian-
tep, Iskenderun, Kasta-
monu, Konya, Mala-
tya, Samsun, Trebizon-
de (Trabson)

Agri, Diyarbakir,
Erzurum, Kars, Van

Akhisar, Ankara, Bali-
kesir, Bandirma, Bursa,
Kütahya, Zonguldak

Kiew
Lwov, Odessa, Simfe-
ropol

sämtliche

sämtliche

siehe Asien

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

78

10
60

80
80

0
4
4
1

33

0
33

16

17
8

8

27

37

18

56
65

28

48

OSLO

4

85

12
71

82
83

0
5
4
11

37

0
38

17

19
9

8

30

37

20

67
72

32

55

STAVANCER

5

78

10
59

78
81

0
5
5
2

37

0
36

17

18
9

8

28

39

19

59
67

30

46

TRONDHE1M

6

81

12
68

81
81

0
4
3
1

31

0
31

14

15
4

2

27

38

18

57
64

26

48

7
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

OSLO

4

STAVANCER

5

TRONDHEIM

6 7

II. AFRIKA

Ägypten

Äquatorialguinea

Äthiopien

Algerien

Angola

Benin

Botsuana

Burkina Faso

Burundi

Dschibuti

Elfenbeinküste

Gabun

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Kamerun

Kap Verde
(Republik)

Kenia

Komoren

Kongo

Lesotho

Liberia

Libyen

Madagaskar

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Algier
Annaba, Constantine
El Golea

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Benghazi, Tripolis
Sebha

sämtliche

19

49

44

10
9
31

62

55

69

53

52

44

55

54

25

55

49

49

54

25

42

61

59

69

49

15
26

61

20

48

46

10
9
32

66

55

70

49

53

46

55

55

24

55

48

48

55

24

54

62

60

70

48

13
27

62

20

51

45

11
9
33

63

57

70

55

53

45

57

56

26

57

51

51

56

26

54

62

61

70

51

16
27

62

19

48

42

9
9
29

59

51

67

53

50

42

51

51

23

51

45

45

51

23

51

60

57

67

48

14
24

60
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Malawi

Mali

Marokko

Mauretanien

Mauritius

Mosambik

Namibia

Niger

Nigeria

Ruanda

Sambia

Säo Tome und
Principe

Senegal

Seychellen

Sierra. Leone

Simbabwe

Somalia

St. Helena

Sudan

Südafrika (Republik)

Swasiland

Tansania

Togo

Tschad

Tunesien

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

Tanger, Tetuan
andere Flughäfen

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

D j erb a
Tunis

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

42

53

0
9

25

61

61

69

53

55

52

61

49

54

25

49

61

42

49

38

69

69

42

55

53

10

OSLO

4

54

49

0
9

24

62

62

70

49

55

53

62

48

55

24

48

62

54

48

40

70

70

54

55

49

10

STAVANGER

5

54

55

0
10

26

62

62

70

55

57

53

62

51

56

26

51

62

54

51

39

70

70

54

57

55

10

TRONDHEIM

6

51

53

0
10

23

60

60

67

53

51

50

60

48

51

23

45

60

51

48

37

67

67

51

51

53

9

7
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Uganda

Zaire

Zentralafrikanische
Republik

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

52

59

54

OSLO

4

53

60

56

STAVANGER

5

53

61

55

TRONDHEIM

6

50

57

51

7

III. AMERIKA

1. NORDAMERIKA

Grönland

Kanada

Vereinigte Staaten
von Amerika

sämtliche

Edmonton, Vancou-
ver, Winnipeg

Halifax, Montreal,
Ottawa, Quebec,
Toronto

Akron, Albany, Atlan-
ta, Baltimore, Boston,
Buffalo, Charleston,
Chicago, Cincinnati,
Columbus, Detroit,
Indianapolis, Jackson-
ville, Kansas City,
New Orleans, Lexing-
ton, Louisville, Mem-
phis, Milwaukee, Min-
neapolis, Nashville,
New York, Philadel-
phia, Pittsburgh, St.
Louis, Washington

Albuquerque, Austin,
Billings, Dallas, Den-
ver, Houston, Las
Vegas, Los Angeles,
Oklahoma, Phoenix,
Portland, Salt Lake
City, San Francisco,
Seattle

Anchorage, Fairbanks,
Juneau

Honolulu

Miami

Porto Rico

87

87

78

77

65

-

90

90
80
78

79

85

74

73

62

87

87
77
74

86

87

79

78

65

90

90
97
95

81

87

75

72

62

87

87
75
73
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLANDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

2. MITTEL-
AMERIKA

Bahamas

Belize

Bermudas

Costa Rica

Curaçao

Dominikanische
Republik

El Salvador

Guatemala

Haiti

Honduras

Jamaika

Jungferninseln

Kuba

Mexiko

Nicaragua

Panama

Westindien

3. SÜDAMERIKA

Argentinien

Aruba

Bolivien

Brasilien

Chile

Ecuador

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Westindien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

samtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

62

62

62

62

90

62

62

62

62

62

62

62

70

62

62

90

64

90

64

90

64

90

OSLO

4

53

60

53

60

97

53

60

60

53

60

60

60

68

60

60

97

63

97

63

97

63

97

ST AVANCER

5

55

58

55

63

98

55

63

63

55

63

63

63

71

63

63

98

64

98

64

98

64

98

TRONDHE1M

6

51

58

51

59

93

51

59

59

51

59

59

59

69

59

59

93

61

93

61

93

61

93

7
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LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

Guyana

Kolumbien

Paraguay

Peru

Surinam

Trinidad und Tobago

Uruguay

Venezuela

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

90

90

64

90

90

90

64

90

OSLO

4

97

97

63

97

97

97

63

97

ST AVANCER

5

98

98

64

98

98

98

64

98

TRONDHEIM

6

93

93

61

93

93

93

61

93

7

IV ASIEN

Afghanistan

Aserbaidschan

Bahrain

Bangladesch

Bhutan

Birma

Brunei

China

Hongkong

Indien

Indonesien

Irak

Iran

Israel

Japan

Jemen,
Arabische
Republik

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Nepal

sämtliche

siehe Malaysia

sämtliche

sämtliche

sämtliche

samtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

85

74

85

89

85

88

89

89

85

78

78

31

90

85

90

83

90

92

89

93

92

92

90

84

84

33

94

89

87

76

87

90

87

89

90

90

87

81

80

32

91

87

86

76

86

89

85

91

89

89

86

78

78

30

89

85



242917 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Jordanien

Kambodscha

Kasachstan

Katar

Kirgisistan

Kuwait

Laos

Libanon

Macau (Macao)

Malaysia

Malediven

Maskat und Oman

Mongolei

Nepal

Nordkorea

Oman

Pakistan

Philippinen

Saudi-Arabien

Singapur

Sri Lanka

Südkorea

Syrien

Tadschikistan

Taiwan

Thailand

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Maskat und
Oman

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

31

85

80

47

80

47

47

31

89

89

87

47

79

89

88

85

89

47

89

88

89

30

80

89

85

OSLO

4

33

89

86

46

86

46

46

33

92

92

91

46

83

92

93

90

92

46

92

92

92

32

86

92

89

STAVANCER

5

32

87

83

48

83

48

48

32

90

90

88

48

78

90

89

87

90

48

90

89

90

31

83

90

87

TRONDHEIM

6

30

85

83

49

83

49

49

30

89

89

90

49

82

89

91

86

89

49

89

85

89

26

83

89

85

7



2430 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE IX (Norwegen) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Türkei

Turkmenistan

Usbekistan

Vereinigte Arabische
Emirate

Vietnam

Zypern

V AUSTRALIEN
und OZEANIEN

ABFWGFLUGHAFEN

2

siehe Europa

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

BERGEN

3

80

80

47

47

29

82

OSLO

4

86

86

46

46

31

84

STAVANGER

5

83

83

48

48

30

83

TRONDHEIM

6

83

83

49

49

28

82

7



243117 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden)

DRITTLÄNDER

l

ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

MALMÖ

4

NORRKÖPING

5

STOCKHOLM

6 7

I. EUROPA

Albanien

Armenien

Bosnien-Herze-
gowina

Bulgarien

Estland

Färöer

Georgien

Gibraltar

Island

Kroatien

Lettland

Litauen

Malta

Mazedonien

Moldawien

Montenegro

Polen

Rumänien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Bromberg (Byd-
goszcz), Danzig
(Gdansk), Rzeszow,
Breslau (Wroclaw)
Krakau (Krakow)
Stettin (Szcescin)
Warschau

Bukarest
alle übrigen

77

90

48

80

48

32

98

0

60

43

63

45

4

80

82

55

44

66
0
58

81
78

88

95

60

92

48

28

95

0

54

53

83

67

4

92

90

44

64

83
0

74

91
97

88

94

87

89

73

28

92

0

67

81

71

67

4

91

87

85

64

79
0
70

86
84

85

94

80

86

92

27

93

0

65

77

75

92

4

88

89

85

50

73
0

67

85
39



2432 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

l

I. EUROPA
(Fortsetzung)

Rußland

Schweiz

Serbien

Slowakische
Republik

Slowenien

Tschechische
Republik

Türkei
(europäischer Teil)

Türkei
(asiatischer Teil)

Ukraine

Ungarn

Weißrußland

Zypern

ABFLUGFLUGHAFEN

2

Gorky, Kuibychev,
Perm
Rostow, Wolgograd
St. Petersburg,
Moskau, Orel,
Woronej,
Irkutsk, Kirensk,
Krasnoïarsk, Nowo-
sibirsk
Khabarovsk, Wladi-
wostok
Omsk, Sverdlovsk

Basel
Bern
Genf
Zürich

sämtliche

Bratislava
Kosice, Presov

sämtliche

Brno
Ostrava
Prag

sämtliche

Adana, Afyon, Antalya,
Erlâzig, Gaziantep,
Iskenderun, Kastamo-
nu, Konya, Malatya,
Samsun, Trebizonde
(Trabson)
Agri, Diyarbakir,
Erzurum, Kars, Van
Akhisar, Ankara, Bali-
kesir, Bandirma, Bursa,
Kütahya, Zonguldak

Kiew
Lwov, Odessa, Simfe-
ropol

sämtliche

sämtliche

siehe Asien

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

87

73
85

84

86

0
5
8
6

78

0
69

43

24
69
12

9

32

89

85

77
85

72

72

MALMÖ

4

94

59
85

85

87

0
6
8
4

92

0
86

52

32
86
17

10

34

86

94

89
91

69

86

NORRKÖPING

5

90

92
85

88

92

0
5
6
3

83

0
85

81

71
85
11

90

93

91

90

82
88

86

33

STOCKHOLM

6

98

95
97

90

95

0
4
6
2

83

0
78

71

21
78
97

89

93

94

93

87
88

77

80

7



243317. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

MALMÖ

4

NORRKÖPING

5

STOCKHOLM

6 7

II. AFRIKA

Ägypten

Äquatorialguinea

Äthiopien

Algerien

Angola

Benin

Botsuana

Burkina Faso

Burundi

Dschibuti

Elfenbeinküste

Gabun

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Kamerun

Kap Verde
(Republik)

Kenia

Komoren

Kongo

Lesotho

Liberia

Libyen

Madagaskar

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Algier
Annaba, Constantine
El Golea

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Benghazi, Tripolis
Sebha

sämtliche

22

57

48

11
10
34

65

58

58

56

56

22

58

58

26

58

51

51

58

26

57

65

63

58

51

14
32

65

23

60

51

12
11
34

68

61

61

59

58

23

61

61

27

61

53

53

61

27

60

67

66

61

53

18
28

67

22

57

48

5
10
32

65

56

56

54

59

22

56

57

25

56

49

49

57

25

57

64

62

56

49

16
29

64

22

53

48

10
9
31

64

56

56

53

55

22

56

56

36

56

48

48

56

36

53

64

61

56

48

16
27

64



2434 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

l

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Malawi

Mali

Marokko

Mauretanien

Mauritius

Mosambik

Namibia

Niger

Nigeria

Ruanda

Sambia

Säo Tome und
Principe

Senegal

Seychellen

Sierra Leone

Simbabwe

Somalia

St. Helena

Sudan

Südafrika (Republik)

Swasiland

Tansania

Togo

Tschad

Tunesien

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

Tanger, Tetuan
andere Flughäfen

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Djerba
Tunis

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

57

56

0
10

26

65

65

58

56

58

56

65

51

26

65

51

65

57

51

42

70

58

57

58

56

11

MALMÖ

4

60

59

0
10

27

67

67

61

59

61

58

67

53

27

67

53

67

60

53

45

75

61

60

61

59

12

NORRKÖPING

5

57

54

0
9

25

64

64

56

54

56

59

64

49

25

64

49

64

57

49

42

72

56

57

56

54

10

STOCKHOLM

6

53

53

0
9

36

64

64

56

53

56

55

64

48

36

64

48

64

53

48

42

71

56

53

56

53

10

7



243517. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Uganda

Zaire

Zentralafrikanische
Republik

ABFLUGFWGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLVGHAFEN

GÖTEBORG

3

56

63

50

MALMÖ

4

58

66

53

NORRKÖPING

5

59

62

49

STOCKHOLM

6

55

61

48

7

III. AMERIKA

1. NORDAMERIKA

Grönland

Kanada

Vereinigte Staaten
von Amerika

sämtliche

Edmonton, Vancou-
ver, Winnipeg

Halifax, Montreal,
Ottawa, Quebec,
Toronto

Akron, Albany, Atlan-
ta, Baltimore, Boston,
Buffalo, Charleston,
Chicago, Cincinnati,
Columbus, Detroit,
Indianapolis, Jackson-
ville, Kansas City,
New Orleans, Lexing-
ton, Louisville, Mem-
phis, Milwaukee,
Minneapolis, Nash-
ville, New York, Phil-
adelphia, Pittsburgh,
St. Louis, Washington

Albuquerque, Austin,
Billings, Dallas, Den-
ver, Houston, Las
Vegas, Los Angeles,
Oklahoma, Phoenix,
Portland, Salt Lake
City, San Francisco,
Seattle
Anchorage, Fairbanks,
Juneau
Honolulu
Miami
Porto Rico

78

84

74

74

59

86

87
78
76

75

83

74

74

62

81

87

78
75

73

81

71

70

60

84

85
74
72

71

80

69

68

59

83

85
74
72



2436 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

2. MITTEL-
AMERIKA

Bahamas

Belize

Bermudas

Costa Rica

Curaçao

Dominikanische
Republik

El Salvador

Guatemala

Haiti

Honduras

Jamaika

Jungferninseln

Kuba

Mexiko

Nicaragua

Panama

Westindien

3. SÜDAMERIKA

Argentinien

Aruba

Bolivien

Brasilien

Chile

Ecuador

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Westindien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

53

61

53

61

58

53

61

61

53

61

61

61

68

61

61

58

64

58

64

58

64

58

MALMÖ

4

54

61

54

61

59

54

61

61

54

61

61

61

66

61

61

59

66

59

66

59

66

59

NORRKÖPING

5

51

59

51

59

56

51

59

59

51

59

59

59

68

59

59

56

63

56

63

56

63

56

STOCKHOLM

6

50

58

50

58

56

50

68

58

51

58

58

58

65

58

58

56

62

56

62

56

62

56

7



243717 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

IV ASIEN

DRITTLANDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

Guyana

Kolumbien

Paraguay

Peru

Surinam

Trinidad und Tobago

Uruguay

Venezuela

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

58

58

64

68

58

58

64

58

MALMÖ

4

59

59

66

59

59

59

66

59

NORRKÖPING

5

56

56

63

56

56

56

63

56

STOCKHOLM

6

56

56

62

58

58

56

62

56

7

Afghanistan

Aserbaidschan

Bahrain

Bangladesch

Bhutan

Birma

Brunei

China

Hongkong

Indien

Indonesien

Irak

Iran

Israel

Japan

Jemen,
Arabische Republik

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Nepal

sämtliche

siehe Malaysia

sämtliche.

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

94

98

53

94

94

94

96

94

96

79

90

36

96

53

97

95

56

97

97

98

99

97

99

95

95

39

98

56

96

92

94

96

96

98

97

96

97

93

94

37

98

94

97

93

94

97

97

99

98

97

98

94

94

36

99

94



2438 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Jordanien

Kambodscha

Kasachstan

Katar

Kirgisistan

Kuwait

Laos

Libanon

Macau (Macao)

Malaysia

Malediven

Maskat und Oman

Mongolei

Nepal

Nordkorea

Oman

Pakistan

Philippinen

Saudi-Arabien

Singapur

Sri Lanka

Südkorea

Syrien

Tadschikistan

Taiwan

Thailand

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Maskat und
Oman

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

53

94

92

53

92

53

94

36

96

96

95

53

95

94

94

94

96

53

96

95

96

35

92

96

94

MALMÖ

4

56

97

96

56

96

56

97

39

99

99

98

56

97

97

98

97

99

56

99

98

99

38

96

99

97

NORRKÖPING

5

94

96

94

94

94

94

96

37

97

97

96

94

97

96

98

96

97

94

97

96

97

36

94

97

96

STOCKHOLM

6

94

97

96

95

96

94

97

36

98

98

97

95

99

97

99

97

98

94

98

97

98

36

96

98

97

7



243917 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE X (Schweden) (Fortsetzung)

DRITTLANDER

1

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Türkei

Turkmenistan

Usbekistan

Vereinigte Arabische
Emirate

Vietnam

Zypern

V AUSTRALIEN
und OZEANIEN

ABFLUGFLUGHAFEN

2

siehe Europa

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

GÖTEBORG

3

92

92

53

94

33

85

MALMÔ

4

96

96

56

97

36

87

NORRKÖPING

5

94

94

94

96

34

86

STOCKHOLM

6

96

96

95

97

34

87

7



2440 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich)

DRITTLÄNDER

l

ABFLUCFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

KLAGENFURT

4

SALZBURG

5

WIEN

6 7

I. EUROPA

Albanien

Armenien

Bosnien-Herze-
gowina

Bulgarien

Estland

Färöer

Georgien

Gibraltar

Island

Kroatien

Lettland

Litauen

Malta

Mazedonien

Moldawien

Montenegro

Polen

Rumänien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Bromberg (Byd-
goszcz)
Krakau (Krakow)
Danzig (Gdansk),
Rzeszow,
Breslau (Wroclaw),
Stettin (Szcescin)
Warschau

Bukarest
alle übrigen

71

85

60

72

70

17

84

0

41

42

83

68

8

72

69

69

38

46
0

73

69
62

95

95

92

96

85

17

93

0

38

60

79

74

8

91

82

95

47

54
0

61

86
78

78

89

66

76

75

21

88

0

40

33

92

76

9

78

77

75

47

86
0

82

75
69

87

97

80

83

95

16

97

0

39

38

94

93

7

88

96

90

80

69
0

82

92
89



244117 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

I. EUROPA
(Fortsetzung)

Rußland

Schweiz

Serbien

Slowakische
Republik

Slowenien

Tschechische
Republik

Türkei
(europaischer Teil)

Türkei
(asiatischer Teil)

Ukraine

Ungarn

Weißrußland

Zypern

ABFLUGFLUGHAFEN

2

Gorky, Küibychev,
Perm, Rostow, Wolgograd

St. Petersburg
Moskau, Orel,
Irkutsk, Kirensk
Krasnoïarsk, Nowo-
sibirsk
Khabarovsk, Wladiwo-
stok, Omsk, Sverdlovsk

Basel
Bern
Genf
Zürich

sämtliche

Bratislava
Kosice, Presov

sämtliche

Brno
Ostrava
Prag

samtliche

Adana, Afyon, Antal-
ya, Erlâzig, Gazian-
tep, Iskenderun,
Kastamonu, Konya,
Malatya, Samsun,
Trebizonde (Trabson)
Agri, Diyarbakir,
Erzurum, Kars, Van

Akhisar, Ankara, Bali-
kesir, Bandirma, Bursa,
Kütahya, Zonguldak

Kiew
Lwov, Odessa, Simfe-
ropol

sämtliche

sämtliche

siehe Asien

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

81

82
80

94

91

0
38
0
38

52

0
56

34

15
41
56

13

40

85

30

70
72

32

50

KLAGENFURT

4

81

83
86

97

95

0
32
0
18

75

0
44

35

22
50
44

15

44

94

34

81
84

55

76

SALZBURG

5

84

88
86

96

94

0
40
0
24

60

0
49

36

20
53
49

14

42

89

31

77
78

33

81

WIEN

6

97

96
96

99

99

0
24
0
14

87

0
32

34

39
87
32

16

46

97

35

97
94

72

93

7



2442 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

KLAGENFURT

4

SALZBURG

5

WIEN

6 7

II. AFRIKA

Ägypten

Äquatorialguinea

Äthiopien

Algerien

Angola

Benin

Botsuana

Burkina Faso

Burundi

Dschibuti

Elfenbeinküste

Gabun

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Kamerun

Kap Verde
(Republik)

Kenia

Komoren

Kongo

Lesotho

Liberia

Libyen

Madagaskar

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Algier
Annaba, Constantine
El Golea

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Benghazi, Tripolis
Sebha

sämtliche
_

29

74

61

20
20
53

80

75

84

74

68

61

75

74

33

75

64

64

74

33

69

77

78

84

64

45
28

77

31

73

60

1.9
19
52

79

76

85

72

70

60

76

73

32

76

63

63

73

32

69

77

78

85

63

48
30

77

30

72

68

19
18
50

81

74

83

74

68

68

74

72

32

74

53

53

72

32

71

78

79

83

53

45
27

78

31

72

62

17
16
46

78

72

83

70

69

62

72

72

30

72

60

60

72

30

70

77

77

83

60

44
27

77



244317 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

l

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Malawi

Mali

Marokko

Mauretanien

Mauritius

Mosambik

Namibia

Niger

Nigeria

Ruanda

Sambia

Säo Tome und
Principe

Senegal

Seychellen

Sierra Leone

Simbabwe

Somalia

St. Helena

Sudan

Südafrika (Republik)

Swasiland

Tansania

Togo

Tschad

Tunesien

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

Tanger, Tetuan
andere Flughäfen

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Djerba
Tunis

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

69

74

0
14

33

77

77

84

74

75

68

77

74

33

77

64

77

69

74

55

84

84

69

75

74

22

KLAGENFURT

4

69

72

0
13

32

77

77

85

72

76

70

77

73

32

77

64

77

69

73

55

85

85

69

76

72

22

SALZBURG

5

71

74

0
13

32

78

78

83

74

74

68

78

72

32

78

53

78

71

72

57

83

83

• 71

74

74

21

WIEN

6

70

70

0
12

30

77

77

83

70

72

69

77

72

30

77

60

77

70

72

56

83

83

70

72

70

19

7



2444 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Uganda

Zaire

Zentralafrikanische
Republik

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

68

78

67

KLAGENFURT

4

70

78

69

SALZBURG

5

68

79

66

WIEN

6

69

77

66

7

III. AMERIKA

1. NORDAMERIKA

Grönland

Kanada

Vereinigte Staaten
von Amerika

sämtliche

Edmonton, Vancou-
ver, Winnipeg

Halifax, Montreal,
Ottawa, Quebec,
Toronto

Akron, Albany, Atlan-
ta, Baltimore, Boston,
Buffalo, Charleston,
Chicago, Cincinnati,
Columbus, Detroit,
Indianapolis, Jackson-
ville, Kansas City,
New Orleans, Lexing-
ton, Louisville, Mem-
phis, Milwaukee,
'Minneapolis, Nash-
ville, New York, Phil-
adelphia, Pittsburgh,
St. Louis, Washington
Albuquerque, Austin,
Billings, Dallas, Den-
ver, Houston, Las
Vegas, Los Angeles,
Oklahoma, Phoenix,
Portland, Salt Lake
City, San Francisco,
Seattle
Anchorage, Fairbanks,
Juneau
Honolulu
Miami

Porto Rico

64

88

82

75

65

91

79
60
58

62

86

79

73

63

88

77
59
56

63

86

80

74

64

89

78
59
56

61

85

78

71

62

87

76
57
55



244517. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

l

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

2. MITTEL-
AMERIKA

Bahamas

-Belize

Bermuda

Costa Rica

Curaçao

Dominikanische
Republik

El Salvador

Guatemala

Haiti

Honduras

Jamaika

Jungferninseln

Kuba

Mexiko

Nicaragua

Panama

Westindien

3. SÜDAMERIKA

Argentinien

Aruba

Bolivien

Brasilien

Chile

Ecuador

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Westindien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

57

65

57

65

71

57

65

57

57

65

65

65

72

65

65

71

71

66

71

66

71

66

KUGENFURT

4

56

63

56

63

70

56

63

56

56

63

63

63

70

63

63

71

71

65

71

65

71

65

SALZBURG

5

56

64

56

64

70

56

64

56

56

64

64

64

71

64

64

70

70

65

70

65

70

65

WIEN

6

54

62

54

62

69

54

62

54

54

62

62

62

69

62

62

69

69

63

69

63

69

63

7



2446 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

Guyana

Kolumbien

Paraguay

Peru

Suriname

Trinidad und Tobago

Uruguay

Venezuela

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

66

66

71

66

66

66

71

66

KLAGENFURT

4

65

65

71

65

65

65

71

65

SALZBURG

5

65

65

70

65

65

65

70

65

WIEN

6

63

63

69

63

63

63

69

63

7

IV ASIEN

Afghanistan

Aserbaidschan

Bahrain

Bangladesch

Bhutan

Birma

Brunei

China

Hongkong

Indien

Indonesien

Irak

Iran

Israel

Japan

Jemen, Arabische
Republik

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Nepal

sämtliche

siehe Malaysia

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

71

84

52

71

94

95

80

71

80

56

89

28

96

61

75

93

55

75

97

98

82

75

82

60

96

30

98

60

73

88

53

73

96

97

80

73

80

58

92

28

97

68

75

97

55

75

97

99

82

75

82

61

97

30

100

62



244717 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Jordanien

Kambodscha

Kasachstan

Katar

Kirgisistan

Kuwait

Libanon

Malaysia

Malediven

Maskat und Oman

Mongolei

Nepal

Nordkorea

Oman

Pakistan

Philippinen

Saudi-Arabien

Singapur

Sri Lanka

Südkorea

Syrien

Tadschikistan

Taiwan

Thailand

Türkei

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Maskat und
Oman

sämtliche

sämtliche

sämtliche
X

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Europa

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

28

94

92

52

92

52

28

80

75

52

95

71

95

71

80

52

80

75

80

29

92

80

79

KLAGENFURT

4

30

97

96

55

96

55

30

82

77

55

97

75

98

75

82

55

82

77

82

32

96

82

81

SALZBURG

5

28

~ 96

94

53

94

53

28

80

73

53

96

73

97

73

80

53

80

73

80

29

94

80

80

WIEN

6

30

97

99

55

99

55

30

82

77

55

99

75

99

75

82

55

82

77

82

31

99

82

82

7



2448 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XI (Österreich) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

l

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Turkmenistan

Usbekistan

Vereinigte Arabische
Emirate

Vietnam

Zypern

V AUSTRALIEN
und OZEANIEN

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

INNSBRUCK

3

92

92

52

79

22

87

KLAGENFURT

4

96

96

55

81

48

88

SALZBURG

5

94

94

53

80

22

87

WIEN

6

99

99

55

82

49

87

7



244917. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XII (Finnland)

DRITTLÄNDER

1

•ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

TAMPERE

4

TURKU

5 6 7

I. EUROPA

Albanien

Armenien

Bosnien-Herze-
gowina

Bulgarien

Estland

Färöer

Georgien

Gibraltar

Island

Kroatien

Lettland

Litauen

Malta

Mazedonien

Moldawien

Montenegro

Polen

Rumänien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Bromberg (Byd-
goszcz)
Krakau (Krakow)
Danzig (Gdansk),
Rzeszow,
Breslau (Wroclaw),
Stettin (Szcescin)
Warschau

sämtliche

98

100

98

98

100

35

100

0

60

74

91

100

4

98

100

98

97

95
0

96

100

94

93

92

92

29

37

92

0

63

69

67

97

3

92

92

92

84

76
0

84

93

97

95

98

97

34

38

95

0

64

74

63

90

4

97

93

97

97

90
0

96

94



2450 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

I. EUROPA
(Fortsetzung)

Rußland

Schweiz

Serbien

Slowakische
Republik

Slowenien

Tschechische
Republik

Türkei
(europäischer Teil)

Türkei
(asiatischer Teil)

Ukraine

Ungarn

Weißrußland

Zypern

ABFLUGFLUGHAFEN

2

Gorky, Kuïbychev,
Perm
Rostow, Wolgograd,
St. Petersburg
Moskau, Orel
Irkutsk, Kirensk
Krasnoïarsk, Nowo-
sibirsk, Khabarovsk,
Wladiwostok, Omsk,
Sverdlovsk

Basel
Bern
Genf
Zürich

sämtliche

Bratislava
Kosice

sämtliche

Brno
Ostrava
Prag

sämtliche

Adana, Afyon, Antal-
ya, Erlâzig, Gazian-
tep, Iskenderun,
Kastamonu, Konya,
Malatya, Samsun,
Trebizonde (Trabson)
Agri, Diyarbakir,
Erzurum, Kars, Van

Akhisar, Ankara, Bali-
kesir, Bandirma, Bursa,
Kütahya, Zonguldak -

Kiew
Lwov, Odessa, Simfe-
ropol

sämtliche

sämtliche

siehe Asien

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

100

67

100
96
95

0
5

86
2

94

0
97

72

51
97
62

100

100

100

100

100
100

98

100

TAMPERE

4

88

33

77
95
91

0
5
83
2

93

0
88

68

60
88
59

93

95

94

93

87
90

43

81

TURKU

5

93

43

67
67
90

0
6
88
2

96

0
95

74

66
95
65

97

96

96

96

92
93

98

88

6 7



245117 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

ABFLUGFLUGHAFEN

2

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

TAMPERE

4

TURKU

5 6 7

II. AFRIKA

Ägypten

Äquatorialguinea

Äthiopien

Algerien

Angola

Benin

Botsuana

Burkina Faso

Burundi

Dschibuti

Elfenbeinküste

Gabun

Gambia

Ghana

Guinea

Guinea-Bissau

Kamerun

Kap Verde
(Republik)

Kenia

Komoren

Kongo

Lesotho

Liberia

Libyen

Madagaskar

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Algier
Annaba, Constantine
El Golea

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Benghazi, Tripolis
Sebha

sämtliche

22

45

49

9
8

28

62

55

67

50

54

49

55

54

23

55

45

45

54

23

56

63

60

67

45

15
26

63

21

45

47

9
8

28

61

54

66

49

53

47

54

53

22

54

45

45

53

22

55

62

59

66

45

15
26

62

22

45

"47

9
8

29

62

55

67

50

34

47

55

53

23

55

45

45

54

23

56

63

60

67

45

15 -
26

63



2452 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

l

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Malawi

Mali

Marokko

Mauretanien

Mauritius

Mosambik

Namibia

Niger

Nigeria

Ruanda

Sambia

Säo Tome and
Principe

Senegal

Seychellen

Sierra Leone

Simbabwe

Somalia

St. Helena

Sudan

Republik Südafrika

Swasiland

Tansania

Togo

Tschad —

Tunesien

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

Tanger, Tetuan
andere Flughäfen

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

Djerba
Tunis

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

56

50

0
8

23

63

63

67

50

55

54

63

45

23

63

45

63

56

45

42

67

67

56

55

50

9

TAMPERE

4

55

49

0
8

22

62

62

66

49

54

53

62

45

22

62

45

62

55

45

40

66

66

55

54

49

9

TURKU

5

56

50

0
8

23

63

63

67

50

55

54

63

45

23

63

45

63

56

45

41

67

67

56

55

50

9

6 7



245317 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

II. AFRIKA
(Fortsetzung)

Uganda

Zaire

Zentralafrikanische
Republik

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

54

60

54

TAMPERE

4

53

59

53

TURKU

5

54

60

54

6 7

III. AMERIKA

1. NORDAMERIKA

Grönland

Kanada

Vereinigte Staaten
von Amerika

sämtliche

Edmonton, Vancou-
ver, Winnipeg

Halifax, Montreal,
Ottawa, Quebec,
Toronto

Akron, Albany, Atlan-
ta, Baltimore, Boston,
Buffalo, Charleston,
Chicago, Cincinnati,
Columbus, Detroit,
Indianapolis, Jackson-
ville, Kansas City,
New Orleans, Lexing-
ton, Louisville, Mem-
phis, Milwaukee,
Minneapolis, Nash-
ville, New York, Phil-
adelphia, Pittsburgh,
St. Louis, Washington

Albuquerque, Austin,
Billings, Dallas, Den-
ver, Houston, Las
Vegas, Los Angeles,
Oklahoma, Phoenix,
Portland, Salt Lake
City, San Francisco,
Seattle
Anchorage, Fairbanks,
Juneau

Honolulu

Miami

Porto Rico

65

76

65

64

56

80

81
69
67

67

77

65

65

56

80

82
69
67

68

78

66

66

57

81

83
70
68



2454 •17 Stück —Ausgegeben am 13. Jänner 1995 —.Nr. 45

LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

2. MITTEL-
AMERIKA

Bahamas

Belize

Bermuda

Costa Rica

Curaçao

Dominikanische
Republik

El Salvador

Guatemala

Haiti

Honduras

Jamaika

Jungferninseln

Kuba

Mexiko

Nicaragua

Panama

Westindien

3. SÜDAMERIKA

Argentinien

Aruba

Bolivien

Brasilien

Chile

Ecuador

ABFLUGFLUGHAFEN

2

- sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Westindien

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

47

55

47

55

54

47

55

55

47

55

55

55

62

55

55

54

60

54

60

54

60

54

TAMPERE

4

47

55

47

55

53

47

55

55

47

55

55

55

62

55

55

53

60

53

60

53

60

53

TURKU

5

48

56

48

56

54

48

56

56

48

56

56

56

63

56

56

54

60

54

60

54

60

54

6 7
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

III. AMERIKA
(Fortsetzung)

Guyana

Kolumbien

Paraguay

Peru

Suriname

Trinidad und Tobago

Uruguay

Venezuela

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

54

54

60

54

54

54

60

54

TAMPERE

4

53

54

60

53

53

53

60

53

TURKU

5

54

53

60

54

54

54

60

54

6 7

IV ASIEN

Afghanistan

Aserbaidschan

Bahrain

Bangladesch

Bhutan

Birma

Brunei

China

Hongkong

Indien

Indonesien

Irak

Iran

Israel

Japan

Jemen, Arabische
Republik

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Nepal

sämtliche

siehe Malaysia

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

48

97

92

96

97

97

98

99

97

99

95

95

94

98

47

97

95

96

97

97

97

98

97

98

93

97

95

98

47
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DRITTLÄNDER

1

IV ASIEN
(Fortsetzung)

Jordanien

Kambodscha

Kasachstan

Katar

Kirgisistan

Kuwait

Laos

Macau (Macao)

Malediven

Maskat und Oman

Mongolei

Nepal

Nordkorea

Oman

Pakistan

Philippinen

Saudi-Arabien

Singapur

Sri Lanka

Südkorea

Syrien

Tadschikistan

Taiwan

Thailand

Türkei

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Maskat und
Oman

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

siehe Europa

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

100

TAMPERE

4

94

97

96

96

96

96

97

99

91

96

94

97

98

97

99

96

99

91

99

94

96

99

97

TURKU

5

94

97

96

96

96

96

97

98

91

96

95

97

97

97

98

96

98

91

98

96

96

98

97

6 7
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LISTE XII (Finnland) (Fortsetzung)

DRITTLÄNDER

1

IV. ASIEN
(Fortsetzung)

Turkmenistan

Usbekistan

Vereinigte Arabische
Emirate

Vietnam

Zypern

V. AUSTRALIEN
und OZEANIEN

ABFLUGFLUGHAFEN

2

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

sämtliche

ANKUNFTSFLUGHAFEN

HELSINKI

3

100

100

100

100

100

98

TAMPERE

4

96

96

96

97

98

97

TURKU

5

96

96

96

97

97

87

6 7
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52. Anhang 27 wird wie folgt ergänzt:

„HANDELSZENTREN, DIE BEI DER BERECHNUNG DER PREISE FÜR JEDE POSITION DER
KLASSENEINTEILUNG ZU BERÜCKSICHTIGEN SIND"

RUBRIK

1.10

1.20

1.30

1.40

1.50

1.60

1.70

1.80

1.90

1.100

1.110

1.120

1.130

1.140

1.150

1.160

1.170.1

1.170.2

1.180

1.190

1.200.1

KN-CODE

0701 90 51 1
0701 90 59 f

0702 00 10
0702 00 90 j

0703 10 19

0703 20 00

ex 0703 90 00

ex 0704 10 10 1
ex 0704 10 90 J

0704 20 00

0704 90 10

ex 0704 90 90
(Broccoli)

ex 0704 90 90
(Chinakohl)

0705 11 10
0705 11 90 J

ex 0705 29 00

ex 0706 10 00

ex 0706 90 90

07070011 1
0707 00 19 J

0708 10 10 1
0708 10 90 j

ex 0708 20 10
ex 0708 20 90 J

ex 0708 20 10 1
ex 0708 20 90

(Vulgaris var.
Compressus savi)

ex 0708 90 00

0709 10 00

ex 0709 20 00
(Grüner Spargel)

OSTERREICH

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

FINNLAND NORWEGEN

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

SCHWEDEN
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RUBRIK

1.200.2

1.210

1.220

1.10

1.230

1.240

1.250

1.260

1.270

2.10

2.20

2.30

2.40

2.50

2.60.1

2.60.2

2.60.3

2.70.1

2.70.2

2.70.3

2.70.4

2.80

2.85

2.90.1

2.90.2

KN-CODE

ex 0709 20 00
(anderer Spargel)

0709 30 00

ex 0709 40 00

0701 90 51
0701 90 59

0709 51 30

0709 60 10

0709 90 50

0709 90 70

0714 20 10

ex 0802 40 00

ex 0803 00 10

ex 0804 30 00

ex 0804 40 10
ex 0804 40 90

ex 0804 50 00

0805 10 11
0805 10 21
0805 10 31
0805 10 41

0805 10 15
0805 10 25
0805 10 35
0805 10 45

0805 10 19
0805 10 29
0805 10 39
0805 10 49

ex 0805 20 10

ex 0805 20 30

ex 0805 20 50

ex 0805 20 70
ex 0805 20 90

ex 0805 30 10

ex 0805 30 90

ex 0805 40 00
(Grapefruits, weiß)

ex 0805 40 00
(Grapefruits, rosa)

OSTERREICH

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X

X
X

X

X

X

X

X

X

FINNLAND

X

X

X

X

X

X

X

X

X

NORWEGEN

X

X

X

X

X

SCHWEDEN
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RUBRIK

1.10

2.100

2.110

2.120.1

2.120.2

2.130

2.140.1

2.140.2

2.150

2.160

2.170

2.180

2.190

2.200

2.205

2.210

2.220

KN-CODE

0701 90 51
0701 90 59 J

0806 10 11 l
0806 10 15
0806 10 19 J

ex 0807 10 10 ,

ex 0807 10 90
(Melonen:
Amarillo usw.)

ex 0807 10 90
(Melonen: andere)

0808 10 31
0808 10 33
0808 10 39
0808 10 51
0808 10 53
0808 10 59
0808 10 81
0808 10 83
0808 10 89

ex 0808 20 31
ex 0808 20 33
ex 0808 20 35
ex 0808 20 39

(Birnen: Nashi)

ex 0808 20 31
ex 0808 20 33
ex 0808 20 35
ex 0808 20 39

(Birnen: andere)

0809 10 00

0809 20 10
0809 20 90

ex 0809 30 90
(Pfirsiche)

ex 0809 30 10
(Nektarinen)

0809 40 11
0809 40 19

0810 10 10
0810 10 90

0810 20 10

0810 40 30

0810 90 10

ÖSTERREICH

X

X

X

X

X

X
X

X

X

X

X

X

X

FINNLAND

X

X

X

X

NORWEGEN

X

X

X

X

X

X

X

X

SCHWEDEN
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RUBRIK

2.230

2.240

2.250

KN-CODE

ex 0810 90 80
(Granatäpfel)

ex 0810 90 80
(Khakis, Sharon)

ex 0810 90 30
(Litschi-Pflaumen)

ÖSTERREICH

X

X

FINNLAND NORWEGEN

X

SCHWEDEN

53. Anhang 31 (SAD — Einheitspapier) wird
wie folgt geändert:
In Exemplar 5 wird folgendes hinzuge-
fügt: „Palautetaan", „Tilbakesendes til",
„Ater till"

54. Anhang 32 (SAD — Anmeldung für
Datenverarbeitung) wird wie folgt geän-
dert:
In den Exemplaren 4 und 5 wird
folgendes hinzugefügt: „Palautetaan",
„Tilbakesendes til", „Ater till"

55. Anhang 48 wird wie folgt geändert:

In Abschnitt I Nummer l erhält der mit
den Worten „bis zum Höchstbetrag"
beginnende und „Nordirland" endende
Absatz folgende Fassung:
„bis zum Höchstbetrag von ....................
selbstschuldnerische Bürgschaft gegen-
über dem Königreich Belgien, dem
Königreich Dänemark, der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Griechischen
Republik, dem Königreich Spanien, der
Französischen Republik, Irland, der
Italienischen Republik, dem Großherzog-
tum Luxemburg, dem Königreich der
Niederlande, dem Königreich Norwe-
gen, der Republik Österreich, der
Portugiesischen Republik, der Republik
Finnland, dem Königreich Schweden
und dem Vereinigten Königreich Groß-
britannien und Nordirland."

56. Anhang 49 wird wie folgt geändert:

In Abschnitt I Nummer l erhält der mit
den Worten „bis zum Höchstbetrag"
beginnende und „Nordirland" endende-
Absatz folgende Fassung:
„bis zum Höchstbetrag von ....................
selbstschuldnerische Bürgschaft gegen-
über dem Königreich Belgien, dem
Königreich Dänemark, der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Griechischen
Republik, dem Königreich Spanien, der

Französischen Republik, Irland, der
Italienischen Republik, dem Großherzog-
tum Luxemburg, dem Königreich der
Niederlande, dem Königreich Norwe-
gen, der Republik Österreich, der
Portugiesischen Republik, der Republik
Finnland, dem Königreich Schweden
und dem Vereinigten Königreich Groß-
britannien und Nordirland."

57. Anhang 50 wird wie folgt geändert:

In Abschnitt I Nummer l erhält der mit
den Worten „selbstschuldnerischen Bürg-
schaft" beginnende und „Sicherheitstitel"
endende Absatz folgende Fassung:
„selbstschuldnerische. Bürgschaft gegen-
über dem Königreich Belgien, dem
Königreich Dänemark, der Bundesrepu-
blik Deutschland, der Griechischen
Republik, dem Königreich Spanien, der
Französischen Republik, Irland, der
Italienischen Republik, dem Großherzog-
tum Luxemburg, dem Königreich der
Niederlande, dem Königreich Norwe-
gen, der Republik Österreich, der
Portugiesischen Republik, der Republik
Finnland, dem Königreich Schweden
und dem Vereinigten Königreich Groß-
britannien und Nordirland für die
Beträge, die der Hauptverpflichtete den
genannten Staaten aufgrund von Zuwi-
derhandlungen, die im Verlauf von
gemeinschaftlichen Versandverfahren
begangen worden sind, für die der (die)
Unterzeichnete durch Ausstellung eines
Sicherheitstitels eine Bürgschaft über-
nommen hat, insgesamt an Zöllen,
Steuern, Abschöpfungen und anderen
Abgaben — mit Ausnahme von . Geld-
strafen oder Bußgeldern — schulden
wird, und zwar bezüglich der Haupt-
oder Nebenverbindlichkeiten, der Kosten
und der Zuschläge — bis zu einem
Höchstbetrag von 7 000 ECU je Sicher-
heitstitel."
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58. Anhang 51 wird wie folgt geändert:

Folgendes wird in Feld 7 gestrichen:
„WIRTSCHAFTS. ", „ÖSTER-
REICH", „FINNLAND", „NORWE-
GEN", „SCHWEDEN"

59. Anhang 60 wird wie folgt geändert:

Unter der Überschrift „VORSCHRIF-
TEN ZU DEN ANGABEN AUF DEM
BERECHNUNGSVORDRUCK"
Abschnitt „I: Allgemeine Bemerkungen"

a) in der Aufzählung nach dem mit „Auf
dem Berechnungsvordruck" beginnen-
den Satz wird folgendes eingefügt:
„AT = für Österreich"
„FI = für Finnland"
„NO = für Norwegen"
„SE = für Schweden"

b) in der Aufzählung nach dem mit
„Feld 16" beginnenden Absatz wird
folgendes eingefügt:
„ATS = österreichische Schillinge"
„FIM = Finnmark"
„NOK = norwegische Kronen"
„SEK = schwedische Kronen"

60. Anhang 63 (Kontrollexemplar T5) wird
wie folgt geändert:
In den Exemplaren 4 und 5 wird
folgendes hinzugefügt: „Palautetaan",
„Tilbakesendes til", „Äter till"

61. Anhang 68/A wird wie folgt geändert:

Unter der Überschrift „VORSCHRIF-
TEN ÜBER DIE BEWILLIGUNG
ZUM FÜHREN EINES ZOLLAGERS
ODER FÜR DIE INANSPRUCH-
NAHME DES ZOLLVERFAHRENS"
wird in der Aufzählung unter Nummer 3
folgendes eingefügt:
„— AT für Österreich"
„— FI für Finnland"
„— NO für Norwegen"
„— SE für Schweden"

62. Artikel 81 wird wie folgt geändert:

Folgendes wird in Hinweis B 14 der
Hinweise auf der Rückseite des Aus-
kunftsblatts INF 6 eingefügt:
„— ATS für österreichische Schillinge"
„— FIM für Finnmark"
„— NOK für norwegische Kronen"
„— SEK für schwedische Kronen"

63. Anhang 82 wird wie folgt geändert:

Folgendes wird in Hinweis B 9 der
Hinweise auf der Rückseite des Aus-
kunftsblatts INF l eingefügt:

„— ATS für österreichische Schillinge"
„— FIM für Finnmark"
„— NOK für norwegische Kronen"
„— SEK für schwedische Kronen"

64. Anhang 98 wird wie folgt geändert:

Folgendes wird in Hinweis B 13 der
Hinweise auf der Rückseite des Aus-
kunftsblatts INF 6 eingefügt:
„— ATS für österreichische Schillinge"
„— FIM für Finnmark"
„— NOK für norwegische Kronen"
„— SEK für schwedische Kronen"

65. Anhang 99 wird wie folgt geändert:

Folgendes wird gestrichen:
„Österreich"
„Finnland"
„Norwegen"
„Schweden"

66. Anhang 106 wird wie folgt geändert:

a) Folgendes wird in Bemerkung B 15
der Bemerkungen auf der Rückseite
des Auskunftsblatts INF 2 eingefügt:
„— ATS für österreichische Schillin-

ge"
„— FIM für Finnmark"
„— NOK für norwegische Kronen"
„— SEK für schwedische Kronen"

b) Folgendes wird in die Bestimmungen
über das Auskunftsblatt INF 2
eingefügt:
„AT für Österreich"
„FI für Finnland"
„NÖ für Norwegen"
„SE für Schweden"

67 Anhang 108 wird wie folgt ergänzt:

„Finnland: Suomen Vapaasatama Oy/
Finlands Frihamn Ab
10940 HANKO/HANGÖ

Schweden. Frihamnen i Stockholm
Frihamnen i Göteborg
Frihamnen i Malmö
Frihamnen i Norrköping
Frihamnen vid Arlanda"

68. Anhang 111 wird wie folgt geändert:

Folgendes wird in Hinweis B 12 der
Hinweise auf der Rückseite des Formu-
lars „Antrag auf Erstattung/Erlaß" ein-
gefügt:
„— ATS für österreichische Schillinge"
„— FIM für Finnmark"
„— NOK für norwegische Kronen"
„— SEK für schwedische Kronen"
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II. TECHNISCHE ANPASSUNG VON NICHT
IM ZOLLKODEX ENTHALTENEN

BESTIMMUNGEN

1. 376 L 0308: Richtlinie 76/308/EWG des
Rates vom 15. März 1976 über die gegen-
seitige Unterstützung bei der Beitreibung
von Forderungen im Zusammenhang mit
Maßnahmen, die Bestandteil des Finanzie-
rungssystems des Europäischen Ausrich-
tungs- und Garantiefonds für die Landwirt-
schaft sind, sowie von Abschöpfungen und
Zöllen und bezüglich der Mehrwertsteuer
und bestimmter Verbrauchsteuern (ABl.
Nr. L 73 vom 19. 3. 1976, S. 18), geändert
durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 379 R 1071: Richtlinie 79/1071/EWG
des Rates vom 6. Dezember 1979 (ABl.
Nr. L 331 vom 27. 12. 1979, S. 10);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 302
vom 15. 11. 1985,'S. 23).

Artikel 22 Absatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„Der Vertreter der Kommission unterbreitet
dem Ausschuß einen Entwurf der zu
erlassenden Vorschriften. Der Ausschuß
nimmt zu diesem Entwurf innerhalb einer
Frist Stellung, die der Vorsitzende nach der
Dringlichkeit der betreffenden Frage bestim-
men kann. Die Stellungnahme kommt mit
einer Mehrheit von 64 Stimmen zustande,
wobei die Stimmen der Mitgliedstaaten nach
Artikel 148 Absatz 2 des Vertrags gewogen
werden. Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil."

2. 382 R 0636: Verordnung (EWG) Nr. 636/
82 des Rates vom 16. März 1982 zur
Schaffung eines wirtschaftlichen passiven
Veredelungsverkehrs für bestimmte Textil-
und Bekleidungserzeugnisse, die nach Be-
oder Verarbeitung in gewissen Drittländern
wieder in die Gemeinschaft eingeführt
werden (ABl. Nr. L 76 vom 20. 3. 1982,
S. 1), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Artikel 12 Absatz 3 Buchstabe a zweiter
Unterabsatz erhält folgende Fassung:

„Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf
innerhalb einer Frist Stellung, die der
Vorsitzende nach der Dringlichkeit der
betreffenden Fragen bestimmen kann. Die
Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit
von 64 Stimmen zustande, wobei die
Stimmen der Mitgliedstaaten nach Arti-
kel 148 Absatz 2 des Vertrags gewogen
werden. Der Vorsitzende nimmt an der
Abstimmung nicht teil."

3. 383 R 0918:'Verordnung (EWG) Nr. 918/
83 des Rates vom 28. März 1983 über das
gemeinschaftliche System der Zollbefreiun-
gen (ABl. Nr. L 105 vom 23. 4. 1983, S. 1),
geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 302
vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 385 R 3822: Verordnung (EWG)
Nr. 3822/85 des Rates vom
20. Dezember 1985 (ABl. Nr. L 370
vom 31. 12. 1985, S. 22);

— 387 R 3691 : Verordnung (EWG)
Nr. 3691/87 des Rates vom 9. Dezem-
ber 1987 (ABl. Nr. L 347 vom 11. 12.
1987, S. 8);

— 388 R 1315: Verordnung (EWG)
Nr. 1315/88 des Rates vom 3. Mai 1988
(ABl. Nr. L 123 vom 17. 5. 1988, S. 2);

— 388 R 4235: Verordnung (EWG)
Nr. 4235/88 des Rates vom
21. Dezember 1988 (ABl. Nr. L 373
vom 31. 12. 1988, S. 1);

— 391 R 3357: Verordnung (EWG)
Nr. 3357/91 des Rates vom 7. Novem-
ber 1991 (ABl. Nr. L 318 vom 20. 11.
1991. S. 3);

— 392 R 2913: Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Okto-
ber 1992 (ABl. Nr. L 302 vom 19. 10.
1992. S. 1);

— 394 R 0355: Verordnung (EG) Nr. 355/
94 des Rates vom 14. Februar 1994
(ABl. Nr. L 46 vom 18. 2. 1994, S. 5).

a) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 10 a
In Abweichung von den Artikeln 3, 4
und 7 darf Norwegen seine vor dem
Beitritt geltenden innerstaatlichen
Rechtsvorschriften über die Verbrin-
gung von Gütern von Svalbard zum
norwegischen Festland anwenden, sofern
die in Norwegen vor dem Beitritt
bestehende- Regelung günstiger war als
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die gemeinschaftliche Regelung über
Einfuhren der betreffenden Waren von
Svalbard in das Zollgebiet Norwegens im
Sinne der Verordnung (EWG)
Nr. 2913/92 vom 12. Oktober 1992 in
der Fassung der Beitrittsakte Norwe-
gens."

b) Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 30 a
In Abweichung von Artikel 30 ist
Norwegen befügt, seine vor, dem Beitritt
geltenden innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften über Kleinsendungen von
Waren von Svalbard zum norwegischen
Festland anzuwenden, sofern die in
Norwegen vor dem Beitritt bestehende
Regelung günstiger war als die gemein-
schaftliche Regelung über Einfuhren der
betreffenden Waren von Svalbard in das
Zollgebiet Norwegens im Sinne der
Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 vom
12. Oktober 1992 in der Fassung der
Beitrittsakte Norwegens."

4. 383 R 2289: Verordnung (EWG) Nr. 2289/
83 der Kommission vom 29. Juli 1983 zur
Durchführung der Artikel 70 bis 78 der
Verordnung (EWG) Nr. 918/83 des Rates
über das gemeinschaftliche System der
Zollbefreiungen (ABl. Nr. L 220 vom 11.8.
1983, S. 15), geändert durch.
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 385 R 1746: Verordnung (EWG)
Nr. 1746/85 der Kommission vom
26. Juni 1985 (ABl. Nr. L 167 vom
27 6. 1985, S. 23);

— 385 R 3399: Verordnung (EWG)
Nr. 3399/85 der Kommission vom
28. November 1985 (ABl. Nr. L 322
vom 3. 12. 1985, S. 10);

— 392 R 0735: Verordnung (EWG)
Nr. 735/92 der Kommission vom
25. März 1992 (ABl. Nr. L 81 vom
26. 3. 1992, S. 18).

In Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 wird
folgender Wortlaut hinzugefügt:

„— „Vammaisille tarkoitetut tavarat: tullitto-
muus jatkuu, edellyttäen että asetuksen
(ETY) N:o 918/83 77 artiklan 2 koh-
dan 2 alakohdan ehtoja noudatetaan/
föremal for handikappade : Fortsatt
tullfrihet under förutsättning att villko-
ren i artikel 77.2 andra stycket i
förordning (EEG) nr 918/93 uppfylls,",

— „Artikler beregnet pâ funksjonshemme-
de: Fritaket opprettholdes forutsatt at

artikkel 77 nr. 2 annet ledd i förordning
(E0F) nr. 918/83 overholdes,",

— „Föremal för handikappade: Fortsatt
tullfrihet under förutsättning att villko-
ren i artikel 77.2 andra stycket i
förordning (EEG) nr 918/83 uppfylls."

5. 383 R 2290: Verordnung (EWG) Nr. 2290/
83 der Kommission vom 29. Juli 1983 zur
Durchführung der Artikel 50 bis 59 b sowie
der Artikel 63 a und 63 b der Verordnung
(EWG) Nr. 918/83 des Rates über das
gemeinschaftliche System der Zollbefreiun-
gen (ABl. Nr. L 220 vom 11.8. 1983,
S. 21), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 385 R 1745: Verordnung (EWG)
Nr. 1745/85 der Kommission vom
26. Juni 1994 (ABl. Nr. L 167 vom
27 6. 1985, S. 21);

— 385 R 3399: Verordnung (EWG)
Nr. 3399/85 der Kommission vom
28. November 1985 (ABl. Nr. L 322
vom 3. 12. 1985, s! 10);

— 388 R 3893: Verordnung (EWG)
Nr. 3893/88 der Kommission vom
14. Dezember 1988 (ABl. Nr. L 346
vom 15. 12. 1988, S. 32);

— 3 89 R 1843: Verordnung (EWG)
Nr. 1843/89 der Kommission vom
26. Juni 1989 (ABl. Nr. L 180 vom
27 6. 1989, S. 22);

— 392 R 0735: Verordnung (EWG)
Nr. 735/92 der Kommission vom
25. Marz 1992 (ABl. Nr. L 81 vom
26. 3. 1992, S. 18).

In Artikel 3 Absatz 2 Unterabsatz 2 wird
folgender Wortlaut eingefügt:

„— „Unesco-tavarat: tullittomuus jatkuu,
edellyttäen että asetuksen (ETY)
N:o 918/83 57 artiklan 2 kohdan l ala-
kohdan ehtoja noudatetaan,"/„Unesco-
varor: Fortsatt tullfrihet under förutsätt-
ning att villkoren i artikel 57.2 första
stycket i förordning (EEG) nr 918/83
uppfylls,",

— „UNESCO-varor: Fortsatt tullfrihet
under förutsättning att villkoren i artikel
57.2 första stycket i förordning (EEC) nr
918/83 uppfylls,",

— „UNESCO-varer: Fritaket opprettholdes
forutsatt at artikkel 57 nr. 2 ferste ledd i
förordning (E0F) nr. 918/83 overhol-
des." "



246517. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

B. STEUERN
1. 377 L 0799: Richtlinie 77/799/EWG des

Rates vom 19. Dezember 1977 über die
gegenseitige Amtshilfe zwischen den zustän-
digen Behörden der Mitgliedstaaten im
Bereich der direkten und indirekten Steuern
(ABl. Nr. L 336 vom 27. 12. 1977, S. 15),
geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19. 11. 1971, S. 1)

— 379 L 1070: Richtlinie 79/1070/EWG
des Rates vom 6. Dezember 197? (ABl.
Nr. L 331 vom 27. 12. 1979, S.' 8)

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Vertrage
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23)

— 392 L 0012: Richtlinie 92/12/EWG des
Rates vom 25. Februar 1992 (ABl.
Nr. L 76 vom 23. 3. 1992, S. 1).

a) Artikel l Absatz 3 erhält folgende Fas-
sung:

„(3) Gegenwärtig sind die in Absatz 2
genannten Steuern insbesondere die folgen-
den:

in Belgien:
Impôt des personnes physiques/Personenbe-

lasting
Impôt des sociétés/Vennootschapsbelasting
Impôt des personnes morales/Rechtsperso-

nenbelasting
Impôt des non-résidents/Belasting der niet-

verblijfhouders

in Dänemark:
Indkomstskat til staten
Selsskabsskat
Den kommunale indkomstskat
Den amtskommunale indkomstskat
Folkepensionsbidragene
Semandsskat
Den szrlige indkomstskat
Kirkeskat
Formueskat til staten
Bidrag til dagpengefonden

in Deutschland:
Einkommensteuer
Korperschaftsteuer
Vermögensteuer
Gewerbesteuer
Grundsteuer

in Griechenland:
Oôpoç evoo5finatoç (JWOIKOUV npoadmcov
Oôpoç etoo8f|natoç voniKév itpoocbncov
<I>ôpoç aKivfiTOD Ttepiotxjiaç

in Spanien:
Impuesto sobre la Renta de las Personas

Fisicas
Impuesto sobre Sociedades
Impuesto Extraordinario sobre el Patrimonio

de las Personas Fisicas

in Frankreich:
Impôt sur le revenu
Impôt sur les sociétés
Taxe professionnelle
Taxe foncière sut les propriétés bâties
Taxe foncière sur les propriétés non bâties

in Irland:
Income tax
Corporation tax
Capital gains tax
Wealth tax

in Italien:
Imposta sul reddito délie persone fisiche
Imposta sul reddito delle persone giuridiche
Imposta locale sui redditi

in Luxemburg:
Impôt sur le revenu des personnes physiques
Impôt sur le revenu des collectivités
Impôt commercial communal
Impôt sur la fortune
Impôt foncier

in den Niederlanden:
Inkomstenbelasting
Vennootschapsbelasting
Vermogensbelasting

in Norwegen:
Skatt av alminnelig inntekt
Skatt av personinntekt
Sasrskatt pâ inntekt av petroleumsutvinning

og rorledningstransport
Avgift pä honorarer til utenlandske kunst-

nere
Trygdeavgift
Formuesskatt

in Österreich:
Einkommensteuer
Korperschaftsteuer
Grundsteuer
Bodenwertabgabe
Abgabe von land- und forstwirtschaftlichen

Betrieben

in Portugal:
Contribuicäo predial
Imposto sobre a indüstria agricola
Contribuicäo industrial
Imposto de capitais
Imposto profissional
Imposto complementar
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Imposto de mais-valias
Imposto sobre o rendimento do petröleo
Os adicionais devidos sobre os impostes

précédentes
in Finnland:
Valtion tuloverot/de statliga inkomst-

skatterna
Yhteisöjen tulovero/inkomstskatten for sam-

fund
Kunnallisvero/kommunalskatten
Kirkollisvero/kyrkoskatten '
Kansaneläkevakuutusmaksu/folkpensions-

försäkringspremien
Sairausvakuutusmaksu/sjukförsäkringspre-

mien
Korkotulon lähdevero/källskatten pâ

ränteinkomst
Rajoitetusti verovelvollisen lähdevero/

källskatten för begränsat skattskyldig
Valtion varallisuusvero/den statliga förmö-

genhetsskatten
Kiinteistövero/fastighetsskatten
in Schweden.
Den statliga inkomstskatten
Sjömansskatten
Kupongskatten
Den särskilda inkomstskatten för utomlands

bosatta
Den särskilda inkomstskatten för utomlands

bosatta artister m.fl.
Den statliga fastighetsskatten
Den kommunala inkomstskatten
Förmögenhetsskatten
im Vereinigten Königreich:
Income tax
Corporation tax
Capital gains tax
Petroleum revenue tax
Development land tax."
b) Artikel l Absatz 5 erhält folgende Fas-

sung:

„(5) Der Ausdruck „zuständigen Behörde"
bedeutet:
in Belgien:
De Minister van financiën oder sein

Beauftragter
Le Ministre des finances oder sein Beauf-

tragter

in Dänemark:
Skatteministeren oder sein Beauftragter

in Deutschland:
Der Bundesminister der Finanzen oder sein

Beauftragter
in Griechenland:
To yitoup'yEio OiKOVO^liKcbv oder sein

Beauftrager

in Spanien:
El Ministre de Economia y Hacienda oder

sein Beauftragter

in Frankreich:
Le ministre de l'économie oder sein

Beauftragter

in Irland:
The Revenue Commissioners oder ihr

Beauftragter

in Italien:
II. Ministre per le finanze oder sein

Beauftragter

in Luxemburg:
Le ministre de finance oder sein Beauf-

tragter

in den Niederlanden:
De minister van financiën oder sein

Beauftragter

in Norwegen:
Finans- og tollministeren oder sein Beauf-

tragter

in Österreich:
Der Bundesminister für Finanzen oder sein

Beauftragter

in Portugal:
O Ministro das Finanças oder sein Beauf-

tragter

in'Finnland:
Valtiovarainministeriö oder sein Beauftragter

Finansministeriet oder sein Beauftragter

in Schweden:
Ministern med ansvar för skattefrâgor oder

sein Beauftragter

im Vereinigten Königreich:
The Commissioners of Customs and Excise

oder ihr Beauftragter für Auskünfte im
Bereich der Mehrwertsteuer und der
Verbrauchsteuern,

The Commissioners of Inland Revenue oder
ihr Beauftragter für alle sonstigen Aus-
künfte."

2. 378 L 1035: Richtlinie 78/1035/EWG des
Rates vom 19 Dezember 1978 über die
Steuerbefreiungen bei der Einfuhr von
Waren in Kleinsendungen nichtkommerziel-
ler Art mit Herkunft aus Drittländern (ABl.
Nr. L 366 vom 28. 12. 1978, S. 34), geän-
dert durch:
— 385 L 0576: Richtlinie 85/576/EWG des

Rates vom 20. Dezember 1985 (ABl.
Nr. L 372 vom 31. 12. 1985, S. 30).
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Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel l a
In Abweichung von Artikel l Absatz 2
Buchstabe a dritter Gedankenstrich darf
Norwegen seine vor • dem Beitritt gel-
tenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten über Kleinsendungen von Waren von
Svalbard zum norwegischen Festland
anwenden, sofern die in Norwegen vor
dem Beitritt bestehende Regelung gün-
stiger war als die gemeinschaftliche
Regelung über Einfuhren der betreffen-
den Waren von Svalbard in das Steuer-
gebiet Norwegens im Sinne von Arti-
kel 3 der Richtlinie 77/388/EWG des
Rates in der Fassung der Beitrittsakte
Norwegens."

3. 379 L 1072: Achte Richtlinie 79/1072 EWG
des Rates vom 6. Dezember 1979 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Verfahren zur Erstattung der Mehrwert-
steuer an nicht im Inland ansässige Steuer-
pflichtige (ABl. Nr. L 331 vom 27 12. 1979,
S. 11), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Bedingungen des

Beitritts und die Anpassungen der Ver-
träge — Beitritt des Königreichs,Spanien
und der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Anhang C Buchstabe D erhält folgende
Fassung:

„D. Der Antrag ist bei den zuständigen
Behörden einzureichen, und zwar für
— Belgien: .......................................................
— Dänemark: ................................................
— Deutschland: ............................................
— Griechenland: ...........................................
— Spanien: ....................................................
— Frankreich: ...............................................
— Irland: .......................................................
— Italien': .......................................................
— Luxemburg: ..............................................
— die Niederlande: ......................................
— Norwegen: ...............................................
— Österreich': ................................................
— Portugal: ...................................................
— Finnland: ...................................................
— Schweden: ................................................
— das Vereinigte Königreich: .................."

b) Anhang C Buchstabe I erhält folgende
Fassung:

„I. Der Antrag kann mehrere Rechnungen
bzw Einfuhrdokumente umfassen. Er muß
jedoch für 19. einen MWSt-Betrag von
insgesamt mindestens

BEF/LUF.
DKK.
DEM.
GRD.
PTE.
FRF
IEP
ITL.
NLG.
NOK.
ATS.
ESP.
HM.
SEK.
GBP .

betreffen, wenn der Vergütungszeitraum
weniger als ein Kalenderjahr, jedoch
mindestens drei Monate beträgt;

er muß einen MWSt-Betrag von insgesamt
mindestens

BEF/LUF.
DKK.
DEM.
GRD.
PTE.
FRF
IEP
ITL.
NLG.
NOK.
ATS.
ESP .
FIM.
SEK.
GBP

betreffen, wenn der Vergütungszeitraum ein
Kalenderjahr oder weniger als drei Monate
beträgt."

4. 383 L 0181: Richtlinie 83/181/EWG des
Rates vom 28. Marz 1983 zur Festlegung
des Anwendungsbereichs von Artikel 14
Absatz l Buchstabe d der Richtlinie 771
388/EWG hinsichtlich der Mehrwertsteuer-
befreiung bestimmter endgültiger Einfuhren
von Gegenständen (ABl. Nr. L 105 vom
23. 4. 1983, S. 38), geändert durch:
— 389 L 0219: Richtlinie. 89/2,19/EWG

des Rates vom 7. Marz 1989 (ABl.
Nr. L 92 vom 5. 4. 1989, S..13).
Folgender Artikel wird eingefügt:
„Artikel 9 a
In Abweichung von den Artikeln 3 und 7
darf Norwegen seine vor dem Beitritt
geltenden innerstaatliche Rechtsvor-
schriften über persönliches Eigentum im
Zeitpunkt der Verlegung des gewöhn-
lichen Wohnsitzes von Svalbard auf das
norwegische Festland anwenden, sofern
die vor dem Beitritt in Norwegen
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bestehende Regelung günstiger war als
die gemeinschaftliche Regelung über
Einfuhren der fraglichen Waren von
Svalbard in das Steuergebiet Norwegens
im Sinne von Artikel 3 der Richtlinie 77/
388/EWG des Rates in der Fassung der
Beitrittsakte Norwegens."

5. 383 L 0182: Richtlinie 83/182/EWG des
Rates vom 28. März 1983 über Steuerbe-
freiungen innerhalb der Gemeinschaft bei
vorübergehender Einfuhr bestimmter Ver-
kehrsmittel (ABl. Nr. L 105 vom 23. 4.
1983, S. 59), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Bedingungen des

Beitritts und die Anpassungen der Ver-
träge — Beitritt des Königreichs Spanien
und der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

Der Anhang erhält folgende Fassung:

„ANHANG
Verzeichnis der Steuern nach Artikel l
Absatz l zweiter Gedankenstrich

BELGIEN
— Taxe de circulation sur les vihicules

automobiles (Arrete royal du 23 novem-
bre 1965 portant codification des disposi-
tions legales relatives aux taxes assimilees
aux impöts sur les revenus — Moniteur
beige du 18 janvier 1966)

— Verkeersbelasting op de autovoertuigen
(Koninklijk Besluit van 23 november
1965 houdende codificatie van de wett-
elijke bepalingen betreffende de met de
inkomstenbelastingen gelijkgestelde bela-
stingen — Belgisch Staatsblad van 18
januari 1966)

DÄNEMARK-
— Vaegtafgift af motork0ret0jer (Lovbe-

kendtgcrelse Nr. 163 af 31. marts 1993)

DEUTSCHLAND
— Kraftfahrzeugsteuer (Kraftfahrzeugsteu-

ergesetz — 1979)
— Kraftfahrzeugsteuer (Durchführungs-

verordnung — 1979)

GRIECHENLAND
— ( .2367/53

)

SPANIEN
— Tributes Locales sobre circulacion de

vehiculos automoviles (establecido en
base a Ia Ley 41/1979, de 19 de
noviembre, de Bases de Rögimen Local
y al Real Decreto 3 250/1976, de 30 de
diciembre)

FRANKREICH
— Taxe differentielle sur les vehicules a

moteur (Loi N° 77-1467 du 30 decembre
1977)

— Taxe sur les vehicules d'une puissance
fiscale superieure ä 16 CV immatricules
dans Ia cat gorie des voitures particu-
lieres (Loi de finances 1979 — Article
1007 du code general des impöts)

IRLAND
— Motor vehicle excise duties [Finance

(Excise duties) (Vehicles) „Act 1952 as
amended, and Section 94, Finance Act
1973 as amended]

ITALIEN
— Tassa sulla circolazione degli autoveicoli

(TU delle leggi sulle tasse automobili-
stiche approvato con DPR N. 39 del 5
febbraio 1953 e successive modificazioni)

LUXEMBURG
— Taxe sur les vihicules -automoteurs [Loi

allemande du 23 mars 1935 (Kraftfahr-
zeugsteuergesetz) maintenue en vigueur
par I'arret6 grand-ducal du 26 octobre
1944, modifiee par Ia loi du 4 aoüt 1975
et les reglements grand-ducaux du 15
septembre 1975 et du 31 octobre 1975 et
du 31 octobre 1975]

NIEDERLANDE
— Motorrijtuigenbelasting (wet op de

motorrijtuigenbelasting 21 juli 1966, Stb
332 — wet van 18 december 1969/Stb
548)

NORWEGEN
— Avgift pä motorvogner (Lov av 19. juni

1959 nr. 2)

ÖSTERREICH
— Kraftfahrzeugsteuer (BGBl. Nr. 449/

1992)
PORTUGAL
— Imposto sobre veiculos (Decreto-Lei

N°. 143/78, de 12 de Junho)
— Imposto de compensacäo (Decreto-Lei

N°. 354-A/82, de 9 de Setembro)

FINNLAND
— Moottoriajoneuvovero/motorfordons-

skatt (Laki moottoriajoneuvoverosta/
Lag om skatt pä motorfordon 722/66)

SCHWEDEN
— Fordonsskatt (Fordonsskattelagen,

1988:327)

VEREINIGTES KÖNIGREICH
— Vehicle excise duty [Vehicles (Excise)

Act 1971]."
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XIV AUSBILDUNG

363 D 0266: Beschluß 63/266/EWG des
Rates vom 2. April 1963 über die Auf-
stellung allgemeiner Grundsätze für die
Durchführung einer gemeinsamen Politik
der Berufsausbildung (ABl. Nr. 63 vom
20.4. 1963, S. 1338/63) und 363X0688:
Satzung des Beratenden Ausschusses für die
Berufsausbildung (63/688/EWG) vom
18. Dezember 1963 (ABl. Nr. 190 vom
30. 12. 1963, S. 3090/63), geändert durch:
— 368 D 0189: Beschluß 68/189/EWG des

Rates vom 9. April 1968 (ABl. Nr. L 91-
vom 12. 4. 1968, S. 26);

— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15.11. 1985, S. 23).

Artikel l Absatz l des Beschlusses 63/688/
EWG erhält folgende Fassung:

„(1) Der Beratende Ausschuß für die
Berufsausbildung, eingesetzt gemäß dem
vierten Grundsatz des Ratsbeschlusses vom
2. April 1963 über die Aufstellung allgemei-
ner Grundsätze für die Durchführung einer
gemeinsamen Politik der Berufsausbildung,
besteht aus 96 Mitgliedern, und zwar zwei
Regierungsvertretern, zwei Vertretern der
gewerkschaftlichen Arbeitnehmerverbände
und zwei Vertretern der Berufsorganisatio-
nen der Arbeitgeber je Mitgliedstaat."

XV STATISTIKEN

1. 393 R 0696: Verordnung (EWG).Nr. 693/
93 vom 15. Marz 1993 betreffend die
statistischen Einheiten für die Beobachtung
und Analyse der Wirtschaft in der Gemein-
schaft (ABl. Nr. L 76 vom 30. 3. 1993, S. 1).

Im Anhang, Abschnit II Buchstabe B
Geographisches Kriterium erhält der Text-
teil nach den Worten „in den Niederlanden"
folgende Fassung:

„kommune" in Norwegen, „Gemeinde" in
Österreich, „concelho" 'in Portugal, „kunta/
kommun" in Finnland, „primärkommun" in
Schweden und „ward" im Vereinigten
Königreich.

2. 391 S 0612: Entscheidung 91/612/EGKS
der Kommission vom 31 Januar 1991 über
die Kohlestatistiken (ABl. Nr. L 74 vom
20. 3. 1991. S. 1)
Fragebogen (Q60.A60 wird wie folgt geän-
dert:
Zeile 1.1:
Nach „Niederlande" wird folgendes einge-
fügt:
„Norwegen", „Österreich"
Nach „Portugal" wird folgendes eingefügt:
„Finnland", „Schweden"

3.391X0141: Empfehlung 91/141/EGKS
der Kommission vom 31. Januar 1991 über
die Kohlestatistiken (ABl. Nr. L 74 vom
20. 3. 1991, S. 35).
a) Die Fragebögen M30, M30 a, A30,

A30 a, A30 b, M40, A40, A40 a, Q61/
A61 werden wie folgt geändert:

. Zeile 1.1:
Nach „Niederlande" wird folgendes
eingefügt:
„Norwegen", „Österreich".
Nach „Portugal" wird folgendes einge-
fügt:
„Finnland", „Schweden".

b) Die Fragebögen M40, A40, A40 a
werden wie folgt geändert:
Zeile 1.2:
„Österreich", „Norwegen", „Schweden"
werden gestrichen,

c) Die Fragebögen M50, A50, Ä50 a und
die Erläuterungen II zu den Fragebögen
M50/A50 zu den Zeilen 2 und 3 werden
wie folgt geändert:
„EUR 12" wird durch „EUR 16" ersetzt.

4. 378 L 0546: Richtlinie 78/546/EWG des
Rates vom 12. Juni 1968 zur Erfassung des
Güterkraftverkehrs im Rahmen einer Regio-
nalstatistik (ABl. Nr. L 168 vom 26. 6. 1978,
S. 29), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom'19. ll.-1979,'S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11: 1985, S. 23);
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— 389 L 0462: Richtlinie 89/462/EWG
des Rates vom 18. Juli 1989 (ABl.
Nr. L 226 vom 3. 8. 1989, S. 8).

a) In Anhang II wird nach den die Nieder-
lande betreffenden Angaben folgendes
eingefügt:
„Norwegen:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung

. steht noch aus (NUTS 2 verwenden)
Österreich:
Burgenland
Niederösterreich
Wien
Kärnten
Steiermark
Oberösterreich
Salzburg
Tirol
Vorarlberg."

- und nach den Portugal betreffenden
Angaben:
„Finnland:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden)
Schweden:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden)."

b) Anhang III wird wie folgt geändert:
Nach „Niederlande" wird folgendes
eingefügt:
„Norwegen", „Österreich".
Nach „Portugal" wird folgendes einge-
fügt:
„Finnland", „Schweden".
„Österreich", „Norwegen", „Schweden"
und „Finnland" werden aus dem Ver-
zeichnis der Drittländer gestrichen.

5. 380 L 1119: Richtlinie 80/1119/EWG des
Rates vom 17. November 1980 über die
statistische Erfassung des Güterverkehrs auf
Binnenwasserstraßen (ABl. Nr. L 339 vom
15. 12. 1980, S. 30), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) In Anhang II wird nach den die Nieder-
lande betreffenden Angaben folgendes
eingefügt:
„Österreich:
Burgenland
Niederösterreich
Wien
Kärnten
Steiermark
Oberösterreich
Salzburg

Tirol
Vorarlberg."
und nach den Portugal betreffenden
Angaben:
„Finnland:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden)
Schweden:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden)."

"b) In Anhang III wird das Verzeichnis der
Länder wie folgt ergänzt:
i) Der erste Teil erhält folgende Fas-

sung:
„I. Länder der Europäischen Gemein-
schaft
01. Belgien
02. Dänemark
03. Deutschland
04. Griechenland
05. Spanien
06. Frankreich
07. Irland
08. Italien
09. Luxemburg
10. Niederlande
11. Norwegen
12. Österreich
13. Portugal
14. Finnland
15. Schweden
16. Vereinigtes Königreich."
ii) In Teil III wird „Österrreich" gestri-

chen und die Nummern 13 bis 25
werden zu den Nummern 17 bis 28.

c) In Anhang IV, Tabellen 7 a, 8 a und 8 b
wird die Überschrift „EUR 12" ersetzt
durch „EUR 16" und die Spalte „A" wird
unter der Überschrift „EUR 16" nach
„L" eingefügt.

d) In Anhang IV, Tabellen 10 a und 10 b
wird in der linken Spalte die Überschrift
„EUR 12" ersetzt durch „EUR 16".
Nach „Niederlande" wird -folgendes
eingefügt:
„Norwegen", „Österreich".
Nach Portugal wird folgendes eingefügt:
„Finnland", „Schweden". >
Die nachfolgende Erwähnung Öster-
reichs wird gestrichen.

6. 380 L 1177: Richtlinie 80/1177/EWG des
Rates vom 4. Dezember 1980 über die
statistische Erfassung des Eisenbahn-Güter-
verkehrs im Rahmen einer Regionalstatistik
(ABl. Nr. L 350 vom 23. 12. 1980, S. 23),
geändert durch
— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen" der Verträge
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— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Artikel l Absatz 2 Buchstabe a wird wie
folgt ergänzt:

„ÖBB: österreichische Bundesbahnen
VR : Valtionrautatiet/Statsjärnvägarna
NSB: Norges Statsbaner
SJ Statens järnvägar"

b) In Anhang II wird nach den die Nieder-
lande betreffenden Angaben folgendes
eingefügt:
„Norwegen:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden).
„Österreich:
Burgenland
Niederösterreich
Wien
Kärnten
Steiermark
Oberösterreich
Salzburg
Tirol
Vorarlberg"
und nach den Portugal betreffenden
Angaben.
„Finnland:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden)
Schweden:
Entscheidung über die NUTS-Einteilung
steht noch aus (NUTS 2 verwenden)."

c) In Anhang III wird das Verzeichnis der
Länder wie folgt ergänzt:
Teil I erhält folgende Fassung:
„I. Länder der Europäischen Gemein-
schaft
01. Belgien
02. Dänemark
03. Deutschland
04. Griechenland
05. Spanien
06. Frankreich
07 Irland
08. Italien
09. Luxemburg
10. Niederlande
11. Norwegen
12. Österreich
13. Portugal
14. Finnland
15. Schweden
16. Vereinigtes Königreich."

In Teil II, wird „Österrreich", „Norwegen",
„Schweden" und „Finnland" gestrichen und

die Nummern 13 bis
Nummern 17 bis 28.

XVI. VERBRAUCHERSCHUTZ

392 X 0579: Empfehlung 92/579/EWG der
Kommission vom 27 November 1992 über
die Schaffung von Infrastrukturen zur
Identifizierung gefährlicher Produkte an
den Außengrenzen (ABl. Nr. L 374 vom
22. 12. 1992, S. 66)

Unter Punkt V Nummer 4 wird folgendes
angefügt:

„— Vaarallinen tuote — ei saa laskea
vapaaseen liikkeeseen. Suositus 92/5797
ETY"

— Farlig produkt — ikke godkjent for fri
omsetning. Rekommandasjon 92/5797
E0F"

— Farlig produkt — ej godkänd for fri
umsättning. Rekommendation 92/S79/
EEG"

XVII. STRUKTUR- UND REGIONALPOLITIK

388 R 2052: Verordnung (EWG) Nr. 2052/
88 des Rates vom 24. Juni 1988 über
Aufgaben und Effizienz der Strukturfonds
und über die Koordinierung ihrer Interven-
tionen untereinander sowie mit denen der
Europäischen Investitionsbank und der
anderen vorhandenen Finanzinstrumente
(ABl. Nr. L 185 vom 15. 7 1988, S. 9),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 2081: Verordnung (EWG)

Nr. 2081/93 des Rates vom 20. Juli
1993 (ABl. Nr. L 193 vom 31. 7 1993,
S. 5).

1. Dem Artikel 12 Absatz l werden folgen-
de Unterabsätze angefügt:

„Wie in Anhang III festgelegt, betragen
die zusätzlichen Mittel für die vier neuen
Mitgliedstaaten für die Ziele l bis 5 b im
Zeitraum 1995 bis 1999 4 775 Millionen
ECU in Preisen von 1995.
Die jährliche Aufteilung dieser Mittel
ergibt sich aus Anhang III.

2. In Anhang I wird folgende Eintragung
hinzugefügt:

„ÖSTERREICH: Burgenland"

3. Folgende Tabelle wird als Anhang III
hinzugefügt:

28 werden zu den
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„ANHANG III
Als Hinweis dienende Mittelaufteilung für die neuen Mitgliedstaaten
(Mio. ECU zu Preisen von 1995)

Strukturfonds
(Ziele Nr. 1 bis Nr. 5 b)
und FIAF

davon:
Österreich
Finnland
Norwegen
Schweden
z. E. Ziel Nr. 1 -Regionen

1995

908

308
225
148
227

32

1996

934

317
233
151
233

34

1997

956

325
239
154
238

37

1998

978

332
245
157
244

39

1999

999

341
251
.159
248
42

1995—1999

4775

1623
1193
769

1190
184

1. Diese Zahlen dienen lediglich als Hin-
weis. Die tatsächliche Mittelzuweisung
für jedes einzelne Ziel wird hinsichtlich
der derzeitigen Mitgliedstaaten durch
Anwendung der Verordnung über den
Strukturfonds festgelegt.

2. Diese Zahlen beinhalten Mittelbindungen
für Pilotprojekte, innovative Aktion,
Studien und Gemeinschaftsinitiativen
gemäß Artikel 3 und Artikel 12 Absatz 5."

XVIII. VERSCHIEDENES
EWG-Rechtsakte
358 R 0001: Verordnung Nr. l des Rates
vom 15. April 1958 zur Regelung der
Sprachenfrage für die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft (ABl. Nr. 17 vom 6. 10.
1958, S. 385/58), geändert durch.
— 172 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
von Großbritannien und Nordirland
(ABl. Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).
a) Artikel l erhält folgende Fassung:

„Artikel l
Die Amtssprachen und die Arbeits-
sprachen der Organe der Gemein-
schaft sind Dänisch, Deutsch, Eng-
lisch, Finnisch, Französisch, Grie-
chisch, Italienisch, Niederländisch,
Norwegisch, Portugiesisch, Schwe-
disch und Spanisch."

b) Artikel 4 erhält folgende Fassung:
„Artikel 4
Verordnungen und andere Schrift-
stücke von allgemeiner Geltung
werden in den zwölf Amtssprachen
abgefaßt."

c) Artikel 5 erhält folgende Fassung:
„Artikel 5
Das Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften erscheint in den
zwölf Amtssprachen."

EURATOM-Rechtsakte
358 R 5001(01): Verordnung Nr. l des
Rates vom 15. April 1958 zur Regelung
der Sprachenfrage für die Europäische
Atomgemeinschaft (ABl. Nr. 17 vom 6. 10.
1958, S. 401/58), geändert durch:
— 185 I: Akte über die Bedingungen des

Beitritts und die Anpassungen der Ver-
träge — Beitritt des Königreichs Spanien
und der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

a) Artikel l erhält folgende Fassung:
„Artikel l
Die Amtssprachen und die Arbeitsspra-
chen der Organe der Gemeinschaft sind
Dänisch, Deutsch, Englisch, Finnisch,
Französisch, Griechisch, Italienisch, Nie-
derländisch, Norwegisch, Portugiesisch,
Schwedisch und Spanisch."

b) Artikel 4 erhält folgende Fassung:
„Artikel 4
Verordnungen und andere Schriftstücke
von allgemeiner Geltung werden in den
zwölf Amtssprachen abgefaßt."

c) Artikel 5 erhält folgende Fassung:
„Artikel 5
Das Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften erscheint in den zwölf
Amtssprachen."
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ANHANG II

Liste nach Artikel 30 der Beitrittsakte

I. HANDELSPOLITIK

1. 394 R 0517: Verordnung (EG) Nr. 517/94
des Rates vom 7 März 1994. über die
gemeinsame Regelung der Einfuhren von
Textilwaren aus bestimmten Drittländern,
die nicht unter bilaterale Abkommen, Proto-
kolle, andere Vereinbarungen oder eine
spezifische gemeinschaftliche Einfuhrrege-
lung fallen (ABL Nr. L 67 vom 10. 3.
1994, S. 1).

Anhang III A ist durch die Angabe der
Erzeugnisse mit Ursprung in nicht in
Anhang II aufgeführten Ländern zu ergän-
zen, für die die Überführung in den freien
Verkehr am 31. Dezember 1993 in den
neuen Mitgliedstaaten mengenmäßigen
Beschränkungen unterlag. Infolgedessen ist
die Formulierung „gemäß der Verordnung
(EWG) Nr. 288/82" in Artikel 2 Absatz l
dritter Gedankenstrich zu streichen.

Schweden:
Wo angemessen, sind die Tabellen in
Anhang III B, Anhang IV und Anhang VI
anzupassen, um die neuen Höchstmengen
anzugeben, die den bestehenden Handels-
beziehungen Schwedens Rechnung tragen.

Österreich, Norwegen und Finnland:
Wo angemessen, sind die Tabellen in
Anhang III B, Anhang IV und Anhang VI
anzupassen, um die neuen Höchstmengen
anzugeben, die dem Beitritt Österreichs,
Norwegens und Finnlands Rechnung tragen.

2. 392 R 3951: Verordnung (EWG) Nr. 395l/
92 des Rates vom 29 Dezember 1992 über
die Einfuhrregelung für bestimmte Textil-
waren mit Ursprung in Taiwan (ABl.
Nr. L 405 vom 31. 12. 1992, S. 6), geän-
dert durch:
— 394 R 217: Verordnung (EG) Nr. 217/

94 vom 24. Januar 1994 (ABl. Nr. L 28
vom 2. 2. 1994, S. 1).

Schweden:
Wo angemessen, sind die Tabellen in
Anhang II anzupassen, um die neuen
Höchstmengen anzugeben, die den
bestehenden Handelsbeziehungen Schwe-
dens Rechnung tragen.

Österreich, Norwegen und Finnland:
Wo angemessen, sind die Tabellen in
Anhang II anzupassen, um die neuen
Höchstmengen anzugeben, die dem Beitritt

Österreichs, Norwegens und Finnlands
Rechnung tragen.

II. FISCHEREI
1. 392 R 3759: Verordnung (EWG) Nr. 3759/

92 des Rates vom 17 Dezember 1992 (ABl.
Nr. L 388 vom 31. 12. 1992, S. 1).

Die an den Anhängen I und VI dieser
Verordnung vorzunehmenden Änderungen
mit dem Zweck, neue Fischarten aufzuneh-
men, werden während der Interimszeit auf
Vorschlag der Kommission vorgenommen;
dabei werden die von den Mitgliedstaaten
der Union sowie den Beitrittsstaaten zu
liefernden Daten berücksichtigt.

Die an Artikel 5 vorzunehmende Änderung
mit dem Zweck, die Mitgliedstaaten zu
ermächtigen, ausschließliche Erzeugerorga-
nisationen anzuerkennen, werden während
der Interimszeit auf Vorschlag der Kommis-
sion vorgenommen.

2. 393 R 2210: Verordnung (EWG) Nr. 2210/
93 der Kommission vom 26. Juli 1993 über
Mitteilungen im Rahmen der gemeinsamen
Marktordnung für Fischereierzeugnisse und
Erzeugnisse der Aquakultur (ABl. Nr. L 197
vom 6. 8. 1993, S. 8).

Vor dem Beitritt wird nach dem entspre-
chenden Verfahren eine Liste der repräsen-
tativen Märkte und Häfen erstellt.

ANHANG III
Bestimmungen nach Artikel 32 der Beitrittsakte

1. 376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für Düngemittel (ABl. Nr. L 24 vom
30. 1. 1976, S. 21), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission
vom 23. Juli 1993 (ABl. Nr. L 185 vom
28. 7 1993, S. 30).
Artikel 7, insofern als der Cadmiumgehalt
von Düngemitteln und die Kennzeichnung
dieses Gehalts betroffen sind.

2. 391 L 0157: Richtlinie 91/157/EWG des
Rates vom 18. März 1991 über gefährliche
Stoffe enthaltende Batterien und Akkumula-
toren (ABl. Nr. L 78 vom 26. 3. 1991,
S. 38), zuletzt geändert durch die Richtlinie
93/86/EWG der Kommission vom
4. Oktober 1993 (ABl. Nr. L 264 vom
23. 10. 1993, S. 51).

Artikel 9, hinsichtlich des Quecksilbergehalts
von Alkali-Mangan-Batterien, einschließlich
Knopfzellen-Batterien nach Artikel 3
Absatz 1.
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3. 367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des
Rates vom 27 Juni 1967 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Stoffe (ABl. Nr. L 196
vom 16. 8. 1967, S. 1), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 93/101/EWG der
Kommission vom 11. November 1993 (ABl.
Nr. L 13 vom 15. 1. 1994, S. 1).
a) Artikel 30 in Verbindung mit den

Artikeln 4 und 5, hinsichtlich der
i) Anforderungen an die Einstufung,

Kennzeichnung und/oder besonde-
"> ren Konzentrationsgrenzwerte für

die Stoffe oder Stoffgruppen, die in
Anhang I der Richtlinie und in der
beigefügten Anlage A aufgeführt
sind, insofern als Norwegen die
Verwendung anderer Einstufungen,
Kennzeichnungen und/oder beson-
derer Konzentrationsgrenzwerte für
diese Stoffe verlangen kann.

ii) Kriterien für die Einstufung und
Kennzeichung krebserregender Stof-
fe gemäß Anhang VI Nummer 4.2.1
der Richtlinie, insofern als Norwe-
gen die Verwendung anderer Krite-
rien für die Einstufung sowie andere
Anforderungen für die Verwendung
bestimmter R-Sätze verlangen kann.

b) Artikel 30 in Verbindung mit den
Artikeln 4 und 6 der Richtlinie, hinsicht-
lich der Anforderungen an die Ein-
stufung, Kennzeichnung und/oder
besonderen Konzentrationsgrenzwerte
der Stoffe oder Stoffgruppen, die nicht
in Anhang I der Richtlinie aufgeführt,
aber in der beigefügten Anlage B
enthalten sind, insofern als Norwegen
die Verwendung von Einstufungen,
Kennzeichnungen und/oder Konzentra-
tionsgrenzwerten für diese Stoffe ver-
langen kann.

c) Artikel 30 in Verbindung mit Artikel 23
Absatz 2 Buchstabe d der Richtlinie,
insofern als Norwegen die Verwendung
eines zusätzlichen nicht in Anhang III
der Richtlinie aufgeführten R-Satzes
(„R-215") verlangen kann.

d) Für Stoffe, die unter die vorstehenden
Buchstaben a und c fallen, die Bestim-
mungen des Artikels 23 Absatz 2 der
Richtlinie, wonach der Vermerk „EWG-
Kennzeichnung" zu verwenden ist.

4. 388 L 0379: Richtlinie 88/379/EWG
des Rates vom 7 Juni 1988 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten für die
Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Zubereitungen (ABl.
Nr. L 187 vom 16. 7 1988, S. 14), zu-

letzt geändert durch Richtlinie 93/18/
EWG vom 5. April 1993 (ABl. Nr. L 104
vorn 29. 4. 1993, S. 46).

a) Artikel 13 in Verbindung mit den
Artikeln 3 und 7, hinsichtlich der Zube-
reitungen, die Stoffe im Sinne von
Nummer 3 Buchstaben a, b und c dieses
Anhangs enthalten.

b) Artikel 3 Absatz 3 Buchstabe b, hinsicht-
lich Untersuchungen von Zubereitungen
betreffend die sensibilisierenden Wirkun-
gen.

5. 378 L 0631: Richtlinie 78/631/EWG des
Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
für die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung gefährlicher Zubereitungen
(Schädlingsbekämpfungsmittel) (ABl.
Nr. L 206 vom 29 7 1978, S. 13), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG
des Rates vom 30. April 1992 (ABl.
Nr. L 154 vom 5. 6. 1992, S. 1).

6. 391 L 0414: Richtlinie 91/414/EWG des
Rates vom 15. Juli 1991 über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl.
Nr. L 230 vom 19 8. 1991, S. 1).

Artikel 15 und 16 Buchstabe f, sofern diese
Vorschriften über Einstufung und Kenn-
zeichnung Bezug nehmen auf die Richtlinie
78/631/EWG des Rates vom 26. Juni 1978
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpak-
kung und Kennzeichnung gefährlicher
Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmit-
tel) (ABl. Nr. L 206 vom 29 7 1978,
S. 13), zuletzt geändert durch die Richtlinie
92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992
(ABl. Nr. L 154 vom 5. 6. 1991, S. 1).

Anlage A

NAME EWG Nr.

Ethylacrylate
Toluol-2,4-diisocyanat
Toluol-2,6-diisocyanat
Dinitrotoluol

(alle Isomeren)
Methylbromid
Calciumchromat
Quecksilber, organische

und anorganische
Verbindungen

Terpentin
Bariumchloride

(Bariumsalze .)
n-Hexan
Vanadiumpentoxid

607-032-00-X
615-006-00-4
615-006-00-4

609-007-00-9
602-002-00-2
024-008-00-9
080-002-00-6
080-004-00-7

650-002-00-6

056-002-00-7
601-037-00-0
023-001-00-8
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Anlage B

NAME

Bariumchromat
N-Phenyl-2-naphthylamin
Benzpyren
Chrysen

Teeröl
Inden( l ,2,3-cd)pyren
Kobalt(-II-)chlorid
Kobalt(-II-)sulfat
Nickelchlorid
N-Phenyl-N'-Isopropyl-p-phenylen-diamin
Tetramethylthiurammonosulfid
Chloroacetaldehyd

ANHANG IV

Liste nach Artikel 39 Absatz l der Beitrittsakte

Name des Fischereifahrzeugs Äußeres
Kennzeichen

Ruf-
zeichen

Tonnage

1969
(Oslo)

1948
(London)

Maschinen-
leistung

FISCHEREIFAHRZEUGE FÜR DEN DEMERSALEN FANG

A) Fischereifahrzeuge über 200 GT
SYLTEFJORD
KJ0ELLEFJORD
JERGUL
VADS0JENTA
BERLEVÂGFISK I
BARENSTRÂL
PERSFJORD
NORDFJORDTRÂL
KJELSVIK
KJ0LNES
DOGGI
KERAK
NORDKYN PIONEER
RAIRO
STALLO
SKAIDI
GARGIA
ODD ERIK
KONGSFJORD
RISTON
REM0YTRÂL
KVITSJ0EN
JOHN ERIK
L0NNING JUNIOR
SJ0MANN"
EIDEFISK
FAIRY

F-l-BD
F-l-LB
F-2-H
F-2-VS
F-5-B
F-7-M
F-10-BD
F-24-BD
F-26-LB
F-32-NK
F-42-H
F-50-V
F-53-G
F-69-H
F-84-H
F-86-H
F-87-H
F-90-BD
F-100-BD
F-136-HV
F-220-BD
M-600-0
H-7-B
H-18-B
H-20-B
H-21-B
H-50-B

LNYG
LLSU
LGEB
LHNX
LMET
JXBW
JXQS
LMSR
JXPS
LMQO
LLJJ
LJBE
LJMS
LLAX
JXTZ
LNMY
JWWB
JXAX
JXMG
LATR
JXOK
LCHR
LEQI
LGUU
LCGR
LHTK
LEHD

415

321

263

678
236

1662

999
552
492
336
285
334
284

299
297
.299
299
299
191
299
299
124
297
299
296

299
299
299
299
236
499
296
499

248

184

169

199

1103
1103
882

1103
882
730

1.103
919
691
882
882

1103
551
882
882
882

1617
486

2427
1066
1838
3278
1199
460
786
735
852
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Name des Fischereifahrzeugs

TAELAVÂG

KLIPPSTEIN
B0MMELFISK
HORDAGUTT
TRYGVASON
VOLSTAD VIKING
OTTO WATHNE
TAMPEN
HOPEN
VAREGG
SKARHAUG
SKARHEIM
SOLHEIM SENIOR
SYNSRAND
VARAK
KVALSKJjER
GEIR
TORE JUNIOR
LEINEFISK
FLUD
LANGVIN
LORAN
VOLSTAD
KJALKEN
GRANIT
NY-ARGO
BJ0RNHOLM
SVANODD
HOLBERG
KVALSVIK

MALEBUEN
ARCTIC
TORBERG
ROALDNES
KARL VAD0Y
STÂLBJ0RN
M0RETRÂL
HUS0Y

Äußeres
Kennzeichen

H-59-S

H-64-B
H-166-B
H-220-B
H-310-B
M-l-A
M-l-H
M-l-HD
M-1-H0
M-l-VD
M-2-H
M-8-A
M-8-F
M-8-S0
M-9-A
M-9-H0
M-12-H
M-15-G
M-15-H0
M-16-H0

M-19-A
M-19-G
M-20-A
M-22-H0
M-23-VD

M-24-G
M-25-S
M-26-H0 .
M-28-S
M-29-H0

M-44-F
M-32-VD
M-35-G
M-37-G
M-44-U
M-49-F
M-50-H
M-50-S0

Ruf-
zeichen

LFNB
LCLC
LGMS
LIUL
LMPP
LAIR
LHBL
LAÖW
LADD
JXWX
LAQE
LLJU
IAHE
LAUS
LNOA
LJKG
LAQS
LFWZ
LAGH
JWOM
JXS2
LANJ
JXVF
JWVC
JXJU
LCKU
LMCF
LAXT
LATX
JWSC
LNZW
LHIY

LGQK
LMNL
JXWB
LAH2
LNIF
LAVX

Tonnage

1969
(Oslo)

261

280
251
271

257
1593

1806
689

1621

347
761

264

299
538
216
566
308

1718
465

2412

317
1345

205

289
300
915
330
225

328
310
465
566
298
354

1948
(London)

159

187

250

270

168

1150
299

2280
799
173

496

213

297

224

172

189

176

797

466

1113

499

205
189

422

264

456

131

176

298
249

Maschinen-
leistung

889

460

507

507
790

2574

1176
3000
2940

2647

441

735

625

728

1103
853

808
581
674

507
2940
610

3000

588
2250

368
570
900

882
882
367

1323
827

1456
636
790

1102
441



247717 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Name des Fischereifahrzeugs

VESTLINER
KVALSTEIN
NORD0YTRÂL
0YLINER
GUNNARSON
GEIR PEDER
SKJONGNES
PERO
RAMOEN
BJ0RN0Y
BROEGG
VONAR
SKAREGG
SANDEVyERING-
H0GSTEIN
JUVEL
SEIR
KORALEN
BRIM0Y
SOLSKJyER
BJ0RNHAUG
SOL0YVÂG
FURNESTRÂL
ROSUND
SvETRING
HAVBRYN
HUSBY SENIOR
ELDORADO
BRATTEGG
HUSBY
SJARM0R
TENOR
STÂLEGG SENIOR
KATO
ULLA
GAYSER SENIOR
KAP FARVEL

Äußeres
Kennzeichen

M-55-VN
M-58-H0
M-59-H
M-61-AV
M-70-M
M-71-H
M-72-G
M-81-VD
M-83-VD
M-84-VD
M-85-H
M-88-S0
M-89-G
M-91-S
M-98-G
M-102-S
M-104-H
M-106-H
M-106-S
M-107-G
M-109-H
M-112-F
M-116-G
M-117-G
M-123-G
M-125-H
M-130-AV
M-132-SK
M-133-G
M-140-AV
M-142-A
M-158-A
M-165-S
M-192-S0
M-196-S0
M-202-H
M-206-H

Ruf-
zeichen

LEZS
LDQV
LHWR
LETQ
LNCR
LAUE
LCBG
LMJF
LEQB
JXTY
LAQT
LJNQ
LAPQ
LKMX
JXJT
LAMY
JXDZ
JXNV
JWZX
LNYK
LJOK
LNCL
LJBT
LNWV
LHAH

JXJQ
LCGZ
JWNB
JXQN
LIAQ
LNWQ
LALU
LHOK
LLJC
LGGD
LMTR
LCKT

Tonnage

1969
(Oslo)

295

298

391

240

271

1499

2487

1565

515

306

499

230

425

2487
362

1932

263

245

243

958

374

1591

703

272

1630

374

295

215

240

186

323

1948
(London)

173

267

413

209

148

166

296
784

654

199

120

199

229

126

1312

499

263

297

100

148

238

499

208

168
594

209

143

914

225

337

323

453

Maschinen-
leistung

441

827

1103

441

588

330

1176

1911

3375
2427
1059

525

1471

368

678

3309
400

2647
375

882
294

588

827
1654

514

2206
790

404

2206
551
368

3366
514

551

507

485

1103



2478 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Name des Fischereifahrzeugs

HOLMINGEN

NYVOLL SENIOR
HAVSTRAND

GOLLENES
ELDBORGTRÂL

LEINEBRIS
B0TRAL IV

LOFOTTRÂL I
LOFOTTRAL II
BALLSTAD

VESTVÂG0Y
VÂGAMOT

ANDENESFISK II

LOFOTTRÂL III
BARAGUTT
R0STNESVÂG
NORDTIND
STÂLEGG JUNIOR
R0STFISK
VESTTIND
SORTLAND
STÂLTIND
ISFJORD
KIRK0Y
MYREFISK II

B0TRÂL III

PRESTFJORD
AND0YBUEN

AND0YTIND
BLEIKS0Y
ANDENESFISK I
0KSNESFISK 1
VTKNAFISK

BREISTRAND

NAJADEN

RYVING
KONGSTEIN

Äußeres
Kennzeichen

M-218-SM

M-225-G

M-225-H

M-276-H0

M-292-A

M-555-H0

N-1-B0

N-l-W

N-2-W

N-3-W

N-4-W

N-6-W

N-8-A

N-ll-W

N-14-TS
N-14-W

N-15-H
N-15-W

N-25-RT

N-32-H

N-40-H

N-62-H

N-100-0

N-110-0

N-120-0

N-152-B0

N-200-0

N-215-A

N-230-A

N-260-A

N-431-A
N-440-0

NT-40-V

N-445-0

R-7-K

. R-9-K

R-17-ES

Ruf-
zeichen

LKPX

LALS

JXUS
JWTN

JXQZ

JWNF
LHLU
JWQR
LKSA
LJIF

JWZT
LCKM

JXRD

LAPE

LGUP

LEDC

LNMM
LGSA

IAHT

LNNS

LAOJ

LKON

JWZF

LCZG
LGBZ
LAQA
JXNA
JXIL

LHFO
JXPQ
LLOW

LMZS
LKRP
LMTC
LAFB
LNTK

LGTS

Tonnage

1969
(Oslo)

271

2066

422

2136

492

1659

1196

293

290

310

277

299

580

1659

609

599

319

299

299

296

1948
(London)

84

171

1086

496

137

465

297

299

296

297

299

495

162

298

146

214

291

296

497

299

297

485

298

495

298

299

223

298

298

191

299

166

299

Maschinen-
leistung

323

404

2647

1051

2942

569

1323

1103

1103

1323

1103

1323

2206

2052

335

1168

1103

625

393

1103

1323
1294

992

882

1544

1103

2206

1103

1323

448

1103

1103

423

1123
404

882

661



247917 Stuck — Ausgegeben am 13 Janner 1995 — Nr 45

Name des Fischereifahrzeugs

ANNE KRISTIN
THOR ERLING
VEATRÂL
TONNY
SIREVÂGSBUEN
PATCHBANK
TRAAL
0STREM
LEANJA
TUMLAREN
MARANDI
LEIK
NADIR
SILVER
RIGU
BENTIN
NORDSJ0TRÂL
KARM0Y VIKING
MOSTEIN
LINGBANK
ARIZONA
NORLI
HAASTEIN
ANDAVÂG
NYE RINGBAS
STÂLSUND
SJ0V.ER
F0RDE
AARSHEIM SENIOR
MÂL0YSUND
HAUGEFISK
F0RDE JUNIOR
FR0YANES JUNIOR
FJELLM0Y
FISKEVjER

LYNGHOLM
R0YRBUEN
MÂL0YFISK

Äußeres
Kennzeichen

R-19-ES

R-20-ES

R-21-K

R-22-HA
R-30-HA
R-30-K
R-31-K

R-34-U
R-39-K
R-44-K
R-55-ES
R-65-K
R-66-K
R-71-U
R-146-ES
R-219-K
R-230-K
R-260-K
R-370-K
R-510-K
R-673-K
R-717-K
R-737-K
SF-l-F
SF-l-V

SF-5-S
SF-6-A
SF-6-B
SF-ÏS-S
SF-6-V
SF-7-B
SF-12-B
SF-15-S
SF-19-V
SF-20-B
SF-20-S
SF-30-S
SF-31-V

Ruf-
zeichen

LEUC
LHAG
LCFW
LDVR
LGHH
LKAJ
LALI
JXJH
JXTB
LARW
JWLW
LFUI
LDNK
LLTJ
JXDY
LAIL
LHFQ
LAWG
LJXH
LNWW
LKS2

JXQJ
LGQU
LEDT
LGDT
LEKF
LALK
LMHQ
LLBC
LEJ2
LGNG
JXOY
LIRC
JXVB
LHYH
JX2I
LFXK
LDHJ

Tonnage

1969
(Oslo)

264

249

242

297

217

341
376
319
247
265
236
286
286
291
220
235
210
552

286
214

363
226
214
144

379
203
562
402

354

633
383
508
384

1948
(London)

264

164

297

217

236

240

176

166
246

186
160

136

170
149
235
170
214

269
202

172

241

298

192
236
200
223
157
222
213
218
235

Maschmen-
leistung

485
595
617

1080
809
606

1080
625

1011
853
625

1029
706
661
625
404
625

3309
441
566
975
625
593
382
514
367
672

483
507
485
441
728
507
669
625
368
551
485



2480 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Name des Fischereifahrzeugs

VESTKAPP

FERNANDO
0YAREN
KAMARO
0YFISK
OLE SjETREMYR
KELTIC
FR0YLINER
GISUND
NORDROLLNES
BJ0RGVIN SENIOR
S0R-TROMS
KASFJORD
LANGENES
TROMSLAND
NORDSTAR
TOPAS
T0NSNES
ROSSVIK
NYHORIZONT
ANNY KRÄMER
SENJABAS
FLAVORING
HÂK0Y II
REMIFISK
SNORRE
STENBAKKEN
MEFJORDBAS
NORDFANGST
KÂG0Y
SKJERV0YFISK
EIGENES

Äußeres
Kennzeichen

SF-50-S
SF-50-V
SF-51-V
SF-70-V
SFi93-V
SF-100-V
SF-211-V
ST-85-F
T-2-H

T-3-H
T-3-LK
T-5-H
T-7-H

T-8-TK
T-10-LK
T-12-I
T-23-H
T-24-T
T-33-T
T-34-T
T-35-T
T-42-BG
M-7-H0
T-50-T
T-63-BG
T-77-T
T-90-T
T-101-BG
T-145-LK
T-165-S
T-667-S
VA-70-F

Ruf-
zeichen

LGRD

LGML
LLLY
LGBQ
LMRF
LGFE
LJSL
LAPR
LHQL
LCYA
JXCK

LDEE
JWOD
LGWZ
JXDH
LHXV
JXVC
LAIH
LNJV
LGAT
LIZY
JXOC
LMOR
LMXC
LIPD
LGLJ
LGOD
LAYV

JWPJ
LCEM
LMNJ
LANW

Tonnage

1969
(Oslo)

438

371

344

310

281

581

846

299

356

668

1198

215

236

296

181

1948
(London)

248

209

252

198

197
498

467

299
408

299
176

1428

660
329

295

298
477

215
292

298
204

121

270

153
298

358

Maschinen-
leistung

529

470
441

551

367

2500
606
790

1544

1103
1103

1103
1103
595

1765
1691

2743
1103
1103

882

1765

565
919

1103

485

625
201

485

625
1103

919
551

B) Fischereifahrzeuge unter 200 GT

RANDI

TOR-ARNE

VALANES

LEIRVIK

AA-34-L

F-22-VS

F-92-NK

F-110-L

3YCJ

JXGE

LEDH

JWMR

199

170

24

49

169

312

735

595



248117 Stuck — Ausgegeben am 13 Janner 1995 — Nr 45

Name des Fischereifahrzeugs

TOM IVAR
L0NNINGEN
MILAND JUNIOR
FEIEBUEN
ANGELTVEIT
VESTHAV
STRIDSHOLM
FEIE

BERGVAG
HAUGE SENIOR
FISKENES
STOKKE SENIOR
NESBAKK
ANNE BEATE
VEVANGTRÂL

HARHAUG
REITEBRIS
BR0DRENE V
OLAGUTT
GJERDSVIK

METRO
VORLAND
AUD-LILL
HARTO JUNIOR
BLÂSTHOLM
0YBAS
LESTASKJER
VEIDAR I
0YBARD
NYFALKEN
ROLLON
TORITA
ELDBORG
TRvENABANKEN
FLID I
JOHNSON SENIOR
ÂSER0YBUEN
SOLSTRAND

Äußeres
Kennzeichen

F-123-L

H-2-B

M-23-MD
H-22-FE
H-24-F
H-65-B-
H-83-OEN
H-115-FE
M-2-F
M-2-S
M-7-SA
M-12-U
M-13-G
M-15-SA
M-18-EE

M-20-H
M-35-HOE
M-40-HOE
M-45-SO
M-51-S
M-57-H
M-58-H
M-60-AK
M-61-SOE
M-64-F
M-71-HOE
M-92-G
M-109-G
M-122-G
M-195-HOE
M-199-HOE
M-206-A
M-291-A
N-l-TN
N-2-LN
N-5-BR
N-6-BR
N-63-F

Ruf-
zeichen

JWLD

LAJN
LAQX
LANN-
LCRI
LOGO
LNFG
JWOC
LHRG
LGBC
LLFX
LADH
JWZZ
LGWN
LLOL

LFCO
LKAL
LKGS
LK2457
LILH
LK3270
LAKW
LEVW
JXSF
LMPD
LJRA
JXXL
LDUR
LGNO
LJNV
JWVW
LDFK
LFRM
LLVD
LKNG
LEGZ
LNRE
JXEW

Tonnage

1969
(Oslo)

198

100

136

199

273

177

1948
(London)

85

64

49

74

36
49
70

196
199

121

176

196

197

82
38
87
58
25

188
164
76

129
49

191

145

104

26

181
189
174

177
80
99
75
79

Maschinen-
leistung

330
661
269
147

345
239

73

268
441

415

397

294

367
625

485
241

176
330
276
183
312
404
252
577
235
441

459
235
191
404
367
441
570
268
404

323
367



2482 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Name des Fischereifahrzeugs

R0STBANKEN
JARO
VIGGO ANDRE
BRUSTEIN
HAVLINER
KORAL SENIOR
HENNINGSVyER
VESLEGUNN
STANGHOLM
SAJANA
CALYPSO
SANDER
ROYAL
STRÂLAU II
HÂFLU
SKUDEFJORD
CONSOL
GAMA
SEIDON
VEIDING
VEAVIK
BRANNFLU
NORDLENDING
SKÂRHOLM
0STHUS I
KVERNSUND
VIKINGBANK
VEAGUTT
STATTHAV
REMO
HOPLAND SENIOR
KNAUSEN
BLUEFIN
NYBAKK
SKJONGHOLM
SVEBAS
GOLD DOLLAR
HUGIN

Äußeres
Kennzeichen

N-100-F
N-lll-OE
N-lll-W
N-2-SG
N-3Ö1-BR
N-345-W
N-415-V
OE-8-H
OE-22-H
R-l-ES
R-2-ES
R-8-K
R-10-ES
R-27-ES
R-29-B
R-46-K
R-51-U
R-62-ES
R-64-ES
R-67-K
R-69-K
R-70-H
R-89-K
R-112-K
R-124-K
R-157-K
R-225-K
R-494-K
SF-l-S
SF-2-S
SF-ll-V
SF-44-V
SF-76-F
SF-78-V

SF-89-F
SF-240-F
SF-300-A
ST-3-F

Ruf-
zeichen

LM5277

LACF
JWRA
LJOV
LHBU
3YZT

LJUP
LM2977
LM3813
JXJK
LGYZ
JWLQ
LNNE
LIUN
LLMG
LCVL
LFCF
LNDP
LLEX
LAYI
LFPA
LM3202
JWOV
LDTX
3YKI
JWQF
LMQU
LEKC
JWTE
LDWS
JWPD
LMFG
JXHD
JXPH
LFVN
JXHY
LNHQ
LGYA

Tonnage

1969
(Oslo)

150

190

92
71

51

99

1948
(London)

24

160

40
23

179
19
95
24
23

96
167
158
93
47

48

104
49
49
49
49

117
32

136

24

116
199
139

192

53
138

96
99

85
44

Maschinen-
leistung

297

514

202

252

492

169 '

529

220 '

238 '
360
735
500
441 •
275
367
220 '
250 •
294
360
330
312

191 .
514
465
294

551
367
441
404
309
251
329
343
338
220
397
330

308



17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45 2483

Name des Fischereifahrzeugs

STIG MAGNE
TRON0Y
PANTER
ORION
MORTEN LARSEN
KRISTIAN JOHANSEN
ED0YVjERING
VASSHOLM
STEIN ARNE
HELG0YSUND
ELSY
SHEIK
S0RLYS
RACON
JYTTE ROSS
STÂLGUTT
NESEJENTA

SAILOR
PIRAJA
PONNY
LEIF JUNIOR
KVEITA

Äußeres
Kennzeichen

T-7-TK

T-88-B

TK-54-BL
T-106-T

T-160-BG
T-361-T
T-760-T
V-71-L

VA-6-LS
VA-8-F
VA-11 -F

VA-60-S
VA-62-K
VA-65-S
VA-79-K
VA-87-K

VA-87-LS
VA-90-F
VA-95-K
VA-96-F
VA-133-FS
VA-200-M

Ruf-
zeichen

JWRR

LANT
LK4069
JWP

LLKK
LKEU
LK2713
LM2791

LM9510
LNRL

LKJS
LDEV

LMPI
LAZW

JXER
LEPK

JWWK
LDHD
LMTJ
LLYY
LM3122

LM6346

Tonnage

1969
(Oslo)

49

64

1948
(London)

167

148

12

199

159

45
24

14

99

47

24

68

137
49
49

48

90
145
48
23
17

Maschinen-
leistung

459

367
111

595
367
463
297

143
102

507
294

132
360
415

330
382

240
382
691

268
180
122

LISTE DER FISCHEREIFAHRZEUGE FÜR DEN PELAGISCHEN FANG

A) Blauer Wittlung, Hering und Makrele

BJARNE NILSEN

M. NILSEN

KRISTIAN RYGGEFJORD

GARPESKJjER

TORBAS
KARAHAV

HAVBAS

FONNES

GARDAR

HARGUN

ENDRE DYR0Y

LIGRUNN

F-45-H

F-47-H

F-95-M

F-160-M

F-231-M

F-272-M

F-574-M

H-l-AM

H-5-AV

H-5-0

H-6-F

H-8-F

LEJN

LKVW

LEHS

LAWQ

LJEB

LMAD

LHWO

LNGE

LAWO

LIWO

LLXE

LEOY

528

208

470

599

710

1695

1261

982

1152

620

595

713

799

768

882

684

2059

3116

625

2205

827

809

3000

1765

2399

1765



2484 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Name des Fischereifahrzeugs

M0GSTERFJORD
KNESTER

SLAATTER0Y
HAVDR0N
LAFJORD
ELDJARN
SOLVÂR VIKING

GERDA MARIE

STAAL0Y
SUDER0Y

HAUGAGUT
KROSSFJORD
R0TTING0Y
LIBAS
MALMEN

MARON
TALBOR
HAVBRAUT
BIRKELAND
LIAFJELL

H. 0STERVOLD
VERDI
STOREKNUT
HARDHAUS

VESTERVEG
VESTVIKING
TOFT0YSUND
ORDINAT
HAVGLANS
VENDLA

EROS

ARTUS
LEINEBJ0RN

HAVBRIS
FL0MANN
KINGS BAY
STRAND SENIOR

Äußeres
Kennzeichen

H-10-AV

H-ll-AV

H-12-AV

H-12-BN

H-19-AV

H-28-AV

H-30-B

H-32-AV

H-38-AV

H-50-A

H-50-AV

H-69-S

H-73-O

H-75-F

H-83-S

H-84-F
H-87-AV

H-88-AV

H-118-AV

H-121-F
H-128-AV

H-132-AV

H-148-AV

H-160-AV

H-169-AV

H-190-AV

H-202-B

H-250-AV

H-325-0N

H-369-AV

M-17-H0

M-2-H0

M-3-H0

M-4-H

M-5-HD

M-21-H0

M-25-H

Ruf-
zeichen

JXXP

LLVC

JXAM

LAIV

LHDO

LEBS
LMWW

LAUF

LHAI

LAIU

LAQD

LHEO

LLYS

LGLN
LCMT

LDBS

LMRX
LNPB
JWTD
LJUK

JXMU

LNPN
LDOG

JXME
LADL
LIAB
LENP
LGFN
LNXT
LNPF
LHKO

JWQU
LHRE
LKOL

LAXZ

LGWK
JWZU

Tonnage

1969
(Oslo)

1085

1296

1126

287

1651

1276

1694

479

443

768

727

2201

2056

880
852

1846

1368

1759

2571
964

1948
(London)

557

1147

696

815

701

455

1348

301

633

917

1000

821

1506

632

800

287

542

941

1255

999

939

853

Maschinen-
leistung

2250

1080

2397

1103

1543

2204

853

3089

2206

1765
2964

1055

882

2646

735

661

1544

1471

1799

1603

2940

1719

- 3528

2940
1912

1176

485

1985

809

2206

2205

2436

1911

2574

1544

4410

1323
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Name des Fischereifahrzeugs

MELSHORN
S^EBJ0RN
SIGLAR
VESTBAS
NORDSJ0BAS
STORMFUGLEN
SJ0BRIS
VOLSTAD JR.
SMARAGD
NYBO
LAFJELL

INGER HILDUR

FISK

TEIGENES
MID0Y VIKING
HOLMSUND
GUNNAR LANGVA

HAVSNURP
ZETA
ESPEVyER

HER0YTRÂL

NEPTUGES
KINGS CROSS
DYRNESVAG

HAVSKJER
SJARM

NILS HOLM

LUR0Y

SENIOR

STRAUMBERG

GRETE KRISTIN
R0DHOLMEN
M. YTTERSTAD
NORDFISK
ASBJ0RN SELSBANE

TR0NDERBAS

KETLIN

Äußeres
Kennzeichen

M-26-HD

M-27-VD

M-31-H0

M-33-H0

M-34-H0

M-38-AV

M-46-H0

M-49-A

M-64-H0

M-65-MD

H-77-AV

M-100-F

M-105-A

M-120-H0

M-127-MD

M-19-H

M-189-A

M-195-MD

M-240-H0

M-344-H0

M-347-H0

M-353-H

M-416-H0

M-435-SM

M-448-A

M-472-SM

M-495-SM

N-l-L

N-l-LN

N-2-LF

N-2-V

N-16-W

N-25-LN

N-50-B

N-94-LN

NT-200-V

N-119-SO

Ruf-
zeichen

LLHW

LKOJ

LLCX

LLXH

LGSP

LFWS

LELC

LAES

LGSE

LLXJ

LKTF

LEDG

LMRU
JWSG
LMLL

LDGA

JXIJ
JWOK
LIRA

LAEI

LKDQ

LDCM

LHUZ
LGGM
LEGI

JWYL

LAIZ

LECY
LNQD

LIOD

LDVK

LKER

JXAY

LEHK

JWRT
JXXK

LMRJ

Tonnage

1969
(Oslo)

714

531

978

1286

757

639

688
614

903

1505

601

1135

1443

1032

365

442

904

389

1332

342

1948
(London)

408

639

814

309

617

441

723

426

865

276

594

694

939

269
912

296

499
927

342

685

265

1481

543

285

Maschinen-
leistung

1176

808

956
1029

1764

507

3280
882

2242

882

1257

1544

1764

1621

735

661

2205

735

2647

1287

1323

1765

1941

735

2206

500

588

1765

2059

785

1415
882

2250

1279

827

2250

735
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Name des Fischereifahrzeugs

SELVÂG SENIOR
VERBAS
VEA

HOLMSJ0
ROALDSEN SENIOR
VARBERG
SISSEL ELISABETH

ATLANTIC VIKING
RINDENES
ARGUS JUNIOR
VESTFART
FISKEBAS
VIKING I
SVANAUG ELISE
RAV

GEIR JOHANSEN
NORSEL
TROMSBAS
FRANTSEN JUNIOR
STORTIND
TROMS0YBUEN
TORSON
0STBAS
HARMONI

Äußeres
Kennzeichen

N-510-ME
R-2-H
R-10-K
UM-62-G
R-52-ES
M-100-H
SF-6-SU
SF-8-V
SF-10-F
SF-17-V
SF-22-B
SF-230-F
SF-303-V

ST-19-F
ST-40-O
T-5-T
T-21-T
H-10-BN
T-22-I
T-44-T
T-64-SA

T-65-T
T-68-G
T-74-T

Ruf-
zeichen

LNZA
JXNS
LGRH
LALT
LLKH
LHJP
LAYL
LAQU
LDDW
JXVM
LNPE

LCFQ
LCZD
LJDR
JXML
JWVS
LDQJ
LFMR

LMTP
LKIX
JWWE

LCAG
LJRG
LAIJ

Tonnage

1969
(Oslo)

1224

999

599

1189

318

290

992

1197

1230
522

1948
(London)

397
497

1181

461

255

627
654
321
589

248
546

442

464

472

497

Maschinen-
leistung

1765
1415
1618
588
698

1984
882

1838
606
698
809

1213
661

1470
2400

882

808
2500
1250
809
662

2401
1103
1103

B) Hering und Makrele

P J. SENIOR
KAM0YFISK

BOANESFISK
VEIDV^RING
PAUL SENIOR
VINGHOLM
KVITSKJyER
BRENNB0EN
SKARHOLMEN
GUNNAR KLO

ST0TTV^RINGEN
EINAR ERLEND

F-56-H

F-149-NK

H-105-AV

M-50-SA

M-174-AV

M-180-AV

N-3-L
N-26-V

N-62-B0

N-146-0

N-200-ME

N-250-ME

LEOP

JWTU

LFWF

LLML

LLVA
LGQL

LGYE

JWWM
LLWX

LAVM

LHAJ

LNYZ

150

172

230

98

222

170

58

222

154

158

135
94

97

404

397

603

415

368
441

551

386

533

397

382

377
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Name des Fischereifahrzeugs

S0RB0EN

0VRAB0EN
TINE KRISTIN
OLE MARTIN

HANSSON
SKULBAREN
SKAG0YSUND

Äußeres
Kennzeichen

N-350-ME
R-5-B
ST-3-O
ST-19-O
ST-40-R

T-19-T
T-lll-T

Ruf-
zeichen

JWQY
LDIW
LHLX
LMXF
LAJZ
LKTM
JWVR

Ton

1969
(Oslo)

182

122

läge

1948
(London)

194

141

180

91

113

129

184

Maschinen-
leistung

570

570

415

382

308

294

393

ANHANG V
Liste nach Artikel 38 Absatz 5 der Beitrittsakte

Name des Fischereifahrzeugs Äußeres
Kennzeichen

Ruf-
zeichen

Tonnage

1969
(Oslo)

1948
(London)

Maschinen-
leistung

FISCHEREIFAHRZEUGE FÜR DEN DEMERSALEN FANG

HUSBY JUNIOR

TOR INGE
LANGENESV^ERING
TR0NDERTRÂL
RAMS0YSUND

RYSTRÀUM
MALANGSFJORD

MEREDIAN II

BJ0RN0YBUEN

KVAL0YFJORD

J.M. BERNTSEN

HAVFISK

MEFJORDV^RING
STRANDBY

TROMS0YVJERING

N-34-HR

N-77-F

N-27-OE

NT-266-V

ST-86-O

T-17-T
T-32-LK

T-52-S

T-58-T

T-70-T

T-87-LK
T-88-L

T-102-BG

T-137-BG

T-183-T

LFFQ
LJBL
LMKH

LMPQ
LHTP
JXAN
LMTQ

LIXI
LDHC
LKRL

LNRN
LNBL
LFZT

LHTF
LKVX

181

275

277

463

199

249

109

186

177

158

191

150 .

83

178

125

192

240

208

114

150

176

246

360

728

405

415

375

349

691

368

809

570

397

404

728

478

51
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ANHANG VI

Liste nach den Artikeln 54, 73, 97 und 126 der
Beitrittsakte

ZOLLRECHT

Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom
12. Oktober 1992 (ABl. Nr. L 302 vom 19 10.
1992) und Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der
Kommission vom 2. Juli 1993 (ABl. Nr. L 253 vom
11 10. 1993), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3665/93 der Kommission vom
21. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 335 vom 31. 12.
1993), sowie Ursprungsprotokolle zu den von der
Gemeinschaft geschlossenen Präferenzabkommen:

Unbeschadet der folgenden Vorschriften gelten
diese Gemeinschaftsvorschriften für die neuen
Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt des Beitritts.

1. Artikel 22 bis 27 der Verordnung des Rates
und Artikel 35 bis 140 der Verordnung der
Kommission, geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 3665/93 der Kommission vom
21. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 335 vom 31 12.
1993), sowie Ursprungsprotokolle zu den von der
Gemeinschaft geschlossenen Präferenzabkommen
— Warenursprung

(1) Unbeschadet der Anwendung etwaiger
Maßnahmen aufgrund der gemeinsamen Han-
delspolitik der Gemeinschaft werden Ursprungs-
nachweise, die von Drittstaaten im Rahmen von
Präferenzabkommen der Republik Österreich,
der Republik Finnland, des Königreichs Norwe-
gen oder des Königreichs Schweden mit diesen
Drittstaaten oder im Rahmen einseitig ergan-
gener innerstaatlicher Rechtsvorschriften der
neuen Mitgliedstaaten ordnungsgemäß ausge-
stellt worden sind, in den jeweiligen neuen
Mitgliedstaaten angenommen, sofern

— der Ursprungsnachweis und die Beförde-
rungspapiere spätestens am Tag vor dem
Beitritt ausgestellt worden sind;

— der Ursprungsnachweis bis spätestens vier
Monate nach dem Beitritt den Zollbehörden
vorgelegt wird.

(2) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die
Bewilligungen, durch die im Rahmen von
Abkommen mit Drittstaaten die Eigenschaft
eines „ermächtigten Ausführers" verliehen wur-
de, beibehalten, sofern

— in den Abkommen der betreffenden Dritt-
staaten mit der Union in ihrer derzeitigen
Zusammensetzung eine solche Bestimmung
ebenfalls enthalten ist;

— die ermächtigten Ausführer die Ursprungs-
regeln der Gemeinschaft anwenden.

Diese Bewilligungen müssen bis spätestens ein
Jahr nach dem Beitritt durch neue, nach den
Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen
ersetzt werden.

(3) Anträge auf nachträgliche Überprüfung der
in den Absätzen l, 2 und 4 genannten
Ursprungsnachweise werden von den zuständi-
gen Zollbehörden der Union in ihrer derzeitigen
Zusammensetzung und den entsprechenden
Behörden der neuen Mitgliedstaaten während
eines Zeitraums von zwei Jahren nach Aus-
stellung des betreffenden Ursprungsnachweises
angenommen.

(4) Sind der Ursprungsnachweis und/oder die
Beförderungspapiere vor dem Beitritt ausgestellt
worden und sind im Warenverkehr zwischen den
neuen Mitgliedstaaten und der Union in ihrer
derzeitigen Zusammensetzung oder zwischen
den neuen Mitgliedstaaten untereinander Zoll-
förmlichkeiten erforderlich, so gelten Titel V des
dem Abkommen über den Europäischen Wirt-
schaftsraum beigefügten Protokolls 4 über die
Ursprungsregeln und Titel V des Protokolls
Nr. 3 zu den Freihandelsabkommen zwischen
der EG und der Republik Österreich, der
Republik Finnland, dem Königreich Norwegen
und dem Königreich Schweden.

2. Artikel 76 der Verordnung des Rates und
Artikel 253 bis 289 der Verordnung der Kommis-
sion — vereinfachte Verfahren

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor
dem Beitritt erteilten Bewilligungen für periodi-
sche Anmeldungen unter den Voraussetzungen,
unter denen sie ausgestellt wurden, beibehalten.

(2) Diese Bewilligungen müssen bis spätestens
ein Jahr nach dem Beitritt durch neue, nach den
Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen
ersetzt werden.

3. Artikel 98 bis 113 der Verordnung des Rates
und Artikel 503 bis 548 der Verordnung der
Kommission — Zollagerverfahren

(1) Unbeschadet des Absatzes 2 dürfen die
neuen Mitgliedstaaten die vor dem Beitritt
erteilten Bewilligungen für Zollagerverfahren
unter den Voraussetzungen, unter denen sie
ausgestellt wurden, beibehalten.

(2) Die in Absatz l genannten Bewilligungen
müssen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt
durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften
erteilte Bewilligungen ersetzt werden.

(3) Das Verfahren wird nach den Gemein-
schaftsvorschriften beendet. Entsteht bei der
Beendigung eine Zollschuld, so wird der
gezahlte Betrag den Eigenmitteln der Gemein-
schaft zugerechnet. Wird der Betrag einer
Zollschuld anhand der Tarifierung der Einfuhr-
waren, des Zollwerts und der Menge der
Einfuhrwaren zum Zeitpunkt der Anmeldung
zum Zollagerverfahren ermittelt und wurde diese
Anmeldung vor dem Beitritt angenommen, so
ergeben sich diese Bemessungsgrundlagen aus
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den Rechtsvorschriften, die vor dem Beitritt in
dem betreffenden neuen Mitgliedstaat gegolten
haben.

4. Artikel 114 bis 129 der Verordnung des Rates
und Artikel 549 bis 649 der Verordnung der
Kommission — aktive Veredelung

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor
dem Beitritt erteilten Bewilligungen für die
aktive Veredelung unter den Voraussetzungen,
unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum
Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens jedoch bis
zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten.
(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz l
genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach
dem Beitritt ab, so müssen die Bewilligungen bis
spätestens ein Jahr nach dem Beitritt durch neue,
nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte
Bewilligungen ersetzt werden.
(3) Das Verfahren wird nach den Gemein-
schaftsvorschriften beendet. Entsteht bei der
Beendigung eine Zollschuld, so wird der
gezahlte Betrag den Eigenmitteln der Gemein-
schaft zugerechnet. Wird der Betrag einer
Zollschuld anhand der Tarifierung, der Menge,
des Zollwerts und des Ursprungs der Einfuhr-
waren zum Zeitpunkt der Annahme der
Anmeldung zur aktiven Veredelung ermittelt
und wurde diese Anmeldung vor dem Beitritt
angenommen, so ergeben sich diese Bemessungs-
grundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor
dem Beitritt in dem betreffenden neuen
Mitgliedstaat gegolten haben.
Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so
werden zur Wahrung einer ausgewogenen
Behandlung der Inhaber von Bewilligungen, die
in der Union in ihrer derzeitigen Zusammen-
setzung ausgestellt wurden, und der Inhaber von
Bewilligungen, die in den neuen Mitgliedstaaten
ausgestellt wurden, für die Einfuhrabgaben, die
ab dem Beitritt nach den Gemeinschaftsvor-
schriften fällig werden, Ausgleichszinsen gezahlt.
(4) Wurde die Anmeldung zur aktiven Verede-
lung im Rahmen eines Verfahrens der Zollrück-
vergütung angenommen, so erfolgt die Zollrück-
vergütung nach den Gemeinschaftsvorschriften
seitens und zu Lasten des neuen Mitgliedstaats,
in dem die Zollschuld, deren Erstattung
beantragt wurde, vor dem Beitritt buchmäßig
erfaßt worden ist.

5. Artikel 130 bis 136 der Verordnung des Rates
und Artikel 650 bis 669 der Verordnung der
Kommission — Umwandlungsverfahren

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor
dem Beitritt erteilten Bewilligungen für das
Umwandlungsverfahren unter den Voraussetzun-
gen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum
Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens jedoch bis
zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten.

(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz l
genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach
dem Beitritt ab, so müssen die Bewilligungen bis
spätestens ein Jahr nach dem Beitritt durch neue,
nach den Gemeinschaftsvorschriften erteilte
Bewilligungen ersetzt werden.
(3) Das Verfahren wird nach den Gemein-
schaftsvorschriften beendet. Entsteht bei der
Beendigung eine Zollschuld, so wird der
gezahlte Betrag den Eigenmitteln der Gemein-
schaft zugerechnet.

6. Artikel 137 bis 144 der Verordnung des Rates
und Artikel 670 bis 747 der Verordnung der
Kommission — vorübergehende Einfuhr

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor
dem Beitritt erteilten Bewilligungen für die
vorübergehende Einfuhr unter den Vorausset-
zungen, unter denen sie ausgestellt wurden, bis
zum Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens bis
zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten.
(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz l
genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach
dem Beitritt ab, so müssen sie bis spätestens ein
Jahr nach dem Beitritt durch neue, nach den
Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen
ersetzt werden.
(3) Das Verfahren wird nach den Gemein-
schaftsvorschriften beendet. Entsteht bei der
Beendigung eine Zollschuld, so wird der
gezahlte Betrag den Eigenmitteln der Gemein-
schaft zugerechnet. Wird der Betrag einer
Zollschuld anhand der Tarifierung, der Menge,
des Zollwerts und des Ursprungs der Einfuhr-
waren zum Zeitpunkt der Annahme der
Anmeldung zur vorübergehenden Einfuhr ermit-
telt und wurde diese Anmeldung vor dem Beitritt
angenommen, so ergeben sich diese Bemessungs-
grundlagen aus den Rechtsvorschriften, die vor
dem Beitritt in dem betreffenden neuen
Mitgliedstaat gegolten haben.
Entsteht bei der Beendigung eine Zollschuld, so
werden zur Wahrung einer ausgewogenen
Behandlung der Inhaber von Bewilligungen, die
in der Union in ihrer derzeitigen Zusammen-
setzung ausgestellt wurden, und der Inhaber von
Bewilligungen, die in den neuen Mitgliedstaaten
ausgestellt wurden, für die Einfuhrabgaben, die
ab dem Beitritt nach den Gemeinschaftsvor-
schriften fällig werden, Ausgleichszinsen gezahlt.

7 Artikel 145 bis 160 der Verordnung des Rates
und Artikel 748 bis 787 der Verordnung der
Kommission — passive Veredelung

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor
dem Beitritt erteilten Bewilligungen für die
passive Veredelung unter den Voraussetzungen,
unter denen sie ausgestellt wurden, bis zum
Ablauf ihrer Geltungsdauer, längstens jedoch bis
zu einem Jahr nach dem Beitritt beibehalten.



2490 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

(2) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz l
genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach
dem Beitritt ab, so müssen sie bis spätestens ein
Jahr nach dem Beitritt durch neue, nach den
Gemeinschaftsvorschriften erteilte Bewilligungen
ersetzt werden.
(3) Das Verfahren wird nach den Gemein-
schaftsvorschriften beendet. Die Höhe der
Zollschuld wird jedoch anhand der Rechtsvor-
schriften ermittelt, die vor dem Beitritt in dem
neuen Mitgliedstaat, in dem die Anmeldung zur
passiven Veredelung angenommen wurde, gegol-
ten haben.

8. Artikel 166 bis 181 der Verordnung des Rates
und 799 bis 840 der Verordnung der Kommission
— Freizonen und Freilager

(1) Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die
Freizonen und Freilager, die vor dem Beitritt
zu Freizonen erklärt wurden bzw. deren
Einrichtung vor dem Beitritt bewilligt wurde,
unter den Voraussetzungen beibehalten, unter
denen die Erklärung oder Bewilligung erfolgte,
sofern sie vom Beitritt an den Gemeinschafts-
vorschriften genügen.
(2) Genügen die in Absatz l genannten Frei-
zonen und Freilager nicht den Gemeinschafts-
vorschriften, so dürfen die neuen Mitgliedstaaten
die Freizonen und Freilager, die vor dem Beitritt
zu Freizonen erklärt wurden bzw. deren
Einrichtung vor dem Beitritt bewilligt wurde,
längstens bis zu einem Jahr nach dem Beitritt
beibehalten.
(3) Die in Absatz l genannten Bewilligungen
müssen bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt
durch neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften
ausgestellte Bewilligungen ersetzt werden.
(4) Die zuständigen Behörden der neuen
Mitgliedstaaten genehmigen die Bestandsauf-
zeichnungen der Betreiber der Freizonen bis
spätestens ein Jahr nach dem Beitritt. Diese
Genehmigung wird nach den Gemeinschaftsvor-
schriften erteilt.
(5)' Die neuen Mitgliedstaaten dürfen die vor
dem Beitritt ausgestellten Bewilligungen für die
Überführung von Waren, die sich in einer
Freizone oder einem Freilager befinden, in ein
Zollverfahren gemäß Artikel 173 Buchstaben e,
d und e der Verordnung des Rates unter den
Voraussetzungen, unter denen sie ausgestellt
wurden, bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer,
längstens jedoch bis zu einem Jahr nach dem
Beitritt beibehalten.
(6) Läuft die Geltungsdauer der in Absatz 5
genannten Bewilligungen später als ein Jahr nach
dem Beitritt ab, so müssen diese Bewilligungen
bis spätestens ein Jahr nach dem Beitritt durch
neue, nach den Gemeinschaftsvorschriften erteil-
te Bewilligungen ersetzt werden.

9. Artikel 201 bis 232 der Verordnung des Rates
und Artikel 868 bis 876 der Verordnung der
Kommission — buchmäßige Erfassung und Nach-
erhebung

Die Nacherhebung erfolgt nach den Gemein-
schaftsvorschriften. Ist die Zollschuld jedoch vor
dem Zeitpunkt des Beitritts entstanden, so nimmt
der betreffende neue Mitgliedstaat die Nacherhe-
bung nach seinen Vorschriften und zu seinen
Gunsten vor.

10. Artikel 235 bis 242 der Verordnung des
Rates und Artikel 877 bis 912 der Verordnung der
Kommission — Erstattung und Erlaß der Abgaben

Die Erstattung und der Erlaß der Abgaben
werden nach den Gemeinschaftsvorschriften vor-
genommen. Beziehen sich jedoch die Abgaben,
deren Erstattung oder Erlaß beantragt wird, auf
eine vor dem Zeitpunkt des Beitritts entstandene
Zollschuld, so nimmt der betreffende neue
Mitgliedstaat die Erstattung und den Erlaß der
Abgaben nach seinen Vorschriften und zu seinen
Lasten vor.

ANHANG VII
Liste nach Artikel 56 der Beitrittsakte

Code des norwe-
gischen Zolltarifs

6201

6202

6203

6204

6205

6210
(außer 6210.1020)
6211
(außer 6211. 1100-
6211.1200)
6302
(außer 6302.2210,
6302.3210 und
6302.4000—
6302.9900)
6303.9190
6303.9290
6303.9990
6306.2101 —
6306.2900

Warenbezeichnung

Mäntel, Anoraks usw.,
für Männer oder Knaben

Mäntel, Anoraks usw.,
für Frauen oder Mädchen

Anzüge, Jacken, lange Hosen
usw.,
für Männer oder Knaben

Kostüme, Kombinationen,
Jacken, Röcke, lange
Hosen usw.,
für Frauen oder Mädchen

Hemden,
für Männer oder Knaben

Bekleidung,
getränkt oder bestrichen

Trainingsanzüge, Skianzüge
usw.

Bettwäsche
aus Gewirken

aus Gewebe

Gardinen, Vorhänge

Zelte
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ANHANG VIII
Bestimmungen nach Artikel 69 der Beitrittsakte

1. 391 L 0173: Richtlinie 91/173/EWG des
Rates vom 21. März 1991 (Pentachlorphen-
ol) zur neunten Änderung der Richtlinie 76/
769/EWG des Rates zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten für Beschränkungen des
Inverkehrbringens und der Verwendung
gewisser gefährlicher Stoffe und Zubereitun-
gen (ABl. Nr. L 85 vom 5. 4. 1991, S. 34).

2. 391 L 0338: Richtlinie 91/338/EWG des
Rates vom 18. Juni 1991 (Cadmium) zur
zehnten Änderung der Richtlinie 76/769/
EWG des Rates zur Angleichung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für Beschränkungen des Inverkehr-
bringens -und der Verwendung gewisser
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen (ABl.
Nr. L 186 vom 12. 7. 1991, S. 59).
Nummer 2.1 des Anhangs der Richtlinie
betreffend die Verwendung von Cadmium
als Stabilisierungsmittel in PVC.

3. 389 L 0677: Richtlinie 89/677/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1989 (Queck-
silber-, Arsen- und zinnorganische Verbin-
dungen) zur achten Änderung der Richtlinie
76/769/EWG zur Angleichung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für Beschränkungen des Inverkehr-
bringens und der Verwendung gewisser
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen
(ABl. Nr. L 398 vom 30. 12. 1989, S. 19).
Insofern als die Richtlinie zinnorganische
Zinnverbindungen betrifft.

4. 376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für Düngemittel (ABl. Nr. L 24 vom
30. 1. 1976, S. 21), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission
vom 23. Juli 1993 (ABl. Nr. L 185 vom
28. 7. 1993, S. 30).
Artikel 7, insofern als der Cadmiumgehalt
von Düngemitteln betroffen ist.

5. 385 L 0210: Richtlinie 85/210/EWG des
Rates vom 20. März 1985 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über den Bleigehalt von Benzin (ABl.
Nr. L 96 vom 3. 4. .1985, S. 25), geändert
durch die Richtlinie 87/416/EWG des Rates
vom 21. Juli 1987 (ABl. Nr. L 225 vom
13. 8. 1987, S. 33).
Artikel 7, hinsichtlich des Benzolgehalts von
Benzin nach Artikel 4.

6. 393 L 0012: Richtlinie 93/12/EWG des
Rates vom 23. März 1993 über den

Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brenn-
stoffe (ABl. Nr. L 74 vom 27. 3. 1993,
S. 81).
Artikel 3, hinsichtlich des Schwefelgehalts
von Gasölen nach Artikel 2 Absatz 2 Unter-
absatz 1.

7. 391 L 0157: Richtlinie 91/157/EWG des
Rates vom 18. März 1991 über gefährliche
Stoffe enthaltende Batterien und Akkumula-
toren (ABl. Nr. L 78 vom 26. 3. 1991,
S. 38).
Artikel 9, hinsichtlich des Quecksilbergehalts
von Alkali-Mangan-Batterien nach Artikel 3
Absatz 1.

8. 367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des
Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Stoffe (ABl. Nr. L 196
vom 16. 8. 1967, S. 1).
a) Artikel 30 in Verbindung mit den

Artikeln 4 und 5, hinsichtlich der
Anforderungen an die Einstufung der
50 Stoffe, die in Anhang I der Richtlinie
aufgeführt und in der beigefügten
Anlage wiedergegeben sind, insofern als
Österreich die Verwendung einer ande-
ren Einstufung und Kennzeichnung
dieser Stoffe verlangen kann.

b) Artikel 30 in Verbindung mit den
Artikeln 4 und 5, insofern als Stoffe,
die als „sehr giftig", „giftig" und
„gesundheitsschädlich" eingestuft sind,
zusätzlich zu den Bestimmungen der
Richtlinie auch besonderen Registrie-
rungsverfahren (österreichische Giftli-
ste) unterworfen werden kann,

c) Artikel 30 in Verbindung mit Artikel 23
Absatz 2, insofern als Österreich folgen-
des verlangen kann:

i) die Verwendung von Kennzeichen
mit Zusatzsymbolen, die nicht in
Anhang II der Richtlinie enthalten
sind, und von S-Sätzen, die nicht in
Anhang IV der Richtlinie enthalten
sind, bezüglich der schadlosen
Beseitigung gefährlicher Stoffe

ii) die Verwendung von Kennzeichen
mit zusätzlichen S-Sätzen, die nicht
in Anhang IV der Richtlinie enthal-
ten sind, bezüglich Gegenmaßnah-
men bei Unfällen

iii) die Verwendung von Kennzeichen
mit zusätzlichen Sätzen, die nicht in
Anhang III oder Anhang IV der
Richtlinie enthalten sind, bezüglich
Beschränkungen des Verkaufs gifti-
ger Stoffe.

d) Für Stoffe, die unter die vorstehenden
Buchstaben a und c fallen, die Bestim-
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mungen des Artikels 23 Absatz 2 der
Richtlinie, wonach der Vermerk „EWG-
Kennzeichnung" zu verwenden ist.

9. 388 L 0379: Richtlinie 88/379/EWG des
Rates vom 7. Juni 1988 zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpak-
kung und Kennzeichnung gefährlicher
Zubereitungen (ABl. Nr. L 187 vom 16. 7.
1988, S. 14), zuletzt geändert durch Richt-
linie 93/18/EWG der Kommission vom
5.April 1993 (ABl. Nr.L 104 vom 29.4.
1993, S. 46).
a) Artikel 13 in Verbindung mit den

Artikeln 3 und 7, hinsichtlich der Zube-
reitungen, die Stoffe im Sinne von
Nummer 8 Buchstabe a dieses Anhangs
enthalten;

b) Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 7,
hinsichtlich der Kennzeichnungsanforde-
rungen nach der vorstehenden Num-
mer 8 Buchstabe c Ziffern i, ii und iii;

c) Artikel 13 in Verbindung mit Artikel 7
Absatz l Buchstabe c für gefährliche
Stoffe, die in gefährlichen Zubereitun-
gen enthalten sind.

10. 378 L 0631: Richtlinie 78/631/EWG des
Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
für die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung gefährlicher Zubereitungen
(Schädlingsbekämpfungsmittel) (ABl.
Nr.L 206 vom 29. 7. 1978, S. 13), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG
des Rates vom 30. April 1992 (ABl:
Nr. L 154 vom 5. 6. 1992, S. 1).

11. 391 L 0414: Richtlinie 91/414/EWG des
Rates vom 15. Juli 1991 über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl.
Nr. L 230 vom 19. 8. 1991, S. 1)
Artikel 15 und 16 Buchstabe f, sofern diese
Vorschriften über Einstufung und Kenn-
zeichnung Bezug nehmen auf die Richtlinie
78/631/EWG des Rates vom 26. Juni 1978
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpak-
kung und Kennzeichnung gefährlicher
Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmit-
tel) (ABl. Nr. L 206 vom 29.7. 1978,
S. 13), zuletzt geändert durch die Richtlinie
92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992
(ABl. Nr. L 154 vom 5. 6. 1991, S. 1).

Anlage

STOFF_________________NUMMER

Linuron 006-021-00-1
Trichlorsilan 014-001-00-9
Phosphortrichlorid 015-007-00-4

STOFF_________________NUMMER
Phosphorpentachlorid 015 -00 8 -00-X
Phosphoroxychlorid 015-009-00-5
Natriumpolysulfide 016-010-00-3
Dischwefeldichlorid 016-012-00-4
Thionylchlorid 016-015-00-0
Kalziumhypochlorit;

Lösung .% Cl aktiv 017-012-00-7
Kaliumhydroxid 019-002-00-8
Chromtrioxid 024-001-00-0
Kaliumdichromat 024-002-00-6
Ammoniumdichromat 024-003-00-1
Natriumdichromat 024-004-00-7
—chlorotoluol 602-037-00-3
2-(Dimethylamino)-ethanol 603-047-00-0
2-(Diethylamino)-ethanol 603-048-00-6
Diethanolamin 603-071-00-1
N-Methyl-2-Ethanolamin 603-080-00-0
2-Ethylhexan-l,3-diol;

Octylenglykol 603-087-00-9
Isophoron 606-012-00-8
6-Methyl-l,3-dithiolo(4,5-b)

quinoxalin-2-on 606-036-00-9
Essigsaureanhydnd 607-008-00-9
Methylformiat 607-014-00-1
Ethylformiat 607-015-00-7
Acrylsäure 607-061-00-8
Chloroacetylchlond 607-080-00-1
Nitrofen 609-040-00-9
Quintozen (ISO); pentachloro-

nitrobenzene 609-043-00-5
Methylamin (mono, di und tri) 612-001-00-9
Diethylamin 612-003-00-X
Triethylamin 612-004-00-5
Butylamin 612-005-00-0
Benzylamin 612-047-00-X
Di-n-propylamin[l], Diisopro-

pylamin [2] 612-048-00-5
Dichlofluanid 616-006-00-7
Chloramin T (Natriumsalz) 616-010-00-9
Cumolhydroperoxid 617-002-00-8
Monocrotophos 015-072-00-9
Edifenphos (ISO); Ethyl-S,S-

diphenyldithiophosphat 015-121-00-4
Triazophos (ISO); O,O-diethyl-

O-l-phenyl-l,2,4-triazol-3-yl-
thiophosphat 015-140-00-8

Methanol 603-001-00-X
Ethyl-chloroformiat 607-020-00-4
Dipropylentriamin 612-063-00-7
Trifenmorph (ISO); 4-Trityl-

morpholin 613-052-00-X
Diuron 006-015-00-9
Bis [Tris (2-methyl-2-phenylpro-

pyl)zinn]oxid; Fenbutatinoxid 050-017-00-2
Butanol (except tert. Butylalko-

hol) 603-004-00-6
Aluminiumtrinatriumhexa-

fluorid 009-016-00-2
Bronopol (INN); 2-Brom-2 -

nitropropan-l,3-diol 603-085-00-8
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ANHANG IX

Liste nach Artikel 71 Absatz 2 der Beitrittsakte

Nummer
des

Kontin-
gents

1

2

3

Nummer
(ex GZT)

24.02

24.02

24.02

Warenbezeichnung

Verarbeiteter Tabak:
Tabakauszüge und
Tabaksoßen

A. Zigaretten

B. Zigarren und Zigaril-
los

C. Rauchtabak
D. Kautabak und

Schnupftabak
E. Andere

Einfuhrquote •*)

Anfang 1. Jahr

2 070 000 000
Einheiten

4 290 000
Einheiten

39,72 Tonnen

Anfang 2. Jahr

5 520 000 000
Einheiten

1 1 440 000
Einheiten

105,92 Tonnen

Anfang 3. Jahr

9 660 000 000
Einheiten

20 020 000
Einheiten

185,36 Tonnen

*) Anhand der Daten über den innerstaatlichen Verbrauch im Jahr 1993 geschätzt.
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ANHANG X

Bestimmungen nach Artikel 84 der Beitrittsakte

1. 391 L 0173: Richtlinie 91/173/EWG vom
21. März 1991 (Pentachlorphenol) zur
neunten Änderung der Richtlinie 76/769/
EWG zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
für Beschränkungen des Inverkehrbringens
und der Verwendung gewisser gefährlicher
Stoffe und Zubereitungen (ABl. Nr. L 85
vom 5. 4. 1991, S. 34).

2. 376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für Düngemittel (ABl. Nr. L 24 vom
30. 1. 1976, S. 21), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission
vom 23. Juli 1993 (ABl. Nr. L 185 vom
28. 7. 1993, S. 30).

Artikel 7, insofern als der Cadmiumgehalt
von Düngemitteln betroffen ist.

3. 378 L 0631: Richtlinie 78/631/EWG des
Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
für die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung gefährlicher Zubereitungen
(Schädlingsbekämpfungsmittel) (ABl. Nr.
L 206 vom 29. 7. 1978, S. 13), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG
des Rates vom 30. April 1992 (ABl.
Nr. L 154 vom 5. 6. 1992, S. 1).

4. 393 L 0012: Richtlinie 93/12/EWG des
Rates vom 23. März 1993 über den
Schwefelgehalt bestimmter flüssiger Brenn-
stoffe (ABl. Nr. L 74 vom 27. 3. 1993,
S. 81).

Artikel 3, hinsichtlich des Schwefelgehalts
von Gasölen nach Artikel 2 Absatz 2.

5. 391 L 0414: Richtlinie 91/414/EWG des
Rates vom 15. Juli 1991 über das Inver-
kehrbringen von Pflanzenschutzmitteln (ABl.
Nr. L 230 vom 19. 8. 1991, S. 1). ,

Artikel 15 und 16 Buchstabe f, sofern diese
Vorschriften über Einstufung und Kenn-
zeichnung Bezug nehmen auf die Richtlinie
78/631/EWG des Rates vom 26. Juni 1978
zur Angleichung- der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpak-
kung und Kennzeichnung gefährlicher
Zubereitungen (Schädlingsbekämpfungsmit-
tel) (ABl. Nr. L 206 vom 29. 7. 1978,
S. 13), zuletzt geändert durch die Richtlinie
92/32/EWG des Rates vom 30. April 1992
(ABl. Nr. L 154 vom 5. 6. 1991, S. 1).

ANHANG XI

Liste nach Artikel 99 der Beitrittsakte

Metallindustrie

KN-Code Erzeugnis

7317 00 40-90 Nägel
8427 90 00 Stapelkarren
8428 90 99 Ladebühnen und ähnliche Maschi-

nen zum Heben
8501 51 andere Dreiphasen-Wechselstrom-

motoren mit einer Leistung von
750 W oder weniger

8501 52 andere Dreiphasen-Wechselstrom-
motoren mit einer Leistung von
mehr als 750 W bis 75 kW

8501 53 92 andere Dreiphasen-Wechselstrom-
motoren mit einer Leistung von
mehr als 75 kW bis 375 kW

8525 10 90 Sendegeräte für den Funksprech-
und Funktelegraphieverkehr

8525 20 90 Funksprechverbindungen

Kunststoffindustrie

KN-Code Erzeugnis

3923 21 00 Säcke aus Polymeren des Ethylens
3923 29 Säcke aus anderen Kunststoffen
3923 50 Verschlüsse
3923 90 andere Verpackungsmittel
3924 10 00 Geschirr und andere Artikel für

den Tisch- oder Küchengebrauch
3926 10 00 Büroartikel
3926 20 00 Bekleidungszubehör
3926 30 00 Beschläge

Kautschukindustrie

KN-Code Erzeugnis

4009 30 00 Rohre und Schläuche aus Weich-
kautschuk nur mit textilen Spinn-
stoffen verstärkt oder ausgerüstet,
ohne Formstücke, Verschlußstücke
oder Verbindungsstücke

4009 40 00 Rohre und Schläuche aus Weich-
kautschuk mit anderen Stoffen
verstärkt oder ausgerüstet, ohne
Formstücke, Verschlußstücke oder
Verbindungsstücke

4011 1000 Luftreifen aus Kautschuk, neu
(Radial- oder Diagonalreifen), von
der für Personenkraftwagen ver-
wendeten Art

4011 20 Luftreifen aus Kautschuk, neu
(Radial- oder Diagonalreifen), von
der für Omnibusse und Lastkraft-
wagen verwendeten Art
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KN-Code Erzeugnis

4011 50 Luftreifen aus Kautschuk, neu
(Radial- oder Diagonalreifen) von
der für Fahrräder verwendeten Art

4011 91 andere, mit Stollen-, Winkel- oder
ähnlichen Profilen

4011 99 andere
4013 10 Luftschläuche aus ' Kautschuk von

der für Personenkraftwagen,
Omnibusse und Lastkraftwagen
verwendeten Art

4013 20 Luftschläuche aus Kautschuk von
der für Fahrräder verwendeten Art

4013 90 andere

Textilindustrie

KN-Code Erzeugnis

52 Baumwolle

Gewebe aus Baumwolle:

5208 31 00 in Leinwandbindung, mit einem
Quadratmetergewicht von 100 g
oder weniger

5208 32 in Leinwandbindung, mit einem
Quadratmetergewicht von mehr
als 100 g

5208 33 00 in 3- oder 4-bindigem Köper,
einschließlich Doppelköper

5008 39 00 andere Gewebe
5208 51 00 in Leinwandbindung, mit einem

Quadratmetergewicht von 100 g
oder weniger

5208 52 in Leinwandbindung, mit einem
Quadratmetergewicht, von mehr
als 100 g

5208 59 00 andere Gewebe
5209 31 00 in Leinwandbindung
5209 32 00 in 3- oder 4-bindigem Köper,

einschließlich Doppelköper
5209 39 00 andere Gewebe
5209 51 00 in Leinwandbindung
5209 52 00 in 3- oder 4-bindigem Köper,

einschließlich Doppelköper
5209 59 00 andere Gewebe
5210 31 in Leinwandbindung
5210 32 00 in 3- oder 4-bindigem Köper,

einschließlich Doppelköper
5210 39 00 andere Gewebe
5210 51 00 in Leinwandbindung
5210 59 00 andere Gewebe
5211 31 00 in Leinwandbindung
5211 3200 in 3- -oder 4-bindigem Köper,

einschließlich Doppelköper
5211 39 00 andere Gewebe
5211 51 00 in Leinwandbindung
5211 59 00 andere Gewebe

KN-Code Erzeugnis

andere Gewebe aus Baumwolle:

5212 15 bedruckt
5212 23 gefärbt ________

KN-Code Erzeugnis

54 Synthetische oder künstliche Fila-
mente

andere Gewebe:

5407 42 gefärbt
5407 44 bedruckt
5407 51 00 roh oder gebleicht
5407 52 00 gefärbt
5407 54 00 bedruckt
5407 71 00 roh oder gebleicht
5407 72 00 gefärbt
5407 82 00 gefärbt
5408 22 gefärbt ________

KN-Code Erzeugnis

55 Synthetische oder künstliche Spinn-
fasern

Gewebe aus synthetischen Spinnfasern:

5513 21 aus Polyester-Spinnfasern, in Lein-
wandbindung

5513 22 00 aus Polyester-Spinnfasern, in 3-
oder 4-bindigem Köper, einschließ-
lich Doppelköper

5513 23 00 andere Gewebe aus Polyester-
Spinnfasern

5513 29 00 andere Gewebe
5513 41 00 aus Polyester-Spinnfasern, in Lein-

wandbindung
5513 42 00 aus Polyester-Spinnfasern, in 3-

oder 4-bindigem Köper, einschließ-
lich Doppelköper

5513 43 00 andere Gewebe aus Polyester-
Spinnfasern

5513 49 00 andere Gewebe
5514 21 00 aus Polyester-Spinnfasern, in Lein-

wandbindung
5514 22 00 aus Polyester-Spinnfasern, in 3-

oder 4-bindigem Köper, einschließ-
lich Doppelköper

5514 23 00 andere Gewebe aus Polyester-
Spinnfasern

5514 29 00 andere Gewebe
5514 41 00 aus Polyester-Spinnfasern
5514 42 00 aus Polyester-Spinnfasern, in 3-

oder 4-bindigem Köper, einschließ-
lich Doppelköper

5514 43 00 andere Gewebe aus Polyester-
Spinnfasern

5514 49 00 andere Gewebe
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KN-Code Erzeugnis KN-Code Erzeugnis

56 Watte, Filze und Vliesstoffe; Spe-
zialgarne; Bindfäden, Seile und
Taue; Seilerwaren

5608 11 konfektionierte Fischernetze
5608 19 andere

KN-Code Erzeugnis

57 Teppiche und andere Fußbodenbe-
läge, aus Spinnstoffen

andere, mit Flor, konfektioniert:

5702 42 aus synthetischen oder künstlichen
Spinnstoffen

5702 49 aus anderen Spinnstoffen
5702 91 00 aus Wolle oder feinen Tierhaaren
5702 92 00 aus synthetischen oder künstlichen

Spinnstoffen
5702 99 00 aus anderen Spinnstoffen
5705 00 andere Teppiche und andere Fuß-

bodenbeläge, aus Spinnstoffen

KN-Code Erzeugnis

58

Bänder:

5806 20 00

Spezialgewebe; getuftete Spinn-
stofferzeugnisse; Spitzen; Tapisse-
rien; Posamentierwaren; Stickerei-
en

andere Bänder, mit einem Anteil
an Elastomergarnen oder Kau-
tschukfäden von 5 GHT oder
mehr

andere Bänder-

5806 32 aus Chemiefasern

KN-Code Erzeugnis

59 Getränkte, bestrichene, überzogene
oder mit Lagen versehene Gewebe;
Waren des technischen Bedarfs, aus
Spinnstoffen

5903 10 mit Polyvinylchlorid
5903 20 mit Polyurethan
5903 90 andere

KN-Code Erzeugnis

60 Gewirke und Gestricke

6002 92 aus Baumwolle
6002 93 aus Chemiefasern

61 Bekleidung und Bekleidungszube-
hör, aus Gewirken oder Gestricken

lange Hosen (einschließlich Kniebundhosen und
ähnliche Hosen), Latzhosen und kurze Hosen.

6103 42
6103 43

Kombinationen.

6104 22 00
6104 23 00

aus Baumwolle
aus synthetischen Chemiefasern

aus Baumwolle
aus synthetischen Chemiefasern

Jacken :

6104 32 00
6104 33 00
6104 39 00
Kleider:

6104 41 00
6104 42 00
6104 43 00
6104 44 00

aus Baumwolle
aus synthetischen Fasern
aus anderen Spinnstoffen

aus Wolle oder feinen Tierhaaren
aus Baumwolle
aus synthetischen Fasern
aus künstlichen Chemiefasern

Röcke und Hosenröcke:

6104 51 00 aus Wolle oder feinen Tierhaaren
6104 52 00 aus Baumwolle
6104 53 00 aus synthetischen Fasern
6104 59 00 aus anderen Spinnstoffen

lange Hosen (einschließlich Kniebundhosen und
ähnliche Hosen), Latzhosen und kurze Hosen:

6104 62
6104 63
6104 69

Hemden:

6105 10 00
6105 20

aus Baumwolle
aus synthetischen Fasern
aus anderen Spinnstoffen

aus Baumwolle
aus Chemiefasern

6106 10 00
6106 20 00
6106 90

Blusen und Hemdblusen:

aus Baumwolle
aus Chemiefasern
aus anderen Spinnstoffen

Slips und andere Unterhosen:
6107 11 00 aus Baumwolle
6107 12 00 aus Chemiefasern

Nachthemden und Schlafanzüge:
6107 21 00 aus Baumwolle
6107 22 00 aus Chemiefasern

Slips und andere Unterhosen:
6108 21 00 aus Baumwolle
6108 22 00 aus Chemiefasern

Nachthemden und Schlafanzüge:
6108 31 aus Baumwolle
6108 32 aus Chemiefasern
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KN-Code Erzeugnis

andere:
6108 91 00 aus Baumwolle
6108 92 00 aus Chemiefasern

T-Shirts und Unterhemden:
6109 10 00 aus Baumwolle
6109 90 aus anderen Spinnstoffen

Pullover, Strickjacken, Westen und ähnliche
Waren, einschließlich Unterziehpullis:
6110 10 aus Wolle oder feinen Tierhaaren
6110 20 aus Baumwolle
6110 30 aus Chemiefasern

Bekleidung und Bekleidungszubehör für Klein-
kinder:
6111 20 aus Baumwolle
6111 30 aus synthetischen Chemiefasern

Trainingsanzüge:
6112 11 00 aus Baumwolle
6112 12 00 aus synthetischen Chemiefasern

Badeanzüge und " Badehosen, für Männer oder
Knaben:
6112 31 aus synthetischen Chemiefasern

Badeanzüge und Badehosen, für Frauen oder
Mädchen:
6112 41 aus synthetischen Chemiefasern

Strumpfhosen:
6115 11 00 aus synthetischen Chemiefasern,

mit einem Titer der einfachen
Garne von weniger als 67 dtex

6115 12 00 aus synthetischen Chemiefasern,
mit einem Titer der einfachen
Garne von 67 dtex oder mehr

6115 19 aus anderen Spinnstoffen
6115 20 Damenstrümpfe (einschließlich

Kniestrümpfe) mit einem Titer der
einfachen Garne von weniger als
67 dtex

andere:
6115 91 00 aus Wolle oder feinen Tierhaaren
6115 92 00 aus Baumwolle
6115 93 aus synthetischen Chemiefasern

KN-Code Erzeugnis

63 Andere konfektionierte Spinnstoff-
waren; Warenzusammenstellungen;
Altwaren und Lumpen

andere Bettwäsche, bedruckt:
6302 21 00 aus Baumwolle

andere Bettwäsche:
6302 31 aus Baumwolle

KN-Code Erzeugnis

andere Tischwäsche:

6302 51 aus Baumwolle
6302 60 00 Wäsche zur Körperpflege und

Küchenwäsche, aus Frottierware
aus Baumwolle

andere:

6302 91 aus Baumwolle
6302 92 00 aus Flachs

Gardinen, Vorhänge und Innenrollos; Fenster- und
Bettbehänge (Schabracken):

6303 91 00 aus Baumwolle
6303 92 aus synthetischen Chemiefasern

Bettüberwürfe:

6304 19 andere

Säcke und Beutel zu Verpackungszwecken:

6305 31 aus Streifen oder dergleichen, aus
Polyethylen oder Polypropylen

andere konfektionierte Waren, einschließlich
Schnittmuster zum Herstellen von Bekleidung:

6307 90 andere

Bekleidungsindustrie

KN-Code Erzeugnis

3926 20 00 Bekleidung, aus Kunststoffen
4203 10 00 Bekleidung, aus Leder
4303 10 Bekleidung, aus Pelzfellen

Bekleidung aus textilen Flächenerzeugnissen

6201 . Überkleidung
6202 Überkleidung
6203 Überkleidung
6204 Überkleidung
6205 20 00 Hemden für Männer oder Knaben,

aus Baumwolle
6205 30 00 Hemden für Männer oder Knaben,

aus Chemiefasern
6206 Blusen und Hemdblusen, für Frau-

en oder Mädchen
62092000 Bekleidung für Kleinkinder, aus

Baumwolle
6209 30 00 Bekleidung für Kleinkinder, aus

synthetischen Chemiefasern
6210 Bekleidung aus Erzeugnissen der

Position 5602, 5603, 5903, 5906
oder 5907

6211 20 00 Skianzüge
6211 32 andere Bekleidung für Männer

oder Knaben, aus Baumwolle
6211 33 andere Bekleidung für Männer

oder Knaben, aus Chemiefasern
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KN-Code Erzeugnis

6211 39 andere Bekleidung für Männer
oder Knaben, aus anderen Spinn-
stoffen

6211 42 andere Bekleidung für Frauen oder
Mädchen, aus Baumwolle

6211 43 andere Bekleidung für Frauen oder
Mädchen, aus Chemiefasern

6212 Büstenhalter und ähnliche Waren
6212 10 00 Krawatten, aus Seide
6215 20 00 Krawatten, aus Chemiefasern

Kopfbedeckungen

KN-Code

6505 90

6506 92

Schuhindustrie

KN-Code

6403 59 31

6403 59 35
6403 99 91

6403 99 96
6403 59 31

6403 59 39
6403 99 91

6403 99 98
6403 59 31

6403 99 91

Erzeugnis

Hüte und andere Kopfbedeckun-
gen, aus Gewirken oder Geweben
Kopfbedeckungen, aus Pelzfellen

Erzeugnis

Herrenhalbschuhe mit Laufsohlen
aus Leder
idem
Herrenhalbschuhe mit Laufsohlen
aus anderem Material
idem
Damenhalbschuhe mit Laufsohlen
aus Leder
idem
Damenhalbschuhe mit Laufsohlen
aus anderem Material
idem
Kinderhalbschuhë mit Laufsohlen
aus Leder
Kinderhalbschuhë mit Laufsohlen
aus anderem Material

Lederindustrie

KN-Code Erzeugnis

4104 31 19
4104 31 30
4104 31 90

Polsterleder
idem
idem

ANHANG XII

Bestimmungen nach Artikel 112 der Beitrittsakte

1. 391 L 0173: Richtlinie 91/173/EWG vom
21. März 1991 (Pentachlorphenol) zur
neunten Änderung der Richtlinie 76/7697
EWG zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
für Beschränkungen des Inverkehrbringens
und der Verwendung gewisser gefährlicher
Stoffe und Zubereitungen (ABl. Nr. L 85
vom 5. 4. 1991, S. 34).

2. 391 L 0338: Richtlinie 91/338/EWG des
Rates vom 18. Juni 1991 (Cadmium) zur
zehnten Änderung der Richtlinie 76/7697
EWG zur Angleichung der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
für Beschränkungen des Inverkehrbringens
und der Verwendung gewisser gefährlicher
Stoffe und Zubereitungen (ABl. Nr. L 186
vom 12. 7. 1991, S. 59).

Schweden behält jedoch während der Über-
gangszeit den freien Verkehr hinsichtlich
Porzellan und Keramik einschließlich kera-
mischer Fliesen aufrecht, der sich aus der
Bestimmung seiner derzeitigen Verordnung
über Ausnahmen vom Verbot der Verwen-
dung von Cadmium zur Oberflächenbehand-
lung, als Stabilisator oder als Farbstoff ergibt.

3. 389 L 0677: Richtlinie 89/677/EWG des
Rates vom 21. Dezember 1989 (Queck-
silber-, Arsen- und zinnorganische Verbin-
dungen) zur achten Änderung der Richtlinie
76/769/EWG zur Angleichung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten für Beschränkungen des Inverkehr-
bringens und der Verwendung gewisser
gefährlicher Stoffe und Zubereitungen
(ABl. Nr. L 398 vom 30. 12. 1989, S. 19).

Insofern als die Richtlinie Arsen- und
zinnorganische Verbindungen betrifft.

4. 376 L 0116: Richtlinie 76/116/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für Düngemittel (ABl. Nr. L 24 vom
30. 1. 1976, S. 21), zuletzt geändert durch
die Richtlinie 93/69/EWG der Kommission
vom 23. Juli 1993 (ABl. Nr. L 185 vom
28. 7. 1993, S. 30).

Artikel 7, insofern als es sich um den
Cadmiumgehalt von Düngemitteln handelt.

5. 391 L 0157: Richtlinie 91/157/EWG des
Rates vom 18. März 1991 über gefährliche
Stoffe enthaltende Batterien und Akkumula-
toren (ABl. Nr. L 78 vom 26. 3. 1991, S. 38).

Artikel 9, hinsichtlich des Quecksilbergehalts
von Alkali-Mangan-Batterien nach Artikel 3
Absatz 1.

6. 367 L 0548: Richtlinie 67/548/EWG des
Rates vom 27. Juni 1967 zur Angleichung
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für
die Einstufung, Verpackung und Kennzeich-
nung gefährlicher Stoffe (ABl. Nr. L 196
vom 16. 8. 1967, S. 1), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 93/101/EWG der
Kommission vom 11. November ,1993 (ABl.
Nr. L 13 vom 15. 1. 1994, S. 1),
a) Artikel 30 in Verbindung mit den

Artikeln 4 und 5, hinsichtlich der
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i) Anforderungen an die Einstufung der
58 Stoffe oder Stoffgruppen, die in
Anhang I der Richtlinie aufgeführt
und in der beigefügten Anlage A
wiedergegeben sind, insofern als
Schweden die Verwendung anderer
Einstufungen und Kennzeichnungen
und/oder besonderer Konzentrations-
grenzwerte für diese Stoffe verlangen
kann.

ii) Kriterien für die Einstufung und
Kennzeichung krebserregender Stof-
fe gemäß Anhang VI Nummer 4.2.1
der Richtlinie, insofern als Schweden
von den Herstellern und Einführern
die Verwendung anderer Kriterien
für die Einstufung sowie andere
Anforderungen für die Verwendung
bestimmter R-Sätze verlangen kann.

b) Artikel 30 in Verbindung ' mit den
Artikeln 4 und 6, hinsichtlich der
Anforderungen an die Einstufung, Kenn-
zeichnung und/oder spezifische Konzen-
trationsgrenzwerte für die neun Stoffe
oder Stoffgruppen, die nicht in Anhang I
der Richtlinie aufgeführt, aber in der
beigefügten Anlage B enthalten sind,
insofern als Schweden die Verwendung
anderer Einstufungen, Kennzeichnungen
und/oder besonderer Konzentrations-
grenzwerte für diese Stoffe verlangen
kann.

c) Artikel 30 in Verbindung mit Artikel 23
Absatz 2 Buchstabe d, insofern als
Schweden die Verwendung zusätzlicher
nicht in Anhang III der Richtlinie
aufgeführter R-Sätze („R-313, 320, 321,
322, 340") verlangen kann,

d) Für Stoffe, die unter die vorstehenden
Buchstaben a und b fallen, finden die
Bestimmungen des Artikels 23 Absatz 2
der Richtlinie zur Verwendung des
Vermerks „EWG-Kennzeichnung" keine
Anwendung.

7. 388 L 0379: Richtlinie 88/379/EWG des
Rates vom 7. Juni 1988 zur Angleichung der
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten für die Einstufung, Verpak-
kung und Kennzeichnung gefährlicher
Zubereitungen (ABl. Nr. 187 vom 16. 7.
1988, S. 14), zuletzt geändert durch die
Richtlinie 93/18/EWG des Rates vom
5. April 1993 (ABl. Nr. L 104 vom 29. 4.
1993, S. 46).
a) Artikel 13 in Verbindung mit den

Artikeln 3 und 7 der Richtlinie, hinsicht-
lich
— Zubereitungen, die Stoffe im Sinne

der Nummer 6 Buchstaben a, b und
c dieses Anhangs enthalten

— Zubereitungen, die nach den schwe-
dischen Rechtsvorschriften als bis zu
einem gewissen Maße gesundheits-
schädlich eingestuft werden,

b) Artikel 3 Absatz 5 und Anhang I Tabelle
V, hinsichtlich Formaldehyd als Sensibi-
lisator, wobei die Konzentration für
Zubereitungen gilt, die diesen Stoff
enthalten.

Zu Nummer 6 Buchstabe a und Nummer 7
Buchstabe a

Während der Übergangszeit nach Arti-
kel 112 der Beitrittsakte überprüft die
Gemeinschaft nach Maßgabe der Richtli-
nien 67/548/EWG und 88/379/EWG die
Einstufung von Stoffen und Zubereitungen,
die in den Anwendungsbereich dieser
Richtlinien fallen und von Schweden am
1. Januar 1994 als „bis zu einem gewissen
Maße gesundheitsschädlich" eingestuft wer-
den.

378 L 0631: Richtlinie 78/631/EWG des
Rates vom 26. Juni 1978 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
für die Einstufung, Verpackung und Kenn-
zeichnung gefährlicher Zubereitungen
(Schädlingsbekämpfungsmittel) (ABl.
Nr. L 206 vom 29. 7. 1978, S. 13), zuletzt
geändert durch die Richtlinie 92/32/EWG
des Rates vom 5. Juni 1992 (ABl. Nr. L 154
vom 5. 6. 1992, S. 1).

Anlage A

STOFF NR. ANHANG l

Acetone
Butanon
Pentylformiat
Ethylacetat
n-Butylacetat
sec.-Butylacetat
tert. -Butylacetat
Isobutylacetat
Butylformiat
Cyclohexan
l ,4-Dimethylcyclohexan
Diethylether
Ethylmethylether
Pentylacetat
Ethyllactat
Pentylpropionat
2,4-Dimethylpentan-3-on
Dipropylether
Dipropylketon
Ethylpropionat
Heptan

606-001-00-8
606-002-00-3
607-018-00-3
607-022-00-5
607-025-00-1
607-026-00-7
607-026-00-7
607-026-00-7
607-017-00-8
601-017-00-1
601-019-00-2
603-022-00-4
603-020-00-3
607-130-00-2
607-129-00-7
607-131-00-8
606-028-00-5
603-045-00-X
606-027-00-X
607-028-00-8
601-008-00-2
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STOFF NR. ANHANG l STOFF NR. ANHANG l

Hexan (Mischung von Isome-
ren mit weniger als 5%
n-Hexan) 601-007-00-7

Isopropylacetat 607-024-00-6
Isopropylalkohol 603-003-00-0
4-Methoxy-4-methylpentan-

2-on 606-023-00-8
Methylacetat 607-021-00-X
Methylcyclohexan 601-018-00-7
5-Methylhexan-2-on 606-026-00-4
Methylacetat 607-092-00-7
4-Methylpentan-2-on 606-004-00-4
Methylpropionat 607-027-00-2
Oktan 601-009-00-8
Pentane (n- und i-) 601-006-00-1
Pentan-3-on 606-006-00-5
Propan-1-ol 603-003-00-0
Propylacetat 607-024-00-6
Propylformiat 607-016-00-2
Propylpropionat 607-030-00-9
Natriumbisulphit = Polysulphit 016-010-00-3
Formaldehyd c > 25% 605-001-00-5

5% < c < 25% 605-001-01-2
1% < c <5% 605-001-02-X

Salze der Chromsäure
— Ammoniumdichromat

c > 20% 024-003-00-1
0.5% < c < 20%

— Calciumchromat 024-008-00-9
— Kaliumchromat 024-006-00-8
— Kaliumdichromat 024-002-00-6
— Natriumdichromat 024-004-00-7
Toluol-2,4-diisocyanat 615-006-00-4
Toluol-2,6-diisocyanat 615-006-00-4
Cadmiumfluorid 048-006-00-2
Bromethylen 602-024-00-2
Chloramin-T (Natriumsalz) 616-010-00-9
l,2-Epoxy-3(tolyoxy)-propan 603-056-00-X
Diphenylmethan-2,2'-diiso-

cyanat 615-005-00-9
Diphenylmethan-2,4'-diiso-

cyanat 615-005-00-9
4,4'-Methylendiphenyldiiso-

cyanat 615-005-00-9
Hexahydrophtalsäureanhydrid 607-102-00-X
Hydrochuinon 604-005-00-4
Hydroxypropylacrylat (Isome-

rengemisch) 607-108-00-2
Quecksilber 080-001-00-0
Quecksilber, organische und

anorganische Verbindungen 080-002-00-6
080-004-00-7

Piperazin 612-057-00-4
Tetrahydrophtalsäureanhydrid 607-099-00-5
Terpentin 650-002-00-6
Aminophenol (alle Isomeren) 612-033-00-3
Bariumverbindungen 056-002-00-7
Butylmethylketon (Hexan-2-on) 606-030-00-6
Hexan 601-007-00-7

Pyrogallol (1,2,3-Trihydroxy-
benzol)

Vanadiumpentoxid
604-009-00-6
023-001-00-8

Anlage B

STOFF

Decane
Kerosin (Düsenkraftstoff)
Erdöl- und Steinkohlenteerdestillate, Flammpunkt
unter 21° C
Erdöl- und Steinkohlenteerdestillate, Flammpunkt
zwischen 21—55° C
Natriumnitrat
l, l ,2-Trichlor-l ,2,2Trifluroethan
Wolfram
Wolframverbindungen
Zinkoxid

Anhang XIII

Liste nach Artikel 138 Absatz 5 der Beitrittsakte

NORWEGEN
1. Zusätzliche Beihilfe zu den Ausgleichszah-

lungen nach Artikel 8 Absatz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1766/92 für Erzeuger von
Kartoffeln, die für die Stärkeindustrie im
Rahmen der vor dem Beitritt erzeugten
Menge bestimmt sind.

2. Beihilfe für die Erzeugung bestimmter
Sorten zertifizierten Saatguts einer begrenz-
ten Anzahl von Arten für die Tierfütterung
nach der Verordnung (EWG) Nr. 2358/71.
Diese Beihilfe wird für jeweils 100 kg
gewährt, ist auf die vor dem Beitritt
erzeugten Mengen beschränkt und wird im
Falle von zertifiziertem Saatgut zusätzlich
zu der Beihilfe nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2358/71 gewährt.
Sie kann insbesondere für die folgenden
Sorten zertifizierten Futtersaatguts gewährt
werden. Timotheusgras, Wiesenklee, Wie-
senschwingelgras, Knäuelgras.

ÖSTERREICH
1. Zusätzliche Beihilfe zu den Ausgleichszah-

lungen nach Artikel 8 Absatz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1766/92 für Erzeuger von
Kartoffeln, die für die Stärkeindustrie im
Rahmen der vor dem Beitritt erzeugten
Menge bestimmt sind.

2. Beihilfen in Höhe der Differenz zwischen
dem vor dem Beitritt bestehenden Prämien-
niveau für Mutterkühe und dem Niveau
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nach Artikel 4 d Absatz 7 der Verordnung
(EWG) Nr. 805/68.

3. Zusätzliche Beihilfe zu der Produktionsbei-
hilfe für Hopfen nach den Artikeln 12 und
12 a der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71,
die für vier Jahre nach dem Beitritt im
Rahmen der durchschnittlichen Anbauflä-
chen gewährt wird, die während der drei
Jahre vor dem Beitritt mit Hopfen bestellt
waren.

4. Beihilfe, die für drei Jahre nach dem Beitritt
bestimmten Saatgutvermehrern von Futter-
saatgut für bestimmte Mengen gewährt
wird, für die nach den geltenden innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften im Jahr 1992 eine
Prämie gewährt worden war.

5. Zusätzliche Beihilfe zu den Ausgleichszah-
lungen nach der Verordnung (EWG)
Nr. 1765/92 zugunsten der Erzeugung von
Eiweißpflanzen, soweit dies zur Aufrecht-
erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit dieser
Erzeugnisse gegenüber Getreide und ölsaa-
ten erforderlich ist.

FINNLAND

1. Zusätzliche Beihilfe zu den Ausgleichszah-
lungen nach Artikel 8 Absatz 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 1766/92 für Erzeuger von
Kartoffeln, die für die Stärkeindustrie im
Rahmen der vor dem Beitritt erzeugten
Menge bestimmt sind.

2. Beihilfen in Höhe der Differenz zwischen
dem vor dem Beitritt bestehenden Prämien-
niveau für Mutterkühe und dem Niveau
nach Artikel 4 d Absatz 7 der Verordnung
(EWG) Nr. 805/68.

3. Beihilfen im Sektor lebende Pflanzen und
Waren des Blumenhandels im Sinne der
Verordnung (EWG) Nr. 234/68, die
— keine Erhöhung der vor dem Beitritt

bestehenden Erzeugung mit sich bringen;
— im Rahmen individueller Begrenzungen

gewährt werden, die nach dem Verfah-
ren des Artikels 14 der Verordnung
(EWG) Nr. 234/68 festzusetzen sind.

4. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach
Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1117/
78, die für die zwei Wirtschaftsjahre nach
dem Beitritt Erzeugern von Trockenfutter in
traditionellen Erzeugungsgebieten gewährt
wird.

5. Beihilfe für die Erzeugung bestimmter
Sorten zertifizierten Saatguts oder Handels-
saatguts einer begrenzten,Zahl von Arten für
die Tierfütterung nach der Verordnung
(EWG) Nr. 2358/71. Diese Beihilfe wird
für jeweils 100 kg gewährt, ist auf die vor

dem Beitritt erzeugten Mengen beschränkt
und wird im Falle von zertifiziertem Saatgut
und von Basissaatgut zusätzlich zu der
Beihilfe nach der Verordnung (EWG)
Nr. 2358/71 gewährt.

Sie kann insbesondere für die folgenden
Sorten zertifizierten Futtersaatguts gewährt
werden: Timotheusgras, Wiesenklee, Wie-
senschwingelgras, Knäuelgras.

Anhang XIV

Liste nach Artikel 140 der Beitrittsakte

NORWEGEN

1. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach
Artikel 138 in den traditionellen Anbau-
gebieten von Frühjahrsweizen für die
Müllerei

2. Beihilfen für Investitionen im Sektor
Schweine sowie Eier und Geflügel, die
nach Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz l
sowie Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 ausgeschlossen sind, aber den
übrigen Bestimmungen jener Verordnung
entsprechen. Diese Beihilfen:
— dürfen nicht zu einer Erhöhung der

Produktionskapazität insgesamt führen;
— werden im Rahmen individueller Pro-

duktionsbeschränkungen gewährt, die
nach dem Verfahren des Artikels 29 der
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 fest-
zulegen sind.

3. Zusätzliche Beihilfen zu den nach Artikel 12
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/
91, die für Investitionen im Sektor Obst-
und Gemüseerzeugung nach der Verord-
nung (EWG) Nr. 1035/72 und lebende
Pflanzen und Waren des Blumenhandels
nach der Verordnung (EWG) Nr. 234/68
gewährt werden.

Diese Beihilfen
— dürfen nicht zu einer Erhöhung der

Produktionskapazität insgesamt führen;
— werden im Rahmen individueller Pro-

duktionsbeschränkungen gewährt, die
nach dem Verfahren des Artikels 29 der
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 fest-
zulegen sind.

ÖSTERREICH
1. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach

Artikel 138, die im Rahmen eines vor dem
Beitritt bestehenden Produktionsvolumens
an die Erzeuger von für die Stärkeindustrie
bestimmten Mais gewährt wird.

2. Beihilfen für Erzeuger, die Flächenstillegun-
gen nach der Verordnung (EWG)
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Nr. 1765/92 vornehmen, die je Hektar
zusätzlich zu der Beihilfe nach Artikel 138
gewährt wird.

3. Beihilfen für die Aufzucht junger Rinder

4. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach
Artikel 138 an Erzeuger, die Qualitätsmilch
zur Herstellung von Bergkäse im Rahmen
einer vor dem Beitritt bestehenden Erzeu-
gungsmenge liefern.

5. Beihilfen für Investitionen im Sektor
Schweine sowie Eier und Geflügel, die
nach Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz l
sowie Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 ausgeschlossen sind, aber den
übrigen Bestimmungen jener Verordnung
entsprechen. Diese Beihilfen:
— dürfen nicht zu einer Erhöhung der

Produktionskapazität insgesamt führen;
— werden im Rahmen individueller Pro-

duktionsbeschränkungen gewährt, die
nach dem Verfahren des Artikels 29 der
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 fest-
zulegen sind.

6. Beihilfen für Investitionen, die von Teilzeit-
landwirten im Sinne der österreichischen
Rechtsvorschriften vorgenommen werden;
diese Beihilfen werden über die in Arti-
kel 12 Absätze 2 und 3 der Verordnung
(EWG) Nr. 2328/91 vorgesehene Höchst-
grenze hinaus, jedoch unter Beachtung der
Beschränkungen nach Artikel 7 derselben
Verordnung gewährt. Die Gewährung dieser
Beihilfen kann für die drei auf den Beitritt
folgenden Jahre gestattet werden.

FINNLAND
1. Zusätzliche Beihilfe zu der Beihilfe nach

Artikel 138, die in traditionellen Anbau-
gebieten von zur Brotherstellung geeigne-
tem Weichweizen, zur Brotherstellung
geeignetem Roggen und von Gerste für die
Brauereiindustrie gewährt wird.

2. Beihilfen für Investitionen im Sektor
Schweine sowie Eier und Geflügel, die
nach Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz l
sowie Absatz 6 der Verordnung (EWG)
Nr. 2328/91 ausgeschlossen sind, aber den
übrigen Bestimmungen jener Verordnung
entsprechen. Diese Beihilfen:
— dürfen nicht zu einer Erhöhung der

Produktionskapazität insgesamt führen;
— werden im Rahmen individueller Pro-

duktionsbeschränkungen gewährt, die
nach dem Verfahren des Artikels 29 der
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 fest-
zulegen sind.

3. Zusätzliche Beihilfen zu den nach Artikel 12
Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/

91, die für Investitionen im Sektor Erzeug-
nisse des Gartenbaus ' nach der Verordnung
(EWG) Nr. 1035/72 und lebende Pflanzen
und Waren des Blumenhandels nach der
Verordnung (EWG) Nr. 234/68 gewährt
werden. Diese Beihilfen
— dürfen nicht zu einer Erhöhung der

Produktionskapazität insgesamt führen;
— werden im Rahmen individueller Pro-

duktionsbeschränkungen gewährt, die
nach dem Verfahren des Artikels 29 der
Verordnung (EWG) Nr. 4253/88 fest-
zulegen sind.

ANHANG XV
Liste nach Artikel 151 der Beitrittsakte

I. FREIER WARENVERKEHR

1. 370 L 0220: Richtlinie 70/220/EWG des
Rates vom 20. März 1970 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Maßnahmen gegen die Verunreinigung
der Luft durch Emissionen von Kraftfahr-
zeugen (ABl. Nr. L 76 vom 6. 4. 1970, S. 17),
geändert durch:
— l 72 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 374 L 0290: Richtlinie 74/290/EWG
des Rates vom 28. Mai 1974 (ABl.
Nr. L 159 vom 15. 6. 1974, S. 61);

— 377 L 0102: Richtlinie 77/102/EWG der
Kommission vom 30. November 1976
(ABl. Nr. L 32 vom 3. 2. 1977, S. 32);

— 3 7 8 L 0665: Richtlinie 78/665/EWG
der Kommission vom 14. Juli 1978
(ABl. Nr. L 223 vom 14. 8. 1978, S. 48);

— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge —
Beitritt der Republik Griechenland (ABl.
Nr. L 291 vom 19. 11. 1979, S. 17);

— 383 L 0351: Richtlinie 83/351/EWG
des Rates vom 16. Juni 1983 (ABl.
Nr. L 197 vom 20. 7 1983, S. 1);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 388 L 0076: Richtlinie 88/76/EWG des
Rates vom 3. Dezember 1987 (ABl.
Nr. L 36 vom 9 2. 1988, S. 1).

— 388 L 0436: Richtlinie 88/436/EWG des
Rates vom 16. Juni 1988 (ABl. Nr.
L. 214 vom 6. 8. 1988, S. 36), berichtigt
in ABl. Nr. L 303 vom 8.11. 1988, S. 36;
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— 389 L 0458: Richtlinie 89/458/EWG
des Rates vom 18. Juli 1989 (ABl.
Nr. L 226 vom 3. 7. 1989, S. 1), berich-
tigt in ABl. Nr. L 270 vom 19. 9. 1989,
S. 16;

— 389 L 0491: Richtlinie 89/491/EWG
der Kommission vom 17. Juli 1989
(ABl. Nr. L. 238 vom 15. 8. 1989,
S. 43);

— 391 L 0441: Richtlinie 91/441/EWG
des Rates vom 26. Juni 1991 (ABl.
Nr. L 242 vom 30: 8. 1991,S. 1);

— 393 L 0059: Richtlinie 93/59/EWG des
Rates vom 28. Juni 1993 (ABl.
Nr. L 186 vom 28. 7. 1993, S. 21).

Die Republik Österreich kann im Rahmen
ihrer innerstaatlichen Typengenehmigungs-
verfahren ihre eigenen Regelungen für die
Emissionen leichter Nutzfahrzeuge mit
Dieselmotoren mit Direkteinspritzung bis
zum 1. Oktober 1995 beibehalten, gestattet
jedoch den freien Verkehr in Überein-
stimmung mit dem gemeinschaftlichen
Besitzstand ab dem I.Januar 1995. Die
Republik Österreich kann erst ab dem
Zeitpunkt die EG-Typengenehmigung
gemäß der Richtlinie 93/59/EWG erteilen,
zu dem sie jene Richtlinie uneingeschränkt
anwendet.

2. 375 L 0106: Richtlinie 75/106/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1974 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Abfüllung bestimmter
Flüssigkeiten nach Volumen in Fertigpak-
kungen (ABl. Nr. L 42 vom 15. 2. 1975,
S. 1), geändert durch:
— 378 L 0891: Richtlinie 78/891/EWG

der Kommission vom 28. September
1978 (ABl. Nr. L 311 vom 4. 11. 1978,
S. 21);

— 379 L 1005: Richtlinie 79/1005/EWG
des Rates vom 23. November 1979
(ABl. Nr. L 308 vom 4. 12. 1979, S. 25);

— 385 L 0010: Richtlinie 85/10/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1984 (ABl.
Nr. L 4 vom 5. 1. 1985, S. 20);

— 388 L 0316: Richtlinie 88/316/EWG
des Rates vom 7. Juni 1988 (ABl.
Nr. L 143 vom 10. 6. 1988, S. 26);

— 389 L 0676: Richtlinie 89/676/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1989
(ABl. Nr. L 398 vom 30. 12. 1989,
S. 18).

In Norwegen können die in Anhang III
Nummer l Buchstabe a genannten Waren,
die in Pfandflaschen enthalten sind, bis zum
31. Dezember 1996 in Nennvolumen von
0,35 l und 0,7 l vermarktet werden. Ab
seinem Beitritt stellt das Königreich Norwe-
gen weiterhin den freien Verkehr von

Waren sicher, die entsprechend den Anfor-
derungen der Richtlinie 75/106/EWG in
ihrer derzeitigen Fassung vermarktet wer-
den.

3. 377 L 0541: Richtlinie 77/541/EWG des
Rates vom 28. Juni 1977 zur Angleichung
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten
über Sicherheitsgurte und Haltesysteme für
Kraftfahrzeuge (ABl. Nr. L 220 vom 29. 8.
1977, S. 95), geändert durch
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19. 11. 1979,
S. 17);

— 381 L 0576: Richtlinie 81/576/EWG
des Rates vom 20. Juli 1981 (ABl.
Nr. L 209 vom 29. 7. 1981, S. 32);

— 382 L 0319: Richtlinie 82/319/EWG
der Kommission vom 2. April 1982
(ABl. Nr. L 139 vom 19. 5. 1982, S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 387 L 0354: Richtlinie 87/354/EWG
des Rates vom 25. Juni 1987 (ABl.
Nr. L 192 vom 11. 7. 1987, S. 43);

— 390 L 0628: Richtlinie 90/628/EWG
der Kommission vom 30. Oktober 1990
(ABl. Nr. L 341 vom 6. 17. 1990, S. 1).

Die Republik Finnland, das Königreich
Norwegen und das Königreich Schweden
können im Rahmen ihrer innerstaatlichen
Typengenehmigungsverfahren die Zulassung
von Fahrzeugen der Klasse Ml, M2 und
M3, deren Sicherheitsgurte oder Haltesy-
steme nicht den Anforderungen der Richt-
linie 77/451/EWG, zuletzt geändert durch
die Richtlinie 90/628/EWG, entsprechen,
bis zum 1. Juli 1997 verweigern; sie
verweigern jedoch nicht die Zulassung von
Fahrzeugen, die diese Anforderungen erfül-
len. Die Republik Finnland und das König-
reich Norwegen können erst ab dem
Zeitpunkt die EG-Betriebserlaubnis gemäß
der Richtlinie 90/628/EWG erteilen, zu
dem sie jene Richtlinie uneingeschränkt
anwenden. Das Königreich Schweden kann
die EG-Betriebserlaubnis gemäß diesen
Richtlinien nur für Fahrzeuge erteilen, die
die zwingenden Anforderungen der Richt-
linie 77/541/EWG) geändert durch die
Richtlinie 90/628/EWG, erfüllen.

4. 388 L 0077: Richtlinie 88/77/EWG des
Rates vom 3. Dezember 1987 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über Maßnahmen gegen die Emis-
sion gasförmiger Schadstoffe und luftverun-



2504 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

reinigender Partikel aus Dieselmotoren zum
Antrieb von Fahrzeugen (ABl. Nr. L 36 vom
9. 2. 1988, S. 33), geändert durch:
— 391 L 0542: Richtlinie 91/542/EWG

des Rates vom 1. Oktober 1991 (ABl.
Nr. L 295 vom 25. 10. 1991, S. 1).

Das Königreich Schweden kann im Rahmen
seiner innerstaatlichen Typengenehmigungs-
verfahren seine eigene Regelung für die
Emission von Dieselmotoren bis zu 85 kW
bis zum 1. Oktober 1996 beibehalten,
gestattet jedoch den freien Verkehr in
Übereinstimmung mit dem gemeinschaft-
lichen Besitzstand ab dem 1. Januar 1995.
Das Königreich Schweden kann erst ab dem
Zeitpunkt die Typengenehmigung gemäß
der Richtlinie 91/542/EWG erteilen, zu
dem es jene Richtlinie uneingeschränkt
anwendet.

II. FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENST-
LEISTUNGS- UND KAPITALVERKEHR

1. 378 L 0686: Richtlinie 78/686/EWG des
Rates vom 25. Juli 1978 über die gegen-
seitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs-
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnach-
weise des Zahnarztes und für Maßnahmen
zur Erleichterung der tatsächlichen Aus-
übung des Niederlassungsrechts und des
Rechts auf freien Dienstleistungsverkehr
(ABl. Nr. L 233 vom 24. 8. 1978, S. 1),
geändert durch.
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19 11. 1979,
S. 17);

— 381 L 1057: Richtlinie 81/1057/EWG
des Rates vom 14. Dezember 1981
(ABl. Nr. L 385 vom 31.12. 1981,
S. 25);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 23. 11. 1989, S. 19);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 73).

Die Niederlassungsfreiheit und der freie
Dienstleistungsverkehr werden in Öster-
reich für die in den anderen Mitgliedstaaten
diplomierten Zahnärzte und in den anderen
Mitgliedstaaten für die in Zahnheilkunde
praktizierenden diplomierten österreichi-
schen Ärzte so lange aufgeschoben, bis die

Zahnarztausbildung in Österreich nach den
gemäß der Richtlinie 78/687/EWG fest-
gelegten Bedingungen abgeschlossen ist,
längstens aber bis zum 31. Dezember 1998.

Während der Dauer dieser vorübergehenden
Ausnahmeregelung werden die allgemeinen
oder besonderen Erleichterungen hinsicht-
lich des Niederlassungsrechts und des freien
Dienstleistungsverkehrs, die aufgrund öster-
reichischer Vorschriften oder aufgrund von
Abkommen über die Beziehungen zwischen
der Republik Österreich und einem anderen
Mitgliedstaat bestehen, beibehalten und
ohne Diskriminierung gegenüber allen
anderen Mitgliedstaaten angewandt.

2. 392 L 0096: Richtlinie 92/96/EWG des
Rates vom 10. November 1992 zur Koor-
dinierung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften für die Direktversicherung
(Lebensversicherung) sowie zur Änderung
der Richtlinien 79/267/EWG und 90/619/
EWG (Dritte Richtlinie Lebensversicherung)
(ABl. Nr. L 360 vom 9 12. 1992, S. 1).
a) Das Königreich Schweden kann eine

Übergangsregelung bis zum 1. Januar
2000 anwenden, um Artikel 22
Absatz l Buchstabe b der Richtlinie 92/
96/EWG nachzukommen; in diesem
Zusammenhang besteht Einvernehmen,
daß die schwedischen Behörden der
Kommission bis zum 1. Juli 1994 eine
Aufstellung der Maßnahmen zur Geneh-
migung vorlegen, mit denen die über die
Grenzwerte des Artikels 22 Absatz l
Buchstabe b hinausgehenden Risiken
mit den Grenzwerten der Richtlinie in
Übereinstimmung gebracht werden sol-
len.

b) Die schwedischen Behörden legen der
Kommission spätestens zum Zeitpunkt
des schwedischen Beitritts und am
31. Dezember 1997 einen Bericht über
den Stand der Maßnahmen vor, die
ergriffen worden sind, um der Richtlinie
nachzukommen. Die Kommission über-
prüft diese Maßnahmen anhand dieser
Berichte. Im Lichte der Entwicklungen
werden diese Maßnahmen gegebenen-
falls im Hinblick auf eine raschere
Verringerung der Risiken angepaßt. Die
schwedischen Behörden fordern die
Lebensversicherungsgesellschaften auf,
die Verringerung der entsprechenden
Risiken unmittelbar in Angriff zu
nehmen. Die betreffenden Gesellschaf-
ten werden diese Risiken zu keiner Zeit
erhöhen, es sei denn, daß sie sich bereits
im Rahmen der von der Richtlinie
vorgeschriebenen Grenzen bewegen und
daß eine solche Erhöhung nicht zu einer
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Überschreitung dieser Grenzen führt.
Die schwedischen Behörden legen bis
zum Ablauf des Übergangszeitraums
einen Abschlußbericht über die Ergeb-
nisse der vorgenannten Maßnahmen vor.

III. VERKEHRSPOLITIK

391 L 0439: Richtlinie 91/439/EWG des Rates
vom 29. Juli 1991 über den Führerschein (ABl.
Nr. L 237 vom 24. 8. 1991, S. 1).

Das Königreich Norwegen kann abweichend
von Artikel l Absatz l bis zum 31. Dezember
1997 weiterhin Führerscheine nach seinem
derzeitigen Muster ausstellen. Nach Ablauf
dieses Zeitraums muß das Königreich Norwe-
gen den zu dieser Zeit bestehenden gemein-
schaftlichen Besitzstand betreffend Führer-
scheine anwenden.

IV. STATISTIK

1. 372 L 0211: Richtlinie 72/211/EWG des
Rates vom 30. Mai 1972 zur Durchführung
koordinierter Konjunkturstatistiken in der
Industrie und im warenproduzierenden
Handwerk (ABl. Nr. L 128 vom 3. 6. 1972,
S. 28), geändert durch:
— 179 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19. 11. 1979,
S. 17);

— 185 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

Die Republik Finnland kann die Erfassung
von Daten nach dieser Richtlinie bis zum
1. Januar 1997 zurückstellen.

Monatliche Daten zu den Indizes der
industriellen Erzeugung sind jedoch ab
dem Zeitpunkt des Beitritts zu übermitteln.

2. 390 R 3037: Verordnung (EWG) Nr. 3037/
90 des Rates vom 9. Oktober 1990 betref-
fend die statistische Systematik der Wirt-
schaftszweige in der Europäischen Gemein-
schaft (ABl. Nr. L 293 vom 24. 10. 1990,
S. 1), geändert durch:
— 393 R 0761: Verordnung (EWG)

Nr. 761/93 der Kommission vom
24. März 1993 (ABl. Nr. L 83 vom
3. 4. 1993, S. 1).

Die Republik Finnland kann die Anwendung
dieser Verordnung bis zum 1. Januar 1997
zurückstellen.

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts muß die
Republik Finnland jedoch einen Zeitplan

aufstellen, aus dem klar hervorgeht, welche
Fristen in den verschiedenen Bereichen
gelten (volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung, Input-Output, regelmäßige Erhebun-
gen usw.); sie wird sich bemühen, die Daten
in einer an „NACE Rev. l" angepaßten
Form zu übermitteln.

3. 391 D 3731: Entscheidung Nr. 3731/91/
EGKS der Kommission vom 18. Oktober
1991 zur Änderung der im, Anhang zu
den - Entscheidungen Nr. 1566/86/EGKS,
Nr. 4104/88/EGKS und Nr. 3938/89/
EGKS enthaltenen Fragebogen (ABl.
Nr. L 359 vom 30. 12. 1991, S. 1).

Die Republik Finnland kann die Erhebung
der Daten nach dem im Anhang dieser
Entscheidung wiedergegebenen Fragebogen
2-73 „Stahllieferungen in das Inland nach
Erzeugnissen und Abnehmergruppen" bis
zum 1. Januar 1996 zurückstellen.

4. 391 R 3924: Verordnung (EWG) Nr. 3924/
91 des Rates vom 19. Dezember 1991 zur
Einführung einer Gemeinschaftserhebung
über die Produktion von Gütern (ABl.
Nr. L 374 vom 31. 12. 1991, S. 1).

f
Die Republik Finnland kann die Anwendung
dieser Verordnung bis zum 1. Januar 1997
zurückstellen.

Ab dem Zeitpunkt des Beitritts muß die
Republik Finnland jedoch einen ' Zeitplan
aufstellen, aus dem klar hervorgeht, welche
Fristen in den verschiedenen Bereichen
gelten (volkswirtschaftliche Gesamtrech-
nung, Input-Output, regelmäßige Erhebun-
gen usw.); sie wird sich bemühen, die Daten
in einer an „NAGE Rev. l" angepaßten
Form zu übermitteln.

5. 393 R 0696: Verordnung (EWG) Nr. 696/
93 des Rates vom 15. März 1993 betreffend
die statistischen Einheiten für die Beobach-
tung und Analyse der Wirtschaft in der
Gemeinschaft (ABl. Nr. L 76 vom 30. 3.
1993, S. 1).

Für die Republik Österreich läuft die
Übergangszeit nach Artikel 4 Absatz l bis
zum 31. Dezember 1996.

6. 393 R 2186: Verordnung (EWG) Nr. 2186/
93 des Rates vom 22. Juli 1993 über die
innergemeinschaftliche Koordinierung des
Aufbaus von Unternehmensregistern für
statistische Verwendungszwecke (ABl.
Nr. L 196 vom 5. 8. 1993, S. 1).

Die Republik Österreich kann die Anwen-
dung dieser Verordnung bis zum
31. Dezember 1996 aufschieben.
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Ab dem Beitritt werden jedoch Statistiken
der gewerblichen Wirtschaft erstellt.

V SOZIALPOLITIK

376 L 0207: Richtlinie 76/207/EWG des Rates
vom 9. Februar 1976 zur Verwirklichung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Män-
nern und Frauen hinsichtlich des. Zugangs zur
Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum
beruflichen Aufstieg sowie in bezug auf die
Arbeitsbedingungen (ABl. Nr. ,L 39 vom 14. 2.
1976, S. 40).

Artikel 5 dieser Richtlinie gilt bis zum Jahre
2001 nicht für die Republik Österreich hin-
sichtlich der Nachtarbeit von Frauen.

Bis zum 31. Dezember 1997 überprüft der Rat
nach Erhalt eines Berichts der Kommission
über die Entwicklung der sozialen und
rechtlichen Lage die Ergebnisse dieser Ausnah-
meregelung unter Berücksichtigung der Anfor-
derungen des Gemeinschaftsrechts.

VI. UMWELT

1. 375 L 0716: Richtlinie 75/716/EWG des
Rates vom 24. November 1975 zur Anglei-
chung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über den Schwefelgehalt bestimmter
flüssiger Brennstoffe (ABl. Nr. L 307 vom
27 11. 1975, S. 22), geändert durch:
— 387 L 0219: Richtlinie 87/219/EWG

des Rates vom 30. Marz 1987 (ABl.
Nr. L 91 vom 3. 4. 1987, S. 19);

— 390 L 0660: Richtlinie 90/660/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 79);

— 391 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31.12. 1991,
S. 48);

— 393 L 0012: Richtlinie 93/12/EWG des
Rates vom 23. März 1993 (ABl.
Nr. L 74 vom 27 3. 1993, S. 81).

a) Die Republik Österreich kann abwei-
chend von Artikel 2 Absatz l ihre
innerstaatlichen Rechtsvorschriften über
den Schwefelgehalt von Dieselkraftstof-
fen bis zum 1. Oktober 1996 beibehal-
ten.

b) Die Republik Finnland kann abweichend
von Artikel 2 Absatz l ihre innerstaatli-
chen Rechtsvorschriften über den Schwe-
felgehalt von Dieselkraftstoffen bis zum
1. Oktober 1996 beibehalten.

2. 390 L 0641: Richtlinie 90/641/Euratom des
Rates vom 4. Dezember 1990 über den
Schutz externer Arbeitskräfte, die einer
Gefährdung durch ionisierende Strahlungen
beim Einsatz im Kontrollbereich ausgesetzt

sind (ABl. Nr. L 349 vom 13. 12: 1990,
S. 21).

Die Republik Österreich, die Republik
Finnland und das Königreich Schweden
wenden ab dem 1. Januar 1997 die
Bestimmungen von Artikel 2, Artikel 3,
Artikel 5 und Artikel 6 Buchstabe e an, die
Bezug nehmen auf die Richtlinie 80/836/
EURATOM des Rates vom 15. Juli 1980
zur Änderung der Richtlinien, mit denen die
Grundnormen für den Gesundheitsschutz
der Bevölkerung und der Arbeitskräfte
gegen die Gefahren ionisierender Strah-
lungen festgelegt werden.

3. 390 R 0737: Verordnung (EWG) Nr. 737/
90 des Rates vom 22. März 1990 über die
Einfuhrbedingungen für landwirtschaftliche
Erzeugnisse in Drittländern nach dem Unfall
im Kernkraftwerk Tschernobyl (ABl.
Nr. L 82 vom 29. 3. 1990, S. 1), geändert
durch.
— 393 R 1518: Verordnung (EWG)

Nr. 1518/93 der Kommission vom
2 1. Juni 1993 (ABl. Nr. L 150 vom
22. 6. 1993, S. 30).

Die Republik Österreich kann ihre ent-
sprechenden innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften bis zum 31. März 1995 beibehal-
ten.

4. 392 L 0112: Richtlinie 92/112/EWG des
Rates vom 15. Dezember 1992 über die
Modalitäten zur Vereinheitlichung der
Programme zur Verringerung und späteren
Unterbindung der Verschmutzung durch
Abfälle der Titandioxid-Industrie (ABl.
Nr. L 409 vom 31. 12. 1992, S. 11).

Das Königreich Norwegen wendet die
Bestimmungen des Artikels 9 Absatz l Buch-
stabe a Ziffer ii über die Verringerung der
Emissionen von Schadstoffen in die Atmo-
sphäre ab 1. Januar 1997 an. Das König-
reich Norwegen legt der Kommission ein
wirksames Programm zur Verringerung der
SO2-Emissionen zur Bewertung vor; dies
umfaßt die Vorlage eines Investitionsplans
der gewählten technischen Optionen sowie
eine Bewertungsstudie über die Umweltaus-
wirkungen der Verwendung von Meerwas-
ser im Aufbereitungsverfahren, und zwar bis
zum Inkrafttreten des Artikels 9 Absatz l
Buchstabe a Ziffer ii (1. Januar 1995).

5. 393 R 0259: Verordnung (EWG) Nr. 259/
93 des Rates vom 1. Februar 1993 zur
Überwachung und Kontrolle der Verbrin-
gung von Abfällen in der, in die und aus der
Europäischen Gemeinschaft (ABl. Nr. L 30
vom 6. 2. 1993, S. 1).
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Die Republik Österreich kann, ihre inner-
staatlichen Rechtsvorschriften über die Ein-
fuhr, die Ausfuhr und den Transit von
Abfällen bis zum 31. Dezember 1996
beibehalten.

VII. LANDWIRTSCHAFT

A. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

I. Informationsnetz
landwirtschaftlicher Buchführung

365 R 0079: Verordnung Nr. 79/65/EWG des
Rates vom 15. Juni 1965 zur Bildung eines
Informationsnetzes landwirtschaftlicher Buch-
führungen über die Einkommenslage und die
betriebswirtschaftlichen Verhältnisse landwirt-
schaftlicher Betriebe in der EWG (ABl. Nr. 109
vom 23. 6. 1965, S. 1859/65), zuletzt geändert
durch:
— 390 R 3577: Verordnung (EWG)

Nr. 3577/90 des Rates vom 4. Dezember
1990 (ABl. Nr. L 353 vom 17 12. 1990,
S. 23).

Norwegen, Finnland und Schweden nehmen bis
spätestens 31. Dezember 1997 die nach der
Verordnung Nr. 79/65/EWG erforderlichen
Anpassungen hinsichtlich der Art der Buch-
führungsdaten und der Buchführungsbetriebe
vor.

II. Integrierte Kontrolle

392 R 3508: Verordnung (EWG) Nr. 3508/92
des Rates vom 27 November 1992 zur
Einführung eines integrierten Verwaltungs-
und Kontrollsystems für bestimmte gemein-
schaftliche Beihilferegelungen (ABl. Nr. L 355
vom 5. 12. 1992, S. 1), geändert durch:
— 394 R 0165: Verordnung (EG) Nr. 165/94

des Rates vom 24. Januar 1994 (ABl.
Nr. L 24 vom 29. 1. 1994, S. 6).

In Abweichung von Artikel 13 der Verordnung
(EWG) Nr. 3508/92 ist das integrierte System
in den neuen Mitgliedstaaten wie folgt
anwendbar:
— ab dem 1. März 1995 hinsichtlich der

Beihilfeanträge und des integrierten Kon-
trollsystems nach Artikel 7 der Verordnung
(EWG) Nr. 3508/92,

— spätestens ab dem 1. Januar 1997 hinsicht-
lich der anderen in Artikel 2 der Verord-
nung (EWG) Nr. 3508/92 genannten
Komponenten.

Die neuen Mitgliedstaaten treffen die erforder-
lichen Verwaltungs- und Haushaltsmaßnahmen
sowie die notwendigen technischen Vorkehrun-
gen, damit die verschiedenen Elemente des

integrierten Systems ab diesen Zeitpunkten
einsatzfähig sind. Sind jedoch bestimmte
Elemente des integrierten Systems vor diesen
Zeitpunkten einsatzfähig, so können diese
Mitgliedstaaten sie bereits bei ihrer Verwal-
tungs- und Kontrolltätigkeit verwenden.

Die Kommission kann nach dem Verfahren des
Artikels 13 der Verordnung (EWG) Nr. 729/
70 die Durchführungsbestimmungen zu dieser
Vorschrift erlassen, insbesondere die Über-
gangsmaßnahmen für die Anlaufzeit des
Systems in den neuen Mitgliedstaaten.

B. MARKTORGANISATIONEN

I. Milch und Milcherzeugnisse

371 R 1411: Verordnung (EWG) Nr. 1411/71
des Rates vom 29. Juni 1971 zur Festlegung
ergänzender Vorschriften für die gemeinsame
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug-
nisse hinsichtlich Konsummilch (ABl. Nr. L 148
vom 3. 7 1971, S. 4), zuletzt geändert durch:
— 392 R 2138: Verordnung (EWG)

Nr. 2138/92 des Rates vom 23. Juli 1992
(ABl. Nr. L 214 vom 30. 7 1992, S. 6).

In Abweichung von Artikel 3 Absatz l Buch-
stabe b der Verordnung (EWG) Nr. 1411/71
gelten die Anforderungen hinsichtlich des
Mindestfettgehalts während eines Zeitraums
von drei Jahren ab dem Beitritt nicht für in
Finnland, Norwegen und Schweden erzeugte
Konsummilch. Konsummilch, die nicht den
Anforderungen hinsichtlich des Mindestfettge-
halts entspricht, darf nur in dem Erzeugerland
vermarktet oder in ein Drittland ausgeführt
werden. Während des genannten Zeitraums
wird die Klassifizierung von Konsummilch nach
der Verordnung überprüft.

II. Rindfleisch

368 R 0805: Verordnung (EWG) Nr. 805/68
des Rates vom 27 Juni 1968 über die gemein-
same Marktorganisation für Rindfleisch (ABl.
Nr. L 148 vom 27 6. 1968, S. 24), zuletzt
geändert durch:
— 393 R 3611: Verordnung (EG) Nr. 361l/

93 des Rates vom 22. Dezember 1993 (ABl.
Nr. L 328 vom 29 12. 1993, S. 7).

In Abweichung von Artikel 9 Absatz l kann
Österreich bei Erzeugnissen der Tarifnummer
1602 50 des Gemeinsamen Zolltarifs seine
Zollsätze für Einfuhren aus Drittländern
während der Übergangszeit stufenweise an die
sich aus der Anwendung des GZT ergebenden
Zollsätze anpassen.
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Die Anpassung erfolgt jeweils zu Beginn der
dem Beitritt nachfolgenden fünf Jahre. Sie
entspricht jeweils einem Sechstel, einem Fünftel,
einem Viertel, einem Drittel und der Hälfte des
Unterschieds zwischen den Zollsätzen.

Die sich aus der Anwendung des GZT
ergebenden Zollsätze werden ab dem Jahr
2000 angewandt.

III. Obst und Gemüse
372 R 1035: Verordnung (EWG) Nr. 1035/72
des Rates vom 18. Mai 1972 über eine
gemeinsame Marktorganisation für Obst und
Gemüse (ABl. Nr. L 118 vom 20.5: 1972,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung (EWG)

Nr. 3669/93 des Rates vom 20. Dezember
1993 (ABl. Nr. L 338 vom 31.12. 1993,
S. 26).

In Abweichung von Artikel 2 der Verordnung
(EWG) Nr. 1035/72 erfolgt die Anwendung
der gemeinsamen Qualitätsnormen während
der nachstehenden Zeiträume unter Bedingun-
gen, die gemäß dem Verfahren des Artikels 33
der genannten Verordnung festzulegen sind:
— drei Jahre hinsichtlich österreichischer

Erzeugnisse und zwei Jahre hinsichtlich
- finnischer Erzeugnisse. Während dieser

Zeiträume können diese Erzeugnisse unbe-
schadet der gemäß Artikel 12 Absatz l
Unterabsatz 2 festgelegten Bestimmungen
nur auf dem nationalen Markt abgesetzt
werden;

— zwei Jahre hinsichtlich in Schweden
erzeugter Karotten und Speisemöhren.
Während dieses Zeitraums können diese
Erzeugnisse nach Drittländern ausgeführt
werden.

IV. Wein und Spirituosen

1. 389 R 1576: Verordnung (EWG) Nr. 1576/
89 des Rates vom 29. Mai 1989 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Auf-
machung der Spirituosen (ABl. Nr. L 160
vom 12. 6. 1989, S. 1), zuletzt geändert
durch:
- 392 R 3280: Verordnung (EWG)

Nr. 3280/92 des Rates vom 9. Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L. 327 vom 13. 11.
1992, S. 3).

In Abweichung von den Bestimmungen der
Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 gilt fol-
gendes :
— Die in Österreich vor dem Beitritt sowie

die in dem Zeitraum zwischen dem
1. Januar 1995 und dem 31. Dezember
1995 entsprechend den geltenden inner-
staatlichen Vorschriften gewonnenen

Spirituosen können bis zum
31. Dezember 1996 in einer den inner-
staatlichen Vorschriften entsprechenden
Aufmachung in der Gemeinschaft ver-
marktet werden. Die zu letzterem Zeit-
punkt noch im Einzelhandel befindlichen
Erzeugnisse können bis zur Erschöpfung
der Lagerbestände abgesetzt werden;

— Die Verwendung der Bezeichnung
„Inländerrum" für Erzeugnisse mit
Ursprung in Österreich ist bis zum
31. Dezember 1998 gestattet, sofern die
Aufmachung des Erzeugnisses den
Gemeinschaftsbestimmungen über die
Bezeichnung und Aufmachung von
Spirituosen entspricht, die Zutaten auf
dem vorderen Flaschenetikett klar auf-
geführt sind und auf diesem Etikett
eindeutig angegeben ist, daß das Erzeug-
nis keinen Rum enthält.

2. 389 R 2392: Verordnung (EWG) Nr. 2392/
89 des Rates vom 24. Juli 1989 zur
Aufstellung allgemeiner Regeln für die
Bezeichnung und Aufmachung der Weine
und der Traubenmoste (ABl. Nr. L 232 vom
9. 8. 1989, S. 13), zuletzt geändert durch:
— 391 R 3897: Verordnung (EWG)

Nr. 3897/91 des Rates . vom
16. Dezember 1991 (ABl. Nr. L 368
vom 31. 12. 1991, S. 5).

392 R 2333: Verordnung (EWG) Nr. 2333/
92 des Rates vom 13. Juli 1992 zur
Festlegung der Grundregeln für die Bezeich-
nung und Aufmachung von Schaumwein
und Schaumwein mit zugesetzter Kohlen-
säure (ABl. Nr. L 231 vom 13. 8. 1992,
S. 9).

(1) In Abweichung von den Verordnungen
(EWG) Nr. 2392/89 und (EWG) Nr. 2333/
92 gilt folgendes:
— Die Weine, Schaumweine und Schaum-

weine mit zugesetzter Kohlensäure sowie
Traubenmoste, die sich im Hoheitsgebiet
Österreichs befinden und die entspre-
chend den vor dem 1. März 1995
geltenden österreichischen Vorschriften
bezeichnet und gestellt wurden, können
bis zur Erschöpfung der Lagerbestände
vermarktet werden;

— Die vor dem 1. März 1995 gedruckten
Etiketten mit Angaben, die den zu jenem
Zeitpunkt geltenden österreichischen
Vorschriften, jedoch nicht den Gemein-
schaftsbestimmungen entsprechen, kön-
nen bis zum 1. März 1996 verwendet
werden.
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Die Durchführungsbestimmungen werden
erforderlichenfalls nach dem Verfahren des
Artikels 83 der Verordnung (EWG)
Nr. 822/87 erlassen.

(2) In Abweichung von Artikel 6 Absatz 6
Buchstabe a der Verordnung (EWG)
Nr. 2333/92 kann die Handelsmarke
„Winzersekt", die in Österreich vor dem
1. März 1994 registriert wurde, bis zum
31. Dezember 1999 in Österreich für in
Österreich gewonnenen Schaumwein ver-
wendet werden, wobei die gemäß dem
genannten Artikel 6 für „Winzersekt" erlas-
senen Bestimmungen zu beachten sind.

Die Durchführungsbestimmungen werden
erforderlichenfalls nach dem Verfahren des
Artikels 83 der Verordnung (EWG)
Nr. 822/87 erlassen.

3. 391 R 1601: Verordnung (EWG) Nr. 160l/
91 des Rates vom 10. Juni 1991 zur
Festlegung der allgemeinen Regeln für die
Begriffsbestimmung, Bezeichnung und Auf-
machung aromatisierten Weines, aromati-
sierter weinhaltiger Getränke und aromati-
sierter weinhaltiger Cocktails (ABl.
Nr. L 149 vom 14. 6. 1991, S. 1), berichtigt
in ABl. Nr. L 349 vom 18. 12. 1991, S. 47
und zuletzt geändert durch:
— 392 R 3279: Verordnung (EWG)

Nr. 3279/92 des Rates vom 9 Novem-
ber 1992 (ABl. Nr. L 327 vom 13. 11.
1992, S. 1).

In Abweichung von Artikel 6 kann Norwe-
gen während des ersten Jahres nach seinem
Beitritt „vermut" entsprechend den vor dem
Beitritt geltenden Bestimmungen herstellen.

Die Erzeugnisse aus dieser Herstellung
können bis spätestens 31. Dezember 1996
auf dem norwegischen Markt abgesetzt
werden.

4. 392 R 2332: Verordnung (EWG) Nr. 2332/
92 des Rates vom 13. Juli 1992 über in der
Gemeinschaft hergestellte Schaumweine
(ABl. Nr. L 231 vom 13. 8. 1992, S. 1),
geändert durch:
- 393 R 1568: Verordnung (EWG)

Nr. 1568/93 des Rates vom 14. Juni
1993 (ABl. Nr. L 154 vom 25. 6. 1993,
S. 42).

(1) In Abweichung von Artikel 17 Absätze l
und 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2332/92
wird die Mindestdauer der Gärung bei in
Österreich mit der Methode der Gärung im
Cuvéefaß gewonnenen Qualitätsschaumwei-
nen — mit Ausnahme von Qualitätsschaum-
wein b. A. — wie folgt festgesetzt:

a) hinsichtlich der Dauer der Alterung im
Herstellungsbetrieb vom Beginn der
Gärung an, durch die Kohlensäure
entwickelt werden soll.
— Herstellung 1995: keine Mindestdau-

er,
— Herstellung 1996: keine Mindestdau-

er,
— Herstellung 1997: 4 Monate;

b) hinsichtlich der Dauer der Gärung,
durch die in der Cuvée Kohlensäure
entwickelt werden soll, und die Dauer
der Nichttrennung der Cuvée vom Trüb
— Herstellung 1995 keine Mindestdau-

er,
— Herstellung 1996. keine Mindestdau-

er,
— Herstellung 1997: 60 Tage, oder —

wenn die Gärung in Behältnissen mit
Rührvorrichtung stattfindet —
20 Tage.

(2) Die Qualitätsschaumweine, für die die
Ausnahmen nach Absatz l gelten, können
nur in Österreich unter der Bezeichnung
„Qualitätsschaumwein" oder „Sekt" ver-
marktet werden.

(3) Die Durchführungsbestimmungen wer-
den erforderlichenfalls nach dem Verfahren
des Artikels 83 der Verordnung (EWG)
Nr. 822/87 erlassen.

C. KULTURPFLANZEN

392 R 1765: Verordnung (EWG) Nr. 1765/
92 des Rates vom 30. Juni 1992 zur
Einführung einer Stützungsregelung für
Erzeuger bestimmter landwirtschaftlicher
Kulturpflanzen (ABl. Nr. L 181 vom 1. 7
1992, S. 12), zuletzt geändert durch.
— 394 R 0232 Verordnung (EG) Nr. 232/

94 des Rates vom 24. Januar 1994 (ABl.
Nr. L 30 vom 3. 2. 1994, S. 7).

(1) Abweichend von Artikel 7 Absatz 6 gilt
folgendes: Erzeuger in Schweden, die
entsprechend einer innerstaatlichen Still-
legungsregelung eine größere Fläche als
diejenige stillgelegt haben, auf der sie
beihilfefähige Kulturpflanzen anbauen wol-
len, und die nicht begonnen haben, auf
dieser Fläche wieder Kulturpflanzen anzu-
bauen, können nach Ablauf ihrer Beteiligung
an der innerstaatlichen Regelung die Still-
legung der Flächen, die sie gemäß dieser
Regelung stillgelegt hatten, für einen
weiteren Zeitraum von 60 Monaten fortset-
zen. Der Stillegungsausgleich wird dann
nach dem gleichen Satz festgesetzt wie in
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Artikel 7 Absatz 6 für den Teil, der
derjenigen für Kulturpflanzen überschreitet,
für die eine Ausgleichszahlung beantragt
wird.

(2) Bis zum Wirtschaftsjahr 1999/2000 kann
Österreich vorbehaltlich der Genehmigung
der Kommission Kleinerzeugern im Sinne
des Artikels 8 Absatz 2 eine Zahlung in
Höhe der vor dem Beitritt gewährten
Zahlung leisten, wenn diese weiterhin eine
Fläche derselben Größe stillegen, für die sie
bereits eine Ausgleichszahlung nach einer
innerstaatlichen Regelung am 1. Januar 1994
erhalten hatten. Die Kosten dieser Zahlung
werden von Österreich getragen.

D. STRUKTUREN

1. 390 R 0866: Verordnung (EWG) Nr. 866/
90 des Rates vom 29. März 1990 zur
Verbesserung der Verarbeitungs- und Ver-
marktungsbedingungen landwirtschaftlicher
Erzeugnisse (ABl. Nr. L 91 vom 6. 4. 1990,
S. 1), zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung (EWG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 31. 12. 1993, S. 26).

Bei der Anwendung von Artikel 16 Absatz 5
— kann die Kommission Norwegen

ermächtigen, während eines Zeitraums
von drei Jahren nach seinem Beitritt
staatliche Beihilfen für Investitionen in
einem Sektor der unter Anhang II des
EG-Vertrags fallenden Erzeugnisse, der
einer Restrukturierung bedarf, zu
gewähren; Voraussetzung ist, daß die
Produktionskapazität des genannten
Sektors nicht vergrößert wird;

— wird die Kommission diese Bestimmun-
gen hinsichtlich Österreichs und Finn-
lands entsprechend der Erklärung Nr. 31
in der Schlußakte durchführen.

Die Genehmigung der Kommission kann
jedoch nur erteilt werden, wenn eine
angemessene Beteiligung der Begünstigten
an den betreffenden Investitionen sicherge-
stellt ist.

2. 391 R 2328: Verordnung (EWG) Nr. 2328/
91 des Rates vom 15. Juli 1991 zur
Verbesserung der Effizienz der Agrarstruk-
tur (ABl. Nr. L 218 vom 6. 8. 1991, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 3669: Verordnung (EG)

Nr. 3669/93 des Rates vom
22. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 338
vom 31. 12. 1993, S. 26).

In Abweichung von
a) Artikel 5 Absatz l Buchstabe c können

die in dieser Verordnung vorgesehenen
Beihilfen in Norwegen und Schweden bis
zum 31. Dezember 1999 zugunsten
land- und forstwirtschaftlicher Familien-
betriebe gewährt werden; Voraussetzung
dafür ist, daß die landwirtschaftliche
Nutzfläche des Betriebs nicht weniger
als 15 Hektar beträgt und daß die
Beihilfen nur landwirtschaftliche Tätig-
keiten betreffen. Die maximale Größe
eines land- und forstwirtschaftlichen
Familienbetriebs wird von der Kommis-
sion nach dem Verfahren des Artikels 29
der Verordnung (EWG) Nr. 4253/88
bestimmt;

b) den Begrenzungen nach Artikel 12
Absatz 2 Unterabsatz l können Finn-
land und Norwegen unter Beachtung
der Artikel 92 bis 94 des EG-Vertrags
— bis zum 31. Dezember 2001 eine

staatliche Beihilfe für die in Artikel 5
vorgesehenen Investitionen in land-
wirtschaftlichen Betrieben gewähren,
deren Arbeitseinkommen das in
derselben Bestimmung genannte
Referenzeinkommen übersteigt;

— bis zum 31. Dezember 2001 eine
staatliche Beihilfe für Investitionen
zugunsten von Betrieben mit wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten gewäh-
ren;

c) Artikel 35 kann die Republik Österreich
vorbehaltlich der Genehmigung der
Kommission bis zum 31. Dezember
2004 eine staatliche Beihilfe zugunsten
der Kleinerzeuger, die darauf im Jahre
1993 nach den innerstaatlichen Rechts-
vorschriften Anspruch hatten, insoweit
weiter gewähren, als die Ausgleichs-
zulage nach den Artikeln 17 bis 19
nicht ausreicht, um die ständigen natür-
lichen Nachteile auszugleichen. Die
diesen Erzeugern pauschal gewährte
Beihilfe darf die in Österreich in dem
vorstehend genannten Jahr gewährten
Beträge nicht übersteigen.

Die Kommission unterbreitet dem Rat
jeweils vor dem 30. Juni 1999 und 2004
einen Bericht über die Anwendung dieser
Maßnahme, dem gegebenenfalls ein
Vorschlag beigefügt ist. Der Rat ent-
scheidet über diesen Vorschlag nach dem
Verfahren des Artikels 43 Absatz 2 des
EG-Vertrags;

d) Artikel 5 Absatz l Buchstabe d kann die
Republik Österreich die Erzeuger bis
zum 31. Dezember 1999 von der in
dieser Bestimmung vorgesehenen Ver-
pflichtung befreien.
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E. TIERERNÄHRUNG
1. 370 L 0524: Richtlinie 70/524/EWG des

Rates vom 23. November 1970 über Zusatz-
stoffe in der Tierernährung (ABl. Nr. L 270
vom 14. 12. 1970, S. 1), zuletzt geändert
durch.
— 393 L 0114: Richtlinie 93/114/EG des

Rates vom 14. Dezember 1993 (ABl.
Nr. L 334 vom 31. 12. 1993, S. 24).

(1) Die Republik Österreich kann ihre vor
dem Beitritt geltenden Rechtsvorschriften
hinsichtlich der Vermarktung und der
Verwendung von Zusatzstoffen, die zu den
Gruppen der Enzyme und der Mikroorga-
nismen gehören, beibehalten; Voraussetzung
ist die Einhaltung nachstehender Bedingun-
gen.

Die Republik Österreich muß der Kommis-
sion bis zum 1. November 1994 folgendes
übermitteln:
— die Liste der in ihrem Hoheitsgebiet

zugelassenen Enzyme, Mikroorganismen
oder deren Zubereitungen nach dem
Muster in Anhang II der Richtlinie 93/
113/EG des Rates und

— ein von dem für das Inverkehrbringen
des Erzeugnisses Verantwortlichen für
jeden Zusatzstoff erstelltes Spezifika-
tionsblatt nach dem Muster in Anhang II
der Richtlinie 93/113/EG des Rates.

Vor dem 1. Januar 1997 wird nach dem
Verfahren des Artikels 7 der Richtlinie 70/
524/EWG über die von der Republik
Österreich zur Genehmigung der betreffen-
den Zusatzstoffe vorgelegten Dossiers ent-
schieden.

Bis zum Erlaß einer gemeinschaftlichen
Entscheidung behindert die Republik Öster-
reich nicht den Verkehr von Zusatzstoffen
mit Herkunft aus der Union, die in gemäß
Artikel 3 der Richtlinie 93/113/EG erstell-
ten nationalen Verzeichnissen aufgeführt
sind, sofern diese Zusatzstoffe auch in dem
Verzeichnis enthalten sind, das sie gemäß
dem vorstehenden zweiten Gedankenstrich
übermittelt hat. Diese Bestimmung gilt
entsprechend für Vormischungen und für
Futterartikel, die die betreffenden Zusatz-
stoffe enthalten.

(2) Die Republik Finnland kann bis zum
31. Dezember 1997 ihre vor dem Beitritt
geltenden Rechtsvorschriften beibehalten,
nach dem folgende Zusatzstoffe in der
Tierernährung verboten sind:
— Avoparcin — für Milchkühe,
— Tylosinphosphat,
— Spiramycin und
— Antibiotika mit entsprechender Wirkung.

Vor dem 31. Dezember 1997 wird nach
dem Verfahren des Artikels 7 der Richtlinie
70/524/EWG über die Anpassungsanträge
der Republik Finnland entschieden; diesen
Anträgen wird für jeden der vorgenannten
Zusatzstoffe eine eingehende wissenschaft-
liche Begründung beigefügt.

Diese Ausnahme darf keine Auswirkung auf
den freien Verkehr der tierischen Erzeugnis-
se der Gemeinschaft haben.

(3) Das Königreich Norwegen kann seine
vor dem Beitritt geltenden Rechtsvorschrif-
ten wie folgt beibehalten:
— bis zum 31. Dezember 1998 hinsichtlich

der Einschränkung bzw des Verbots der
Verwendung in der Tierernährung von
Zusatzstoffen, die zu folgenden Gruppen
gehören :
= Antibiotika,
= Chemotherapeutika,
= Kokzidiostatika,
= Wachstumsförderer;

— bis zum 31. Dezember 1997 hinsichtlich
der Einschränkung bzw des Verbots der
Verwendung in der Tierernährung von:
= Kupfer,
= Ameisensäure, Salzsäure und Schwe-

felsäure zur Haltbarmachung von
Futterpflanzen und Getreide.

Vor den genannten Zeitpunkten wird nach
dem Verfahren des Artikels 7 der Richtlinie
70/524/EWG über die Anpassungsanträge
des Königreichs Norwegen entschieden;
diesen Anträgen wird eine eingehende
wissenschaftliche Begründung beigefügt.

Diese Ausnahmen dürfen keine Auswirkung
auf den freien Verkehr der tierischen
Erzeugnisse der Gemeinschaft haben.
(4) Das Königreich Schweden kann seine
vor dem Beitritt geltenden Rechtsvorschrif-
ten wie folgt beibehalten:
— bis zum 31. Dezember 1998 hinsichtlich

der Einschränkung bzw des Verbots der
Verwendung in der Tierernährung von
Zusatzstoffen, die zu folgenden Gruppen
gehören :
= Antibiotika,
= Chemotherapeutika,
= Kokzidiostatika,
= Wachstumsförderer;

— bis zum 31. Dezember 1997 hinsichtlich
der Einschränkung bzw des Verbots der
Verwendung in der Tierernährung von:
= Zusatzstoffen der Gruppen der Caro-

tinoide und der Xanthophylle,
= Kupfer,
= Ameisensäure,
= Ameisensäure in Kombination mit

Ethoxyquinen.
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Vor den genannten Zeitpunkten wird nach
dem Verfahren des Artikels 7 der Richtlinie
70/524/EWG über die Anpassungsanträge
des Königreichs Schweden entschieden;
diesen Anträgen wird eine eingehende
wissenschaftliche Begründung beigefügt.

Diese Ausnahmen dürfen keine Auswirkung
auf den freien Verkehr der tierischen
Erzeugnisse der Gemeinschaft haben.

2. 374 L 0063: Richtlinie 74/63/EWG des
Rates vom 17 Dezember 1973 über uner-
wünschte Stoffe und Erzeugnisse in der
Tierernährung (ABl. Nr. L 38 vom 11.2.
1974, S. 31), zuletzt geändert durch:
— 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des

Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9 1993, S. 23).

(1) Das Königreich Norwegen kann bis zum
31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt
geltenden Rechtsvorschriften beibehalten, in
denen das Vorhandensein von Aflatoxin Bl,
von Ochratoxin A und anderer Mykotoxine
auf bestimmte Höchstmengen begrenzt wird.

Bis zum 31. Dezember 1997 wird nach dem
Verfahren des Artikels 6 der Richtlinie 74/
63/EWG über die Anpassungsanträge des
Königreichs. Norwegen entschieden; diesen
Anträgen wird für jeden der unerwünschten
Stoffe und Erzeugnisse eine eingehende
wissenschaftliche Begründung beigefügt.

Diese Ausnahme darf keine Auswirkung auf
den freien Verkehr der tierischen Erzeugnis-
se der Gemeinschaft haben.

(2) Das Königreich Schweden kann bis zum
31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt
geltenden Rechtsvorschriften beibehalten, in
denen das Vorhandensein von Aflatoxin Bl,
von Ochratoxin A, von Blei und von PCB
auf bestimmte Höchstmengen begrenzt wird.

Bis zum 31. Dezember 1997 wird eine nach
dem Verfahren des Artikels 6 der Richtlinie
74/63/EWG über die Anpassungsanträge
des Königreichs Schweden entschieden;
diesen Anträgen wird für jeden der
unerwünschten Stoffe und Erzeugnisse eine
eingehende wissenschaftliche Begründung
beigefügt.

Diese Ausnahme darf keine Auswirkung auf
den freien Verkehr der tierischen Erzeugnis-
se der Gemeinschaft haben.

3. 377 L 0101: Richtlinie 77/101/EWG des
Rates vom 23. November 1976 über den
Verkehr mit Einzelfuttermitteln (ABl.
Nr. L 32 vom 3. 2. 1977, S. 1), zuletzt
geändert durch:

— 390 L 0654: Richtlinie 90/654/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 48).

Das Königreich Schweden kann bis zum
31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt
geltenden Rechtsvorschriften beibehalten,
wonach die Verwendung von Futtermitteln
verboten ist, die aus auf natürliche Weise
verendeten Tieren oder aus Teilen von
Schlachtkörpern von Tieren mit pathologi-
schen Veränderungen hergestellt sind.

Bis zum 31. Dezember 1997 wird nach dem
Verfahren des Artikels 10 der Richtlinie 77/
101/EWG über die Anpassungsanträge des
Königreichs Schweden entschieden; diesen
Anträgen wird eine eingehende wissenschaft-
liche Begründung beigefügt.

Diese Ausnahme darf keine Auswirkung auf
den freien Verkehr der tierischen Erzeugnis-
se der Gemeinschaft haben.

4. 379 L 0373: Richtlinie 79/373/EWG des
Rates vom 2. April 1979 über den Verkehr
mit Mischfuttermitteln (ABl. Nr. L 86 vom
6. 4. 1979, S. 30), zuletzt geändert durch.
— 393 L 0074: Richtlinie 93/74/EWG des

Rates vom 13. September 1993 (ABl.
Nr. L 237 vom 22. 9 1993, S. 23).

Das Königreich Schweden kann bis zum
31. Dezember 1997 seine vor dem Beitritt
geltenden Rechtsvorschriften beibehalten,
wonach die Angabe des Phosphatgehalts
auf dem Etikett von für Fische bestimmten
Mischfuttermitteln erforderlich ist.

Bis zum 31. Dezember 1997 wird nach dem
Verfahren des Artikels 10 der Richtlinie 79/
373/EWG über die Anpassungsanträge des
Königreichs Schweden entschieden; diesen
Anträgen wird eine eingehende wissenschaft-
liche Begründung beigefügt.

F. SAAT- UND PFLANZGUT
1. 366 L 0401: Richtlinie 66/401/EWG des

Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Futterpflanzensaatgut (ABl. Nr. 125
vom 11. 7 1966, S. 2298/66).
Die Republik Finnland kann bis zum
31. Dezember 1996 in ihrem Hoheitsgebiet
ihr innerstaatliches Programm der Saatguter-
zeugung für die Vermarktung von Saatgut
der Kategorie „Handelssaatgut" („Kaup-
pasiemen"/„handelsutsäde") entsprechend
den geltenden finnischen Rechtsvorschriften
beibehalten.
Solches Saatgut darf nicht in das Hoheits-
gebiet anderer Mitgliedstaaten verbracht
werden. Die Republik Finnland paßt ihre
Rechtsvorschriften diesbezüglich an, um sie
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zum Ablauf des genannten • Zeitraums in
Einklang mit den Bestimmungen der Richt-
linie zu bringen.

Die Republik Finnland wendet jedoch ab
dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmun-
gen der Richtlinie an, die den Marktzugang
von Vermehrungsgut, das der Richtlinie
entspricht, sicherzustellen.

2. 366 L 0402: Richtlinie 66/402/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Getreidesaatgut (ABl. Nr. 125 vom
11. 7. 1966, S. 2309/66).

Die Republik Finnland kann bis zum
31. Dezember 1996 in ihrem Hoheitsgebiet
ihr innerstaatliches Programm der Saatguter-
zeugung für die Vermarktung für nachste-
hendes Saatgut beibehalten:
— Saatgut, das nicht den Anforderungen

der Richtlinie bezüglich der Höchstzahl
von Saatgutgeneration der Kategorie
„Zertifiziertes Saatgut" („Valiosiemen"/
„elitutsäde") entspricht und

— Saatgut der Kategorie „Handelssaatgut"
(„Kauppasiemen"/„handelsutsäde") ent-
sprechend der geltenden finnischen
Rechtsvorschriften.

Solches Saatgut darf nicht in das Hoheits-
gebiet anderer Mitgliedstaaten verbracht
werden. Die Republik Finnland paßt ihre
Rechtsvorschriften diesbezüglich an, um sie
zum Ablauf des genannten Zeitraums in
Einklang mit den Bestimmungen der Richt-
linie zu bringen.

Die Republik Finnland wendet jedoch ab
dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmun-
gen der Richtlinie an, die den Marktzugang
von Vermehrungsgut, das der Richtlinie
entspricht, sicherzustellen.

3. 366 L 0403: Richtlinie 66/403/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit Pflanzkartoffeln (ABl. Nr. 125 vom
11. 7/1966, S. 2320/66).

Das Königreich Schweden kann bis zum
31. Dezember 1996 bei der Vermarktung
von Pflanzkartoffeln eine Toleranz von
40 vH des Gewichts für Knollen beibehal-
ten, die auf mehr als einem Zehntel ihrer
Oberfläche von Kartoffelschorf befallen
sind. Diese Toleranz gilt nur für Pflanzkar-
toffeln, die in Gebieten des Königreichs
Schweden erzeugt wurden, in denen beson-
dere Probleme mit Kartoffelschorf aufge-
treten sind.

Solche Pflanzkartoffeln dürfen nicht in das
Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten ver-
bracht werden. Das Königreich Schweden
paßt seine Rechtsvorschriften diesbezüglich

an, um sie zum Ablauf des genannten
Zeitraums in Einklang mit dem einschlägi-
gen Teil des Anhangs II der Richtlinie zu
bringen.

Das Königreich Schweden wendet jedoch ab
dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestimmun-
gen der Richtlinie an, die den Marktzugang
von Vermehrungsgut, das der Richtlinie
entspricht, sicherzustellen.

4. 366 L 0404: Richtlinie . 66/404/EWG des
Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr
mit forstlichem Vermehrungsgut (ABl.
Nr. 125 vom 11. 7. 1966, S. 2366/66).
— Die Republik Finnland, das Königreich

Norwegen und das Königreich Schwe-
den können ihre Rechtsvorschriften über
die Vermarktung von forstlichem Ver-
mehrungsgut in ihren Hoheitsgebieten
bis zum 31. Dezember 1999 beibehalten.

— Die Republik Finnland, das Königreich
Norwegen und das Königreich Schwe-
den erhalten eine zusätzliche Frist bis
zum 31. Dezember 2001 zum Aufbrau-
chen des vor Ablauf der im ersten
Gedankenstrich genannten Übergangs-
zeit gewonnenen forstlichen Vermeh-
rungsguts.

— Vermehrungsgut, das nicht den Bestim-
mungen der Richtlinie entspricht, darf
außer nach Finnland, Norwegen und
Schweden nicht in das Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats verbracht werden, es
sei denn, es wird im Einklang mit den
Bestimmungen der Richtlinie anderweitig
entschieden.

— Die Republik Finnland, das Königreich
Norwegen und das Königreich Schwe-
den wenden jedoch ab dem Zeitpunkt
des Beitritts die Bestimmungen der
Richtlinie an, die den Marktzugang des
der Richtlinie entsprechenden Vermeh-
rungsguts in ihren Hoheitsgebieten
sicherstellen.

— Erforderlichenfalls werden weitere Über-
gangsregelungen nach den einschlägigen
Gemeinschaftsverfahren beschlossen.

5. 370 L 0457: Richtlinie 70/457/EWG des
Rates vom 29. September 1970 über einen
gemeinsamen Sortenkatalog für landwirt-
schaftliche Pflanzenarten (ABl. Nr. L 225
vom 12. 10. 1970, S. 1), und 370 L 0458:
Richtlinie 70/45 8/EWG des Rates vom
29. September 1970 über den Verkehr mit
Gemüsesaatgut (ABl. Nr. L 225 vom 12. 10.
1970, S. 7).
— Die Republik Finnland, das Königreich

Norwegen und das Königreich Schwe-
den können die Anwendung der beiden
vorstehend genannten Richtlinien in
ihren Hoheitsgebieten im Hinblick auf



2514 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

die Vermarktung in ihren Hoheitsgebie-
ten von Saatgut von Arten, die in ihren
jeweiligen nationalen Sortenkatalogen
für landwirtschaftliche Pflanzenarten
und für Gemüsearten aufgeführt sind,
welche nicht gemäß den Bestimmungen
dieser Richtlinien amtlich zugelassen
worden sind, bis zum 31 Dezember
1995 zurückstellen. Saatgut dieser Arten
darf während dieses Zeitraums nicht im
Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaa-
ten vermarktet werden.

— Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenar-
ten sowie Sorten von Gemüsearten, die
zum Zeitpunkt des Beitritts oder danach
sowohl in den jeweiligen nationalen
Sortenkatalogen der Republik Finnland,
des Königreichs Norwegen und des
Königreichs Schweden als auch im
gemeinschaftlichen Sortenkatalog aufge-
führt sind, unterstehen hinsichtlich der
Sorten keinen Vermarktungsbeschrän-
kungen.

— Während des gesamten im ersten
Gedankenstrich genannten Zeitraums
werden die Sorten in den jeweiligen
nationalen Sortenkatalogen der Republik
Finnland, des Königreichs Norwegen
und des Königreichs Schweden, die in
Übereinstimmung mit den Bedingungen
der vorstehend genannten Richtlinie
amtlich zugelassen wurden, in die
gemeinsamen Sortenkataloge für land-
wirtschaftliche Pflanzenarten bzw für
Gemüsearten aufgenommen.

6. 371 L 0161: Richtlinie 71/161/EWG des
Rates vom 30. März 1971 über die Nonnen
für die äußere Beschaffenheit von forst-
lichem Vermehrungsgut (ABl. Nr. L 87 vom
17 4. 1971, S. 14).
— Die Republik Finnland kann ihre Rechts-

vorschriften über die äußere Beschaf-
fenheit in bezug auf die Vermarktung
von forstlichem Vermehrungsgut in
ihrem Hoheitsgebiet bis zum
31. Dezember 1999 beibehalten.

— Vermehrungsgut, das den Bestimmungen
der Richtlinie nicht entspricht, darf nicht
in das Hoheitsgebiet anderer Mitglied-
staaten verbracht werden, es sei denn, es
wird in Übereinstimmung mit den
Bestimmungen der Richtlinie anderwei-
tig entschieden.

— Die Republik Finnland paßt ihre Rechts-
vorschriften diesbezüglich an, um sie
zum Ablauf des genannten Zeitraums in
Einklang mit den Bestimmungen der
Richtlinie zu bringen.

— Die Republik Finnland wendet jedoch ab
dem Zeitpunkt des Beitritts die Bestim-
mungen der Richtlinie an, die den

Marktzugang in ihren Hoheitsgebieten
von Vermehrungsgut, das der Richtlinie
entspricht, sicherstellen.

7 393 L 0048: Richtlinie 93/48/EWG der
Kommission vom 23. Juni 1993 zur Fest-
legung der Tabelle mit den Anforderungen
an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von
Obstarten zur Fruchterzeugung gemäß der
Richtlinie 92/34/EWG des Rates (ABl.
Nr. L 250 vom 7 10. 1993, S. 1).

8. 393 L 0049: Richtlinie 93/49/EWG der
Kommission vom 23. Juni 1993 zur Fest-
legung der Tabelle mit den Anforderungen
an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von
Zierpflanzenarten gemäß der Richtlinie 9l/
682/EWG des Rates (ABl. Nr. L 250 vom
7 10. 1993, S. 9).

9 393 L 0061: Richtlinie 93/61/EWG der
Kommission vom 2. Juli 1993 zur Auf-
stellung der Tabelle mit den Anforderungen
an Gemüsepflanzgut und Gemüsevermeh-
rungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut
gemäß der Richtlinie 92/33/EWG des Rates
(ABl. Nr. L 250 vom 7 10. 1993, S. 19).

Das Königreich Norwegen und die Republik
Finnland können bis zum 31. Dezember
1996 zusätzliche Anforderungen an die
Ursprungskennzeichnung von perennieren-
den Pflanzen für die Vermarktung in ihrem
Hoheitsgebiet verlangen.

Diese Anforderungen dürfen sich nur auf
ihre heimische Erzeugung beziehen.

VIII. FISCHEREI

1. 377 R 2115: Verordnung (EWG) Nr. 2115/
77 des Rates vom 27 September 1977 (ABl.
Nr. L 247 vom 28. 9 1977, S. 2).

In Abweichung von Artikel l können die
Fischereifahrzeuge unter der Flagge Finn-
lands, Norwegens oder Schwedens — sofern
diese Fischereitätigkeit nicht die Gefahr
unumkehrbarer ökologischer Schäden mit
sich bringt — während eines Zeitraums von
drei Jahren ab dem Beitritt den unmittel-
baren Heringsfang ohne Bestimmung für
den menschlichen Verzehr unter den
gleichen Bedingungen wie vor dem Beitritt
betreiben, wobei die Absatzmöglichkeiten zu
berücksichtigen sind; bei ihrer Fischereitä-
tigkeit unterliegen sie einem Überwachungs-
system für Beifänge unter Leitung der
Kommission.

In Abweichung von Artikel 2 können die
Fischereifahrzeuge unter der Flagge Finn-
lands, Norwegens oder Schwedens während
eines Zeitraums von drei Jahren ab dem
Beitritt ihre Heringsfänge ohne Bestimmung
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für den menschlichen Verzehr in der Union
unter den gleichen Bedingungen wie vor
dem Beitritt anlanden, wobei die Absatz-
möglichkeiten zu berücksichtigen sind.

Vor Ablauf eines Zeitraums von drei Jahren
ab dem Beitritt nimmt der Rat nach dem
Verfahren des Artikels 4 der Verordnung
(EWG) Nr. 3760/92 eine Überprüfung der
Verordnung (EWG) Nr. 2115/77 vor.

Der Rat faßt Beschlüsse über die best-
mögliche Verwendung der Heringsbestände,
einschließlich der Heringsfänge ohne
Bestimmung für den menschlichen Verzehr,
sofern dies mit der rationellen und verant-
wortungsvollen Nutzung auf dauerhafter
Grundlage, auch unter Berücksichtigung
von Märkten und biologischen Aspekten
sowie der mit Überwachungsregelungen und
Pilotprojekten gesammelten Erfahrung, ver-
einbar ist.

2. 386 R 3094: Verordnung (EWG) Nr. 3094/
86 des Rates vom 7 Oktober 1986 (ABl.
Nr. L 228 vom 11. 10. 1986, S. 1).

In Abweichung von Anhang I sind während
eines Zeitraums von achtzehn Monaten ab
dem Beitritt schwedische Fischereifahrzeuge
befugt, im Skagerrak und Kattegat für das
Fischen von Sprotten eine Maschenöffnung
von 16 mm zu verwenden. Vor dem Ablauf
dieser Übergangszeit überprüft der Rat die
technischen Maßnahmen und das Über-
wachungssystem für diese Fischereiart
anhand wissenschaftlicher Daten.

3. 389 R 2136: Verordnung (EWG) Nr. 2136/
89 des Rates vom 21. Juni 1989 (ABl.
Nr. L 212 vom 22. 7 1989, S. 79).

In Abweichung von Artikel 2 zweiter
Gedankenstrich ist während eines Zeit-
raums von sechs Monaten ab dem Beitritt
die Vermarktung von Sprotten in Dosen
unter der Verkaufsbezeichnung „Sardinen in
Dosen" in Norwegen und Schweden für
Erzeugnisse zulässig, deren Aufmachung vor
dem Zeitpunkt des Beitritts vorgenommen
wurde.

IX. STEUERN

1. 372 L 0464: Richtlinie 72/464/EWG des
Rates vom 19. Dezember 1972 über andere
Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als die
Umsatzsteuer (ABl. Nr. L 303 vom 31. 12.
1972, S. 1), zuletzt geändert durch:
— 392 L 0078: Richtlinie 92"/78/EWG des

Rates vom 19. Oktober 1992 (ABl.
Nr. L 316 vom 31. 10. 1992, S. 5).

Ungeachtet des Artikels 4 Absatz l kann das
Königreich Schweden die Anwendung der
proportionalen Verbrauchsteuer auf Zigaret-
ten bis zum 1. Januar 1996 verschieben.

2. 377 L 0388: Sechste Richtlinie 77/388/
EWG des Rates vom 17 Mai 1977 zur
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern —
Gemeinsames Mehrwertsteuersystem : ein-
heitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund-
lage (ABl. Nr. L 145 vom 13. 6. 1977, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 394 L 0005: Richtlinie 94/5/EG vom

14. Februar 1994 (ABl. Nr. L 60 vom
3. 3. 1994, S. 16).

Österreich

a) Ungeachtet des Artikels 12 und des
Artikels 13 Teil A Absatz l gilt folgen-
des:
Die Republik Österreich kann bis zum
31. Dezember 1996 weiterhin folgendes
anwenden :
— einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz

von 10 vH auf die Tätigkeit von
Krankenhäusern im Bereich des
öffentlichen Gesundheitswesens und
der Sozialfürsorge sowie auf die von
ordnungsgemäß anerkannten Einrich-
tungen durchgeführte Beförderung
von kranken und verletzten Personen
in dafür besonders eingerichteten
Fahrzeugen;

— einen Mehrwertsteuer-Normalsatz
von 20 vH auf die Heilbehandlungen
im Bereich der Humanmedizin durch
Ärzte im Bereich des öffentlichen
Gesundheitswesens und der Sozial-
fürsorge;

— eine Steuerbefreiung mit Erstattung
der auf der vorausgehenden Stufe
entrichteten Steuern bei Leistungen
von Einrichtungen der sozialen
Sicherheit und der Sozialfürsorge.

Diese Besteuerung darf keine Auswir-
kungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

b) Bei der Anwendung von Artikel 12
Absatz 3 Buchstabe a kann die Republik
Österreich in den Gemeinden Jungholz
und Mittelberg (Kleines Walsertal) einen
zweiten Normalsatz anwenden, der
niedriger als der entsprechende im
restlichen Österreich angewendete Satz
ist, jedoch nicht unter 15 vH liegt.
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Der ermäßigte Satz darf keine Aus-
. Wirkungen auf die Eigenmittel haben, für

die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

c) Bei der Anwendung von Artikel 24
Absätze 2 bis 6 kann die Republik
Österreich bis zum Erlaß gemeinschaft-
licher Vorschriften in diesem Bereich die

i Steuerpflichtigen, deren Jahresumsatz
geringer als der in Landeswährung
ausgedrückte Gegenwert von
35 000 ECU ist, von der Mehrwert-
steuer befreien.

Diese Befreiungen dürfen keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

d) Bei der Anwendung von Artikel 27
Absatz l kann die Republik Österreich
die grenzüberschreitende Personenbeför-
derung, die von nicht in Österreich
ansässigen Steuerpflichtigen mit Hilfe
von nicht in Österreich zugelassenen
Kraftfahrzeugen durchgeführt wird,
unter den folgenden Bedingungen wei-
terhin besteuern:
— diese Übergangsmaßnahme kann bis

zum 31. Dezember 2000 angewandt
werden;

— die in Österreich zurückgelegte Strek-
ke wird anhand einer durchschnittli-
chen Besteuerungsgrundlage je Per-
son und je Kilometer besteuert;

— das System darf nicht zu steuerlichen
Kontrollen an den Grenzen zwischen
den Mitgliedstaaten führen;

— diese Maßnahme zur Vereinfachung
der Steuererhebung darf den Betrag
der im Stadium des Endverbrauchs
fälligen Steuer nur in unerheblichem
Maße beeinflussen.

e) In Abweichung von Artikel 28 Absatz 2
kann die Republik Österreich bis zum
31. Dezember 1998 einen ermäßigten
Steuersatz auf die Vermietung von
Grundstücken für Wohnzwecke anwen-
den, sofern der Satz nicht unter 10 vH
liegt.

Der ermäßigte Satz darf keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

f) Bei der Anwendung von Artikel 28
Absatz 2 Buchstabe d kann die Repu-
blik Österreich einen ermäßigten Satz
auf Umsätze im Gaststättengewerbe
anwenden.

Der ermäßigte Satz darf keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

g) Bei der Anwendung von Artikel 28
Absatz 2 Buchstabe e kann die Republik
Österreich einen ermäßigten Satz auf die
Lieferung von Wein aus eigener Erzeu-
gung durch Weinbauern sowie auf die
Lieferung elektrisch angetriebener Fahr-
zeuge anwenden, sofern dieser Satz
nicht unter 12 vH liegt.

Der ermäßigte Satz darf keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 neu festgestellt werden
muß.

h) Bei der Anwendung von Artikel 28
Absatz 3 Buchstabe a kann die Republik
Österreich folgendes besteuern:
— gemäß Anhang E Nummer 2. bis

zum 31. Dezember 1996 die Dienst-
leistungen, die Zahntechniker im
Rahmen ihrer Berufsausübung er-
bringen, sowie die Lieferung von
Zahnersatz durch Zahnärzte und
Zahntechniker an österreichische
Sozialversicherungsträger;

— die in Anhang E Nummer 7 aufge-
führten Umsätze.

Diese Besteuerung darf keine Auswir-
kungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 neu festgestellt werden
muß.

i) Bei der Anwendung von Artikel 28
Absatz 3 Buchstabe b kann Österreich
folgendes von der Mehrwertsteuer
befreien.
— von öffentlichen Post- und Fernmel-

deeinrichtungen erbrachte Dienstlei-
stungen auf dem Gebiet des Fern-
meldewesens, und zwar — je nach-
dem, welcher Fall zuerst eintritt —
bis zum Zeitpunkt der Annahme eines
gemeinsamen Steuersystems für der-
artige Dienstleistungen durch den Rat
oder bis zu dem Zeitpunkt, an dem
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alle derzeitigen Mitgliedstaaten, die
gegenwärtig die volle Befreiung
anwenden, diese nicht mehr anwen-
den, in jedem Fall aber bis
31. Dezember 1995;

— die in Anhang F Nummern 7 und 16
aufgeführten Umsätze, solange diesel-
ben Befreiungen für einen der der-
zeitigen Mitgliedstaaten gelten;

— sämtliche Teile der grenzüberschrei-
tenden Personenbeförderung im Luft-,
See- oder Binnenwasserstraßenver-
kehr von Österreich nach einem
Mitgliedstaat oder nach einem Dritt-
land sowie in umgekehrter Richtung
— mit Ausnahme der Personenbe-
förderung auf dem Bodensee — mit
Erstattung der auf der vorausgehen-
den Stufe entrichteten Steuer, solange
dieselben Befreiungen für einen der
derzeitigen Mitgliedstaaten gelten;

Diese Befreiungen dürfen keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage gemäß
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

Finnland

j) Bis zu diesem Erlaß von Gemeinschafts-
bestimmungen in diesem Bereich kann
die Republik Finnland bei der Anwen-
dung von Artikel 24 Absätze 2 bis 6 eine
Befreiung von der Mehrwertsteuer auf
steuerpflichtige Personen anwenden,
deren jährlicher Umsatz geringer als
der in Landeswährung ausgedruckte
Gegenwert von 10 000 ECU ist.

k) Die Republik Finnland kann bei der
Anwendung von Artikel 27 Absatz l den
Verkauf, den Mietkauf, die Reparatur
und die Instandhaltung von Wasserfahr-
zeugen unter folgenden Bedingungen
weiterhin mir Erstattung der auf der
vorausgehenden Stufe entrichteten Steu-
ern von der Mehrwertsteuer befreien:
— diese Übergangsmaßnahme kann bis

zum 31. Dezember 2000 angewandt
werden;

— die Steuerbefreiung kann auf Wasser-
fahrzeuge angewandt werden, die
mindestens 10 Meter lang sind und
von der Konstruktion her nicht für
Vergnügungs- und Sportzwecke
bestimmt sind;

— diese Maßnahme zur Vereinfachung
der Steuerhebung darf den Betrag der
im Stadium des Endverbrauchs fälli-

gen Steuer nur in unerheblichem
Maße beeinflussen.

1) Die Republik Finnland kann bei der
Anwendung von Artikel 28 Absatz 2
Buchstabe a während der in Artikel 28 l
genannten Übergangsfrist für Lieferun-
gen von Zeitungen und Zeitschriften im
Rahmen eines Abonnements und für den
Druck von Veröffentlichungen zur Ver-
teilung an die Mitglieder gemeinnütziger
Vereinigungen Steuerbefreiungen mit
Erstattung der auf der vorausgehenden
Stufe entrichteten Steuern anwenden, die
mit dem Gemeinschaftsrecht im Einklang
stehen und die Bedingungen von Arti-
kel 17 letzter Gedankenstrich der zwei-
ten Richtlinie des Rates vom 11. April
1967 erfüllen.

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine
Auswirkungen auf die Eigenmittel
haben, für die die steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

m) Die Republik Finnland kann in Anwen-
dung von Artikel 28 Absatz 3 Buch-
stabe a für die in Anhang E Nummer 7
aufgeführten Transaktionen Umsätze
Steuern erheben, solange für dieselben
Umsätze in einem der derzeitigen
Mitgliedstaaten Steuern erhoben werden.

Diese Besteuerung darf keine Auswir-
kungen auf die Eigenmittel haben, für
die die steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage nach Maßgabe der Verord-
nung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des
Rates neu festgestellt werden muß.

n) Die Republik Finnland kann bei der
Anwendung von Artikel 28 Absatz 3
Buchstabe b folgendes von der Mehr-
wertsteuer befreien, solange dieselben
Befreiungen für einen der derzeitigen
Mitgliedstaaten gelten :
— Dienstleistungen von Autoren, Künst-

lern und Interpreten gemäß Anhang F
Nummer 2;

— die in Anhang F Nummern 7, 16 und
17 aufgeführten Umsätze.

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine
Auswirkungen auf die Eigenmittel
haben, für die die steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.
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Norwegen

o) Ungeachtet des Artikels 2 Absatz l gilt
folgendes:

Das Königreich Norwegen kann bis zum
31. Dezember 1995 Dienstleistungen, die
vor dem Beitritt nicht mehrwertsteuer-
pflichtig waren, von der Mehrwertsteuer
befreien.

Diese Steuerbefreiung darf keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage nach Maßgabe der Verord-
nung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des
Rates neu festgestellt werden muß.

p) Ungeachtet des Artikels 13 Teil B Buch-
stabe b Nummer l gilt folgendes:

Das Königreich Norwegen kann bis zum
31. Dezember 1995 Übernachtungen im
Hotelgewerbe und verwandten Sektoren
einschließlich Übernachtungen in Pensio-
nen und Ferienhäusern sowie Verpach-
tungen und Vermietungen von Camping-
plätzen von der Mehrwertsteuer befrei-
en.

Diese Steuerbefreiung darf keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die steuerpflichtige Bemessungs-
grundlage nach Maßgabe der Verord-
nung (EWG, Euratom) Nr. 1553/89 des
Rates neu festgestellt werden muß.

q) Das Königreich Norwegen kann bei der
Anwendung von Artikel 24 Absätze 2 bis
6 bis zum Erlaß von Gemeinschaftsvor-
schriften in diesem Bereich bestimmte
Gruppen von Steuerpflichtigen, deren
Jahresumsatz maximal dem in Landes-
währung ausgedrückten Gegenwert von
10 000 ECU entspricht, von der Mehr-
wertsteuer befreien.

r) Das Königreich Norwegen kann in
Anwendung von Artikel 27 Absatz l
den Verkauf, den Mietkauf, die Repara-
tur und 'die Instandhaltung von Wasser-
fahrzeugen unter folgenden Bedingun-
gen weiterhin mit Erstattung der auf der
vorausgehenden Stufe entrichteten Steu-
ern von der Mehrwertsteuer befreien:
— die Steuerbefreiung kann auf Wasser-

fahrzeuge angewandt werden, die
mindestens 15 Meter lang sind und
zur entgeltlichen Personenbeförde-
rung, zur Güterbeförderung, zum
Schleppen, zur Bergung und Rettung
oder zum Eisbrechen in norwegischen

Gewässern bestimmt sind, für die
Lieferung von sowie Arbeiten an
Forschungs- Wetterbeobachtungs-
oder Schulschiffen in Verbindung
mit den Tätigkeiten, die nicht unter
Artikel 15 Absatz 5 fallen;

— diese Übergangsmaßnahme kann bis
zum 31. Dezember 2000 angewandt
werden;

— diese Maßnahme zur Vereinfachung
der Steuerhebung darf den Betrag der
auf der Endverbrauchsstufe fälligen
Steuer nur in unerheblichem Maße
beeinflussen.

s) Das Königreich Norwegen kann in
Anwendung von Artikel 27 Absatz l bis
zum Erlaß von Gemeinschaftsvorschrif-
ten in diesem Bereich, längstens jedoch
bis zum 31. Dezember 1995, die in
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe e dritter
Gedankenstrich genannten Dienstleistun-
gen von der Mehrwertsteuer befreien;
ausgenommen sind jedoch Dienstleistun-
gen gemäß den Artikeln 14, 15 und 16.

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine
Auswirkungen auf die Eigenmittel
haben, für die die steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage nach . Maßgabe
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

t) Das Königreich Norwegen kann in
Anwendung von Artikel 28 Absatz 2
Buchstabe a während der in Artikel 28 l
genannten Übergangsregelung für die
Lieferungen von Zeitungen, Büchern
und Zeitschriften Steuerbefreiungen mit
Erstattung der auf der vorausgehenden
Stufe entrichteten Steuern anwenden, die
im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht
stehen und die Bedingungen von Arti-
kel 17 letzter Gedankenstrich der Zwei-
ten Richtlinie des Rates vom 11. April
1967 erfüllen.

Diese Steuerbefreiungen dürfen keine
Auswirkungen auf die Eigenmittel
haben, für die die steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

u) Das Königreich Norwegen kann bei der
Anwendung von Artikel 28 Absatz 3
Buchstabe b die in -Anhang F Num-
mern l, 2, 6, 10, 16, 17 und 27
aufgeführten Umsätze von der Mehr-
wertsteuer befreien, solange dieselben
Befreiungen für einen der derzeitigen
Mitgliedstaaten gelten.
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Diese Steuerbefreiungen dürfen keine
Auswirkungen auf die Eigenmittel
haben, für die die steuerpflichtige
Bemessungsgrundlage nach Maßgabe
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

v) Ungeachtet des Artikels 33 gilt folgen-
des:
Das Königreich Norwegen kann bis zum
31 Dezember 1999 weiterhin seine
Investitionssteuer auf die Anschaffung
von Gütern zu Geschäftszwecken erhe-
ben. Während dieses Zeitraums verrin-
gert das Königreich Norwegen den
Steuersatz.
Diese Steuer darf keine Auswirkungen
auf die Eigenmittel haben, für die die
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage
nach Maßgabe der Verordnung (EWG,
Euratom) Nr. 1553/89 des Rates neu
festgestellt werden muß.

Schweden
w) Ungeachtet des Artikels 12 Absatz 3

Buchstabe a und des Anhangs H Num-
mer 7 gilt folgendes:
Das Königreich Schweden kann den
Verkauf von Kinoeintrittskarten bis
zum 31. Dezember 1995 von der Mehr-
wertsteuer befreien.
Diese Befreiung darf keine Auswirkun-
gen auf die Eigenmittel haben, für die
die Bemessungsgrundlage nach Maßgabe
der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

x) Solange noch keine Gemeinschaftsvor-
schriften auf dem betreffenden Gebiet
bestehen, kann das Königreich Schwe-
den in Anwendung von Artikel 24
Absätze 2 bis 6 folgende vereinfachte
Verfahren auf kleine und mittlere Unter-
nehmen anwenden, sofern die entspre-
chenden Vorschriften mit dem Vertrag
zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere den Arti-
keln 95 und 96, im Einklang stehen:
— Vorlage der Mehrwertsteuererklärung

drei Monate nach Ablauf des jährli-
chen Zeitraums der direkten Besteue-
rung Steuerpflichtiger, die nur im
Inland mehrwertsteuerpflichtige
Umsätze tätigen;

— Anwendung einer Befreiung von der
Mehrwertsteuer für Steuerpflichtige,
deren Jahresumsatz geringer als der
in Landeswährung ausgedrückten
Gegenwert von 10 000 ECU ist;

y) Bei der Anwendung von Artikel 22
Absatz 12 Buchstabe a kann es das
Königreich Schweden steuerpflichtigen
Personen unter den darin genannten
Bedingungen gestatten, jährliche Auf-
stellungen vorzulegen.

z) Bei der Anwendung von Artikel 28
Absatz 2 Buchstabe a kann das König-
reich Schweden während des in Arti-
kel 28 l genannten Übergangszeitraums
Steuerbefreiungen mit Erstattung der auf
der vorausgehenden Stufe entrichteten
Steuern auf die Lieferung von Zeitungen
einschließlich gesprochener Zeitungen
(über Hörfunk und auf Kassetten)
für Sehbehinderte, auf die an Kranken-
häuser oder auf Rezept verkauften
Arzneimittel und auf die Herstellung
regelmäßig erscheinender Veröffentli-
chungen gemeinnütziger Organisationen
und damit verbundene andere Dienst-
leistungen anwenden, sofern diese Befrei-
ungen mit dem Gemeinschaftsrecht im
Einklang stehen und die in Artikel 17
letzter Gedankenstrich der Zweiten
Richtlinie des Rates vom 11. April 1967
genannten Voraussetzungen erfüllen.
Diese Befreiungen dürfen keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage nach Maß-
gabe der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

aa) Bei der Anwendung von Artikel 28
Absatz 3 Buchstabe b kann das König-
reich Schweden folgendes weiterhin von
der Mehrwertsteuer befreien, sofern
dieselben Befreiungen in einem der
derzeitigen Mitgliedstaaten gelten.
— die in Anhang F Nummer 2 genann-

ten Dienstleistungen von Autoren,
Künstlern und Interpreten;

— die in Anhang F Nummern l, 16 und
17 genannten Umsätze.

Diese Befreiungen dürfen keine Aus-
wirkungen auf die Eigenmittel haben, für
die die Bemessungsgrundlage nach Maß-
gabe der Verordnung (EWG, Euratom)
Nr. 1553/89 des Rates neu festgestellt
werden muß.

3. 392 L 0012: Richtlinie 92/12/EWG des
Rates über das allgemeine System, den
Besitz, die Beförderung und die Kontrolle
verbrauchsteuerpflichtiger Waren (ABl.
Nr. L 76 vom 23. 3. 1992, S. 1), zuletzt
geändert durch:
— 392 L 0108: Richtlinie 92/108/EWG

des Rates vom 14. Dezember 1992
(ABl. Nr. L 390 vom 31. 12. 1992,
S. 124).
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Die Republik Finnland, das Königreich
Norwegen und das Königreich Schweden
dürfen unter den in Artikel 26 der Richtlinie
92/12/EWG des Rates festgelegten Bedin-
gungen mengenmäßige Beschränkungen für
die Einfuhr von Zigaretten und anderen
Tabakerzeugnissen, Spirituosen, Wein und
Bier aus anderen Mitgliedstaaten beibehal-
ten.

Für diese Beschränkungen gelten folgende
Grenzen :

Tabakwaren:
— 300 Zigaretten oder
— 150 Zigarillos (Zigarren mit einem

Höchstgewicht von 3 Gramm pro
Stück) oder

— 75 Zigarren oder
— 400 Gramm Rauchtabak

Alkoholische Getränke
— destillierte Getränke und Spirituosen mit

einem Alkoholgehalt von mehr als 22%
vol l Liter

oder destillierte Getränke und Spirituo-
sen und Aperitifs auf Wein- oder
Alkoholbasis mit einem Alkoholgehalt
von 22% vol oder weniger, Schaum-
weine, Brennweine 3 Liter

— nicht schäumende Weine 5 Liter
— Bier 15 Liter

Finnland, Norwegen und Schweden treffen
Maßnahmen, um zu gewährleisten, daß
Einfuhren von Bier aus Drittländern nicht
unter günstigeren Bedingungen als solche
Einfuhren aus anderen Mitgliedstaaten
erlaubt werden.

4. 392 L 0079: Richtlinie 92/79/EWG des
Rates vom 19. Oktober 1992 zur Annähe-
rung der Verbrauchsteuern auf Zigaretten
(ABl. Nr. L 316 vom 31 10. 1992, S. 8).
Ungeachtet des Artikels 2 kann das König-
reich Schweden die Anwendung einer
allgemeinen Mindestverbrauchsteuer in
Höhe von 57 vH des Einzelhandelspreises
(einschließlich aller Steuern) auf Zigaretten
der gängigsten Preiskategorie bis zum
1. Januar 1999 aufschieben.

5. 392 L 0081: Richtlinie 92/81/EWG des
Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmoni-
sierung der Struktur der Verbrauchsteuern
auf Mineralöle (ABl. Nr. L 316 vom 31. 10.
1992, S. 12), geändert durch:
— 392 L 0108: Richtlinie 92/108/EWG

des Rates vom 14. Dezember 1992
(ABl. Nr. L 390 vom 31.12. 1992,
S. 124) und

392 D 0510: Entscheidung 92/510/EWG
des Rates vom 19. Oktober 1992 zur

Ermächtigung der Mitgliedstaaten, gemäß
dem Verfahren in Artikel 8 Absatz 4 der
Richtlinie 92/81/EWG des Rates ermäßigte
Verbrauchsteuersätze oder Verbrauchsteuer-
befreiungen auf Mineralöle, die zu bestimm-
ten Zwecken verwendet werden, beizube-
halten (ABL. Nr. L 316 vom 31. 10. 1992,
S. 16).

a) Ungeachtet des Artikels 8 Absatz l
Buchstabe c der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates darf das Königreich Norwe-
gen bis zum 31. Dezember 1998 Ver-
brauchsteuern auf Mineralöle erheben,
die für die Personenbeförderung in den
norwegischen Gewässern verwendet wer-
den.

b) Auf der Grundlage des Artikels 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates darf das Königreich Norwe-
gen nach Maßgabe der Entscheidung
92/510/EWG des Rates, ergänzt durch
die Entscheidung 93/697/EG des Rates,
insbesondere unter der Bedingung, daß
die Sätze zu keiner Zeit unter den nach
der Richtlinie 92/82/EWG vorgeschrie-
benen Mindestsätzen festgelegt werden,
folgendes weiterhin anwenden:
— ermäßigte Verbrauchsteuersätze auf

Kraftstoff für Linienbusdienste;
— den ermäßigten Verbrauchsteuersatz

auf Kraftstoff für Sportboote.

c) Auf der Grundlage von Artikel 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates kann das Königreich Norwe-
gen nach Maßgabe der Entscheidung
92/510/EWG des Rates, ergänzt durch
die Entscheidung 93/697/EG des Rates,
ungeachtet der in der Richtlinie 92/82/
EWG des Rates festgelegten Verpflich-
tungen folgendes weiterhin anwenden:
— die Verbrauchsteuerbefreiung für

umweltfreundliche Kraftstoffe für
Kettensägen und andere Werkzeuge;

— die Verbrauchsteuerbefreiung für
organischen Kraftstoff und in organi-
schen Verfahren erzeugtes Methan;

— die Verbrauchsteuerbefreiung für zu
Heizzwecken verwendetes Altöl;

— die Verbrauchsteuerbefreiung für
Kraftstoff für Motorschlitten und
Flußboote in Gebieten ohne Straßen;

— die Verbrauchsteuerbefreiung für
Mineralöle für Luftfahrzeuge zum
eigenen Gebrauch.

d) Auf der Grundlage von Artikel 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates kann die Republik Österreich
nach Maßgabe der Entscheidung 92/
510/EWG des Rates, ergänzt durch die
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Entscheidung 93/697/EG des Rates,
ungeachtet der in der Richtlinie 92/82/
EWG des Rates festgelegten Verpflich-
tungen die Verbrauchsteuerbefreiung für
Flüssiggas, das als Kraftstoff für Fahr-
zeuge im öffentlichen Nahverkehr ver-
wendet wird, weiterhin anwenden.

e) Auf der Grundlage von Artikel 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates kann die Republik Finnland
nach Maßgabe der. Entscheidung 92/
51 O/EWG des Rates und insbesondere
unter der Bedingung, daß die Sätze zu
keiner Zeit unter den nach der Richtlinie
92/82/EWG des Rates vorgeschriebenen
Mindestsätzen festgelegt werden, folgen-
des weiterhin anwenden:
— ermäßigte Verbrauchsteuersätze für

Dieselkraftstoff und Gasöl mit nied-
rigem Schwefelgehalt;

— ermäßigte Verbrauchsteuersätze für
reformuliertes unverbleites und ver-
bleites Benzin.

f) Auf der Grundlage von Artikel 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates kann die Republik Finnland
nach Maßgabe der Entscheidung 92/
51 O/EWG des Rates ungeachtet der in
der Richtlinie 92/82/EWG des Rates
festgelegten Verpflichtungen folgendes
weiterhin anwenden.
— die Verbrauchsteuerbefreiung für

Methan und Flüssiggas in allen
Verwendungen;

— die Verbrauchsteuerbefreiung für
Mineralöle, die für private Vergnü-
gungsfahrzeuge verwendet werden.

g) Auf der Grundlage von Artikel 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates kann das Königreich Schwe-
den nach Maßgabe der Entscheidung
92/51 O/EWG des Rates und insbeson-
dere unter der Bedingung, daß die Sätze
zu keiner Zeit unter den der Richtlinie
92/82/EWG des Rates vorgeschriebenen
Mindestsätzen festgelegt werden, folgen-
des weiterhin anwenden:
— einen ermäßigten Verbrauchsteuer-

satz für Mineralöle zur Verwendung
in der Industrie;

— ermäßigte Steuersätze für Dieselkraft-
stoff und leichtes Heizöl in Überein-
stimmung mit umwelttechnischen
Klassifizierungen.

h) Auf der Grundlage von Artikel 8
Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
des Rates kann das Königreich Schwe-
den nach Maßgabe der Entscheidung
92/51 O/EWG des Rates ungeachtet der

in der Richtlinie 92/82/EWG des Rates
festgelegten Verpflichtungen weiterhin
eine Verbrauchsteuerbefreiung für bio-
logisch hergestelltes Methan und andere
Deponiegase anwenden.

6. 392 L 0083: Richtlinie 92/83/EWG des
Rates vom 19. Oktober 1992 zur Harmoni-
sierung der Struktur der Verbrauchsteuern
auf Alkohol und alkoholische Getränke
(ABl. Nr. L 316 vom. 31. 10. 1992, S. 21).
Ungeachtet des Artikels 5 Absatz l kann das
Königreich Schweden bis zum 31. Dezem-
ber 1997 einen ermäßigten Verbrauchsteuer-
satz auf Bier mit einem Alkoholgehalt von
höchstens 3,5% vol unter der Bedingung
anwenden, daß der Satz zu keiner Zeit unter
dem nach der Richtlinie 92/84/EWG des
Rates vorgeschriebenen Mindestsatz fest-
gelegt wird.

X. VERSCHIEDENES

389 L 0622: Richtlinie 89/622/EWG des
Rates vom 13. November 1989 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die
Etikettierung von Tabakerzeugnissen sowie
zum Verbot bestimmter Tabake zum oralen
Gebrauch (ABl. Nr. L 359 vom 8. 12. 1989,
S. 1), geändert durch.
— 392 L 0041: Richtlinie 92/41/EWG des

Rates vom 15. Mai 1992 (ABl.
Nr. L 158 vom 11. 6. 1992, S. 30).

a) Das Verbot gemäß Artikel 8 a der
Richtlinie 89/622/EWG, geändert
durch die Richtlinie 92/41/EWG, betref-
fend die Vermarktung des Erzeugnisses
im Sinne von Artikel 2 Nummer 4 der
Richtlinie 89/622/EWG, geändert durch
die Richtlinie 92/41/EWG, gilt nicht für
das Königreich Schweden und das
Königreich Norwegen, mit Ausnahme
des Verbots, dieses Erzeugnis in einer
Form, die an ein Lebensmittel erinnert,
in den Verkehr zu bringen.

b) Das Königreich Schweden und das
Königreich Norwegen treffen die erfor-
derlichen Vorkehrungen, um sicherzu-
stellen, daß das unter Buchstabe a
genannte Erzeugnis nicht in den Mit-
gliedstaaten vermarktet wird, für die die
Richtlinien 89/622/EWG und 92/41/
EWG uneingeschränkt gelten.

c) Die Kommission verfolgt die tatsächliche
Umsetzung der unter Buchstabe b
genannten Maßnahmen.

d) Die Kommission unterbreitet dem Rat
drei Jahre nach dem Beitritt Schwedens
und Norwegens einen Bericht über die
•Umsetzung der unter Buchstabe b
genannten Maßnahmen durch das
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Königreich Schweden und das König-
reich Norwegen. In diesem Bericht
werden gegebenenfalls entsprechende
Vorschläge enthalten sein.

ANHANG XVI

Liste nach Artikel 165 Absatz l der Beitrittsakte

1. Ausschuß des Europäischen Sozialfonds:

Eingesetzt durch Artikel 124 des EG-
Vertrags und durch 388 R 2052: Verord-
nung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates vom
24. Juni 1988 (ABl. Nr. L 185 vom 15. 7
1988, S. 9), geändert durch.
— 393 R 2081: Verordnung (EWG)

Nr. 2081/93 des Rates vom 20. Juli
1993 (ABl. Nr. L 193 vom 31. 7 1993,
S. 5).

2. Beratender Ausschuß für die Freizügigkeit
der Arbeitnehmer:

Eingesetzt durch 368 R 1612: Verordnung
(EWG) Nr. 1612/68 des Rates vom
15. Oktober 1968 (ABl. Nr. L 257 vorn
19 10. 1968, S. 2), zuletzt geändert durch:
— 392 R 2434: Verordnung (EWG)

Nr. 2434/92 des Rates vom 27 Juli
1992 (ABl. Nr. L 245 vom 26. 8. 1992,
S. 1).

3. Beratender Ausschuß für die soziale Sicher-
heit der Wanderarbeitnehmer:

Eingesetzt durch 371 R 1408: Verordnung
(EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni
1971 (ABl. Nr. L 149 vom 5. 7 1971, S. 2),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 1945: Verordnung (EWG)

Nr. 1945/93 des Rates vom 30. Juni
1993 (ABl. Nr. L 181 vom 23. 7 1993,
S. 1).

4. Beratender Ausschuß für Sicherheit, Arbeits-
hygiene und Gesundheitsschutz am Arbeits-
platz:

Eingesetzt durch 374 D 0325: Beschluß 74/
325/EWG des Rates vom 27 Juni 1974
(ABl. Nr. L 185 vom 9 7 1974, S. 15),
geändert durch:
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19 11. 1979,
S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

5. Verwaltungsrat der Europäischen Stiftung
zur Verbesserung der Lebens- und Arbeits-
bedingungen:

Eingesetzt durch 375 R 1365: Verordnung
(EWG) Nr. 1365/75 des Rates vom 26. Mai
1975 (ABl. Nr. L 139 vom 30. 5. 1975,
S. 1), geändert durch:
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 393 R 1947: Verordnung (EWG)
Nr. 1947/93 des Rates vom 30. Juni.
1993 (ABl. Nr. L 181 vom 23. 7 1993,
S. 13).

6. Sachverständigenausschuß der Europäischen
Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen :

Eingesetzt durch 375 R 1365: Verordnung
(EWG) Nr. 1365/75 des Rates vom 26. Mai
1975 (ABl. Nr. L 139 vom 30. 5. 1975,
S. 1), geändert durch:
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 393 R 1947: Verordnung (EWG)
Nr. 1947/93 des Rates vom 30. Juni
1993 (ABl. Nr. L 181 vom 23. 7 1993,
S. 13).

7 Beratender Ausschuß für Chancengleichheit
von Frauen und Männern:

Eingesetzt durch 382 D 0043: Beschluß 82/
43/EWG der Kommission vom 9 Dezem-
ber 1981 (ABl. Nr. L 20 vom 28. 1. 1982,
S. 35), geändert durch.
— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

8. Sicherheits- und Gesundheitskommission für
den Bergbau und andere extraktive Indu-
strien:

Eingesetzt durch die Entscheidung vom
9. Juli 1957 der Vertreter der im Besonde-
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ren Ministerrat vereinigten Regierungen
(ABl. Nr. 28 vom 31. 8. 1957, S. 487),
geändert durch:
— 365 D: Entscheidung des Rates vom

11. Marz 1965 (ABl. Nr. 46 vom 22. 3.
1965, S. 698/65);

— 374 D 0326:.Beschluß 74/326/EWG des
Rates vom 27 Juni 1974 (ABl.
Nr. L 185 vom 9. 7 1974, S. 18).

9. Beratender Ausschuß auf dem Gebiet der
Überwachung und der Verringerung der
Meeresverschmutzung durch öl und andere
gefährliche Stoffe:

Eingesetzt durch 380 D 0686: Beschluß 80/
686/EWG der Kommission vom 25. Juni
1980 (ABl. Nr. L 188 vom 22. 7 1980,
S. 11), zuletzt geändert durch.
— 387 D 0144: Beschluß 87/144/EWG der

Kommission vom 13. Februar 1987 (ABl.
Nr. L 57 vom 27 2. 1987, S. 57).

10. Beratender Ausschuß für den Schutz der für
Versuche und andere wissenschaftliche Zwek-
ke verwendeten Tiere:

Eingesetzt durch 390 D 0067: Beschluß 90/
67/EWG der Kommission vom 9 Februar
1990 (ABl. Nr. L 44 vom 20. 2. 1990,
S. 30).

11. Beratender wissenschaftlicher Ausschuß für
die Prüfung der Toxizität und Okotoxizität
chemischer Verbindungen:

Eingesetzt durch 378 D 0618: Beschluß 78/
618/EWG der Kommission vom 28. Juni
1978 (ABl. Nr. L 198 vom 22. 7 1978,
S. 17), zuletzt geändert durch:
— 388 D 0241: Beschluß 88/241/EWG der

Kommission vom 14. Marz 1988 (ABl.
Nr. L 105 vom 26. 4. 1988, S. 29).

12. Ausschuß für Abfallwirtschaft:

Eingesetzt durch 376 D 0431: Beschluß 76/
431/EWG der Kommission vom 21. April
1976 (ABl. Nr. L 115 vom l 5. 1976, S. 13),
geändert durch:
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

13. Wissenschaftlich-technischer und wirtschaft-
licher Fischereiausschuß:

Eingesetzt durch 393 D 0619: Beschluß 93/
619/EG der Kommission vom

19. November 1993 (ABl. Nr. L 297 vom
2. 12. 1993, S. 25).

14. Beratender Ausschuß für die ärztliche Aus-
bildung:

Eingesetzt durch 375 D 0364: Beschluß 75/
364/EWG des Rates vom 16. Juni 1975
(ABl. Nr. L 167 vom 30. 6. 1975, S. 17).

15. Beratender Ausschuß für die Ausbildung in
der Krankenpflege:

Eingesetzt durch 377 D 0454: Beschluß 77/
454/EWG des Rates vom 27. Juni 1977
(ABl. Nr. L 176 vom 15. 7 1977, S. 11).

16. Beratender Ausschuß für die zahnärztliche
Ausbildung :

Eingesetzt durch 378 D 0688: Beschluß 78/
688/EWG des Rates vom 25. Juli 1978
(ABl. Nr. L 233 vom 24. 8. 1978, S. 15).

17 Beratender Ausschuß für die Ausbildung des
Tierarztes :

Eingesetzt durch 378 D 1028: Beschluß 78/
1028/EWG des Rates vom 18. Dezember
1978 (ABl. Nr. L 362 vom 23. 12. 1978,
S. 10).

18. Beratender Ausschuß für die Ausbildung von
Hebammen:

Eingesetzt durch 380 D 0156: Beschluß 80/
156/EWG des Rates vom 21. Januar 1980
(ABl. Nr. L 33 vom 11. 2. 1980, S. 13).

19. Beratender Ausschuß für die Ausbildung auf
dem Gebiet der Architektur:

Eingesetzt durch 385 D 0385: Beschluß 85/
385/EWG des Rates vom 10. Juni 1985
(ABl. Nr. L 233 vom 21. 8. 1985, S. 26).

20. Beratender Ausschuß für die pharmazeuti-
sche Ausbildung:

Eingesetzt durch 385 D 0434: Beschluß 85/
434/EWG des Rates vom 16. September
1985 (ABl. Nr. L 253 vom 24.9 1985,
S. 43).

21. Beratender Ausschuß für die Öffnung des
öffentlichen Auftragswesens:

Eingesetzt durch 387 D 0305: Beschluß 87/
305/EWG der Kommission vom 26. Mai
1987 (ABl. Nr. L 152 vom 12. 6. 1987,
S 32);
— 387 D 0560: Beschluß 87/560/EWG der

Kommission vom 17 Juli 1987 (ABl.
Nr. L 338 vom 28. 11. 1987, S. 37).

22. Beratender Ausschuß für öffentliche Bauauf-
träge:

Eingesetzt durch 371 L 0306: Beschluß 7l/
306/EWG des Rates vom 26. Juli 1971
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(ABl. Nr. L 185 vom 16. 8. 1971, S. 15),
geändert durch:
— 377 D 0063: Beschluß 77/63/EWG des

Rates vom 21. Dezember 1976 (ABl.
Nr. L 13 vom 15. 1. 1977, S. 15).

23. Sachverständigengremium für den Elektrizi-
tätstransit (ÖSTE):

Eingesetzt durch 392 D 0167: Beschluß 92/
167/EWG der Kommission vom 4. März
1992 über die Einsetzung eines Sachverstän-
digengremiums für den Elektrizitätstransit
über große Netze (ABl. Nr. L 74 vom 20. 3.
1992, S. 43).

24. Ausschuß aus Vertretern der Mitgliedstaa-
ten:

Eingesetzt durch Artikel 4 von 393 D 0379:
Beschluß 93/379/EWG des Rates vom
14. Juni 1993 über ein mehrjähriges Aktions-
programm der Gemeinschaft zum Ausbau
der Schwerpunktbereiche und zur Sicherung
der Kontinuität und Konsolidierung der
Unternehmenspolitik in der Gemeinschaft,
vor allem für kleine und mittlere Unter-
nehmen (ABl. Nr. L 161 vom 2. 7 1993,
S. 68).

25. Ausschuß für Tourismus:

Eingesetzt durch 392 D 0421: Beschluß 92/
421/EWG des Rates vom 13. Juli 1992 über
einen Aktionsplan der Gemeinschaft zur
Förderung des Tourismus (ABl. Nr. L 231
vom 13. 8. 1992, S. 26).

ANHANG XVII

Liste nach Artikel 165 Absatz 2 der Beitrittsakte

1. Beratender Ausschuß für die Berufsausbil-
dung:

Eingesetzt durch 363 D 0266: Beschluß 63/
266/EWG des Rates vom 2. April 1963
(ABl. Nr. 63 vom 20. 4. 1963, S. 1338/63)
— Satzung angenommen durch
363 X 0688: Beschluß 63/688/EWG des
Rates vom 18. Dezember 1963 (ABl.
Nr. 190 vom 30. 12. 1963, S. 3090/63) -
geändert durch:
— 368 D 0189: Beschluß 68/189/EWG des

Rates vom 9 April 1968 (ABl. Nr. L 91
vom 12. 4. 1968, S. 26);

— l 72 B: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14),

— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland

(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23).

2. Beratender Ausschuß für die Fischerei:

Eingesetzt durch 371 D 0128: Beschluß 7l/
128/EWG der Kommission vom 25. Februar
1971 (ABl. Nr. L 68 vom 22.3. 1971,
S. 18), geändert durch:
— 373 D 0429: Beschluß 73/429/EWG der

Kommission vom 31. Oktober 1973
(ABl. Nr. L 355 vom 24. 12. 1973,
S. 61);

— 389 D 0004: Beschluß 89/4/EWG der-
Kommission vom 21. Dezember 1988
(ABl. Nr. L 5 vom 7 1. 1989, S. 33).

3. Beratender Ausschuß für Zoll und indirekte
Steuern:

Eingesetzt durch 391 D 0453: Beschluß 9l/
453/EWG der Kommission vom 30. Juli
1991 (ABl. Nr. L 241 vom 30. 8. 1991,
S. 43).

Anhang XVIII

Liste nach Artikel 167 der Beitrittsakte

A. Eier und Geflügel

1. 375 R 2782: Verordnung (EWG) Nr. 2782/
75 des Rates vom 29. Oktober 1975 über
die Erzeugung von und den Verkehr mit
Bruteiern und Küken von Hausgeflügel
(ABl. Nr. L 282 vom l 11. 1975, S. 100),
zuletzt geändert durch:
— 391 R 1057: Verordnung (EWG)

Nr. 1057/91 der Kommission vom
26. April 1991 (ABl. Nr. L 107 vom
27 4. 1991, S. 11).

Norwegen und Schweden: 1. Januar 1997

2. 390 R 1906: Verordnung (EWG) Nr. 1906/
90 des Rates vom 26. Juni 1990 über
Vermarktungsnormen für Geflügelfleisch
(ABl. Nr. L 173 vom 6. 7 1990, S. 1),
zuletzt geändert durch:
— 393 R 3 204: Verordnung (EWG)

Nr. 3204/93 des Rates vom
16. November 1993 (ABl. Nr. L 289
vom 24. 11 1993, S. 3).

Norwegen und Schweden. 1. Januar 1997

3. 390 R 1907: Verordnung (EWG) Nr. 1907/
90 des Rates vom 26. Juni 1990 über
bestimmte Vermarktungsnormen für Eier
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(ABl. Nr. L 173 vom 6. 7 1990, S. 5),
geändert durch:
— 393 R 2617: Verordnung (EWG)

Nr. 2617/93 des Rates vom 21. Sep-
tember 1993 (ABl. Nr. L 240 vom 25. 9
1993, S. 1).

Norwegen und Schweden. 1. Januar 1997

B. Rindfleisch

381 R 1208: Verordnung (EWG) Nr. 1208/
81 des Rates vom 28. April 1981 zur
Bestimmung des gemeinschaftlichen Han-
delsklassenschemas für Schlachtkörper aus-
gewachsener Rinder (ABl. Nr. L 123 vom
7 5. 1981, S. 3), geändert durch:
— 391 R 1026: Verordnung (EWG)

Nr. 1026/91 des Rates vom 22. April
1991 (ABl. Nr. L 106 vom 26. 4. 1991,
S. 2).

Norwegen und Finnland. 1. Januar 1996.

C. Schweinefleisch

384 R 3220: Verordnung (EWG) Nr. 3220/
84 des Rates vom 13. November 1984 zur
Bestimmung des gemeinschaftlichen Han-
delsklassenschemas für Schweineschlachtkör-
per (ABl. Nr. L 301 vom 20. 1. 1985, S. 1),
zuletzt geändert durch:
-393 R 3513: Verordnung (EWG)

Nr. 3513/93 des Rates vom
14. Dezember 1993 (ABl. Nr. L 320
vom 22. 12. 1993, S. 5).

Norwegen und Finnland, l Januar 1996.

D. Pflanzengesundheit

1. 369 L 0464: Richtlinie 69/464/EWG des
Rates vom 8. Dezember 1969 zur Bekämp-
fung des Kartoffelkrebses (ABl. Nr. L 323
vom 24. 12. 1969, S. 1).

Finnland: 1. Januar 1996.
Schweden: 1. Januar 1997

Während der Übergangszeit dürfen keine
Kartoffeln aus diesen Mitgliedstaaten in das
Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten
verbracht werden.

2. 369 L 0465: Richtlinie 69/465/EWG des
Rates vom 8. Dezember 1969 zur Bekämp-
fung des Kartoffelnematoden (ABl.
Nr. L 323 vom 24. 12. 1969, S. 3).

Schweden: 1. Januar 1997

Während der Übergangszeit dürfen keine
Kartoffeln aus diesem Mitgliedstaat in das
Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten
verbracht werden.

3. 393 L 0085: Richtlinie 93/85/EWG des
Rates vom 4. Oktober 1993 zur Bekämp-
fung der bakteriellen Ringfäule der Kartoffel
(ABl. Nr. 259 vom 18. 10. 1993, S. 1).

Finnland. 1.Januar 1996.

Schweden: I.Januar 1996.

Während der Übergangszeit dürfen keine
Kartoffeln aus diesen Mitgliedstaaten in das
Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaaten
verbracht werden.

ANHANG XIX

Liste nach Artikel 168 der Beitrittsakte

I. FREIZÜGIGKEIT, FREIER DIENSTLEI-
STUNGS- UND KAPITALVERKEHR

378 L 0686: Richtlinie 78/686/EWG des
Rates vom 25. Juli 1978 für die gegenseitige
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeug-
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise
des Zahnarztes und für Maßnahmen zur
"Erleichterung der tatsächlichen Ausübung
des Niederlassungsrechts und des Rechts auf
freien Dienstleistungsverkehr (ABl.
Nr. L 233 vom 24. 8. 1978, S. 1), .geändert
durch.
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19.11. 1979,
S. 17);

— 381 L 1057: Richtlinie 81/1057/EWG
des Rates vom 14. Dezember 1981
(ABl. Nr. L 385 vom 31.12. 1981,
S. 25);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 389 L 0594: Richtlinie 89/594/EWG
des Rates vom 30. Oktober 1989 (ABl.
Nr. L 341 vom 13. 11. 1989, S. 19);

— 390 L 0658: Richtlinie 90/658/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 73).

Österreich. 1.Januar 1999.

II. VERKEHRSPOLITIK

391 L 0440: Richtlinie 91/440/EWG des
Rates vom 29. Juli 1991 zur Entwicklung
der Eisenbahnunternehmen der Gemein-
schaft (ABl. Nr. L 237 vom 24. 8. 1991,
S. 25).

Österreich: 1. Juli 1995.
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III. UMWELT
1. 376 L 0160: Richtlinie 76/160/EWG des

Rates vom 8. Dezember 1975 über die
Qualität der Badegewässer (ABl. Nr. L 31
vom 5. 2. 1976, S. 1), geändert durch:
— l 79 H: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt der Republik Griechenland
(ABl. Nr. L 291 vom 19 11 1979, S. 17);

— l 85 I: Akte über die Beitrittsbedingun-
gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Spanien und
der Portugiesischen Republik (ABl.
Nr. L 302 vom 15. 11. 1985, S. 23);

— 391 L 0656: Richtlinie 90/656/EWG
des Rates vom 4. Dezember 1990 (ABl.
Nr. L 353 vom 17 12. 1990, S. 59);

— 390 L 0692: Richtlinie 91/692/EWG
des Rates vom 23. Dezember 1991
(ABl. Nr. L 377 vom 31. 12. 1991,
S. 48).

Österreich: 1.Januar 1997

2. 380 L 0836: Richtlinie 80/836/EURATOM
des Rates vom 15. Juli 1980 zur. Änderung
der Richtlinien, mit denen die Grundnormen
für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung
und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren
ionisierender Strahlungen festgelegt werden
(ABl. Nr. L 246 vom 17 9. 1980, S. 1),
geändert durch.
— 384 L 0467: Richtlinie 84/467/EURA-

TOM des Rates vom 3. September 1984
(ABl. Nr. L 265 vom 5. 10. 1984, S. 4).

a) Österreich. 1.Januar 1997
b) Finnland. 1.Januar 1997
c) Schweden: 1.Januar 1997

3. 392 L 0014: Richtlinie 92/14/EWG des
Rates vom 2. Marz 1992 zur Einschrän-
kung des Betriebs von Flugzeugen des

Teils II Kapitel 2 Band l des Anhangs 16
zum Abkommen über die Internationale
Zivilluftfahrt, 2. Ausgabe (1988) (ABl.
Nr. L 76 vom 23. 3. 1992, S. 21).

Österreich: 1. April 2002.

IV ENERGIE

368 L 0414: Richtlinie 68/414/EWG des
Rates vom 20. Dezember 1968 zur Ver-
pflichtung der Mitgliedstaaten der EWG,
Mindestvorräte an Erdöl und/oder Erdöl-
erzeugnissen zu halten (ABl. Nr. L 308 vom
23. 12. 1968, S. 14), geändert durch:
— l 72 B: Akte über die Beitrittsbedingun-

gen und die Anpassungen der Verträge
— Beitritt des Königreichs Dänemark,
Irlands und des Vereinigten Königreichs
Großbritannien und Nordirland (ABl.
Nr. L 73 vom 27 3. 1972, S. 14);

— 372 L 0425: Richtlinie 72/425/EWG
des Rates vom 19. Dezember 1972
(ABl. Nr. L 291 vom 28. 12. 1972,
S. 154).

Finnland: l Januar 1996.

V LANDWIRTSCHAFT
1. 393 L 0023: Richtlinie 93/23/EWG des

Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die
statistischen Erhebungen über die Schwei-
neerzeugung (ABl. Nr. 149 vom 21. 6. 1993,
S. 1).

Finnland: 1.Januar 1996.

2. 393 L 0024: Richtlinie 93/24/EWG des
Rates vom 1. Juni 1993 betreffend die
statistischen Erhebungen über die Rinderer-
zeugung (ABl. Nr. L 149 vom 21. 6. 1993,
S. 5).

Finnland: 1. Januar 1996.
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PROTOKOLL NR. l
ÜBER DIE SATZUNG DER EUROPÄISCHEN INVESTITIONSBANK

ERSTER TEIL
ANPASSUNG DER SATZUNG DER EUROPÄISCHEN INVESTITIONSBANK

Artikel l

Artikel 3 des Protokolls über die Satzung der
Bank erhält folgende Fassung:

„Artikel 3

Nach Artikel 198 d dieses Vertrags sind Mit-
glieder der Bank:

— das Königreich Belgien,
— das Königreich Dänemark,
— die Bundesrepublik Deutschland,
— die Griechische Republik,
— das Königreich Spanien,
— die Französische Republik,
— Irland,
— die Italienische Republik,
— das Großherzogtum Luxemburg,
— das Königreich der Niederlande,
— das Königreich Norwegen,
— die Republik Österreich,
— die Portugiesische Republik,
— die Republik Finnland,
— das Königreich Schweden,
— das Vereinigte Königreich Großbritannien

und Nordirland."

Artikel 2

Artikel 4 Absatz l Unterabsatz l des Protokolls
über die Satzung der Bank erhält folgende
Fassung:

„(1) Die Bank wird mit einem Kapital von
62 940 Millionen ECU ausgestattet, das von den
Mitgliedstaaten in folgender Höhe gezeichnet
wird:

— Deutschland 11 017 450 000
— Frankreich 11 017 450 000
— Italien 11 017 450 000
— Vereinigtes Königreich 11 017 450 000
— Spanien 4 049 856 000
— Belgien 3 053 960 000
— Niederlande 3 053 960 000
— Schweden ' 2 026 000 000
— Dänemark l 546 308 000
— Österreich l 516 000 000
— Norwegen 927 000 000
— Finnland 871 000 000
— Griechenland 828 380 000
— Portugal 533 844 000
— Irland 386 576 000
— Luxemburg 77 316 000."

Artikel 3

Artikel 10 des Protokolls über die Satzung der
Bank erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

Soweit in dieser Satzung nichts Gegenteiliges
bestimmt ist, werden die Entscheidungen des Rates
der Gouverneure mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder gefaßt. Diese Mehrheit muß mindestens
50 vH des gezeichneten Kapitals vertreten. Der
Rat der Gouverneure stimmt nach den in
Artikel 148 dieses Vertrags vorgesehenen Bestim-
mungen ab."

Artikel 4

Artikel 11 Absatz 2 Unterabsätze l, 2 und 3 des
Protkolls über die Satzung der Bank erhält
folgende Fassung:

„(2) Der Verwaltungsrat besteht aus 26 ordent-
lichen und 13 stellvertretenden Mitgliedern.

Die ordentlichen Mitglieder werden für fünf
Jahre vom Rat der Gouverneure wie folgt bestellt:

— drei ordentliche Mitglieder, die von der
Bundesrepublik Deutschland benannt wer-
den;

— drei ordentliche Mitglieder, die von der
Französischen Republik benannt werden;

— drei ordentliche Mitglieder, die von der
Italienischen Republik benannt werden;

— drei ordentliche Mitglieder, die vom Verei-
nigten Königreich Großbritannien und Nord-
irland benannt werden;

— zwei ordentliche Mitglieder, die vom König-
reich Spanien benannt werden;

— ein ordentliches Mitglied, das vom König-
reich Belgien benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das vom König-
reich Dänemark benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das von der
Griechischen Republik benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das von Irland
benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das vom Groß-
herzogtum Luxemburg benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das vom König-
reich der Niederlande benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das vom König-
reich Norwegen benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das von der
Republik Österreich benannt wird;
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— ein ordentliches Mitglied, das von der
Portugiesischen Republik benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das von der
Republik Finnland benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das vom König-
reich Schweden benannt wird;

— ein ordentliches Mitglied, das von der
Kommission benannt wird.

Die stellvertretenden Mitglieder werden für fünf
Jahre vom Rat der Gouverneure wie folgt bestellt:

— zwei stellvertretende Mitglieder, die von der
Bundesrepublik Deutschland benannt wer-
den;

— zwei stellvertretende Mitglieder, die von der
Französischen Republik benannt werden;

— zwei stellvertretende Mitglieder, die von der
Italienischen Republik benannt werden;

— zwei stellvertretende Mitglieder, die vom
Vereinigten Königreich Großbritannien und
Nordirland benannt werden;

— ein stellvertretendes Mitglied, das vom
Königreich Spanien und von der Portugiesi-

schen Republik im gegenseitigen Einverneh-
men benannt wird;

— ein stellvertretendes Mitglied, das von den
Benelux-Ländern im gegenseitigen Einver-
nehmen benannt wird;

— ein stellvertretendes Mitglied, das vom
Königreich Dänemark, von der Republik
Griechenland und von Irland im gegen-
seitigen Einvernehmen benannt wird;

— ein stellvertretendes Mitglied, das von dem
Königreich Norwegen, der Republik Öster-
reich, der Republik Finnland und dem
Königreich Schweden im gegenseitigen Ein-
vernehmen benannt wird;

— ein stellvertretendes Mitglied, das von der
Kommission benannt wird."

Artikel 5

Artikel 12 Absatz 2 Satz 2 des Protkolls über die
Satzung der Bank erhält folgende Fassung:

„Für die qualifizierte Mehrheit sind 18 Stimmen
erforderlich."

ZWEITER TEIL
SONSTIGE BESTIMMUNGEN

Artikel 6

(1) Die neuen Mitgliedstaaten zahlen folgende
Beträge entsprechend ihrem Anteil an dem von den
Mitgliedstaaten zum 1. Januar 1995 einzuzahlen-
den Teil des Kapitals:

Schweden 137 913 558 ECU,
Österreich 103 196 917 ECU,
Norwegen 63 102 600 ECU,
Finnland 59 290 577 ECU.

Diese Beiträge werden in fünf gleichen Halb-
jahresraten gezahlt, die jeweils am 30. April und
31. Oktober fällig werden. Die erste Rate wird an
demjenigen der beiden Daten fällig, das dem
Zeitpunkt des Beitritts als nächstes folgt.

(2) An dem Teil, der zum Zeitpunkt des Beitritts
aufgrund der am l1. Juni 1990 beschlossenen
Kapitalerhöhung noch einzuzahlen ist, beteiligen
sich die neuen Mitgliedstaaten wie folgt:

Schweden 14 069 444 ECU,
Österreich 10 527 778 ECU,
Norwegen 6 437 500 ECU,
Finnland 6 048 611 ECU.

Diese Beträge werden in acht gleichen Halb-
jahresraten gezahlt, die ab 30. April 1995 entspre-
chend dem für diese Kapitalerhöhungen festge-
legten Zeitplan fällig werden.

Artikel 7

Die neuen Mitgliedstaaten leisten zum Reserve-
fonds, zu der zusätzlichen Rücklage und zu den
den Rücklagen gleichzusetzenden Rückstellungen
sowie zu dem den Rücklagen und Rückstellungen
noch zuzuweisenden Betrag (Saldo der Gewinn-
und Verlustrechnung zum 31. Dezember des dem
Beitritt vorausgehenden Jahres), wie sie in der
genehmigten Bilanz der Bank ausgewiesen werden,
zu den in Artikel 6 Absatz l dieses Protokolls
vorgesehenen Zeitpunkten Beiträge, die folgenden
Prozentsätzen der Rücklagen und Rückstellungen
entsprechen :

Schweden 3,51736111 vH,
Österreich 2,63194444 vH,
Norwegen 1,60937500 vH,
Finnland 1,51215278 vH.

Artikel 8

Die in den Artikeln 6 und 7 dieses Protokolls
vorgesehenen Einzahlungen werden von den neuen
Mitgliedstaaten in ECU oder in ihrer Landes-
währung geleistet.

Erfolgt die Zahlung in Landeswährung, so wird
für die Berechnung der einzuzahlenden Beträge
der ECU-Umrechnungskurs zugrunde gelegt, der
am letzten Arbeitstag des den betreffenden
Einzahlungsterminen vorausgehenden Monats gilt.



252917 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Die gleiche Berechnungsweise gilt für den Kapi-
talausgleich nach Artikel 7 des Protokolls über die
Satzung der Bank.

Artikel 9

(1) Unmittelbar nach dem Beitritt erhöht der Rat
der Gouverneure die Mitgliederzahl des Verwal-
tungsrats durch die Bestellung von vier ordentli-
chen Mitgliedern, von denen jeder neue Mitglied-
staat eines benennt, sowie eines im gegenseitigen
Einvernehmen von dem Königreich Norwegen, der
Republik Österreich, der Republik Finnland und
dem Königreich Schweden benannten stellvertre-
tenden Mitglieds.

(2) Die Amtszeit der so bestellten ordentlichen
Mitglieder und des so bestellten stellvertretenden
Mitglieds läuft mit dem Ende der Jahressitzung des
Rates der Gouverneure ab, auf welcher der
Jahresbericht für das Geschäftsjahr 1997 geprüft
wird.

PROTOKOLL NR. 2
ÜBER DIE ALANDINSELN

Unter Berücksichtigung des völkerrechtlichen
Sonderstatus der Alandinseln werden die die
Europäische Union begründenden zugrundeliegen-
den Verträge auf die Alandinseln mit folgenden
Abweichungen angewandt:

Artikel l

Die Bestimmungen des EG-Vertrags lassen die
Anwendung der am 1. Januar 1994 in bezug auf
die Alandinseln geltenden Bestimmungen unbe-
rührt, die folgendes betreffen:

— die — in nichtdiskriminierender Weise
anzuwendende — Einschränkung des
Rechts natürlicher Personen, die nicht
regionalen Bürgerstatus (hembygdsrätt/koti-
seutuoikeus) der Alandinseln besitzen, sowie
juristischer Personen, ohne Genehmigung der
zuständigen Behörden der Alandinseln auf
diesen Inseln Grundeigentum zu erwerben
und zu besitzen;

— die — in nichtdiskriminierender Weise
anzuwendende — Einschränkung des
Rechts natürlicher Personen, die nicht
regionalen Bürgerstatus (hembygdsrätt/koti-
seutuoikeus) der Alandinseln besitzen, oder
juristischer Personen, sich ohne Genehmi-
gung der zuständigen Behörden der Aland-
inseln auf den Alandinseln niederzulassen
oder dort Dienstleistungen zu erbringen.

Artikel 2

a) Das Hoheitsgebiet der Alandinseln — das als
Drittlandgebiet im Sinne des Artikels 3
Absatz l dritter Gedankenstrich der Richt-
linie 77/388/EWG des Rates in ihrer

geänderten Fassung und als nicht in den
Anwendungsbereich der Richtlinien zur
Harmonisierung der Verbrauchsteuern fal-
lendes Staatsgebiet im Sinne des Artikels 2
der Richtlinie 92/12/EWG des Rates gilt —
wird vom räumlichen Geltungsbereich der
Gemeinschaftsbestimmungen im Bereich der
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern
sowie über Verbrauchsteuern und andere
Arten indirekter Besteuerung ausgenommen.
Diese Befreiung darf keine Auswirkungen
auf die Eigenmittel der Gemeinschaft haben.

Dieser Absatz findet auf die Bestimmungen der
Richtlinie 69/335/EWG des Rates in ihrer
geänderten Fassung betreffend die Gesellschaft-
steuer keine Anwendung.

b) Diese Ausnahmeregelung dient dem Zweck,
auf den Inseln ein existenzfähiges lokales
Wirtschaftsleben aufrechtzuerhalten; sie darf
keine nachteiligen Auswirkungen auf die
Interessen der Union und ihre gemeinsamen
Politiken haben. Ist die Kommission der
Ansicht, daß Buchstabe a insbesondere in
bezug auf die Wettbewerbsneutralität oder
die eigenen Mittel nicht mehr gerechtfertigt
ist, so unterbreitet sie dem Rat geeignete
Vorschläge, der sodann entsprechend den
einschlägigen Artikeln des EG-Vertrags tätig
wird.

Artikel 3

Die Republik Finnland stellt sicher, daß allen
natürlichen und juristischen Personen der Mit-
gliedstaaten Gleichbehandlung auf den Alandinseln
gewährt wird.

PROTOKOLL NR. 3

ÜBER DIE SAMEN

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN ANERKENNTNIS der Verpflichtungen und
Zusagen Norwegens, Schwedens und Finnlands
gegenüber den Samen im Rahmen des innerstaat-
lichen und internationalen Rechts;

IM HINBLICK insbesondere darauf, daß
Norwegen, Schweden und Finnland sich verpflich-
tet haben, die Lebensgrundlagen, Sprache, Kultur
und Lebensweise der Samen zu erhalten und zu
entwickeln;

IN ANBETRACHT der Abhängigkeit der
traditionellen Kultur und Lebensweise der Samen
von primären Wirtschaftstätigkeiten wie Rentier-
haltung in den traditionellen Siedlungsgebieten der
Samen —
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SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN

Artikel l

Ungeachtet der Bestimmungen des EG-Vertrags
können den Samen ausschließliche Rechte zur
Rentierhaltung innerhalb der traditionellen Samen-
Gebiete gewährt werden.

Artikel 2

Dieses Protokoll kann erweitert werden, um
einer weiteren Entfaltung ausschließlicher Rechte
der Samen in Verbindung mit ihren traditionellen
•Lebensgrundlagen Rechnung zu tragen. Der Rat
kann auf Vorschlag der Kommission und nach
Anhörung des Europäischen Parlaments und des
Ausschusses der Regionen einstimmig die erforder-
lichen Änderungen des Protokolls beschließen.

PROTOKOLL NR. 4

ÜBER DEN ERDÖLSEKTOR IN NORWEGEN

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN ANERKENNTNIS der erheblichen Aus-
wirkungen des Erdölsektors auf die Wirtschaft
Norwegens und die Entwicklung seiner Gesell-
schaft —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

SIE STELLEN FEST, daß der EG-Vertrag die
Vorschriften in den Mitgliedstaaten zur Regelung
des Grundeigentums in keiner Weise berührt;

SIE ERINNERN DARAN, daß die Mitglied-
staaten die Souveränität und Hoheitsrechte über
die Erdölvorkommen haben;

SIE ERKENNEN HIERZU AN, daß die
Mitgliedstaaten über folgendes verfügen:

a) Das Recht auf staatliche Beteiligung an
Erdöltätigkeiten und auf Einsetzung einer
juristischen Person zur Verwaltung dieser
Beteiligung;

b) ausschließliche Rechte zur Ressourcenbewirt-
schaftung, unter anderem Explorations- und
Förderpolitik, die Optimierung von Entwick-
lung und Produktion und das Tempo, in dem
Erdölvorkommen abgebaut oder anderweitig
genutzt werden können;

c) ausschließliche Rechte zur Festlegung und
Erhebung von Steuern, Lizenzgebühren oder
anderen finanziellen Zahlungen, die auf-
grund dieser Exploration und Förderung zu
entrichten sind,

und BEKRÄFTIGEN, daß die Ausübung dieser
Rechte durch die Mitgliedstaaten im Einklang mit
den Verträgen und den sonstigen Bestimmungen
des Gemeinschaftsrechts erfolgen muß.

PROTOKOLL NR. 5
ÜBER DIE BETEILIGUNG DER NEUEN

MITGLIEDSTAATEN AN DEN MITTELN
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT

FÜR KOHLE UND STAHL
Der Beitrag der neuen Mitgliedstaaten zu den

Mitteln der Europäischen Gemeinschaft für Kohle
und Stahl wird wie folgt festgesetzt:

— Republik Österreich: 15 300 000 ECU
Republik Finnland: 12 100 000 ECU Königreich Norwegen: l 800 000 ECU

— Königreich Schweden: 16 700 000 ECU.

Diese Beiträge werden in zwei zinsfreien
gleichen Raten geleistet, die erste am 1. Januar
1995 und die zweite am 1. Januar 1996.

PROTOKOLL NR. 6
ÜBER SONDERBESTIMMUNGEN FÜR

ZIEL NR. 6 IM RAHMEN DER STRUKTUR-
FONDS IN FINNLAND, NORWEGEN UND

SCHWEDEN
DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -
Unter Berücksichtigung der Anträge Finnlands,

Norwegens und Schwedens auf besondere Struk-
turfondsunterstützung für ihre am schwächsten
besiedelten Gebiete,

in der Erwägung, daß die Union ein neues
ergänzendes vorrangiges Ziel Nr. 6 vorgeschlagen
hat,

in der Erwägung, daß auch diese Übergangsre-
gelung im Jahre 1999 zusammen mit der grund-
legenden Rahmenverordnung (EWG) Nr. 2081/93
über strukturelle Instrumente und Politiken neu
bewertet und überprüft werden soll,

in der Erwägung, daß die Kriterien und das
Verzeichnis der für dieses neue Ziel in Frage
kommenden Gebiete festzulegen sind,

in der Erwägung, daß zusätzliche Mittel für
dieses neue Ziel bereitgestellt werden,

in der Erwägung, daß die Verfahren in bezug
auf dieses neue Ziel festzulegen sind,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel l

Bis zum 31. Dezember 1999 tragen die Struk-
turfonds, das Finanzinstrument für die Ausrichtung
der Fischerei (FIAF) und die Europäische Investi-
tionsbank (EIB) jeweils in angemessener Weise zur
Verwirklichung eines weiteren vorrangigen Ziels in
Ergänzung der fünf Ziele nach Artikel l der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates in der
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des
Rates bei; dieses zusätzliche Ziel lautet wie folgt:

— Förderung der Entwicklung und strukturellen
Anpassung von Gebieten mit einer extrem
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niedrigen Bevölkerungsdichte (nachstehend
„Ziel Nr. 6" genannt).

Artikel 2

Gebiete im Sinne des Ziels Nr. 6 sind grund-
sätzlich Regionen des NUTS-II-Niveaus mit einer
Bevölkerungsdichte von 8 Einwohnern je Quadrat-
kilometer oder weniger oder gehören zu solchen
Regionen. Darüber hinaus kann sich die Gemein-
schaftshilfe vorbehaltlich der Vorschriften über die
Bevölkerungsdichte auch auf kleinere angrenzende
und benachbarte Gebiete erstrecken, die das
gleiche Kriterium der Bevölkerungsdichte erfüllen.

Diese Regionen und Gebiete, in diesem Proto-
koll „Regionen" des Ziels Nr. 6 genannt, sind in
Anhang I aufgeführt.

Artikel 3

Als angemessener Betrag für den Zeitraum 1995
bis 1999 gelten Gemeinschaftsmittel in Höhe von
l 109 Millionen ECU zu Preisen des Jahres 1995,
die von den Strukturfonds und dem FIAF für die in
Anhang l aufgeführten Regionen des Ziels Nr. 6
bereitgestellt werden. In Anhang 2 ist die
Aufteilung der Mittel pro Jahr und Mitgliedstaat
enthalten. Diese Mittel kommen zu den Mitteln
hinzu, die bereits im Plan für die Auszahlung aus
den Strukturfonds und dem FIAF gemäß der
Verordnung (EWG) Nr. 2052/88 des Rates in der
Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des
Rates vorgesehen sind.

Artikel 4

Vorbehaltlich der Artikel l, 2 und 3 finden die
Bestimmungen der nachstehend genannten Verord-
nungen, insbesondere die Bestimmungen für das
Ziel Nr. l, auf das Ziel Nr. 6 Anwendung:

— Verordnung (EWG) Nr. 2080/93 des Rates
— Verordnungen (EWG) Nrn. 2052/88,

4253/88, 4254/88, 4255/88 und 4256/88
des Rates, geändert durch die Verordnungen
(EWG) Nrn. 2081/93, 2082/93, 2083/93,
2084/93 und 2085/93 des Rates.

Artikel 5

Die Bestimmungen dieses Protokolls, einschließ-
lich der Beihilfefähigkeit der in Anhang l
aufgeführten Regionen für Hilfen aus den Struk-
turfonds, werden 1999 zusammen mit der Rahmen-
verordnung (EWG) Nr. 2081/93 über Strukturin-
strumente und -politiken und nach dem in jener
Verordnung festgelegten Verfahren überprüft.

Anhang I

Regionen des Ziels Nr. 6

Finnland:

Die nördlichen und östlichen NUTS-II-Regio-
nen, welche die „Maakunta" (NUTS-III-Region)

von Lappi und die drei „Maakunnat" von Kainuu,
Pohjois-Karjala und Etelä-Savo sowie folgende
angrenzende Gebiete umfassen:

— in der „Maakunta" von Pohjois-Pohjanmaa:
„Seutukunnat" von Ii, Pyhäntä, Kuusamo
und Nivala

— in der „Maakunta" von Pohjois-Savo:
„Seutukunta" von Nilsiä

— in der „Maakunta" von Keski-Suomi:
„Seutukunnat" von, Saarijärvi und Viitasaari

— in der „Maakunta" von Keski-Pohjanmaa:
„Seutukunta" von Kaustinen.

Norwegen:

Die NUTS-II-Region des nördlichen Norwegen,
welche die „Fylke" (NUTS-III-Region) von
Finnmark, Troms, Nordland und Nord-Tr0ndelag
umfaßt.

Schweden:

Die NUTS-II-Region des nördlichen Schweden,
welche die „län" (NUTS-III-Region) von Norrbot-
ten, Västerbotten und Jämtland umfaßt, jedoch
nicht folgende Teilgebiete

— in Norrbotten: die „kommun" von Luleâ, die
„församling" von Överlulea in der „kommun"
von Boden und die „kommun" von Piteâ
(ausgenommen „folkbokföringsdistrikt" von
Markbygden)

— in Västerbotten: die „kommuner" von Nord-
maling, Robertsfors, Vännäs und Umeâ und
die „församlingar" von Boliden, Bureâ,
Burträsk, Byske, Kâgedalen, Lövanger,
Sankt Olov, Sankt Örjan und Skellefteä in
der „kommun" von Skellefteä,

zusätzlich aber folgende angrenzende Teilge-
biete umfaßt:

— in der „län" von Västernorrland: die
„kommuner" von Ange und Sollefteâ, die
„församlingar" von Holm und Liden in der
„kommun" von Sundsvall, und die „försam-
lingar" von Anundsjö, Björna, Skorped und
Trehörningsjö in der „kommun" von örns-
köldsvik

— in der „län" von Gävleborg: die „kommun"
von Ljusdal

— in der „län" von Kopparberg: die „kom-
muner" von Alvdalen, Vansbro, Orsa und
Malung und die „församlingar" von Venjan
und Vämhus in der „kommun" von Mora

— in der „län" von Värmland: die „kommun"
von Torsby

Die Bezugnahmen auf NUTS in diesem Anhang
greifen der endgültigen Festlegung der NUTS-
Niveaus in den obengenannten Regionen und
Gebieten nicht vor.
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Anhang 2

Indikative Verpflichtungsermächtigungen für Ziel Nr. 6

MIO ECU zu Preisen von 1995

Norwegen
Finnland
Schweden

Insgesamt

1995

65
90
41

196

1996

69
95
43

207

1997.

73
101
46

220

1998

78
110
49

237

1999

83
115
51

249

1995—1999

368
511
230

1 109

Hierzu gehören — zusätzlich zu den Mittelzuweisungen für die Ziele Nrn. 3, 4 und 5 a —
gegebenenfalls Verpflichtungsermächtigungen für Pilotprojekte, innovative Maßnahmen, Untersuchungen
und Gemeinschaftsinitiativen nach Artikel 3 und Artikel 12 Absatz 5 der Verordnung (EWG) Nr. 2052/
88 des Rates in der Fassung der Verordnung (EWG) Nr. 2081/93 des Rates.

PROTOKOLL NR. 7

ÜBER SVALBARD

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

IN DER ERWÄGUNG, daß es, obwohl
Svalbard — vorbehaltlich des Artikels l dieses
Protokolls — vom Geltungsbereich der die Union
begründenden Verträge ausgeschlossen ist, gleich-
wohl wünschenswert ist, Vereinbarungen über den
Handel mit bestimmten Erzeugnissen mit Ursprung
in Svalbard zu treffen, damit der Handel mit diesen
Erzeugnissen weiterhin unter denselben Bedingun-
g'en stattfinden kann, wie dies nach dem Freihan-
delsabkommen zwischen der EG und dem König-
reich Norwegen und dem Freihandelsabkommen
zwischen den Mitgliedstaäten der EGKS und der
EGKS einerseits und dem Königreich Norwegen
andererseits vor dem Beitritt Norwegens zur Union
der Fall war,

IN DER ERWÄGUNG, daß der Beitritt
Norwegens zur Europäischen Union bedeutet,
daß entsprechend dem gemeinschaftlichen Besitz-
stand und insbesondere den Regeln der Gemein-
samen Fischereipolitik die Aufteilung aller Res-
sourcen, zu denen die Fischereifahrzeuge der
Mitgliedstaaten einschließlich Norwegens in den
Gewässern bis zu 200 Seemeilen um Svalbard
Zugang haben, sowie die Bewirtschaftung dieser
Aufteilung von der Union auf der Grundlage der
derzeitigen Praxis entschieden wird,

IN ERKENNTNIS dessen, daß es äußerst
wichtig ist, lebensfähige Siedlungen auf Svalbard
zu erhalten —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel l

Die die Europäische Union begründenden
Verträge finden auf Svalbard keine Anwendung.

Der Beitritt Norwegens zur Europäischen Union
bedeutet jedoch, daß entsprechend dem gemein-
schaftlichen Besitzstand und insbesondere den
Regeln der Gemeinsamen Fischereipolitik die
Aufteilung aller Ressourcen, zu denen die Fische-
reifahrzeuge der Mitgliedstaaten einschließlich
Norwegens in den Gewässern bis zu 200 See-
meilen um Svalbard Zugang haben, sowie die
Bewirtschaftung dieser Aufteilung, von der Union
auf der Grundlage der derzeitigen Praxis entschie-
den wird.

Artikel 2

(1) Die folgenden Waren mit Ursprung in
Svalbard können frei von Zöllen, Abgaben
gleicher Wirkung und mengenmäßigen Beschrän-
kungen in die Union eingeführt werden:

GZT-Nummer Warenbezeichnung

2701 Steinkohle; Steinkohlebriketts
und ähnliche aus Steinkohle
gewönne feste Brennstoffe

(2) Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission
mit qualifizierter Mehrheit zusätzliche Regelungen
einführen, mit denen die Einfuhr anderer als der in
Absatz l genannten Waren mit Ursprung in
Svalbard in die Europäische Union unter den-
selben Bedingungen gestattet wird.

(3) a) Die in Absatz l genannten Waren gelten
im Sinne dieses Protokolls als Waren mit
Ursprung in Svalbard; wenn sie dort
vollständig gewonnen wurden, das heißt,
in Svalbard im Bergbau gefördert worden
sind.

b) Für diese Erzeugnisse gelten bei der
Einfuhr in die Union die Bestimmungen
dieses Protokolls, wenn der Exporteur
auf einer Rechnung, einem Lieferschein
oder einem anderen Handelsdokument
eine entsprechende Erklärung abgibt.
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c) Die norwegischen Zollbehörden treffen
die erforderlichen Maßnahmen, um die
ordnungsgemäße Anwendung dieses
Absatzes sicherzustellen.

(4) Folgendes ist mit diesem Protokoll insofern
unvereinbar, als es den Handel zwischen der Union
und Svalbard beeinträchtigen könnte:

i) Sämtliche Vereinbarungen zwischen Unter-
nehmen, Beschlüsse von Unternehmensver-
einigungen und abgestimmte Verhaltsweisen
zwischen Unternehmen, welche die Verhin-
derung, Einschränkung oder Verfälschung
des Wettbewerbs bei der Erzeugung oder
dem Handel mit Waren bezwecken oder
bewirken;

ii) Mißbrauch einer beherrschenden Stellung
durch ein oder mehrere Unternehmen in
den Hoheitsgebieten der Vertragsparteien
insgesamt oder einem wesentlichen Teil
derselben;

iii) staatliche Beihilfen, die den Wettbewerb
dadurch verfälschen oder zu verfälschen
drohen, daß sie bestimmte Unternehmen
oder die Erzeugung bestimmter Waren
begünstigen.

(5) Treten bei der Durchführung der Bestim-
mungen dieses Artikels Schwierigkeiten auf, so
kann der Rat auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit die erforderlichen Maß-
nahmen erlassen.

Artikel 3

Die Anwendung dieses Protokolls beeinträchtigt
in keiner Weise die Standpunkte der Vertrags-
parteien im Hinblick auf die Anwendung des
Pariser Vertrags von 1920.

PROTOKOLL NR. 8
ÜBER WAHLEN ZUM EUROPÄISCHEN

PARLAMENT IN EINIGEN NEUEN
MITGLIEDSTAATEN WÄHREND DER

INTERIMSZEIT
DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN -

in der Erwägung, daß einige neue Mitgliedstaa-
ten die Möglichkeit haben möchten, in der Zeit

zwischen der Unterzeichnung dieses Vertrags und
seinem Inkrafttreten Wahlen zum Europäischen
Parlament durchzuführen —

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN

Artikel l

Nach Artikel 31 Absatz 3 dieser Beitrittsakte
kann jeder neue Mitgliedstaat während der
Interimszeit zwischen der Unterzeichnung der
Beitrittsakte und ihrem Inkrafttreten für diesen
Staat Wahlen zum Europäischen Parlament durch-
führen.

Artikel 2

Die einschlägigen Bestimmungen des Aktes vom
20. September 1976 zur Einführung allgemeiner
unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten des
Europäischen Parlaments, der dem Beschluß 76/
787/EGKS, EWG, Euratom — zuletzt geändert
durch diese Beitrittsakte — beigefügt ist, gelten für
nach diesem Protokoll durchgeführte Wahlen
entsprechend.

Die Wahlen werden gemäß den Bestimmungen
im Anhang zu diesem Protokoll durchgeführt.

Artikel 3

Das Ergebnis der nach den Artikeln l und 2
durchgeführten Wahlen wird zu dem Zeitpunkt
wirksam, zu dem dieser Vertrag für die neuen
Mitgliedstaaten, die solche Wahlen durchgeführt
haben, in Kraft tritt.

Artikel 4

Hinsichtlich der nach Maßgabe dieses Protokolls
gewählten Abgeordneten gilt ab dem Zeitpunkt des
Beitritts des betreffenden Mitgliedstaats folgendes:

— das Europäische Parlament hat die Befug-
nisse nach Artikel 11 des Aktes vom
20. September 1976 zur Einführung allge-
meiner unmittelbarer Wahlen der Abgeord-
neten des Europäischen Parlaments;

— der Gerichtshof hat dieselben Befugnisse wie
bei" den Wahlen, die nach Artikel 31
Absatz l der Beitrittsakte durchgeführt
werden.
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ANHANG
BESTIMMUNGEN FÜR WAHLEN ZUM EUROPÄISCHEN PARLAMENT IN
EINIGEN NEUEN MITGLIEDSTAATEN WÄHREND DER INTERIMSZEIT

KAPITEL I
ALLGEMEINES

Artikel l

Im Sinne dieses Anhangs bezeichnet der
Ausdruck

— „Wahlen zum Europäischen Parlament" die
allgemeinen unmittelbaren Wahlen der Abge-
ordneten des Europäischen Parlaments ent-
sprechend dem Akt vom 20. September 1976
zur Einführung allgemeiner unmittelbarer
Wahlen der Abgeordneten des Europäischen
Parlaments (ABl. Nr. L 278 vom 8. 10. 1976,
S. 5);

— „Wahlgebiet" das Gebiet des neuen Mitglied-
staats, in dem gemäß dem genannten Akt
und — in dessen Rahmen — gemäß der
Wahlrechtsordnung dieses Staates dessen
Volk die Abgeordneten des Europäischen
Parlaments wählt;

— „Beitrittsstaat" einen neuen Mitgliedstaat, der
Wahlen zum Europäischen Parlament nach
Maßgabe dieses Protokolls durchführt, bevor
dieser Vertrag in Kraft tritt;

— „Wohnsitzbeitrittsstaat" einen Beitrittsstaat,
in dem der Unionsbürger seinen Wohnsitz
hat, ohne dessen Staatsangehörigkeit zu
besitzen;

— „Herkunftsmitgliedstaat" den Mitgliedstaat,
dessen Staatsangehörigkeit der Unionsbürger
besitzt;

— „aktiv Wahlberechtigter der Gemeinschaft"
einen Unionsbürger, der gemäß diesem
Anhang im Wohnsitzbeitrittsstaat das aktive
Wahlrecht bei den Wahlen zum Europä-
ischen Parlament hat;

— „passiv Wahlberechtigter der Gemeinschaft"
einen Unionsbürger, der gemäß diesem
Anhang im Wohnsitzbeitrittsstaat das passi-
ve Wahlrecht bei den Wahlen zum Euro-
päischen Parlament hat;

— „Wählerverzeichnis" das von der zuständigen
Behörde nach der Wahlrechtsordnung des
Wohnsitzbeitrittsstaats erstellte und fortge-
schriebene amtliche Verzeichnis aller Wähler,
die das Recht haben, in einem bestimmten
Wahlkreis oder einer bestimmten Gebiets-
körperschaft zu wählen, oder das Melderegi-
ster, wenn die Wahlberechtigung dort aus-
gewiesen ist;

— „maßgeblicher Tag" den Tag oder die Tage,
an denen die Unionsbürger gemäß dem
Recht des Wohnsitzbeitrittsstaats die Vor-
aussetzungen erfüllen müssen, um dort
wählen oder gewählt werden zu können;

— „förmliche Erklärung" die Erklärung des
Betreffenden, deren falsche Abgabe nach
den geltenden nationalen Rechtsvorschriften
strafbar ist.

Artikel 2

Wer am maßgeblichen Tag
a) Unionsbürger im Sinne von Artikel 8

Absatz l Unterabsatz 2 des EG-Vertrags ist
und

b) — ohne die Staatsangehörigkeit des Wohn-
sitzbeitrittsstaats zu besitzen — die Bedin-
gungen erfüllt, an die das Recht dieses Staats
das aktive und passive Wahlrecht seiner
Staatsangehörigen knüpft,

hat das aktive und passive Wahlrecht bei den
Wahlen zum Europäischen Parlament im Wohn-
sitzbeitrittsstaat, sofern er nicht gemäß den
Artikeln 5 oder 6 des aktiven und passiven
Wahlrechts verlustig gegangen ist.

Wenn die Staatsangehörigen des Wohnsitzbei-
trittsstaats nur unter der Voraussetzung wählbar
sind, daß sie ihre Staatsangehörigkeit seit einer
Mindestzeit erworben haben, so gilt diese Voraus-
setzung als von den Unionsbürgern erfüllt, wenn
sie die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaats seit
derselben Zeit erworben haben.

Artikel 3

(1) Im Beitrittsstaat darf nicht wählen, wer an
den Wahlen im Jahr 1994 in einem der
Mitgliedstaaten teilgenommen hat.

(2) Im Beitrittsstaat darf nicht als Kandidat
aufgestellt werden, wer bei den Wahlen im Jahr
1994 in einem der Mitgliedstaaten als Kandidat
aufgestellt worden ist.

Artikel 4

Wenn die Staatsangehörigen des Wohnsitzbei-
trittsstaats das aktive oder passive Wahlrecht nur
unter der Voraussetzung besitzen, daß sie ihren
Wohnsitz seit einer Mindestzeit im Wahlgebiet
haben, so gilt diese Bedingung als von den aktiv
und passiv Wahlberechtigten der Gemeinschaft
erfüllt, wenn sie in anderen Mitgliedstaaten für die
gleiche Dauer einen Wohnsitz hatten. Diese
Bestimmung findet unbeschadet spezifischer Bedin-
gungen im Zusammenhang mit der Dauer des
Wohnsitzes in einem bestimmten Wahlkreis oder
einer bestimmten Gebietskörperschaft Anwendung.
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Artikel 5

(1) Jeder Unionsbürger, der seinen Wohnsitz in
einem Beitrittsstaat hat, ohne dessen Staatsangehö-
rigkeit zu besitzen, und der nach dem Recht des
Wohnsitzbeitrittsstaats oder nach dem Recht seines
Herkunftsmitgliedstaats infolge einer zivil- oder
strafrechtlichen Einzelfallentscheidung des passiven
Wahlrechts verlustig gegangen ist, ist von der
Ausübung dieses Rechts bei den Wahlen zum
Europäischen Parlament im Wohnsitzbeitrittsstaat
ausgeschlossen.

(2) Die Bewerbung eines Unionsbürgers zu den
Wahlen zum Europäischen Parlament im Wohn-
sitzbeitrittsstaat wird für unzulässig erklärt, wenn
der Bewerber die nach Artikel 9 Absatz 2
erforderliche Bescheinigung nicht vorlegen kann.

Artikel 6

(1) Der Wohnsitzbeitrittsstaat kann sich davon
überzeugen, daß der Unionsbürger, der den
Wunsch zum Ausdruck gebracht hat, sein aktives
Wahlrecht dort auszuüben, dieses Rechts nicht
infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfall-
entscheidung im Herkunftsmitgliedstaat verlustig
gegangen ist.

(2) Zur Durchführung von Absatz l kann der
Wohnsitzbeitrittsstaat die in Artikel 8 Absatz 2

vorgesehene Erklärung dem Herkunftsmitgliedstaat
übermitteln. Zu diesem Zweck werden die
zweckdienlichen und im Regelfall verfügbaren
Mitteilungen aus dem Herkunftsmitgliedstaat in
angemessener Form und Frist übermittelt; diese
Mitteilungen dürfen nur die Angaben enthalten, die
für die Durchführung dieses Artikels unbedingt
notwendig sind, und dürfen nur zu diesem Zweck
verwendet werden. Wenn die Mitteilungen den
Inhalt der Erklärung in Abrede stellen, trifft der
Wohnsitzbeitrittsstaat die geeigneten Maßnahmen,
um die Teilnahme des Betreffenden an der Wahl
zu verhindern.

(3) Außerdem kann der Herkunftsmitgliedstaat
dem Wohnsitzbeitrittsstaat in angemessener Form
und Frist alle für die Durchführung dieses Artikels
erforderlichen Informationen übermitteln.

Artikel 7

(1) Ein aktiv Wahlberechtigter der Gemeinschaft
übt das aktive Wahlrecht auf seinen Wunsch hin im
Wohnsitzbeitrittsstaat aus.

(2) Besteht im Wohnsitzbeitrittsstaat Wahl-
pflicht, so gilt diese Pflicht auch für die aktiv
Wahlberechtigten der Gemeinschaft, die den
Wunsch geäußert haben, das aktive Wahlrecht
auszuüben.

KAPITEL II
AUSÜBUNG DES AKTIVEN UND PASSIVEN WAHLRECHTS

Artikel 8

(1) Der Beitrittsstaat trifft die erforderlichen
Maßnahmen, damit die aktiv Wahlberechtigten der
Gemeinschaft, die dies wünschen, rechtzeitig vor
den Wahlen in das Wählerverzeichnis eingetragen
werden können.

(2) Um in das Wählerverzeichnis eingetragen zu
werden, hat der aktiv Wahlberechtigte der
Gemeinschaft die gleichen Nachweise wie ein
nationaler aktiv Wahlberechtigter beizubringen.
Außerdem hat er eine förmliche Erklärung
vorzulegen, aus der folgendes hervorgeht:

a) seine Staatsangehörigkeit und seine Anschrift
im Wahlgebiet des Wohnsitzbeitrittsstaats;

b) im Wählerverzeichnis welcher Gebietskorper-
schaft oder welchen Wahlkreises eines
anderen Mitgliedstaats er gegebenenfalls
zuletzt eingetragen gewesen ist und

c) daß er sein aktives Wahlrecht bei den
Wahlen 1994 in keinem der Mitgliedstaaten
ausgeübt hat.

(3) Ferner kann der Wohnsitzbeitrittsstaat
verlangen, daß der aktiv Wahlberechtigte der
Gemeinschaft

a) in seiner Erklärung gemäß Absatz 2 angibt,
daß er im Herkunftsmitgliedstaat seines
aktiven Wahlrechts nicht verlustig gegangen
ist;

b) einen gültigen Identitätsausweis vorlegt;
c) den Zeitpunkt angibt, seit dem er seinen

Wohnsitz in diesem Staat oder in einem
anderen Mitgliedstaat hat.

(4) Aktiv Wahlberechtigte der Gemeinschaft, die
in das Wählerverzeichnis eingetragen worden sind,
bleiben unter den gleichen Bedingungen wie
nationale aktiv Wahlberechtigte so lange einge-
tragen, bis sie die Streichung aus diesem Wähler-
verzeichnis beantragen oder von Amts wegen
gestrichen werden, weil sie die Bedingungen für
die Ausübung des aktiven Wahlrechts nicht mehr
erfüllen.

Artikel 9

(1) Bei der Einreichung seiner Kandidaturerklä-
rung hat der passiv Wahlberechtigte der Gemein-
schaft die gleichen Nachweise wie ein nationaler
passiv Wahlberechtigter beizubringen. Außerdem
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hat er eine förmliche Erklärung vorzulegen, aus
der folgendes hervorgeht:

a) seine Staatsangehörigkeit und seine Anschrift
im Wahlgebiet des Wohnsitzbeitrittsstaats;

b) daß er nicht gleichzeitig in einem anderen
Mitgliedstaat bei den Wahlen zum Euro-
päischen Parlament im Jahr 1994 kandidiert
hat;

c) im Wählerverzeichnis welcher Gebietskörper-
schaft oder welchen Wahlkreises eines
anderen Mitgliedstaats er gegebenenfalls
zuletzt eingetragen gewesen ist.

(2) Bei Einreichung seiner Kandidaturerklärung
muß der passiv Wahlberechtigte der Gemeinschaft
außerdem eine Bescheinigung der zuständigen
Verwaltungsbehörden seines Herkunftsmitglied-
staats vorlegen, mit der bestätigt wird, daß er in
diesem Mitgliedstaat seines passiven Wahlrechts
nicht verlustig gegangen ist bzw. daß diesen
Behörden ein solcher Verlust nicht bekannt ist.

(3) Ferner kann der Wohnsitzbeitrittsstaat
verlangen, daß der passiv Wahlberechtigte der
Gemeinschaft einen gültigen Identitätsausweis
vorlegt. Er kann außerdem verlangen, daß der
passiv Wahlberechtigte den Zeitpunkt angibt, seit
dem er Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist.

Artikel 10

(1) Der Wohnsitzbeitrittsstaat unterrichtet den
Betreffenden darüber, wie sein Antrag auf Ein-
tragung in das Wählerverzeichnis oder die Frage
der Zulässigkeit seiner Kandidatur beschieden
wurde.

(2) Bei Ablehnung des Antrags auf Eintragung in
das Wählerverzeichnis oder bei Ablehnung der
Kandidatur kann der Betreffende den Rechtsbehelf
einlegen, den die Rechtsvorschriften des Wohn-
sitzbeitrittsstaats in gleichen Fällen für die
nationalen aktiv und passiv Wahlberechtigten
vorsehen.

Artikel 11

Der Wohnsitzbeitrittsstaat unterrichtet die aktiv
und passiv Wahlberechtigten der Gemeinschaft
rechtzeitig und in geeigneter Form über die
Bedingungen und die Einzelheiten für die Aus-
übung des aktiven und des passiven Wahlrechts in
diesem Staat.

Artikel 12

Die gegenwärtigen Mitgliedstaaten und der
Beitrittsstaat tauschen untereinander die Infor-
mationen aus, die für die Durchführung des
Artikels 3 notwendig sind.

KAPITEL III

AUSNAHME- UND ÜBERGANGSREGELUNGEN

Artikel 13

(1) Überschreitet in einem Beitrittsstaat am
1. Januar 1993 der Anteil der Unionsbürger im
Wahlalter, die ihren Wohnsitz in diesem Beitritts-
staat haben, ohne dessen Staatsangehörigkeit zu
besitzen, 20 vH aller Wahlberechtigten, so kann
der Beitrittsstaat in Abweichung von den Arti-
keln 2, 8 und 9

a) das aktive Wahlrecht denjenigen aktiv
Wahlberechtigten der Gemeinschaft vorbe-
halten, die in diesem Beitrittsstaat seit einer
Mindestzeit, die auf höchstens fünf Jahre
festgesetzt werden darf, ihren Wohnsitz
haben;

b) das passive Wahlrecht denjenigen passiv
Wahlberechtigten der Gemeinschaft vorbe-
halten, die in diesem Beitrittsstaat seit einer
Mindestzeit, die auf höchstens zehn Jahre
festgesetzt werden darf, ihren Wohnsitz
haben.

Diese Bestimmungen berühren nicht die ange-
messenen Maßnahmen, die dieser Beitrittsstaat
hinsichtlich der Zusammensetzung der Kandidaten-
listen erlassen kann und die insbesondere darauf
abzielen, die Integration von Unionsbürgern, die
Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats sind,
zu erleichtern.

Jedoch können aktiv und passiv Wahlberechtigte
der Gemeinschaft, die aufgrund der Tatsache, daß
sie ihren Wohnsitz außerhalb ihres Herkunftsmit-
gliedstaats haben, oder aufgrund der Dauer dieses
Wohnsitzes dort das aktive oder passive Wahlrecht
nicht haben, die in Unterabsatz l genannten
Bedingungen der Wohnsitzdauer nicht entgegen-
gehalten werden.

(2) Der Beitrittsstaat, der Ausnahmeregelungen
nach Absatz l anwendet, übermittelt der Kommis-
sion die erforderlichen Begründungen.
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PROTOKOLL NR. 9

ÜBER DEN STRASSEN- UND SCHIENEN-
VERKEHR SOWIE DEN KOMBINIERTEN

VERKEHR IN ÖSTERREICH

TEIL I

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel l

Im Sinne dieses Protokolls gelten als
a) „Fahrzeug" ein Fahrzeug im Sinne des

Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 88l/
92 in der zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
des Beitrittsvertrags angewandten Fassung;

b) „grenzüberschreitender Verkehr" ein grenz-
überschreitender Verkehr im Sinne des
Artikels 2 der Verordnung (EWG) Nr. 88l/
92 in der zum Zeitpunkt der Unterzeichnung
des Beitrittsvertrags angewandten Fassung;

c) „Transitverkehr durch Österreich" jeder
Verkehr durch österreichisches Hoheitsge-
biet, bei dem der Ausgangs- und Zielpunkt
außerhalb Österreichs liegen;

d) „Lastkraftwagen" jedes zur Beförderung von
Gütern oder zum Ziehen von Anhängern in
einem Mitgliedstaat zugelassene Kraftfahr-
zeug mit einem höchstzulässigen Gesamtge-
wicht von über 7,5 Tonnen, einschließlich
Sattelzugfahrzeuge, sowie Anhänger mit
einem hochstzulässigen Gesamtgewicht von
über 7,5 Tonnen, die von einem in einem
Mitgliedstaat zugelassenen Kraftfahrzeug mit
einem höchstzulässigen Gesamtgewicht von
7,5 Tonnen oder weniger gezogen werden;

e) „Straßengütertransitverkehr durch Öster-
reich" jeder Transitverkehr durch Öster-
reich, der mit Lastkraftwagen durchgeführt
wird, unbeschadet ob diese Lastkraftwagen
beladen oder unbeladen sind;

f) „kombinierter Verkehr" jeder Verkehr von
Lastkraftwagen oder Verladeeinheiten, der
auf einen Teil der Strecke auf der Schiene
und auf dem anfänglichen oder letzten Teil
auf der Straße durchgeführt wird, wobei in
keinem Fall das österreichische Hoheitsgebiet
im Vor- oder Nachlauf ausschließlich auf der
Straße transition werden darf;

g) „bilateraler Verkehr" alle grenzüberschrei-
tenden Fahrten eines Fahrzeugs, bei denen
sich der Ausgangs- bzw Zielpunkt in
Österreich und der Ziel- bzw Ausgangs-
punkt in einem anderen Mitgliedstaat
befindet sowie Leerfahrten in Verbindung
mit solchen Fahrten.

TEIL II
SCHIENENVERKEHR UND
KOMBINIERTER VERKEHR

Artikel 2

Dieser Teil gilt für Maßnahmen betreffend den
Schienenverkehr und den kombinierten Verkehr
durch österreichisches Hoheitsgebiet.

Artikel 3
Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitglied-

staaten ergreifen im Rahmen ihrer jeweiligen
Zuständigkeiten Maßnahmen zur Entwicklung
und Förderung des Schienenverkehrs und des
kombinierten Verkehrs für die Güterbeförderung
durch die Alpen und sorgen für eine enge
Koordinierung dieser Maßnahmen.

Artikel 4
Bei der Aufstellung der Leitlinien nach Arti-

kel 129 c des EG-Vertrags stellt die Gemeinschaft
sicher, daß die Verkehrsachsen gemäß Anhang l
einen Bestandteil des transeuropäischen Netzes für
den Schienenverkehr . und den kombinierten
Verkehr bilden und als Vorhaben von gemein-
samem Interesse ausgewiesen werden.

Artikel 5

Die Gemeinschaft und die betreffenden Mit-
gliedstaaten führen im Rahmen ihrer jeweiligen
Zuständigkeiten die in Anhang 2 aufgeführten
Maßnahmen durch.

Artikel 6
Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitglied-

staaten werden sich nach besten Kräften bemühen,
die in Anhang 3 genannte zusätzliche Bahn-
kapazität zu entwickeln und zu nutzen.

Artikel 7
Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitglied-

staaten ergreifen Maßnahmen, um den Schienen-
verkehr und den kombinierten Verkehr stärker
auszubauen; vorbehaltlich anderer EG-Vertragsbe-
stimmungen werden solche Maßnahmen in enger
Abstimmung mit Eisenbahnunternehmen und
anderen Eisenbahn-Dienstleistungserbringern fest-
gelegt. Vorrang sollten solche Maßnahmen haben,
die in den Gemeinschaftsbestimmungen über
Eisenbahnen und kombinierten Verkehr vorgese-
hen sind. Bei der Durchführung sämtlicher Maß-
nahmen ist der Wettbewerbsfähigkeit, der Effizienz
und der Kostentransparenz im Schienenverkehr
und kombinierten Verkehr besondere Aufmerk-
samkeit zu widmen. Insbesondere werden sich die
betroffenen Mitgliedstaaten um Maßnahmen
bemühen, die sicherstellen, daß die Preise des
kombinierten Verkehrs mit denjenigen anderer
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Verkehrsträger konkurrieren können. Beihilfen, die
zu diesem Zweck gewährt werden, müssen mit den
Regeln der Gemeinschaft in Einklang stehen.

Artikel 8

Die Gemeinschaft und die betroffenen Mitglied-
staaten ergreifen im Falle einer schweren Störung
des Eisenbahn-Transitverkehrs, wie zB im Falle
einer Naturkatastrophe, alle einvernehmlichen
Maßnahmen, um im Rahmen des Möglichen
diesen Verkehr weiter abzuwickeln. Bestimmte
empfindliche Transporte, wie verderbliche Lebens-
mittel, sind vorrangig zu behandeln.

Artikel 9

Die Kommission überprüft das Funktionieren
der Bestimmungen dieses Teils im Einklang mit
dem Verfahren des Artikels 16.

TEIL III
STRASSENVERKEHR

Artikel 10

Dieser Teil gilt für den Straßengüterverkehr im
Gebiet der Gemeinschaft.

Artikel 11

(1) Für Fahnen, die einen Straßengütertransit-
verkehr durch Österreich einschließen, gelten die
gemäß der Ersten Richtlinie des Rates vom 23. Juli
1962 und der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des
Rates eingeführten Regelungen für den Werk-
verkehr und den gewerblichen Verkehr vorbehalt-
lich der. nachstehenden Bestimmungen.

(2) Bis zum l Januar 1998 finden folgende
Bestimmungen Anwendung:

a) Die NOx-Gesamtemission von Lastkraftwa-
gen im Transit durch Österreich wird im
Zeitraum zwischen dem 1. Januar 1992 und
dem 31. Dezember 2003 gemäß der Tabelle
in Anhang 4 um 60 vH reduziert.

b) Die Reduktion der NOx-Gesamtemission
dieser Lastkraftwagen wird über ein Öko-
punktesystem verwaltet. Innerhalb dieses
Systems benötigt jeder LKW im Transitver-
kehr durch Österreich eine Ökopunktean-
zahl, die dem Wert der NOX-Emissionen des
jeweiligen LKW-Wertes gemäß „Conformity
of Production" (COP)-Wert bzw Wert
gemäß Betriebserlaubnis entspricht. Die
Bemessung und Verwaltung dieser Punkte
wird im Anhang 5 festgelegt.

c) Sollte in einem Jahr die Zahl der Transit-
fahrten den für das Jahr 1991 festgelegten
Referenzwert um mehr als 8 vH übersteigen,
trifft die Kommission nach dem Verfahren
des Artikels 16 geeignete Maßnahmen in
Übereinstimmung mit Anhang 5 Nummer 3.

d) Österreich sorgt gemäß Anhang 5 für die
rechtzeitige Ausgabe und Verfügbarkeit der
für die Verwaltung des Ökopunktesystems
erforderlichen Ökopunktkarten für Lastkraft-
wagen im Transit durch Österreich.

e) Die Ökopunkte werden von der Kommission
gemäß den nach Absatz 6 festzulegenden
Bestimmungen auf die Mitgliedstaaten auf-
geteilt.

(3) Auf der Grundlage eines Berichts der
Kommission überprüft der Rat vor dem 1. Januar
1998 das Funktionieren der Bestimmungen über
den Straßengütertransitverkehr durch Österreich.
Dieser Überprüfung liegen die wesentlichen
Grundsätze der Gemeinschaftsvorschriften zugrun-
de, so das reibungslose Funktionieren des Binnen-
markts, insbesondere der freie Warenverkehr und
der freie Dienstleistungsverkehr, der Schutz der
Umwelt im Interesse der Gemeinschaft insgesamt
und die Verkehrssicherheit. Sofern der Rat nicht
auf Vorschlag der Kommission und nach Anhö-
rung des Europäischen Parlaments einstimmig
andere Maßnahmen beschließt, wird die Über-
gangszeit bis zum 1. Januar 2001 verlängert;
während dieses Zeitraums gilt Absatz 2.

(4) In Zusammenarbeit mit der Europäischen
Umweltagentur führt die Kommission vor dem
1. Januar 2001 eine wissenschaftliche Studie durch,
um festzustellen, inwieweit das in Absatz 2
Buchstabe a festgelegte Ziel einer Reduzierung
der Umweltbelastungen erreicht worden ist.
Kommt die Kommission zu dem Schluß, daß
dieses Ziel auf einer dauerhaften und umweltge-
rechten Grundlage erreicht worden ist, so laufen
die Bestimmungen des Absatzes 2 am 1. Januar
2001 aus. Gelangt die Kommission dagegen zu
dem Schluß, daß dieses Ziel nicht auf einer
dauerhaften und umweltgerechten Grundlage
erreicht worden ist, so kann der Rat gemäß
Artikel 75 des EG-Vertrags Maßnahmen im
Gemeinschaftsrahmen erlassen, die einen gleich-
wertigen Schutz der Umwelt, insbesondere eine
Reduzierung der Umweltbelastungen um 60 vH
gewährleisten. Erläßt der Rat solche Maßnahmen
nicht, so wird die Übergangszeit automatisch um
einen letzten Dreijahreszeitraum verlängert; wäh-
rend dieses Zeitraums gilt Absatz 2.

(5) Ab dem Ende der Übergangszeit findet der
gemeinschaftliche Besitzstand volle Anwendung.

(6) Die Kommission erläßt nach dem Verfahren
des Artikels 16 detaillierte Maßnahmen im Zusam-
menhang mit den Verfahren des Ökopunkte-
systems, der Aufteilung der Ökopunkte sowie mit
technischen Fragen zur Anwendung dieses Artikels,
die mit dem Beitritt Österreichs in Kraft treten.

Mit den Maßnahmen nach Unterabsatz l soll
sichergestellt werden, daß die Sachlage für die
derzeitigen Mitgliedstaaten aufrechterhalten bleibt,
wie sie sich aus der Anwendung der Verordnung
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(EWG) Nr. 3637/92 des Rates und der am
23. Dezember. 1992 unterzeichneten Verwaltungs-
vereinbarung ergibt, worin der Zeitpunkt des
Inkrafttretens des in dem Transitabkommen
genannten Ökopunktesystems sowie die Verfahren
für seine Einführung festgelegt sind. Es werden alle
erforderlichen Anstrengungen unternommen, damit
der Griechenland zugewiesene Anteil an Öko-
punkten den diesbezüglichen griechischen Erfor-
dernissen in ausreichendem Maße Rechnung trägt.

Artikel 12

(1) Für den grenzüberschreitenden Güterkraft-
verkehr zwischen Mitgliedstaaten gilt die Regelung
gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 881/92 des
Rates vorbehaltlich der Bestimmungen dieses
Artikels. Diese Bestimmungen gelten bis zum
31. Dezember 1996.

(2) Für den bilateralen Verkehr werden
bestehende Kontingente schrittweise liberalisiert,
und der freie Transportdienstleistungsverkehr wird
am 1. Januar 1997 voll verwirklicht. Eine erste
Liberalisierungsstufe tritt mit dem Beitritt Öster-
reichs, eine zweite Stufe am 1. Januar 1996 in
Kraft.

Erforderlichenfalls kann der Rat mit qualifizier-
ter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission zu
diesem Zweck geeignete Maßnahmen treffen.

(3) Der Rat erläßt gemäß Artikel 75 des
Vertrags spätestens bis zum 1. Januar 1997
geeignete und einfach durchzuführende Maßnah-
men, um die Umgehung der Vorschriften des
Artikels 11 zu verhindern.

(4) Solange Artikel 11 Absatz 2 gilt, ergreifen
die Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer gegenseitigen
Zusammenarbeit erforderlichenfalls die mit dem
EG-Vertrag zu vereinbarenden Maßnahmen gegen
einen Mißbrauch der Ökopunkteregelung.

(5) Verkehrsunternehmer mit einer von den
zuständigen österreichischen Behörden ausgestell-
ten Gemeinschaftsgenehmigung dürfen keine
grenzüberschreitenden Güterbeförderungen bei
Fahnen vornehmen, bei denen weder die Bela-
dung noch die Entladung in Österreich erfolgt.
Alle Fahrten dieser Art, bei denen Österreich
durchquert wird, unterliegen jedoch den Bestim-
mungen des Artikels 11 sowie — mit Ausnahme
der Fahrten zwischen Deutschland und Italien —
den bestehenden Kontingenten, für die Absatz 2
gilt.

Artikel 13

(1) Bis zum 31. Dezember 1996 gilt die
Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 nicht für Ver-
kehrsunternehmer mit einer von den zuständigen
österreichischen Behörden ausgestellten Gemein-
schaftsgenehmigung für die Erbringung von

nationalen Güterkraftverkehrsdienstleistungen in
anderen Mitgliedstaaten.

(2) Während desselben Zeitraums gilt die
Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 nicht für Ver-
kehrsunternehmer mit einer von den zuständigen
Behörden anderer Mitgliedstaaten ausgestellten
Gemeinschaftsgenehmigung für die Erbringung
von nationalen Güterkraftverkehrsdienstleistungen
innerhalb Österreichs.

Artikel 14

(1) An den Grenzen zwischen Österreich und
anderen Mitgliedstaaten finden keine Grenzkon-
trollen statt. Dessenungeachtet dürfen abweichend
von den Verordnungen (EWG) Nr. 4060/89 und
(EWG) Nr. 3912/92 und ungeachtet des Arti-
kels 153 der Beitrittsakte bis zum 31. Dezember
1996 nichtdiskriminierende physische Kontrollen
beibehalten werden, bei denen Fahrzeuge aus-
schließlich zur Überprüfung der gemäß Artikel 11
ausgestellten Ökopunkte und der in Artikel 12
genannten Beförderungsgenehmigungen angehalten
werden. Derartige Kontrollen dürfen den normalen
Verkehrsfluß nicht über Gebühr beeinträchtigen.

(2) Soweit erforderlich, werden die nach dem
31. Dezember 1996 anwendbaren Kontrollmetho-
den einschließlich elektronischer Systeme im
Hinblick auf die Durchführung des Artikels 11
nach dem Verfahren des Artikels 16 beschlossen.

Artikel 15

(1) Abweichend von Artikel 7 Buchstabe f der
Richtlinie 93/89/EWG kann Österreich Benut-
zungsgebühren erheben, die bis zum 31. Dezember
1995 einschließlich der Verwaltungskosten nicht
höher als 3 750 ECU pro Jahr und bis zum
31. Dezember 1996 einschließlich der Verwal-
tungskosten nicht höher als 2 500 ECU pro Jahr
sind.

(2) Macht Österreich von der Möglichkeit nach
Absatz l Gebrauch, so erhebt es im Einklang mit
Artikel 7 Buchstabe g Satz l der Richtlinie 93/89/
EWG Benutzungsgebühren, die bis zum
31. Dezember 1995 einschließlich der Verwal-
tungskosten nicht höher als 18 ECU pro Tag,
99 ECU pro Woche und 375 ECU pro Monat und
bis zum 31. Dezember 1996 einschließlich der
Verwaltungskosten nicht höher als 12 ECU pro
Tag, 66 ECU pro Woche und 250 ECU pro
Monat sind.

(3) Österreich senkt die Sätze für die in den
Absätzen l und 2 genannten Benutzungsgebühren
um 50 vH bis zum 31. Dezember 1996 für
Fahrzeuge, die in Irland und Portugal zugelassen
sind, und bis zum 31. Dezember 1997 für
Fahrzeuge, die in Griechenland zugelassen sind.

(4) Bis zum 31. Dezember 1995 kann Italien bei
in Österreich zugelassenen Fahrzeugen Gebühren
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erheben, die einschließlich der Verwaltungskosten
nicht höher als 6,5 ECU pro Einreise sind, und bis
zum 31. Dezember 1996 Gebühren, die einschließ-
lich der Verwaltungskosten nicht höher als
3,5 ECU pro Einreise sind. Die Erhebung dieser
Gebühren wird im Einklang mit Artikel 7 Buch-
stabe e der Richtlinie 93/89/EWG gehandhabt.

TEIL IV

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 16

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuß
unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitglied-
staaten zusammensetzt und in dem der Vertreter
der Kommission den Vorsitz führt.

(2) Wird auf das Verfahren dieses Artikels
Bezug genommen, so unterbreitet der Vertreter der
Kommission dem Ausschuß einen Entwurf der zu
treffenden Maßnahmen. Der Ausschuß gibt seine
Stellungnahme zu diesem Entwurf innerhalb einer
Frist ab, die der Vorsitzende unter Berücksichti-
gung der Dringlichkeit der betreffenden Frage
festsetzen kann. Die Stellungnahme wird mit der
Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 Absatz 2
des EG-Vertrags für die Annahme der vom Rat auf
Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüs-
se vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im
Ausschuß werden die Stimmen der Vertreter der
Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim-
mung nicht teil.

(3) Die Kommission erläßt die beabsichtigten
Maßnahmen, wenn sie mit der Stellungnahme des
Ausschusses übereinstimmen.

Stimmen die beabsichtigten Maßnahmen mit der
Stellungnahme des Ausschusses nicht überein oder
liegt keine Stellungnahme vor, so unterbreitet die
Kommission dem Rat unverzüglich einen Vor-
schlag für die zu treffenden Maßnahmen. Der Rat
beschließt mit qualifizierter Mehrheit.

(4) Hat der Rat innerhalb einer Frist von drei
Monaten von seiner Befassung an keinen Beschluß
gefaßt, so werden die vorgeschlagenen Maß-
nahmen von der Kommission erlassen.

Anhang l

HAUPTACHSEN DES SCHIENENVERKEHRS
UND DES KOMBINIERTEN VERKEHRS FÜR

DEN ALPENTRANSIT
gemäß Artikel 4 des Protokolls

1. Die europäischen Hauptachsen des Schienen-
verkehrs, die durch österreichisches Hoheits-
gebiet führen und für den Transitverkehr
relevant sind, sind:

1.1. Brennerachse
München — Verona — Bologna

1.2. Tauernachse
München — Salzburg — Villach — Tarvisio
— Udine/Rosenbach — Laibach

1.3. Achse Pyhrn-Schoberpaß
Regensburg — Graz — Spielfeld/Straß —
Marburg

1.4. Donauachse
Nürnberg — Wien — Nickelsdorf/Sopron
(ödenburg) /Preßburg

1.5. Pontebbana-Achse
Prag — Wien — Tarvisio — Pontebba —
Udine

2. Die jeweiligen Verlängerungen und Termi-
nals gehören zu diesen Hauptachsen.

Anhang 2

INFRASTRUKTURMASSNAHMEN FÜR DEN
SCHIENENVERKEHR UND DEN KOMBI-

NIERTEN VERKEHR

gemäß Artikel 5 des Protokolls

a) IN ÖSTERREICH
l. Brennerachse
1.1. Kurzfristige Maßnahmen

— sicherungstechnische und betriebsorgani-
satorische Maßnahmen,

— Einführung der rechnergestützten Zug-
überwachung,

— neue Blockteilung,
— Einbau von Überleitstellen zwischen den

Bahnhöfen,
— Umbau des Bahnhofs Wörgl,
— Verlängerung der Überholgleise in den

Bahnhöfen.
1.2. Langfristige Maßnahmen

Derartige Maßnahmen hängen von der
künftigen Entscheidung über den Bau des
Brennerbasistunnels ab.

2. Tauernachse
2.1. Kurzfristige Maßnahmen

— Fortsetzung des zweigleisigen Ausbaus,
— sicherungstechnische Verbesserungen.

2.2. Mittelfristige Maßnahmen
punktuelle Linienverbesserungen,
— Erhöhung der Streckenhöchstgeschwin-

digkeit,
— Verdichtung der Blockabstände,
— Fortsetzung des zweigleisigen Ausbaus.

3. Achse Pyhrn-Schoberpaß
3.1. Kurzfristige Maßnahmen

— Aufhebung der Nachtsperre auf der
Pyhrnstrecke,

— Aufhebung der Nachtsperre auf der
Strecke über Hieflau,

— Bau der Schleife Traun — Marchtrenk.
3.2. Mittelfristige Maßnahmen

— Bahnhofsausbau und -umbauten,
— Verbesserung der Sicherungsanlagen,
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— Verringerung der Blockabstände,
— Auflassung von Eisenbahnkreuzungen,
— selektiver zweigleisiger Ausbau.

3.3. Langfristige Maßnahmen
— Fortsetzung des zweigleisigen Ausbaus

auf der Gesamtstrecke Passau — Spiel-
feld/Straß,

— Neubau der Strecke St. Michael —
Brück.

4. Donauachse
Maßnahmen zur Kapazitätserweiterung auf
der Strecke Wien—Wels.

b) IN DEUTSCHLAND
1. Kurzfristige Maßnahmen

— Umschlagbahnhöfe München-Riem,
Duisburg Hafen,

— Ausbau der Strecke München — Rosen-
heim — Kufstein, insbesondere eigene
Streckengleise für die S-Bahn zwischen
Zorneding und Grafing,

— Blockverdichtungen (Verbesserung der
Streckenteilung) zwischen Grafing und
Rosenheim sowie zwischen Rosenheim
und Kiefersfelden,

— Bau von Überholungsgleisen (zB zwi-
schen den Bahnhöfen Großkarolinenfeld,
Raubling und Fischbach),

— Bau schienenfreier Bahnsteigzugänge im
Bahnhof Großkarolinenfeld sowie

— Spurplanänderungen im Bahnhof Rosen-
heim und weitere Maßnahmen in den
Bahnhöfen Aßling, Ostermünchen, Bran-
nenburg, Oberaudörf und Kiefersfelden.

2. Mittelfristige Maßnahmen (bis Ende 1998,
vorbehaltlich planungsrechtlicher Genehmi-
gung):

— Ausbau des Korridors München —
Mühldorf — Freilassing.

c) IN ITALIEN
Brenner
— Ausweitung der Tunnelprofile auf der

Strecke Brenner — Verona, um den
Transport von Lastkraftwagen mit 4 m
Eckhöhe im begleiteten und unbegleiteten
Verkehr zu ermöglichen,

— Ausbau des Umschlagzentrums Verona-
Quadrante Europa,

— Verstärkung der ebenerdigen Fahrleitung
und Bau von neuen Unterstationen,

— Verwirklichung zusätzlicher weiterer
technischer Maßnahmen (automatischer
Streckenblock und Gleiswechselbetrieb
auf den belasteten Streckenabschnitten
im Anschluß an die Bahnhöfe Verona,
Trient, Bozen und Brenner, um die
Streckendurchlaßfähigkeit und die Sicher-
heitsbedingungen weiter zu verbessern.

d) IN DEN NIEDERLANDEN
— Bau eines Rail-Service-Centers im Gebiet

von Rotterdam.
— Eisenbahnverbindung für den Güterverkehr

(Betuwe-Linie).

Begriffsbestimmungen

„kurzfristig": verfügbar ab Ende 1995
„mittelfristig": verfügbar ab Ende 1997
„langfristig": verfügbar
— ab Ende des Jahres 2000 auf der Achse Pyhrn-

Schoberpaß;
— ab Ende des Jahres 2010 auf der Brennerachse.

Anhang 3

BAHNKAPAZITÄT
gemäß Artikel 6 des Protokolls

1. ANGEBOT DER ÖBB FÜR ZUSÄTZLICHE BAHNKAPAZITÄT IM GÜTERTRANSIT DURCH
ÖSTERREICH

Achse.

Brennerachse ................"..........................

Tauernachse ...........................................

Zusätzliche Kapazitäten/Tag für Transitgüterzüge
(in beiden Richtungen)

sofort
(1. 1. 1995)

70')

4

kurzfristig
(1996)

50 4)

mittelfristig
(1998)

50 2)

langfristig
(2000 und

später)

200 ')

') Bereits teilweise realisiert.
2) 2000.
3) Verfügbarkeit von 200 zusätzlichen Zügen hängt von der Errichtung des Brennerbasistunnels und dem Ausbau

der Zulaufstrecken in den angrenzenden Nachbarstaaten ab.
4) Einschließlich des Kapazitätsbedarfs im Ost-West-Transit. : ·
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Achse

Pyhrn-Schober-Achse ............................

Donauachse (Passau/Salzburg — Wien) . .

Budapest — Wien ....................................

Preßburg— Wien .....................................

Prag— Wien ...........................................

Zusätzliche Kapazitäten/Tag für Transitgüterzüge
(in beiden Richtungen)

sofort
(1.1. 1995)

11

-7)

kurzfristig
(1996)

22

40 5)

mittelfristig
(1998)

60

80 6)

30

langfristig
(2000 und

später)

200

5) 1995.
6) 1999.
) Freie Kapazität von 50 Zügen/Tag.

2. MÖGLICHE KAPAZITÄTSSTEIGERUN-
GEN IN SENDUNGEN BZW. TONNEN

Sofort

Seit dem 1. Dezember 1989 hat Österreich 39
weitere Güter- und Kombiverkehrszüge auf der
Brennerachse in Dienst gestellt.

Kurzfristig

Der gesamte kurzfristige Ausbau wird die
Bahnkapazitäten im Transit durch Österreich
mehr als verdoppeln. Ab 1996 steht damit je nach
eingesetzter Kombiverkehrstechnik eine jährliche
zusätzliche Kapazität von bis zu 1,8 Millionen
Sendungen oder bis zu 33 Millionen Gütertonnen
pro Jahr im kombinierten Verkehr zur Verfügung.

Mittelfristig

Bis 1998 wird durch den weiteren selektiven
zweigleisigen Ausbau sowie sicherungstechnische
und betriebstechnische Verbesserungen auf den

Transitstrecken diese Kapazität um weitere
10 Millionen Gütertonnen pro Jahr erweitert.

Langfristig

Die Pyhrn-Schober-Achse wird zweigleisig aus-
gebaut. Ein Brennerbasistunnel dürfte die Zug-
kapazitäten auf der Brennerroüte weiter auf bis zu
400 Zügen täglich verbessern. Nach dem Jahr 2010
kann sich damit die zusätzlich geschaffene Bahn-
kapazität im kombinierten Verkehr auf ein
jährliches Gütervolumen je nach Kombiverkehrs-
technik zwischen 60 und 89 Millionen Güter-
tonnen steigern.

Begriffsbestimmungen

„sofort": verfügbar ab 1. Januar 1995,
„kurzfristig": verfügbar ab Ende 1995,
„mittelfristig": verfügbar ab Ende 1997,
„langfristig" : verfügbar
— ab Ende 2000 auf der Pyhrn-Schober-Achse
— ab Ende 2010 auf der Brennerachse.

Anhang 4

gemäß Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe a des Protokolls

Jahr

(1)

1991 'Basis

1995
1996
1997

Prozentsatz der Ökopunkte

(2)

100,0 vH

71,7 vH
65,0 vH
59,1 vH

Ökopunkte für Österreich
und die derzeitigen Mitgliedstaaten

(3)

23 306 580

16 710 818
15 149 277
13 774 189
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Jahr

0)

1991 Basis

1998
1999
2000
2001
2002
2003

Prozentsatz der Ökopunkte

(2)

100,0 vH

54,8 vH
51,9 vH
49,8 vH
48,5 vH
44,8 vH
40,0 vH

Ökopunkte für Österreich
und die derzeitigen Mitgliedstaaten

(3)

23 306 580

12 772 006
12 096 115
11606677
11 303 691
10 441 348
9 322 632

Die Zahlen in Spalte 3 werden nach dem Verfahren des Artikels 16 angepaßt, damit die
Transitfahrten von in Finnland, Norwegen und Schweden zugelassenen Lastkraftwagen anhand von
indikativen Werten für die jeweiligen Länder mit berücksichtigt werden, die auf der Grundlage der
Anzahl Transitfahrten im Jahr 1991 und des Richtwerts von 15,8 g NOx/kWh für NOx-Emissionen
berechnet werden.

Anhang 5

BERECHNUNG UND VERWALTUNG DER
ÖKOPUNKTE

gemäß Artikel 11 Absatz 2 Buchstabe b des
Protokolls

1. Für jeden Lastkraftwagen, der Österreich
durchfährt, sind bei jeder Fahrt (in eine
Richtung) folgende Unterlagen vorzulegen:
a) ein Dokument, aus dem der COP-Wert für

die NOx-Emission des eingesetzten Last-
kraftwagens hervorgeht;

b) eine gültige ökopunktekarte, die von den
zuständigen Behörden ausgestellt wird.

Ad a)

Bei nach dem 1. Oktober 1990 erstmals zuge-
lassenen LKW soll das Dokument, das den
COP-Wert nachweist, eine von der zuständigen
Behörde ausgestellte Bescheinigung, in der ein
offiziell bestätigter COP-Wert fUr den NOX-
Ausstoß angegeben ist, oder die Betriebserlaub-
nis (Typenschein) sein, in dem der Tag der
Zulassung und der bei der Erteilung der
Betriebserlaubnis gemessene Wert angegeben
sind. Im letztgenannten Fall errechnet sich der
COP-Wert, indem der Betriebserlaubniswert um
10. vH erhöht wird. Ist ein solcher Wert für ein
Fahrzeug einmal festgesetzt, so kann er
während der Lebensdauer des Fahrzeugs nicht
mehr geändert werden.

Bei vor dem 1. Oktober 1990 erstmals zuge-
lassenen und bei solchen LKW, für die keine

Bescheinigung vorgelegt wird, wird ein COP-
Wert von 15,8 g/kWh angesetzt.

Ad b):

Die Ökopunktekarte enthält eine bestimmte
Punktezahl und wird entsprechend dem COP-
Wert der eingesetzten Fahrzeuge folgenderma-
ßen entwertet:
1. Pro g/kWh NOx-Emission gemäß Num-

mer l Buchstabe a wird ein Punkt benötigt.
2. Dezimalstellen der NOx-Emissionswerte

werden auf die nächsthöhere ganze Zahl
aufgerundet, wenn der Dezimalwert 0,5 oder
mehr beträgt, und ansonsten abgerundet.

2. Die Kommission wird nach dem Verfahren in
Artikel 16 alle drei Monate die Zahl der
Fahrten und den durchschnittlichen NOx-Wert
der Lastkraftwagen kalkulieren; die Zulassungs-
staaten der Lastkraftwagen werden in der
Statistik gesondert ausgewiesen.

3. Im Fall der Anwendung des Artikels 11
Absatz 2 Buchstabe c wird die Zahl der
Ökopunkte für das folgende Jahr wie folgt
ermittelt:

Auf Basis der vierteljährlichen durchschnittli-
chen NOx-Emissionen der Lastkraftwagen im
laufenden Jahr, die nach der vorstehenden
Nummer 2 kalkuliert wurden, wird die Pro-
gnose der durchschnittlichen NOX-Emissions-
werte der Lastkraftwagen des nächsten Jahres
extrapoliert. Der prognostizierte Wert, multipli-
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ziert mit 0,0658 und der Zahl der Ökopunkte
für 1991 nach Anhang 4, ergibt die Zahl der
Ökopunkte für dieses nächste Jahr.

PROTOKOLL NR. 10

ÜBER DIE VERWENDUNG SPEZIFISCH
ÖSTERREICHISCHER AUSDRÜCKE DER

DEUTSCHEN SPRACHE IM RAHMEN DER
EUROPÄISCHEN UNION

Im Rahmen der Europäischen Union gilt
folgendes :

1. Die in der österreichischen Rechtsordnung
enthaltenen und im Anhang zu diesem
Protokoll aufgelisteten spezifisch österreichi-
schen Ausdrücke der deutschen Sprache
haben den gleichen Status und dürfen mit
der gleichen Rechtswirkung verwendet wer-
den wie die in Deutschland verwendeten
entsprechenden Ausdrücke, die im Anhang
aufgeführt sind.

2. In der deutschen Sprachfassung neuer
Rechtsakte werden die im Anhang genann-
ten spezifisch österreichischen Ausdrücke den
in Deutschland verwendeten entsprechenden
Ausdrücken in geeigneter Form hinzugefügt.

ANHANG

Österreich

Beiried
Eierschwammerl
Erdäpfel
Faschiertes
Fisolen
Grammeln
Hüferl
Karfiol
Kohlsprossen
Kren
Lungenbraten
Marillen
Melanzani
Nuß
Obers
Paradeiser
Powidl
Ribisel
Rostbraten
Schlögel
Topfen
Vogerlsalat
Weichseln

Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften

Roastbeef
Pfifferlinge
Kartoffeln
Hackfleisch
Grüne Bohnen
Grieben
Hüfte
Blumenkohl
Rosenkohl
Meerrettich
Filet
Aprikosen
Aubergine
Kugel
Sahne
Tomaten
Pflaumenmus
Johannisbeeren
Hochrippe
Keule
Quark
Feldsalat
Sauerkirschen
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Die Bevollmächtigten

SEINER MAJESTÄT
DES KÖNIGS DER BELGIER,

IHRER MAJESTÄT
DER KÖNIGIN VON DÄNEMARK,

DES PRÄSIDENTEN
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND,

DES PRÄSIDENTEN
DER GRIECHISCHEN REPUBLIK,

SEINER MAJESTÄT
DES KÖNIGS VON SPANIEN,

DES PRÄSIDENTEN
DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK,

DER PRÄSIDENTIN IRLANDS,

DES PRÄSIDENTEN
DER ITALIENISCHEN REPUBLIK,

SEINER KÖNIGLICHEN HOHEIT
DES GROSSHERZOGS VON LUXEMBURG,

IHRER MAJESTÄT
DER KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,

SEINER MAJESTÄT
DES KÖNIGS VON NORWEGEN,

DES BUNDESPRÄSIDENTEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH,

DES PRÄSIDENTEN
DER PORTUGIESISCHEN REPUBLIK,

DES PRÄSIDENTEN
DER REPUBLIK FINNLAND,

SEINER MAJESTÄT
DES KÖNIGS VON SCHWEDEN,

IHRER MAJESTÄT
DER KÖNIGIN
DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS
GROSSBRITANNIEN UND NORDIRLAND,

die am vierundzwanzigsten Juni neunzehnhun-
dertvierundneunzig in Korfu anläßlich der Unter-
zeichnung des Vertrags über den Beitritt des
Königreichs Norwegen, der Republik Österreich,
der Republik Finnland und des Königreichs
Schweden zur Europäischen Union zusammenge-
treten sind,

haben festgestellt, daß die folgenden Texte im
Rahmen der Konferenz zwischen den Mitglied-
staaten der Europäischen Union und dem König-
reich Norwegen, der Republik Österreich, der
Republik Finnland und dem Königreich Schweden
erstellt und angenommen worden sind.

I. der Vertrag über den Beitritt des Königreichs
Norwegen, der Republik Österreich, der
Republik Finnland und des Königreichs
Schweden zur Europäischen Union,

II. die Akte über die Bedingungen des Beitritts
und die Anpassungen der Verträge,

III. die nachstehend aufgeführten und der Akte
über die Bedingungen des Beitritts und die
Anpassungen der Verträge beigefügten Texte:

A. ANHANG I:

ANHANG II.

Liste nach Artikel 29 der
Beitrittsakte.

Liste nach Artikel 30 der
Beitrittsakte.

ANHANG III. Bestimmungen nach Arti-
kel 32 der Beitrittsakte.

ANHANG IV

ANHANG V:

Liste nach Artikel 39
Absatz l der Beitrittsakte.

Liste nach Artikel 39
Absatz 5 der Beitrittsakte.

ANHANG VI: Liste nach den Artikeln 54,
73, 97 und 126 der Bei-
trittsakte.

ANHANG VII. Liste nach Artikel 56 der
Beitrittsakte.

ANHANG VIII. Bestimmungen nach Arti-
kel 69 der Beitrittsakte.

ANHANG IX. Liste nach Artikel 71
Absatz 2 der Beitrittsakte.

ANHANG X: Bestimmungen nach Arti-
kel 84 der Beitrittsakte.

ANHANG XI: Liste nach Artikel 99 der
Beitrittsakte.

ANHANG XII. Bestimmungen nach Arti-
kel 112 der Beitrittsakte.

ANHANG XIII: Liste nach Artikel 138
Absatz 5 der Beitrittsakte.

ANHANG XIV: Liste nach Artikel 140 der
Beitrittsakte.

ANHANG XV: Liste nach Artikel 151 der
Beitrittsakte.

ANHANG XVI: Liste nach Artikel 165
Absatz l der Beitrittsakte.

ANHANG XVII. Liste nach Artikel 165
Absatz 2 der Beitrittsakte.

ANHANG XVIII. Liste nach Artikel 167 der
Beitritts akte.

ANHANG XIX: Liste nach Artikel 168 der
Beitrittsakte.
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B. Protokoll Nr. l über die Satzung der Euro-
päischen Investitionsbank.

Protokoll Nr. 2 über die Alandinseln.

Protokoll Nr. 3 über die Samen.

Protokoll Nr. 4 über den Erdölsektor in
Norwegen.

Protokoll Nr. 5 über die Beteiligung der
neuen Mitgliedstaaten an
den Mitteln der Europäi-
schen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl.

Protokoll Nr. 6 über Sonderbestimmungen
für Ziel Nr. 6 im Rahmen
der Strukturfonds in Finn-
land, Norwegen und
Schweden.

Protokoll Nr. 7 über Svalbard.

Protokoll Nr. 8 über Wahlen zum Euro-
päischen Parlament in eini-
gen neuen Mitgliedstaaten
während der Interimszeit.

Protokoll Nr. 9 über den Straßen- und
Schienenverkehr sowie den
kombinierten Verkehr in
Österreich.

Protokoll Nr. 10 über die Verwendung spe-
zifisch österreichischer Aus-
drücke der deutschen Spra-
che im Rahmen der Euro-
päischen Union.

C. Die Wortlaute
— des Vertrags zur Gründung der Euro-

päischen Gemeinschaft und des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Atom-
gemeinschaft sowie der Verträge, durch
die sie geändert oder ergänzt worden sind,
einschließlich des Vertrags über den Beitritt
des Königreichs Dänemark, Irlands und des
Vereinigten Königreichs Großbritannien
und Nordirland zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und zur Europäischen
Atomgemeinschaft, des Vertrags über den
Beitritt der Republik Griechenland zur
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
zur Europäischen Atomgemeinschaft sowie
des Vertrags über den Beitritt des König-
reichs Spanien und der Portugiesischen
Republik zur Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und zur Europäischen Atom-
gemeinschaft,

— des Vertrags über die Europäische Union
in finnischer, norwegischer und schwedischer
Sprache.

Außerdem haben die Bevollmächtigten die
nachstehend aufgeführten und dieser Schlußakte
beigefügten Erklärungen angenommen.

1. Gemeinsame Erklärung zur Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 157
Absatz 4 der Beitrittsakte

3. Gemeinsame Erklärung betreffend den Ge-
richtshof der Europäischen Gemeinschaften

4. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung des
Euratom-Vertrags

5. Gemeinsame Erklärung zu Zweitwohnungen
6. Gemeinsame Erklärung über Normen im

Bereich Umweltschutz, Gesundheitsschutz
und Produktsicherheit

7 Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 32,
69, 84 und 112 der Beitrittsakte

8. Gemeinsame Erklärung zu den institutionel-
len Verfahren des Beitrittsvertrags

9. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 172 der
Beitrittsakte

1. Gemeinsame Erklärung zur Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik

1. Die Union nimmt zur Kenntnis, daß
Norwegen, Österreich, Finnland und Schweden
bestätigen, daß sie die mit der Union und ihrem
institutionellen Rahmen verbundenen Rechte und
Pflichten, dh. den sogenannten gemeinschaftlichen
Besitzstand, wie er für die derzeitigen Mitglied-
staaten gilt, in vollem Umfang akzeptieren. Dies
umfaßt insbesondere den Inhalt, die Grundsätze
und die politischen Ziele der Verträge einschließ-
lich des Vertrags über die Europäische Union.

Die Union und das Königreich Norwegen, die
Republik Österreich, die Republik Finnland und
das Königreich Schweden kommen überein, daß

— der Beitritt zur Union den inneren Zusam-
menhalt der Union und ihre Fähigkeit zu
wirksamem Handeln in der Außen- und
Sicherheitspolitik stärken sollte;

— die neuen Mitgliedstaaten ab dem Zeitpunkt
ihres Beitritts bereit und fähig sein werden,
sich in vollem Umfang und aktiv an der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik,
so wie sie im Vertrag über die Europäische
Union definiert ist, zu beteiligen;

— die neuen Mitgliedstaaten mit dem Beitritt
alle Ziele des Vertrags, die Bestimmungen in
Titel V des Vertrags und die ihm beigefügten
einschlägigen Erklärungen vollständig und
vorbehaltlos übernehmen werden;

— die neuen Mitgliedstaaten bereit und fähig
sein werden, die zum Zeitpunkt ihres Beitritts
für die verschiedenen Bereiche gültige Politik
der Union zu unterstützen.

2. Hinsichtlich der sich aus dem Vertrag über
die Europäische Union ergebenden Verpflichtun-
gen der Mitgliedstaaten in bezug auf die
Verwirklichung der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik der Union wird davon aus-
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gegangen, daß die rechtlichen Rahmenbedingungen
in den beitretenden Ländern am Tag ihres Beitritts
mit dem gemeinschaftlichen Besitzstand in Ein-
klang stehen werden.

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 157 Absatz 4
der Beitrittsakte

Die neuen Mitgliedstaaten werden an einem
System der turnusmäßigen Besetzung der Stellen
von drei Generalanwälten in der derzeit ange-
wandten alphabetischen Reihenfolge teilnehmen;
Deutschland, Frankreich, Italien, Spanien und das
Vereinigte Königreich werden an diesem System
nicht teilnehmen, da ständig ein von ihnen
benannter Generalanwalt im Amt ist. Die alphabe-
tische Reihenfolge ist daher folgende: Belgique
(1988-1994), Danmark (1991 — 1997), Ellas
(1994—2000), Ireland, Luxembourg, Nederland,
Norge, Österreich, Portugal, Suomi, Sverige.

Daraus ergibt sich, daß nach dem Beitritt ein
Generalanwalt spanischer Staatsangehörigkeit und
ein Generalanwalt irischer Staatsangehörigkeit
bestellt werden. Die Amtszeit des spanischen
Generalanwalts endet am 6. Oktober 1997, die
des irischen Generalanwalts am 6. Oktober 2000.

3. Gemeinsame Erklärung betreffend den
Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften

Die ergänzenden Maßnahmen, die infolge des
Beitritts der neuen Mitgliedstaaten erforderlich
werden können, müßten vom Rat getroffen
werden, der auf Antrag des Gerichtshofs die
Anzahl der Generalanwälte auf neun erhöhen
und die entsprechenden Anpassungen nach Arti-
kel 32 a Absatz 3 des EGKS-Vertrags, Artikel 166
Absatz 3 des EG-Vertrags und Artikel 138
Absatz 3 des Euratom-Vertrags vornehmen kann.

4. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung des
Euratom-Vertrags

Unter Verweis darauf, daß die die Europäische
Union begründenden Verträge unbeschadet der
Regeln für den Binnenmarkt ohne Diskriminierung
für alle Mitgliedstaaten gelten, erkennen die
Vertragsparteien an, daß die Mitgliedstaaten als
Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Atomgemeinschaft die Entscheidung
über die Erzeugung von Kernenergie entsprechend
ihren eigenen politischen Ausrichtungen treffen.

Was die Entsorgung beim Kernbrennstoffkreis-
lauf betrifft, so ist jeder Mitgliedstaat für die
Festlegung seiner eigenen Politik verantwortlich.

5. Gemeinsame Erklärung zu Zweitwohnungen

Keine Bestimmung des gemeinschaftlichen
Besitzstands hindert die einzelnen Mitgliedstaaten,
auf nationaler, regionaler oder örtlicher Ebene
Maßnahmen betreffend Zweitwohnungen zu tref-

fen, sofern sie aus Gründen der Raumordnung, der
Bodennutzung und des Umweltschutzes erforder-
lich sind und ohne direkte oder indirekte
Diskriminierung von Staatsangehörigen einzelner
Mitgliedstaaten in Übereinstimmung mit dem
gemeinschaftlichen Besitzstand angewendet wer-
den.

6. Gemeinsame Erklärung über Nonnen im Bereich
Umweltschutz, Gesundheitsschutz und Produkt-

sicherheit

Die Vertragsparteien unterstreichen die große
Bedeutung, die sie der Förderung eines hohen
Schutzniveaus in den Bereichen Gesundheit,
Sicherheit und Umwelt im Rahmen des Tätigwer-
dens der Gemeinschaft sowie im Einklang mit
den Zielen und Kriterien des Vertrags über die
Europäische Union beimessen. Sie beziehen sich
hierbei auch auf die Entschließung vom
1. Februar 1993 über ein Programm der Gemein-
schaft für Umweltpolitik und Maßnahmen im
Hinblick auf eine dauerhafte und umweltgerechte
Entwicklung.

Die Vertragsparteien sind sich bewußt, daß die
neuen Mitgliedstaaten großen Wert auf die
Beibehaltung ihrer Normen legen, die sie insbe-
sondere aufgrund ihrer besonderen geographischen
und klimatischen Verhältnisse in bestimmten
Bereichen eingeführt haben; sie haben daher als
Ausnahme für bestimmte Einzelfälle ein Verfahren
zur Prüfung des gegenwärtigen gemeinschaftlichen
Besitzstands vereinbart, an dem die neuen
Mitgliedstaaten nach Maßgabe des Beitrittsver-
trags in vollem Umfang beteiligt sind.

Ohne das Ergebnis des vereinbarten Prüfungs-
verfahrens vorwegnehmen zu wollen, verpflichten
sich die Vertragsparteien, alles daranzusetzen,
damit dieses Verfahren vor Ende der festgelegten
Übergangszeit abgeschlossen wird. Nach Ablauf
der Übergangszeit gilt der gesamte gemeinschaft-
liche Besitzstand für die neuen Mitgliedstaaten
unter den gleichen Voraussetzungen wie für die
derzeitigen Mitgliedstaaten der Union.

7 Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 32, 69,
84 und 112 der Beitrittsakte

Die Vertragsparteien erinnern daran, daß die
Konferenzen anläßlich des Treffens auf Mini-
sterebene vom 21. Dezember 1993 festgestellt
haben, daß

— es das Ziel der vereinbarten Lösung ist,
Beschlüsse vor Ende der Übergangszeit zu
treffen;

— die Überprüfung des gemeinschaftlichen
Besitzstands unbeschadet des Ergebnisses
erfolgt;
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— die Union bei der Vornahme der Über-
prüfung auch die in Artikel 130 r Absatz 3
des EG-Vertrags niedergelegten Kriterien
berücksichtigt.

8. Gemeinsame Erklärung zu den institutionellen
Verfahren des Beitrittsvertrags

Bei der Annahme der institutionellen Bestim-
mungen des Beitrittsvertrags kommen die Mitglied-
staaten und die Beitrittsländer überein, daß die
1996 einzuberufende Regierungskonferenz bei der
Prüfung der gesetzgeberischen Rolle des Euro-
päischen Parlaments und anderer im Vertrag über
die Europäische Union angesprochener Probleme
die Frage der Zahl der Mitglieder der Kommission
und der Gewichtung der Stimmen der Mitglied-
staaten im Rat erörtern wird. Sie wird ferner alle
Maßnahmen prüfen, die zur Erleichterung der
Arbeit der Organe und zur Gewährleistung eines
wirksamen Funktionierens der Organe für erfor-
derlich gehalten werden.

9. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 172 der
Beitrittsakte

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß
jegliche Änderung des EWR-Abkommens und des
Übereinkommens zwischen den EFTA-Staaten
über die Einsetzung einer Überwachungsbehörde
und eines Gerichtshofs der Zustimmung . der
betreffenden Vertragsparteien bedarf.

Die Bevollmächtigten haben den Briefwechsel
zur Vereinbarung des Verfahrens für die Annahme
bestimmter Beschlüsse und sonstiger Maßnahmen
in der Zeit vor dem Beitritt zur Kenntnis
genommen, die im Rahmen der Konferenz
zwischen der Europäischen Union und den
Staaten, die den Beitritt zu dieser Union beantragt
haben, erzielt worden ist und die dieser Schlußakte
beigefügt ist.

Schließlich wurden folgende Erklärungen abge-
geben, die dieser Schlußakte beigefügt sind:

A. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Königreich Norwegen

10. Gemeinsame Erklärung zur Bewirtschaftung
der Fischereiressourcen in den Gewässern
nördlich von 62° nördlicher Breite

11. Gemeinsame Erklärung zur 12-Meilen-Zone
12. Gemeinsame Erklärung zum Eigentum an

Fischereifahrzeugen
13. Gemeinsame Erklärung zur Rohstoffversor-

gung der Fischverarbeitungsindustrie in Nord-
norwegen

14. Erklärung zu Artikel 147 über die norwegische
Nahrungsmittelindustrie

15. Gemeinsame Erklärung zu Svalbard

B. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Republik Österreich

16. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der
Arbeitnehmer

17. Gemeinsame Erklärung zu Schutzmaßnahmen
nach den Abkommen mit den mittel- und
osteuropäischen Ländern

18. Gemeinsame Erklärung zur Lösung noch
offener technischer Fragen im Verkehrsbereich

19. Gemeinsame Erklärung zu den Gewichten und
Abmessungen für Fahrzeuge des Güterkraft-
verkehrs

20. Gemeinsame Erklärung zum Brennerbasistun-
nel

21. Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 6 und
76 der Beitrittsakte

C. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Republik Finnland

22. Gemeinsame Erklärung über die Sicherung der
Verkehrsverbindungen der Republik Finnland

23. Gemeinsame Erklärung über die Verbringung
radioaktiver Abfälle

24. Gemeinsame Erklärung zum Vertrag über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen

D. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Königreich Schweden

25. Gemeinsame Erklärung zum Vertrag über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen

26. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 127 der
Beitrittsakte

E. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Einzelne neue Mitgliedstaaten

27. Gemeinsame Erklärung: Königreich Norwe-
gen, Republik Österreich, Königreich Schwe-
den: Zu PCB/PCT

28. Gemeinsame Erklärung zur nordischen Zusam-
menarbeit

29. Gemeinsame Erklärung zur Anzahl der im
Königreich Norwegen und in der Republik
Finnland für die Mutterkuhprämie in Betracht
kommenden Tiere

30. Gemeinsame Erklärung der Republik Finnland
und des Königreichs Schweden über die
Fischereimöglichkeiten in der Ostsee

31. Erklärung zur Verarbeitungsindustrie in der
Republik Österreich und der Republik Finn-
land

F. Erklärungen der derzeitigen Mitgliedstaaten

32. Erklärung zu den Âlandinseln
33. Erklärung zur relativen Stabilität
34. Erklärung zur Lösung der Umweltprobleme,

die durch den Lastkraftwagenverkehr verur-
sacht werden

35. Erklärung über die Einhaltung der Verpflich-
tungen der Union in Agrarfragen, die sich aus
nicht in der Beitrittsakte enthaltenen Rechts-
akten ergeben
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36. Erklärung zu agrar- und umweltpolitischen
Maßnahmen

37. Erklärung zu Berggebieten und benachteiligten
Gebieten

G. Erklärungen des Königreichs Norwegen

38. Erklärung des Königreichs Norwegen zur
norwegischen Sprache

39. Erklärung des Königreichs Norwegen zu den
Samen

40. Erklärung des Königreichs Norwegen zur
Transparenz

H. Erklärungen der Republik Österreich

41. Erklärung der Republik Österreich zu Arti-
kel 109 g des EG-Vertrags

42. Erklärung der Republik Österreich zur Fern-
sehtätigkeit

43. Erklärung der Republik Österreich zur Preis-
gestaltung des kombinierten Verkehrs auf der
Brenner-Route

44. Erklärung der Republik Österreich zu Arti-
kel 14 des Protokolls Nr. 9 über den Straßen-
und Schienenverkehr sowie den kombinierten
Verkehr in Österreich

I. Erklärungen der Republik Finnland

45. Erklärung der Republik Finnland zur Trans-
parenz

J. Erklärungen des Königreichs Schweden

46. Erklärung des Königreichs Schweden zur
Sozialpolitik

47. Erklärung des Königreichs Schweden zur
Öffentlichkeit der Verwaltung und Antworter-
klärung der Union

K. Erklärungen verschiedener neuer Mitgliedstaa-
ten

48. Gemeinsame Erklärung des Königreichs Nor-
wegen und des Königreichs Schweden betref-
fend Fischerei

49. Erklärung des Königreichs Norwegen, der
Republik Österreich, der Republik Finnland
und des Königreichs Schweden zu den
Artikeln 3 und 4 der Beitrittsakte

50. Erklärung der Republik Finnland und des
Königreichs Schweden zu den Alkoholmono-
polen

A. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Königreich Norwegen

10. Gemeinsame Erklärung zur Bewirtschaftung
der Fischereiressourcen in den Gewässern nördlich

von 62° nördlicher Breite

Die Vertragsparteien nehmen das verletzliche
und empfindliche Ökosystem der Barentssee und
der nördlichen Gewässer zur Kenntnis und
erkennen an, daß es lebensnotwendig ist, eine

vernünftige Bewirtschaftung 'auf der Grundlage
einer auf Dauer tragfähigen Erhaltung und einer
optimalen Nutzung aller Bestände in diesen
Gewässern beizubehalten.

Sie kommen überein, daß die Einbeziehung
dieser Gewässer in die Gemeinsame Fischereipolitik
(GFP) auf der Grundlage der bestehenden Bewirt-
schaftungsregelung erfolgen wird, so daß die
derzeitigen technischen Vorschriften sowie die
Kontroll- und Durchsetzungsvorschriften fortge-
führt und verbessert werden.

Sie kommen überein, daß die bestehenden
regionalen Meeresforschungseinrichtungen und
wissenschaftlichen Institutionen in der Nähe der
betreffenden Gewässer weiterhin wichtige Beiträge
zum Entscheidungsfindungsprozeß leisten sollten,
um rasche und zweckdienliche Bewirtschaftungs-
beschlüsse im Rahmen der GFP zu ermöglichen.

Sie kommen überein, daß die Verhandlungen mit
Rußland, die im Rahmen der GFP stattfinden, in
Anlehnung an die Grundsätze und Praktiken
geführt werden sollten, die in der Gemeinsamen
norwegisch-russischen Fischereikommission entwik-
kelt worden sind.

Sie kommen überein, daß das derzeitige System,
wonach vor den Verhandlungen mit Rußland
Konsultationen mit den interessierten Fischereiver-
bänden geführt werden, beibehalten werden sollte.

Sie kommen ferner überein, daß die Bewirt-
schaftungsziele und -maßnahmen folgendes ein-
schließen:

— das Wechselverhältnis zwischen den Bestän-
den muß unter dem Gesichtspunkt einer viele
Arten umfassenden Bewirtschaftung gebüh-
rend berücksichtigt werden;

— die Bewirtschaftung der pelagischen Bestände
sollte berücksichtigen, daß diese Arten eine
wichtige Nahrungsquelle für andere Arten
darstellen;

— die optimale und stabile Entnahme aus diesen
Beständen sollte langfristig .sichergestellt
werden;

— bei der Festsetzung der TAG für einen
Bestand sollte die Erhaltung der laichenden
Bestände gebührend berücksichtigt werden,
um eine ausreichende Erneuerung sicherzu-
stellen; .

— die Befischung biologisch gesunder demer-
saler Bestände sollte im Rahmen der
Reproduktionsfähigkeit des Bestands gehal-
ten werden, und die besonderen Bedingun-
gen der einzelnen Bestände sollten gebüh-
rend berücksichtigt werden;

— für biologisch nicht gesunde demersale
Bestände sollten Maßnahmen ergriffen wer-
den, um den Bestand wieder auf ein
dauerhaftes Niveau zu bringen, wobei auch
die Mindestanforderungen der Fischereiwirt-
schaft zu berücksichtigen sind;
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— große Bedeutung wird weiterhin den Stel-
lungnahmen des Beratenden Ausschusses für
Fischerei-Management (ACFM) beigemessen.

Die Vertragsparteien räumen ein, daß die
besonderen Interessen Norwegens als Küstenstaat
in den Gewässern nördlich von 62° nördlicher
Breite sowie aller betroffenen Parteien bei der
künftigen Bewirtschaftung dieser Gewässer im
Einklang mit den Vorschriften der Gemeinsamen
Fischereipolitik berücksichtigt werden müssen.

Zusätzlich haben die Vertragsparteien im
Rahmen einer vorübergehenden Ausnahmerege-
lung zur Förderung der schrittweisen Einbeziehung
Norwegens in die Gemeinsame Fischereipolitik
vereinbart, daß ab dem Zeitpunkt des Beitritts
folgendes gilt:

1. Norwegen wird ermächtigt, TAC-Mengen
festzusetzen und sein Fischereiabkommen
mit Rußland für eine Übergangszeit bis
spätestens 1. Juli 1998 beizubehalten; wäh-
rend dieser Übergangszeit werden die Fest-
setzung von TAC-Mengen und die Verwal-
tung dieses Abkommens von Norwegen in
engem Benehmen mit der Kommission
vorgenommen.

2. Norwegen kann in diesen Gewässern ohne
Diskriminierung sein derzeitiges System
— technischer Vorschriften für eine Über-

gangszeit von einem Jahr beibehalten,
— eines Rückwurfverbots für eine Über-

gangszeit von drei Jahren beibehalten,
— Kontrollmaßnahmen, insbesondere die

Schließung und Öffnung empfindlicher
Gebiete, für eine Übergangszeit von drei
Jahren beibehalten.

Während dieser Übergangszeiten wird die Union
prüfen, wie diese Regelungen am besten in die
Gemeinsame Fischereipolitik integriert werden
können.

11. Gemeinsame Erklärung zur 12-Meilen-Zone

Die Vertragsparteien erkennen an, daß es für
Norwegen von großer Bedeutung ist, lebensfähige
Fischereigemeinschaften in den Küstengebieten zu
erhalten. Wenn die Organe der Union die
derzeitige Regelung für den Zugang zu den
Gewässern innerhalb der 12-Meilen-Zone zwecks
Beschlußfassung über eine künftige Regelung
überprüfen, werden sie den Interessen solcher
Gemeinschaften in den Mitgliedstaaten besondere
Beachtung schenken.

12. Gemeinsame Erklärung zum Eigentum an
Fischereifahrzeugen

Die Vertragsparteien stellen unter Hinweis auf
die Rechtsprechung des Gerichtshofs der Euro-
päischen Gemeinschaften fest, daß im Rahmen der
Gemeinsamen Fischereipolitik eines der Ziele des
Systems nationaler Quoten, die den Mitgliedstaa-

ten nach dem Grundsatz relativer Stabilität
zugeteilt werden, darin besteht, den besonderen
Bedürfnissen der Regionen Rechnung zu tragen, in
denen die örtliche Bevölkerung von der Fischerei
und den damit verbundenen Wirtschaftszweigen in
besonderem Maße abhängig ist.

Dieses Ziel kann Bedingungen rechtfertigen,
durch die sichergestellt werden soll, daß eine
tatsächliche wirtschaftliche Verbindung zwischen
den im Rahmen der Quoten eines Mitgliedstaats
fischenden Fischereifahrzeugen und dem betreffen-
den Mitgliedstaat besteht, wenn diese Bedingungen
bezwecken, daß die Quoten der von der Fischerei
und den damit verbundenen Wirtschaftszweigen
abhängigen Bevölkerung zugute kommen.

13. Gemeinsame Erklärung zur Rohstoffversorgung
der Fischverarbeitungsindustrie in Nordnorwegen

Die Vertragsparteien nehmen den Antrag des
Königreichs Norwegen betreffend die Rohstoff-
versorgung der Fischverarbeitungsindustrie in
Nordnorwegen zur Kenntnis und erkennen die
Notwendigkeit an, angesichts der für diese
Industrie bestehenden besonderen Lage ein zufrie-
denstellendes Gleichgewicht bei der Versorgung zu
gewährleisten. Dies ist gebührend zu berücksich-
tigen, wenn die Union nach dem Beitritt Norwe-
gens autonome Zollkontingente für zur Verarbei-
tung bestimmten Fisch festlegt.

14. Erklärung zu Artikel 147 über die
norwegische Nahrungsmittelindustrie

Die Vertragsparteien nehmen von folgender
Erklärung der Kommission Kenntnis:

Bei der Prüfung eines etwaigen Antrags des
Königreichs Norwegen auf Maßnahmen im Fall
erheblicher Marktstörungen wird die Kommission
das besondere Umstrukturierungsproblem der
norwegischen Nahrungsmittelindustrie berücksich-
tigen und sicherstellen, daß alle erforderlichen
Maßnahmen hinreichend rasch getroffen werden,
um langfristigen Schäden vorzubeugen.

Die von der Kommission getroffenen Maß-
nahmen können während eines Zeitraums von drei
Jahren ein Überwachungssystem und als Hinweis
dienende Höchstmengen umfassen, wodurch
ermöglicht wird, daß die Öffnung des Marktes
keine Störungen verursacht, die die erforderliche
Umstrukturierung der Nahrungsmittelindustrie in
Norwegen für die nachstehenden aus einheimi-
schen landwirtschaftlichen Ausgangsstoffen her-
gestellten Erzeugnisse behindern könnten. Fleisch-
erzeugnisse, Mehl, Mischfuttermittel, verarbeitete
Erbsen, Karotten und Speisemöhren sowie Milch-
erzeugnisse mit Ausnahme von Butter, Mager-
milchpulver und Weichkäse.
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15. Gemeinsame Erklärung zu Svalbard

Die Vertragsparteien kommen überein, den
Zugang der Flotten der Mitgliedstaaten der
Europäischen Union zu den Fischereiressourcen
in den Gewässern innerhalb der 200-Meilen-Zone
um Svalbard für die Nutzung der von der Union
beschlossenen Fangquoten entsprechend dem
gegenwärtigen Status quo im Fischereibereich
nicht zu verändern.

Außerdem kommen die Vertragsparteien über-
ein, daß die lebenden Ressourcen in den genannten
Gewässern so zu bewirtschaften sind, daß sie einen
dauerhaften und nachhaltigen Ertrag zugunsten
der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
erbringen, der ihre Fischereirechte in diesen
Gewässern widerspiegelt. Insbesondere darf diese
Bewirtschaftung die Möglichkeit der Flotten der
Mitgliedstaaten der Europäischen Union nicht
beeinträchtigen, ihre Quoten in vollem Umfang
auszuschöpfen, und muß den üblichen Fischerei-
tätigkeiten voll und ganz Rechnung tragen.

B. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Republik Österreich

16. Gemeinsame Erklärung zur Freizügigkeit der
Arbeitnehmer

Sollte der Beitritt der Republik Österreich zu
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der Frei-
zügigkeit der Arbeitnehmer führen, so können die
Organe der Union mit dieser Angelegenheit befaßt
werden, um dieses Problem zu lösen. Diese Lösung
wird mit den Bestimmungen der Verträge
(einschließlich des Vertrags über die Europäische
Union) und den aufgrund der Verträge erlassenen
Bestimmungen, insbesondere den Bestimmungen
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer, völlig im
Einklang stehen.

17 Gemeinsame Erklärung zu Schutzmaßnahmen
nach den Abkommen mit den mittel- und

osteuropäischen Ländern

l Die zwischen den Gemeinschaften und ihren
Mitgliedstaaten und den mittel- und osteuropäi-
schen Ländern geschlossenen „Europa-Abkommen"
enthalten Bestimmungen, wonach die Gemein-
schaften unter bestimmten in jenen Abkommen
festgelegten Voraussetzungen geeignete Schutz-
maßnahmen treffen können.

2. Wenn die Gemeinschaften gemäß diesen
Bestimmungen Maßnahmen prüfen und ergreifen,
können sie sich auf die Lage von Erzeugern oder
Regionen in einem oder mehreren ihrer Mitglied-
staaten berufen.

3. Die Vorschriften der Gemeinschaft über die
Anwendung von Schutzmaßnahmen einschließlich
der gemeinschaftlichen Kontingentierungen stellen

sicher, daß die Interessen der Mitgliedstaaten in
Übereinstimmung mit den entsprechenden Verfah-
ren voll berücksichtigt werden.

18. Gemeinsame Erklärung zur Lösung noch
offener technischer Fragen im Verkehrsbereich

Die Republik Österreich und die Gemeinschaft
erklären, daß sie bereit sind, vor dem Beitritt
Österreichs im Rahmen des Transitausschusses EG-
Österreich noch offene technische Fragen ein-
vernehmlich zu lösen, insbesondere

a) Fragen in bezug auf das Ökopunktesystem
— Auswechseln von Motoren bei vor dem

1. Oktober 1990 zugelassenen Kraftfahr-
zeugen;

— Wechseln der Zugmaschine;
— gemischtnationale Fahrzeugkombinatio-

nen;
— Diskriminierung zugunsten österreichi-

scher Fahrzeuge im Transit zwischen
zwei Drittländern.

b) Sonstige Fragen
— Lösung im Gemeinschaftsrahmen für das

„Lofer"-Abkommen zwischen Österreich
und Deutschland vom 29. Juni 1993;

— Liste der Terminals gemäß Artikel 2
Absatz 5 der Verwaltungsvereinbarung
(,,Fürnitz"-Verkehr);

— schwere und voluminöse Transporte
(„Sonderbeförderungen").

19. Gemeinsame Erklärung zu den Gewichten und
Abmessungen für Fahrzeuge des

Güterkraftverkehrs

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß
die Republik Österreich dem gemeinschaftlichen
Besitzstand im Bereich der höchstzulässigen
Gewichte und Abmessungen für LKW durch die
straffreie Zulassung eines Gewichts von 38 t bei
einer Toleranzspanne von 5 vH nachkommt.

20. Gemeinsame Erklärung zum Brennerbasistunnel

Österreich, Deutschland, Italien und die
Gemeinschaft arbeiten aktiv an der Fertigstellung
der Vorstudien über den Brennerbasistunnel, die im
Juni 1994 übergeben werden sollen. Österreich,
Deutschland und Italien verpflichten sich, bis zum
31. Oktober 1994 eine Entscheidung über den Bau
des Tunnels zu treffen. Die Gemeinschaft erklärt,
daß sie bereit ist, den Bau auf der Grundlage der
verfügbaren Finanzierungsinstrumente der Gemein-
schaft zu unterstützen, wenn die drei betreffenden
Staaten eine positive Entscheidung treffen sollten.

21. Gemeinsame Erklärung zu den Artikeln 6 und
76 der Beitrittsakte

Die Republik Österreich und die Gemeinschaft
bekräftigen ihre Absicht, im Wege geeigneter
Verhandlungen sicherzustellen, daß vom Zeit-
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punkt des Beitritts an Verkehrsunternehmer dritter
Länder, insbesondere aus Slowenien und der
Schweiz, hinsichtlich des Österreich durchque-
renden Lastkraftwagenverkehrs nicht günstiger
behandelt werden als EU-Verkehrsunternehmer.

C. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Republik Finnland

22. Gemeinsame Erklärung über die Sicherung der
Verkehrsverbindungen der Republik Finnland

Die Vertragsparteien, die anerkennen, daß die
Seewege für Finnland aufgrund der geographischen
Lage besonders wichtig und aufgrund der klimati-
schen Bedingungen besonders schwierig zu sichern
sind, kommen überein, der Aufrechterhaltung und
Entwicklung der finnischen Seeverkehrsverbindun-
gen mit der übrigen Union in entsprechenden
Initiativen der Union, unter anderem in Verbin-
dung mit der Entwicklung der transeuropäischen
Verkehrsnetze in Nordeuropa, gebührende Auf-
merksamkeit zu schenken.

23. Gemeinsame Erklärung über die Verbringung
radioaktiver Abfälle

Die Vertragsparteien bestätigen, daß die EG-
Rechtsvorschriften einen Mitgliedstaat nicht dazu
verpflichten, eine bestimmte Lieferung radioaktiver
Abfälle aus einem anderen Mitgliedstaat zu
akzeptieren.

24. Gemeinsame Erklärung zum Vertrag über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen

Die Vertragsparteien unterstreichen die Bedeu-
tung der Nichtverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen und ihre fortgesetzte Unterstützung
des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen (NV-Vertrag).

Sie bestätigen, daß — unbeschadet der Zustän-
digkeit der IAEO sowie der Europäischen Atom-
gemeinschaft für die Durchführung von Artikel III
Absätze l und 4 des NV-Vertrags — die einzelnen
Staaten für die Erfüllung der Verpflichtungen aus
dem NV-Vertrag verantwortlich bleiben.

Sie erinnern daran, daß sie sich verpflichtet
haben, die in den Richtlinien der Kernmaterial-
Lieferländer enthaltenen Bestimmungen anzuwen-
den und als Lieferbedingung die Durchführung
umfassender lAEO-Sicherungsmaßnahmen in den-
jenigen Nichtkernwaffenstaaten sicherzustellen, in
die Kernmaterial und kerntechnische Ausrüstun-
gen, die eigens für die Verarbeitung, Verwendung
oder Herstellung von Kernmaterial entworfen oder
hergestellt wurden, ausgeführt werden.

Unbeschadet ihrer Verpflichtungen aus dem
Euratom-Vertrag bestätigt die Republik Finnland,
daß sie bei der Erfüllung ihrer Verpflichtungen aus

dem NV-Vertrag als lAEO-Mitgliedstaat wie auch
im Rahmen des INFCIRC/193 eng mit der IAEO
zusammenarbeiten wird.

D. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Königreich Schweden

25. Gemeinsame Erklärung zum Vertrag über die
Nichtverbreitung von Kernwaffen

Die Vertragsparteien unterstreichen die Bedeu-
tung der Nichtverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen und ihre fortgesetzte Unterstützung
des Vertrags über die Nichtverbreitung von
Kernwaffen.

Sie bestätigen, daß — unbeschadet der Zustän-
digkeit der IAEO sowie der Europäischen Atom-
gemeinschaft für die Durchführung von Artikel III
Absätze l und 4 des NV-Vertrags — die einzelnen
Staaten für die Erfüllung der Verpflichtungen aus
dem NV-Vertrag verantwortlich bleiben.

Sie erinnern daran, daß sie sich verpflichtet
haben, die in den Richtlinien der Kernmaterial-
Lieferländer enthaltenen Bestimmungen anzuwen-
den und als Lieferbedingung die Durchführung
umfassender LAEO-Sicherungsmaßnahmen in den-
jenigen Nichtkernwaffenstaaten sicherzustellen, in
die Kernmaterial und kerntechnische Ausrüstun-
gen, die eigens für die Verarbeitung, Verwendung
oder Herstellung von Kernmaterial entworfen oder
hergestellt wurden, ausgeführt werden.

Unbeschadet seiner Verpflichtungen aus dem
Euratom-Vertrag bestätigt das Königreich Schwe-
den, daß es bei der Erfüllung seiner Verpflichtun-
gen aus dem NV-Vertrag als LAEO-Mitgliedstaat
wie auch im Rahmen des INFCIRC/193 eng mit
der IAEO zusammenarbeiten wird.

26. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 127 der
Beitrittsakte

Die Verhandlungsrichtlinien, die dem Beschluß
des Rates zur Ermächtigung der Kommission,
Protokolle zu den in Artikel 127 genannten
zweiseitigen Abkommen und Vereinbarungen aus-
zuhandeln, beigefügt sind, werden im Einklang mit
den Schlußfolgerungen stehen, die mit dem
Königreich Schweden im Rahmen der Konferenz
erarbeitet worden sind.

E. Gemeinsame Erklärungen: Die derzeitigen
Mitgliedstaaten/Einzelne neue Mitgliedstaaten

27 Gemeinsame Erklärung: Königreich Norwegen,
Republik Österreich, Königreich Schweden:

Zu PCB/PCT

Die Vertragsparteien stellen fest, daß in ihrem
jeweiligen Hoheitsgebiet die Herstellung von PCB
und PCT verboten ist und daß die Wieder-
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Verwertung dieser Erzeugnisse nicht mehr durch-
geführt wird. Bis zur Annahme von Gemeinschafts-
vorschriften, durch die auch die Wiederverwertung
von PCB und PCT verboten wird, haben die
Vertragsparteien keine Einwände gegen die Beibe-
haltung eines derartigen Verbots in einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften.

28. Gemeinsame Erklärung zur nordischen
Zusammenarbeit

Die Vertragsparteien stellen fest, daß Schweden,
Finnland und Norwegen als Mitglieder der
Europäischen Union beabsichtigen, die zwischen
ihnen sowie mit anderen Ländern und Gebieten
bestehende nordische Zusammenarbeit in völligem
Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht und den
sonstigen Bestimmungen des Vertrags über die
Europäische Union weiterzuführen.

29. Gemeinsame Erklärung zur Anzahl der im
Königreich Norwegen und der Republik Finnland
für die Mutterkuhprämie in Betracht kommenden

Tiere

Sollte es infolge des Beitritts zu einem
unverhältnismäßigen Absinken der Produktions-
mengen anderer Hauptausgangsstoffe kommen, so
wird die Anzahl der Tiere, die für die Mut-
terkuhprämie in Norwegen und Finnland in
Betracht kommen, überprüft.

30. Gemeinsame Erklärung der Republik Finnland
und des Königreichs Schweden über die

Fischereimöglichkeiten in der Ostsee

Die Vertragsparteien nehmen zur Kenntnis, daß
die Zuweisung von Fischbeständen in Gemein-
schaftsgewässern der Ostsee auf der Grundlage der
Neuzuweisung der der ehemaligen UdSSR und
Polen im Referenzzeitraum übertragenen Fische-
reimöglichkeiten an die Vertragsparteien berechnet
wurde. Infolgedessen kommen die Vertragsparteien
überein, daß vor der Erweiterung durchgeführte
Austausche von Fischereimöglichkeiten bei der
künftigen Zuweisung von Fischereimöglichkeiten,
die in Fischereiübereinkommen mit Rußland, den
drei baltischen Staaten und Polen vorgesehen sind,
nicht berücksichtigt werden.

31. Erklärung zur Verarbeitungsindustrie in der
Republik Österreich und der Republik Finnland

Die Vertragsparteien kommen wie folgt überein:
i) Einsatz der Ziel Nr. 5a-Maßnahmen in

vollem Umfang, um Auswirkungen des
Beitritts abzufedern;

ii) Flexibilität bei nationalen Übergangsregelun-
gen für Beihilfen, die die Umstrukturierung
erleichtern sollen.

F Erklärungen der derzeitigen Mitgliedstaaten

32. Erklärung zu den Alandinseln

Hinsichtlich der Ausübung des aktiven und
passiven Wahlrechts bei Kommunalwahlen auf
den Alandinseln weist die Union darauf hin, daß
es Artikel 8 b Absatz l des EG-Vertrags möglich
macht, den Anträgen der Republik Finnland zu
entsprechen. Notifiziert die Republik Finnland
gemäß Artikel 28 zur Änderung des Artikels 227
Absatz 5 des EG-Vertrags, daß der EG-Vertrag
auf die Âlandinseln Anwendung finden soll, so
wird der Rat erforderlichenfalls binnen sechs
Monaten gemäß den in "Artikel 8 b Absatz l des
EG-Vertrags vorgesehenen Verfahren auf die
besondere Lage der Âlandinseln abgestimmte
Bedingungen für die Anwendung dieses Artikels
festlegen.

33. Erklärung zur relativen Stabilität

Die Union erkennt an, daß es für das Königreich
Norwegen und die Mitgliedstaaten von großer
Bedeutung ist, am Grundsatz der relativen
Stabilität als Grundlage zur Erreichung des Ziels
eines dauerhaften Systems der Verteilung der
künftigen Fischereimöglichkeiten festzuhalten.

34. Erklärung zur Lösung der Umweltprobleme, die
durch den Lastkraftwagenverkehr verursacht

werden

Die Union teilt der Republik Österreich mit, daß
der Rat die Kommission aufgefordert hat, ihm
einen Vorschlag zur Verabschiedung vorzulegen,
der eine Rahmenregelung zur Lösung der Umwelt-
probleme betrifft, die durch den Lastkraftwagen-
verkehr verursacht werden. Diese Rahmenregelung
wird geeignete Maßnahmen über Straßenbenut-
zungsgebühren, Schienenwege, Einrichtungen des
kombinierten Verkehrs und technische Normen für
Fahrzeuge umfassen.

35. Erklärung über die Einhaltung der
Verpflichtungen in Agrarfragen, die sich aus nicht

in der Beitrittsakte enthaltenen Rechtsakten
ergeben

Die Europäische Union erklärt, daß alle Rechts-
akte, die für die Einhaltung des Ergebnisses der
Beitrittsverhandlungen über Agrarfragen erforder-
lich sind, die aber nicht in der Beitrittsakte
enthalten sind (neue Rechtsakte des Rates, die
nach dem Beitritt anwendbar sind, und Rechtsakte
der Kommission), zu gegebener Zeit nach den in
der Beitrittsakte selbst oder im Rahmen des
gemeinschaftlichen Besitzstands festgelegten Ver-
fahren angenommen werden.

Die meisten dieser Rechtsakte werden während
der Interimszeit nach den in der Beitrittsakte
festgelegten Verfahren angenommen.



2554 17 Stück -- Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 45

Die übrigen sich aus den Verhandlungen
ergebenden Verpflichtungen betreffend Agrarfra-
gen werden rasch und rechtzeitig umgesetzt.

36. Erklärung zu agrar- und umweltpolitischen
Maßnahmen

Die Union wird die erforderlichen Maßnahmen
treffen, um den neuen Mitgliedstaaten die rasche
Durchführung der agrar- und umweltpolitischen
Programme zugunsten ihrer Landwirte im Einklang
mit der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 zu
ermöglichen und die Mitfinanzierung dieser
Programme im Rahmen der verfügbaren Haus-
haltsmittel sicherzustellen.

Die Union nimmt zur Kenntnis, daß davon
auszugehen ist, daß den neuen Mitgliedstaaten
folgende Beträge zur Verfügung gestellt werden:

— Norwegen 55 Mio. ECU
— Österreich 175 Mio. ECU
— Finnland 135 Mio. ECU
— Schweden 165 Mio. ECU.

37 Erklärung zu Berggebieten und benachteiligten
Gebieten

Die Union nimmt zur Kenntnis, daß die neuen
Mitgliedstaaten der Ansicht sind, daß ein erhebli-
cher Teil ihres Hoheitsgebiets von ständigen
natürlichen Nachteilen betroffen ist und daß die
Abgrenzung der Berggebiete und bestimmter
benachteiligter Gebiete im Sinne der Richtlinie
75/268/EWG unverzüglich durchgeführt werden
sollte.

Die Union bestätigt, daß sie beabsichtigt, bei der
Abgrenzung dieser Gebiete den gemeinschaftlichen
Besitzstand wie folgt anzuwenden:

— für die Republik Österreich als alpines Land
wird bei der Wahl der Kriterien von den
Kriterien ausgegangen, die bereits für
ähnliche Gebiete in Deutschland, Italien
und Frankreich verwendet wurden;

— für das Königreich Schweden wird es die
Berücksichtigung der nördlichen Breite als
maßgebliches Kriterium im Sinne des Arti-
kels 3 Absatz 3 der Richtlinie 75/268/EWG
des Rates ermöglichen, vier der fünf
„landwirtschaftlichen Förderungsgebiete in
Nordschweden" zu erfassen;

— für das Königreich Norwegen wird es die
Berücksichtigung der nördlichen Breite als
maßgebliches Kriterium im Sinne des Arti-
kels 3 Absatz 3 der Richtlinie 75/268/EWG
des Rates sowie die Anwendung der
Absätze 4. und 5 desselben Artikels ermögli-
chen, bis zu 85 vH der landwirtschaftlichen
Nutzfläche zu erfassen;

— für die Republik Finnland wird es die
Berücksichtigung der nördlichen Breite als
maßgebliches Kriterium im Sinne des Arti-
kels 3 Absatz 3 der Richtlinie 75/268/EWG

des Rates sowie die Änderung des Arti-
kels 19 der Verordnung (EWG) Nr. 2328/91
des Rates ermöglichen, 85 vH der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche im Sinne des Arti-
kels 3 Absatz 3 der Richtlinie 75/268/EWG
des Rates zu erfassen.

G. Erklärungen des Königreichs Norwegen

38. Erklärung des Königreichs Norwegen zur
norwegischen Sprache

Das Königreich Norwegen erklärt, daß beim
schriftlichen Gebrauch des Norwegischen als
Amtssprache der Organe der Gemeinschaften
Bokmil und Nynorsk gleich zu behandeln sind,
dh. daß -allgemeine Unterlagen, Korrespondenz
und allgemeines Informationsmaterial entweder in
der einen oder der anderen Form der norwegischen
Sprache abzufassen sind.

39. Erklärung des Königreichs Norwegen zu den
Samen

In Anbetracht des Artikels 110 a der norwegi-
schen Verfassung und des norwegischen Gesetzes
Nr. 56 vom 12. Juni 1987,

in Anbetracht der Verpflichtungen und Zusagen
aufgrund des Internationalen Paktes der Vereinten
Nationen von 1966 über bürgerliche und politische
Rechte, insbesondere des Artikels 27, sowie des
IAO-Übereinkommens Nr. 169 von 1989 über
eingeborene und in Stämmen lebende Völker in
unabhängigen Ländern,

hat das Königreich Norwegen sich verpflichtet,
die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß die
Samen ihre Lebensgrundlagen sowie ihre Sprache,
Kultur und Lebensweise erhalten und entwickeln
können.

. Die Samengemeinschaften in den traditionellen
Siedlungsgebieten der Samen hängen von einer
Reihe von traditionellen Wirtschaftstätigkeiten ab.
Diese Tätigkeiten sind selbst Bestandteil der Kultur
der Samen und bilden die notwendige Grundlage
für die Weiterentwicklung der Lebensweise der
Samen.

Unter Berücksichtigung des Protokolls über die
Samen erklärt die Regierung des Königreichs
Norwegen, daß sie auf dieser Grundlage ihren
Verpflichtungen und Zusagen gegenüber den
Samen weiterhin nachkommen wird.

40. Erklärung des Königreichs Norwegen zur
Transparenz

Das Königreich Norwegen begrüßt die der-
zeitige Entwicklung in der Union hin zu mehr
Offenheit und Transparenz.

In Norwegen ist die Öffentlichkeit der Verwal-
tung, einschließlich des allgemeinen Zugangs zu
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offiziellen Dokumenten, ein Grundsatz von
fundamentaler rechtlicher und politischer Bedeu-
tung. Das Königreich Norwegen wird diesen
Grundsatz im Einklang mit seinen Rechten und
Pflichten als Mitglied der Union auch in Zukunft
anwenden.

H. Erklärungen der Republik Österreich

41. Erklärung der Republik Österreich zu
Artikel 109 g des EG-Vertrags

Die Republik Österreich nimmt zur Kenntnis,
daß die Zusammensetzung des ECU-Währungs-
korbs unverändert bleibt und daß mit der
Teilnahme der Republik Österreich an der dritten
Stufe der Wert des Schillings gegenüber der ECU
unwiderruflich festgesetzt wird.

Die Republik Österreich wird den Schilling
weiterhin stabil halten und auf diese Weise zur
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs-
union beitragen. Der stufenweise Übergang zu
einer einheitlichen europäischen Währung wird von
der Republik Österreich unterstützt, da die
Qualität der geplanten europäischen Währung
durch die stabilitätspolitischen Vorbedingungen
des EG-Vertrags sichergestellt ist.

42. Erklärung der Republik Österreich zur
Fernsehtätigkeit

Mit Bezug auf die Richtlinie 89/552/EWG des
Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften
der Mitgliedstaaten über die Ausübung der
Fernsehtätigkeit stellt die Republik Österreich
fest, daß sie nach dem geltenden EG-Recht in
seiner Auslegung durch den Gerichtshof der
Europäischen Gemeinschaften geeignete Maßnah-
men ergreifen kann, falls zur Umgehung ihrer
innerstaatlichen Rechtsvorschriften Verlegungspro-
zesse stattfinden.

43. Erklärung der Republik Österreich zur
Preisgestaltung des kombinierten Verkehrs auf der

Brenner-Route

Die Republik Österreich erklärt, daß sie bereit
ist, den kombinierten Huckepackverkehr auf der
Brenner-Route in Übereinstimmung mit den
Rechtsvorschriften der Gemeinschaft zu fördern,
indem sie für diese Verkehrsart auf dem öster-
reichischen Abschnitt einen angemessenen Preis
festlegt, der im Wettbewerb mit den Preisen für
den Verkehr auf der Straße standhalten kann. Die
Republik Österreich stellt fest, daß diese Maß-
nahme mit der Maßgabe getroffen wird, daß die
Auswirkungen der von der Republik Österreich
gewährten Hilfen auf den Markt nicht durch
Maßnahmen verringert werden, die für andere
Abschnitte der obengenannten Huckepackverbin-
dung getroffen werden.

44. Erklärung der Republik Österreich zu
Artikel 14 des Protokolls Nr. 9 über den Straßen-

und Schienenverkehr sowie den kombinierten
Verkehr in Österreich

Die Republik Österreich erklärt, daß die
Verwaltung des Ökopunktesystems ab 1. Januar
1997 computergestützt und die Überwachung ab
1. Januar 1997 elektronisch erfolgen soll, um die
Bedingungen des Artikels 14 Absatz l des Proto-
kolls Nr. 9 zu erfüllen.

I. Erklärungen der Republik Finnland

45. Erklärung der Republik Finnland zur
Transparenz

Die Republik Finnland begrüßt die derzeitige
Entwicklung in der Union hin zu mehr Offenheit
und Transparenz.

In Finnland ist die Öffentlichkeit der Verwal-
tung, einschließlich des allgemeinen Zugangs zu
offiziellen Dokumenten, ein Grundsatz von
fundamentaler rechtlicher und politischer Bedeu-
tung. Die Republik Finnland wird diesen Grund-
satz im Einklang mit ihren Rechten und Pflichten
als Mitglied der Europäischen Union auch in
Zukunft anwenden.

J. Erklärungen des Königreichs Schweden

46. Erklärung des Königreichs Schweden zur
Sozialpolitik

In einem Briefwechsel zwischen dem Königreich
Schweden und der Kommission, der der Zusam-
menfassung der Schlußfolgerung der fünften
Tagung der Konferenz auf Ministerebene
(CONF-S 81/93) beigefügt ist, erhielt das König-
reich Schweden Zusicherungen in bezug auf die
schwedische Praxis in Arbeitsmarktangelegenheiten
und insbesondere das System der Festlegung von
Arbeitsbedingungen in Tarifverträgen zwischen den
Sozialpartnern.

47 Erklärung des Königreichs Schweden zur
Öffentlichkeit der Verwaltung und

Antworterklärung der Union

1. Erklärung des Königreichs Schweden

Das Königreich Schweden bestätigt seine ein-
leitende Erklärung vom l Februar 1993 (CONF-
S 3/93).

Schweden begrüßt die derzeitige Entwicklung in
der Europäischen Union hin zu mehr Offenheit
und Transparenz.

Die Öffentlichkeit der Verwaltung und insbe-
sondere der allgemeine Zugang zu offiziellen
Dokumenten sowie der verfassungsrechtliche
Schutz der Personen, die Informationen an die
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Medien weitergeben, sind und bleiben fundamen-
tale Grundsätze, die Bestandteile des verfassungs-
rechtlichen, politischen und kulturellen Erbes von
Schweden darstellen.

2. Antworterklärung der derzeitigen Mitgliedstaa-
ten

Die derzeitigen Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union nehmen die einseitige Erklärung
Schwedens zur Offenheit und Transparenz zur
Kenntnis.

Sie gehen davon aus, daß Schweden als Mitglied
der Europäischen Union den diesbezüglichen
Gemeinschaftsvorschriften in vollem Umfang
nachkommen wird.

K. Erklärungen verschiedener neuer Mitgliedstaa-
ten

48. Gemeinsame Erklärung des Königreichs
Norwegen und des Königreichs Schweden

betreffend Fischerei

In einem Briefwechsel zwischen dem Königreich
Norwegen und dem Königreich Schweden ist
vereinbart worden, daß Norwegen Schweden
weiterhin gleiche Rechte gewähren wird, wie sie
in dem zweiseitigen Fischereiabkommen von 1977
vorgesehen sind. Mengen und Arten werden im
Einklang mit der Praxis des zweiseitigen Abkom-
mens auf jährlicher Grundlage nach bilateralen
Konsultationen in Übereinstimmung mit Artikel 9
der Verordnung (EWG) Nr. 3760/92 des Rates
übertragen.

49. Erklärung des Königreichs Norwegen, der
Republik Österreich, der Republik Finnland und

des Königreichs Schweden zu den Artikeln 3 und 4
der Beitrittsakte

Was die in Artikel 3 und in Artikel 4 Absatz 2
der Beitrittsakte erwähnten Übereinkommen oder
Rechtsakte in den Bereichen Justiz und Inneres
betrifft, die noch ausgehandelt werden, so
akzeptieren Norwegen, Österreich, Finnland und
Schweden die Punkte, die von den derzeitigen
Mitgliedstaaten oder vom Rat zum Zeitpunkt des
Beitritts vereinbart worden sind, und werden
folglich an den weiteren Verhandlungen über
diese Übereinkommen und Rechtsakte nur bezüg-
lich der noch zu klärenden Punkte teilnehmen.

50. Erklärung der Republik Finnland und des
Königreichs Schweden zu den Alkoholmonopolen

Die Konferenz auf Ministerebene ist auf ihrer
fünften Tagung am 21. Dezember 1993 von dem
Briefwechsel zwischen der Kommission und Finn-
land sowie der Kommission und Schweden über
Alkoholmonopole gemäß Kapitel 6: Wettbewerbs-
politik (siehe Dokumente CONF-SF 78/93 und
CONF-S 82/93) unterrichtet worden.

Briefwechsel zwischen der Europäischen Union
und dem Königreich Norwegen, der Republik
Österreich, der Republik Finnland und dem
Königreich Schweden über ein Informations- und
Konsultationsverfahren für die Annahme bestimm-
ter Beschlüsse und sonstige Maßnahmen in der Zeit

vor dem Beitritt

Schreiben Nr. l

Herr

ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein
Informations- und Konsultationsverfahren für die
Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige
Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres
Landes zur Europäischen Union, die im Rahmen
der Beitrittsverhandlungen aufgeworfen wurde.

Ich bestätige hiermit, daß die Europäische Union
in der Lage ist, einem solchen Verfahren
entsprechend den Bedingungen in der Anlage zu
diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren
könnte ab dem Zeitpunkt Anwendung finden, zu
dem unsere Verhandlungskonferenz erklärt, daß
die , Erweiterungsverhandlungen endgültig abge-
schlossen sind.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die
Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses
Schreibens bestätigen würden.

Hochachtungsvoll

Schreiben Nr. 2

Herr

ich bestätige den Eingang Ihres Schreibens mit
folgendem Wortlaut:

„Ich nehme Bezug auf die Frage betreffend ein
Informations- und Konsultationsverfahren für die
Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige
Maßnahmen in der Zeit vor dem Beitritt Ihres
Landes zur Europäischen Union, die im Rahmen
der Beitrittsverhandlungen aufgeworfen wurde.

Ich bestätige hiermit, daß die Europäische Union
in der Lage ist, einem solchen Verfahren
entsprechend den Bedingungen in der Anlage zu
diesem Schreiben zuzustimmen; dieses Verfahren
könnte ab dem Zeitpunkt Anwendung finden, zu
dem unsere Verhandlungskonferenz erklärt, daß
die Erweiterungsverhandlungen endgültig abge-
schlossen sind.

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir die
Zustimmung Ihrer Regierung zum Inhalt dieses
Schreibens bestätigen wurden."

Ich bestätige Ihnen die Zustimmung meiner
Regierung zum Inhalt dieses Schreibens.

Hochachtungsvoll
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Anlage

Informations- und Konsultationsverfahren für die
Annahme bestimmter Beschlüsse und sonstige

Maßnahmen in der. Zeit vor dem Beitritt

(1) Zur Gewährleistung einer angemessenen
Unterrichtung des Königreichs Norwegen, der
Republik Österreich, der Republik Finnland und
des Königreichs Schweden, im folgenden „beitre-
tende Staaten" genannt, werden alle Vorschläge
oder Mitteilungen der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften, die zu Beschlüssen des
Rates der Europäischen Union führen können,
nach ihrer Übermittlung an den Rat den
beitretenden Staaten zur Kenntnis gebracht.

(2) Es finden Konsultationen auf begründeten
Antrag eines beitretenden Staates statt, der dabei
seine Interessen als künftiges Mitglied der Union
ausdrücklich darlegt und seine Bemerkungen
vorbringt.

(3) Verwaltungsbeschlüsse sind im allgemeinen
nicht Gegenstand von Konsultationen.

(4) Die Konsultationen finden in einem Interims-
ausschuß statt, der sich aus Vertretern der Union
und der beitretenden Staaten zusammensetzt.

(5) Mitglieder des Interimsausschusses sind auf
Seiten der Union die Mitglieder des Ausschusses
der Ständigen Vertreter oder die hierfür von ihnen
benannten Personen. Die Kommission wird gebe-
ten, zu diesen Arbeiten Vertreter zu entsenden.

(6) Der Interimsausschuß wird von einem
Sekretariat — dem Konferenzsekretariat — unter-
stützt, das zu diesem Zweck bestehen bleibt.

(7) Die Konsultationen finden in der Regel statt,
sobald bei den Vorarbeiten der Union im Hinblick
auf die Annahme von Ratsbeschlüssen gemeinsame
Leitlinien ausgearbeitet worden sind, welche die
Aufnahme solcher Konsultationen als sinnvoll
erscheinen lassen.

(8) Bestehen nach den Konsultationen noch
ernste Schwierigkeiten, so kann die Frage auf
Antrag eines beitretenden Staates auf Ministerebe-
ne erörtert werden.

(9) Die vorstehenden Bestimmungen gelten
entsprechend auch für die Beschlüsse des Rates
der Gouverneure der Europäischen Investitions-
bank.

(10) Das in den vorstehenden Absätzen vorge-
sehene Verfahren gilt auch für alle künftigen
Beschlüsse der beitretenden Staaten, welche sich
auf die Verpflichtungen auswirken könnten, die
sich aus ihrer Eigenschaft als künftige Mitglieder
der Union ergeben.

II.

(1) Das Verfahren nach Abschnitt I findet
entsprechend auf Entwürfe für Ratsbeschlüsse
Anwendung, in denen gemeinsame Standpunkte
im Sinne des Artikels J.2 VEU festgelegt oder
gemeinsame Aktionen im Sinne des Artikels J.3
angenommen werden, wobei die nachstehenden
Bestimmungen gelten.

(2) Der Vorsitz bringt diese Entwürfe den
beitretenden Staaten zur Kenntnis, wenn der
Vorschlag oder die Mitteilung von einem Mitglied-
staat stammt.

(3) Außer im Falle einer begründeten Ein-
wendung eines beitretenden Staates können die
Konsultationen in Form eines Austauschs von
Telefaxmitteilungen erfolgen.

(4) Finden die Konsultationen in dem Interims-
ausschuß statt, so können die der Union
angehörigen Mitglieder dieses Ausschusses, soweit
angebracht, die Mitglieder des Politischen Aus-
schusses sein.

III.

(1) Das Verfahren nach Abschnitt I findet
entsprechend auf Entwürfe für Ratsbeschlüsse
Anwendung, in denen gemeinsame Standpunkte
oder gemeinsame Maßnahmen im Sinne des
Artikels K. 3 VEU festgelegt bzw. angenommen
werden, sowie auf die Ausarbeitung von Überein-
kommen nach jenem Artikel, wobei die nachste-
henden Bestimmungen gelten.

(2) Der Vorsitz bringt diese Entwürfe den
beitretenden Staaten zur Kenntnis, wenn der
Vorschlag oder die Mitteilung von einem Mitglied-
staat stammt.

(3) Finden die Konsultationen in dem Interims-
ausschuß statt, so können die der Union
angehörigen Mitglieder dieses Ausschusses, soweit
angebracht, die Mitglieder des in Artikel K.4 VEU
genannten Ausschusses sein.

IV.

Das Königreich Norwegen, die Republik Öster-
reich, die Republik Finnland und das Königreich
Schweden treffen die erforderlichen Maßnahmen,
damit ihr Beitritt zu den Abkommen und Überein-
kommen im Sinne von Artikel 4 Absatz 2 und
Artikel 5 Absatz 2 der Akte über die Beitritts-
bedingungen und die Anpassungen der Verträge
nach Möglichkeit gleichzeitig mit dem Inkraft-
treten des Beitrittsvertrags unter den in der
Beitrittsakte vorgesehenen Bedingungen erfolgt.

Soweit die Abkommen oder Übereinkommen im
Sinne des Artikels 3, des Artikels 4 Absatz l Satz 2
und des Artikels 4 Absatz 2 erst im Entwurf
bestehen, noch nicht unterzeichnet sind und
wahrscheinlich auch vor dem Beitritt nicht mehr
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unterzeichnet werden können, werden die beitre-
tenden Staaten eingeladen, nach der Unterzeich-
nung des Beitrittsvertrags in geeigneten Verfahren
positiv an der Ausarbeitung dieser Entwürfe
mitzuwirken, um den Abschluß der betreffenden
Abkommen und Übereinkommen zu fördern.

V

Zu den Verhandlungen über Übergangs- und
Anpassungsprotokolle mit den als Vertragsparteien
beteiligten Ländern nach den Artikeln 59, 76, 102
und 128 der Akte über die Beitrittsbedingungen
werden die Vertreter der beitretenden Staaten als
Beobachter an der Seite der Vertreter der
derzeitigen Mitgliedstaaten hinzugezogen.

Bestimmte von der Gemeinschaft geschlossene
nichtpräferentielle Abkommen, deren Geltungsdau-
er über den 1. Januar 1995 hinausgeht, können
angepaßt oder geändert werden, um der Erweite-
rung der Union Rechnung zu tragen. Diese
Anpassungen oder Änderungen werden von der
Gemeinschaft ausgehandelt; die Vertreter der
beitretenden Staaten werden nach dem im
vorstehenden Absatz vorgesehenen Verfahren
hinzugezogen.

VI.

Die Organe legen rechtzeitig die Texte nach
Artikel 170 der Akte über die Beitrittsbedingungen
und die Anpassungen der Verträge fest.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 24. November 1994 bei der Italienischen Regierung hinterlegt; der Vertrag tritt gemäß
seinem Art. 2 Abs. 2 mit 1. Jänner 1995 in Kraft.

Nach Mitteilungen der Italienischen Regierung haben folgende weitere Staaten den Vertrag
ratifiziert: Belgien, Dänemark, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien,
Luxemburg, Niederlande, Portugal, Schweden, Spanien, Vereinigtes Königreich.

Vranitzky
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46.

Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Vertrag über die Gründung
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

TRAITÉ INSTITUANT LA COMMUNAUTÉ
EUROPÉENNE DU CHARBON ET DE L'ACIER

TITRE I

De la Communauté européenne du charbon et de l'acier

Article premier
Par le présent traité, les HAUTES PARTIES CONTRACTANTES instituent entre Elles une

COMMUNAUTÉ EUROPÉENNE DU CHARBON ET DE L'ACIER, fondée sur un marché com-
mun, des objectifs communs et des institutions communes.

Article 2
La Communauté européenne du charbon et de l'acier a pour mission de contribuer, en harmonie

avec l'économie générale des États membres et grâce à l'établissement d'un marché commun dans les
conditions définies à l'article 4, à l'expansion économique, au développement de l'emploi et au relève-
ment du niveau de vie dans les États membres.

La Communauté doit réaliser l'établissement progressif de conditions assurant par elles-mêmes la
répartition la plus rationnelle de la production au niveau de productivité le plus élevé, tout en sauve-
gardant la continuité de l'emploi et en évitant de provoquer, dans les économies des États membres, des
troubles fondamentaux et persistants.

Article 3
Les institutions de la Communauté doivent, dans le cadre de leurs attributions respectives et dans

l'intérêt commun:
a) veiller à l'approvisionnement régulier du marché commun en tenant compte des besoins des pays

tiers;
b) assurer à tous les utilisateurs du marché commun placés dans des conditions comparables un

égal accès aux sources de production;
c) veiller à l'établissement des prix les plus, bas dans des conditions telles qu'ils n'entraînent aucun

relèvement corrélatif des prix pratiqués par les mêmes entreprises dans d'autres transactions ni
de l'ensemble des prix dans une autre période, tout en permettant les amortissements nécessai-
res et en ménageant aux capitaux engagés des possibilités normales de rémunération;

d) veiller au maintien de conditions incitant les entreprises à développer et à améliorer leur poten-
tiel de production et à promouvoir une politique d'exploitation rationnelle des ressources na-
turelles évitant leur épuisement inconsidéré;

e) promouvoir l'amélioration des conditions de vie et de travail de la main-d'œuvre, permettant
leur égalisation dans le progrès, dans chacune des industries dont elle a la charge;

f) promouvoir le développement des échanges internationaux et veiller au respect de limites équi-
tables dans les prix pratiqués sur les marchés extérieurs;

g) promouvoir l'expansion régulière et la modernisation de la production ainsi que l'amélioration
de la qualité, dans des conditions qui écartent toute protection contre les industries concurren-
tes que ne justifierait pas une action illégitime menée par elles ou en leur faveur.
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Article 4
Sont reconnus incompatibles avec le marché commun du charbon et de l'acier et, en conséquence,

sont abolis et interdits dans les conditions prévues au présent traité, à l'intérieur de la Communauté:
a) les droits d'entrée ou de sortie, ou taxes d'effet équivalent, et les restrictions quantitatives à la

circulation des produits;
b) les mesures ou pratiques établissant une discrimination entre producteurs, entre acheteurs ou

entre utilisateurs, notamment en ce qui concerne les conditions de prix ou de livraison et les ta-
rifs de transports, ainsi que les mesures ou pratiques faisant obstacle au libre choix par l'ache-
teur de son fournisseur;

e) les subventions ou aides accordées par les États ou les charges spéciales imposées par eux, sous
quelque forme que ce soit;

d) les pratiques restrictives tendant à la répartition ou à l'exploitation des marchés.

Article 5
La Communauté accomplit sa mission, dans les conditions prévues au présent traité, avec des in-

terventions limitées.

À cet effet:
- elle éclaire et facilite l'action des intéressés en recueillant des informations, en organisant des

consultations et en définissant des objectifs généraux;
- elle met des moyens de financement à la disposition des entreprises pour leurs investissements

et participe aux charges de la réadaptation;
- elle assure l'établissement, le maintien et le respect de conditions normales de concurrence et

n'exerce une action directe sur la production et le marché que lorsque les circonstances l'exigent;

- elle rend publics les motifs de son action et prend les mesures nécessaires pour assurer le respect
des règles prévues par le présent traité.

Les institutions de la Communauté exercent ces activités avec un appareil administratif réduit, en
coopération étroite avec les intéressés.

Article 6
La Communauté a la personnalité juridique.

Dans les relations internationales, la Communauté jouit de la capacité juridique nécessaire pour
exercer ses fonctions et atteindre ses buts.

Dans chacun des États membres, la Communauté jouit de la capacité juridique la plus large recon-
nue aux personnes morales nationales; elle peut, notamment, acquérir et aliéner des biens immobiliers
et mobiliers et ester en justice.

La Communauté est représentée par ses institutions, chacune dans le cadre de ses attributions.

TITRE II

Des institutions de la Communauté

Article 7
Les institutions de la Communauté sont:
- une HAUTE AUTORITÉ, ci-après dénommée «Commission»;
- une ASSEMBLÉE COMMUNE, ci-après dénommée «Parlement européen»;
- un CONSEIL SPÉCIAL DES MINISTRES, ci-après dénommé «Conseil»; j
- une COUR DE JUSTICE;
- une COUR DES COMPTES.
La Commission est assistée d'un comité consultatif.
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CHAPITRE l

DE LA COMMISSION

Article 8
La Commission est chargée d'assurer la réalisation des objets fixés par le présent traité dans les con-

ditions prévues par celui-ci.

Article 9
1. La Commission est composée de dix-sept membres choisis en raison de leur compétence généra-

le et offrant toutes garanties d'indépendance.
Le nombre des membres de la Commission peut être modifié par le Conseil, statuant à l'unanimité.
Seuls les nationaux des États membres peuvent être membres de la Commission.
La Commission doit comprendre au moins un national de chacun des États membres, sans que le

nombre des membres ayant la nationalité d'un même État membre soit supérieur à deux.
7

2. Les membres de la Commission exercent leurs fonctions en pleine indépendance, dans l'intérêt
général de la Communauté.

Dans l'accomplissement de leurs devoirs, ils ne sollicitent ni n'acceptent d'instructions d'aucun
gouvernement ni d'aucun organisme. Ils s'abstiennent de tout acte incompatible avec le caractère de
leurs fonctions. Chaque État membre s'engage à respecter ce caractère et à ne pas chercher à influencer
les membres de la Commission dans l'exécution de leur tâche.

Les membres de la Commission ne peuvent, pendant la durée de leurs fonctions, exercer aucune
autre activité professionnelle, rémunérée ou non. Ils prennent, lors de leur installation, l'engagement
solennel de respecter, pendant la durée de leurs fonctions et après la cessation de celles-ci, les obligati-
ons découlant de leur charge, notamment les devoirs d'honnêteté et de délicatesse quant à l'acceptati-
on, après cette cessation, de certaines fonctions ou de certains avantages. En cas de violation de ces ob-
ligations, la Cour de justice, saisie par le Conseil ou par la Commission, peut, selon le cas, prononcer la
démission d'office dans les conditions de l'article 12 A ou la déchéance du droit à pension de l'intéres-
sé ou d'autres avantages en tenant lieu.

Article 10
1. Les membres de la Commission sont nommés, pour une durée de cinq ans, selon la procédure

visée au paragraphe 2, sous réserve, le cas échéant, de l'article 24.
Leur mandat est renouvelable.

2. Les gouvernements des États membres désignent d'un commun accord, après consultation du
Parlement européen, la personnalité qu'ils envisagent de nommer président de la Commission.

Les gouvernements des États membres, en consultation avec le président désigné, désignent les au-
tres personnalités qu'ils envisagent de nommer membres de la Commission.

Le président et les autres membres de la Commission ainsi désignés sont soumis, en tant que collè-
ge, à un vote d'approbation par le Parlement européen. Après l'approbation du Parlement européen, le
président et les autres membres de la Commission sont nommés, d'un commun accord, par les gouver-
nements des États membres.

3. Les paragraphes 1 et 2 s'appliquent pour la première fois au président et aux autres membres de
la Commission dont le mandat commence le 7 janvier 1995.

Le président et les autres membres de la Commission dont le mandat commence le 7 janvier 1993
sont nommés d'un commun accord par les gouvernements des États membres. Leur mandat expire le 6
janvier 1995.
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Article 11
La Commission peut nommer un ou deux vice-présidents parmi ses membres.

Article 12
En dehors des renouvellements réguliers et des décès, les fonctions de membre de la Commission

prennent fin individuellement par démission volontaire ou d'office.
L'intéressé est remplacé pour la durée du mandat restant à courir par un nouveau membre nommé

d'un commun accord par les gouvernements des États membres. Le Conseil, statuant à l'unanimité, peut
décider qu'il n'y a pas lieu à remplacement.

En cas de démission ou de décès, le président est remplacé pour la durée du mandat restant à cour-
ir. La procédure prévue à l'article 10, paragraphe 2, est applicable pour son remplacement.

Sauf en cas de démission d'office prévue à l'article 12 A, les membres de la Commission restent en
fonctions jusqu'à ce qu'il soit pourvu à leur remplacement.

Article 12 A
Tout membre de la Commission, s'il ne remplit plus les conditions nécessaires à l'exercice de ses

fonctions ou s'il a commis une'faute grave, peut être déclaré démissionnaire par la Cour de justice, à la
requête du Conseil ou de la Commission.

Article 13
Les délibérations de la Commission sont acquises à la majorité du nombre des membres prévu à

l'article 9.
La Commission ne peut siéger valablement que si le nombre de membres fixé dans son règlement

intérieur est présent.

Article 14
Pour l'exécution des missions qui lui sont confiées et dans les conditions prévues au présent traité,

la Commission prend des décisions, formule des recommandations ou émet des avis.
Les décisions sont obligatoires en tous leurs éléments.
Les recommandations comportent obligation dans les buts qu'elles assignent, mais laissent à ceux

qui en sont l'objet le choix des moyens propres à atteindre ces buts.
Les avis ne lient pas.

Lorsque la Commission est habilitée à prendre une décision, elle peut se borner à formuler une re-
commandation.

Article 15
Les décisions, recommandations et avis de la Commission sont motivés et visent les avis obliga-

toirement recueillis.
Les décisions et recommandations, lorsqu'elles ont un caractère individuel, obligent l'intéressé par

l'effet de la notification qui lui en est faite.

Dans les autres cas, elles sont applicables par le seul effet de leur publication.
Les modalités d'exécution du présent article seront déterminées par la Commission.

Article 16
La Commission prend toutes mesures d'ordre intérieur propres à assurer le fonctionnement de ses

services.
Elle peut instituer des comités d'études, et notamment un comité d'études économiques.
Le Conseil et la Commission procèdent à des consultations réciproques et organisent d'un com-

mun accord les modalités de leur collaboration.
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La Commission fixe son règlement intérieur en vue d'assurer son fonctionnement et celui de ses
services dans les conditions prévues par le présent traité. Elle assure la publication de ce règlement.

Article 17
La Commission publie tous les ans, un mois au moins avant l'ouverture de la session du Parlement

européen, un rapport général sur l'activité de la Communauté.

Article 18
Un Comité consultatif est institué auprès de la Commission. Il ,est composé de soixante-douze

membres au moins et de quatre-vingt-seize au plus et comprend, en nombre égal, des producteurs, des
travailleurs et des utilisateurs et négociants

Les membres du Comité consultatif sont nommés par le Conseil.
Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, fixe toutes indemnités tenant lieu de rémunération

Article 19
La Commission peut consulter le Comité consultatif dans tous les cas où elle le juge opportun. Elle

est tenue de le faire chaque fois que cette-consultation est prescrite par le présent traité.
La Commission soumet au Comité consultatif les objectifs généraux et les programmes établis au

titre de l'article 46 et le tient informé des lignes directrices de son action au titre des articles 54, 65 et 66.
Si la Commission l'estime nécessaire, elle impartit au Comité consultatif, pour présenter son avis,

un délai qui ne peut être inférieur à dix jours, à dater de la communication qui est adressée à cet effet au
président.

Le Comité consultatif est convoqué par son président, soit à la demande de la Commission, soit à
la demande de la majorité de ses membres, en vue de délibérer sur une question déterminée.

Le procès-verbal des délibérations est transmis à la Commission et au Conseil en même temps que
les avis du Comité.

CHAPITRE 2

DU PARLEMENT EUROPÉEN

Article 20
Le Parlement européen, composé de représentants des peuples des États réunis dans la Commun-

auté, exerce les pouvoirs de contrôle qui lui sont attribués par le présent traité.

Article 20 A
Le Parlement européen peut, à la majorité de ses membres, demander à la Commission de soumettre

toute proposition appropriée sur les questions qui lui paraissent nécessiter l'élaboration d'un acte com-
munautaire pour la mise en œuvre du présent traité.

Article 20 B
Dans le cadre de l'accomplissement de ses missions, le Parlement européen peut, à la demande d'un

quart de ses membres, constituer une commission temporaire d'enquête pour examiner, sans préjudice
des attributions conférées par le présent traité à d'autres institutions ou organes, les allégations d'in-
fraction ou de mauvaise administration dans l'application du droit communautaire, sauf si les faits allé-
gués sont en cause devant une juridication et aussi longtemps que la procédure juridictionnelle n'est pas
achevée.
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L'existence de la commission temporaire d'enquête prend fin par le dépôt de son rapport.
Les modalités d'exercice du droit d'enquête sont déterminées d'un commun accord par le Parle-

ment européen, le Conseil et la Commission.

Article 20 C
Tout citoyen de HUnion, ainsi que toute personne physique ou morale résidant ou ayant son siège

statutaire dans un État membre, a le droit de présenter, à titre individuel ou en association avec d'aut-
res citoyens ou personnes, une pétition au Parlement européen sur un sujet relevant des domaines d'ac-
tivité de la Communauté et qui le ou la concerne directement.

Article 20 D
1. Le Parlement européen nomme un médiateur, habilité à recevoir les plaintes émanant de tout ci-

toyen de l'Union ou de toute personne physique ou morale résidant ou ayant son siège statutaire dans
un État membre et relatives à des cas de mauvaise administration dans l'action des institutions ou orga-
nes communautaires, à l'exclusion de la Cour de justice et du Tribunal de première instance dans l'exer-
cice de leurs fonctions juridictionnelles.

Conformément à sa mission, le médiateur procède aux enquêtes qu'il estime justifiées, soit de sa
propre initiative, soit sur la base des plaintes qui lui ont été présentées directement ou par l'intermé-
diaire d'un membre du Parlement européen, sauf si les faits allégués font ou ont fait l'objet d'une procé-
dure juridictionnelle. Dans les cas où le médiateur a constaté un cas de mauvaise administration, il sai-
sit l'institution concernée, qui dispose d'une délai de trois mois pour lui faire tenir son avis. Le médiateur
transmet ensuite un rapport au Parlement européen et à l'institution concernée. La personne dont éma-
ne la plainte est informée du résultat de ces enquêtes.

Chaque année, le médiateur présente un rapport au Parlement européen sur les résultats de ses en-
quêtes.

2. Le médiateur est nommé après chaque élection du Parlement européen pour la durée de la lé-
gislature. Son mandat est renouvelable.

Le médiateur peut être déclaré démissionnaire par la Cour de justice, à la requête du Parlement eu-
ropéen, s'il ne remplit plus les conditions nécessaires à l'exercice de ses fonctions ou s'il a commis une
faute grave.

3. Le médiateur exerce ses fonctions en toute indépendance. Dans l'accomplissement de ses de-
voirs, il ne sollicite ni n'accepte d'instructions d'aucun organisme. Pendant la durée de ses fonctions, le
médiateur ne peut exercer aucune autre activité professionnelle, rémunérée ou non.

4. Le Parlement européen fixe le statut et les conditions générales d'exercice des fonctions du
médiateur après avis de la Commission et avec l'approbation du Conseil, statuant à la majorité quali-
fiée.

Article 21
(Paragraphes 1 et 2 devenus caducs à la date du 17 juillet 1979, conformément aux dispositions de

l'article 14 de l'acte portant élection des représentants au Parlement européen)
[Voir article 1er de l'acte précité, qui se lit comme suit:

1. Les représentants, au Parlement européen, des peuples des États réunis dans la Communauté
sont élus au suffrage universel direct.]
[Voir article 2 de l'acte précité, qui se lit comme suit:

2. Le nombre des représentants élus dans chaque État membre est fixé ainsi qu'il suit:
Belgique........................................ 24
Danemark..................................... 16
Allemagne.................................... 81
Grèce ............................................. 24
Espagne........................................ 60
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France........................................... 81
Irlande.......................................... 15
Italie..............................................81
Luxembourg.................................. 6
Pays-Bas....................................... 25
Portugal........................................ 24

Royaume-Uni............................. 81]

3. Le Parlement européen élaborera des projets en vue de permettre l'élection au suffrage univer-
sel direct selon une procédure uniforme dans tous les États membres

Le Conseil, statuant à l'unanimité après avis du Parlement européen, qui se prononce à la majorité
des membres qui le composent, arrêtera les dispositions dont il recommandera l'adoption par les États
membres, conformément à leurs règles constitutionnelles respectives

Article 22
Le Parlement européen tient une session annuelle. Il se réunit de plein droit le deuxième mardi de

mars
Le Parlement européen peut être convoqué en session extraordinaire à la demande du Conseil pour

émettre un avis sur les questions qui lui sont soumises par celui-ci.
Il peut également se réunir en session extraordinaire à la demande de la majorité de ses membres

ou de la Commission.

Article 23
Le Parlement européen désigne parmi ses membres son président et son bureau.
Les membres de la Commission peuvent assister à toutes les séances. Le président ou les membres

de la Commission désignés par elle sont entendus sur leur demande.
La Commission répond oralement ou par écrit aux questions qui lui sont posées par le Parlement

européen ou par ses membres.
Les membres du Conseil peuvent assister à toutes les séances et sont entendus sur leur demande.

Article 24
Le Parlement européen procède, en séance publique, à la discussion du rapport général qui lui est

soumis par la Commission.
Le Parlement européen, saisi d'une motion de censure sur la gestion de la Commission, ne peut se

prononcer sur cette motion que trois jours au moins après son dépôt et par un scrutin public.

Si la motion de censure est adoptée à une majorité des deux tiers des voix exprimées et à la majo-
rité des membres qui composent le Parlement européen, les membres de la Commission doivent aban-
donner collectivement leurs fonctions. Ils continueront à expédier les affaires courantes jusqu'à leur
remplacement conformément à l'article 10. Dans ce cas, le mandat des membres de la Commission nom-
més pour les remplacer expire à la date à laquelle aurait dû expirer le mandat des membres de la Com-
mission obligés d'abandonner collectivement leurs fonctions.

• Article 25
Le Parlement européen arrête son règlement intérieur à la majorité des membres qui le composent.
Les actes du Parlement européen sont publiés dans les conditions prévues par ce règlement.
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CHAPITRE 3

DU CONSEIL

Article 26
Le Conseil exerce ses attributions dans les cas prevus et de Ia maniere indiquee au present traite,

notamment en vue d'harmoniser l'action de Ia Commission et celle des gouvernements responsables de
Ia politique economique generale de leur pays.

A cet effet, le Conseil et Ia Commission precedent ä des echanges d'infbrmations et a des consul-
tations reciproques.

Le Conseil peut demander a Ia Commission de proceder ä l'etude de toutes propositions et mesu-
res qu'il juge opportunes ou necessaires ä Ia realisation des objectifs communs.

Article 27
Le Conseil est forme par un representant de chaque Etat membre au niveau mimsteriel, habihte ä

engager le gouvernement de cet fitat membre.
La presidence est exercee ä tour de röle par chaque £tat membre du Conseil pour une duree de six

mois selon l'ordre suivant des Etats membres:
- pendant un premier cycle de six ans: Belgique, Dänemark, Allemagne, Grece, Espagne, France,

Irlande, Italie, Luxembourg, Pays-Bas, Portugal, Royaume-Uni;
- pendant le cycle suivant de six ans: Dänemark, Belgique, Grece, Allemagne, France, Espagne,

Italie, Irlande, Pays-Bas, Luxembourg, Royaume-Uni, Portugal.

Article 27 A
Le Conseil se reunit sur convocation de son president, ä l'initiative de celui-ci, d'un de ses mem-

bres ou de Ia Commission.

Article 28
Lorsque le Conseil est consulte par Ia Commission, il delibere sans proceder necessairement ä un

vote. Les proces-verbaux des deliberations sont transmis ä Ia Commission.
Dans le cas oü le present traite requiert un avis.conforme du Conseil, l'avis est repute acquis si Ia

proposition soumise par Ia Commission recueille l'accord:
- de Ia majorite absolue des representants des fitats membres, y compris les voix des representants

de deux Etats membres assurant chacun un neuvieme au moins de Ia valeur totale des produc-
tions de charbon et d'acier de Ia Communaute,

- ou, en cas de partage egal des voix et si Ia Commission maintient sä proposition apres une se-
conde deliberation, des representants de trois rZtats membres assurant chacun un neuvieme au
moins de Ia valeur totale des productions de charbon et d'acier de Ia Communaute.

Dans le cas ou le present traite requiert une decision ä l'unanimite ou un avis conforme ä l'unani-
mite, Ia decision ou Favis sont acquis s'ils recueillent les voix de tous les membres du Conseil. Toute-
fois, pour l'application des articles 21, 32, 32 bis, 78 sexto et 78 nöno du present traite et de l'article 16,
de l'article 20, troisieme alinea, de l'article 28, cinquieme alinea, et de l'article 44 du protocole sur le Sta-
tut de Ia Cour de justice, les abstentions des membres presents ou represented ne font pas obstacle ä l'ad-
option des deliberations du Conseil qui requierent l'unanimite.

Les decisions du Conseil, autres que celles qui requierent une majorite qualifiee ou l'unanimite,
sont prises ä Ia majorite des membres qui composent le Conseil; cette majorite est reputee acquise si eile
comprend Ia majorite absolue des representants des Etats membres, y compris les voix des representants
de deux Etats membres assurant chacun un neuvieme au moins de Ia valeur totale des productions de
charbon et d'acier de Ia Communaute. Toutefois, les voix des membres du Conseil sont affectees de Ia

Eonderation suivante pour l'application des articles 78, 78 ter et 78 sexto du present traite qui requierent
majorite qualifiee:
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Belgique.......................................... 5
Danemark....................................... 3
Allemagne .................................... 10
Grèce.............................................. 5
Espagne.......................................... 8
France........................................... 10
Irlande............................................3
Italie.............................................. 10
Luxembourg.................................. 2

Pays-Bas......................................... 5
Portugal.......................................... 5
Royaume-Uni.............................. 10

Les délibérations sont acquises si elles ont recueilli au moins cinquante-quatre voix exprimant le
vote favorable d'au moins huit membres.

En cas de vote, chaque membre du Conseil peut recevoir délégation d'un seul des autres membres.
Le Conseil communique avec les Etats membres par l'intermédiaire de son président.
Les délibérations du Conseil sont publiées dans les conditions arrêtées par lui.

Article 29
Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, fixe les traitements, indemnités et pensions du prési-

dent et des membres de la Commission, du président, des juges, des avocats généraux et du greffier de
la Cour de justice. Il fixe également, à la même majorité, toutes indemnités tenant lieu de rémunérati-
on.

Article 30
1. Un comité composé des représentants permanents des États membres a pour tâche de préparer

les travaux du Conseil et d'exécuter les mandats qui lui sont confiés par celui-ci.
2. Le Conseil est assisté d'un secrétariat général, placé sous la direction d'un secrétaire général. Le

secrétaire général est nommé par le Conseil, statuant à l'unanimité.
Le Conseil décide de l'organisation du secrétariat général.
3. Le Conseil arrête son règlement intérieur.

CHAPITRE 4

DE LA COUR DE JUSTICE

Article 31
La Cour assure le respect du droit dans l'interprétation et l'application du présent traité et des rè7

glements d'exécution.
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Article 32
La Cour de justice est formée de treize juges.
La Cour de justice siège en séance plénière. Toutefois, elle peut créer en son sein des chambres

composées chacune de trois ou cinq juges en vue soit de procéder à certaines mesures d'instruction,
soit de juger certaines catégories d'affaires, dans les conditions prévues par un règlement établi à cet ef-
fet.

La Cour de justice siège en séance plénière lorsqu'un État membre ou une institution de la Com-
munauté qui est partie à l'instance le demande.

Si la Cour de justice le demande, le Cçnseil, statuant à l'unanimité, peut augmenter le nombre des
juges et apporter les adaptations nécessaires aux deuxième et troisième alinéas et à l'article 32 ter, deu-
xième alinéa.

Article 32 his
La Cour de justice est assistée de six avocats généraux
L'avocat général a pour rôle de présenter publiquement, en toute impartialité et en toute indépen-

dance, des conclusions motivées sur les affaires soumises à la Cour, en vue d'assister celle-ci dans l'ac-
complissement de sa mission, telle qu'elle est définie à l'article 31.

Si la Cour le demande, le Conseil, statuant à l'unanimité, peut augmenter le nombre des avocats
généraux et apporter les adaptations nécessaires à l'article 32 ter, troisième alinéa.

Article 32 ter
Les juges et les avocats généraux, choisis parmi des personnalités offrant toutes garanties d'indé-

pendance et qui réunissent les conditions requises pour l'exercice, dans leurs pays respectifs, des plus
hautes fonctions juridictionnelles ou qui sont des jurisconsultes possédant des compétences notoires,
sont nommés d'un commun accord pour six ans par les gouvernements des États membres.

Un renouvellement partiel des juges a lieu tous les trois ans. Il porte alternativement sur sept et six
juges

Un renouvellement partiel des avocats généraux a lieu tous les trois ans. Il porte chaque fois sur
trois avocats généraux Les juges et les avocats généraux sortants peuvent être nommés de nouveau.

Les juges désignent parmi eux, pour trois ans, le président de la Cour. Son mandat est renouvela-
ble.

Article 32 quater
La Cour nomme son greffier, dont elle fixe le statut.

Article 32 quinto
1. Il est adjoint à la Cour de justice un tribunal chargé de connaître en première instance, sous ré-

serve d'un pourvoi porté devant la Cour de justice, limité aux questions de droit, dans les conditions
fixées par le statut, de certaines catégories de recours déterminées dans les conditions fixées au para-
graphe 2. Le Tribunal de première instance n'a pas compétence pour connaître des questions préjudici-
elles soumises en vertu de l'article 41.

2. Sur demande de la Cour de justice et après consultation du Parlement européen et de la Com-
mission, le Conseil, statuant à l'unanimité, fixe les catégories de recours visées au paragraphe 1 et la com-
position du Tribunal de première instance et adopte les adaptations et les dispositions complémentai-
res nécessaires au statut de la Cour de justice. Sauf décision contraire du'Conseil, les dispositions du
présent traité relatives à la Cour de justice, et notamment les dispositions du protocole sur le statut de
la Cour de justice, sont applicables au Tribunal de première instance.

3. Les membres du Tribunal de première instance sont choisis parmi les personnes offrant toutes
les garanties d'indépendance et possédant la capacité requise pour l'exercice de fonctions juridic-
tionnelles; ils sont nommés d'un commun accord pour six ans par les gouvernements des États mem-
bres. Un renouvellement partiel a lieu tous les trois ans. Les membres sortants peuvent être nommés à
nouveau.



256917. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

4. Le Tribunal de première instance établit son règlement de procédure en accord avec la Cour de
justice. Ce règlement est soumis à l'approbation unanime du Conseil.

Article 33
La Cour de justice est compétente pour se prononcer sur les recours en annulation pour incompé-

tence, violation des formes substantielles, violation du traité ou de toute règle de droit relative à son ap-
plication, ou détournement de pouvoir, formés contre les décisions et recommandations de la Com-
mission par un des États membres ou par le Conseil. Toutefois, l'examen de la Cour de justice ne peut
porter sur l'appréciation de la situation découlant des faits ou circonstances économiques au vu de la-
quelle sont intervenues lesdites décisions ou recommandations, sauf s'il est fait grief à la Commission
d'avoir commis un détournement de pouvoir ou d'avoir méconnu d'une manière patente les dispositi-
ons du traité ou toute règle de droit relative à son application.

Les entreprises ou les associations visées à l'article 48 peuvent former, dans les mêmes conditions,
un recours contre les décisions et recommandations individuelles les concernant ou contre les décisions
et recommandations générales qu'elles estiment entachées de détournement de pouvoir à leur égard.

Les recours prévus aux deux premiers alinéas du présent article doivent être formés dans le délai
d'un mois à compter, suivant le cas, de la notification ou de la publication de la décision ou recomman-
dation.

La Cour de justice est compétente dans les mêmes conditions pour se prononcer sur les recours
formés par le Parlement européen qui tendent à la sauvegarde des prérogatives de celui-ci.

Article 34
En cas d'annulation, la Cour renvoie l'affaire devant la Commission. Celle-ci est tenue de prendre

les mesures que comporte l'exécution de la décision d'annulation. En cas de préjudice direct et spécial
subi par une entreprise ou un groupe d'entreprises du fait d'une décision ou d'une recommandation re-
connue par la Cour entachée d'une faute de nature à engager la responsabilité de la Communauté, la
Commission est tenue de prendre, en usant des pouvoirs qui lui sont reconnus par des dispositions du
présent traité, les mesures propres à assurer une équitable réparation du préjudice résultant directement
de la décision ou de la recommandation annulée et d'accorder, en tant que de besoin, une juste indem-
nité.

Si la Commission s'abstient de prendre dans un délai raisonnable les mesures que comporte l'exé-
cution d'une décision d'annulation, un recours en indemnité est ouvert devant la Cour.

Article 35
Dans le cas où la Commission, tenue par une disposition du présent traité ou des règlements d'ap-

plication de prendre une décision ou de formuler une recommandation, ne se conforme pas à cette ob-
ligation, il appartient, selon le cas, aux États, au Conseil ou aux entreprises et associations de la saisir.

Il en est de même dans le cas où la Commission, habilitée par une disposition du présent traité ou
des règlements d'application à prendre une décision ou à formuler une recommandation, s'en abstient
et où cette abstention constitue un détournement de pouvoir.

Si, à l'expiration d'un délai de deux mois, la Commission n'a pris aucune décision ou formulé au-
cune recommandation, un recours peut être formé devant la Cour dans un délai d'un mois contre la dé-
cision implicite de refus qui est réputée résulter de ce silence.

Article 36
La Commission, avant de prendre une des sanctions pécuniaires ou de fixer une des astreintes prévu-

es au présent traité, doit mettre l'intéressé en mesure de présenter ses observations.

Les sanctions pécuniaires et les astreintes prononcées en vertu des dispositions du présent traité
peuvent faire l'objet d'un recours de pleine juridiction.

Les requérants peuvent se prévaloir, à l'appui de ce recours, dans les conditions prévues au premier
alinéa de l'article 33 du présent traité, de l'irrégularité des décisions et recommandations dont la mé-
connaissance leur est reprochée.
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Article 37
Lorsqu'un État membre estime que, dans un cas déterminé, une action ou un défaut d'action de la

Commission est de nature à provoquer dans son économie des troubles fondamentaux et persistants, il
peut saisir la Commission.

Celle-ci, après consultation du Conseil, reconnaît, s'il y a lieu, l'existence d'une telle situation et
décide des mesures à prendre, dans les conditions prévues au présent traité, pour mettre fin à cette si-
tuation tout en sauvegardant les intérêts essentiels de la Communauté.

Lorsque la Cour est saisie d'un recours fondé sur les dispositions du présent article contre cette dé-
cision ou contre la décision explicite ou implicite refusant de reconnaître l'existence de la situation ci-
dessus visée, il lui appartient d'en apprécier le bien-fondé.

En cas d'annulation, la Commission est tenue de décider, dans le cadre de l'arrêt de la Cour, des
mesures à prendre aux fins prévues au deuxième alinéa du présent article.

Article 38
La Cour peut annuler, à la requête d'un des États membres ou de la Commission, les délibérations

du Parlement européen ou du Conseil.
La requête doit être formée dans le délai d'un mois à compter de la publication de la délibération

du Parlement européen ou de la communication de la délibération du Conseil aux États membres ou à
la Commission.

Seuls les moyens tirés de l'incompétence ou de la violation des formes substantielles peuvent être
invoqués à l'appui d'un tel recours.

Article 39
Les recours formés devant la Cour n'ont pas d'effet suspensif.
Toutefois, la Cour peut, si elle estime que les circonstances l'exigent, ordonner le sursis à l'exécu-

tion de la décision ou de la recommandation attaquée.
Elle peut prescrire toutes autres mesures provisoires nécessaires.

Article 40
Sous réserve des dispositions de l'article 34, premier alinéa, la Cour est compétente pour accorder,

sur demande de la partie lésée, une réparation pécuniaire à la charge de la Communauté, en cas de pré-
judice causé dans l'exécution du présent traité par une faute de service de la Communauté.

Elle est également compétente pour accorder une réparation à la charge de la Communauté en cas
de préjudice causé par une faute personnelle d'un agent de celle-ci dans l'exercice de ses fonctions.

La responsabilité personnelle des agents envers la Communauté est réglée dans les dispositions
fixant leur statut ou le régime qui leur est applicable

Tous autres litiges nés entre la Communauté et les tiers, en dehors de l'application des clauses du
présent traité et des règlements d'application, sont portés devant les tribunaux nationaux.

Article 41
La Cour est seule compétente pour statuer, à titre préjudiciel, sur la validité des délibérations de la

Commission et du Conseil, dans le cas où un litige porté devant un tribunal national mettrait en cause
cette validité.

Article 42
La Cour est compétente pour statuer en vertu d'une clause compromissoire contenue dans un con-

trat de droit public ou de droit privé passé par la Communauté ou pour son compte.

Article 43
La Cour est compétente pour statuer dans tout autre cas prévu par une disposition additionnelle

du présent traité.
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Elle peut également statuer dans tous les cas en connexité avec l'objet du présent traité où la légis-
lation d'un État membre lui attribue compétence.

Article 44
Les arrêts de la Cour ont force exécutoire sur le territoire des États membres, dans les conditions

fixées à l'article 92 ci-après.

Article 45
Le statut de la Cour est fixé par un protocole annexé au présent traité.
Le Conseil, statuant à l'unanimité sur demande de la Cour de justice et après consultation de la

Commission et du Parlement européen, peut modifier les dispositions du titre III du statut

CHAPITRE 5

DE LA COUR DES COMPTES

Article 45 A
La Cour des comptes assure le contrôle des comptes.

Article 45 B
1. La Cour des comptes est composée de douze membres.
2. Les membres de la Cour des comptes sont choisis parmi des personnalités appartenant ou ayant

appartenu dans leurs pays respectifs aux institutions de contrôle externe ou possédant une qualificati-
on particulière pour cette fonction. Ils doivent offrir toutes garanties d'indépendance.

3. Les membres de la Cour des comptes sont nommés pour six ans par le Conseil, statuant à l'una-
nimité après consultation du Parlement européen.

Toutefois, lors des premières nominations, quatre membres de la Cour des comptes, désignés par
voie de tirage au sort, reçoivent un mandat limité à quatre ans.

Les membres de la Cour des comptes peuvent être nommés de nouveau.
Ils désignent parmi eux, pour trois ans, le président de la Cour des comptes. Le mandat de celui-ci

est renouvelable.
4. Les membres de la Cour des comptes exercent leurs fonctions en pleine.indépendance, dans l'in-

térêt général de la Communauté.
Dans l'accomplissement de leurs devoirs, ils ne sollicitent ni n'acceptent d'instructions d'aucun

gouvernement ni d'aucun organisme. Ils s'abstiennent de tout acte incompatible avec le caractère de
leurs fonctions.

5. Les membres de la Cour des comptes ne peuvent, pendant la durée de leurs fonctions, exercer
aucune activité professionnelle, rémunérée ou non. Ils prennent, lors de leur installation, l'engagement
solennel de respecter, pendant la durée de leurs fonctions et après la cessation de celles-ci, les obligati-
ons découlant de leur charge, notamment les devoirs d'honnêteté et de délicatesse quant à l'acceptati-
on, après cette cessation, de certaines fonctions ou de certains avantages.

6. En dehors des renouvellements réguliers et des décès, les fonctions de membre de la Cour des
comptes prennent fin individuellement par démission volontaire ou par démission d'office déclarée par
la Cour de justice conformément aux dispositions du paragraphe 7

L'intéressé est remplacé pour la durée du mandat restant à courir.
Sauf en cas de démission d'office, les membres de la Cour des comptes restent en fonctions jusqu'à

ce qu'il soit pourvu à leur remplacement.
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7. Les membres de la Cour des comptes ne peuvent être relevés de leurs fonctions ni déclarés déchus
de leur droit à pension ou d'autres avantages en tenant lieu que si la Cour de justice constate, à la de-
mande de la Cour des comptes, qu'ils ont cessé de répondre aux conditions requises ou de satisfaire aux
obligations découlant de leur charge.

8. Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, fixe les conditions d'emploi, et notamment les trai-
tements, indemnités et pensions, du président et des membres de la Cour des comptes. Il fixe également,
statuant à la même majorité, toutes indemnités tenant lieu de rémunération.

9. Les dispositions du protocole sur les privilèges et immunités des Communautés européennes
qui sont applicables aux juges de la Cour de justice sont également applicables aux membres de la Cour
des comptes.

Article 45 C
1. La Cour des comptes examine les comptes de la totalité des recettes et dépenses de la Commu-

nauté. Elle examine également les comptes de la totalité des recettes et dépenses de tout organisme créé
par la Communauté dans la mesure où l'acte de fondation n'exclut pas cet examen.

La Cour des comptes fournit au Parlement européen et au Conseil une déclaration d'assurance con-
cernant la fiabilité des comptes ainsi que la légalité et la régularité des opérations sous-jacentes.

2. La Cour des comptes examine la légalité et la régularité des recettes et dépenses visées au para-
graphe 1 et s'assure de la bonne gestion financière.

Le contrôle des recettes s'effectue sur la base des constatations comme des versements des recettes
à la Communauté.

Le contrôle des dépenses s'effectue sur la base des engagements comme des paiements.
Ces contrôles peuvent être effectués avant la clôture des comptes de l'exercice budgétaire consi-

déré.
3. Le contrôle a lieu sur pièces et, au besoin, sur place auprès des autres institutions de la Com-

munauté et dans les États membres. Le contrôle dans les États membres s'effectue en liaison avec les in-
stitutions de contrôle nationales ou, si celles-ci ne disposent pas des compétences nécessaires, avec les
services nationaux compétents. Ces institutions ou services font connaître à la Cour des comptes s'ils
entendent participer au contrôle.

Tout document ou toute information nécessaires à l'accomplissement de la mission de la Cour des
comptes sont communiqués à celle-ci, sur sa demande, par les autres institutions de la Communauté et
par les institutions de contrôle nationales ou, si celles-ci ne disposent pas des compétences nécessaires,
par les services nationaux compétents.

4. La Cour des comptes établit un rapport annuel après la clôture de chaque exercice. Ce rapport
est transmis aux autres institutions de la Communauté et publié au Journal officiel des Communautés
européennes, accompagné des réponses desdites institutions aux observations de la Cour des comptes.

La Cour des comptes peut, en outre, présenter à tout moment ses observations, notamment sous
forme de rapports spéciaux, sur des questions particulières et rendre des avis à la demande d'une des au-
tres institutions de la Communauté.

Elle adopte ses rapports annuels, rapports spéciaux ou avis à la majorité des membres qui la com-
posent.

Elle assiste le Parlement européen et le Conseil dans l'exercice de leur fonction de contrôle de l'exé-
cution du budget.

5. La Cour des comptes établit, en outre, annuellement un rapport distinct sur la régularité des
opérations comptables autres que celles portant sur les dépenses et recettes visées au paragraphe 1 ain-
si que sur la régularité de la gestion financière de la Commission relative à ces opérations. Elle établit ce
rapport six mois au plus tard après la fin de l'exercice auquel le compte se rapporte et l'adresse à la Com-
mission et au Conseil. La Commission le communique au Parlement européen.
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TITRE III

Dispositions économiques et sociales

CHAPITRE 1

DISPOSITIONS GÉNÉRALES

Article 46
La Commission peut, à tout moment, consulter les gouvernements, les divers intéressés (entrepri-

ses, travailleurs, utilisateurs et négociants) et leurs associations ainsi que tous experts.

Les entreprises, les travailleurs, les utilisateurs et négociants, et leurs associations ont qualité pour
présenter à la Commission toutes suggestions ou observations sur les questions les concernant.

Pour orienter, en fonction des missions imparties à la Communauté, l'action de tous les intéressés
et pour déterminer son action propre, dans les conditions prévues au présent traité, la Commission doit,
en recourant aux consultations ci-dessus:

1) effectuer une étude permanente de l'évolution des marchés et des tendances des prix;
2) établir périodiquement des programmes prévisionnels de caractère indicatif portant sur la pro-

duction, la consommation, l'exportation et l'importation;
3) définir périodiquement des objectifs généraux concernant la modernisation, l'orientation à long

terme des fabrications et l'expansion des capacités de production;
! 4) participer, à la demande des gouvernements intéressés, à l'étude des possibilités de réemploi,

dans les industries existantes ou par la création d'activités nouvelles, de la main-d'œuvre rendue
disponible par l'évolution du marché ou les transformations techniques;

5) rassembler les informations nécessaires à l'appréciation des possibilités de relèvement des con-
ditions de vie et de travail de la main-d'œuvre des industries dont elle a la charge et des risques
qui menacent ces conditions de vie.

Elle publie les objectifs généraux et les programmes, après les avoir soumis au Comité consultatif.
Elle peut rendre publiques les études et informations mentionnées ci-dessus.

Article 47
La Commission peut recueillir les informations nécessaires à l'accomplissement de sa mission. Elle

peut faire procéder aux vérifications nécessaires.
La Commission est tenue de ne pas divulguer les informations qui, par leur nature, sont couvertes

par le secret professionnel, et notamment les renseignements relatifs aux entreprises et concernant leurs
relations commerciales ou les éléments de leur prix de revient. Sous cette réserve, elle doit publier les
données qui sont susceptibles d'être utiles aux gouvernements ou à tous autres intéressés.

La Commission peut prononcer, à l'encontre des entreprises qui se soustrairaient aux obligations
résultant pour elles des décisions prises en application des dispositions du présent article ou qui four-
niraient sciemment des informations fausses, des amendes, dont le montant maximum sera de 1 % du
chiffre d'affaires annuel, et des astreintes, dont le montant maximum sera de 5 % du chiffre d'affaires
journalier moyen par jour de retard.

Toute violation par la Commission du secret professionnel ayant causé un dommage à une entrepri-
se pourra faire l'objet d'une action en indemnité devant la Cour, dans les conditions prévues à l'article 40.

Article 48
Le droit des entreprises de constituer des associations n'est pas affecté par le présent traité. L'ad-

hésion à ces associations doit être libre. Elles peuvent exercer toute activité qui n'est pas contraire aux
dispositions du présent traité ou aux décisions ou recommandations de la Commission.
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Dans les cas où le présent traité prescrit la consultation du Comité consultatif, toute association est
en droit de soumettre à la Commission, dans les délais fixés par celle-ci, les observations de ses mem-
bres sur l'action envisagée.

Pour obtenir les informations qui lui sont nécessaires ou pour faciliter l'exécution des missions qui
lui sont confiées, la Commission recourt normalement aux associations de producteurs, à la condition
soit qu'elles assurent aux représentants qualifiés des travailleurs et des utilisateurs une participation à
leurs organes directeurs ou à des comités consultatifs établis auprès d'elles, soit qu'elles fassent par tout
autre moyen, dans leur organisation, une place satisfaisante à l'expression des intérêts des travailleurs et
des utilisateurs.

Les associations visées à l'alinéa précédent sont tenues de fournir à la Commission les informati-
ons que celle-ci estime nécessaires sur leur activité. Les observations visées au deuxième alinéa du pré-
sent article et les informations fournies au titre du quatrième alinéa sont également communiquées par
les associations au gouvernement intéressé.

CHAPITRE 2

DISPOSITIONS FINANCIÈRES

Article 49
La Commission est habilitée à se procurer les fonds nécessaires à l'accomplissement de sa mission:
- en établissant des prélèvements sur la production de charbon et d'acier;

- en contractant des emprunts.

Elle peut recevoir à titre gratuit.

Article 50
1. Les prélèvements sont destinés à couvrir:
- les dépenses administratives prévues à l'article 78;
- l'aide non remboursable prévue à l'article 56, relatif à la réadaptation;
- en ce qui concerne les facilités de financement prévues aux articles 54 et 56 et après appel au fonds

de réserve, la fraction du service des emprunts de la Commission éventuellement non couverte
par le service de ses prêts ainsi que le jeu éventuel de sa garantie aux emprunts souscrits direc-
tement par les entreprises;

- les dépenses consacrées à l'encouragement de la recherche technique et économique dans les con-
ditions prévues au paragraphe 2 de l'article 55.

2. Les prélèvements sont assis annuellement sur les différents produits en fonction de leur valeur
moyenne sans que le taux en puisse excéder 1 %, sauf autorisation préalable du Conseil prise à la ma-
jorité des deux tiers. Les conditions d'assiette et de perception sont fixées, en évitant dans toute la me-
sure possible les taxations cumulatives, par une décision générale de la Commission prise après consul-
tation du Conseil.

3. La Commission peut prononcer, à l'encontre des entreprises qui ne respecteraient pas les déci-
sions prises par elle en application du présent article, des majorations de 5 % au maximum par trimest-
re de retard.

Article 51
1. Les fonds d'emprunts ne peuvent être utilisés par la Commission que pour consentir des prêts.
L'émission des emprunts de la Commission sur les marchés des États membres est soumise aux ré-

glementations en vigueur sur ces marchés.
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Au cas où la Commission estime nécessaire la garantie d'États membres pour contracter certains
emprunts, elle saisit, après consultation du Conseil, le ou les gouvernements intéressés; aucun État n'est
tenu de donner sa garantie.

2. La Commission peut, dans les conditions prévues à l'article 54, garantir des emprunts consen-
tis directement aux entreprises par des tiers.

3. La Commisson peut aménager ses conditions de prêt ou de garantie en vue de constituer un fonds
de réserve destiné exclusivement à réduire le montant éventuel des prélèvements prévus à l'article 50,
paragraphe 1, troisième alinéa, sans que les sommes ainsi accumulées puissent être utilisées à des prêts
à des entreprises sous quelque forme que ce soit.

4. La Commission n'exerce pas elle-même les activités de caractère bancaire correspondant à ses
missions financières.

Article 52
__, Les États membres prennent toutes dispositions utiles pour assurer, à l'intérieur des territoires visés

lu-fpremier alinéa de l'article 79 et dans le cadre des modalités adoptées pour les règlements commer-
ciaux, le transfert des fonds provenant des prélèvements, des sanctions pécuniaires et astreintes et du
fonds de réserve, dans la mesure nécessaire à leur utilisation pour les objets auxquels ils sont destinés
par le présent traité.

Les modalités des transferts, tant entre les États membres qu'à destination des pays tiers, résultant
des autres opérations financières effectuées par la Commission ou sous sa garantie, feront l'objet d'ac-
cords passés par la Commission avec les États membres intéressés ou les organismes compétents sans
qu'aucun État membre qui applique une réglementation des changes soit tenu d'assurer des transferts
pour lesquels il n'a pas pris d'engagements explicites.

Article 53
Sans préjudice des dispositions de l'article 58 et du chapitre 5 du titre III, la Commission peut:
a) après consultation du Comité consultatif et du Conseil, autoriser l'institution, dans les conditi-

ons qu'elle détermine et sous son contrôle, de tous mécanismes financiers communs à plusieurs
entreprises qu'elle reconnaît nécessaires à l'exécution des missions définies à l'article 3 et com-
patibles avec les dispositions du présent traité, en particulier de l'article 65;

b) sur avis conforme du Conseil, statuant à l'unanimité, instituer elle-même tous mécanismes fi-
nanciers répondant aux mêmes fins.

Les mécanismes de même ordre institués ou maintenus par les États membres sont notifiés à la Com-
mission, qui, après consultation du Comité consultatif et du Conseil, adresse aux États intéressés les re-
commandations nécessaires, au cas où de tels mécanismes sont en tout ou partie contraires à l'applica-
tion du présent traité.

CHAPITRE 3

INVESTISSEMENTS ET AIDES FINANCIÈRES

Article 54
La Commission peut faciliter la réalisation des programmes d'investissements en consentant des

prêts aux entreprises ou en donnant sa garantie aux autres emprunts qu'elles contractent.
Sur avis conforme du Conseil, statuant à l'unanimité, la Commission peut concourir par les mêmes

moyens au financement de travaux et d'installations qui contribuent directement et à titre principal à
accroître la production, abaisser les prix de revient ou faciliter l'écoulement de produits soumis à sa ju-
ridiction.
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Pour favoriser un développement coordonné des investissements, la Commission peut obtenir, con-
formément aux dispositions de l'article 47, communication préalable des programmes individuels, soit
par une demande spéciale adressée à l'entreprise intéressée, soit par une décision définissant la nature et
l'importance des programmes qui doivent être communiqués.

Elle peut, après avoir donné aux intéressés toutes facilités pour présenter leurs observations, for-
muler un avis motivé sur ces programmes dans le cadre des objectifs généraux prévus à l'article 46. Sur
demande de l'entreprise intéressée, elle est tenue de formuler un tel avis. La Commission notifie l'avis
à l'entreprise intéressée et le porte à la connaissance de son gouvernement. La liste des avis est publiée.

Si la Commission reconnaît que le financement d'un programme ou l'exploitation des installations
qu'il comporte impliqueraient des subventions, aides, protections ou discriminations contraires au pré-
sent traité, l'avis défavorable pris par ces motifs vaut décision au sens de l'article 14 et entraîne l'inter-
diction pour l'entreprise intéressée de recourir, pour la réalisation de ce programme, à d'autres res-
sources que ses fonds propres.

La Commission peut prononcer, à l'encontre des entreprises qui passeraient outre à l'interdiction
prévue à l'alinéa précédent, des amendes dont le montant maximum sera égal aux sommes indûment
consacrées à la réalisation du programme en cause. w'

Article 55
1. La Commission doit encourager la recherche technique et économique intéressant la produc-

tion et le développement de la consommation du charbon et de l'acier ainsi que la sécurité du travail
dans ces industries. Elle organise, à cet effet, tous contacts appropriés entre les organismes de recherche
existants.

2. Après consultation du Comité consultatif, la Commission peut susciter et faciliter le dévelop-
pement de ces recherches:

a) soit en provoquant un financement en commun par les entreprises intéressées;
b) soit en y consacrant des fonds reçus à titre gratuit;

c) soit, après avis conforme du Conseil, en y affectant des fonds provenant des prélèvements prévus
à l'article 50, sans, toutefois, que le plafond défini au paragraphe 1 dudit article puisse être dépas-
sé.

Les résultats des recherches financées, dans les conditions prévues aux points b) et c), sont mis à la
disposition de l'ensemble des intéressés dans la Communauté.

3. La Commission émet tous avis utiles à la diffusion des améliorations techniques, notamment en
ce qui concerne les échanges de brevets et la délivrance des licences d'exploitation.

Article 56
1. Si l'introduction, dans le cadre des objectifs généraux de la Commission, de procédés techniques

ou d'équipements nouveaux a pour conséquence une réduction d'une importance exceptionnelle des be-
soins de main-d'œuvre des industries du charbon ou de l'acier entraînant dans une ou plusieurs régions
des difficultés particulières dans le réemploi de la main-d'œuvre rendue disponible, la Commission, sur
la demande des gouvernements intéressés:

a) prend l'avis du Comité consultatif;
b) peut faciliter, suivant les modalités prévues à l'article 54, soit dans les industries relevant de sa

juridiction, soit sur avis conforme du Conseil dans toute autre industrie, le financement des pro-
grammes, approuvés par elle, de création d'activités nouvelles économiquement saines et sus-
ceptibles d'assurer le réemploi productif de la main-d'œuvre rendue disponible;

c) consent une aide non remboursable pour contribuer:
- aux versements d'indemnités permettant à la main-d'œuvre d'attendre d'être replacée;
- à l'attribution aux travailleurs d'allocations pour frais de réinstallation;

- au financement de la rééducation professionnelle des travailleurs amenés à changer d'emploi.
La Commission subordonne l'octroi d'une aide non remboursable au versement par l'État intéres-

sé d'une contribution spéciale au moins équivalente au montant de cette aide, sauf dérogation autorisée
par le Conseil, statuant à la majorité des deux tiers.
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2. Si des changements profonds des conditions d'écoulement dans les industries du charbon ou de
l'acier, qui ne sont pas directement liés à l'établissement du marché commun, placent certaines entre-
prises dans la nécessité de cesser, de réduire ou de changer leur activité, de façon définitive, la Com-
mission, sur la demande des gouvernements intéressés:

a) peut faciliter, suivant les modalités prévues à l'article 54, soit dans les industries relevant de sa
juridiction, soit sur avis conforme du Conseil dans toute autre industrie, le financement des pro-
grammes, approuvés par elle, de création d'activités nouvelles économiquement saines ou de
transformation d'entreprises, susceptibles d'assurer le réemploi productif de la main-d'œuvre
rendue disponible;

b) peut consentir une aide non remboursable pour contribuer:

- au versement d'indemnités permettant à la main-d'œuvre d'attendre d'être replacée;
- à assurer, par des allocations aux entreprises, le paiement de leur personnel en cas de mise en

congé temporaire nécessitée par leur changement d'activité;
- à l'attribution aux travailleurs d'allocations pour frais de réinstallation;

- au financement de la rééducation professionnelle des travailleurs amenés à changer d'emploi.
La Commission subordonne l'octroi d'une aide non remboursable au versement par l'État intéres-

sé d'une contribution spéciale au moins équivalente au montant de cette aide, sauf dérogation autorisée
par le Conseil, statuant à la majorité des deux tiers

CHAPITRE 4

PRODUCTION

Article 57
Dans le domaine de la production, la Commission recourt de préférence aux modes d'action indi-

rects qui sont à sa disposition, tels que:

- la coopération avec les gouvernements pour régulariser ou influencer la consommation généra-
le, en particulier celle des services publics;

- les interventions en matière de prix et de politique commerciale prévues par le présent traité.

Article 58
1. En cas de réduction de la demande, si la Commission estime que la Communauté se trouve en

présence d'une période de crise manifeste et que les moyens d'action prévus à l'article 57 ne permettent
pas d'y faire face, elle doit, après consultation du Comité consultatif et sur avis conforme du Conseil,
instaurer un régime de quotas de production accompagné, en tant que de besoin, des mesures prévues
à l'article 74.

À défaut d'initiative de la Commission, l'un des États membres peut saisir le Conseil, qui, statuant
à l'unanimité, peut prescrire à la Commission l'instauration d'un régime de quotas.

2. La Commission, sur la base d'études faites en liaison avec les entreprises et les associations d'ent-
reprises, établit les quotas sur une base équitable, compte tenu des principes définis aux articles 2, 3 et
4. Elle peut, notamment, régler le taux de marche des entreprises par des prélèvements appropriés sur
les tonnages dépassant un niveau de référence défini par une décision générale.

Les sommes ainsi obtenues sont affectées au soutien des entreprises dont le rythme de production
est ralenti au-dessous de la mesure envisagée, en vue, notamment, d'assurer autant que possible le main-
tien de l'emploi dans ces entreprises.

3. Le régime des quotas prend fin sur proposition adressée au Conseil par la Commission, après
consultation du Comité consultatif, ou par le gouvernement d'un des États membres, sauf décision con-
traire du Conseil, à l'unanimité si la proposition émane de la Commission et à la majorité simple si elle
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émane d'un gouvernement. La fin du régime des quotas fait l'objet d'une publication par les soins de la
Commission.

4. La Commission peut prononcer, à l'encontre des entreprises qui violeraient les décisions prises
par elle en application du présent article, des amendes dont le montant est égal au maximum à la valeur
des productions irrégulières.

Article 59
1. Si la Commission constate, après consultation du Comité consultatif, que la Communauté se

trouve en présence d'une pénurie sérieuse de certains ou de l'ensemble des produits soumis à sa juri-
diction et que les moyens d'action prévus à l'article 57 ne permettent pas d'y faire face, elle doit saisir le
Conseil de cette situation et, sauf décision contraire de celui-ci, statuant à l'unanimité, lui proposer les
mesures nécessaires.

À défaut d'initiative de la Commission, le Conseil peut être saisi par l'un des États membres et, par
une décision prise à l'unanimité, reconnaître l'existence de la situation prévue ci-dessus.

2. Le Conseil, statuant à l'unanimité, décide, sur proposition de la Commission et en consultation
avec elle, d'une part, des priorités d'utilisation et, d'autre part, de la répartition des ressources de la Com-
munauté en charbon et en acier entre les industries soumises à sa juridiction, l'exportation et les autres
consommations.

En fonction des priorités d'utilisation ainsi décidées, la Commission établit, après consultation des
entreprises intéressées, les programmes de fabrication que les entreprises sont tenues d'exécuter.

3. À défaut d'une décision unanime du Conseil sur les mesures visées au paragraphe 2, la Com-
mission procède elle-même, en fonction des consommations et des exportations et indépendamment de
la localisation des productions, à la répartition des ressources de la Communauté entre les États mem-
bres.

Dans chacun des États membres, la répartition des ressources attribuées par la Commission est fai-
te sous la responsabilité du gouvernement, sans qu'elle puisse affecter les livraisons prévues à d'autres
États membres, et sous réserve de consultations avec la Commission en ce qui concerne les parts affec-
tées à l'exportation et à la marche des industries du charbon et de l'acier.

Si la part affectée à l'exportation par un gouvernement est réduite par rapport aux bases retenues
dans l'attribution totale faite à l'État membre en cause, la Commission, lors du renouvellement des opéra-
tions de répartition, redistribuera, en tant que de besoin, entre les États membres les ressources ainsi dé-
gagées pour la consommation.

Si une réduction relative dans la part affectée par un gouvernement à la marche des industries du
charbon ou de l'acier a pour conséquence une réduction dans une production de la Communauté, l'at-
tribution des produits correspondants faite à l'État membre en cause lors du renouvellement des opéra-
tions de répartition sera réduite à concurrence de la réduction de production qui lui est imputable.

4. Dans tous les cas, la Commission a la charge de répartir entre les entreprises, sur une base équi-
table, les quantités attribuées aux industries de sa juridiction, sur la base d'études faites en liaison avec
les entreprises et les associations d'entreprises.

5. Dans la situation prévue au paragraphe 1 du présent article, l'établissement, dans l'ensemble des
États membres, de restrictions aux exportations à destination des pays tiers peut être décidé par la Com-
mission, conformément aux dispositions de l'article 57, après consultation du Comité consultatif et sur
avis conforme du Conseil, ou, à défaut d'initiative de la Commission, par le Conseil, statuant à l'unani-
mité sur proposition d'un gouvernement.

6. La Commission peut mettre fin au régime institué en conformité du présent article après con-
sultation du Comité consultatif et du Conseil. Elle ne peut passer outre à un avis défavorable du Con-
seil, si cet avis a été pris à l'unanimité.

À défaut d'initiative de la Commission, le Conseil, statuant à l'unanimité, peut mettre fin à ce ré-
gime.

7 La Commission peut prononcer à l'encontre des entreprises qui violeraient les décisions prises
en application du présent article des amendes dont le montant ne peut excéder.le double de la valeur des
fabrications ou des livraisons prescrites et non exécutées ou détournées de leur emploi régulier.
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CHAPITRE 5

PRIX

Article 60
1. Sont interdites en matière de prix les pratiques contraires aux articles 2, 3 et 4, et notamment:
- les pratiques déloyales de concurrence, en particulier les baisses de prix purement temporaires

ou purement locales tendant, à l'intérieur du marché commun, à l'acquisition d'une position de
monopole;

- les pratiques discriminatoires comportant, dans le marché commun, l'application par un ven-
deur de conditions inégales à des transactions comparables, notamment suivant la nationalité
des acheteurs.

La Commission pourra définir, par décisions prises après consultation du Comité consultatif et du
Conseil, les pratiques visées par cette interdiction.

2. Aux fins énoncées ci-dessus:
a) les barèmes des prix et conditions de vente appliqués sur le marché commun par les'entreprises

doivent être rendus publics, dans la mesure et dans les formes prescrites par la Commission,
après consultation du Comité consultatif; si la Commission reconnaît que le choix, par une ent-
reprise, du point sur la base duquel elle établit son barème présente un caractère anormal et per-
met notamment d'éluder les dispositions du point b) ci-dessous, elle adresse à cette entreprise
les recommandations appropriées;

b) les modes de cotation appliqués ne doivent pas avoir pour effet d'introduire dans les prix pra-
tiqués par une entreprise sur le marché commun, ramenés à leur équivalent au départ du point
choisi pour l'établissement de son barème:

- des majorations par rapport au prix prévu par ledit barème pour une transaction comparable;

- ou des rabais sur ce prix dont le montant excède:
- soit la mesure permettant d'aligner l'offre faite sur le barème, établi sur la base d'un autre point,

qui procure à l'acheteur les conditions les plus avantageuses au lieu de livraison;
- soit les limites fixées pour chaque catégorie de produits, en tenant compte éventuellement de

leur origine et de leur destination, par décisions de la Commission prises après avis du Co-
mité consultatif.

Ces décisions interviennent quand leur nécessité apparaît, pour éviter des perturbations dans l'en-
semble ou dans une partie du marché commun, ou des déséquilibres qui résulteraient d'une divergence
entre les modes de cotation utilisés pour un produit et pour les matières qui entrent dans sa fabrication.
Elles ne font pas obstacle à ce que les entreprises alignent leurs offres sur les conditions offertes par des
entreprises extérieures à la Communauté, à condition que ces transactions soient notifiées à la Com-
mission, qui peut, en cas d'abus, limiter ou supprimer, à l'égard des entreprises en cause, le bénéfice de
cette dérogation.

Article 61
Sur la base d'études faites en liaison avec les entreprises et les associations d'entreprises, confor-

mément aux dispositions de l'article 46, premier alinéa, et de l'article 48, troisième alinéa, et après con-
sultation du Comité consultatif et du Conseil, tant sur l'opportunité de ces mesures que sur le niveau
de prix qu'elles déterminent, la Commission peut fixer, pour un ou plusieurs produits soumis à sa juri-
diction:

a) des prix maxima à l'intérieur du marché commun, si elle reconnaît qu'une telle décision est né-
cessaire pour atteindre les objectifs définis à l'article 3, notamment en son point e);

b) des prix minima à l'intérieur du marché commun, si elle reconnaît l'existence ou l'imminence
d'une crise manifeste et la nécessité d'une telle décision pour atteindre les objectifs définis à l'ar-
ticle 3;



2580 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

e) après consultation des associations des entreprises intéressées ou de ces entreprises elles-mêmes
et suivant des modalités adaptées à la nature des marchés extérieurs, des prix minima ou maxi-
ma à l'exportation, si une telle action est susceptible d'un contrôle efficace et apparaît nécessai-
re, tant en raison des dangers résultant pour les entreprises de la situation du marché que pour
faire prévaloir dans les relations économiques internationales l'objectif défini à l'article 3, point
f), et sans préjudice, en cas de fixation de prix minima, de l'application des dispositions prévu-
es à l'article 60, paragraphe 2, dernier alinéa.

Dans la fixation des prix, la Commission doit tenir compte de la nécessité d'assurer la capacité con-
currentielle tant des industries du charbon ou de l'acier que des industries utilisatrices, suivant les prin-
cipes définis à l'article 3, point e).

À défaut d'initiative de la Commission, dans les circonstances prévues ci-dessus, le gouvernement
d'un des États membres peut saisir le Conseil qui, par décision prise à l'unanimité, peut inviter la Com-
mission à fixer de tels maxima ou minima.

Article 62
Lorsque la Commission estime qu'une telle action est la plus appropriée pour éviter que le prix du

charbon ne s'établisse au niveau du coût de production des mines les plus coûteuses à exploiter dont le
maintien en service est reconnu temporairement nécessaire à l'accomplissement des missions définies à
l'article 3, la Commission peut, après avis du Comité consultatif, autoriser des compensations:

- entre entreprises d'un même bassin auxquelles s'appliquent les mêmes barèmes:
- après consultation du Conseil, entre entreprises situées dans des bassins différents.

Lesdites compensations peuvent, en outre, être instituées dans les conditions prévues à l'article 53.

Article 63
1. Si la Commission constate que des discriminations sont systématiquement exercées par des ache-

teurs, notamment en vertu de clauses régissant les marchés passés par des organismes dépendant des
pouvoirs publics, elle adresse aux gouvernements intéressés les recommandations nécessaires.

2. Dans la mesure où elle l'estime nécessaire, la Commission peut décider que:
a) les entreprises devront établir leurs conditions de vente de telle sorte que leurs acheteurs et leurs

commissionnaires s'obligent à se conformer aux règles posées par la Commission en applicati-
on des dispositions du présent chapitre;

b) les entreprises seront rendues responsables des infractions aux obligations ainsi contractées com-
mises par leurs agents directs ou les commissionnaires traitant pour le compte desdites entre-
prises.

Elle pourra, en cas d'infraction commise par un acheteur aux obligations ainsi contractées, limiter,
dans une mesure qui pourra, en cas de récidive, comporter une interdiction temporaire, le droit des ent-
reprises de la Communauté de traiter avec ledit acheteur. Dans ce cas, et sans préjudice des dispositions
de l'article 33, un recours sera ouvert à l'acheteur devant la Cour.

3. En outre, la Commission est habilitée à adresser aux États membres intéressés toutes recom-
mandations appropriées en vue d'assurer le respect des règles posées en application des dispositions de
l'article 60, paragraphe 1, par toute entreprise ou organisme exerçant une activité de distribution dans
le domaine du charbon ou de l'acier.

Article 64
La Commission peut prononcer à l'encontre des entreprises qui violeraient les dispositions du pré-

sent chapitre ou les décisions prises pour son application des amendes à concurrence du double de la
valeur des ventes irrégulières. En cas de récidive, le maximum ci-dessus est doublé.
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CHAPITRE 6

ENTENTES ET CONCENTRATIONS

Article 65
1. Sont interdits tous accords entre entreprises, toutes décisions d'associations d'entreprises et tou-

tes pratiques concertées qui tendraient, sur le marché commun, directement ou indirectement, à
empêcher, restreindre ou fausser le jeu normal de la concurrence, et en particulier:

a) à fixer ou à déterminer les prix;

b) à restreindre ou à contrôler la production, le développement technique ou les investissements;
c) à répartir les marchés, produits, clients ou sources d'approvisionnement.
2. Toutefois, la Commission autorise, pour des produits déterminés, des accords de spécialisation

ou des accords d'achat ou de vente en commun, si elle reconnaît:
a) que cette spécialisation, ou ces achats, ou ces ventes en commun contribueront à une améliora-

tion notable dans la production ou la distribution des produits visés,
b) que l'accord en cause est essentiel pour obtenir ces effets sans qu'il soit d'un caractère plus re-

strictif que ne l'exige son objet et
c) qu'il n'est pas susceptible de donner aux entreprises intéressées le pouvoir de déterminer les prix

et de contrôler ou de limiter la production ou les débouchés d'une partie substantielle des pro-
duits en cause dans le marché commun ni de les soustraire à une concurrence effective d'autres
entreprises dans le marché commun.

Si la Commission reconnaît que certains accords sont strictement analogues, quant à leur nature et
à leurs effets, aux accords visés ci-dessus, compte tenu notamment de l'application du présent paragra-
phe aux entreprises de distribution, elle les autorise également lorsqu'elle reconnaît qu'ils satisfont aux
mêmes conditions.

Les autorisations peuvent être accordées à des conditions déterminées et pour une période limitée.
Dans ce cas, la Commission renouvelle l'autorisation une ou plusieurs fois si elle constate qu'au mo-
ment du renouvellement les conditions prévues aux points a) à e) ci-dessus continuent d'être remplies.

La Commission révoque l'autorisation ou en modifie les termes si elle reconnaît que, par l'effet
d'un changement dans les circonstances, l'accord ne répond plus aux conditions prévues ci-dessus ou
que les conséquences effectives de cet accord ou de son application sont contraires aux conditions re-
quises pour son application.

Les décisions comportant octroi, renouvellement, modifications, refus ou révocation d'autorisati-
on ainsi que leurs motifs doivent être publiés, sans que les limitations édictées par l'article 47, deuxiè-
me alinéa, soient applicables en pareil cas.

3. La Commission peut obtenir, conformément aux dispositions de l'article 47, toutes informati-
ons nécessaires à l'application du présent article, soit par demande spéciale adressée aux intéressés, soit
par un règlement définissant la nature des accords, décisions ou pratiques qui ont à lui être communi-
qués.

4. Les accords ou décisions interdits en vertu du paragraphe 1 du présent article sont nuls de plein
droit et ne peuvent être invoqués devant aucune juridiction des États membres.

La Commission a compétence exclusive, sous réserve des recours devant la Cour, pour se pronon-
cer sur la conformité avec les dispositions du présent article desdits accords ou décisions.

5. La Commission peut prononcer contre les entreprises qui auraient conclu un accord nul de plein
droit, appliqué ou tenté d'appliquer, par voie d'arbitrage, dédit, boycott ou tout autre moyen, un ac-
cord ou une décision nuls de plein droit ou un accord dont l'approbation a été refusée ou révoquée, ou
qui obtiendraient le bénéfice d'une autorisation au moyen d'informations sciemment fausses ou défor-
mées, ou qui se livreraient à des pratiques contraires aux dispositions du paragraphe 1, des amendes et
astreintes au maximum égales au double du chiffre d'affaires réalisé sur les produits ayant fait l'objet de
l'accord, de la décision ou de la pratique contraires aux dispositions du présent article, sans préjudice,
si cet objet est de restreindre la production, le développement technique ou les investissements, d'un
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relèvement du maximum ainsi déterminé à concurrence de 10 % du chiffre d'affaires annuel des entre-
prises en cause, en ce qui concerne l'amende, et de 20 % du chiffre d'affaires journalier, en ce qui con-
cerne les astreintes.

Article 66
1. Est soumise à autorisation préalable de la Commission, sous réserve des dispositions du para-

graphe 3, toute opération ayant elle-même pour effet direct ou indirect, à l'intérieur des territoires visés
au premier alinéa de l'article 79 et du fait d'une personne ou d'une entreprise, d'un groupe de person-
nes ou d'entreprises, une concentration entre entreprises dont l'une au moins relève de l'application de
l'article 80, que l'opération soit relative à un même produit ou à des produits différents, qu'elle soit ef-
fectuée par fusion, acquisition d'actions ou d'éléments d'actifs, prêt, contrat ou-tout autre moyen de
contrôle. Pour l'application des dispositions ci-dessus, la Commission définit par un règlement, établi
après consultation du Conseil, les éléments qui constituent le contrôle d'une entreprise.

2. La Commission accorde l'autorisation visée au paragraphe précédent, si elle reconnaît que
l'opération envisagée ne donnera pas aux personnes ou aux entreprises intéressées, en ce qui concerne
celui ou ceux des produits en cause qui relèvent de sa juridiction, le pouvoir:

- de déterminer les prix, contrôler ou restreindre la production ou la distribution, ou faire obstacle
au maintien d'une concurrence effective, sur une partie importante du marché desdits produits,

— ou d'échapper, notamment en établissant une position artificiellement privilégiée et comportant
un avantage substantiel dans l'accès aux approvisionnements ou aux débouchés, aux règles de
concurrence résultant de l'application du présent traité.

Dans cette appréciation et conformément au principe de nondiscrimination énoncé à l'article 4,
point b), la Commission tient compte de l'importance des entreprises de même nature existant dans la
Communauté, dans la mesure qu'elle estime justifiée pour éviter ou corriger les désavantages résultant
d'une inégalité dans les conditions de concurrence.

La Commission peut subordonner l'autorisation à toutes conditions qu'elle estime appropriées aux
fins du présent paragraphe.

Avant de se prononcer sur une opération affectant des entreprises dont l'une au moins échappe à
l'application de l'article 80, la Commission recueille les observations du gouvernement intéressé.

3. La Commission exempte de l'obligation d'autorisation préalable les catégories d'opérations dont
elle reconnaît que, par l'importance des actifs ou entreprises qu'elles affectent, considérée en liaison avec
la nature de la concentration qu'elles réalisent, elles doivent être réputées conformes aux conditions re-
quises par le paragraphe 2. Le règlement, établi à cet effet après avis conforme du Conseil, fixe égale-
ment les conditions auxquelles cette exemption est soumise.

4. Sans préjudice de l'application de l'article 47 à l'égard des entreprises relevant de sa juridiction,
la Commission peut, soit par un règlement établi après consultation du Conseil et définissant la nature
des opérations qui ont à lui être communiquées, soit par demande spéciale adressée aux intéressés dans
le cadre de ce règlement, obtenir des personnes physiques ou morales ayant acquis ou regroupé, ou de-
vant acquérir ou regrouper les droits ou actifs en cause, toutes informations nécessaires à l'application
du présent article sur les opérations susceptibles de produire l'effet visé au paragraphe 1

5. Si une concentration vient à être réalisée, dont la Commission reconnaît qu'elle a été effectuée
en infraction aux dispositions du paragraphe 1 et satisfait néanmoins aux conditions prévues par le pa-
ragraphe 2, elle subordonne l'approbation de cette concentration au versement, par'les personnes ayant
acquis ou regroupé les droits ou actifs en cause, de l'amende prévue au paragraphe 6, deuxième alinéa,
sans que le montant puisse être inférieur à la moitié du maximum prévu audit alinéa dans les cas où il
apparaît clairement que l'autorisation devait être demandée. À défaut de ce versement, la Commission
applique les mesures prévues ci-après en ce qui concerne les concentrations reconnues illicites.

Si une concentration vient à être réalisée, dont la Commission reconnaît qu'elle ne peut satisfaire
aux conditions générales ou particulières auxquelles une autorisation au titre du paragraphe 2 serait sub-
ordonnée, elle constate par décision motivée le caractère illicite de cette concentration et, après avoir
mis les intéressés en mesure de présenter leurs observations, ordonne la séparation des entreprises ou
des actifs indûment réunis ou la cessation du contrôle commun et toute autre action qu'elle estime ap-
propriée pour rétablir l'exploitation indépendante des entreprises ou des actifs en cause et restaurer des
conditions normales de concurrence. Toute personne directement intéressée peut former contre ces dé-
cisions un recours dans les conditions prévues à l'article 33. Par dérogation audit article, la Cour a plei-
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ne compétence pour apprécier si l'opération réalisée a le caractère d'une concentration au sens du para-
graphe 1 du présent article et des règlements pris en application du même paragraphe. Ce recours est
suspensif. Il ne peut être formé qu'une fois ordonnées les mesures ci-dessus prévues, sauf accord donné
par la Commission à l'introduction d'un recours distinct contre la décision déclarant l'opération illici-
te.

La Commission peut, à tout moment, et sauf application éventuelle des dispositions de l'article 39,
troisième alinéa, prendre ou provoquer les mesures conservatoires qu'elle estime nécessaires pour sau-
vegarder les intérêts des entreprises concurrentes et des tiers et pour prévenir toute action susceptible
de faire obstacle à l'exécution de ses décisions. Sauf décision contraire de la Cour, les recours ne sus-
pendent pas l'application des mesures conservatoires ainsi arrêtées.

La Commission accorde aux intéressés, pour exécuter ses décisions, un délai raisonnable au-delà
duquel elle peut imposer des astreintes journalières à concurrence de un pour mille de la valeur des dro-
its ou actifs en cause.

En outre, à défaut par les intéressés de remplir leurs obligations, la Commission prend elle-même
des mesures d'exécution et peut notamment suspendre l'exercice, dans les entreprises relevant de sa ju-
ridiction, des droits attachés aux actifs irrégulièrement acquis, provoquer la nomination par autorité de
justice d'un administrateur séquestre pour ces actifs, en organiser la vente forcée, dans des conditions
préservant les intérêts légitimes de leurs propriétaires, annuler, à l'égard des personnes physiques ou
morales ayant acquis, par l'effet de l'opération illicite, les droits ou actifs en cause, les actes, décisions,
résolutions ou délibérations des organes dirigeants des entreprises soumises à un contrôle irrégulière-
ment établi.

La Commission est, en outre, habilitée à adresser aux États membres intéressés les recommandati-
ons nécessaires pour obtenir, dans le cadre des législations nationales, l'exécution des mesures prévues
aux alinéas précédents.

Dans l'exercice de ses pouvoirs, la Commission tient compte des droits des tiers acquis de bonne
foi.

6. La Commission peut imposer des amendes à concurrence de:
- 3 % de la valeur des actifs acquis ou regroupés, ou devant être acquis ou regroupés, aux per-

sonnes physiques ou morales qui se seraient soustraites aux obligations prévues par le paragra-
phe4;

- 10 % de la valeur des actifs acquis ou regroupés, aux personnes physiques ou morales qui se
seraient soustraites aux obligations prévues par le paragraphe 1, ce maximum étant relevé, au-
delà du douzième mois qui suit la réalisation de l'opération, d'un vingt-quatrième par mois sup-
plémentaire écoulé jusqu'à la constatation de l'infraction par la Commission;

- 10 % de la valeur des actifs acquis ou regroupés, ou devant être acquis ou regroupés, aux per-
sonnes physiques ou morales qui auraient obtenu ou tenté d'obtenir le bénéfice des dispositi-
ons prévues au paragraphe 2 au moyen d'informations fausses ou déformées;

- 15 % de la valeur des actifs acquis ou regroupés, aux entreprises relevant de sa juridiction qui
auraient participé ou se seraient prêtées à la réalisation d'opérations contraires aux dispositions
du présent article.

Un recours est ouvert devant la Cour, dans les conditions de l'article 36, au profit des personnes
qui sont l'objet des sanctions prévues au présent paragraphe.

7 Si la Commission reconnaît que des entreprises publiques ou privées qui, en droit ou en fait, ont
ou acquièrent, sur le marché d'un des produits relevant de sa juridiction, une position dominante qui
les soustrait à une concurrence effective dans une partie importante du marché commun, utilisent cette
position à des fins contraires aux objectifs du présent traité, elle leur adresse toutes recommandations
propres à obtenir que cette position ne soit pas utilisée à ces fins. À défaut d'exécution satisfaisante des-
dites recommandations dans un délai raisonnable, la Commission, par décisions prises en consultation
avec le gouvernement intéressé, et sous les sanctions prévues respectivement aux articles 58, 59 et 64,
fixe les prix et conditions de vente à appliquer par l'entreprise en cause, ou établit des programmes de
fabrication ou des programmes de livraison à exécuter par elle.
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CHAPITRE 7

ATTEINTES AUX CONDITIONS DE LA CONCURRENCE

Article 67
1. Toute action d'un État membre susceptible d'exercer une répercussion sensible sur les conditi-

ons de la concurrence dans les industries du charbon ou de l'acier doit être portée à la connaissance de
la Commission par le gouvernement intéressé.

2. Si une telle action est de nature, en élargissant substantiellement, autrement que par variation
des rendements, les différences

de coûts de production, à provoquer un déséquilibre grave, la Commission, après consultation du
Comité consultatif et du Conseil, peut prendre les mesures suivantes:

- si l'action de cet État comporte des effets dommageables pour les entreprises de charbon ou
d'acier relevant de la juridiction dudit État, la Commission peut l'autoriser à leur octroyer une
aide dont le montant, les conditions et la durée sont fixés en accord avec elle. Les mêmes dispo-
sitions s'appliquent en cas de variation des salaires et des conditions de travail qui auraient les
mêmes effets, même si elles ne résultent pas d'une action de l'État;

- si l'action de cet État comporte des effets dommageables pour les entreprises de charbon ou
d'acier relevant de la juridiction des autres États membres, la Commission lui adresse une re-
commandation en vue d'y remédier par les mesures qu'il estimera les plus compatibles avec son
propre équilibre économique.

3. Si l'action de cet État réduit les différences de coût de production en apportant un avantage spé-
cial ou en imposant des charges spéciales aux entreprises de charbon ou d'acier relevant de sa juridic-
tion par comparaison avec les autres industries du même pays, la Commission est habilitée, après con-
sultation du Comité consultatif et du Conseil, à adresser à cet État les recommandations nécessaires.

CHAPITRE 8

SALAIRES ET MOUVEMENTS DE LA MAIN-D'ŒUVRE

Article 68
1. Les modes de fixation des salaires et des prestations sociales en usage dans les différents États

membres ne sont pas affectés en ce qui concerne les industries du charbon et de l'acier, par application
du présent traité, sous réserve des dispositions suivantes.

2. Lorsque la Commission reconnaît que des prix anormalement bas pratiqués dans une ou plu-
sieurs entreprises résultent de salaires fixés par ces entreprises à un niveau anormalement bas eu égard
au niveau des salaires pratiqués dans la même région, elle adresse à celle-ci, après avis du Comité con-
sultatif, les recommandations nécessaires. Si les salaires anormalement bas résultent de décisions gou-
vernementales, la Commission entre en consultation avec le gouvernement intéressé, auquel, à défaut
d'accord, elle peut, après avis du Comité consultatif, adresser une recommandation.

3. Lorsque la Commission reconnaît qu'une baisse des salaires, tout à la fois, entraîne une baisse
du niveau de vie de la main-d'œuvre et est employée comme moyen d'ajustement économique perma-
nent des entreprises ou de concurrence entre les entreprises, elle adresse à l'entreprise ou au gouverne-
ment intéressé, après avis du Comité consultatif, une recommandation en vue d'assurer, à la charge des
entreprises, des avantages à la main-d'œuvre compensant cette baisse.

Cette disposition ne s'applique pas:
a) aux mesures d'ensemble appliquées par un État membre pour établir son équilibre extérieur,

sans préjudice, dans ce dernier cas, de l'application éventuelle des dispositions prévues à l'article
67;
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b) aux baisses de salaires résultant de l'application de l'échelle mobile légalement ou contractu-
ellement établie;

c) aux baisses de salaires provoquées par une baisse du coût de la vie;
d) aux baisses de salaires qui corrigeraient les hausses anormales antérieurement intervenues dans

des circonstances exceptionnelles qui ont cessé de produire leurs effets.
4. En dehors des cas prévus aux points a) et b) du paragraphe précédent, toute baisse de salaires af-

fectant l'ensemble ou une fraction notable de la main-d'œuvre d'une entreprise doit être notifiée à la
Commission.

5. Les recommandations prévues aux paragraphes précédents ne peuvent être faites par la Com-
mission qu'après consultation du Conseil, sauf si elles sont adressées à des entreprises qui n'atteindrai-
ent pas une importance définie par la Commission en accord avec le Conseil.

Lorsqu'une modification, dans un des États membres, des dispositions relatives au financement de
la sécurité sociale ou des moyens de lutte contre le chômage et les effets du chômage ou une variation
des salaires produit les effets visés à l'article 67, paragraphes 2 et 3, la Commission est habilitée à appli-
quer les dispositions prévues audit article.

6. Au cas où les entreprises ne se conformeraient pas aux recommandations qui leur sont adressées
en application du présent article, la Commission peut leur infliger des amendes et des astreintes à con-
currence du double des économies de frais de main-d'œuvre indûment réalisées.

Article 69
1. Les États membres s'engagent à écarter toute restriction, fondée sur la nationalité, à l'emploi

dans les industries du charbon et de l'acier, à l'égard des travailleurs nationaux d'un des États membres
de qualification confirmée dans les professions du charbon et de l'acier, sous réserve des limitations qui
résultent des nécessités fondamentales de santé et d'ordre public.

2. Pour l'application de cette disposition, ils établiront une définition commune des spécialités et
des conditions de qualification, détermineront d'un commun accord les limitations prévues au para-
graphe précédent et rechercheront les procédés techniques permettant la mise en contact des offres et
des demandes d'emploi dans l'ensemble de la Communauté.

3. En outre, pour les catégories de travailleurs non prévues au paragraphe précédent et au cas où
un développement de production dans l'industrie du charbon et de l'acier serait freiné par une pénurie
de main-d'œuvre appropriée, ils adapteront leurs réglementations relatives à l'immigration dans la me-
sure nécessaire pour mettre fin à cette situation; en particulier, ils faciliteront le réemploi des travail-
leurs en provenance des industries du charbon et de l'acier d'autres États membres.

4. Ils interdiront toute discrimination dans la rémunération et les conditions de travail entre tra-
vailleurs nationaux et travailleurs immigrés, sans préjudice des mesures spéciales intéressant les travail-
leurs frontaliers; en particulier, ils rechercheront entre eux tous arrangements qui demeureraient né-
cessaires pour que les dispositions relatives à la sécurité sociale ne fassent pas obstacle aux mouvements
de main-d'œuvre.

5. La Commission doit orienter et faciliter l'action des États membres pour l'application des me-
sures prévues au présent article.

6. Le présent article ne porte pas atteinte aux obligations internationales des États membres.

CHAPITRE 9

TRANSPORTS

Article 70
II est reconnu que l'établissement du marché commun rend nécessaire l'application de tarifs de

transport du charbon et de l'acier de nature à offrir des conditions de prix comparables aux utilisateurs
placés dans des conditions comparables.
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Sont notamment interdites, pour le trafic entre les États membres, les discriminations, dans les prix
et conditions de transport de toute nature, fondées sur le pays d'origine ou de destination des produits.
La suppression de ces discriminations comporte en particulier l'obligation d'appliquer aux transports
de charbon et d'acier, en provenance ou à destination d'un autre pays de la Communauté, les barèmes,
prix et dispositions tarifaires de toute nature applicables aux transports intérieurs de la même mar-
chandise, lorsque celle-ci emprunte le même parcours.

Les barèmes, prix et dispositions tarifaires de toute nature appliqués aux transports de charbon et
d'acier à l'intérieur de chaque État membre et entre les États membres sont publiés ou portés à la con-
naissance de la Commission.

L'application de mesures tarifaires intérieures spéciales, dans l'intérêt d'une ou de plusieurs entre-
prises productrices de charbon ou d'acier, est soumise à l'accord préalable de la Commission, qui s'as-
sure de leur conformité avec les principes du présent traité; elle peut donner un accord temporaire ou
conditionnel.

Sous réserve des dispositions du présent article ainsi que des autres dispositions du présent traité,
la politique commerciale des transports, notamment l'établissement et la modification des prix et con-
ditions de transport de toute nature, ainsi que les aménagements de prix de transport tendant à assurer
l'équilibre financier des entreprises de transport restent soumis aux dispositions législatives ou régle-
mentaires de chacun des États membres; il en est de même pour les mesures de coordination ou de con-
currence entre les divers modes de transport ou entre les diverses voies d'acheminement.

CHAPITRE 10

POLITIQUE COMMERCIALE

Article 71
La compétence des gouvernements des États membres en matière de politique commerciale n'est

pas affectée par l'application du présent traité, sauf dispositions contraires de celui-ci.
Les pouvoirs attribués à la Communauté par le présent traité en matière de politique commerciale

à l'égard des pays tiers ne peuvent excéder ceux qui sont reconnus aux États membres par les accords
internationaux auxquels ils sont parties, sous réserve de l'application des dispositions de l'article 75.

Les gouvernements des États membres se prêtent mutuellement le concours nécessaire pour l'ap-
plication des mesures reconnues par la Commission conformes au présent traité et aux accords inter-
nationaux en vigueur. La Commission est habilitée à proposer aux États membres intéressés les métho-
des par lesquelles ce concours mutuel peut être assuré.

Article 72
Des taux minima, au-dessous desquels les États membres s'engagent à ne pas abaisser leurs droits

de douane sur le charbon et l'acier à l'égard des pays tiers, et des taux maxima, au-dessus desquels ils
s'engagent à ne pas les élever, peuvent être fixés par décision du Conseil, prise à l'unanimité sur propo-
sition de la Commission, présentée à son initiative ou sur demande d'un État membre.

Entre les limites fixées par ladite décision, chaque gouvernement détermine ses tarifs suivant sa
procédure nationale. La Commission peut, de sa propre initiative ou à la demande d'un des États mem-
bres, émettre un avis tendant à la modification des tarifs dudit État.

Article 73
L'administration des licences d'importation et d'exportation dans les relations avec les pays tiers

relève du gouvernement sur le territoire duquel se situe le point de destination des importations ou le
point d'origine des exportations.

La Commission est habilitée à veiller sur l'administration et le contrôle desdites licences en matiè-
re de charbon et d'acier. Elle adresse, en tant que de besoin, aux États membres, après consultation du
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Conseil, des recommandations, tant pour éviter que les dispositions adoptées n'aient un caractère plus
restrictif que ne l'exige la situation qui en justifie l'établissement ou le maintien que pour assurer une
coordination des mesures prises au titre de l'article 71, troisième alinéa, et de l'article 74.

Article 74
Dans les cas énumérés ci-dessous, la Commission est habilitée à prendre toutes mesures conformes

au présent traité, et en particulier aux objectifs définis à l'article 3, et à adresser aux gouvernements tou-
tes recommandations conformes aux dispositions de l'article 71, deuxième alinéa:

1) si des procédés de dumping ou d'autres pratiques condamnées par la charte de La Havane sont
constatés à la charge de pays non membres de la Communauté ou d'entreprises situées dans ces
pays;

2) si une différence entre les offres faites par des entreprises échappant à la juridiction de la Com-
munauté et par les entreprises relevant de sa juridiction est exclusivement imputable au fait que
les offres des premières sont fondées sur des conditions de concurrence contraires aux disposi-
tions du présent traité;

3) si l'un des produits énumérés à l'article 81 du présent traité est importé dans le territoire d'un
ou de plusieurs États membres en quantités relativement accrues et à des conditions telles que
ces importations portent ou menacent de porter un préjudice sérieux à la production, dans le
marché commun, des produits similaires ou directement concurrents.

Toutefois, des recommandations ne peuvent être formulées en vue d'établir des restrictions quan-
titatives au titre du point 2) ci-dessus que sur avis conforme du Conseil et au titre du point 3) ci-dessus
que dans les conditions prévues à l'article 58.

Article 7$
Les États membres s'engagent à tenir la Commission informée des projets d'accords commerciaux

ou d'arrangements d'effet analogue dans la mesure où ceux-ci intéressent le charbon et l'acier ou l'im-
portation des autres matières premières et des équipements spécialisés nécessaires à la production du
charbon et de l'acier dans les États membres.

Si un projet d'accord ou d'arrangement contient des clauses faisant obstacle à l'application du pré-
sent traité, la Commission adresse les recommandations nécessaires à l'État intéressé, dans un délai de
dix jours à partir de la réception de la communication qui lui est faite; elle peut dans tout autre cas émett-
re des avis.

TITRE IV

Dispositions générales

Article 76
(Article abrogé par l'article 28, deuxième alinéa, du traité de fusion)

[Voir article 28, premier alinéa, du traité de fusion, qui se lit comme suit:
Les Communautés européennes jouissent sur le territoire des États membres des privilèges et im-

munités nécessaires à l'accomplissement de leur mission dans les conditions définies au protocole an-
nexé au présent traité. Il en est de même de la Banque européenne d'investissement.]

Article 77
Le siège des institutions de la Communauté sera fixé du commun accord des gouvernements des

États membres. »
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Article 78
1. L'exercice budgétaire commence le 1er janvier et s'achève 1c 31 décembre.
Les dépenses administratives de la Communauté comprennent les dépenses de la Commission, y

compris celles qui sont afférentes au fonctionnement du Comité consultatif, ainsi que celles du Parle-
ment européen, du Conseil et de la Cour de justice.

2. Chacune des institutions de la Communauté dresse, avant le 1er juillet, un état prévisionnel de
ses dépenses administratives. La Commission groupe ces états dans un avant-projet de budget admini-
stratif. Elle y joint un avis qui peut comporter des prévisions divergentes.

Cet avant-projet comprend une prévision des recettes et une prévision des dépenses.

3. Le Conseil doit être saisi par la Commission de l'avant-projet de budget administratif au plus
tard le 1er septembre de l'année qui précède celle de l'exécution du budget.

Il consulte la Commission et, le cas échéant, les autres institutions intéressées toutes les fois qu'il
entend s'écarter de cet avant-projet.

Statuant à la majorité qualifiée, il établit le projet de budget administratif et le transmet au Parle-
ment européen.

4. Le Parlement européen doit être saisi du projet de budget administratif au plus tard le 5 octob-
re de l'année qui précède celle de l'exécution du budget. Il a le droit d'amender, à la majorité des mem-
bres qui le composent, le projet de budget administratif et de proposer au Conseil, à la majorité abso-
lue des suffrages exprimés, des modifications au projet en ce qui concerne les dépenses découlant
obligatoirement du traité ou des actes arrêtés en vertu de celui-ci.

Si, dans un délai de quarante-cinq jours après communication du projet de budget administratif, le
Parlement européen a donné son approbation, le budget administratif est définitivement arrêté. Si, dans
ce délai, le Parlement européen n'a pas amendé le projet de budget administratif ni proposé de modifi-
cations à celui-ci, le budget administratif est réputé définitivement arrêté.

Si, dans ce délai, le Parlement européen a adopté des amendements ou proposé des modifications,
le projet de budget administratif ainsi amendé ou assorti de propositions de modification est transmis
au Conseil.

5. Après avoir délibéré du projet de budget administratif avec la Commission et, le cas échéant,
avec les autres institutions intéressées, le Conseil statue dans les conditions suivantes:

a) le Conseil peut, statuant à la majorité qualifiée, modifier chacun des amendements adoptés par
le Parlement européen;

b) en ce qui concerne les propositions de modification:
- si une modification proposée par le Parlement européen n'a pas pour effet d'augmenter le

montant'global des dépenses d'une institution, notamment du fait que l'augmentation des
dépenses qu'elle entraînerait serait expressément compensée par une ou plusieurs modifica-
tions proposées comportant une diminution correspondante des dépenses, le Conseil peut,
statuant à la majorité qualifiée, rejeter cette proposition de modification. À défaut d'une dé-
cision de rejet, la proposition de modification est acceptée;

- si une modification proposée par le Parlement européen a pour effet d'augmenter le montant
global des dépenses d'une institution, le Conseil peut, statuant à la majorité quajifiée, accep-
ter cette proposition de modification. À défaut d'une décision d'acceptation, la proposition
de modification est rejetée;

- si, en application des dispositions de l'un des deux alinéas précédents, le Conseil a rejeté
une proposition de modification, il peut, statuant à la majorité qualifiée, soit maintenir le
montant figurant dans le projet de budget administratif, soit fixer un autre montant.

Le projet de Budget administratif est modifié en fonction des propositions de modification accep-
tées par le Conseil.

Si, dans un délai de quinze jours après communication du projet du budget administratif, le Con-
seil n'a modifié aucun des amendements adoptés par le Parlement européen et si les propositions de mo-
dification présentées par celui-ci ont été acceptées, le budget administratif est réputé définitivement
arrêté. Le Conseil informe le Parlement européen du fait qu'il n'a modifié aucun des amendements et
que les propositions de modification ont été acceptées.
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Si, dans ce délai, le Conseil a modifié un ou plusieurs des amendements adoptés par le Parlement
européen ou si les propositions de modification présentées par celui-ci ont été rejetées ou modifiées, le
projet de budget administratif modifié est transmis de nouveau au Parlement européen. Le Conseil ex-
pose à celui-ci le résultat de ses délibérations.

6. Dans un délai de quinze jours après communication du projet de budget administratif, le Parle-
ment européen, informé de la suite donnée à ses propositions de modification, peut, statuant à la majo-
rité des membres qui le composent et des trois cinquièmes des suffrages exprimés, amender ou rejeter
les modifications apportées par le Conseil à ses amendements et arrête en conséquence le budget admi-
nistratif. Si, dans ce délai, le Parlement européen n'a pas statué, le budget administratif est réputé défi-'
nitivement arrêté.

7. Lorsque la procédure prévue au présent article est achevée, le président du Parlement européen
constate que le budget administratif est définitivement arrêté.

8. Toutefois, le Parlement européen, statuant à la majorité des membres qui le composent et des
deux tiers des suffrages exprimés, peut, pour des motifs importants, rejeter le projet de budget admini-
stratif et demander qu'un nouveau projet lui soit soumis.

9. Pour l'ensemble des dépenses autres que celles découlant obligatoirement du traité ou des actes
arrêtés en vertu de celui-ci, un taux maximal d'augmentation par rapport aux dépenses de même natu-
re de l'exercice en cours est fixé chaque année.

La Commission, après avoir consulté le comité de politique économique, constate ce taux maximal,
qui résulte:

- de l'évolution du produit national brut en volume dans la Communauté,
- de la variation moyenne des budgets .des États membres
et
- de l'évolution du coût de la vie au cours du dernier exercice.
Le taux maximal est communiqué, avant le 1er mai, à toutes les institutions de la Communauté: Cel-

les-ci sont tenues de le respecter au cours de la procédure budgétaire, sous réserve des dispositions des
quatrième et cinquième alinéas du présent paragraphe.

Si, pour les dépenses autres que celles découlant obligatoirement du traité ou des actes arrêtés en
vertu de celui-ci, le taux d'augmentation qui résulte du projet de budget administratif établi par le Con-
seil est supérieur à la moitié du taux maximal, le Parlement européen, dans l'exercice de son droit d'amen-
dement, peut encore augmenter le montant total desdites dépenses dans la limite de la moitié du taux
maximal.

Lorsque le Parlement européen, le Conseil ou la Commission estime que les activités des Com-
munautés exigent un dépassement du taux établi selon la procédure définie au présent paragraphe, un
nouveau taux peut être fixé par accord entre le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, et le Parlement
européen, statuant à la majorité des membres qui le composent et des trois cinquièmes des suffrages ex-
primés.

10. Chaque institution exerce les pouvoirs qui lui sont dévolus par le présent article dans le respect
des dispositions du traité et des actes arrêtés en vertu de celui-ci, notamment en matière de ressources
propres aux Communautés et d'équilibre des recettes et des dépenses.

11. L'arrêt définitif du budget administratif vaut autorisation et obligation pour la Commission de
percevoir le montant des recettes correspondantes, conformément aux dispositions de l'article 49.

Article 78 bis

Le budget administratif est établi dans l'unité de compte fixée conformément aux dispositions du
règlement pris en exécution de l'article 78 nono.

Les dépenses inscrites au budget administratif sont autorisées pour la durée d'un exercice bud-
gétaire, sauf dispositions contraires du règlement pris en exécution de l'article 78 nono.

Dans les conditions qui seront déterminées en application de l'article 78 nono, les crédits, autres
que ceux relatifs aux dépenses de personnel, qui seront inutilisés à la fin de l'exercice budgétaire pour-
ront faire l'objet d'un report qui sera limité au seul exercice suivant.
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Les crédits sont spécialisés par chapitres groupant les dépenses selon leur nature ou leur destinati-
on et subdivisés, pour autant que de besoin, conformément au règlement pris en exécution de l'article
78 nono.

Les dépenses du Parlement européen, du Conseil, de la Commission et de la Cour font l'objet de
parties séparées du budget administratif, sans préjudice d'un régime spécial pour certaines dépenses com-
munes.

Article 78 ter
1. Si, au début d'un exercice budgétaire,"le budget administratif n'a pas encore été voté, les dépen-

ses peuvent être effectuées mensuellement par chapitre ou par autre division, d'après les dispositions du
règlement pris en exécution de l'article 78 nono, dans la limite du douzième des crédits ouverts au bud-
get administratif de l'exercice précédent, sans que cette mesure puisse avoir pour effet de mettre à la dis-
position de la Commission des crédits supérieurs au douzième de ceux prévus dans le projet de budget
administratif en préparation.

La Commission a l'autorisation et l'obligation de percevoir les prélèvements à concurrence du mon-
tant des crédits de l'exercice précédent, sans pouvoir toutefois couvrir un montant supérieur à celui qui
serait résulté de l'adoption du projet de budget administratif.

2. Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, peut, sous réserve que les autres conditions fixées au
paragraphe 1 soient respectées, autoriser des dépenses excédant le douzième. L'autorisation et l'obliga-
tion de percevoir les prélèvements peuvent être adaptées en conséquence.

Si cette décision concerne des dépenses autres que celles découlant obligatoirement du traité ou des
actes arrêtés en vertu de celui-ci, le Conseil la transmet immédiatement au Parlement européen; dans un
délai de trente jours, le Parlement européen, statuant à la majorité des membres qui le composent et des
trois cinquièmes des suffrages exprimés, peut prendre une décision différente sur ces dépenses en ce qui
concerne la partie excédant le douzième visé au paragraphe 1. Cette partie de la décision du Conseil est
suspendue jusqu'à ce que le Parlement européen ait pris sa décision. Si, dans le délai précité, le Parle-
ment européen n'a pas pris une décision différente de la décision du Conseil, cette dernière est réputée
définitivement arrêtée.

Article 78 quater
La Commission exécute le budget administratif, conformément aux dispositions du règlement pris

en exécution de l'article 78 nono, sous sa propre responsabilité et dans la limite des crédits disponibles,
conformément au principe de bonne gestion financière.

Le règlement prévoit les modalités particulières selon lesquelles chaque institution participe à l'exé-
cution de ses dépenses propres.

À l'intérieur du budget administratif, la Commission peut procéder, dans les limites et conditions
fixées par le règlement pris en exécution de l'article 78 nono, à des virements de crédits, soit de chapit-
re à chapitre, soit de subdivision à subdivision.

Article 78 quinto
La Commission soumet chaque année au Conseil et au Parlement européen les comptes de l'exer-

cice écoulé afférents aux opérations du budget administratif. En outre, elle leur communique un état fi-
nancier faisant apparaître la situation active et passive de la Communauté dans le domaine couvert par
le budget administratif.

Article 78 sexto
(Abrogé)

Article 78 septimo
(Abrogé)
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Article 78 octavo
1. Le Parlement européen, sur recommandation du Conseil, qui statue à la majorité qualifiée, don-

ne décharge à la Commission sur l'exécution du budget administratif. À cet effet, il examine, à la suite
du Conseil, les comptes et l'état financier mentionnés à l'article 78 qumto, le rapport annuel de la Cour
des comptes, accompagné des réponses des institutions contrôlées aux observations de la Cour des comp-
tes, ainsi que les rapports spéciaux pertinents de celle-ci.

2. Avant de donner décharge à la Commission, ou à toute autre fin se situant dans le cadre de l'exer-
cice des attributions de celle-ci en matière d'exécution du budget administratif, le Parlement européen
peut demander à entendre la Commission sur l'exécution des dépenses ou le fonctionnement des systè-
mes de contrôle financier. La Commission soumet au Parlement européen, à la demande.de ce dernier,
toute information nécessaire.

3. La Commission met tout en œuvre pour donner suite aux observations accompagnant les déci-
sions de décharge et aux autres observations du Parlement européen concernant l'exécution des dépen-
ses ainsi qu'aux commentaires accompagnant les recommandations de décharge adoptées par le Con-
seil.

À la demande du Parlement européen ou du Conseil, la Commission fait rapport sur les mesures
prises à la lumière de ces observations et commentaires, et notamment sur les instructions données aux
services chargés de l'exécution du budget administratif. Ces rapports sont également transmis à-la Cour
des comptes.

Article 78 nono
Le Conseil, statuant à l'unanimité sur proposition de la Commission et après consultation du Parle-

ment européen et avis de la Cour des comptes:
a) arrête les règlements financiers spécifiant notamment les modalités relatives à l'établissement et

à l'exécution du budget administratif et à la reddition et à la vérification des comptes;
b) fixe les modalités et la procédure selon lesquelles les recettes budgétaires prévues dans le régi-

me des ressources propres aux Communautés sont mises à la disposition de la Commission et
définit les mesures à appliquer pour faire face, le cas échéant, aux besoins de trésorerie;

e) détermine les règles et organise le contrôle de la responsabilité des contrôleurs financiers, or-
donnateurs et comptables.

Article 78 decimo
Les États membres prennent les mêmes mesures pour combattre la fraude portant atteinte aux in-

térêts financiers de la Communauté que celles qu'ils prennent pour combattre la fraude portant attein-
te à leurs propres intérêts financiers.

Sans préjudice d'autres dispositions du présent traité, les États membres coordonnent leur action
visant à protéger les intérêts financiers de la Communauté contre la fraude. À cette fin, ils organisent,
avec l'aide de la Commission, une collaboration étroite et régulière entre les services compétents de leurs
administrations.

Article 79
Le présent traité est applicable aux territoires européens des Hautes Parties Contractantes. Il s'ap-

plique également aux territoires européens dont un État signataire assume les relations extérieures; en
ce'qui concerne la Sarre, un échange de lettres entre le gouvernement de la république fédérale d'Alle-
magne et le gouvernement de la République française est annexé au présent traité.

Par dérogation à l'alinéa précédent:
a) le présent traité ne s'applique pas .aux îles Féroé;
b) le présent traité ne s'applique pas aux zones de souveraineté du Royaume-Uni de Grande-Bre-

tagne et d'Irlande du Nord à Chypre;
e) les dispositions du présent traité ne sont applicables aux îles Anglo-Normandes et à l'île de Man

que dans la mesure nécessaire pour assurer l'application du régime prévu pour ces îles par la dé-
cision du Conseil du 22 janvier 1972 relative à l'adhésion de nouveaux États membres à la Com-
munauté européenne du charbon et de l'acier
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Chaque Haute Partie Contractante s'engage à étendre aux autres États membres les mesures de
préférence dont elle bénéficie, pour le charbon et l'acier, dans les territoires non européens soumis à sa
juridiction.

Article 80
Les entreprises, au sens du présent traité, sont celles qui exercent une activité de production dans

le domaine du charbon et de l'acier à l'intérieur des territoires visés à l'article 79, premier alinéa, et, en
outre, en ce qui concerne les articles 65 et 66 ainsi que les informations requises pour leur application
et les recours formés à leur occasion, les entreprises ou organismes qui exercent habituellement une ac-
tivité de distribution autre que la vente aux consommateurs domestiques ou à l'artisanat.

Article 81
Les expressions «charbon» et «acier» sont définies à l'annexe I jointe au présent traité.
Les listes comprises dans cette annexe peuvent être complétées par le Conseil, statuant à l'unani-

mité.

Article 82
Le chiffre d'affaires servant de base au calcul des amendes et des astreintes applicables aux entre-

prises en vertu du présent traité est le chiffre d'affaires afférent aux produits soumis à la juridiction de
la Commission.

Article 83
L'institution de la Communauté ne préjuge en rien le régime de propriété des entreprises soumi-

ses aux dispositions du présent traité.

Article 84
Dans les dispositions du présent traité, les mots «présent traité» doivent être entendus comme vi-

sant les clauses du traité et de ses annexes, des protocoles annexes et de la convention relative aux dis-
positions transitoires.

Article 85
Les mesures initiales et transitoires convenues par les Hautes Parties Contractantes en vue de per-

mettre l'application des présentes dispositions du présent traité sont fixées par une convention annexe.

Article 86
Les États membres s'engagent à prendre toutes mesures générales ou particulières propres à assu-

rer l'exécution des obligations résultant des décisions et recommandations des institutions de la Com-
munauté et à faciliter à celle-ci l'accomplissement de sa mission.

Les États membres s'engagent à s'abstenir de toute mesure incompatible avec l'existence du mar-
ché commun visé aux articles 1er et 4.

Ils prennent, dans la mesure de leur compétence, toutes dispositions utiles pour assurer les règle-
ments internationaux correspondant aux échanges de charbon et d'acier dans le marché commun et se
prêtent un concours mutuel pour faciliter ces règlements.

Les agents de la Commission chargés par elle de missions de contrôle disposent, sur le territoire
des États membres et dans toute la mesure nécessaire à l'accomplissement de leur mission, des droits et
pouvoirs dévolus par les législations de ces États aux agents des administrations fiscales. Les missions
de contrôle et la qualité des agents chargés de celles-ci sont dûment notifiées à l'État intéressé. Des agents
de cet État peuvent, à la demande de celui-ci ou de la Commission, assister les agents de la Commissi-
on dans l'accomplissement de leur mission.



259317. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

Article 87
Les Hautes Parties Contractantes s'engagent à ne pas se prévaloir des traités, conventions ou décla-

rations existant entre Elles en vue de soumettre un différend relatif à l'interprétation ou à l'application
du présent traité à un mode de règlement autre que ceux prévus par celui-ci.

Article 88
Si la Commission estime qu'un État a manqué à une des obligations qui lui incombent en vertu du

présent traité, elle constate ledit manquement par une décision motivée, après avoir mis cet État en me-
sure de présenter ses observations. Elle impartit à l'État en cause un délai pour pourvoir à l'exécution
de son obligation.

Un recours de pleine juridiction est ouvert à cet État devant la Cour dans un délai de deux mois à
compter de la notification de la décision.

Si l'État n'a pas pourvu à l'exécution de son obligation dans le délai fixé par la Commission ou, en
cas de recours, si celui-ci a été rejeté, la Commission peut, sur'avis conforme du Conseil, statuant à la
majorité des deux tiers:

a) suspendre le versement des sommes dont elle serait redevable pour le compte de l'État en que-'
stion en vertu du présent traité;

b) prendre ou autoriser les autres États membres à prendre des mesures dérogatoires aux disposi-
tions de l'article 4 en vue de corriger les effets du manquement constaté.

Un recours de pleine juridiction est ouvert, dans.un délai de deux mois à compter de leur notifica-
tion, contre les décisions prises en application des points a) et b).

Si les mesures ci-dessus prévues s'avèrent inopérantes, la Commission en réfère au Conseil.

Article 89
Tout différend entre États membres au sujet de l'application du présent traité qui n'est pas suscep-

tible d'être réglé par une autre procédure prévue au présent traité peut être soumis à la Cour, à la re-
quête de l'un des États parties au différend.

La Cour est également compétente pour statuer sur tout différend entre États membres en conne-
xité avec l'objet du présent traité, si ce différend lui est soumis en vertu d'un compromis.

Article 90
Si un manquement à une obligation résultant du présent traité commis par une entreprise consti-

tue également un manquement à une obligation résultant pour elle de la législation de l'État dont elle
relève et si, en vertu de ladite législation, une procédure judiciaire ou administrative est engagée contre
cette entreprise, l'État en question devra en aviser la Commission, qui pourra surseoir à statuer.

Si la Commission sursoit à statuer, elle est informée du déroulement de la procédure et mise en me-
sure de produire tous documents, expertises et témoignages pertinents. Elle sera de même informée de
la décision définitive qui sera intervenue et devra tenir compte de cette décision pour la détermination
de la sanction qu'elle serait éventuellement amenée à prononcer.

Article 91
Si une entreprise n'effectue pas, dans les délais prescrits, un versement auquel elle est assujettie en-

vers la Commission, soit en vertu d'une disposition du présent traité ou d'un règlement d'application,
soit en vertu d'une sanction pécuniaire ou d'une astreinte prononcée par la Commission, il sera loisible
à celle-ci de suspendre, jusqu'à concurrence du montant de ce versement, le règlement des sommes dont
elle serait elle-même redevable à ladite entreprise.

Article 92
Les décisions de la Commission comportant des obligations pécuniaires forment titre exécutoire.
L'exécution forcée sur le territoire des États membres est poursuivie suivant les voies de droit en

vigueur dans chacun de ces États et après qu'aura été apposée, sans autre contrôle que celui de la véri-
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fication de l'authenticité de ces décisions, la formule exécutoire usitée dans l'État sur le territoire du-
quel la décision doit être exécutée. Il est pourvu à cette formalité à la diligence d'un ministre désigné à
cet effet par chacun des gouvernements.

L'exécution forcée ne peut être suspendue qu'en vertu d'une décision de la Cour.

Article 93
La Commission assure avec les Nations unies et avec l'Organisation européenne de coopération

économique toutes liaisons utiles et les tient régulièrement informées de l'activité de la Communauté.

Article 94
La liaison entre les institutions de la Communauté et le Conseil de l'Europe est assurée dans les

conditions prévues par un protocole annexe.

Article 95
Dans tous les cas non prévus au présent traité, dans lesquels une décision ou une recommandation

de la Commission apparaît nécessaire pour réaliser dans le fonctionnement du marché commun du char-
bon et de l'acier et conformément aux dispositions de l'article 5 l'un des objets de la Communauté, tels
qu'ils sont définis aux articles 2, 3 et 4, cette décision ou cette recommandation peut être prise sur avis
conforme du Conseil, statuant à l'unanimité et après consultation du Comité consultatif.

La même décision ou recommandation, prise dans la même forme, détermine éventuellement les
sanctions applicables.

Après l'expiration de la période de transition prévue par la convention sur les dispositions transi-
toires, si des difficultés imprévues, révélées par l'expérience, dans les modalités d'application du présent
traité ou un changement profond des conditions économiques ou techniques qui affecte directement le
marché commun du charbon et de l'acier rendent nécessaire une adaptation des règles relatives à l'exer-
cice par la Commission des pouvoirs qui lui sont conférés, des modifications appropriées peuvent y être
apportées, sans qu'elles puissent porter atteinte aux dispositions des articles 2, 3 et 4 ou au rapport des
pouvoirs respectivement attribués à la Commission et aux autres institutions de la Communauté.

Ces modifications font l'objet de propositions établies en accord par la Commission et par le Con-
seil, statuant à la majorité des dix douzièmes de ses membres, et soumises à l'avis de la Cour. Dans son
examen, la Cour a pleine compétence pour apprécier tous les éléments de fait et de droit. Si, à la suite
de cet examen, la Cour reconnaît la conformité des propositions aux dispositions de l'alinéa qui précè-
de, elles sont transmises au Parlement européen et entrent en vigueur si elles sont approuvées à la ma-
jorité des trois quarts des voix exprimées et à la majorité des deux tiers des membres qui composent le
Parlement européen

Article 96
(Abrogé)

Article 97
Le présent traité est conclu pour une durée de cinquante ans à dater de son entrée en vigueur.

Article 98
(Abrogé)

Article 99
Le présent traité sera ratifié par tous les États membres, en conformité de leurs règles constitu-

tionnelles respectives; les instruments de ratification seront déposés auprès du gouvernement de la Ré-
publique française.

Il entrera en vigueur le jour du dépôt de l'instrument de ratification de l'État signataire qui procé-
dera le dernier à cette formalité.
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Au cas où tous les instruments de ratification n'auraient pas été déposés dans un délai de six mois
à dater de la signature du présent traité, les gouvernements des États ayant effectué le dépôt se concer-
teraient sur les mesures à prendre.

Article 100
Le présent traité, rédigé en un seul exemplaire, sera déposé dans les archives du gouvernement de

la République française, qui en remettra une copie certifiée conforme à chacun des gouvernements des
autres États signataires.

EN FOI DE QUOI les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas du présent
traité et l'ont revêtu de leurs sceaux.

Fait à Paris, le dix-huit avril mil neuf cent cinquante et un.

ADENAUER
Paul VAN ZEELAND

J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
Jos. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK
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ANNEXES

Annexe I

DÉFINITION DES EXPRESSIONS «CHARBON» ET «ACIER»

1. Les expressions «charbon» et «acier» couvrent les produits figurant sur la liste ci-après.
2. L'action de la Commission concernant les produits en acier spécial, le coke et la ferraille doit

tenir compte des conditions particulières de leur production ou de leur commerce.
3. L'action de la Commission, en ce qui concerne le coke de gaz et le lignite utilisé en dehors de la

fabrication de briquettes et de semi-coke, ne s'exercera que dans la mesure où des perturbations
sensibles créées de leur fait sur le marché des combustibles viendraient à l'exiger.

4. L'action de la Commission doit tenir compte du fait que la production de certains des produits
figurant sur cette liste est directement liée à celle de sous-produits qui n'y figurent pas, mais dont
les prix de vente peuvent conditionner celui des produits principaux.

Numéro de
code de l'OEEC DÉSIGNATION DES PRODUITS
pour mémoire

3 000 COMBUSTIBLES
3 100 Houille
3 200 Agglomérés de houille
3 300 Coke, excepté coke pour électrodes et coke de pétrole

Semi-coke de houille
3 400 Briquettes de lignite
3 500 Lignite

Semi-coke de lignite

4 000 SIDÉRURGIE
4 100 Matières premières pour la, production de la, fonte et de l'acier l)

Minerai de fer (sauf pyrites) Fer et acier spongieux (éponge) )
Ferraille Minerai de manganèse

4 200 Fonte et f err o-alliage s
Fonte pour la fabrication de l'acier Fonte de fonderie
et autres fontes brutes Spiegels et ferromanganèse carburé 2)

') Ne sont pas comprises les matières premières du numéro de code 4 190 de la nomenclature de l'OECE (autres matières premières non
dénommées ailleurs pour la production de la fonte et de l'acier), qui ne figurent pas dans la présente liste Ne sont pas compris notam-
ment les réfractaires

""s) Sont compris notamment les fers spongieux proprement dits ou sous forme de briquettes, les loupes et produits similaires
2) Ne sont pas compris les autres ferro-alliages.
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Numéro de
code de l'OEEC DÉSIGNATION DES PRODUITS
pour mémoire

4 300 Produits bruts et produits demi-finis enfer, en acier ordinaire ou en
acier spécial, y compris les produits de réemploi ou de relammage

Acier liquide coulé ou non en lingots, dont lingots destinés à
la forge ³)
Produits demi-finis: blooms, billettes et brames, largets,
coils larges laminés à chaud (autres que les coils considérés comme
produits finis)

4 400 Produits finis a chaud en fer, en acier ordinaire ou en acier spécial 4)
Rails, traverses, selles et cclisses, poutrelles, profilés lourds et barres
de 80 mm et plus, palplanches
Barres et profilés de moins de 80 mm
et plats de moins de 150 mm
Fil machine
Ronds et carrés pour tubes
Feuillards et bandes laminées à chaud
(y compris les bandes à tubes)
Tôles laminées à chaud de moins de 3 mm (non revêtues et revêtues)
Plaques et tôles d'une épaisseur de 3 mm et plus, larges plats
de 150 mm et plus

4 500 Produits finals en fer, en acier ordinaire ou en acier spécial5)
Fer-blanc, tôle plombée, fer noir, tôles galvanisées, autres tôles
revêtues
Tôles laminées à froid de moins de 3 mm
Tôles magnétiques
Bandes destinées à faire le fer-blanc
Tôles laminées à froid, en rouleaux et en feuilles, d'une épaisseur égale
ou supérieure à 3 mm

3) L'action de la Commission, en ce qui concerne les productions d'acier coule destinées aux moulages, ne s'exerce que dans le cas où elles
doivent être considérées comme entrant dans l'activité de l'industrie sidérurgique proprement dite

Les autres productions d'acier coulé pour moulages, telles que celles des petites et moyennes fonderies autonomes, ne sont soumises
qu'a des contrôles statistiques, sans qu' i l en résulte, a leur égard, de mesures discriminatoires

A) Ne sont pas compris les moulages d'acier, les pièces de forge et les produits obtenus a partir de poudres
5) Ne sont pas compris les tubes d'acier (sans soudure ou soudés), les bandes laminées a froid de largeur inférieure a 500 mm (autres que

celles destinées a faire le fer-blanc), les tréfiles, les barres calibrées et les moulages de fonte (tubes, tuyaux et accessoires de tuyauteries,
pièces de fonderie)
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Annexe II

FERRAILLE

Les dispositions du présent traité sont applicables à la ferraille, compte tenu des modalités pra-
tiques suivantes rendues nécessaires par les conditions particulières de sa collecte et de son commerce:

a) les fixations de prix par la Commission, dans les conditions du chapitre 5 du titre III, s'appli-
quent à l'achat par les entreprises de la Communauté; les Etats membres prêtent leur concours
à la Commission pour veiller au respect, par les vendeurs, des décisions prises;

b) sont exclues de l'application de l'article 59:

- les vieilles fontes dont la nature limite leur emploi aux industries de la fonderie échappant à
la juridiction de la Communauté;

- les ferrailles de chute utilisées directement par les entreprises; toutefois, il est tenu compte
des ressources que constituent ces chutes dans l'établissement des bases de répartition de la
ferraille de récupération;

c) pour l'application des dispositions de l'article 59 à la ferraille de récupération, la Commission
rassemble, en coopération avec les gouvernements des États membres, les informations néces-
saires tant sur les ressources que sur les besoins, y compris les exportations vers les pays tiers.

Sur la base des informations ainsi rassemblées, la Commission, en se conformant aux dispositions
de l'article 59 et compte tenu tant des possibilités les plus économiques d'utilisation des ressources que
de l'ensemble des conditions d'exploitation et d'approvisionnement propres aux différentes fractions
de l'industrie sidérurgique soumise à sa juridiction, répartit les ressources entre les États membres.

En vue d'éviter que les livraisons prévues, au titre de cette répartition, d'un État membre à un au-
tre ou l'exercice des droits d'achat reconnus aux entreprises d'un État membre sur le marché d'un aut-
re État membre n'entraînent des discriminations préjudiciables aux entreprises relevant de l'un ou de
l'autre desdits États membres, les mesures suivantes seront prises.

1. Chaque État membre autorisera la sortie de son territoire des livraisons aux autres États mem-
bres correspondant à la répartition établie par la Commission; en contrepartie, chaque État membre sera
autorisé à appliquer les contrôles nécessaires pour s'assurer que les sorties ne soient pas supérieures aux
quantités ainsi prévues. La Commission est habilitée à veiller à ce que les dispositions adoptées n'aient
pas un caractère plus restrictif que ne l'exige leur objet.

2. La répartition entre les États membres sera revue à intervalles aussi rapprochés qu'il sera néces-
saire pour maintenir une relation équitable, tant pour les acheteurs locaux que pour les acheteurs en pro-
venance d'autres États membres, entre les ressources constatées dans chaque État membre et les livrai-
sons à d'autres États membres qui lui sont assignées.

3. La Commission veillera à ce que les dispositions réglementaires adoptées par chaque État mem-
bre à l'égard des vendeurs relevant de sa juridiction n'aient pas pour effet l'application de conditions in-
égales à des transactions comparables, notamment suivant la nationalité des acheteurs.
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Annexe III

ACIERS SPÉCIAUX

Les aciers spéciaux et les aciers fins au carbone, tels qu'ils sont caractérisés dans le projet de no-
menclature douanière européenne mis au point à Bruxelles par le comité tarifaire dans sa séance du 15
juillet 1950, seront traités en considération de leur appartenance à l'un des trois groupes ci-après:

a) aciers spéciaux communément appelés «aciers de construction» et définis par une teneur en car-
bone inférieure à 0,6 % et en éléments d'alliage ne dépassant pas au total 8 % s'il y en a au moins
deux et 5 % s'il n'y en a qu'un (1);

b) aciers fins au carbone, dont la teneur en carbone est comprise entre 0,6 et 1,6 %; aciers spéciaux
alliés autres que ceux définis au point a) précédent et dont la teneur en éléments d'alliage est in-
férieure à 40 % s'il y en a au moins deux et à 20 % s'il n'y en a qu'un (');

c) aciers spéciaux n'entrant pas dans la définition des points a) et b) ci-dessus.
Les produits appartenant aux groupes a) et b) entrent dans la compétence de la Commission; mais,

en vue de permettre, en ce qui les concerne, l'étude des modalités appropriées d'application du traité eu
égard aux conditions particulières de leur production et de leur commerce, la date à laquelle seront abo-
lis les droits d'entrée et de sortie ou les taxes équivalentes, ainsi que toutes les restrictions quantitatives
à leur circulation à l'intérieur de la Communauté, sera reportée un an après la date d'établissement du
marché commun de l'acier.

Pour les produits appartenant au groupe e), la Commission entreprendra, dès son entrée en fonc-
tions, des études destinées à fixer les modalités appropriées de son application à ces différents produits,
eu égard aux conditions particulières de leur production et de leur commerce; au fur et à mesure de l'ab-
outissement de ces études et, au plus tard, dans un délai de trois ans à dater de l'établissement du mar-
ché commun, les dispositions retenues pour chacun des produits en cause seront soumises par la Com-
mission au Conseil, qui statuera dans les conditions prévues à l'article 81. Durant cette période, les
produits appartenant à la catégorie e) seront uniquement soumis à des contrôles statistiques de la part
de la Commission.

K.A
P v Z.
J. M.
SCH.

SF
B.
S.

V D. B.
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II - Protocoles

PROTOCOLE
SUR LE STATUT DE LA COUR DE JUSTICE

DE LA COMMUNAUTÉ EUROPÉENNE
DU CHARBON ET DE L'ACIER

LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES,
DÉSIRANT fixer le statut de la Cour de justice prévu à l'article 45 du traité,
SONT CONVENUES de ce qui suit:

Article premier
La Cour de justice instituée par l'article 7 du traité est constituée et exerce ses fonctions confor-

mément aux dispositions du traité et du présent statut.

TITRE I

STATUT DES JUGES

Serment

Article 2
Tout juge doit,.avant d'entrer en fonctions, en séance publique, faire serment.d'exercer ses fonc-

tions en pleine impartialité et en toute conscience et de ne rien divulguer du secret des délibérations.

Privilèges et immunités

Article 3
Les juges jouissent de l'immunité de juridiction. En ce qui concerne les actes accomplis par eux, y

compris leurs paroles et écrits, en leur qualité officielle, ils continuent à bénéficier de l'immunité après
la cessation de leurs fonctions.

La Cour, siégeant en séance plénière, peut lever l'immunité.
Au cas où, l'immunité ayant été levée, une action pénale est engagée contre un juge, celui-ci n'est

justiciable, dans chacun des États membres, que de l'instance compétente pour juger les magistrats ap-
partenant à la plus haute juridiction nationale.

(Quatrième alinéa abrogé par l'article 28, deuxième alinéa, du traité de fusion)
[Voir article 21 du protocole sur les privilèges et immunités des Communautés européennes, qui se lit
comme suit:

Les articles 12 à 15 inclus et 18 sont applicables aux juges, aux avocats généraux, au greffier et aux
rapporteurs adjoints de la Cour de justice, sans préjudice des dispositions de l'article 3 des protocoles
sur le statut de la Cour de justice relatives à l'immunité de juridiction des juges et des avocats généraux.]
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Incompatibilités

Article 4
Les juges ne peuvent exercer aucune fonction publique ou administrative.
Ils ne peuvent, sauf dérogation accordée à titre exceptionnel par le Conseil, statuant à la majorité

des deux tiers, exercer aucune activité professionnelle, rémunérée ou non.
Ils ne peuvent acquérir ou conserver, directement ou indirectement, aucun intérêt dans les affaires

relevant du charbon et de l'acier pendant l'exercice de leurs fonctions et pendant la durée de trois ans à
partir de la cessation desdites fonctions:

Droits pécuniaires

Article 5
(Article abrogé par l'article 8, paragraphe 3, point a), du traité de fusion)

[Voir article 6 du traité de fusion, qui se lit comme suit:
Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, fixe les traitements, indemnités et pensions du président

et des membres de la Commission, du président, des juges, des avocats généraux et du greffier de la Cour
de justice. Il fixe également, à la même majorité, toutes indemnités tenant lieu de'rémunération.]

Cessation des fonctions

Article 6
En dehors des renouvellements réguliers, les fonctions de juge prennent fin individuellement par

décès ou démission.
En cas de démission d'un juge, la lettre de démission sera adressée au président de la Cour pour être

transmise au président du Conseil. Cette dernière notification emporte vacance de siège.
Sauf les cas où l'article 7 ci-après reçoit application, tout juge continue à siéger jusqu'à l'entrée en

fonctions de son successeur.

Article 7
Les juges ne peuvent être relevés de leurs fonctions que si, au jugement unanime des autres juges,

ils ont cessé de répondre aux conditions requises.
Le président du Conseil, le président de la Commission et le président du Parlement européen en

sont informés par le greffier.
Cette communication emporte la vacance de siège.

Article 8
Le juge nommé en remplacement d'un membre dont le mandat n'est pas expiré achève le terme du

mandat de son prédécesseur.
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TITRE II

ORGANISATION

Article 9
Les juges, les avocats généraux et le greffier sont tenus de résider au siège de la Cour.

Article 10
La Cour est assistée de deux avocats généraux et d'un greffier.

Avocats généraux

Article 11
L'avocat général a pour rôle de présenter publiquement, en toute impartialité et en toute indépen-

dance, des conclusions orales et motivées sur les affaires soumises à la Cour, en vue d'assister celle-ci
dans l'accomplissement de sa mission, telle qu'elle est définie à l'article 31 du traité.

Article 12
Les avocats généraux sont nommés pour six ans dans les mêmes conditions que les juges. Un re-

nouvellement partiel a lieu tous les trois ans. L'avocat général dont la désignation est sujette à renou-
vellement à la fin de la première période de trois ans est désigné par le sort. Les dispositions des troisiè-
me et quatrième alinéas de l'article 32 du traité et celles de l'article 6 du présent statut sont applicables
aux avocats généraux.

Article 13
Les dispositions des articles 2 à 5 et 8 ci-dessus sont applicables aux avocats généraux.
Les avocats généraux ne peuvent être relevés de leurs fonctions que s'ils ont cessé de répondre aux

conditions requises. La décision est prise par le Conseil, statuant à l'unanimité après avis de la Cour.

Greffier

Article 14
Le greffier est nommé par la Cour, qui fixe son statut, compte tenu des dispositions de l'article 15

ci-après. Il prête serment devant la Cour d'exercer ses fonctions en pleine impartialité et en toute con-
science et de ne rien divulguer du secret des délibérations.

(Deuxième alinéa abrogé par l'article 28, deuxième alinéa, du traité de fusion)
[Voir article 21 du protocole sur les privilèges et immunités des Communautés européennes, qui se lit
comme suit:

Les articles 12 à 15 inclus et 18 sont applicables aux juges, aux avocats généraux, au greffier et aux
rapporteurs adjoints de la Cour de justice, sans préjudice des dispositions de l'article 3 des protocoles
sur le statut de la Cour de justice relatives à l'immunité de juridiction des juges et des avocats généraux.]

Article 15
[Article abrogé par l'article 8, paragraphe 3, point a), du traité de fusion]

[Voir article 6 du traité de fusion, qui se lit comme suit:
Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, fixe les traitements, indemnités et pensions du prési-

dent et des membres de la Commission, du président, des juges, des avocats généraux et du greffier de
la Cour de justice. Il fixe également, à la même majorité, toutes indemnités tenant lieu de rémunérati-
on.]
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Personnel de la Cour

Article 16
1. Des fonctionnaires et autres agents sont attachés à la Cour pour permettre d'en assurer le fonc-

tionnement. Ils relèvent du greffier sous l'autorité du président.
2. Sur proposition de la Cour, le Conseil, statuant à l'unanimité, peut prévoir la nomination de rap-

porteurs adjoints et en fixer le statut. Les rapporteurs adjoints peuvent être appelés, dans les conditions
qui seront déterminées par le règlement de procédure, à participer à l'instruction des affaires dont la
Cour est saisie et à collaborer avec le juge rapporteur.

Les rapporteurs adjoints, choisis parmi des personnes offrant toutes garanties d'indépendance et
réunissant les titres juridiques nécessaires, sont nommés par le Conseil. Ils prêtent serment devant la
Cour d'exercer leurs fonctions en pleine impartialité et en toute conscience et de ne rien divulguer du
secret des délibérations.

Fonctionnement de la Cour

Article 17
La Cour demeure en fonctions d'une manière permanente. La durée des vacances judiciaires est

fixée par la Cour, sous réserve des nécessités du service.

Formation de la Cour

Article 18
La Cour siège en séance plénière. Toutefois, elle peut créer en son sein deux'chambres composées

chacune de trois juges, en vue soit de procéder à certaines mesures d'instruction, soit de juger certaines
catégories d'affaires, dans les conditions prévues par un règlement qu'elle établit à cet effet.

La Cour ne peut valablement délibérer qu'en nombre impair Les délibérations de la Cour, siége-
ant en séance plénière, sont valables si sept juges sont présents. Les délibérations des chambres ne sont
valables que si elles sont prises par trois juges; en cas d'empêchement de l'un des juges composant une
chambre, il peut être fait appel à un juge faisant partie d'une autre chambre dans les conditions déter-
minées par le règlement de procédure

Les recours formés par les États ou par le Conseil devront, dans tous les cas, être jugés en séance
plénière.

Règles particulières

Article 19
Les juges et les avocats généraux ne peuvent participer au règlement d'aucune affaire dans laquelle

ils sont antérieurement intervenus comme agent, conseil ou avocat de l'une des parties, ou sur laquelle
ils ont été appelés à se prononcer comme membre d'un tribunal, d'une commission d'enquête ou à tout
autre titre.

Si, pour une raison spéciale, un juge' ou un avocat général estime ne pas pouvoir participer au ju-
gement ou à l'examen d'une affaire déterminée, il en fait part au président. Au cas où le président esti-
me qu'un juge ou un avocat général ne doit pas, pour une raison spéciale, siéger ou conclure dans une
affaire déterminée, il en avertit l'intéressé.

En cas de difficulté sur l'application du présent article, la Cour statue.
Une partie ne peut invoquer soit la nationalité d'un juge, soit l'absence au sein de la Cour ou d'une

de ses chambres d'un juge de sa nationalité pour demander la modification de la composition de la Cour
ou d'une de ses chambres.
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TITRE III

PROCÉDURE

Représentation et assistance des parties

Article 20
Les États ainsi que les institutions de la Communauté sont représentés devant la Cour par des agents

nommés pour chaque affaire; l'agent peut être assisté d'un avocat inscrit à un barreau de l'un des Etats
membres.

Les entreprises et toutes autres personnes physiques ou morales doivent être assistées par un avo-
cat inscrit à un barreau de l'un des États membres.

Les agents et avocats comparaissant devant la Cour jouissent des droits et garanties nécessaires à
l'exercice indépendant de leurs fonctions, dans les conditions qui seront déterminées par un règlement
établi par la Cour et soumis à l'approbation du Conseil, statuant à l'unanimité .

La Cour jouit à l'égard des avocats qui se présentent devant elle des pouvoirs normalement recon-
nus en la matière aux cours et tribunaux, dans des conditions qui seront déterminées par le même rè-
glement.

Les professeurs ressortissants des États membres dont la législation leur reconnaît un droit de plai-
der jouissent devant la Cour des droits reconnus aux avocats par le présent article.

Phases de la procédure

Article 21
La procédure devant la Cour comporte deux phases: l'une écrite, l'autre orale.
La procédure écrite comprend la communication aux parties, ainsi qu'aux institutions de la Com-

munauté dont les décisions sont en cause, des requêtes, mémoires, défenses et observations et, éventu-
ellement, des répliques ainsi que de toutes pièces et documents à l'appui ou de leurs copies certifiées
conformes.

Les communications sont faites par les soins du greffier dans l'ordre et les délais déterminés par le
règlement de procédure.

La procédure orale comprend la lecture du rapport présenté par un juge rapporteur ainsi que l'au-
dition par la Cour des témoins, experts, agents et avocats et des conclusions de l'avocat général.

Requête

Article 22
La Cour est saisie par une requête adressée au greffier. La requête doit contenir l'indication du nom

et de la demeure de la partie et de la qualité du signataire, l'objet du litige, les conclusions et un exposé
sommaire des moyens invoqués.

Elle doit être accompagnée, s'il y a lieu, de la décision dont l'annulation est demandée ou, en cas de
recours contre une décision implicite, d'une pièce justifiant de la date du dépôt de la demande. Si ces
pièces n'ont pas été jointes à la requête, le greffier invite l'intéressé à en effectuer la production dans un
délai raisonnable, sans qu'aucune forclusion puisse être opposée au cas où la régularisation intervien-
drait après l'expiration du délai de recours.
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Transmission des pièces

Article 23
Lorsqu'un recours est formé contre une décision prise par une des institutions de la Communauté,

cette institution est tenue de transmettre à la Cour toutes les pièces relatives à l'affaire qui est portée de-
vant elle.

Mesures d'instruction

Article 24
La Cour peut demander aux parties, à leurs représentants ou agents ainsi qu'aux gouvernements

des États membres de produire tous documents et de fournir toutes informations qu'elle estime désira-
bles. En cas de refus, elle en prend acte.

Article 25
À tout moment, la Cour peut confier une mission d'enquête ou une expertise à toute personne, cor-

ps, bureau, commission ou organe de son choix; à cet effet, elle peut dresser une liste de personnes ou
d'organismes agréés en qualité d'experts.

Publicité de l'audience

Article 26
L'audience est publique, à moins qu'il n'en soit décidé autrement par la Cour pour des motifs gra-

ves.

Procès-verbal

Article 27
II est tenu de chaque audience un procès-verbal signé par le président et le greffier.

Audience

Article 28
Le rôle des audiences est arrêté par le président.
Des témoins peuvent être entendus dans les conditions qui seront déterminées par le règlement de

procédure. Ils peuvent être entendus sous la foi du serment.
Au cours des débats, la Cour peut interroger également les experts et les personnes qui ont été char-

gées d'une enquête ainsi que les parties elles-mêmes; toutefois, ces dernières ne peuvent plaider que par
l'organe de leur représentant ou de leur avocat.

Lorsqu'il est établi qu'un témoin ou un expert a dissimulé ou contrefait la réalité des faits sur les-
quels il a déposé ou a été interrogé par la Cour, celle-ci est habilitée à saisir de ce manquement le mini-
stre de la Justice de l'État dont le témoin ou l'expert est ressor tissant, en vue de lui voir appliquer les
sanctions prévues dans chaque cas par sa loi nationale.

La Cour jouit à l'égard des témoins défaillants des pouvoirs généralement reconnus en la matière
aux cours et tribunaux, dans des conditions qui seront déterminées par un règlement établi par la Cour
et soumis à l'approbation du Conseil, statuant à l'unanimité .

Secret des délibérations

Article 29
Les délibérations de la Cour sont et restent secrètes.
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Arrêts

Article 30
Les arrêts sont motivés. Ils mentionnent le nom des juges qui ont siégé.

Ar tide 31
Les arrêts sont signés par le président, le juge rapporteur et le greffier. Ils sont lus en séance

publique.

Dépens

Article 32

La Cour statue sur les dépens.

Référé

Article 33
Le président de la Cour peut statuer, selon une procédure sommaire dérogeant, en tant que de be-

soin, à certaines des règles contenues dans le présent statut et qui sera fixée par le règlement de procé-
dure, sur des conclusions tendant soit à l'obtention du sursis prévu à l'article 39, deuxième alinéa, du
traité, soit à l'application de mesures provisoires en vertu du troisième alinéa du même article, soit à la
suspension de l'exécution forcée conformément à l'article 92, troisième alinéa.

En cas d'empêchement du président, celui-ci sera remplacé par un autre juge dans les conditions
déterminées par le règlement prévu à l'article 18 du présent statut.

L'ordonnance rendue par le président ou son remplaçant n'a qu'un caractère provisoire et ne pré-
juge en rien la décision de la Cour, statuant au principal.

Intervention

Article 34
Les personnes physiques ou morales justifiant d'un intérêt à la solution d'un litige soumis à la Cour

peuvent intervenir à ce litige.
Les conclusions de la requête en intervention ne peuvent avoir d'autre objet que le soutien des con-

clusions d'une partie ou leur rejet.

Arrêt par défaut

Article 3)
Lorsque, dans un recours de pleine juridiction, la partie défenderesse, régulièrement mise en cau-

se, s'abstient de déposer des conclusions écrites, l'arrêt est rendu par défaut à son égard. L'arrêt est sus-
ceptible d'opposition dans le délai d'un mois à compter de sa notification. Sauf décision contraire de la
Cour, l'opposition ne suspend pas l'exécution de l'arrêt rendu par défaut.

Tierce opposition

Article 36
Les personnes physiques ou morales ainsi que les institutions de la Communauté peuvent, dans les

cas et dans les conditions qui seront déterminés par le règlement de procédure, former tierce oppositi-
on contre les arrêts rendus sans qu'elles aient été appelées.
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Interprétation

Article 37
En cas de difficulté sur le sens et la portée d'un arrêt, il appartient à la Cour de l'interpréter, sur la

demande d'une partie ou d'une institution de la Communauté justifiant d'un intérêt à cette fin.

Révision

Article 38
La révision de l'arrêt ne peut être demandée à la Cour qu'en raison de la découverte d'un fait de na-

ture à exercer une influence décisive et qui, avant le prononcé de l'arrêt, était inconnu de la Cour et de
la partie qui demande la révision.

La procédure de révision s'ouvre par un arrêt de la Cour constatant expressément l'existence d'un
fait nouveau, lui reconnaissant les caractères qui donnent ouverture à la révision et déclarant de ce chef
la demande recevable.

Aucune demande de révision ne pourra être formée après l'expiration d'un délai de dix ans à dater
de l'arrêt.

Délais

Article 39
Les recours prévus par les articles 36 et 37 du traité doivent être formés dans le délai d'un mois

prévu au dernier alinéa de l'article 33.
Des délais de distance seront établis par le règlement de procédure.
Aucune déchéance tirée de l'expiration des délais ne peut être opposée lorsque l'intéressé établit

l'existence d'un cas fortuit ou de force majeure.

Prescription

Article 40
Les actions prévues aux deux premiers alinéas de l'article 40 du traité se prescrivent par cinq ans à

compter de la survenance du fait qui y donne lieu. La prescription est interrompue soit par la requête
formée devant la Cour, soit par la demande préalable que la victime peut adresser à l'institution compé-
tente de la Communauté. Dans ce dernier cas, la requête doit être formée dans le délai d'un mois prévu
au dernier alinéa de l'article 33; les dispositions du dernier alinéa de l'article 35 sont, le cas échéant, ap-
plicables.

Règles spéciales relatives aux différends entre États membres

Article 41
Lorsqu'un différend entre États membres, est soumis à la Cour, en vertu de l'article 89 du traité, les

autres États membres sont avertis sans délai par le greffier de l'objet du litige.
Chacun de ces États a le droit d'intervenir au procès.
Les différends visés au présent article devront être jugés par la Cour en séance plénière.

Article 42
Si un État intervient dans les conditions prévues à l'article précédent dans une affaire soumise à la

Cour, l'interprétation donnée par l'arrêt s'impose à lui.
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Recours des tiers

Article 43
Les décisions prises par la Commission par application de l'article 63, paragraphe 2, du traité, doi-

vent être notifiées à l'acheteur ainsi qu'aux entreprises intéressées; si la décision concerne l'ensemble ou
une catégorie importante des entreprises, la notification à leur égard peut être remplacée par une publi-
cation.

Un recours est ouvert, dans les conditions de l'article 36 du traité, à toute personne à qui une ast-
reinte a été imposée par application de l'article 66, paragraphe 5, quatrième alinéa.

TITRE IV

LE TRIBUNAL DE PREMIÈRE INSTANCE
DES COMMUNAUTÉS EUROPÉENNES

Statut des membres et organisation du Tribunal

Article 44
Les articles 2, 3, 4, 6 à 9, l'article 13, premier alinéa, l'article 17, l'article 18, deuxième alinéa, et l'ar-

ticle 19 du présent statut s'appliquent au Tribunal et à ses membres. Le serment visé à l'article 2 est prêté
devant la Cour, et les décisions visées aux articles 3, 4 et 7 sont prises par celle-ci après consultation du
Tribunal.

Greffier et personnel

Article 45
Le Tribunal nomme le greffier, dont il fixe le statut. Les articles 9 et 14 du présent statut s'appli-

quent mutatis mutandis au greffier du Tribunal.
Le président de la Cour et le président du Tribunal fixent d'un commun accord les modalités selon

lesquelles des fonctionnaires et autres agents attachés à la Cour prêtent leur service au Tribunal pour
permettre d'en assurer le fonctionnement. Certains fonctionnaires ou autres agents relèvent du greffier
du Tribunal sous l'autorité du président du Tribunal.

Procédure devant le Tribunal

Article 46
La procédure devant le Tribunal est régie par le titre III du présent statut, à l'exception des articles

41 et 42.
La procédure devant le Tribunal est précisée et complétée, en tant que de besoin, par le règlement

de procédure arrêté conformément à l'article 32 quinto, paragraphe 4, du traité.
Par dérogation à l'article 21, quatrième alinéa, du présent statut, l'avocat général peut présenter ses

conclusions motivées par écrit.

Article 47
Lorsqu'une requête ou un autre acte de procédure adressé au Tribunal est déposé par erreur auprès

du greffier de la Cour, il est immédiatement transmis par celui-ci au greffier du Tribunal; de même, lor-
squ'une requête ou un autre acte de procédure adressé à la Cour est déposé par erreur auprès du gref-
fier du Tribunal, il est immédiatement transmis par celui-ci au greffier de la Cour.
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Lorsque le Tribunal constate qu'il n'esrpas compétent pour connaître d'un recours qui relève de
la compétence de la Cour, il le renvoie à la Cour; de même, lorsque la Cour constate qu'un recours relève
de la compétence du Tribunal, elle le renvoie à ce dernier, qui ne peut alors décliner sa compétence.

Lorsque la Cour et le Tribunal sont saisis d'affaires ayant le même objet, soulevant la même que-
stion d'interprétation ou mettant en cause la validité du même acte, le Tribunal, après avoir entendu les
parties, peut suspendre la procédure jusqu'au prononcé de l'arrêt de la Cour Lorsqu'il s'agit de de-
mandes visant à l'annulation du même acte, le Tribunal peut aussi se dessaisir afin que la Cour puisse
statuer sur ces demandes. Dans les cas visés au présent alinéa, la Cour peut également décider de sus-
pendre la procédure dont elle est saisie; dans ce cas, la procédure devant le Tribunal se poursuit.

Article 48
Les décisions du Tribunal mettant fin à l'instance, tranchant partiellement le litige au fond ou mett-

ant fin à un incident de procédure portant sur une exception d'incompétence ou d'irrecevabilité sont
notifiées par le greffier du Tribunal à toutes les parties ainsi qu'à tous les États membres et aux institu-
tions de la Communauté même s'il ne sont pas intervenus au litige devant le Tribunal.

Pourvoi devant la Cour

Article 49
Un pourvoi peut être formé devant la Cour, dans un délai de deux mois à compter de la notificati-

on de la décision attaquée, contre les décisions du Tribunal mettant fin à l'instance ainsi que contre les
décisions qui tranchent partiellement le litige au fond ou qui mettent fin à un incident de procédure por-
tant sur une exception d'incompétence ou d'irrecevabilité.

Ce pourvoi peut être formé par toute partie ayant partiellement ou totalement succombé en ses
conclusions. Les parties intervenantes autres que les États membres et les institutions de la Commun-
auté ne peuvent toutefois former ce pourvoi que lorsque la décision du Tribunal les affecte directement.

Sauf dans les cas de litiges opposant la Communauté à ses agents, ce pourvoi peut également être
formé par les États membres et les institutions de la Communauté qui ne sont pas intervenus au litige
devant le Tribunal. Dans ce cas, les États membres et les institutions sont dans une position identique à
celle d'États membres ou d'institutions qui seraient intervenus en première instance.

Article 50
Un pourvoi peut être formé devant la Cour contre les décisions du Tribunal rejetant une demande

d'intervention, dans un délai de deux semaines à compter de la notification de la décision de rejet, par
toute personne dont la demande a été rejetée.

Un pourvoi peut être formé devant la Cour par les parties à la procédure contre les décisions du
Tribunal prises au titre de l'article 39, deuxième et troisième alinéas, ou de l'article 92, troisième alinéa,
du traité, dans un délai de deux mois à compter de leur notification.

Il est statué sur les pourvois visés aux premier et deuxième alinéas du présent article selon la procé-
dure prévue à l'article 33 du présent statut.

Article 51
Le pourvoi devant la Cour est limité aux questions de droit. Il peut être fondé sur des moyens tirés

de l'incompétence du Tribunal, d'irrégularités de procédure devant le Tribunal portant atteinte aux in-
térêts de la partie requérante ainsi que de la violation du droit communautaire par le Tribunal.

Un pourvoi ne peut porter uniquement sur la charge et le montant des dépens.
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Procédure devant la Cour

Article 52
En cas de pourvoi contre une décision du Tribunal, la procédure devant la Cour comporte une pha-

se écrite et une phase orale. Dans les conditions déterminées par le règlement de procédure, la Cour,
l'avocat général et les parties entendus, peut statuer sans procédure orale.

Effet suspensif

Article 53
Sans préjudice de l'article 39, deuxième et troisième alinéas, du traité, le pourvoi n'a pas d'effet sus-

pensif.
Par dérogation à l'article 44 du traité, les décisions du Tribunal annulant une décision ou recom-

mandation générales ne prennent effet qu'à compter de l'expiration du délai visé à l'article 49, premier
alinéa, du présent statut ou, si un pourvoi a été introduit dans ce délai, à compter du rejet de celui-ci,
sans préjudice de la faculté pour une partie de saisir la Cour, en vertu de l'article 39, deuxième et tro-
isième alinéas, du traité, d'une demande tendant à la suspension des effets de l'acte annulé ou à la pre-
scription de toute autre mesure provisoire

Décision de la Cour sur le pourvoi

Article 54
Lorsque le pourvoi est fondé, la Cour annule la décision du Tribunal. Elle peut alors soit statuer

elle-même définitivement sur le litige, lorsque celui-ci est en état d'être jugé, soit renvoyer l'affaire de-
vant le Tribunal pour qu'il statue.

En cas de renvoi, le Tribunal est lié par les points de droit tranchés par la décision de la Cour.
Lorsqu'un pourvoi formé par un État membre ou une institution de la Communauté qui ne sont

pas intervenus au litige devant le Tribunal est fondé, la Cour peut, si elle l'estime nécessaire, indiquer
ceux des effets de la décision annulée du Tribunal qui doivent être considérés comme définitifs à l'égard
des parties au litige.

Règlement de procédure

Article 55
La Cour établit son règlement de procédure. Ce règlement est soumis à l'approbation unanime du

Conseil. Ce règlement contient toutes les dispositions nécessaires en vue d'appliquer et, en tant que de
besoin, de compléter le présent statut.

Disposition transitoire

Article 56
Le président du Conseil procède, immédiatement après la prestation de serment, à la désignation,

par tirage au sort, des juges et des avocats généraux dont les fonctions sont sujettes à renouvellement à
la fin de la première période de trois ans conformément à l'article 32 du traité.

Fait à Paris, le dix-huit avril mil neuf cent cinquante et un.

ADENAUER
Paul VAN ZEELAND

J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
Jos. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK
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PROTOCOLE
SUR LES RELATIONS AVEC LE CONSEIL DE L'EUROPE

LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES,
PLEINEMENT CONSCIENTES de la nécessité d'établir des liens aussi étroits que possible ent-

re la Communauté européenne du charbon et de l'acier et le Conseil de l'Europe, notamment entre le
Parlement européen et l'Assemblée consultative du Conseil de l'Europe,

PRENANT ACTE des recommandations de l'Assemblée du Conseil de l'Europe,
SONT CONVENUES des dispositions suivantes:

Article premier
Les gouvernements des États membres sont invités à recommander à leurs parlements respectifs

que les membres de l'Assemblée , qu'ils sont appelés à désigner, soient choisis de préférence parmi les
représentants à l'Assemblée consultative du Conseil de l'Europe.

Article 2
Le Parlement européen de la Communauté présente chaque année à l'Assemblée consultative du

Conseil de l'Europe un rapport sur son activité.

Article 3
La Commission communique chaque année au Comité des ministres et à l'Assemblée consultative

du Conseil de l'Europe le rapport général prévu à l'article 17 du traité.

Article 4
La Commission fait connaître au Conseil de l'Europe la suite qu'elle a pu donner aux recomman-

dations qui lui auraient été adressées par le Comité des ministres du Conseil de l'Europe, en vertu de
l'article 15 (b) du statut du Conseil de l'Europe.

Article 5
Le présent traité instituant la Communauté européenne du charbon et de l'acier et ses annexes seront

enregistrés au secrétariat général du Conseil de l'Europe.

Article 6
Des accords entre la Communauté et le Conseil de l'Europe pourront, entre autres, prévoir toute

autre forme d'assistance mutuelle et de collaboration entre les deux organisations et, éventuellement,
des formes appropriées de l'une ou de l'autre.

Fait à Paris, le dix-huit avril mil neuf cent cinquante et un.

ADENAUER

Paul VAN ZEELAND

J. MEURICE

SCHUMAN

SFORZA

Jos. BECH

STIKKER

VAN DEN BRINK
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III - ECHANGE DE LETTRES
ENTRE LE GOUVERNEMENT

DE LA RÉPUBLIQUE FÉDÉRALE D'ALLEMAGNE
ET LE GOUVERNEMENT DE LA

RÉPUBLIQUE FRANÇAISE
CONCERNANT LA SARRE

[TRADUCTION]
LE CHANCELIER FÉDÉRAL

ET
MINISTRE DES AFFAIRES ÉTRANGÈRES

Paris, le 18 avril 1951

À Son Excellence
Monsieur le Président Robert Schuman
Ministre des Affaires étrangères
Pans

Monsieur le Président,
Les représentants du gouvernement fédéral ont déclaré à plusieurs reprises, au cours des négocia-

tions sur la Communauté européenne du charbon et de l'acier, que le règlement définitif du statut de la
Sarre ne peut être fait que par un traité de paix ou un traité analogue. Au cours des négociations, ils ont
en outre déclaré qu'en signant le traité le gouvernement fédéral n'exprime nullement sa reconnaissance
du statut actuel de la Sarre.

Je répète cette déclaration et vous prie de me confirmer que le gouvernement français est d'accord
avec le gouvernement fédéral sur le fait que le règlement définitif du statut de la Sarre ne pourra être fait
que par le traité de paix ou un traité analogue et que le gouvernement français ne voit pas, dans la sig-
nature par le gouvernement fédéral du traité pour la Communauté européenne du charbon et de l'acier,
une reconnaissance du statut actuel de la Sarre par le gouvernement fédéral.

Veuillez agréer, Monsieur le Président, l'expression de ma très haute considération.

Signé: ADENAUER
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Paris, le 18 avril 1951

Monsieur le Chancelier,
En réponse à votre lettre du 18 avril 1951, le gouvernement français prend acte de ce que le gou-

vernement fédéral n'entend pas, en signant le traité instituant la Communauté européenne du charbon
et de l'acier, reconnaître le statut actuel de la Sarre.

Le gouvernement français déclare, en conformité de son propre point de vue, qu'il agit au nom de
la Sarre en vertu du statut actuel de celle-ci, mais qu'il ne voit pas dans la signature par le gouvernement
fédéral du traité une reconnaissance du statut actuel de la Sarre par le gouvernement fédéral. Il n'a pas
entendu que le traité instituant la Communauté européenne du charbon et de l'acier préjugeât le statut
définitif de la Sarre, qui relève du traité de paix ou d'un traité en tenant lieu.

Veuillez agréer, Monsieur le Chancelier, l'expression de ma très haute considération.
Signé: SCHUMAN

Monsieur le Docteur Konrad ADENAUER,
Chancelier et Ministre des Affaires étrangères
de la république fédérale d'Allemagne
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IV - CONVENTION RELATIVE AUX DISPOSITIONS TRANSITOIRES

LES HAUTES PARTIES CONTRACTANTES,
DÉSIRANT établir la convention relative aux dispositions transitoires prévue à l'article 85 du traité,
SONT CONVENUES de ce qui suit:

Objet de la convention

Si
1. L'objet de la présente convention, établie en exécution de l'article 85 du traité, est de prévoir les

mesures nécessaires à l'établissement du marché commun et à l'adaptation progressive des productions
aux conditions nouvelles qui leur sont faites, tout en facilitant la disparition des déséquilibres résultant
des conditions anciennes.

2. À cet effet, la mise en application du traité s'effectue en deux périodes, dites «période prépara-
toire» et «période de transition».

3. La période préparatoire s'étend de la date de l'entrée en vigueur du traité à la date de l'établis-
sement du marché commun.

Au cours de cette période:
a) la mise en place de toutes les institutions de la Communauté et l'organisation des liaisons entre

elles, les entreprises et leurs associations, les associations de travailleurs, d'utilisateurs et de né-
gociants s'effectuent aux fins de placer le fonctionnement de la Communauté sur une base de
consultation constante et d'établir entre tous les intéressés une vue commune et une connais-
sance mutuelle;

b) l'action de la Commission comporte:
1) des études et des consultations;
2) des négociations avec les pays tiers.

Les études et les consultations ont pour objet de permettre, en liaison constante avec les gouver-
nements, les entreprises et leurs associations, les travailleurs et les utilisateurs et négociants, l'établisse-
ment d'une vue d'ensemble de la situation des industries du charbon et de l'acier dans la Communauté
et des problèmes que cette situation comporte et la préparation de la forme concrète des mesures qui
devront être prises pour y faire face pendant la période de transition.

Les négociations avec les pays tiers ont pour objet:
- d'une part, d'établir les bases de la coopération entre la Communauté et ces pays;
- d'autre part, d'obtenir, avant la suppression des droits de douane et des restrictions quantitati-

ves à l'intérieur de la Communauté, les dérogations nécessaires:
- à la clause de la nation la plus favorisée, dans le cadre de l'Accord général sur les tarifs doua-

niers et le commerce et des accords bilatéraux;
— à la clause de non-discrimination régissant la libération des échanges dans le cadre de l'Or-

ganisation européenne de coopération économique.
4. La période de transition commence à la date de l'établissement du marché commun et prend fin

à l'expiration d'un délai de cinq ans à compter de l'institution du marché commun pour le charbon.
5. Dès l'entrée en vigueur du traité dans les conditions fixées à l'article 99, ses dispositions sont ap-

plicables, sous réserve des dérogations et sans préjudice des dispositions complémentaires prévues par
la présente convention aux fins ci-dessus définies.

Sauf les exceptions expressément prévues par la présente convention, ces dérogations et dispositi-
ons complémentaires cessent d'être applicables et les mesures prises pour leur exécution cessent d'avoir
effet à l'expiration de la période de transition.
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PREMIÈRE PARTIE

MISE EN APPLICATION DU TRAITÉ

CHAPITRE l

MISE EN PLACE DES INSTITUTIONS DE LA COMMUNAUTÉ

La Commission

52
1. La Commission entrera en fonctions dès la nomination de ses membres.
2. En vue de remplir la mission qui lui est assignée par le paragraphe 1 de la présente convention,

elle exercera sans délai les fonctions d'information et d'étude qui lui sont confiées par le traité, dans les
conditions et avec les pouvoirs fixés aux articles 46,47, 48 et 54, troisième alinéa. Dès son entrée en fon-
ctions, les gouvernements lui notifieront, en vertu de l'article 67, toute action susceptible de modifier
les conditions de la concurrence et, en vertu de l'article 75, les clauses d'accords commerciaux ou d'ar-
rangements d'effet analogue intéressant le charbon et l'acier.

Elle déterminera, sur la base des informations recueillies sur les équipements et les programmes, la
date à partir de laquelle les dispositions de l'article 54, autres que celles visées à l'alinéa précédent, seront
applicables tant aux programmes d'investissements qu'aux projets en cours d'exécution à cette date. Sont
toutefois exceptés de l'application de Pava'nt-dernier alinéa dudit article les projets pour lesquels des
commandes ont été passées avant le 1 mars 1951.

Elle exercera dès son entrée en fonctions, en tant que de besoin, et en consultation avec les gou-
vernements, les pouvoirs prévus à l'article 59, § 3.

Elle n'exercera les autres fonctions qui lui sont dévolues par le traité qu'à partir de la date qui mar-
que, pour chacun des produits en cause, le début de la période de transition.

3. Aux dates prévues ci-dessus, la Commission notifiera aux Etats membres, pour chacune de ses
fonctions, qu'elle est en mesure d'en assumer la charge. Jusqu'à cette notification, les pouvoirs corre-
spondants continueront d'être exercés par les États membres.

Toutefois, à compter d'une date qui sera fixée par la Commission dès son entrée en fonctions, des
consultations s'établiront entre elle et les États membres avant toutes mesures législatives ou réglemen-
taires que ceux-ci envisageraient de prendre concernant les questions sur lesquelles le traité lui donne
compétence.

4. Sans préjudice des dispositions de l'article 67, relatives à l'effet de mesures nouvelles, la Com-
mission examinera avec les gouvernements intéressés l'effet sur les industries du charbon et de l'acier
des dispositions législatives et réglementaires existantes, notamment de la fixation des prix des sous-
produits échappant à sa juridiction, ainsi que des régimes conventionnels de sécurité sociale, dans la me-
sure où ces régimes ont des conséquences équivalentes à celles de dispositions réglementaires en la ma-
tière. Si elle reconnaît que certaines de ces dispositions, soit par leur incidence propre, soit par la
discordance qu'elles présentent entre deux ou plusieurs États membres, sont susceptibles de fausser gra-
vement les conditions de la concurrence dans les industries du charbon ou de l'acier, soit sur le marché
du pays en cause, soit dans le reste du marché commun, soit sur les marchés d'exportation, elle propo-
sera aux gouvernements intéressés, après consultation du Conseil, toute action qu'elle estimera suscep-
tible de corriger de telles dispositions ou d'en compenser les effets.

5. Afin de pouvoir fonder son action sur des bases indépendantes des pratiques diverses des ent-
reprises, la Commission recherchera, en consultation avec les gouvernements, les entreprises et leurs as-
sociations, les travailleurs et les utilisateurs et négociants, par quelle méthode il serait possible de rend-
re comparables:

- les échelles de prix pratiquées pour les différentes qualités autour du prix moyen des produits
ou pour les stades successifs d'élaboration des produits;

- le calcul des provisions d'amortissements.



2616 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr 46

6. Au cours de la période préparatoire, la tâche principale de la Commission devra être d'entrer en
relatio'ns avec les entreprises, leurs associations, les associations de travailleurs et d'utilisateurs et négo-
ciants, pour acquérir une connaissance concrète tant de la situation d'ensemble que des situations par-
ticulières dans la Communauté.

À l'aide des informations qu'elle recueillera sur les marchés, les approvisionnements, les conditi-
ons de production des entreprises, les conditions de vie de la main-d'œuvre, les programmes de mo-
dernisation et d'équipement, elle établira, en liaison avec tous les intéressés et pour éclairer leur action
commune, un tableau général de la situation de la Communauté.

Sur la base de ces consultations et de cette connaissance d'ensemble seront préparées les mesures
nécessaires pour établir le marché commun et pour faciliter l'adaptation des productions.

Le Conseil

S3
Le Conseil se réunira dans le mois qui suivra l'entrée en fonctions de la Commission.

Le Comité consultatif

$4
En vue de la constitution du Comité consultatif dans les conditio'ns prévues à l'article 18 du traité,

les gouvernements communiqueront à la Commission, dès son entrée en fonctions, toutes les informa-
tions sur la situation des organisations de producteurs, de travailleurs et d'utilisateurs existant dans cha-
que pays pour le charbon, d'une part, et pour l'acier, d'autre part, notamment sur la composition, la
zone d'extension géographique, les statuts, les attributions et le rôle de ces organisations.

Sur la base des informations ainsi réunies, la Commission provoquera, dans les deux mois de son
entrée en fonctions, une décision du Conseil à l'effet de désigner les organisations de producteurs et de
travailleurs chargées de présenter les candidats.

Le Comité consultatif devra être constitué dans le mois suivant cette décision.

La Cour

$5
La Cour entrera en fonctions dès la nomination de ses membres. La première désignation du pré-

sident sera faite da'ns les mêmes conditions que celle du président de la Commission.
La Cour établira son règlement de procédure dans un délai maximum de trois mois.
Les recours ne pourront être introduits qu'à partir de la date de publication de ce règlement. L'im-

position des astreintes et le recouvrement des amendes seront suspendus jusqu'à cette date.
Les délais d'introduction des recours ne courront qu'à compter de cette même date.

L'Assemblée

§6
L'Assemblée se réunira un mois après la date d'entrée en fonctions de la Commission, sur convo-

cation du président de celle-ci, pour élire son bureau et élaborer son règlement intérieur. Jusqu'à l'élec-
tion du bureau, elle sera présidée par le doyen d'âge.

Elle tiendra une deuxième session cinq mois après la date d'entrée en fonctions de la Commission,
pour entendre un exposé d'ensemble sur la situation de la Communauté, accompagné du premier état
prévisionnel.
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Dispositions financières et administratives

57
Le premier exercice financier s'étendra de la date d'entrée en fonctions de la Commission au 30 juin

de l'année suivante.
Le prélèvement prévu à l'article 50 du traité pourra être perçu à compter de l'établissement du pre-

mier état prévisionnel. À titre transitoire et pour faire face aux premières dépenses administratives, les
États membres feront des avances remboursables et sans intérêt, réparties au prorata de leurs cotisati-
ons à l'Organisation européenne de coopération économique.

(Troisième alinéa abrogé par l'article-24,'paragra,phe 2, du traité de fusion)
[Voir article 24, paragraphe 1, du traité de fusion, qui se lit comme suit:

\ Les fonctionnaires et autres agents de la Communauté européenne du charbon et de l'acier, de
la Communauté économique européenne et de la Communauté européenne de l'énergie atomique de-
viennent, à la date de l'entrée en vigueur du présent traité, fonctionnaires et autres agents des Commu-
nautés européennes et font partie de l'administration unique de ces Communautés.

Le Conseil, statuant à la majorité qualifiée, arrête, sur proposition de la Commission et après con-
sultation des autres institutions intéressées, le statut des fonctionnaires des Communautés européennes
et le régime applicable aux autres agents de ces Communautés.]

CHAPITRE 2

ÉTABLISSEMENT DU MARCHÉ COMMUN

§8
L'établissement du marché commun, préparé par la mise en place de toutes les institutions de la

Communauté, par les consultations d'ensemble entre la Commission, les gouvernements, les entrepri-
ses et leurs associations, les travailleurs et les utilisateurs, et par le tableau général de la situation de la
Communauté qui découlera des informations ainsi recueillies, résultera des mesures d'application de
l'article 4 du traité.

Ces mesures entreront en vigueur, sans préjudice des dispositions particulières prévues à la pré-
sente convention:

a) en ce qui concerne le charbon, sur notification par la Commission de la mise en place des mé-
canismes de péréquation prévus à la troisième partie de la présente convention, chapitre 2;

b) en ce qui concerne le minerai de fer et la ferraille, à la même date que pour le charbon;
e) en ce qui concerne l'acier, deux mois après la date prévue ci-dessus.
Les mécanismes de péréquation prévus pour le charbon, conformément aux dispositions de la tro-

isième partie de la présente convention, devront être mis en place dans un délai de six mois à dater de
l'entrée en fonctions de la Commission.

Au cas où des délais supplémentaires seraient nécessaires, ils seraient fixés par le Conseil, sur pro-
position de la Commission.

Suppression des droits de douane et des restrictions quantitatives

S*
Sous réserve des dispositions particulières prévues à la présente convention, les États membres abo-

liront tous droits d'entrée et de sortie ou taxes d'effet équivalent et toutes restrictions quantitatives à la
circulation du charbon et de l'acier à l'intérieur de la Communauté, aux dates fixées pour l'établisse-
ment du marché commun, dans les conditions prévues au paragraphe 8 pour le charbon, le minerai de
fer et la ferraille, d'une part, et pour l'acier, d'autre part.
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Transports

SiO
Une commission d'experts désignés par les gouvernements des États membres sera chargée par la

Commission, qui la convoquera sans délai, de l'étude des dispositions à proposer aux gouvernements,
en ce qui concerne les transports de charbon et d'acier, pour atteindre les buts définis à l'article 70 du
traité.

Les négociations nécessaires pour réaliser l'accord des gouvernements sur les différentes mesures
proposées, sans préjudice des dispositions du dernier alinéa de l'article 70, seront engagées à l'initiative
de la Commission, qui prendra également l'initiative des négociations éventuellement nécessaires avec
les États tiers intéressés.

Les mesures à étudier par la commission d'experts seront les suivantes:
1) suppression des discriminations contraires aux dispositions de l'article 70, deuxième alinéa;
2) établissement, pour les transports à l'intérieur de la Communauté, de tarifs directs internatio-

naux tenant compte de la distance totale et présentant un caractère de dégressivité, sans préju-
ger la répartition des taxes entre les entreprises de transports intéressées;

3) examen, pour les différents modes de transport, des prix et conditions de transport de toute na-
ture appliqués au charbon et à l'acier, en vue d'en réaliser l'harmonisation dans le cadre de la
Communauté et dans la mesure nécessaire au bon

fonctionne ment du marché commun, en tenant compte, entre autres éléments, du prix de revient
des transports.

La commission d'experts disposera au maximum des délais suivants:
- trois mois pour les mesures visées au point 1);

- deux ans pour les mesures visées aux points 2) et 3).
Les mesures visées au point 1) entreront en vigueur au plus tard lors de l'établissement du marché

commun pour le charbon.

Les mesures visées aux points 2) et 3) entreront en vigueur simultanément, sitôt réalisé l'accord des
gouvernements. Toutefois, au cas où, deux ans et demi après l'institution de la Commission, l'accord
des gouvernements des États membres ne serait pas réalisé par les mesures visées au point 3), les mesu-
res visées au point 2) entreraient seules en vigueur à une date déterminée par la Commission. Dans ce
cas, la Commission ferait, sur proposition de la commission d'experts, les recommandations qui lui pa-
raîtraient nécessaires, en vue d'éviter toutes perturbations graves dans le domaine des transports.

Les mesures tarifaires visées au quatrième alinéa de l'article 70, en vigueur lors de l'institution de
la Commission, seront notifiées à la Commission, qui devra accorder pour leur modification les délais
nécessaires pour éviter toute perturbation économique grave.

La commission d'experts recherchera et proposera aux gouvernements intéressés les dérogations
qu'ils autoriseront le gouvernement luxembourgeois à apporter aux mesures et principes définis ci-des-
sus, pour tenir compte de la situation spéciale des chemins de fer luxembourgeois.

Les gouvernements intéressés, après consultation de la commission d'experts, autoriseront le gou-
vernement luxembourgeois, pour autant que cette situation particulière l'exige, à proroger pendant la
période permanente l'application de la solution adoptée.

Tant qu'un accord sur les mesures prévues aux alinéas qui précèdent n'a pu s'établir entre les gou-
vernements intéressés, le gouvernement luxembourgeois est autorisé à ne pas appliquer les principes dé-
finis à l'article 70 du traité ainsi qu'au présent-paragraphe.

Subventions, aides directes ou indirectes, charges spéciales

§11
Les gouvernements des États membres notifieront à la Commission, dès son entrée en fonctions,

les aides et subventions de toute nature dont bénéficie dans leurs pays respectifs l'exploitation des in-
dustries du charbon et de l'acier ou les charges spéciales qui lui sont imposées. Sauf accord de la Com-
mission sur le maintien desdites aides, subventions ou charges spéciales et les conditions auxquelles ce
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maintien est subordonné, elles devront être interrompues, aux dates et dans les conditions fixées par la
Commission, après consultation du Conseil, sans que cette interruption puisse être obligatoire avant la
date qui marque le début de la période de transition pour les produits en cause.

Ententes et organisations monopolistiques

512
Toutes informations sur les ententes ou organisations visées à l'article 65 seront communiquées à

la Commission dans les conditions prévues au paragraphe 3 dudit article.
Dans le cas où la Commission ne donnera pas les autorisations prévues au paragraphe 2 dudit ar-

ticle, elle fixera les délais raisonnables à l'expiration desquels les interdictions prévues au même article
prendront effet.

En vue de faciliter la liquidation des organisations interdites au titre de l'article 65, la Commission
pourra nommer des liquidateurs responsables devant elle et agissant sur ses instructions.

Avec le concours de ces liquidateurs, elle étudiera les problèmes qui se posent et les moyens qui
doivent être mis en œuvre pour:

- assurer la distribution et l'utilisation les plus économiques des produits, et notamment des dif-
férentes sortes et qualités de charbon;

- éviter, en cas de réduction de la demande, toute atteinte à des capacités de production, et not-
amment à des installations charbonnières, nécessaires à l'approvisionnement du marché com-
mun en période normale ou de haute conjoncture;

- éviter une répartition inéquitable entre les salariés des réductions de l'emploi qui pourraient ré-
sulter d'une réduction de la demande.

La Commission, sur la base de ces études et en conformité avec les missions qui lui sont dévolues,
instituera, sans que la validité en soit limitée à la période de transition, tels procédures ou organismes aux-
quels le traité lui donne latitude de recourir, qu'elle estimera appropriés à la solution de ces problèmes
dans l'exercice de ses pouvoirs, notamment au titre des articles 53, 57 et 58 et du chapitre 5 du titre III.

513
Les dispositions du paragraphe 5 de l'article 66 sont applicables dès l'entrée en vigueur du traité.

Elles pourront, en outre, être appliquées à des opérations de concentration réalisées entre la date de sig-
nature et la date d'entrée en vigueur du traité, si la Commission rapporte la preuve que ces opérations
ont été effectuées en vue d'éluder l'application de l'article 66.

Jusqu'à ce qu'ait été pris le règlement prévu au paragraphe 1 dudit article, les opérations visées au-
dit paragraphe ne seront pas obligatoirement soumises à autorisation préalable. La Commission n'est
pas tenue de statuer immédiatement sur les demandes d'autorisation qui lui seraient soumises.

Jusqu'à ce qu'ait été pris le règlement prévu au paragraphe 4 du même article, les informations visées
audit paragraphe ne pourront être exigées que des entreprises soumises à la juridiction de la Commis-
sion, dans les conditions prévues à l'article 47.

Les règlements prévus aux paragraphes 1 et 4 de l'article 66 devront être pris dans les quatre mois
qui suivent l'entrée en fonctions de la Commission.

La Commission recueille auprès des gouvernements, des associations de producteurs et des entre-
prises toutes informations utiles à l'application des dispositions des paragraphes 2 et 7 de l'article 66 sur
les situations existant dans les diverses régions de la Communauté.

Les dispositions du paragraphe 6 de l'article 66 sont applicables à mesure de l'entrée en vigueur des
dispositions dont elles sanctionnent respectivement l'application.

Les dispositions du paragraphe 7 de l'article 66 sont applicables à compter de la date de l'établisse-
ment du marché commun dans les conditions prévues au paragraphe 8 de la présente convention.
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DEUXIÈME PARTIE

RELATIONS DE LA COMMUNAUTÉ AVEC LES PAYS TIERS

CHAPITRE 1

NÉGOCIATIONS AVEC LES PAYS TIERS

S 14
Dès l'entrée en fonctions de la Commission, les États membres engageront des négociations avec

les gouvernements des pays tiers, et en particulier avec le gouvernement britannique, sur l'ensemble des
relations économiques et commerciales concernant le charbon et l'acier entre la Communauté et ces
pays. Dans ces négociations, la Commission, agissant sur instructions délibérées par le Conseil à l'una-
nimité, sera mandataire commun des gouvernements des États membres. Des représentants des États
membres pourront assister auxdites négociations.

§15
En vue de laisser aux États membres toute liberté pour négocier des concessions de la part des pays

tiers, notamment en échange d'un abaissement des droits sur l'acier dans le sens d'une harmonisation
avec les tarifs les moins protecteurs pratiqués dans la Communauté, les États membres conviennent, à
dater de l'établissement du marché commun pour l'acier, des dispositions suivantes:

- dans le cadre de contingents tarifaires, les pays du Benelux conservent aux importations en pro-
venance des pays tiers et destinées à leur propre marché le bénéfice des droits qu'ils appliquent
lors de l'entrée en vigueur du traité;

- ils soumettent les importations effectuées en sus de ce contingent, qui sont réputées destinées à
d'autres pays de la Communauté, à des droits égaux au droit le moins élevé appliqué dans les
autres États membres, dans le cadre de la nomenclature de Bruxelles de 1950, à la date d'entrée
en vigueur du traité.

Le contingent tarifaire est établi, pour chaque rubrique du tarif douanier Benelux, par périodes de
un an et sous réserve de révision de trois mois en trois mois, par les gouvernements des pays du Bene-
lux, en accord avec la Commission, et compte tenu de l'évolution des besoins et des courants d'échan-
ges. Les premiers contingents seront fixés sur la base des importations moyennes des pays du Benelux
en provenance de pays tiers au cours d'une période de référence appropriée et compte tenu, le cas échéant,
des productions destinées à être substituées à l'importation qui correspondent aux mises en service
prévues d'installations nouvelles. Les dépassements rendus nécessaires par des besoins imprévus sont
immédiatement notifiés à la Commission, qui pourra les interdire, sauf application temporaire de con-
trôles des livraisons des pays du Benelux vers les autres États membres, quand elle constatera un accro-
issement notable de ces livraisons exclusivement imputable à ces dépassements. Le bénéfice du droit le
plus bas n'est accordé aux importateurs dans les pays du Benelux que moyennant un engagement de
non-réexportation vers les autres pays de la Communauté.

L'engagement des pays du Benelux d'établir un contingent tarifaire cessera d'avoir effet dans les
conditions prévues par l'accord qui conclura les négociations avec la Grande-Bretagne, et au plus tard
à l'expiration de la période de transition.

Au cas où la Commission reconnaîtrait, à l'expiration de la période de transition ou lors de la sup-
pression anticipée du contingent tarifaire, que un ou plusieurs Etats membres sont justifiés à pratiquer
à l'égard des pays tiers des droits de douane supérieurs à ceux qui résulteraient d'une harmonisation
avec les tarifs les moins protecteurs pratiqués dans la Communauté, elle les autoriserait, dans les con-
ditions prévues au paragraphe 29, à appliquer eux-mêmes les mesures appropriées pour assurer à leurs
importations indirectes à travers les Etats membres à tarifs moins élevés une protection égale à celle qui
résulte de l'application de leur propre tarif à leurs importations directes.

Pour faciliter l'harmonisation des tarifs douaniers, les pays du Benelux conviennent, dans la mesu-
re reconnue nécessaire par la Commission en consultation avec leurs gouvernements, de relever les dro-
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its de leurs tarifs actuels sur l'acier dans une limite maxima de deux points. Cet engagement ne prendra
effet qu'au moment où sera supprimé le contingent tarifaire prévu aux deuxième, troisième et quatriè-
me alinéas ci-dessus et où l'un au moins des États membres voisins des pays du Benelux s'abstiendra
d'appliquer les mécanismes équivalents prévus à l'alinéa précédent.

S16
Sauf accord de la Commission, l'obligation contractée en vertu de l'article 72 du traité entraîne pour

les États membres l'interdiction de consolider par les accords internationaux les droits de douane en vi-
gueur au moment de l'entrée en vigueur du traité.

Les consolidations antérieures résultant d'accords bilatéraux ou multilatéraux seront notifiées à la
Commission, qui examinera si leur maintien paraît compatible avec le bon fonctionnement de l'organi-
sation commune et pourra, le cas échéant, intervenir auprès des États membres par les recommandati-
ons appropriées en vue de mettre fin à ces consolidations suivant la procédure prévue par les accords
dont elles résultent.

§17
Les accords commerciaux encore applicables pour une durée supérieure à un an à dater de l'entrée

en vigueur du présent traité ou comportant une clause de tacite reconduction sont notifiés à la Com-
mission, qui peut adresser à l'État membre intéressé les recommandations appropriées en vue de rend-
re, le cas échéant, les dispositions de ces accords conformes à l'article 75, suivant la procédure prévue
par lesdits accords.

CHAPITRE 2

EXPORTATIONS

$18
Aussi longtemps que les clauses prévues par les réglementations des changes des différents États

membres, en ce qui concerne les devises laissées à la disposition des exportateurs, ne seront pas unifiées,
des mesures particulières devront être appliquées pour éviter que la suppression des droits de douane
et des restrictions quantitatives entre les États membres n'ait pour effet de frustrer certains d'entre eux
du produit, en devises des pays tiers, des exportations réalisées par leurs entreprises.

En application de ce principe, les États membres s'engagent à n'accorder aux exportateurs de char-
bon et d'acier, dans le cadre des clauses visées ci-dessus, que des avantages dans l'utilisation des devises
au plus égaux à ceux qu'assuré la réglementation d'un État membre dont le produit est originaire.

La Commission est habilitée à veiller à l'application desdites mesures par des recommandations
adressées aux gouvernements, après consultation du Conseil.

S 19
Si la Commission reconnaît que l'établissement du marché commun a pour effet, en substituant des

réexportations à des exportations directes, un déplacement dans les échanges avec les pays tiers qui cau-
se un dommage important à l'un des États membres, elle peut, à la demande du gouvernement intéres-
sé, prescrire aux producteurs de cet État l'insertion dans leurs contrats de vente d'une clause de desti-
nation.
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CHAPITRE 3

DÉROGATION À LA CLAUSE DE LA NATION LA PLUS FAVORISÉE

S 20
1. A l'égard des pays qui bénéficient de la clause de la nation la plus^favorisée par application de

l'article 1 de l'Accord général sur les tarifs douaniers et le commerce, les États membres devront exer-
cer, auprès des parties contractantes audit Accord, une action commune en vue de soustraire les dispo-
sitions du traité à l'application de l'article 1 précité. La convocation d'une session spéciale du GATT
sera, en tant que de besoin, demandée à cette fin.

2. En ce qui concerne les pays qui, n'étant pas parties à l'Accord général sur les tarifs douaniers et
le commerce, bénéficient néanmoins de la clause de la nation la plus favorisée en vertu des conventions
bilatérales en vigueur, des négociations seront engagées dès la signature du traité. À défaut du consen-
tement des pays intéressés, la modification ou la dénonciation des engagements devra être effectuée con-
formément aux conditions fixées par lesdits engagements.

Au cas où un pays refuserait son consentement aux États membres ou à l'un d'entre eux, les autres
États membres s'engagent à se prêter une aide effective qui pourrait aller jusqu'à la dénonciation par
tous les États membres des accords passés avec le pays en question.

CHAPITRE 4

LIBÉRATION DES ÉCHANGES

S 21
Les États membres de la Communauté reconnaissent qu'ils constituent un régime douanier parti-

culier au sens de l'article 5 du code de libération des échanges de l'Organisation européenne de coopéra-
tion économique, tel qu'il est en vigueur à la date de la signature du traité. Ils conviennent en consé-
quence d'en donner notification, le moment venu, à l'Organisation.

CHAPITRE 5

DISPOSITION PARTICULIÈRE

S 22
Sans préjudice de l'expiration de la période transitoire, les échanges portant sur le charbon et l'acier

entre la république fédérale d'Allemagne et la zone d'occupation soviétique seront réglés, en ce qui con-
cerne la République fédérale, par le gouvernement de celle-ci en accord avec la Commission.



262317 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

TROISIÈME PARTIE

MESURES GÉNÉRALES DE SAUVEGARDE

CHAPITRE 1

DISPOSITIONS GÉNÉRALES

Réadaptation

S 23.
1 Au cas où les conséquences que comporte l'établissement du marché commun placeraient cer-

taines entreprises ou parties d'entreprises dans la nécessité de cesser ou de changer leur activité au cours
de la période de transition définie au paragraphe 1 de la présente convention, la Commission, sur la de-
mande des gouvernements intéressés et dans les conditions fixées ci-dessous, devra apporter son con-
cours afin de mettre la main-d'œuvre à l'abri des charges de la réadaptation et de lui assurer un emploi
productif, et pourra consentir une aide non remboursable à certaines entreprises.

2. À la demande des gouvernements intéressés et dans les conditions définies à l'article 46, la Com-
mission participera à l'étude des possibilités de réemploi, dans les entreprises existantes ou par la créa-
tion d'activités nouvelles, de la main-d'œuvre rendue disponible.

3. Elle facilitera, suivant les modalités prévues à l'article 54, le financement des programmes pré-
sentés par le gouvernement intéressé, et approuvés par elle, de transformation d'entreprises ou de créa-
tion, soit dans les industries relevant de sa juridiction, soit, sur avis conforme du Conseil, dans toute au-
tre industrie, d'activités nouvelles économiquement saines, susceptibles d'assurer son emploi productif
à la main-d'œuvre rendue disponible. Sous réserve de l'avis favorable du gouvernement intéressé, la
Commission accordera de préférence ces facilités aux programmes soumis par les entreprises amenées
à cesser leur activité du fait de l'établissement du marché commun.

4. La Commission consentira une aide non remboursable pour les objets suivants:
a) contribuer, en cas de fermeture totale ou partielle d'entreprises, aux versements d'indemnités

permettant à la main-d'œuvre d'attendre d'être replacée;

b) contribuer, par des allocations aux entreprises, à assurer le paiement de leur personnel en cas de
mise en congé temporaire nécessitée par leur changement d'activité;

e) contribuer à l'attribution aux travailleurs d'allocations pour frais de réinstallation;
d) contribuer au financement de la rééducation professionnelle des travailleurs amenés à changer

d'emploi.
5. La Commission pourra également consentir une aide non remboursable aux entreprises amenées

à cesser leur activité du fait de l'établissement du marché commun, à condition que cette situation soit
directement et exclusivement imputable à la limitation du marché commun aux industries du charbon
et de l'acier, et qu'elle entraîne un accroissement relatif de la production dans d'autres entreprises de la
Communauté. Cette aide sera limitée au montant nécessaire pour permettre aux entreprises de faire face
à leurs engagements immédiatement exigibles.

Les entreprises intéressées devront introduire toutes requêtes pour l'obtention de cette aide par
l'intermédiaire de leur gouvernement. La Commission pourra refuser toute aide à une entreprise qui
n'aura pas informé son gouvernement et la Commission du développement d'une situation pouvant la
conduire à cesser ou à changer son activité.

6. La Commission conditionnera l'octroi d'une aide non remboursable dans les conditions prévu-
es aux points 4 et 5 ci-dessus au versement par l'État intéressé d'une contribution spéciale au moins équi-
valente, sauf dérogation autorisée par le Conseil à la majorité des deux tiers.

7 Les modalités de financement prévues pour l'application de l'article 56 sont applicables au pré-
sent paragraphe.



2624 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

8. Le bénéfice des dispositions du présent paragraphe pourra être accordé aux intéressés au cours
des deux année qui suivront l'expiration de la période de transition par décision de la Commission, pri-
se sur avis conforme du Conseil.

CHAPITRE 2

DISPOSITIONS PARTICULIÈRES AU CHARBON

S 24
Au cours de la période de transition, il est reconnu que des mécanismes de sauvegarde sont néces-

saires pour éviter qu'il ne se produise des déplacements de production précipités et dangereux. Ces mé-
canismes de sauvegarde devront tenir compte des situations existantes au moment de l'établissement du
marché commun.

D'autre part, des précautions devront être prises s'il apparaissait que, dans une ou plusieurs régi-
ons, certaines hausses de prix d'une ampleur et d'une soudaineté dommageables risquent de se produi-
re, pour éviter ces effets.

Pour faire face à ces problèmes, la Commission autorisera pendant la période de transition, en tant
que de besoin et sous son contrôle:

a) l'application de pratiques prévues à l'article 60, § 2, point b), ainsi que de prix de zone dans des
cas non prévus au chapitre 5 du titre III;

b) le maintien ou l'établissement de caisses ou mécanismes nationaux de compensation, alimentés
par un prélèvement sur la production nationale, sans préjudice des ressources exceptionnelles
prévues ci-après.

S 25
La Commission instituera un prélèvement de péréquation à la tonne marchande représentant un

pourcentage uniforme de la recette des producteurs, sur les productions de charbon des pays où les prix
de revient moyens sont inférieurs à la moyenne pondérée de la Communauté.

Le plafond du prélèvement de péréquation sera de 1,5 % de ladite recette pour la première année
de fonctionnement du marché commun et sera réduit de 20 % régulièrement chaque année par rapport
au plafond initial.

Compte tenu des besoins reconnus par elle, conformément aux paragraphes 26 et 27 ci-après et à
l'exclusion des charges spéciales résultant éventuellement d'exportations vers les pays tiers, la Com-
mission déterminera périodiquement le montant du prélèvement effectif et des subventions gouverne-
mentales qui y sont associées conformément aux règles suivantes:

1) dans la limite du plafond défini ci-dessus, elle calculera le montant du prélèvement effectif de
telle sorte que les subventions gouvernementales effectivement versées soient au moins égales à ce prélève-
ment;

2) elle fixera le montant maximum autorisé des subventions gouvernementales, étant entendu que:
- l'octroi de ces subventions à concurrence de ce montant est une faculté pour les gouverne-

ments, et non une obligation;
- l'aide reçue de l'extérieur ne peut, en aucun cas, dépasser le montant de la subvention effec-

tivement versée.
Les charges supplémentaires résultant d'exportations vers des pays tiers n'entreront ni dans le cal-

cul des versements de péréquation nécessaires ni dans l'appréciation des subventions qui contrebalan-
cent ce prélèvement.
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Belgique

S 26
1. Il est reconnu que la production charbonnière nette de la Belgique:

- ne doit pas avoir à supporter, chaque année, par rapport à l'année précédente, une réduction
supérieure à 3 % si la production totale de la Communauté est constante ou accrue par rapport
à l'année précédente,

- ou ne doit pas être inférieure à la production de l'année précédente, diminuée de 3 %, le chiffre
ainsi obtenu étant affecté lui-même du coefficient de réduction dont serait affectée la produc-
tion totale de la Communauté par rapport à l'année précédente

La Commission, responsable de l'approvisionnement régulier et stable de la Communauté, établit
les perspectives à long terme de production et d'écoulement et, après consultation du Comité consul-
tatif et du Conseil, adresse au'gouvernement belge, aussi longtemps que l'isolement du marché belge
prévu au point 3 ci-dessous est en vigueur, une recommandation sur les déplacements de production re-
connus possibles par elle sur la base des perspectives ainsi établies. Le gouvernement belge décide, avec
l'accord de la Commission, des dispositions à prendre en vue de rendre effectifs les déplacements éven-
tuels de production dans les limites spécifiées ci-dessus.

2. La péréquation est destinée, dès le début de la période de transition:

a) à permettre de rapprocher des prix du marché commun pour l'ensemble des consommateurs de
charbon belge sur le marché commun les prix de ce charbon dans une mesure qui les abaisse aux
environs des coûts de production prévisibles à la fin de la période de transition. Le barème éta-
bli sur ces bases ne peut pas être changé sans accord de la Commission;

b) à éviter que la sidérurgie belge ne soit empêchée, du fait du régime spécial du charbon belge,
d'être intégrée dans le marché commun de l'acier et,' à cet effet, d'abaisser ses prix au niveau pra-
tiqué dans ce marché. i , t
La Commission fixera périodiquement le montant de la compensation additionnelle, pour le
charbon belge livré à la sidérurgie belge, qu'elle reconnaîtrait nécessaire à cet effet, compte tenu
de tous les éléments de l'exploitation de cette industrie, en veillant à ce que cette compensation
ne puisse avoir pour effet de porter préjudice aux industries sidérurgiques voisines. En outre,
compte tenu des dispositions du point a) ci-dessus, cette compensation ne devra en aucun cas
aboutir à réduire le prix du coke utilisé par la sidérurgie belge au-dessous du prix vendu qu'elle
pourrait obtenir si elle était effectivement approvisionnée en coke de la Ruhr;

e) à accorder, pour les exportations de charbon belge dans le marché commun reconnues néces-
saires par la Commission, compte tenu des perspectives de production et de besoins de la Com-
munauté, une compensation additionnelle correspondant à 80 % de la différence reconnue par
la Commission entre les prix départ, accrus des frais de transport jusqu'aux lieux de destinati-
on, du charbon belge et du charbon des autres pays de la Communauté.

t ^ .
3. Le gouvernement belge pourra, par dérogation aux dispositions du paragraphe 9 de la présente

convention, maintenir ou instituer, sous le contrôle de la Commission, des mécanismes permettant d'iso-
ler le marché belge du marché commun.

Les importations de charbon en provenance des pays tiers seront soumises à l'approbation de la
Commission.

Ce régime particulier prendra fin comme il est dit ci-dessous.

4. Le gouvernement belge s'engage à éliminer, au plus tard à l'expiration de la période de transiti-
on, les mécanismes d'isolement du marché belge du charbon prévus au point 3 ci-dessus. Si elle estime
que des circonstances exceptionnelles, non prévisibles actuellement, le rendent nécessaire, la Commis-
sion pourra, après consultation du Comité consultatif et sur avis conforme du Conseil, accorder au gou-
vernement belge, par deux fois, un délai additionnel d'un an.

L'intégration ainsi prévue se fera après consultation entre le gouvernement belge et la Commissi-
on, qui détermineront les moyens et modalités propres à la réaliser; les modalités pourront comporter,
pour le gouvernement belge, nonobstant les dispositions du point e) de l'article 4, la faculté d'accorder
des subventions correspondant aux frais d'exploitation additionnels résultant des conditions naturelles
des gisements et tenant compte des charges résultant éventuellement des déséquilibres manifestes qui
alourdiraient ces frais d'exploitation. Les modalités d'octroi des subventions et leur montant maximum
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seront soumis à l'accord de la Commission, qui devra veiller à ce que le montant maximum des sub-
ventions et le tonnage subventionné soient réduits aussi rapidement que possible, compte tenu des fa-
cilités de réadaptation et de l'extension du marché commun à d'autres produits que le charbon et l'acier,
et en évitant que l'importance des réductions éventuelles de production ne provoque des troubles fon-
damentaux dans l'économie belge.

La Commission devra soumettre tous les deux ans à l'approbation du Conseil des propositions sur
le tonnage susceptible d'être subventionné.

Italie

S 27
1. Le bénéfice des dispositions du paragraphe 25 ci-dessus sera accordé aux mines de Sulcis pour

leur permettre, en attendant l'achèvement des opérations d'équipement en cours, d'affronter la concur-
rence du marché commun; la Haute Autorité déterminera périodiquement le montant des aides néces-
saires, sans que l'aide extérieure puisse durer plus de deux ans.

2.'Tenant compte de la situation particulière des cokeries italiennes, la Commission est habilitée à
autoriser le gouvernement italien, dans la mesure nécessaire, à maintenir, pendant la période de transi-
tion définie au paragraphe 1 de la présente convention, des droits de douane sur le coke en provenance
des autres États membres, sans qu'ils puissent être supérieurs, au cours de la première année de ladite
période, à ceux qui résultent du décret présidentiel n_ 442 du 7 juillet 1950, ce plafond étant réduit de
10 % la deuxième année, 25 % la troisième année, 45 % la quatrième, 70 % la cinquième, pour aboutir
à la suppression complète de ces droits à la fin de la période de transition.

France

§28
1. Il est reconnu que la production charbonnière dans les mines françaises:
- ne doit pas avoir à supporter chaque année, par rapport à l'année précédente, une réduction

supérieure à un million de tonnes, si la production totale de la Communauté est constante ou
accrue par rapport à l'année précédente,

- ou ne doit pas être inférieure à la production de l'année précédente, diminuée de un million de
tonnes, le chiffre ainsi obtenu étant affecté lui-même du coefficient de réduction dont serait af-
fectée la production totale de la Communauté par rapport à l'année précédente.

2. Aux fins d'assurer le maintien dans les limites ci-dessus des déplacements de production, les
moyens d'action visés au paragraphe 24 pourront être renforcés par une ressource exceptionnelle tirée
d'un prélèvement spécial établi par la Commission sur l'accroissement des livraisons nettes d'autres
charbonnages, telles qu'elles résultent des statistiques douanières françaises, dans la mesure où cet accro-
issement représente un déplacement de production.

En conséquence, pour l'établissement de ce prélèvement, seront prises en considération les quan-
tités représentant l'excédent des livraisons nettes réalisées au cours de chaque période par rapport à cel-
les de 1950, dans la limite de la diminution constatée dans la production charbonnière des mines françai-
ses, par rapport à celle de 1950, affectée elle-même, éventuellement, du même coefficient de réduction
que la production totale de la Communauté. Ce prélèvement spécial correspondra au maximum à 10 %
de la recette des producteurs sur les quantités en cause et sera utilisé, en accord avec la Commission, à
abaisser dans les zones appropriées le prix de certains charbons produits par les mines françaises.
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CHAPITRE 3

DISPOSITIONS PARTICULIÈRES À L'INDUSTRIE DE L'ACIER

S 29
1. Au cours de la période de transition, il est reconnu que des mesures de sauvegarde particulières

peuvent être nécessaires, en ce qui concerne l'industrie de l'acier, pour éviter que des déplacements de
production imputables à l'établissement du marché commun n'aboutissent à mettre en difficulté des ent-
reprises qui seraient en état, après l'adaptation prévue au paragraphe 1 de la présente convention, de sou-
tenir la concurrence ou à déplacer une main-d'œuvre plus nombreuse que celle qui peut bénéficier des
dispositions du paragraphe 23. Dans la mesure où la Commission reconnaîtra qu'il ne peut être fait ap-
plication des dispositions du traité, en particulier de celles des articles 57, 58, 59 et 60, paragraphe 2,
point b), elle est habilitée, en recourant aux moyens d'action définis ci-après dans l'ordre de préféren-
ce qui résulte de l'ordre dans lequel ils sont énoncés:

a) après consultation du Comité consultatif et du Conseil, à limiter de façon directe ou indirecte
l'accroissement net des livraisons d'une des régions à une autre dans le marché commun;

b) après consultation du Comité consultatif et sur avis conforme du Conseil, tant sur l'opportu-
nité que sur les modalités de ces mesures, à user des moyens d'intervention prévus par l'article
61, point b), sans que, par dérogation audit article, l'existence ou l'imminence d'une crise mani-
feste soit requise à cet effet;

e) après consultation du Comité consultatif et sur avis conforme-dû Conseil, à établir un régime
de quotas de production sans qu'il puisse affecter la production destinée à l'exportation;

d) après consultation du Comité consultatif et sur avis conforme du'Conseil, à autoriser un État
membre à appliquer les mesures prévues au paragraphe 15, sixième alinéa, dans les conditions
fixées audit alinéa.

2. Pour l'application des dispositions ci-dessus, la Commission devra, au cours de la période prépa-
ratoire définie au paragraphe 1 de la présente convention, et en consultation avec les associations de pro-
ducteurs, le Comité consultatif et le Conseil, fixer les critères techniques d'application des mesures de
sauvegarde précitées.

3. Si, pendant une partie de la période de transition, du fait soit d'un état de pénurie, soit d'une in-
suffisance des ressources financières que les entreprises auront pu tirer de leur exploitation ou qui au-
ront pu être mises à leur disposition, soit de circonstances exceptionnelles et actuellement imprévues,
l'adaptation ou les transformations nécessaires des conditions de production n'ont pu s'opérer, les dis-
positions du présent paragraphe pourront être appliquées, à l'expiration de la période de transition, après
avis du Comité consultatif et sur avis conforme du Conseil, pendant un délai complémentaire au plus
égal au temps pendant lequel la situation visée ci-dessus se sera manifestée, sans qu'il puisse excéder deux
années.

Italie

S 30
1. Tenant compte de la situation particulière de la sidérurgie italienne, la Commission est habilitée

à autoriser le gouvernement italien, dans la mesure nécessaire, à maintenir, pendant la période de,tran-
sition définie au paragraphe 1 de la présente convention, des droits de douane sur les produits sidérur-
giques en provenance des autres États membres, sans qu'ils puissent être supérieurs, au cours de la pre-
mière année de ladite période, à ceux qui résultent de la convention d'Annecy du 10 octobre 1949, ce
plafond étant réduit de 10 % la deuxième année, 25 % la troisième, 45 % la quatrième, 70 % la cin-
quième, pour aboutir à la suppression complète de ces droits à la fin de la période de transition.

2. Les prix pratiqués par les entreprises pour les ventes d'acier sur le marché italien, ramenés à leur
équivalent au départ du point choisi pour l'établissement de leur barème, ne pourront être inférieurs au
prix prévu par ledit barème pour des transactions comparables, sauf autorisation donnée par la Com-
mission, en accord avec le gouvernement italien, sans préjudice des dispositions de l'article 60, paragra-
phe 2, point b), dernier alinéa.



2628 17. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

Luxembourg

S 31
Dans l'application des mesures de sauvegarde prévues au paragraphe 29 du présent chapitre, la Com-

mission devra tenir compte de l'importance toute particulière de la sidérurgie dans l'économie généra-
le du Luxembourg et de la nécessité d'éviter des perturbations graves dans les conditions spéciales
d'écoulement de la production sidérurgique luxembourgeoise qui ont résulté pour celle-ci de l'Union
économique belgo-luxembourgeoise.

À défaut d'autres mesures, la Commission pourra recourir, s'il y a lieu, aux fonds dont elle dispo-
se au titre de l'article 49 du présent traité dans la limite des répercussions éventuelles sur la sidérurgie
luxembourgeoise des dispositions prévues au paragraphe 26 de la présente convention.

Fait à Paris, le dix-huit avril mil neuf cent cinquante et un.

ADENAUER
Paul VAN ZEELAND

J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
Jos. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK
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(Übersetzung)

VERTRAG ÜBER DIE GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT FÜR

KOHLE UND STAHL

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND, SEINE KÖNIGLICHE
HOHEIT DER KRONPRINZ VON BELGIEN, DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN RE-
PUBLIK, DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, IHRE KÖNIGLICHE HO-
HEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER
NIEDERLANDE,

IN DER ERWÄGUNG, daß der Weltfriede nur durch schöpferische, den drohenden Gefahren
angemessene Anstrengungen gesichert werden kann,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß der Beitrag, den ein organisiertes und lebendiges Europa für die
Zivilisation leisten kann, zur Aufrechterhaltung friedlicher Beziehungen unerläßlich ist,

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß Europa nur durch konkrete Leistungen, die zunächst eine tatsäch-
liche Verbundenheit schaffen, und durch die Errichtung gemeinsamer Grundlagen für die wirtschaftli-
che Entwicklung aufgebaut werden kann,

IN DEM BEMÜHEN, durch die Ausweitung ihrer Grundproduktionen zur Hebung des Le-
bensstandards und zum Fortschritt der Werke des Friedens beizutragen,

ENTSCHLOSSEN, an die Stelle der jahrhundertealten Rivalitäten einen Zusammenschluß ihrer
wesentlichen Interessen zu setzen, durch die Errichtung einer wirtschaftlichen Gemeinschaft den er-
sten Grundstein für eine weitere und vertiefte Gemeinschaft unter Völkern zu legen, die lange Zeit durch
blutige Auseinandersetzungen entzweit waren, und die institutionellen Grundlagen zu schaffen, die ei-
nem nunmehr allen gemeinsamen Schicksal die Richtung weisen können,

HABEN BESCHLOSSEN, eine Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl zu gründen, und
zu diesem Zweck als Bevollmächtigte bestellt:

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:
Herrn Dr. Konrad ADENAUER, Bundeskanzler und Bundesminister des Auswärtigen;

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER KRONPRINZ VON BELGIEN:
Herrn Paul VAN ZEELAND, Minister für Auswärtige Angelegenheiten,
Herrn Joseph MEURICE, Minister für den Außenhandel;

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK:
Herrn Robert SCHUMAN, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK:
Herrn Carlo SFORZA, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG:
Herrn Joseph BECH, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE:
Herrn Dirk Udo STIKKER, Minister für Auswärtige Angelegenheiten,
Herrn Johannes Roelof Maria VAN DEN BRINK, Wirtschaftsminister;

DIE nach Austausch ihrer als gut und gehörig befundenen Vollmachten die folgenden Bestim-
mungen vereinbart haben.
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TITEL I

Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl

Artikel l

Durch diesen Vertrag begründen die HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE unter sich
eine EUROPÄISCHE GEMEINSCHAFT FÜR KOHLE UND STAHL; sie beruht auf einem ge-
meinsamen Markt, verfolgt gemeinsame Ziele und hat gemeinsame Organe.

Artikel 2
Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl ist dazu berufen, im Einklang mit der Ge-

samtwirtschaft der Mitgliedstaaten und auf der Grundlage eines gemeinsamen Marktes, wie er in Arti-
kel 4 näher bestimmt ist, zur Ausweitung der Wirtschaft, zur Steigerung der Beschäftigung und zur He-
bung der Lebenshaltung in den Mitgliedstaaten beizutragen.

Die Gemeinschaft hat in fortschreitender Entwicklung die Voraussetzungen zu schaffen, die von
sich aus die rationellste Verteilung der Erzeugung auf dem höchsten Leistungsstand sichern; sie hat hier-
bei dafür zu sorgen, daß keine Unterbrechung in der Beschäftigung eintritt, und zu vermeiden, daß im
Wirtschaftsleben der Mitgliedstaaten tiefgreifende und anhaltende Störungen hervorgerufen werden.

Artikel 3
Die Organe der Gemeinschaft haben im Rahmen der jedem von ihnen zugewiesenen Befugnisse

und im gemeinsamen Interesse
a) auf eine geordnete Versorgung des gemeinsamen Marktes unter Berücksichtigung des Bedarfs

dritter Länder zu achten;
b) allen in vergleichbarer Lage befindlichen Verbrauchern des gemeinsamen Marktes gleichen Zu-

gang zu der Produktion zu sichern;
c) auf die Bildung niedrigster Preise dergestalt zu achten, daß diese Preise nicht eine Erhöhung der

von denselben Unternehmen bei anderen Geschäften angewandten Preise oder der Gesamtheit
der Preise während eines anderen Zeitabschnittes zur Folge haben; hierbei sind die erforderli-
chen Abschreibungen zu ermöglichen und den hereingenommenen Kapitalien normale Verzin-
sungsmöglichkeiten zu bieten;

d) darauf zu achten, daß Voraussetzungen erhalten bleiben, die einen Anreiz für die Unternehmen
bieten, ihr Produktionspotential auszubauen und zu verbessern und eine Politik rationeller Aus-
nutzung der natürlichen Hilfsquellen unter Vermeidung von Raubbau zu verfolgen;

e) auf eine Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeiter hinzuwirken, die es
erlaubt, diese Bedingungen im Rahmen der Fortschritte in jeder der zu ihrem Aufgabenkreis
gehörenden Industrien einander anzugleichen;

f) die Entwicklung des zwischenstaatlichen Austausches zu fördern und dafür zu sorgen, daß bei
den Preisen auf den auswärtigen Märkten angemessene Grenzen eingehalten werden;

g) die geordnete Ausweitung und Modernisierung der Erzeugung sowie die Verbesserung der Qua-
lität in einer Weise zu fördern, die jede Schutzmaßnahme gegen Konkurrenzindustrien aussch-
ließt, es sei denn, daß sie durch eine von diesen Unternehmen oder zu ihren Gunsten vorge-
nommene unzulässige Handlung gerechtfertigt ist.

Artikel 4
Als unvereinbar mit dem gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl werden innerhalb der Gemein-

schaft gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags aufgehoben und untersagt:
a) Ein- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung sowie mengenmäßige Beschränkungen

des Warenverkehrs;
b) Maßnahmen oder Praktiken, die eine Diskriminierung zwischen Erzeugern oder Käufern oder
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Verbrauchern herbeiführen, insbesondere hinsichtlich der Preis- und Lieferbedingungen und
der Beförderungstarife, sowie Maßnahmen oder Praktiken, die den Käufer an der freien Wahl
seines Lieferanten hindern;

c) von den Staaten bewilligte Subventionen oder Beihilfen oder von ihnen auferlegte Sonderlasten,
in welcher Form dies auch immer geschieht;

d) einschränkende Praktiken, die auf eine Aufteilung oder Ausbeutung der Märkte abzielen.

Artikel 5
Die Gemeinschaft erfüllt ihre Aufgabe unter den in diesem Vertrag vorgesehenen Bedingungen

durch begrenzte Eingriffe.
Zu diesem Zweck
- erhellt und erleichtert sie das Handeln der Beteiligten dadurch, daß sie Auskünfte einholt, für

Beratungen sorgt und allgemeine Ziele bestimmt;
- stellt sie den Unternehmen Finanzierungsmittel für ihre Investitionen zur Verfügung und be-

teiligt sich an den Lasten der Anpassung;
- sorgt sie für Schaffung, Aufrechterhaltung und Beachtung normaler Wettbewerbsbedingungen

und greift in die Erzeugung und den Markt nur dann direkt ein, wenn es die Umstände erfor-
dern;

- gibt sie die Gründe für ihr Handeln bekannt und ergreift die Maßnahmen, die erforderlich sind,
um die Beachtung der Bestimmungen dieses Vertrags zu gewährleisten.

Die Organe der Gemeinschaft erledigen diese Aufgaben mit einem möglichst kleinen Verwal-
tungsapparat in enger Zusammenarbeit mit den Beteiligten.

Artikel 6
Die Gemeinschaft hat Rechtspersönlichkeit.
Im zwischenstaatlichen Verkehr hat die Gemeinschaft die für die Durchführung ihrer Aufgaben

und Erreichung ihrer Ziele erforderliche Rechts- und Geschäftsfähigkeit.
Die Gemeinschaft hat in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit,

die juristischen Personen dieses Staates zuerkannt ist; sie kann insbesondere bewegliches und unbe-
wegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie klagen und verklagt werden.

Die Gemeinschaft wird durch ihre Organe im Rahmen ihrer Befugnisse vertreten.
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TITEL II

Die Organe der Gemeinschaft

Artikel 7
Die Organe der Gemeinschaft sind:
- die HOHE BEHORDE, im folgenden als „Kommission" bezeichnet;
- die GEMEINSAME VERSAMMLUNG, im folgenden als „Europäisches Parlament" bezeich-

net;
- der BESONDERE MINISTERRAT, im folgenden als „Rat" bezeichnet;
- der GERICHTSHOF;
- der RECHNUNGSHOF
Der Kommission steht ein Beratender Ausschuß zur Seite.

KAPITEL l

DIE KOMMISSION

Artikel 8
Die Kommission hat die Aufgabe, für die Erreichung der in diesem Vertrag festgelegten Zwecke

nach Maßgabe des Vertrags zu sorgen.

Artikel 9
§ 1. Die Kommission besteht aus siebzehn Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen Befähigung

ausgewählt werden und volle Gewahr für ihre Unabhängigkeit bieten müssen.
Die Zahl der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert werden.
Nur Staatsangehörige der Mitgliedstaaten können Mitglieder der Kommission sein.
Der Kommission muß mindestens ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaats angehören, jedoch

dürfen nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen.
§ 2. Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgemei-

nen Wohl der Gemeinschaft aus.
Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen

Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren
Aufgaben unvereinbar ist. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht
zu versuchen, die Mitglieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Die Mitglieder der Kommission dürfen wahrend ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche oder un-
entgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche
Verpflichtung, wahrend der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt er-
gebenden Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser

Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Wer-
den diese Pflichten verletzt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des Rates oder der Kommission das
Mitglied je nach Lage des Falles gemäß Artikel 12 a seines Amtes entheben oder ihm seine Ruhege-
haltsanspruche oder andere an ihrer Stelle gewahrte Vergünstigungen aberkennen.
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Artikel 10
§ 1. Die Mitglieder der Kommission werden, gegebenenfalls vorbehaltlich des Artikels 24, nach

dem Verfahren des Absatzes 2 für eine Amtszeit von fünf Jahren ernannt.
Wiederernennung ist zulässig.
§ 2. Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen nach Anhörung des Europäischen Parlaments

im gegenseitigen Einvernehmen die Persönlichkeit, die sie zum Kommissionspräsidenten zu ernennen
beabsichtigen.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen in Konsultation mit dem benannten Präsidenten
die übrigen Persönlichkeiten, die sie zu Mitgliedern der Kommission zu ernennen beabsichtigen.

Der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kommission, die auf diese Weise benannt worden
sind, stellen sich als Kollegium einem Zustimmungsvotum des Europäischen Parlaments. Nach Zu-
stimmung des Europäischen Parlaments werden der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kom-
mission von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt.

§ 3. Die Paragraphen l und 2 finden erstmals auf den Präsidenten und die übrigen Mitglieder der
Kommission Anwendung, deren Amtszeit am 7 Januar 1995 beginnt.

Der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kommission, deren Amtszeit am 7 Januar 1993 be-
ginnt, werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt. Ihre
Amtszeit endet am 6. Januar 1995.

Artikel 11
Die Kommission kann aus ihrer Mitte einen oder zwei Vizepräsidenten ernennen.

Artikel 12
Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Mit-

glieds der Kommission durch Rücktritt oder Amtsenthebung.
Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit von den Regierungen der Mit-

gliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ein neues Mitglied ernannt. Der Rat kann einstimmig ent-
scheiden, für diese Zeit einen Nachfolger nicht zu ernennen.

Bei Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod des Präsidenten wird für die verbleibende Amtszeit ein
Nachfolger ernannt. Für die Ersetzung findet das Verfahren des Artikels 10 § 2 Anwendung.

Außer im Fall der Amtsenthebung nach Artikel 12 a bleiben die Mitglieder der Kommission bis
zur Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

Artikel 12
Jedes Mitglied der Kommission, das die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht

mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann auf Antrag des Rates oder der Kommis-
sion durch den Gerichtshof seines Amtes enthoben werden.

Artikel 13
Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 9 bestimmten Anzahl ih-

rer Mitglieder gefaßt.
Die Kommission kann nur dann wirksam tagen, wenn die in ihrer Geschäftsordnung festgesetzte

Anzahl von Mitgliedern anwesend ist.

Artikel 14
Zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben erläßt die Kommission im Rahmen der Bedingun-

gen dieses Vertrags Entscheidungen, spricht Empfehlungen aus oder gibt Stellungnahmen ab.
Die Entscheidungen sind in allen ihren Teilen verbindlich.
Die Empfehlungen sind hinsichtlich der von ihnen bestimmten Ziele verbindlich, lassen jedoch de-

nen, an die sie gerichtet sind, die Wahl der für die Erreichung dieser Ziele geeigneten Mittel.
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Die Stellungnahmen sind nicht verbindlich.
Ist die Kommission befugt, eine Entscheidung zu erlassen, so kann sie sich darauf beschränken,

eine Empfehlung auszusprechen.

Artikel 15
Die Entscheidungen, Empfehlungen und Stellungnahmen der Kommission sind mit Gründen zu

versehen und haben auf die pflichtgemäß eingeholten Stellungnahmen Bezug zu nehmen.
Betreffen Entscheidungen und Empfehlungen einen Einzelfall, so werden sie für den Beteiligten

durch die Zustellung verbindlich.
In den übrigen Fällen genügt die Veröffentlichung für die Anwendbarkeit.
Die Kommission erläßt Ausführungsbestimmungen zu diesem Artikel.

Artikel 16
Die Kommission trifft alle Maßnahmen des inneren Geschäftsbetriebs, die geeignet sind, das ord-

nungsgemäße Arbeiten ihrer Dienststellen sicherzustellen.
Sie kann Studienausschüsse, insbesondere einen wirtschaftswissenschaftlichen Ausschuß, einset-

zen.
Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvernehmlich die Art und Wei-

se ihrer Zusammenarbeit.
Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, um ihr ordnungsgemäßes Arbeiten und das ih-

rer Dienststellen nach Maßgabe dieses Vertrags zu gewährleisten. Sie sorgt für die Veröffentlichung die-
ser Geschäftsordnung.

Artikeln
Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spätestens einen Monat vor Beginn der Sit-

zungsperiode des Europäischen Parlaments, einen Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaft.

Artikel 18
Bei der Kommission wird ein Beratender Ausschuß gebildet. Er besteht aus mindestens zweiund-

siebzig und höchstens sechsundneunzig Mitgliedern, und zwar aus einer gleichen Anzahl von Vertre-
tern der Erzeuger, der Arbeitnehmer sowie der Verbraucher und Händler.

Die Mitglieder des Beratenden Ausschusses werden durch den Rat ernannt.
Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit alle als Entgelt gezahlten Vergütungen fest.

Artikel 19
Die Kommission kann den Beratenden Ausschuß in allen Fällen anhören, in denen sie es für ange-

bracht hält. Sie hat es immer dann zu tun, wenn dieser Vertrag die Anhörung vorschreibt.
Die Kommission unterbreitet dem Beratenden Ausschuß die allgemeinen Ziele und Programme,

die sie aufgrund des Artikels 46 festgelegt hat; sie unterrichtet ihn laufend über die allgemeinen Richt-
linien ihrer Tätigkeit aufgrund der Artikel 54, 65 und 66.

Hält es die Kommission für erforderlich, so kann sie dem Beratenden Ausschuß zur Abgabe sei-
ner Stellungnahme eine Frist setzen; diese Frist darf nicht kürzer als zehn Tage sein, gerechnet vom Zeit-
punkt der zu diesem Zweck erfolgten Mitteilung an den Präsidenten.

Auf Antrag der Kommission oder auf Antrag der Mehrheit seiner Mitglieder wird der Beratende
Ausschuß von seinem Präsidenten zur Beratung über eine bestimmte Frage einberufen.

Die Verhandlungsniederschrift ist der Kommission und dem Rat gleichzeitig mit den Stellung-
nahmen des Ausschusses zuzuleiten.
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KAPITEL 2

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT

Artikel 20
Das Europäische Parlament besteht aus Vertretern der Völker der in-der Gemeinschaft zusam-

mengeschlossenen Staaten; es übt die Kontrollbefugnisse aus. die ihm nach diesem Vertrag zustehen.

Artikel 20 a
Das Europäische Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Kommission auffordern,

geeignete Vorschläge zu Fragen zu unterbreiten, die nach seiner Auffassung die Ausarbeitung eines Ge-
meinschaftsakts zur Durchführung dieses Vertrags erfordern.

Artikel 20 b
Das Europäische Parlament kann bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf Antrag eines Viertels sei-

ner Mitglieder die Einsetzung eines nichtständigen Untersuchungsausschusses beschließen, der unbe-
schadet der Befugnisse, die anderen Organen oder Institutionen durch diesen Vertrag übertragen sind,
behauptete Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Mißstände bei der Anwendung desselben prüft;
dies gilt nicht, wenn ein Gericht mit den behaupteten Sachverhalten befaßt ist, solange das Gerichts-
verfahren nicht abgeschlossen ist.

Mit der Vorlage seines Berichts hört der nichtständige Untersuchungsausschuß auf zu bestehen.
Die Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts werden vom Europäischen Parlament,

vom Rat und von der Kommission im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt.

Artikel 20 c
Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnort oder satzungs-

mäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusammen mit anderen Bürgern oder Personen
in Angelegenheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft fallen und die ihn oder sie unmit-
telbar betreffen, eine Petition an das Europäische Parlament richten.

Artikel 20 d
§ 1. Das Europäische Parlament ernennt einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist, Beschwerden

von jedem Bürger der Union oder von jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnort oder sat-
zungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat über Mißstände bei der Tätigkeit der Organe oder Institu-
tionen der Gemeinschaft, mit Ausnahme des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz in Ausübung
ihrer Rechtsprechungsbefugnisse, entgegenzunehmen.

Der Bürgerbeauftragte führt im Rahmen seines Auftrags von sich aus oder aufgrund von Be-
schwerden, die ihm unmittelbar oder über ein Mitglied des Europäischen Parlaments zugehen, Unter-
suchungen durch, die er für gerechtfertigt hält; dies gilt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte Ge-
genstand eines Gerichtsverfahrens sind oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen Mißstand
festgestellt, so befaßt er das betreffende Organ, das über eine Frist von drei Monaten verfügt, um ihm
seine Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt anschließend dem Europäischen Par-
lament und dem betreffenden Organ einen Bericht vor. Der Beschwerdeführer wird über das Ergebnis
dieser Untersuchungen unterrichtet.

Der Bürgerbeauftragte legt dem Europäischen Parlament jährlich einen -Bericht über die Ergeb-
nisse seiner Untersuchungen vor.

§ 2. Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder Wahl des Europäischen Parlaments für die Dauer der
Wahlperiode ernannt. Wiederernennung ist zulässig.

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europäischen Parlaments vom Gerichtshof seines Am-
tes enthoben werden, wenn er die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr erfüllt
oder eine schwere Verfehlung begangen hat.
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§ 3. Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Er darf bei der Erfüllung
seiner Pflichten von keiner Stelle Anweisungen anfordern oder entgegennehmen. Der Bürgerbeauftragte
darf während seiner Amtszeit keine andere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben.

§ 4. Das Europäische Parlament legt nach Stellungnahme der Kommission und nach mit qualifi-
zierter Mehrheit erteilter Zustimmung des Rates die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die
Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten fest.

Artikel 21
(§ l und 5 2 sind am 17 Juli 1979 gemäß Artikel 14 des Aktes über die Wahl der Abgeordneten des

Europäischen Parlaments gegenstandslos geworden.)
{Siehe Artikel l des genannten Aktes, der wie folgt lautet:

§ t. Die Abgeordneten der Völker der in der Gemeinschaft vereinigten Staaten im Europäischen
Parlament werden in allgemeiner unmittelbarer Wahl gewählt.]
[Siehe Artikel 2 des genannten Aktes, der wie folgt lautet:

§ 2. Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt:

Belgien ......................................... 24
Dänemark .................................... 16
Deutschland ................................ 81
Griechenland ............................... 24
Spanien ...................................:.... 60

Frankreich ................................... 81

Irland ........................................... 15

Italien ........................................... 81
Luxemburg .................................... 6
Niederlande ................................. 25
Portugal ....................................... 24
Vereinigtes Königreich ............... 81]

§ 3. Das Europäische Parlament arbeitet Entwürfe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach ei-
nem einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten aus.

Der Rat erläßt nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, die mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder erteilt wird, einstimmig die entsprechenden Bestimmungen und empfiehlt sie den Mitgliedstaa-
ten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften.

Artikel 22
Das Europäische Parlament hält jährlich eine Sitzungsperiode ab. Es tritt, ohne daß es einer Ein-

berufung bedarf, am zweiten Dienstag des Monats März zusammen.
Das Europäische Parlament kann auf Antrag des Rates zu einer außerordentlichen Sitzung einbe-

rufen werden, um zu Fragen Stellung zu nehmen, die ihm vom Rat vorgelegt werden.
Es kann ebenso auf Antrag der Mehrheit seiner Mitglieder oder der Kommission zu einer außer-

ordentlichen Sitzungsperiode zusammentreten.

Artikel 23
Das Europäische Parlament bestellt aus seiner Mitte seinen Präsidenten und die Mitglieder seines

Büros.
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Die Mitglieder der Kommission können an allen Sitzungen teilnehmen. Der Präsident der Kom-
mission oder die von ihr bestimmten Mitglieder sind auf ihren Antrag zu hören.

Die Kommission antwortet mündlich oder schriftlich auf die ihr vom Europäischen Parlament oder
dessen Mitgliedern gestellten Fragen.

Die Mitglieder des Rates können an allen Sitzungen teilnehmen und sind auf ihren Antrag zu hören.

Artikel 24
Das Europäische Parlament erörtert in öffentlicher Sitzung den Gesamtbericht, der ihm von der

Kommission vorgelegt wird.
Wird wegen der Tätigkeit der Kommission ein Mißtrauensantrag eingebracht, so darf das Eu-

ropäische Parlament nicht vor Ablauf von drei Tagen nach seiner Einbringung und nur in offener Ab-
stimmung darüber entscheiden.

Wird der Mißtrauensantrag mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und mit
der Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments angenommen, so müssen die Mitglieder der
Kommission geschlossen ihr Amt niederlegen. Sie führen die laufenden Geschäfte bis zur Ernennung
ihrer Nachfolger gemäß Artikel 10 weiter. In diesem Fall endet die Amtszeit der als Nachfolger er-
nannten Mitglieder der Kommission zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit der geschlossen zur Amts-
niederlegung verpflichteten Mitglieder der Kommission geendet hätte.

Artikel 25
Das Europäische Parlament gibt sich eine Geschäftsordnung; hierzu ist Stimmenmehrheit seiner

Mitglieder erforderlich.
Die Verhandlungen des Europäischen Parlaments werden nach den Bestimmungen dieser Ge-

schäftsordnung veröffentlicht.

KAPITEL 3

DER RAT

Artikel 26
Der Rat übt seine Befugnisse in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen und in der dort ange-

gebenen Weise aus, insbesondere um die Tätigkeit der Kommission und der für die allgemeine Wirt-
schaftspolitik ihrer Länder verantwortlichen Regierungen aufeinander abzustimmen.

Der Rat und die Kommission unterrichten und beraten einander zu diesem Zweck.
Der Rat kann die Kommission auffordern, Vorschläge und Maßnahmen aller Art zu prüfen, die er

zur Erreichung der gemeinsamen Ziele für zweckmäßig oder erforderlich hält.

Artikel 27
Der Rat besteht aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene, der befugt ist, für

die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln.
Der Vorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander für je sechs Monate wahrgenom-

men, und zwar in folgender Reihenfolge der Mitgliedstaaten:
- während einer ersten Periode von sechs Jahren: Belgien, Dänemark, Deutschland, Griechenland,

Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Vereinigtes Königreich;
- während der folgenden Periode von sechs Jahren: Dänemark, Belgien, Griechenland, Deutsch-

land, Frankreich, Spanien, Italien, Irland, Niederlande, Luxemburg, Vereinigtes Königreich,
Portugal.
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Artikel 27 a
Der Rat wird von seinem Präsidenten aus eigenem Entschluß oder auf Antrag eines seiner Mit-

glieder oder der Kommission einberufen. '

Artikel 28
Bei Anhörung des Rates durch die Kommission berät der Rat, ohne notwendigerweise eine Ab-

stimmung vorzunehmen. Die Beratungsprotokolle werden der Kommission übermittelt.
Eine nach diesem Vertrag erforderliche Zustimmung des Rates gilt als erteilt, wenn dem von der

Kommission vorgelegten Vorschlag zustimmen:
- die absolute Mehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten, einschließlich der Stimmen der Ver-

treter von zwei Mitgliedstaaten, die mindestens je ein Neuntel des Gesamtwerts der Kohle- und
Stahlproduktion in der Gemeinschaft umfassen;

— oder, wenn bei Stimmengleichheit die Kommission ihren Vorschlag nach einer zweiten Bera-
tung aufrechterhält, die Vertreter von drei Mitgliedstaaten, die mindestens je ein Neuntel des
Gesamtwerts der Kohle- und Stahlproduktion in der Gemeinschaft umfassen.

Ist in diesem Vertrag eine einstimmige Entscheidung oder einstimmige Zustimmung verlangt, so
sind hierzu die Stimmen aller Mitglieder des Rates erforderlich. Bei der Anwendung der Artikel 21, 32,
32 a, 78 e und 78 h dieses Vertrags und der Artikel 16, 20 Absatz 3, 28 Absatz 5 und 44 des Protokolls
über die Satzung des Gerichtshofes steht jedoch die Stimmenthaltung von anwesenden oder vertrete-
nen Mitgliedern dem Zustandekommen von Beschlüssen des Rates, zu denen Einstimmigkeit erforder-
lich ist, nicht entgegen.

Mit Ausnahme der Entscheidungen, die einer qualifizierten Mehrheit oder der Einstimmigkeit be-
dürfen, werden die Entscheidungen des Rates mit Mehrheit der Mitglieder des Rates getroffen; diese
Mehrheit gilt als erreicht, wenn sie die absolute Mehrheit der Vertreter der Mitgliedstaaten, einschließ-
lich der Stimmen der Vertreter von zwei Mitgliedstaaten enthält, die mindestens je ein Neuntel des Ge-
samtwerts der Kohle- und Stahlproduktion in der Gemeinschaft umfassen. Die Stimmen der Mitglie-
der des Rates werden bei Anwendung der Artikel 78, 78 b und 78 e dieses Vertrags, nach denen die
qualifizierte Mehrheit erforderlich ist, jedoch wie folgt gewogen:

Belgien ........................................... 5
Dänemark ...................................... 3
Deutschland ................................ 10
Griechenland ................................. 5
Spanien .......................................... 8
Frankreich ................................... 10

Irland ............................................. 3
Italien ........................................... 10
Luxemburg .................................... 2
Niederlande ................................... 5
Portugal ......................................... 5
Vereinigtes Königreich ............... 10

Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens vierundfünfzig Stimmen, welche die Zu-
stimmung von mindestens acht Mitgliedern umfassen, abgegeben werden.

Jedes Mitglied des Rates kann bei Abstimmungen nur für eines der anderen Mitglieder mitstim-
men.

Der Rat verkehrt mit den Mitgliedstaaten über seinen Präsidenten.
Die Beschlüsse des Rates werden in der von ihm bestimmten Weise veröffentlicht.
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Artikel 29
Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Prä-

sidenten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte
und den Kanzler des Gerichtshofs fest. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt ge-
zahlten Vergütungen fest.

Artikel 30 '
§ 1. Ein Ausschuß, der sich aus den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt, hat

die Aufgabe, die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die ihm vom Rat übertragenen Aufträge auszu-
führen.

§ 2. Der Rat wird von einem Generalsekretariat unterstützt, das einem Generalsekretär untersteht.
Der Generalsekretär wird vom Rat durch einstimmigen Beschluß ernannt.

Der Rat entscheidet über die Organisation des Generalsekretariats.
§ 3. Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung.

KAPITEL 4

DER GERICHTSHOF

Artikel 31
Der Gerichtshof sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung dieses Ver-

trags und der Durchführungsvorschriften.

Artikel 32
Der Gerichtshof besteht aus dreizehn Richtern.
Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei oder

fünf Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte Gruppen von
Rechtssachen entscheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer besonderen Regelung.

Der Gerichtshof tagt m Vollsitzungen, wenn ein Mitgliedstaat oder ein Organ der Gemeinschaft
als Partei des Verfahrens dies verlangt.

Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter erhöhen und die er-
forderlichen Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels 32 b Absatz 2 vornehmen.

Artikel 32 a,
Der Gerichtshof wird von sechs Generalanwälten unterstützt.
Der Generalanwalt hat m völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete Schlußanträ-

ge zu den dem Gerichtshof unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stellen, um den Gerichtshof bei
der Erfüllung seiner in Artikel 31 bestimmten Aufgabe zu unterstützen.

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte erhöhen und
die erforderlichen Anpassungen des Artikels 32 b Absatz 3 vornehmen.

Artikel 32 b
Zu Richtern und Generalanwälten sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Un-

abhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Vor-
aussetzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung sind; sie werden von den
Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt.
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Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd
je sieben und sechs Richter.

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte statt. Sie betrifft
jeweils drei Generalanwälte.

Die Wiederernennung ausscheidender Richter und Generalanwälte ist zulässig.
Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofes für die Dauer von drei Jah-

ren. Wiederwahl ist zulässig.

Artikel 32 c
Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und bestimmt dessen Stellung.

Artikel 32 d
§ 1. Dem Gerichtshof wird ein Gericht beigeordnet, das für Entscheidungen über einzelne, nach

§ 2 festgelegte Gruppen von Klagen im ersten Rechtszug zuständig ist und gegen dessen Entscheidun-
gen ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim Gerichtshof nach Maßgabe der Satzung ein-
gelegt werden kann. Das Gericht erster Instanz ist nicht für Vorabentscheidungen nach Artikel 41 zu-
ständig.

§ 2. Auf Antrag des Gerichtshofs und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kom-
mission legt der Rat einstimmig die Gruppen von Klagen im Sinne des Absatzes l und die Zusammen-
setzung des Gerichts erster Instanz fest und beschließt die Anpassungen und ergänzenden Bestim-
mungen, die in bezug auf die Satzung des Gerichtshofs notwendig werden. Wenn der Rat nichts anderes
beschließt, finden die den Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Vertrags und insbesondere
die Bestimmungen des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs auf das Gericht erster Instanz An-
wendung.

§ 3. Zu Mitgliedern des Gerichts erster Instanz sind Personen auszuwählen, die jede Gewähr für
Unabhängigkeit bieten und über die Befähigung zur Ausübung richterlicher Tätigkeiten verfügen; sie
werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre er-
nannt. Alle drei Jahre wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wiederernennung ausscheidender Mit-
glieder ist zulässig.

§ 4. Das Gericht erster Instanz erläßt seine Verfahrensordnung im Einvernehmen mit dem Ge-
richtshof. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates.

Artikel 33
Der Gerichtshof ist für die Entscheidung über Nichtigkeitsklagen zuständig, die ein Mitgliedstaat

oder der Rat gegen Entscheidungen und Empfehlungen der Kommission wegen Unzuständigkeit, Ver-
letzung wesentlicher Formvorschriften, Verletzung des Vertrags oder irgendeiner bei seiner Durch-
führung anzuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessensmißbrauchs erhebt. Die Nachprüfung
durch den Gerichtshof darf sich jedoch nicht auf die Würdigung der aus den wirtschaftlichen Tatsachen
oder Umständen sich ergebenden Gesamtlage erstrecken, die zu den angefochtenen Entscheidungen
oder Empfehlungen geführt hat, es sei denn, daß der Kommission der Vorwurf gemacht wird, sie habe
ihr Ermessen mißbraucht oder die Bestimmungen des Vertrags oder irgendeiner bei seiner Durchführung
anzuwendenden Rechtsnorm offensichtlich verkannt.

Die Unternehmen oder die in Artikel 48 genannten Verbände können unter denselben Bedingun-
gen Klage gegen die sie individuell betreffenden Entscheidungen und Empfehlungen oder gegen die all-
gemeinen Entscheidungen und Empfehlungen erheben, die nach ihrer Ansicht einen Ermessens-
mißbrauch ihnen gegenüber darstellen.

Die in den Absätzen l und 2 dieses Artikels genannten Klagen sind innerhalb eines Monats nach
Zustellung der individuellen Entscheidung oder Empfehlung oder nach Veröffentlichung der allgemei-
nen Entscheidung oder Empfehlung zu erheben.

Der Gerichtshof ist unter den gleichen Voraussetzungen zuständig für Klagen des Europäischen
Parlaments, die auf die Wahrung seiner Rechte abzielen.
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Artikel 34
Im Falle der Nichtigerklärung verweist der Gerichtshof die Sache an die Kommission zurück. Die-

se hat die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Nichtigkeitsurteil ergeben. Hat ein Unternehmen
oder eine Gruppe von Unternehmen infolge einer Entscheidung oder Empfehlung, die nach Feststel-
lung des Gerichtshofes mit einem die Haftung der Gemeinschaft begründenden Fehler behaftet ist, ei-
nen unmittelbaren und besonderen Schaden erlitten, so hat die Kommission im Rahmen der ihr nach
den Bestimmungen des Vertrags zustehenden Befugnisse geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um eine
angemessene Wiedergutmachung des durch die für nichtig erklärte Entscheidung oder Empfehlung un-
mittelbar verursachten Schadens und, soweit erforderlich, eine billige Entschädigung zu gewähren.

Ergreift die Kommission nicht innerhalb einer angemessenen Frist die Maßnahmen, die sich aus
dem Nichtigkeitsurteil ergeben, so kann vor dem Gerichtshof auf Schadensersatz geklagt werden.

Artikel 3 5
Ist die Kommission aufgrund einer Bestimmung dieses Vertrags oder der Durchführungsvor-

schriften verpflichtet, eine Entscheidung zu erlassen oder eine Empfehlung auszusprechen, und kommt
sie dieser Verpflichtung nicht nach, so können je nach Lage des Falles die Staaten, der Rat oder die Un-
ternehmen und Verbände die Kommission mit der Angelegenheit befassen.

Das gleiche gilt, falls die Kommission aufgrund einer Bestimmung dieses Vertrags oder der Durch-
führungsvorschriften befugt ist, eine Entscheidung zu erlassen oder eine Empfehlung auszusprechen,
dies aber unterläßt, und wenn diese Unterlassung einen Ermessensmißbrauch darstellt.

Hat die Kommission innerhalb einer Frist von zwei Monaten keine Entscheidung erlassen oder
keine Empfehlung ausgesprochen, so kann innerhalb einer Frist von einem Monat wegen der diesem
Schweigen zu entnehmenden ablehnenden Entscheidung beim Gerichtshof Klage erhoben werden.

Artikel 36
Vor Festsetzung der nach diesem Vertrag vorgesehenen finanziellen Sanktionen oder Zwangsgel-

der hat die Kommission dem Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.
Wegen der nach den Bestimmungen dieses Vertrags festgesetzten finanziellen Sanktionen und

Zwangsgelder kann Klage im Verfahren mit unbeschränkter Ermessensnachprüfung erhoben werden.
Die Kläger können zur Begründung dieser Klage nach Maßgabe des Artikels 33 Absatz l des Ver-

trags geltend machen, daß die Entscheidungen und Empfehlungen, deren Nichtbeachtung ihnen zum
Vorwurf gemacht wird, fehlerhaft sind.

Artikel 37
Ist ein Mitgliedstaat der Ansicht, daß eine Handlung oder Unterlassung der Kommission in einem

bestimmten Fall geeignet ist, tiefgreifende und anhaltende Störungen in seiner Wirtschaft hervorzuru-
fen, so kann er die Kommission damit befassen.

Diese stellt, falls hierzu Anlaß besteht, nach Anhörung des Rates das Vorliegen eines solchen Sach-
verhalts fest und entscheidet über die im Rahmen dieses Vertrags zu treffenden Maßnahmen, um die-
sem Sachverhalt unter Wahrung der wesentlichen Interessen der Gemeinschaft ein Ende zu machen.

Wird gegen diese Entscheidung oder gegen eine Entscheidung, die ausdrücklich oder stillschwei-
gend das Vorliegen eines solchen Sachverhalts verneint, aufgrund dieses Artikels Klage erhoben, so be-
sitzt der Gerichtshof ein uneingeschränktes Nachprüfungsrecht.

Im Falle der Nichtigerklärung hat die Kommission im Rahmen des vom Gerichtshof gefällten Ur-
teils Maßnahmen zu den in Absatz 2 dieses Artikels vorgesehenen Zwecken zu treffen.

Artikel 38
Auf Klage eines der Mitgliedstaaten oder der Kommission kann der Gerichtshof die Beschlüsse des

Europäischen Parlaments oder des Rates aufheben.
Die Klage ist innerhalb einer Frist von einem Monat nach Veröffentlichung des Beschlusses des

Europäischen Parlaments oder der Mitteilung des Beschlusses des Rates an die Mitgliedstaaten oder an
die Kommission zu erheben.



2642 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

Diese Klage kann nur auf Unzuständigkeit oder Verletzung wesentlicher Formvorschriften ge-
stützt werden.

Artikel 39
Die beim Gerichtshof erhobenen Klagen haben keine aufschiebende Wirkung.
Der Gerichtshof kann jedoch, wenn es die Umstände nach seiner Ansicht erfordern, die Voll-

streckung der angegriffenen Entscheidung oder Empfehlung aussetzen.

Er kann jede andere erforderliche einstweilige Anordnung treffen.

Artikel 40
Vorbehaltlich der Bestimmungen des Artikels 34 Absatz l ist der Gerichtshof zuständig, der ge-

schädigten Partei auf ihren Antrag eine Entschädigung in Geld zu Lasten der Gemeinschaft zuzuer-
kennen, falls in Durchführung dieses Vertrags durch einen Amtsfehler der Gemeinschaft ein Schaden
verursacht worden ist.

Der Gerichtshof ist ferner zuständig, eine Entschädigung zu Lasten der Gemeinschaft zuzuerken-
nen, falls ein Schaden durch persönliches Verschulden eines Bediensteten der Gemeinschaft in Ausü-
bung seiner dienstlichen Obliegenheiten verursacht worden ist.

Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der Gemeinschaft bestimmt sich nach den
Vorschriften ihres Statuts oder der für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen.

Alle übrigen zwischen der Gemeinschaft und Dritten entstehenden Streitigkeiten, auf welche die
Bestimmungen dieses Vertrags und die Durchführungsvorschriften keine Anwendung finden, sind bei
den staatlichen Gerichten anhängig zu machen.

Artikel 41
Der Gerichtshof allein entscheidet, und zwar im Wege der Vorabentscheidung, über die Gültigkeit

von Beschlüssen der Kommission und des Rates, falls bei einem Streitfall vor einem staatlichen Gericht
diese Gültigkeit in Frage gestellt wird.

Artikel 42
Der Gerichtshof ist für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel zuständig, die in einem von

der Gemeinschaft oder für ihre Rechnung abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen oder privatrechtli-
chen Vertrag enthalten ist.

Artikel 43
Der Gerichtshof ist für die Entscheidung in jedem anderen Fall zuständig, der in einer Zusatzbe-

stimmung zu diesem Vertrag vorgesehen ist.
Er kann außerdem in allen mit dem Gegenstand dieses Vertrags in Zusammenhang stehenden Fäl-

len entscheiden, wenn die Gesetze eines Mitgliedstaats ihn für zuständig erklären.

Artikel 44
Die Entscheidungen des Gerichtshofes sind nach Maßgabe des Artikels 92 im Gebiet der Mit-

gliedstaaten vollstreckbar.

Artikel 45
Die Satzung des Gerichtshofes wird durch ein Zusatzprotokoll zu diesem Vertrag festgelegt.
Der Rat kann auf Antrag des Gerichtshofes und nach Anhörung der Kommission und des Eu-

ropäischen Parlaments einstimmig die Bestimmungen des Titels III der Satzung ändern.
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KAPITEL 5

DER RECHNUNGSHOF

Artikel 45 a
Der Rechnungshof nimmt die Rechnungsprüfung wahr.

Artikel 4) b
§ 1. Der Rechnungshof besteht aus zwölf Mitgliedern.
§ 2. Zu Mitgliedern des Rechnungshofs sind Persönlichkeiten auszuwählen, die in ihren Ländern

Rechnungsprüfungsorganen angehören oder angehört haben oder die für dieses Amt besonders geeig-
net sind. Sie müssen jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten.

§ 3. Die Mitglieder des Rechnungshofs werden vom Rat nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments einstimmg auf sechs Jahre ernannt.

Vier. Mitglieder des Rechnungshofs, die durch Los bestimmt werden, erhalten jedoch bei der er-
sten Ernennung ein auf vier Jahre begrenztes Mandat.

Die Mitglieder des Rechnungshofs können wiederernannt werden.
Sie wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Rechnungshofs für drei Jahre. Wiederwahl ist zuläs-

sig.
§ 4. Die Mitglieder des Rechnungshofs üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allge-

meinen Wohl der Gemeinschaft aus.
Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen

Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren
Aufgaben unvereinbar ist.

§ 5. Die Mitglieder des Rechnungshofs dürfen während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche
oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die fei-
erliche Verpflichtung, während der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem
Amt ergebenden Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten
oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein.

§ 6. Abgesehen von regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Mit-
glieds des Rechnungshofs durch Rücktritt oder durch Amtsenthebung durch den Gerichtshof gemäß § 7.

Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit ein Nachfolger ernannt.
Außer im Fall der Amtsenthebung bleiben die Mitglieder des Rechnungshofs bis zur Neubeset-

zung ihres Sitzes im Amt.
§ 7. Ein Mitglied des Rechnungshofs kann nur dann seines Amtes enthoben oder seiner Ruhege-

haltsansprüche oder anderer an ihrer Stelle gewährter Vergünstigungen für verlustig erklärt werden,
wenn der Gerichtshof auf Antrag des Rechnungshofs feststellt, daß es nicht mehr die erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt oder den sich aus seinem Amt ergebenden Verpflichtungen nicht mehr nach-
kommt.

§ 8. Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Beschäftigungsbedingungen für den Präsidenten
und die Mitglieder des Rechnungshofs fest, insbesondere die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehäl-
ter. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen fest.

§ 9. Die für die Richter des Gerichtshofs geltenden Bestimmungen des Protokolls über die Vor-
rechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften gelten auch für die Mitglieder des Rech-
nungshofs.

Artikel 45 c
§ 1. Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft.

Er prüft ebenfalls die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben jeder von der Gemeinschaft ge-
schaffenen Einrichtung, soweit der Gründungsakt dies nicht ausschließt.
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Der Rechnungshof legt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Erklärung über die Zu-
verlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde-
liegenden Vorgänge vor

§ 2. Der Rechnungshof prüft die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der in § l genannten
Einnahmen und Ausgaben und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung.

Die Prüfung der Einnahmen erfolgt anhand der Feststellungen und der Zahlungen der Einnahmen
an die Gemeinschaft.

Die Prüfung der Ausgaben erfolgt anhand der Mittelbindungen und der Zahlungen.
Diese Prüfungen können vor Abschluß der Rechnung des betreffenden Haushaltsjahrs durchge-

führt werden.
§ 3. Die Prüfung wird anhand der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an Ort und Stel-

le bei den anderen Organen der Gemeinschaft und in den Mitgliedstaaten durchgeführt. Die Prüfung
in den Mitgliedstaaten erfolgt in Verbindung mit den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder,
wenn diese nicht über die erforderliche Zuständigkeit verfügen, mit den zuständigen emzelstaatlichen
Dienststellen. Diese Organe oder Dienststellen teilen dem Rechnungshof mit, ob sie an der Prüfung teil-
zunehmen beabsichtigen.

Die anderen Organe der Gemeinschaft und die einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorgane oder,
wenn diese nicht über die erforderliche Zuständigkeit verfügen, die zuständigen einzelstaatlichen Dienst-
stellen übermitteln dem Rechnungshof auf seinen Antrag jede für die Erfüllung seiner Aufgabe erfor-
derliche Unterlage oder Information.

§ 4. Der Rechnungshof erstattet nach Abschluß eines jeden Haushaltsjahrs einen Jahresbericht.
Dieser Bericht wird den anderen Organen der Gemeinschaft vorgelegt und im Amtsblatt der Europäi-
schen Gemeinschaften zusammen mit den Antworten dieser Organe auf die Bemerkungen des Rech-
nungshofs veröffentlicht.

Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Bemerkungen zu besonderen Fragen vorlegen, ins-
besondere in Form von Sonderberichten, und auf Antrag eines der anderen Organe der Gemeinschaft
Stellungnahmen abgeben.

Er nimmt seine jährlichen Berichte, Sonderberichte oder Stellungnahmen mit der Mehrheit seiner
Mitglieder an.

Er unterstützt das Europäische Parlament und den Rat bei der Kontrolle der Ausführung des Haus-
haltsplans.

§ 5. Der Rechnungshof erstellt ferner jährlich einen gesonderten Bericht über die Ordnungs-
mäßigkeit der Rechnungsvorgänge, die sich nicht auf die in § l genannten Ausgaben und Einnahmen
beziehen, und des Finanzgebarens der Kommission hinsichtlich dieser Rechnungsvorgänge. Er faßt die-
sen Bericht spätestens sechs Monate nach Schluß des Haushaltsjahrs ab, auf daß sich der Abschluß be-
zieht, und leitet ihn der Kommission und dem Rat zu. Die Kommission übermittelt ihn dem Europäi-
schen Parlament.
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TITEL III

Wirtschafts- und Sozialbestimmungen

KAPITEL l

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 46
Die Kommission kann jederzeit die Regierungen, die verschiedenen Beteiligten (Unternehmen, Ar-

beitnehmer, Verbraucher und Händler) und ihre Verbände ebenso wie Sachverständige anhören.
Die Unternehmen, die Arbeitnehmer, die Verbraucher und Händler und ihre Verbände sind be-

rechtigt, der Kommission zu den sie angehenden Fragen Anregungen oder Bemerkungen jeder Art vor-
zulegen.

Um entsprechend den Aufgaben der Gemeinschaft allen Beteiligten Hinweise für ihre Tätigkeit zu
geben und um ihr eigenes Handeln nach Maßgabe dieses Vertrags zu bestimmen, hat die Kommission
im Benehmen mit den obengenannten Stellen:

1. Marktentwicklung und Preistendenzen fortlaufend zu untersuchen;
2. in regelmäßigen Zeitabständen Programme für Erzeugung, Verbrauch, Ausfuhr und Einfuhr

unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Entwicklung aufzustellen; diese Programme die-
nen als Hinweis;

3. in regelmäßigen Zeitabständen allgemeine Ziele für die Modernisierung, die Orientierung der
Fabrikation auf lange Sicht und die Ausweitung der Produktionskapazität anzugeben;

4. sich auf Antrag der beteiligten Regierungen an der Untersuchung darüber zu beteiligen, welche
Möglichkeiten bestehen, die durch die Marktentwicklung oder die technische Umgestaltung
freigewordenen Arbeitskräfte in den bestehenden Industrien oder in neu zu schaffenden Ar-
beitsplätzen wiederzubeschäftigen;

5. die Auskünfte einzuholen, die zur Beurteilung der Verbesserungsmöglichkeiten für die Lebens-
und Arbeitsbedingungen der Arbeiterschaft in den zu ihrem Aufgabenkreis gehörenden Indu-
strien und zur Beurteilung der Gefahren erforderlich sind, die diese Lebensbedingungen be-
drohen.

Die Kommission veröffentlicht nach Vorlage beim Beratenden Ausschuß die allgemeinen Ziele und
die Programme.

Die Kommission kann die obenerwähnten Untersuchungen und Auskünfte veröffentlichen.

Artikel 47
Die Kommission kann die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Auskünfte einholen. Sie

kann die erforderlichen Nachprüfungen vornehmen lassen.
Die Kommission ist verpflichtet, Auskünfte, die ihrem Wesen nach unter das Berufsgeheimnis fal-

len, nicht bekanntzugeben; dies gilt insbesondere für Auskünfte über die Unternehmen, die ihre Ge-
schäftsbeziehungen oder ihre Kostenelemente betreffen. Mit dieser Einschränkung hat die Kommissi-
on alle Angaben zu veröffentlichen, die für die Regierungen oder alle anderen Beteiligten von Nutzen
sein können.

Die Kommission kann gegen Unternehmen, die sich ihren Verpflichtungen aus den in Anwendung
dieses Artikels erlassenen Entscheidungen entziehen oder wissentlich falsche Auskünfte erteilen, Geld-
bußen bis zum Höchstbetrag von l v. H. des Jahresumsatzes und Zwangsgelder bis zum Höchstbetrag
von 5 v. H. des durchschnittlichen Tagesumsatzes für jeden Tag des Verzugs festsetzen.

Hat ein Unternehmen dadurch einen Schaden erlitten, daß die Kommission das Berufsgeheimnis
verletzt hat, so kann es bei dem Gerichtshof nach Maßgabe von Artikel 40 Klage auf Schadensersatz er-
heben.
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Artikel 48
Das Recht der Unternehmen, Verbände zu bilden, wird durch diesen Vertrag nicht berührt. Die

Mitgliedschaft bei diesen Verbänden ist freiwillig. Sie können jede Tätigkeit ausüben, die zu den Be-
stimmungen dieses Vertrages oder zu den Entscheidungen oder Empfehlungen der Kommission nicht
im Widerspruch steht.

In allen Fällen, in denen dieser Vertrag die Anhörung des Beratenden Ausschusses vorschreibt, ist
jeder Verband berechtigt, der Kommission innerhalb der von ihr festgesetzten Fristen die Bemerkun-
gen seiner Mitglieder zu der beabsichtigten Maßnahme zuzuleiten.

Um die erforderlichen Auskünfte zu erlangen und um die Durchführung der ihr übertragenen Auf-
gaben zu erleichtern, soll sich die Kommission der Erzeugerverbände bedienen, vorausgesetzt, daß die-
se die berufenen Vertreter der Arbeitnehmer und Verbraucher an ihren leitenden Organen oder an den
bei ihnen gebildeten beratenden Ausschüssen beteiligen oder daß sie in ihrer Organisation mit anderen
Mitteln einen ausreichenden Platz für die Geltendmachung der Interessen der Arbeitnehmer und Ver-
braucher einräumen.

Die im vorstehenden Absatz genannten Verbände sind verpflichtet, über ihre Tätigkeit der Kom-
mission die von ihr für erforderlich erachteten Auskünfte zu erteilen. Die in Absatz 2 dieses Artikels
genannten Bemerkungen und die aufgrund des Absatzes 4 erteilten Auskünfte werden von den Ver-
bänden gleichfalls der beteiligten Regierung mitgeteilt.

KAPITEL 2

FINANZBESTIMMUNGEN

Artikel 49
Die Kommission ist berechtigt, sich
- durch Erhebung von Umlagen auf die Erzeugung von Kohle und Stahl,
- durch Aufnahme von Anleihen
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Mittel zu beschaffen.
Sie kann unentgeltliche Zuwendungen entgegennehmen.

Artikel 50
§ 1. Die Umlagen dienen:
- zur Deckung der Verwaltungsausgaben nach Artikel 78;
- zur Deckung der nicht rückzahlungspflichtigen Anpassungsbeihilfen nach Artikel 56;
- Dsoweit es sich um die Finanzierungsmöglichkeiten nach den Artikeln 54 und 56 handelt, zur

Deckung des durch den Dienst der eigenen Kredite nicht gedeckten Teiles des Anleihedienstes
der Kommission, der auch nach Rückgriff auf den Reservefonds ungedeckt bleibt; ferner zur
Deckung von Gewährleistungsverpflichtungen der Kommission für Anleihen, welche die Un-
ternehmen unmittelbar aufgenommen haben;

- zur Deckung von Ausgaben zur Förderung der technischen und wirtschaftlichen Forschung
nach Maßgabe des Artikels 55 § 2.

§ 2. Die Umlagen werden jährlich durch Belastung der verschiedenen Erzeugnisse nach ihrem
Durchschnittswert festgesetzt; die Belastung darf jedoch l v H. nicht übersteigen, es sei denn, daß der
Rat mit Zweidrittelmehrheit vorher zustimmt. Die Bedingungen für die Veranlagung und Erhebung
sind möglichst unter Vermeidung kumulativer Belastungen durch eine nach Anhörung des Rates erlas-
sene allgemeine Entscheidung der Kommission festzusetzen.

§ 3. Die Kommission kann gegen Unternehmen, die den aufgrund dieses Artikels erlassenen Entschei-
dungen nicht nachkommen, Zuschläge von höchstens 5 v.H. für jedes Vierteljahr des Verzuges festsetzen.
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Artikel 51
§ 1. Die Kommission darf die durch Anleihen aufgebrachten Mittel nur zur Gewährung von Kre-

diten verwenden.
Die Begebung von Anleihen der Kommission auf den Märkten der Mitgliedstaaten unterliegt den

auf diesen Märkten geltenden Vorschriften.
Hält die Kommission die Gewährleistung von Mitgliedstaaten für die Aufnahme einzelner Anlei-

hen für erforderlich, so wird sie nach Anhörung des Rates bei der oder den beteiligten Regierungen vor-
stellig; kein Staat ist verpflichtet, seine Gewährleistung zuzusagen.

§ 2. Die Kommission kann nach Maßgabe von Artikel 54 die Gewährleistung für Anleihen über-
nehmen, die Dritte den Unternehmen unmittelbar gewähren.

§ 3. Die Kommission kann ihre Kredit- oder Gewährleistungsbedingungen so einrichten, daß die
Bildung eines Reservefonds ermöglicht wird; dieser Reservefonds ist ausschließlich dazu bestimmt, den
in Artikel 50 § l Absatz 3 vorgesehenen etwaigen Umlagebeitrag zu kürzen, wobei die so angesammel-
ten Beträge nicht für Kredite an Unternehmen verwendet werden dürfen, in welcher Form dies auch
immer geschieht.

§ 4. Die Kommission selbst übt nicht die Banktätigkeit aus, die sich bei ihren finanziellen Aufga-
ben ergibt.

Artikel 52
Die Mitgliedstaaten erlassen alle geeigneten Vorschriften, um innerhalb der in Artikel 79 Absatz l

genannten Gebiete und im Rahmen der für die Abwicklung des Handelsverkehrs geltenden Regelun-
gen die Transferierung der aus Umlagen, finanziellen Sanktionen und Zwangsgeldern stammenden Geld-
mittel und des Reservefonds so weit zu sichern, wie dies für ihre Verwendung zu den in diesem Vertrag
bestimmten Zwecken erforderlich ist.

Die Modalitäten der Transferierungen zwischen den Mitgliedstaaten und nach dritten Ländern, die
sich aus den anderen von der Kommission oder unter ihrer Gewährleistung durchgeführten Geldge-
schäften ergeben, werden durch Abkommen zwischen der Kommission und den beteiligten Mitglied-
staaten oder den zuständigen Organisationen geregelt, ohne daß ein Mitgliedstaat mit Devisenbewirt-
schaftung verpflichtet ist, Transferierungen vorzunehmen, für die er keine ausdrücklichen
Verpflichtungen übernommen hat.

Artikel 53
Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 58 und des Kapitels 5 des Titels III kann die Kom-

mission
a) nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und des Rates unter Bedingungen, die sie bestimmt,

und unter ihrer Kontrolle die Schaffung jeder Art von gemeinsamen finanziellen Einrichtungen
für mehrere Unternehmen genehmigen, die sie zur Durchführung der Aufgaben nach Artikel 3
für erforderlich und mit den Vorschriften des Vertrags, insbesondere mit Artikel 65, für ver-
einbar hält;

b) mit einstimmiger Zustimmung des Rates selbst jede Art finanzieller Einrichtungen schaffen, die
denselben Zwecken dienen.

Von den Mitgliedstaaten geschaffene oder beibehaltene Einrichtungen gleicher Art werden der
Kommission bekanntgegeben. Diese richtet nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und des Ra-
tes an die beteiligten Staaten die erforderlichen Empfehlungen, falls solche Einrichtungen ganz oder teil-
weise zu der Anwendung dieses Vertrags im Widerspruch stehen.
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KAPITEL 3

INVESTITIONEN UND FINANZIELLE HILFE

Artikel 54
Die Kommission kann die Durchführung der Investitionsprogramme dadurch erleichtern, daß sie

den Unternehmen Kredite bewilligt oder für die anderen von ihnen aufgenommenen Anleihen die Ge-
währleistung übernimmt.

Mit einstimmiger Zustimmung des Rates kann die Kommission mit den gleichen Mitteln die Fi-
nanzierung von Arbeiten und Einrichtungen unterstützen, die unmittelbar und in erster Linie dazu bei-
tragen, die Produktion zu steigern, die Gestehungskosten zu senken oder den Absatz der ihrer Zu-
ständigkeit unterliegenden Erzeugnisse zu erleichtern.

Um eine aufeinander abgestimmte Entwicklung der Investitionen zu begünstigen, kann die Kom-
mission gemäß Artikel 47 die vorherige Mitteilung von Einzelprogrammen durch eine besondere, an
das beteiligte Unternehmen gerichtete Aufforderung oder durch eine Entscheidung verlangen, die Art
und Umfang der mitzuteilenden Programme angibt.

Nachdem die Kommission den Beteiligten jede Möglichkeit zur Äußerung gegeben hat, kann sie
eine mit Gründen versehene Stellungnahme zu diesen Programmen im Rahmen der allgemeinen Ziele
des Artikels 46 abgeben. Auf Antrag des beteiligten Unternehmens ist die Kommission verpflichtet, eine
solche Stellungnahme abzugeben. Sie stellt die Stellungnahme dem beteiligten Unternehmen zu und
bringt sie seiner Regierung zur Kenntnis. Die Liste der Stellungnahmen wird veröffentlicht.

Stellt die Kommission fest, daß die Finanzierung eines Programms oder der sich aus dessen Durch-
führung ergebende Betrieb von Anlagen Subventionen, Beihilfen, Schutzmaßnahmen oder Diskrimi-
nierungen mit sich bringen würde, die zu diesem Vertrag im Widerspruch stehen, so gilt die aus diesen
Gründen abgegebene ungünstige Stellungnahme als Entscheidung im Sinne des Artikels 14; sie hat zur
Folge, daß es dem Unternehmen verboten ist, zur Durchführung dieses Programms andere als seine ei-
genen Mittel zu verwenden.

Die Kommission kann gegen Unternehmen, die das im vorhergehenden Absatz vorgesehene Ver-
bot nicht beachten, Geldbußen bis zum Höchstbetrag der für die Durchführung des Programms un-
zulässigerweise ausgegebenen Beträge festsetzen.

Artikel 55
§ 1. Die Kommission hat die technische und wirtschaftliche Forschung für die Erzeugung und die

Steigerung des Verbrauchs von Kohle und Stahl sowie für die Betriebssicherheit in diesen Industrien zu
fördern. Sie hat zu diesem Zweck eine geeignete Zusammenarbeit zwischen den vorhandenen For-
schungsstellen zu organisieren.

§ 2. Nach Anhörung des Beratenden Ausschusses kann die Kommission solche Forschungen an-
regen und erleichtern, indem sie

a) die beteiligten Unternehmen zur gemeinsamen Finanzierung veranlaßt oder
b) Mittel aus unentgeltlichen Zuwendungen bewilligt oder
c) nach Zustimmung des Rates Mittel aus den Umlagen des Artikels 50 bewilligt; der in Artikel 50

§ 2 genannte Höchstbetrag darf jedoch nicht überschritten werden.
Die Ergebnisse der nach den Absätzen b und c finanzierten Forschungen sind allen Beteiligten der

Gemeinschaft zugänglich zu machen.
§ 3. Die Kommission gibt Stellungnahmen jeder Art ab, die der Verbreitung der technischen Ver-

besserungen dienen, insbesondere insoweit, als es sich um den Austausch von Patenten und die Aus-
stellung von Lizenzen handelt.

Artikel 56
§ 1. Werden im Rahmen der allgemeinen Ziele der Kommission neue technische Verfahren oder

Produktionsmittel eingeführt und ergibt sich hieraus in außergewöhnlichem Umfang eine Verminde-
rung des Bedarfs an Arbeitskräften der Kohle- und Stahlindustrie, die besondere Schwierigkeiten für
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die Wiederbeschäftigung der freigewordenen Arbeitskräfte in einem oder mehreren Gebieten mit sich
bringt, und stellen die beteiligten Regierungen einen dahin gehenden Antrag, so

a) holt die Kommission die Stellungnahme des Beratenden Ausschusses ein;
b) kann sie nach Maßgabe des Artikels 54 in den ihrer Zuständigkeit unterstehenden Industrien

oder mit Zustimmung des Rates in jeder anderen Industrie die Finanzierung der von ihr gebil-
ligten Programme zur Schaffung neuer Betätigungsmöglichkeiten erleichtern, die wirtschaftlich
gesund und geeignet sind, eine produktive Wiederbeschäftigung der freigewordenen Arbeits-
kräfte zu sichern;

c) bewilligt sie eine nicht rückzahlungspflichtige Beihilfe, um beizutragen
- zur Zahlung von Entschädigungen, die es den Arbeitern ermöglichen, ihre Wiedereinstellung

abzuwarten;
- zur Gewährung von Beihilfen an die Arbeitnehmer für die Kosten zur Erlangung eines neuen

Arbeitsplatzes;
- zur Finanzierung der Umschulung der Arbeitnehmer, die ihre Beschäftigung wechseln müssen.
Die Kommission macht die Bewilligung einer nicht rückzahlungspflichtigen Beihilfe von der Zah-

lung eines mindestens gleich hohen besonderen Beitrags durch den beteiligten Staat abhängig, es sei
denn, daß der Rat mit Zweidrittelmehrheit eine Abweichung zuläßt.

§ 2. Treten in den Absatzbedingungen der Kohle- oder Stahlindustrie grundlegende Änderungen
ein, die nicht unmittelbar auf die Errichtung des gemeinsamen Marktes zurückzuführen sind, die aber
einzelne Unternehmen zwingen, ihre Tätigkeit endgültig einzustellen, einzuschränken oder zu ändern,
und stellen die beteiligten Regierungen einen dahin gehenden Antrag, so

a) kann die Kommission nach Maßgabe des Artikels 54 in den ihrer Zuständigkeit unterstehenden
Industrien oder mit Zustimmung des Rates in jeder anderen Industrie die Finanzierung der von
ihr gebilligten Programme zur Schaffung neuer, wirtschaftlich gesunder Arbeitsplätze oder zur
Umstellung von Unternehmen erleichtern, die geeignet sind, eine produktive Wiederbeschäfti-
gung der freigewordenen Arbeitskräfte zu sichern;

b) kann die Kommission eine nicht rückzahlungspflichtige Beihilfe bewilligen, um beizutragen
- zur Zahlung von Entschädigungen, die es den Arbeitnehmern ermöglichen, ihre Wiederbe-

schäftigung abzuwarten;

- durch Zuwendungen an die Unternehmen zur Sicherstellung der Entlohnung ihres Personals
bei zeitweiser Beurlaubung, die durch Änderung ihrer Tätigkeit notwendig geworden ist;

- zur Gewährung von Beihilfen an die Arbeitnehmer für die Kosten zur Erlangung eines neuen
Arbeitsplatzes;

- zur Finanzierung der Umschulung der Arbeitnehmer, die ihre Beschäftigung wechseln müssen.
Die Kommission macht die Bewilligung einer nicht rückzahlungspflichtigen Beihilfe von der Zah-

lung eines mindestens gleich hohen besonderen Beitrags durch den beteiligten Staat abhängig, es sei
denn, daß der Rat mit Zweidrittelmehrheit eine Abweichung zuläßt.

KAPITEL 4

ERZEUGUNG

Artikel 57
Auf dem Gebiet der Erzeugung bedient sich die Kommission vorzugsweise der ihr zur Verfügung

stehenden Möglichkeiten indirekter Maßnahmen. Solche Möglichkeiten sind:
- die Zusammenarbeit mit den Regierungen, um den allgemeinen Verbrauch, insbesondere den

der öffentlichen Dienste, gleichmaßiger zu gestalten oder zu beeinflussen;
- das Eingreifen auf dem Gebiet der Preise und der Handelspolitik, wie es dieser Vertrag vorsieht.
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Artikel 58
§ 1. Ist die Kommission bei einem Rückgang der Nachfrage der Auffassung, daß sich die Ge-

meinschaft in einer offensichtlichen Krise befindet und daß die in Artikel 57 vorgesehenen Maßnahmen
nicht ausreichen, um dieser Lage zu begegnen, so hat sie nach Anhörung des Beratenden Ausschusses
und mit Zustimmung des Rates ein System der Erzeugungsquoten einzuführen, erforderlichenfalls un-
ter Anwendung der in Artikel 74 vorgesehenen Maßnahmen.

Ergreift die Kommission nicht die Initiative, so kann sich ein Mitgliedstaat an den Rat wenden; die-
ser kann einstimmig der Kommission die Einführung eines Quotensystems zur Pflicht machen.

§ 2. Die Kommission setzt aufgrund von Untersuchungen, die sie unter Beteiligung der Unter-
nehmen und der Unternehmensverbände angestellt hat, angemessene Quoten fest; sie hat hierbei die in
den Artikeln 2, 3 und 4 genannten Grundsätze zu berücksichtigen. Sie kann insbesondere die Kapa-
zitätsausnutzung der Unternehmen durch geeignete Umlagen auf die Mengen regeln, die ein Ver-
gleichsniveau überschreiten, das durch eine allgemeine Entscheidung festgesetzt worden ist.

Die so aufgekommenen Beträge werden zur Unterstützung der Unternehmen verwendet, bei de-
nen der Gang der Produktion sich über das vorgesehene Maß hinaus verlangsamt, um insbesondere so-
weit wie möglich die Erhaltung der Arbeitsplätze in diesen Unternehmen zu sichern.

§ 3. Das Quotensystem wird durch einen nach Anhörung des Beratenden Ausschusses gestellten
Antrag der Kommission oder durch Antrag der Regierung eines Mitgliedstaats an den Rat beendet, es
sei denn, daß der Rat bei einem Antrag der Kommission einstimmig, bei einem Antrag einer Regierung
mit einfacher Mehrheit anders entscheidet. Die Beendigung des Quotensystems ist von der Kommissi-
on bekanntzumachen.

§ 4. Die Kommission kann gegen Unternehmen, die den aufgrund dieses Artikels von ihr erlasse-
nen Entscheidungen zuwiderhandeln, Geldbußen bis zum Höchstbetrag des Wertes der unzulässigen
Erzeugung festsetzen.

Artikel 59
§ 1. Stellt die Kommission nach Anhörung des Beratenden Ausschusses fest, daß sich die Ge-

meinschaft in einer ernsten Mangellage bei einzelnen oder allen ihrer Zuständigkeit unterstehenden Er-
zeugnissen befindet und daß die in Artikel 57 vorgesehenen Maßnahmen nicht ausreichen, um dieser
Lage zu begegnen, so hat sie den Rat hiermit zu befassen und, falls dieser nicht einstimmig anders ent-
scheidet, ihm die erforderlichen Maßnahmen vorzuschlagen.

Ergreift die Kommission nicht die Initiative, so kann sich ein Mitgliedstaat an den Rat wenden, der
durch einstimmig gefaßten Beschluß feststellen kann, daß die oben bezeichnete Lage gegeben ist.

§ 2. Der Rat entscheidet einstimmig auf Vorschlag der Kommission und im Benehmen mit ihr über
Verwendungsprioritäten und über die Verteilung des Aufkommens der Gemeinschaft an Kohle und
Stahl auf die ihrer Zuständigkeit unterstehenden Industrien, den Export und den sonstigen Verbrauch.

Entsprechend den so festgesetzten Verwendungsprioritäten stellt die Kommission nach Anhörung
der beteiligten Unternehmen die Fabrikationsprogramme auf, welche die Unternehmen durchzuführen
haben.

§ 3. Kommt ein einstimmiger Beschluß des Rates über die in § 2 vorgesehenen Maßnahmen nicht
zustande, so nimmt die Kommission selbst die Verteilung des Aufkommens der Gemeinschaft auf die
Mitgliedstaaten entsprechend dem Verbrauch und den Ausfuhren und unabhängig vom Standort der
Erzeugung vor.

In jedem Mitgliedstaat erfolgt die Verteilung der von der Kommission zugewiesenen Mengen un-
ter der Verantwortung der Regierung, wobei die Zuteilung die für andere Mitgliedstaaten vorgesehe-
nen Lieferungen nicht beeinträchtigen darf; soweit es sich um die für die Ausfuhr und den Betrieb der
Kohle- und Stahlindustrien bestimmten Mengen handelt, ist die Kommission zu hören.

Wird der von einer Regierung für die Ausfuhr bestimmte Anteil im Verhältnis zu den der Ge-
samtzuteilung an den betreffenden Mitgliedstaat zugrunde gelegten Mengen gekürzt, so hat die Kom-
mission bei späteren Verteilungen die so für den Verbrauch freigewordenen Mengen auf die Mitglied-
staaten, soweit erforderlich, neu zu verteilen.

Hat eine relative Kürzung des von einer Regierung für den Betrieb der Kohle- und Stahlindustri-
en bestimmten Anteils einen Rückgang bei einem Produktionszweig der Gemeinschaft zur Folge, so ist
die dem betreffenden Staat gewährte Zuteilung entsprechender Erzeugnisse bei einer neuen Verteilung
bis zur Höhe des ihm zuzurechnenden Produktionsrückgangs zu kürzen.



265117 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

§ 4. In allen Fällen ist es Aufgabe der Kommission, aufgrund von Untersuchungen, die sie unter
Beteiligung der Unternehmen und Unternehmensverbände angestellt hat, zwischen den Unternehmen
auf einer gerechten Grundlage die Mengen zu verteilen, die den ihrer Zuständigkeit unterstehenden In-
dustrien zugewiesen sind.

§ 5. Im Falle des § l dieses Artikels kann die Kommission gemäß den Vorschriften des Artikels 57
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit Zustimmung des Rates beschließen, daß in sämt-
lichen Mitgliedstaaten Beschränkungen für die Ausfuhr nach dritten Ländern eingeführt werden; falls
sie nicht die Initiative ergreift, kann der Rat auf Vorschlag einer Regierung durch einstimmigen Be-
schluß diese Beschränkungen einführen.

§ 6. Die Kommission kann das gemäß diesem Artikel eingeführte Verteilungssystem nach An-
hörung des Beratenden Ausschusses und des Rates aufheben. Sie darf sich über eine einstimmig be-
schlossene ablehnende Stellungnahme des Rates nicht hinwegsetzen.

Ergreift die Kommission nicht die Initiative, so kann der Rat durch einstimmigen Beschluß dieses
System aufheben.

§ 7 Die Kommission kann gegen Unternehmen, die den von ihr aufgrund dieses Artikels getrof-
fenen Entscheidungen zuwiderhandeln, Geldbußen bis zum Höchstbetrag des doppelten Wertes der
vorgeschriebenen und nicht ausgeführten oder ihrer ordnungsmäßigen Bestimmung entzogenen Er-
zeugung oder Lieferungen festsetzen.

KAPITEL 5

PREISE

Artikel 60
§ 1. Auf dem Gebiet der Preise sind die zu den Artikeln 2,3 und 4 in Widerspruch stehenden Prak-

tiken verboten, insbesondere
- die Praktiken unlauteren Wettbewerbs, vor allem die nur vorübergehenden oder nur örtlichen

Preissenkungen, die auf Erlangung einer Monopolstellung innerhalb des gemeinsamen Marktes
gerichtet sind;

- die diskriminierenden Praktiken, die auf dem gemeinsamen Markt die Anwendung von unglei-
chen Bedingungen auf vergleichbare Geschäfte durch ein und denselben Verkäufer mit sich brin-
gen, insbesondere wenn die Käufer wegen ihrer Nationalität unterschiedlich behandelt werden.

Die Kommission kann durch Entscheidungen, die nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und
des Rates ergehen, die von diesem Verbot betroffenen Praktiken näher bezeichnen.

§ 2. Im Hinblick auf die vorerwähnten Ziele
a) müssen die von den Unternehmen auf dem gemeinsamen Markt angewandten Preistafeln und

Verkaufsbedingungen in dem Umfang und in der Form veröffentlicht werden, welche die Kom-
mission nach Anhörung des Beratenden Ausschusses vorschreibt; stellt die Kommission fest,
daß die von einem Unternehmen getroffene Wahl des für die Aufstellung seiner Preistafel maß-
gebenden Ortes ungewöhnlich erscheint und daß sie insbesondere eine Umgehung der Vor-
schriften des Absatzes b ermöglicht, so richtet sie an dieses Unternehmen die geeigneten Emp-
fehlungen;

b) dürfen die angewandten Arten der Preisstellung nicht dazu führen, daß die von einem Unter-
nehmen auf dem gemeinsamen Markt angewandten Preise, wenn sie auf ihr Äquivalent an dem
Ort zurückgeführt sind, der für die Aufstellung seiner Preistafel gewählt wurde,

- die Preise überschreiten, die in dieser Preistafel für ein vergleichbares Geschäft vorgesehen sind,
- diese Preise in einem Umfang unterschreiten, der hinausgeht über
- das Maß, das es erlaubt, das erfolgte Angebot nach der für einen anderen Ort aufgestellten Preis-

tafel auszurichten, die dem Käufer die günstigsten Bedingungen am Lieferort bietet, oder
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- die Grenzen, die durch Entscheidungen der Kommission nach Stellungnahme des Beratenden
Ausschusses für jede Gruppe von Erzeugnissen festgesetzt sind; bei der Festsetzung sind gege-
benenfalls Ursprung und Bestimmung dieser Erzeugnisse zu berücksichtigen.

Diese Entscheidungen werden erlassen, wenn sie notwendig erscheinen, um Störungen des gesam-
ten gemeinsamen Marktes oder eines Teiles oder Störungen des Gleichgewichts zu vermeiden, die sich
aus einem Unterschied zwischen den für ein Erzeugnis und für die zu seiner Herstellung dienenden
Rohstoffe angewandten Preisfestsetzungsarten ergeben. Sie hindern die Unternehmen nicht, ihre An-
gebote nach den Bedingungen auszurichten, die von Unternehmen außerhalb der Gemeinschaft gemacht
werden; hierbei ist Voraussetzung, daß diese Geschäfte der Kommission mitgeteilt werden; bei
Mißbrauch kann sie diese Vergünstigungen gegenüber den betreffenden Unternehmen begrenzen oder
aufheben.

Artikel 61
Aufgrund von Untersuchungen, welche die Kommission unter Beteiligung der Unternehmen und

ihrer Verbände gemäß Artikel 46 Absatz l und Artikel 48 Absatz 3 und nach Anhörung des Beraten-
den Ausschusses und des Rates über die Zweckmäßigkeit solcher Maßnahmen und über das von ihnen
bestimmte Preisniveau angestellt hat, kann sie für eines oder mehrere der ihrer Zuständigkeit unterlie-
genden Erzeugnisse festsetzen:

a) Höchstpreise innerhalb des gemeinsamen Marktes, falls sie feststellt, daß eine solche Entschei-
dung zur Erreichung der in Artikel 3, insbesondere in dessen Absatz c, genannten Ziele erfor-
derlich ist;

b) Mindestpreise innerhalb des gemeinsamen Marktes, falls sie feststellt, daß eine offensichtliche
Krise eingetreten ist oder unmittelbar bevorsteht und daß eine solche Entscheidung zur Errei-
chung der in Artikel 3 genannten Ziele erforderlich ist;

c) Mindest- oder Höchstpreise für die Ausfuhr nach Anhörung der Verbände der beteiligten Un-
ternehmen oder dieser Unternehmen selbst und unter Anpassung an die Eigenart auswärtiger
Märkte; diese Maßnahme darf nur ergriffen werden, wenn sie eine wirksame Kontrolle ermög-
licht und mit Rücksicht auf die sich für die Unternehmen aus der Marktlage ergebenden Ge-
fahren oder zur Erreichung der in Artikel 3 Absatz f für den internationalen Handelsverkehr
angegebenen Ziele erforderlich erscheint; diese Bestimmung gilt im Falle der Festsetzung von
Mindestpreisen unbeschadet der Anwendung der Vorschriften des Artikels 60 § 2 letzter Ab-
satz.

Bei der Festsetzung der Preise hat die Kommission zu berücksichtigen, daß die Wettbewerbs-
fähigkeit der Kohle- und Stahlindustrie und der Verbraucherindustrie gemäß den in Artikel 3 Absatz c
näher bezeichneten Grundsätzen sichergestellt werden muß.

Ergreift die Kommission in den vorstehend genannten Fällen nicht die Initiative, so kann sich die
Regierung eines der Mitgliedstaaten an den Rat wenden, der durch einstimmig gefaßten Beschluß die
Kommission auffordern kann, solche Höchst- oder Mindestpreise festzusetzen.

Artikel 62
Kann nach Auffassung der Kommission durch eine solche Maßnahme am ehesten vermieden wer-

den, daß sich der Kohlepreis auf dem Niveau der Erzeugungskosten der Gruben mit den höchsten Ko-
sten bildet, deren Fortführung zur Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 3 als vorübergehend notwen-
dig erachtet wird, so kann die Kommission nach Anhörung des Beratenden Ausschusses
Ausgleichszahlungen genehmigen

- zwischen Unternehmen desselben Reviers, für welche die gleichen Preistafeln Anwendung fin-
den;

- nach Anhörung des Rates zwischen Unternehmen verschiedener Reviere.

Die genannten Ausgleichszahlungen können ferner unter den in Artikel 53 vorgesehenen Voraus-
setzungen eingeführt werden.
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Artikel 63
§ 1. Stellt die Kommission fest, daß Käufer systematisch Diskriminierungen vornehmen, insbe-

sondere aufgrund von Klauseln, die für Geschäftsabschlüsse der Organisationen der öffentlichen Hand
maßgebend sind, so richtet sie an die beteiligten Regierungen die erforderlichen Empfehlungen.

§ 2. Die Kommission kann in dem von ihr für notwendig erachteten Ausmaß bestimmen, daß
a) die Unternehmen ihre Verkaufsbedingungen so gestalten, daß sich ihre Käufer und Kommis-

sionäre verpflichten, die von der Kommission in Anwendung der Vorschriften dieses Artikels
aufgestellten Regeln einzuhalten;

b) die Unternehmen für Zuwiderhandlungen gegen die so eingegangenen Verpflichtungen zu haf-
ten haben, wenn diese Zuwiderhandlungen von ihren Vertretern oder den Kommissionären in
Ausführung eines Geschäfts für Rechnung dieser Unternehmen begangen worden sind.

Sie kann, wenn ein Käufer gegen die so eingegangenen Verpflichtungen verstößt, das Recht der Un-
ternehmen der Gemeinschaft, mit dem genannten Käufer Geschäfte abzuschließen, in einem Umfang
begrenzen, der im Wiederholungsfall bis zu einem zeitweisen Verbot gehen kann. In diesem Fall kann
der Käufer unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 33 beim Gerichtshof Klage erheben.

§ 3. Die Kommission ist ferner befugt, an die beteiligten Mitgliedstaaten alle geeigneten Empfeh-
lungen zu richten, um die Beachtung der in Anwendung von Artikel 60 § l aufgestellten Regeln durch
jedes Unternehmen oder jede Organisation, die sich mit dem Vertrieb von Kohle und Stahl befassen,
zu sichern.

Artikel 64
Die Kommission kann gegen Unternehmen, die den Bestimmungen dieses Kapitels oder den in An-

wendung desselben getroffenen Entscheidungen zuwiderhandeln, Geldbußen bis zur Höhe des dop-
pelten Wertes der unzulässigen Verkäufe festsetzen. Im Wiederholungsfall wird der erwähnte Höchst-
betrag verdoppelt.

KAPITEL 6

KARTELLE UND ZUSAMMENSCHLÜSSE

Artikel 65
§ 1. Verboten sind alle Vereinbarungen zwischen Unternehmen, alle Beschlüsse von Verbänden

von Unternehmen und alle verabredeten Praktiken, die darauf abzielen würden, auf dem gemeinsamen
Markt unmittelbar oder mittelbar den normalen Wettbewerb zu verhindern, einzuschränken oder zu
verfälschen, insbesondere

a) die Preise festzusetzen oder zu bestimmen;
b) die Erzeugung, die technische Entwicklung oder die Investitionen einzuschränken oder zu kon-

trollieren;
c) die Märkte, Erzeugnisse, Abnehmer oder Versorgungsquellen aufzuteilen.
§ 2. Die Kommission genehmigt jedoch für bestimmte Erzeugnisse Vereinbarungen über Spezia-

lisierung oder über gemeinsamen Ein- oder Verkauf, wenn sie feststellt,
a) daß diese Spezialisierung oder diese gemeinsamen Ein- oder Verkäufe zu einer merklichen Ver-

besserung der Produktion oder der Verteilung der genannten Erzeugnisse beitragen;
b) daß die betreffende Vereinbarung für die Erzielung dieser Wirkungen wesentlich ist, ohne daß

sie weitergehende Einschränkungen vorsieht, als dies ihr Zweck erfordert, und
c) daß sie nicht geeignet ist, den beteiligten Unternehmen die Möglichkeit zu geben, für einen we-

sentlichen Teil der betreffenden Erzeugnisse auf dem gemeinsamen Markt die Preise zu be-
stimmen, die Erzeugung oder den Absatz zu kontrollieren oder einzuschränken, noch diese Er-
zeugnisse dem tatsächlichen Wettbewerb anderer Unternehmen auf dem gemeinsamen Markt
zu entziehen.
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Stellt die Kommission fest, daß gewisse Vereinbarungen ihrer Natur und ihren Auswirkungen nach
den obengenannten Vereinbarungen, insbesondere unter Berücksichtigung der Anwendung dieses Pa-
ragraphen auf die Vertriebsunternehmen, streng analog sind, so genehmigt sie diese Vereinbarungen
gleichfalls, wenn sie feststellt, daß sie denselben Bedingungen entsprechen.

Die Genehmigungen können unter bestimmten Bedingungen und für eine begrenzte Zeit erteilt
werden. In diesem Fall erneuert die Kommission die Genehmigung einmal oder mehrmals, wenn sie
feststellt, daß zum Zeitpunkt der Erneuerung die Voraussetzungen der vorstehenden Absätze a bis c
weiterhin erfüllt werden.

Die Kommission widerruft die Genehmigung oder ändert sie, wenn sie feststellt, daß infolge einer
Änderung der tatsächlichen Verhältnisse die Vereinbarung nicht mehr den oben vorgesehenen Voraus-
setzungen entspricht oder daß die tatsächlichen Folgen dieser Vereinbarung oder ihrer Anwendung zu
den für ihre Genehmigung geforderten Bedingungen im Widerspruch stehen.

Die Entscheidungen, durch die eine Genehmigung gewährt, erneuert, geändert, abgelehnt oder wi-
derrufen wird, sind ebenso wie die Gründe hierfür zu veröffentlichen, ohne daß die durch Artikel 47
Absatz 2 vorgeschriebenen Begrenzungen in diesem Fall anwendbar sind.

§ 3. Die Kommission kann sich gemäß den Bestimmungen des Artikels 47 alle zur Anwendung
dieses Artikels erforderlichen Auskünfte verschaffen, und zwar durch eine besondere, an die Beteilig-
ten gerichtete Aufforderung oder durch eine Verordnung, durch welche die Art der ihr mitzuteilenden
Vereinbarungen, Beschlüsse oder Praktiken näher bezeichnet wird.

§ 4. Nach § l dieses Artikels untersagte Vereinbarungen oder Beschlüsse sind nichtig; eine Beru-
fung auf sie ist vor keinem Gericht der Mitgliedstaaten zulässig.

Vorbehaltlich der bei dem Gerichtshof zu erhebenden Klagen ist die Kommission ausschließlich
zuständig, darüber zu entscheiden, ob die genannten Vereinbarungen oder Beschlüsse mit den Bestim-
mungen dieses Artikels in Einklang stehen.

§ 5. Gegen Unternehmen, die eine nichtige Vereinbarung getroffen oder im Wege eines Schieds-
verfahrens, einer Vertragsstrafe, des Boykotts oder irgendeines anderen Mittels eine Vereinbarung oder
einen nichtigen Beschluß oder eine Vereinbarung, deren Genehmigung abgelehnt oder widerrufen wor-
den ist, angewendet oder anzuwenden versucht haben, oder die Vergünstigung einer Genehmigung
durch vorsätzlich falsche oder entstellte Auskünfte erlangen, oder zu den Bestimmungen des § l im Wi-
derspruch stehende Praktiken anwenden, kann die Kommission Geldbußen und Zwangsgelder festset-
zen; der Höchstbetrag dieser Geldbußen und Zwangsgelder darf das Doppelte des Umsatzes nicht über-
schreiten, der in den Erzeugnissen erzielt worden ist, die Gegenstand der Vereinbarung, des Beschlusses
oder der Praktiken waren, die zu den Bestimmungen dieses Artikels im Widerspruch stehen; war eine
Beschränkung der Produktion, der technischen Entwicklung oder der Investitionen beabsichtigt, so
wird dieser Höchstbetrag bis auf höchstens 10 v H. des Jahresumsatzes der betreffenden Unternehmen
erhöht, soweit es sich um die Geldbuße handelt, und bis auf höchstens 20 v H. des Tagesumsatzes, so-
weit es sich um die Zwangsgelder handelt.

Artikel 66
§ 1. Der vorherigen Genehmigung der Kommission unterliegt, vorbehaltlich der Bestimmungen

des § 3, innerhalb der in Artikel 79 Absatz l genannten Gebiete jedes Vorgehen, das unmittelbar oder
mittelbar seiner Natur nach und infolge der Tätigkeit einer Person oder eines Unternehmens, einer
Gruppe von Personen oder Unternehmen zu einem Zusammenschluß zwischen Unternehmen führt,
von denen mindestens eines unter Artikel 80 fällt; dabei ist es unerheblich, ob das Vorgehen sich auf ein
und dasselbe Erzeugnis oder auf verschiedene Erzeugnisse bezieht, ob es in einer Fusion, einem Erwerb
von Aktien oder Vermögenswerten, einer Darlehensverpflichtung, einem Vertrag oder einer anderen
Art der Kontrolle besteht. Für die Anwendung der vorstehenden Bestimmungen hat die Kommission
nach Anhörung des Rates in einer Verordnung die Tatbestandsmerkmale der Kontrolle eines Unter-
nehmens zu bestimmen.

§ 2. Die Kommission erteilt die in § l vorgesehene Genehmigung, wenn sie feststellt, daß das be-
absichtigte Vorgehen den beteiligten Personen oder Unternehmen nicht die Möglichkeit gibt, hinsicht-
lich der ihrer Zuständigkeit unterstehenden Erzeugnisse

- auf einem bedeutenden Teil des Marktes dieser Erzeugnisse die Preise zu bestimmen, die Pro-
duktion oder die Verteilung zu kontrollieren oder zu beschränken oder einen wirklichen Wett-
bewerb zu verhindern,
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— oder den aus der Anwendung dieses Vertrags sich ergebenden Wettbewerbsregeln zu entgehen,
insbesondere durch Schaffung einer künstlichen Vorzugsstellung, die einen wesentlichen Vor-
teil im Zugang zu den Versorgungsquellen und zu den Absatzmärkten mit sich bringt.

Bei Würdigung dieses Sachverhalts hat die Kommission gemäß dem Grundsatz der Nichtdiskri-
minierung des Artikels 4 Absatz b der Größe der innerhalb der Gemeinschaft bestehenden Unterneh-
men gleicher Art insoweit Rechnung zu tragen, als sie dies für gerechtfertigt hält, um die aus einer Un-
gleichheit der Wettbewerbsbedingungen sich ergebenden Nachteile zu vermeiden oder auszugleichen.

Die Kommission kann diese Genehmigung an jede ihr im Sinne dieses Paragraphen geeignet er-
scheinende Bedingung knüpfen.

Bevor sich die Kommission über ein Vorgehen erklärt, das Unternehmen betrifft, von denen min-
destens eines nicht unter Artikel 80 fällt, holt sie die Äußerung der beteiligten Regierung ein.

§ 3. Die Kommission befreit vom Erfordernis vorheriger Genehmigung alle Arten des Vorgehens,
bei denen nach ihrer Feststellung angenommen werden muß, daß die Art des bewirkten Zusammen-
schlusses im Hinblick auf die Bedeutung der durch das Vorgehen erfaßten Vermögenswerte oder Un-
ternehmen den in § 2 geforderten Bedingungen entspricht. Die nach Zustimmung des Rates zu diesem
Zweck erlassene Verordnung setzt zugleich die Bedingungen fest, denen diese Befreiung unterliegt.

§ 4. Unbeschadet der Anwendung von Artikel 47 auf die ihrer Zuständigkeit unterstehenden Un-
ternehmen kann die Kommission alle Auskünfte von natürlichen oder juristischen Personen verlangen,
welche die in Betracht kommenden Rechte oder Vermögenswerte erworben oder zusammengefaßt ha-
ben oder erwerben oder zusammenfassen sollen, wenn diese Auskünfte für die Anwendung dieses Ar-
tikels auf ein Vorgehen erforderlich sind, das die in § l genannte Wirkung haben könnte; ihr Verlangen
kann sie entweder nach Anhörung des Rates durch eine Verordnung, die die Arten des ihr mitzuteilen-
den Vorgehens bestimmt, oder durch eine besondere Anfrage an die Beteiligten im Rahmen dieser Ver-
ordnung geltend machen.

§ 5. Falls ein Zusammenschluß erfolgt, der nach Feststellung der Kommission unter Verletzung
der Bestimmungen des § l bewirkt worden ist und trotzdem den in § 2 vorgesehenen Bedingungen ent-
spricht, macht sie die Genehmigung dieses Zusammenschlusses davon abhängig, daß die Personen, wel-
che die Rechte oder Vermögenswerte erworben oder zusammengefaßt haben, die in § 6 Absatz 2 vor-
gesehene Geldbuße zahlen; in den Fällen, in denen eindeutig feststeht, daß die Zustimmung beantragt
werden mußte, darf jedoch der Betrag dieser Geldbuße nicht geringer sein als die Hälfte des in dem ge-
nannten Absatz vorgesehenen Höchstbetrags. Unterbleibt diese Zahlung, so ergreift die Kommission
die Maßnahmen, die nachstehend für als unzulässig erachtete Zusammenschlüsse vorgesehen sind.

Erfolgt ein Zusammenschluß, der nach Feststellung der Kommission den allgemeinen oder beson-
deren Bedingungen nicht entsprechen kann, denen eine Genehmigung nach § 2 unterliegen würde, so
stellt sie durch eine mit Gründen versehene Entscheidung den unzulässigen Charakter dieses Zusam-
menschlusses fest; nachdem sie den Beteiligten Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat, ordnet sie die
Trennung der unzulässigerweise zusammengeschlossenen Unternehmen oder Vermögenswerte oder die
Beendigung der gemeinsamen Kontrolle sowie jede andere Maßnahme an, die nach ihrer Auffassung ge-
eignet ist, die Unabhängigkeit des Betriebes der betreffenden Unternehmen oder die Unabhängigkeit
der Verwertung der betreffenden Vermögenswerte sowie normale Wettbewerbsbedingungen wieder-
herzustellen. Jeder unmittelbar Beteiligte kann unter den Voraussetzungen des Artikels 33 wegen die-
ser Entscheidungen Klage erheben. Abweichend von diesem Artikel ist der Gerichtshof in vollem Um-
fang zuständig, darüber zu urteilen, ob der erfolgte Zusammenschluß den Charakter eines
Zusammenschlusses im Sinne des § l dies'es Artikels und der in Anwendung dieses Paragraphen erlas-
senen Verordnungen hat. Diese Klage hat aufschiebende Wirkung. Sie kann erst erhoben werden, wenn
die obengenannten Maßnahmen angeordnet worden sind, es sei denn, daß die Kommission mit der Er-
hebung einer besonderen Klage gegen die Entscheidung einverstanden ist, durch die der Zusammen-
schluß für unzulässig erklärt wird.

Die Kommission kann jederzeit und vorbehaltlich einer etwaigen Anwendung der Bestimmungen
des Artikels 39 Absatz 3 die einstweiligen Maßnahmen ergreifen oder veranlassen, die sie zum Schütze
der Interessen von Konkurrenzunternehmen und Dritten sowie zur Verhinderung jeder Handlung für
erforderlich hält, durch welche die Ausführung ihrer Entscheidung behindert werden könnte. Eine Kla-
ge hat hinsichtlich dieser einstweiligen Maßnahmen keine aufschiebende Wirkung, es sei denn, daß das
Gericht anders entscheidet.

Die Kommission gewährt den Beteiligten zur Ausführung ihrer Entscheidungen eine angemesse-
ne Frist, nach deren Überschreitung sie für jeden Tag Zwangsgelder bis zum Höchstbetrag von eins vom
Tausend des Wertes der betreffenden Rechte oder Vermögenswerte auferlegen kann.
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Kommen die Beteiligten ihren Verpflichtungen nicht nach, so ergreift die Kommission selbst Voll-
zugsmaßnahmen; sie kann insbesondere bei den ihrer Zuständigkeit unterstehenden Unternehmen die
Ausübung der mit den unrechtmäßig erworbenen Vermögenswerten verbundenen Rechte aussetzen,
die Ernennung eines treuhänderischen Verwalters durch die Justizbehörde für diese Vermögenswerte
veranlassen, ihren Zwangsverkauf in der Weise in die Wege leiten, daß die rechtmäßigen Interessen ih-
rer Eigentümer gewahrt werden, die Rechtsgeschäfte, Entscheidungen, Entschließungen oder Beschlüsse
leitender Organe der einer unzulässigen Kontrolle unterworfenen Unternehmen gegenüber den natür-
lichen oder juristischen Personen für nichtig erklären, die infolge des unzulässigen Zusammenschlus-
ses die in Betracht kommenden Rechte oder Vermögenswerte erworben haben.

Die Kommission ist außerdem berechtigt, an die beteiligten Mitgliedstaaten die Empfehlungen zu
richten, die erforderlich sind, um im Rahmen der Gesetzgebung der einzelnen Staaten den Vollzug der
in den vorstehenden Absätzen vorgesehenen Maßnahmen zu erreichen.

Bei der Ausübung ihrer Befugnisse berücksichtigt die Kommission die von Dritten gutgläubig er-
worbenen Rechte.

§ 6. Die Kommission kann Geldbußen festsetzen bis zum Betrag von
- 3 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, die erworben oder zusammengefaßt worden sind oder

erworben oder zusammengefaßt werden sollen, gegen die natürlichen oder juristischen Perso-
nen, die sich den in § 4 vorgesehenen Verpflichtungen entziehen;

- 10 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, die erworben oder zusammengefaßt worden sind, ge-
gen die natürlichen oder juristischen Personen, die sich den in § l vorgesehenen Verpflichtun-
gen entzogen haben, wobei sich dieser Höchstbetrag nach dem auf die Herstellung des Zusam-
menschlusses folgenden zwölften Monat um ein Vierundzwanzigstel für jeden bis zur
Feststellung der Zuwiderhandlung durch die Kommission abgelaufenen weiteren Monat erhöht;

- 10 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, die erworben oder zusammengefaßt worden sind oder
erworben oder zusammengefaßt werden sollen, gegen die natürlichen oder juristischen Perso-
nen, die sich die Vergünstigung der Bestimmungen des § 2 im Wege falscher oder entstellter An-
gaben verschafft oder zu verschaffen versucht haben;

- 15 v. H. des Wertes der Vermögenswerte, die erworben oder zusammengefaßt worden sind, ge-
gen die ihrer Zuständigkeit unterstehenden Unternehmen, die an der Herstellung der zu den
Vorschriften dieses Artikels im Widerspruch stehenden Zusammenschlüsse beteiligt waren oder
mitgewirkt haben.

Die Personen, gegen welche die in diesem Paragraphen vorgesehenen Sanktionen festgesetzt wor-
den sind, können nach Maßgabe des Artikels 36 beim Gerichtshof Klage erheben.

§ 7. Stellt die Kommission fest, daß öffentliche oder private Unternehmen, die rechtlich oder
tatsächlich auf dem Markt eines ihrer Zuständigkeit unterstehenden Erzeugnisses eine beherrschende
Stellung einnehmen oder erwerben, durch die sie einem tatsächlichen Wettbewerb in einem beträchtli-
chen Teil des gemeinsamen Marktes entzogen werden, diese Stellung zu mit diesem Vertrag im Wider-
spruch stehenden Zwecken verwenden, so richtet sie an diese Unternehmen alle geeigneten Empfeh-
lungen, um zu verhindern, daß sie ihre Stellung für diese Zwecke ausnutzen. Werden die Empfehlungen
nicht innerhalb einer angemessenen Frist in befriedigender Weise ausgeführt, so setzt die Kommission
durch Entscheidungen, die nach Anhörung der beteiligten Regierung erlassen werden und bezüglich
deren die in Artikel 58, 59 und 64 vorgesehenen Sanktionen anwendbar sind, für das betreffende Un-
ternehmen Preise und Verkaufsbedingungen sowie Fabrikations- oder Lieferprogramme fest.
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KAPITEL 7

BEEINTRÄCHTIGUNGEN DER WETTBEWERBSBEDINGUNGEN

Artikel 67
§ 1. Jede Maßnahme eines Mitgliedstaats, die eine fühlbare Auswirkung auf die Wettbewerbsbe-

dingungen in der Kohle- und Stahlindustrie haben kann, ist der Kommission durch die beteiligte Re-
gierung zur Kenntnis zu bringen.

§ 2. Ist eine solche Maßnahme geeignet, eine schwere Störung des Gleichgewichts hervcrzurufen,
indem sie die Unterschiede der Produktionskosten in anderer Weise als durch Veränderung der Pro-
duktivität wesentlich vergrößert, so kann die Kommission nach Anhörung des Beratenden Ausschus-
ses und des Rates folgende Maßnahmen ergreifen:

- Hat die Maßnahme dieses Staates schädliche Auswirkungen auf die Kohle- oder Stahlunter-
nehmen innerhalb der Hoheitsgewalt des betreffenden Staates, so kann die Kommission ihn er-
mächtigen, ihnen eine Beihilfe zu gewähren, deren Höhe, Bedingungen und Dauer im Einver-
nehmen mit ihr festgesetzt werden. Dieselben Vorschriften finden bei Änderungen von Löhnen
und Arbeitsbedingungen Anwendung, welche die gleichen Wirkungen haben, auch wenn sie
nicht auf einer Maßnahme des Staates beruhen;

- hat die Maßnahme dieses Staates schädliche Auswirkungen auf die Kohle- oder Stahlunterneh-
men innerhalb der Hoheitsgewalt anderer Mitgliedstaaten, so richtet die Kommission an ihn
eine Empfehlung mit der Aufforderung, diese Auswirkungen durch Maßnahmen zu beseitigen,
die nach seiner Ansicht am besten mit seinem eigenen wirtschaftlichen Gleichgewicht vereinbar
sind.

§ 3. Vermindert die Maßnahme dieses Staates die Unterschiede der Produktionskosten, indem sie
den Kohle- oder Stahlunternehmen innerhalb seiner Hoheitsgewalt im Vergleich zu den anderen In-
dustrien desselben Landes einen besonderen Vorteil bringt oder ihnen besondere Lasten auferlegt, so
kann die Kommission an diesen Staat nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und des Rates die
erforderlichen Empfehlungen richten.

KAPITEL 8

LÖHNE UND FREIZÜGIGKEIT DER ARBEITNEHMER

Artikel 68
§ 1. Die in den einzelnen Mitgliedstaaten angewandten Formen der Festsetzung von Löhnen und

Sozialleistungen in der Kohle- und Stahlindustrie werden, vorbehaltlich der nachfolgenden Bestim-
mungen, durch die Anwendung dieses Vertrags nicht berührt.

§ 2. Stellt die Kommission fest, daß ein oder mehrere Unternehmen ungewöhnlich niedrige Prei-
se anwenden und daß sich diese Preise aus Löhnen ergeben, die von diesen Unternehmen auf ein im
Vergleich zu den Löhnen desselben Gebietes ungewöhnlich niedriges Niveau festgesetzt worden sind,
so richtet sie an diese nach Stellungnahme des Beratenden Ausschusses die erforderlichen Empfehlun-
gen. Sind die ungewöhnlich niedrigen Löhne eine Folge von Regierungsentscheidungen, so setzt sich
die Kommission mit der beteiligten Regierung ins Benehmen, an die sie nach Stellungnahme des Bera-
tenden Ausschusses eine Empfehlung richten kann, wenn es zu keiner Einigung kommt.

§ 3. Stellt die Kommission fest, daß eine Lohnsenkung zugleich eine Senkung des Lebensstandards
der Arbeiterschaft zur Folge hat und als Mittel dauernder wirtschaftlicher Anpassung der Unterneh-
men oder des Wettbewerbs zwischen den Unternehmen angewendet wird, so richtet sie nach Stellun-
gnahme des Beratenden Ausschusses an das beteiligte Unternehmen oder die beteiligte Regierung eine
Empfehlung, um der Arbeiterschaft zu Lasten der Unternehmen Vorteile zu sichern, die diese Lohn-
senkungen ausgleichen.
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Diese Vorschrift findet keine Anwendung
a) auf die von einem Mitgliedstaat zur Wiederherstellung seines außenwirtschaftlichen Gleichge-

wichts getroffenen Gesamtmaßnahmen, unbeschadet der möglichen Anwendung des Artikels
67 auf diesen Fall;

b) auf Lohnsenkungen, die sich aus der Anwendung der gesetzlichen oder vertraglich vereinbar-
ten gleitenden Skala ergeben;

c) auf Lohnsenkungen, die durch eine Senkung der Lebenshaltungskosten hervorgerufen werden;
d) auf Lohnsenkungen, die ungewöhnliche Erhöhungen berichtigen, welche sich aufgrund außer-

gewöhnlicher, inzwischen wirkungslos gewordener Umstände früher ergeben haben.
§ 4. Abgesehen von den unter a und b im vorstehenden Paragraphen erwähnten Fällen ist jede

Lohnsenkung, von der die Gesamtheit oder ein beträchtlicher Teil der Arbeiterschaft eines Unterneh-
mens betroffen wird, der Kommission zur Kenntnis zu bringen.

§ 5. Die in den vorstehenden Paragraphen vorgesehenen Empfehlungen können von der Kom-
mission nur nach Anhörung des Rates ausgesprochen werden, mit Ausnahme der Empfehlungen, die
an Unternehmen gerichtet werden, welche einen durch die Kommission im Einvernehmen mit dem Rat
näher bezeichneten Umfang nicht erreichen.

Falls in einem der Mitgliedstaaten eine Änderung der Vorschriften über die Finanzierung der So-
zialversicherung oder der Mittel zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und ihrer Wirkungen oder eine
Änderung der Löhne die in Artikel 67 §§ 2 und 3 genannten Wirkungen hat, kann die Kommission die
Vorschriften jenes Artikels anwenden.

§ 6. Halten sich die Unternehmen nicht an die Empfehlungen, die ihnen aufgrund dieses Artikels
erteilt werden, so kann ihnen die Kommission Geldbußen und Zwangsgelder bis zur doppelten Höhe
der unzulässigerweise erzielten Lohneinsparungen auferlegen.

Artikel 69
§ 1. Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, jede auf die Staatsangehörigkeit gegründete Beschränkung

hinsichtlich der Beschäftigung anerkannter Kohle- und Stahlfacharbeiter, die Staatsangehörige eines Mit-
gliedstaats sind, in der Kohle- und Stahlindustrie zu beseitigen, vorbehaltlich der Beschränkungen, die
sich aus den grundlegenden Erfordernissen der Gesundheit und der öffentlichen Ordnung ergeben.

§ 2. Für die Anwendung dieser Bestimmung werden sie eine gemeinsame Begriffsbestimmung für
die Fachrichtungen und die Bedingungen für die Zuerkennung der Facharbeitereigenschaft aufstel len,
im gegenseitigen Einverständnis die m § l erwähnten Beschränkungen festlegen und die technischen
Möglichkeiten erforschen, durch die innerhalb der Gemeinschaft Angebot und Nachfrage auf dem Ar-
beitsmarkt miteinander in Verbindung gebracht werden können.

§ 3. Soweit es sich um Gruppen von Arbeitnehmern handelt, die in den vorstehenden Absätzen
nicht genannt sind, und falls die Entwicklung der Erzeugung in der Kohle- und Stahlindustrie durch
Mangel an geeigneten Arbeitskräften gehemmt wird, haben sie außerdem ihre Einwanderungsbestim-
mungen in dem zur Beseitigung dieses Zustands erforderlichen Umfang zu ändern; sie haben insbe-
sondere die Wiederbeschäftigung der aus der Kohle- und Stahlindustrie anderer Mitgliedstaaten stam-
menden Arbeitnehmer zu erleichtern.

§ 4. Sie haben ferner jede Diskriminierung bei der Entlohnung und den Arbeitsbedingungen zwi-
schen inländischen und eingewanderten Arbeitern zu verbieten, unbeschadet besonderer Maßnahmen
für die Grenzgänger; insbesondere haben sie untereinander alle etwa noch erforderlichen Vereinbarun-
gen anzustreben, um zu erreichen, daß die Bestimmungen über die Sozialversicherung den Wechsel der
Arbeitsplätze nicht behindern.

§ 5. Die Kommission hat für die Tätigkeit der Mitgliedstaaten bei der Anwendung der Maßnah-
men dieses Artikels allgemeine Hinweise zu geben und deren Arbeit zu erleichtern.

§ 6. Dieser Artikel läßt die internationalen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten unberührt.
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KAPITEL 9

FRACHTEN UND TRANSPORTE

Artikel 70
Es wird anerkannt, daß die Errichtung des gemeinsamen Marktes die Anwendung solcher Trans-

porttarife für Kohle und Stahl erfor derlich macht, die den in vergleichbarer Lage befindlichen Ver-
brauchern vergleichbare Preisbedingungen bieten. ,

Im Verkehr zwischen den Ländern der Gemeinschaft, sind insbesondere die auf dem Herkunfts-
oder Bestimmungsland der Erzeugnisse beruhenden Diskriminierungen bei den Frachten und Beför-
derungsbedingungen aller Art verboten. Die Beseitigung dieser Diskriminierungen bringt insbesonde-
re die Verpflichtung mit sich, auf die Kohlen- und Stahltransporte aus oder nach einem anderen Mit-
gliedstaat , die Frachttafeln, Frachten und Tarifbestimmungen aller Art anzuwenden, die für die
Binnentransporte der gleichen Güterart gelten, sofern das Gut auf derselben Strecke befördert wird. •

Die Frachttafeln, Frachten und Tarifbestimmungen jeder Art, die auf die Binnentransporte von
Kohle und Stahl innerhalb jedes Mitgliedstaats und zwischen den Mitgliedstaaten Anwendung finden,
werden veröffentlicht oder der Kommission zur Kenntnis gebracht.

Die Anwendung von Ausnahmetarifen im Binnenverkehr zugunsten eines oder mehrerer Unter-
nehmen der Kohleförderung und Stahlerzeugung bedarf der vorherigen Genehmigung der Kommissi-
on, die sich vergewissert, daß die Maßnahmen mit den Grundsätzen des Vertrags im Einklang stehen;
sie kann die Genehmigung befristet oder bedingt erteilen.

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Artikels sowie der anderen Vertragsbestimmungen bleibt
die Verkehrspohtik, insbesondere die Aufstellung oder Änderung von Frachten und Beförderungsbe-
dingungen jeder Art sowie die Änderung der Frachten zur Sicherung des finanziellen Gleichgewichts
der Transportunternehmen, den gesetzlichen Vorschriften und Durchführungsbestimmungen eines je-
den Mitgliedstaats unterworfen; das gleiche gilt für Maßnahmen der Koordinierung oder des Wettbe-
werbs zwischen den verschiedenen Transportarten oder verschiedenen Leitungswegen.

KAPITEL 10

HANDELSPOLITIK

Artikel 71

Die Zuständigkeit der Regierungen der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Handelspolitik wird
durch die Anwendung dieses Vertrags nicht berührt, es sei denn, daß dieser etwas anderes bestimmt.

Die der Gemeinschaft durch diesen Vertrag auf dem Gebiet der Handelspolitik übertragenen Be-
fugnisse gegenüber dritten Ländern dürfen, vorbehaltlich der Anwendung der Bestimmungen des Ar-
tikels 75, nicht über die Befugnisse hinausgehen, die den Mitgliedstaaten durch internationale Abkom-
men zuerkannt sind, an denen sie sich beteiligt haben.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten leisten sich gegenseitig den erforderlichen Beistand für die
Anwendung der Maßnahmen, die nach Feststellung der Kommission mit diesem Vertrag und den gel-
tenden internationalen Abkommen im Einklang stehen. Die Kommission ist befugt, den beteiligten Mit-
gliedstaaten vorzuschlagen, in welcher Weise dieser gegenseitige Beistand geleistet werden kann.

Artikel 72
Mindest- und Höchstsätze für Zölle können aufgrund eines Vorschlags der Kommission, den sie

von sich aus oder auf Antrag eines Mitgliedstaats vorbringt, durch einstimmigen Beschluß des Rates
festgesetzt werden; die Staaten verpflichten sich, diese Zollsätze für Kohle und Stahl im Verkehr mit
dritten Ländern nicht zu unter- oder überschreiten.
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Innerhalb der durch den genannten Beschluß festgesetzten Grenzen bestimmt jede Regierung ihre
Tarife nach dem in ihrem Land geltenden Verfahren. Die Kommission kann von sich aus oder auf An-
trag eines Mitgliedstaats eine Stellungnahme zwecks Änderung der Tarife dieses Staates abgeben.

Artikel 73
Die Handhabung der Ein- und Ausfuhrlizenzen im Verkehr mit dritten Ländern erfolgt durch die

Regierung, auf deren Staatsgebiet der Bestimmungsort der Einfuhren oder der Ursprungsort der Aus-
fuhren liegt.

Die Kommission ist befugt, die Handhabung und Kontrolle dieser Lizenzen auf dem Gebiet von
Kohle und Stahl zu überwachen. Sie richtet erforderlichenfalls nach Anhörung des Rates Empfehlun-
gen an die Mitgliedstaaten, um zu vermeiden, daß die erlassenen Vorschriften weitergehende Be-
schränkungen zur Folge haben, als es die ihre Einführung oder Beibehaltung rechtfertigenden Verhält-
nisse erfordern, und um eine Koordinierung der gemäß Artikel 71 Absatz 3 und Artikel 74 ergriffenen
Maßnahmen zu sichern.

Artikel 74
In den nachstehend aufgeführten Fällen ist die Kommission befugt, Maßnahmen jeder Art zu er-

greifen, die mit diesem Vertrag, insbesondere mit den Zielen des Artikels 3, im Einklang stehen, und an
die Regierungen alle Empfehlungen zu richten, die den Bestimmungen des Artikels 71 Absatz 2 ent-
sprechen:

1. wenn Dumping-Verfahren oder andere durch die Havanna-Charta für unzulässig erklärte Prak-
tiken zu Lasten von Ländern festgestellt werden, die nicht Mitglieder der Gemeinschaft sind,
oder zu Lasten von Unternehmen, die in diesen Ländern liegen;

2. wenn ein Unterschied zwischen den Angeboten von Unternehmen, die nicht der Zuständigkeit
der Gemeinschaft unterstehen, und von Unternehmen, die ihrer Zuständigkeit unterstehen, aus-
schließlich dem Umstand zuzuschreiben ist, daß die Angebote der ersteren auf Wettbewerbs-
bedingungen beruhen, die zu den Bestimmungen des Vertrags im Widerspruch stehen;

3. wenn eines der in Artikel 81 dieses Vertrags genannten Erzeugnisse in das Gebiet eines oder
mehrerer Mitgliedstaaten in verhältnismäßig erhöhten Mengen und unter solchen Bedingungen
eingeführt wird, daß diese Einfuhren für die Erzeugung ähnlicher oder direkt konkurrierender
Erzeugnisse auf dem gemeinsamen Markt einen schwerwiegenden Nachteil mit sich bringen
oder mit sich zu bringen drohen.

Empfehlungen zur Einführung mengenmäßiger Beschränkungen dürfen jedoch im Falle der vor-
stehenden Ziffer 2 nur mit Zustimmung des Rates und im Falle der Ziffer 3 nur nach Maßgabe von Ar-
tikel 58 ausgesprochen werden.

Artikel 75
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, die Kommission über Entwürfe von Handelsabkommen oder

Abmachungen gleicher Wirkung insoweit auf dem laufenden zu halten, als diese Kohle und Stahl oder
die Einfuhr anderer Rohstoffe und von Spezialausrüstungen betreffen, die für die Kohle- und Stahler-
zeugung in den Mitgliedstaaten erforderlich sind.

Enthält der Entwurf für ein Abkommen oder eine Abmachung Klauseln, welche der Anwendung
dieses Vertrags entgegenstehen, so richtet die Kommission an den beteiligten Staat innerhalb einer Frist
von zehn Tagen nach Eingang der an sie erfolgten Mitteilung die erforderlichen Empfehlungen; sie kann
in jedem anderen Falle Stellungnahmen abgeben.
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TITEL IV

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 76

(Aufgehoben durch Artikel 28 Absatz 2 des Fusionsvertrags)
[Siehe Artikel 28 Absatz l des Fusionsvertrags, der wie folgt.lautet: , ,

Die Europäischen Gemeinschaften genießen im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfül-
lung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls im Anhang
zu diesem Vertrag: Das gleiche gilt für die Europäische Investitionsbank.]

Artikel 77
Der Sitz der Organe der Gemeinschaft wird durch Übereinkommen der Regierungen der Mit-

gliedstaaten festgelegt.

Artikel 78
§ 1. Das Haushaltsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember.
Die Verwaltungsausgaben der Gemeinschaft umfassen die Ausgaben der Kommission einschließ-

lich der Ausgaben für den Beratenden Ausschuß, die Ausgaben des Europäischen Parlaments, des Ra-
tes und des Gerichtshofes.

§ 2. Jedes Organ der Gemeinschaft stellt vor dem 1. Juli einen Haushaltsvoranschlag für seine Ver-
waltungsausgaben auf. Die Kommission faßt diese Voranschläge in einem Vorentwurf für den Verwal-
tungshaushaltsplan zusammen. Sie fügt eine Stellungnahme bei, die abweichende Voranschläge enthal-
ten kann.

Dieser Vorentwurf umfaßt den Ansatz der Einnahmen und den Ansatz der Ausgaben.
§ 3. Die Kommission legt dem Rat den Vorentwurf des Verwaltungshaushaltsplans spätestens am

1. September des Jahres vor, das dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht.
Der Rat setzt sich mit der Kommission und gegebenenfalls den anderen beteiligten Organen ins

Benehmen, wenn er von dem Vorentwurf abweichen will.
Der Rat stellt den Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans mit qualifizierter Mehrheit auf und lei-

tet ihn dem Europäischen Parlament zu.
§ 4. Der Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans ist dem Europäischen Parlament spätestens am

5. Oktober des Jahres vorzulegen, das dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht.
Das Europäische Parlament ist berechtigt, den Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans mit der

Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder abzuändern und mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen
Stimmen dem Rat Änderungen dieses Entwurfs in bezug auf die Ausgaben vorzuschlagen, die sich zwin-
gend aus dem Vertrag oder den aufgrund des Vertrags erlassenen Rechtsakten ergeben.

Hat das Europäische Parlament binnen fünfundvierzig Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Ver-
waltungshaushaltsplans seine Zustimmung erteilt, so ist der Verwaltungshaushaltsplan endgültig fest-
gestellt. Hat es innerhalb dieser Frist den Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans weder abgeändert
noch Änderungen dazu vorgeschlagen, so gilt der Verwaltungshaushaltsplan als endgültig festgestellt.

Hat das Europäische Parlament innerhalb dieser Frist Abänderungen vorgenommen oder Ände-
rungen vorgeschlagen, so wird der Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans mit den entsprechenden
Abänderungen oder Änderungsvorschlägen dem Rat zugeleitet.

§ 5. Nachdem der Rat über den Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans mit der Kommission und
gegebenenfalls mit den anderen beteiligten Organen beraten hat, beschließt er unter folgenden Bedin-
gungen:

a) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit jede der vom Europäischen Parlament vorgenomme-
nen Abänderungen ändern;
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b) hinsichtlich der Änderungsvorschläge:
- Führt eine vom Europäischen Parlament vorgeschlagene Änderung nicht zu einer Erhöhung

des Gesamtbetrags der Ausgaben eines Organs, und zwar insbesondere deswegen, weil die
daraus erwachsende Erhöhung der Ausgaben ausdrücklich durch eine oder mehrere vorge-
schlagene Änderungen ausgeglichen wird, die eine entsprechende Senkung der Ausgaben be-
wirken, so kann der Rat diesen Änderungsvorschlag mit qualifizierter Mehrheit ablehnen.
Ergeht kein Ablehnungsbeschluß, so ist der Änderungsvorschlag angenommen;

- führt eine vom Europäischen Parlament vorgeschlagene Änderung zu einer Erhöhung des
Gesamtbetrags der Ausgaben eines Organs, so kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit die-
sen Änderungsvorschlag annehmen. Ergeht kein Annahmebeschluß, so ist der Änderungs-
vorschlag abgelehnt;

- hat der Rat nach einem der beiden vorstehenden Unterabsätze einen Änderungsvorschlag
abgelehnt, so kann er mit qualifizierter Mehrheit entweder den im Entwurf des Verwal-
tungshaushaltsplans stehenden Betrag beibehalten oder einen anderen Betrag festsetzen.

Der Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans wird nach Maßgabe der vom Rat angenommenen Än-
derungsvorschläge geändert.

Hat der Rat binnen fünfzehn Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Verwaltungshaushaltsplans kei-
ne der vom Europäischen Parlament vorgenommenen Abänderungen geändert und sind die Ände-
rungsvorschläge des Europäischen Parlaments angenommen worden, so gilt der Verwaltungshaus-
haltsplan als endgültig festgestellt. Der Rat teilt dem Europäischen Parlament mit, daß er keine der
Abänderungen geändert hat und daß die Änderungsvorschläge angenommen worden sind.

Hat der Rat innerhalb dieser Frist eine oder mehrere der vom Europäischen Parlament vorgenom-
menen Abänderungen geändert oder sind die Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments ab-
gelehnt oder geändert worden, so wird der geänderte Entwurf des Verwaltungshaushaltsplans erneut
dem Europäischen Parlament zugeleitet. Der Rat legt dem Europäischen Parlament das Ergebnis seiner
Beratungen dar

§ 6. Das Europäische Parlament, das über das Ergebnis der Behandlung seiner Änderungsvor-
schläge unterrichtet ist, kann binnen fünfzehn Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Verwaltungs-
haushaltsplans mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen
Stimmen die vom Rat an den Abänderungen des Europäischen Parlaments vorgenommenen Änderun-
gen ändern oder ablehnen und stellt demzufolge den Verwaltungshaushaltsplan fest. Hat das Europäi-
sche Parlament innerhalb dieser Frist keinen Beschluß gefaßt, so gilt der Verwaltungshaushaltsplan als
endgültig festgestellt.

§ 7 Nach Abschluß des Verfahrens dieses Artikels stellt der Präsident des Europäischen Parla-
ments fest, daß der Verwaltungshaushaltsplan endgültig festgestellt ist. /

§ 8. Das Europäische Parlament kann jedoch mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und
mit zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen aus wichtigen Gründen den Entwurf des Verwaltungs-
haushaltsplans ablehnen und die Vorlage eines neuen Entwurfs verlangen.

§ 9. Für alle Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den aufgrund des Vertrags
erlassenen Rechtsakten ergeben, wird jedes Jahr ein Höchstsatz festgelegt, um den die gleichartigen Aus-
gaben des laufenden Haushaltsjahres erhöht werden können.

Die Kommission stellt nach Anhörung des Ausschusses für Wirtschaftspolitik diesen Höchstsatz
fest, der sich aus

- der Entwicklung des in Volumen ausgedrückten Bruttosozialprodukts in der Gemeinschaft,
- der durchschnittlichen Veränderung der Haushaltspläne der Mitgliedstaaten
und
- der Entwicklung der Lebenshaltungskosten während des letzten Haushaltsjahres
ergibt.
Der Höchstsatz wird vor dem 1. Mai allen Organen der Gemeinschaft mitgeteilt. Diese haben ihn

bei dem Haushaltsverfahren vorbehaltlich der Vorschriften der Unterabsätze 4 und 5 einzuhalten.
Liegt bei den Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den aufgrund des Vertrags

erlassenen Rechtsakten ergeben, der Erhöhungssatz, der aus dem vom Rat aufgestellten Entwurf des
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Verwaltungshaushaltsplans hervorgeht, über der Hälfte des Höchstsatzes, so kann das Europäische Par-
lament in Ausübung seines Abänderungsrechts den Gesamtbetrag dieser Ausgaben noch bis zur Hälf-
te des Höchstsatzes erhöhen.

Ist das Europäische Parlament, der Rat oder die Kommission der Ansicht, daß die Tätigkeiten der
Gemeinschaften eine Überschreitung des nach dem Verfahren dieses Absatzes aufgestellten Satzes er-
forderlich machen, so kann in Übereinstimmung zwischen dem Rat und dem Europäischen Parlament
ein neuer Satz festgelegt werden; der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit, das Europäische Par-
lament mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stim-
men.

§ 10. Jedes Organ übt die ihm durch diesen Artikel übertragenen Befugnisse unter Beachtung der
Vorschriften des Vertrags und der aufgrund des Vertrags erlassenen Rechtsakte aus, namentlich der Vor-
schriften, die die eigenen Mittel der Gemeinschaften und den Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben
betreffen.

§ 11. Die endgültige Feststellung des Verwaltungshaushaltsplans bedeutet für die Kommission Er-
mächtigung und Verpflichtung, den Betrag der entsprechenden Einnahmen gemäß Artikel 49 zu erheben.

Artikel 78 a
Der Verwaltungshaushaltsplan wird in der Rechnungseinheit aufgestellt, die in der gemäß Artikel

78 h festgelegten Haushaltsordnung bestimmt wird:.
Die in den Verwaltungshaushaltsplan eingesetzten Ausgaben werden für ein Haushaltsjahr bewil-

ligt, soweit die gemäß Artikel 78 h festgelegte Haushaltsordnung nicht etwas anderes bestimmt.
Nach Maßgabe der aufgrund des Artikels 78 h erlassenen Vorschriften dürfen die nicht für Perso-

nalausgaben vorgesehenen Mittel, die bis zum Ende des Haushaltsjahres nicht verbraucht worden sind,
lediglich auf das nächste Haushaltsjahr übertragen werden.

Die vorgesehenen Mittel werden nach Kapiteln gegliedert, in denen die Ausgaben nach Art oder
Bestimmung zusammengefaßt sind; soweit erforderlich, werden die Kapitel nach der gemäß Artikel 78 h
festgelegten Haushaltsordnung unterteilt.

Die Ausgaben des Europäischen Parlaments, des Rates, der Kommission und des Gerichtshofes
werden unbeschadet einer besonderen Regelung für bestimmte gemeinsame Ausgaben in gesonderten
Teilen des Verwaltungshaushaltsplans aufgeführt.

Artikel 78 b
§ 1. Ist zu Beginn eines Haushaltsjahres der Verwaltungshaushaltsplan noch nicht verabschiedet,

so können nach der gemäß Artikel 78 h festgelegten Haushaltsordnung für jedes Kapitel oder jede son-
stige Untergliederung monatliche Ausgaben bis zur Höhe eines Zwölftels der im abgelaufenen Ver-
waltungshaushaltsplan bereitgestellten Mittel vorgenommen werden; die Kommission darf jedoch mo-
natlich höchstens über ein Zwölftel der Mittel verfügen, die in dem in Vorbereitung befindlichen Entwurf
des Verwaltungshaushaltsplans vorgesehen sind.

Die Kommission ist ermächtigt und verpflichtet, die Umlagen.in Höhe der Mittel des abgelaufe-
nen Haushaltsjahres zu erheben; sie darf dabei jedoch nicht den Betrag überschreiten, der sich bei der
Annahme des Entwurfs des Verwaltungshaushaltsplans ergeben hätte.

§ 2. Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit unter Beachtung der sonstigen Bestimmungen des
Absatzes l Ausgaben genehmigen, die über dieses Zwölftel hinausgehen. Die Ermächtigung und Ver-
pflichtung zur Erhebung der Umlagen kann entsprechend angepaßt werden.

Betrifft dieser Beschluß Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den aufgrund des
Vertrags erlassenen Rechtsakten ergeben, so leitet der Rat ihn unverzüglich dem Europäischen Parla-
ment zu; das Europäische Parlament kann binnen dreißig Tagen mit der Mehrheit der Stimmen seiner
Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen einen abweichenden Beschluß über diese
Ausgaben hinsichtlich des Teils fassen, der über das in § l genannte Zwölftel hinausgeht. Dieser Teil
des Ratsbeschlusses ist bis zu einer Entscheidung des Europäischen Parlaments ausgesetzt. Hat das Eu-
ropäische Parlament nicht innerhalb der genannten Frist anders als der Rat entschieden, so gilt der Be-
schluß des Rates als endgültig erlassen.
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Artikel 78 c
Die Kommission führt den Verwaltungshaushaltsplan nach der gemäß Artikel 78 h festgelegten

Haushaltsordnung in eigener Verantwortung im Rahmen der zugewiesenen Mittel entsprechend den
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung aus.

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Vornahme ihrer Ausgaben wird in der Haushalts-
ordnung im einzelnen geregelt.

Die Kommission kann nach der gemäß Artikel 78 h festgelegten Haushaltsordnung Mittel von Ka-
pitel zu Kapitel oder von Untergliederung zu Untergliederung des Verwaltungshaushaltsplans über-
tragen.

Artikel 78 d
Die Kommission legt dem Rat und dem Europäischen Parlament jährlich die Rechnung des abge-

laufenen Haushaltsjahres für die Rechnungsvorgänge des Verwaltungshaushaltsplans vor. Sie übermit-
telt ihnen ferner eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden der Gemeinschaft in dem Bereich,
auf den sich der Verwaltungshaushaltsplan erstreckt.

Artikel 78 e
(aufgehoben)

Artikel 78 f
(aufgehoben)

Artikel 78 g
(1) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, erteilt das. Europäische

Parlament der Kommission Entlastung zur Ausführung des Verwaltungshaushaltsplans. Zu diesem
Zweck prüft es nach dem Rat die in Artikel 78 d genannte Rechnung und Übersicht sowie den Jahres-
bericht des Rechnungshofs zusammen mit den Antworten der kontrollierten Organe auf dessen Be-
merkungen und die einschlägigen Sonderberichte des Rechnungshofs.

(2) Das Europäische Parlament kann vor der Entlastung der Kommission sowie auch zu anderen
Zwecken im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Haushaltsbefugnisse die Kommission auffordern,
Auskunft über die Vornahme der Ausgaben oder die Arbeitsweise der Finanzkontrollsysteme zu er-
teilen. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament auf dessen Ersuchen alle notwendigen In-
formationen vor.

(3) Die Kommission trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen, um den Bemerkungen in den Entla-
stungsbeschlüssen und anderen Bemerkungen des Europäischen Parlaments zur Vornahme der Ausgaben
sowie den Erläuterungen, die den Entlastungsempfehlungen des Rates beigefügt sind, nachzukommen.

Auf Ersuchen des Europäischen Parlaments oder des Rates erstattet die Kommission Bericht über
die Maßnahmen, die aufgrund dieser Bemerkungen und Erläuterungen getroffen wurden, insbesonde-
re über die Weisungen, die den für die Ausführung des Verwaltungshaushaltsplans zuständigen Dienst-
stellen erteilt worden sind. Diese Berichte sind auch dem Rechnungshof zuzuleiten.

Artikel 78 h
Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Par-

laments und Stellungnahme des Rechnungshofs folgendes fest:
a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausführung des Verwaltungs-

haushaltsplans sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung im einzelnen geregelt werden;
b) die Einzelheiten und das Verfahren, nach denen die Haushaltseinnahmen, die in der Regelung

über die Eigenmittel der Gemeinschaften vorgesehen sind, der Kommission zur Verfügung ge-
stellt werden, sowie die Maßnahmen, die zu treffen sind, um gegebenenfalls die erforderlichen
Kassenmittel bereitzustellen;

c) die Vorschriften über die Verantwortung der Finanzkontrolleure, der anweisungsbefugten Per-
sonen und der Rechnungsführer sowie die entsprechenden Kontrollmaßnahmen.
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Artikel 78 i
Zur Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaft

richten, ergreifen die Mitgliedstaaten die gleichen Maßnahmen, die sie auch zur Bekämpfung von Be-
trügereien ergreifen, die sich gegen ihre eigenen finanziellen Interessen richten.

Die Mitgliedstaaten koordinieren unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags ihre
Tätigkeit zum Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft vor Betrügereien. Sie sorgen zu die-
sem Zweck mit Unterstützung der Kommission für eine enge, regelmäßige Zusammenarbeit zwischen
den zuständigen Dienststellen ihrer Behörden.

Artikel 79
Dieser Vertrag findet auf die europäischen Gebiete der Hohen Vertragschließenden Teile Anwen-

dung. Er findet ebenso auf die europäischen Gebiete Anwendung, deren auswärtige Angelegenheiten
ein Unterzeichnerstaat übernimmt; bezüglich der Saar ist ein Briefwechsel zwischen der Regierung der
Bundesrepublik Deutschland und der Regierung der Französischen Republik diesem Vertrag beigefügt.

Abweichend von Absatz l gilt:
a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwendung.
b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Vereinigten Königreichs Großbritannien und

Nordirland auf Zypern keine Anwendung.
c) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies

erforderlich ist, um die Anwendung der Regelung sicherzustellen, die in dem Beschluß des Ra-
tes vom 22. Januar 1972 über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Gemeinschaft
für Kohle und Stahl für diese Inseln vorgesehen ist.

Jeder Hohe Vertragschließende Teil verpflichtet sich, den anderen Mitgliedstaaten die Vergünsti-
gungen einzuräumen, die er in den seiner Herrschaftsgewalt unterstehenden außereuropäischen Ge-
bieten für Kohle und Stahl genießt.

Artikel 80
Unternehmen im Sinne dieses Vertrags sind diejenigen Unternehmen, die innerhalb der in Artikel

79 Absatz l genannten Gebiete eine Produktionstätigkeit auf dem Gebiet von Kohle und Stahl ausü-
ben; was die Artikel 65 und 66 sowie die zu ihrer Anwendung erforderlichen Auskünfte und die ihret-
wegen erhobenen Klagen anbelangt, so sind Unternehmen im Sinne dieses Vertrags ferner diejenigen
Unternehmen oder Organisationen, die gewerbsmäßig eine Vertriebstätigkeit ausüben, mit Ausnahme
des Verkaufs an Haushaltungen oder an Kleingewerbetreibende.

Artikel 81
Die Ausdrücke Kohle und Stahl sind in der Anlage I zu diesem Vertrag näher bestimmt.
Die in dieser Anlage enthaltenen Listen können durch einstimmigen Beschluß des Rates ergänzt

werden.

Artikel 82
Der Umsatz, der als Grundlage für die Berechnung von Geldbußen und Zwangsgeldern dient, die

aufgrund dieses Vertrags gegen Unternehmen festgesetzt werden, ist der Umsatz in den der Zustän-
digkeit der Kommission unterstehenden Erzeugnissen.

Artikel 83
Die Errichtung der Gemeinschaft berührt in keiner Weise die Ordnung des Eigentums an den Un-

ternehmen, für welche die Bestimmungen dieses Vertrags gelten.

Artikel 84
Unter dem Ausdruck „dieser Vertrag" in den Bestimmungen dieses Vertrags sind die Bestimmun-

gen des Vertrags und seiner Anlagen, der Zusatzprotokolle und des Abkommens über die Übergangs-
bestimmungen zu verstehen.
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Artikel 8)
Die von den Hohen Vertragschließenden Teilen vereinbarten Anlauf- und Übergangsmaßnahmen,

welche die Anwendung der Bestimmungen dieses Vertrags ermöglichen sollen, werden in einem Zu-
satzabkommen festgelegt.

Artikel 86
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, alle geeigneten allgemeinen oder besonderen Maßnahmen zu

ergreifen, um die Erfüllung der Verpflichtungen zu sichern, die sich aus den Entscheidungen und Emp-
fehlungen der Organe der Gemeinschaft ergeben, und der Gemeinschaft die Erfüllung ihrer Aufgaben
zu erleichtern.

Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, jede Maßnahme zu unterlassen, die mit dem Bestehen des ge-
meinsamen Marktes gemäß Artikel l und 4 unvereinbar ist.

Sie erlassen im Rahmen ihrer Zuständigkeit alle geeigneten Vorschriften, um die internationalen
Regelungen für den Austausch von Kohle und Stahl innerhalb des gemeinsamen Marktes sicherzustel-
len, und unterstützen sich gegenseitig, um die Durchführung dieser Regelungen zu erleichtern.

Die mit Kontrollaufgaben betrauten Beamten der Kommission besitzen auf dem Gebiet der Mit-
gliedstaaten und im vollen zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Umfang Rechte und Be-
fugnisse, die nach den Gesetzen dieser Staaten den Angehörigen ihrer Finanzverwaltungen zustehen.
Die Kontrollaufgaben und die Stellung der mit ihrer Durchführung beauftragten Personen sind dem
beteiligten Staat ordnungsmäßig bekanntzugeben. Beamte dieses Staates können auf seinen Antrag oder
auf Antrag der Kommission die Beamten der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unterstüt-
zen.

Artikel 87
Die Hohen Vertragschließenden Teile übernehmen die Verpflichtung, sich nicht auf Verträge, Ab-

kommen oder Erklärungen zu berufen, die zwischen ihnen bestehen, um einen Streitfall über die Aus-
legung oder Anwendung dieses Vertrags in anderer als in diesem Vertrag vorgesehener Weise zu regeln.

Artikel 88
Ist die Kommission der Auffassung, daß ein Staat einer ihm nach diesem Vertrag obliegenden Ver-

pflichtung nicht nachgekommen ist, so stellt sie diese Verletzung durch eine mit Gründen versehene
Entscheidung fest; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Sie setzt ihm eine Frist,
binnen deren er seine Verpflichtung zu erfüllen hat.

Der Staat kann binnen einer Frist von zwei Monaten nach Zustellung der Entscheidung bei dem
Gerichtshof Klage im Verfahren mit unbeschränkter Ermessensnachprüfung erheben.

Hat der Staat seine Verpflichtung innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht erfüllt
oder ist seine Klage abgewiesen worden, so kann die Kommission nach einer mit Zweidrittelmehrheit
erteilten Zustimmung des Rates

a) Zahlungen aussetzen, die sie zugunsten des beteiligten Staates aufgrund dieses Vertrags vorzu-
nehmen hat;

b) in Abweichung von den Vorschriften des Artikels 4 Maßnahmen ergreifen oder die anderen Mit-
gliedstaaten ermächtigen, Maßnahmen zu ergreifen, um die Wirkungen der festgestellten Ver-
letzung auszugleichen.

Wegen der in Anwendung der Absätze a und b getroffenen Entscheidungen kann binnen einer Frist
von zwei Monaten nach ihrer Zustellung Klage im Verfahren mit unbeschränkter Ermessensnachprü-
fung erhoben werden.

Erweisen sich die oben vorgesehenen Maßnahmen als wirkungslos, so berichtet die Kommission
hierüber an den Rat.

Artikel 89
Jeder Streit unter Mitgliedstaaten über die Anwendung dieses Vertrags, der nicht durch ein ande-

res in diesem Vertrag vorgesehenes Verfahren erledigt werden kann, kann auf Antrag eines der am Streit
beteiligten Staaten bei dem Gerichtshof anhängig gemacht werden.
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Der Gerichtshof ist ferner zuständig, über jeden im Zusammenhang mit dem Gegenstand dieses
Vertrags stehenden Streit unter Mitgliedstaaten zu entscheiden, wenn dieser Streit bei ihm aufgrund ei-
nes Schiedsvertrags anhängig gemacht wird.

Artikel 90
Bildet die von einem Unternehmen begangene Verletzung einer Verpflichtung aus diesem Vertrag

zugleich eine Verletzung einer Verpflichtung, die sich für das Unternehmen aus den Gesetzen seines
Staates ergibt, und ist aufgrund der genannten Gesetze gegen dieses Unternehmen ein'Gerichts- oder
Verwaltungsverfahren eingeleitet worden, so muß der betreffende Staat die Kommission hiervon un-
terrichten; diese kann ihre Beschlußfassung aussetzen.

Setzt die Kommission die Beschlußfassung aus, so ist sie über den Fortgang des Verfahrens zu un-
terrichten und ihr die Möglichkeit zu geben,-jede Art von rechtserheblichen Urkunden, Gutachten und
Zeugenaussagen vorzulegen. Sie ist ferner von der endgültigen Entscheidung in Kenntnis zu setzen und
hat diese Entscheidung bei der etwaigen Festsetzung einer Sanktion zu berücksichtigen.

Artikel 91
Bewirkt ein Unternehmen nicht innerhalb der vorgeschriebenen Fristen eine Zahlung, zu der es

der Kommission gegenüber aufgrund einer -Bestimmung dieses Vertrags oder seiner Durchführungs-
bestimmungen oder aufgrund einer von der Kommission festgesetzten finanziellen Sanktion oder eines
von ihr festgesetzten Zwangsgeldes verpflichtet ist, so steht es der Kommission frei, bis zur Höhe die-
ses Betrages die Zahlungen auszusetzen, die sie selbst dem betreffenden Unternehmen schuldet.

Artikel 92
Die Entscheidungen der Kommission, die geldliche Verpflichtungen enthalten, stellen vollstreck-

bare Titel dar.
Die Zwangsvollstreckung auf dem Gebiet der Mitgliedstaaten erfolgt nach dem in jedem dieser

Staaten geltenden Verfahrensrecht und nach Erteilung der Vollstreckungsklausel gemäß den Bestim-
mungen des Staates, auf dessen Gebiet die Entscheidung vollstreckt werden soll; dabei ist lediglich die
Echtheit der Urschrift der Entscheidungen nachzuprüfen. Die Erteilung dieser Vollstreckungsklausel
erfolgt auf Veranlassung eines von jeder Regierung hierfür bestimmten Ministers.

Die Zwangsvollstreckung kann nur durch eine Entscheidung des Gerichtshofes ausgesetzt werden.

Artikel 93
Die Kommission unterhält alle zweckdienlichen Verbindungen mit den Vereinten Nationen und

der Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit und unterrichtet beide regelmäßig
über die Tätigkeit der Gemeinschaft.

Artikel 94
Die Verbindung zwischen den Organen der Gemeinschaft und dem Europarat wird nach Maßga-

be eines Zusatzprotokolls sichergestellt.

Artikel 95
In allen in diesem Vertrag nicht vorgesehenen Fällen, in denen eine Entscheidung oder Empfeh-

lung der Kommission erforderlich erscheint, um eines der in Artikel 2, 3 und 4 näher bezeichneten Zie-
le der Gemeinschaft auf dem gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl gemäß Artikel 5 zu erreichen,
kann diese Entscheidung oder Empfehlung mit einstimmiger Zustimmung des Rates und nach Anhörung
des Beratenden Ausschusses ergehen.

Die gleiche, in derselben Form erlassene Entscheidung oder Empfehlung bestimmt gegebenenfalls
die anzuwendenden Sanktionen.

Erfordern nach Ablauf der in dem Abkommen über die Übergangsbestimmungen vorgesehenen
Übergangszeit unvorhergesehene, durch die Erfahrung sichtbar gewordene Schwierigkeiten bei den'Ein-
zelheiten der Anwendung dieses Vertrags oder eine tiefgehende Änderung der wirtschaftlichen oder
technischen Bedingungen, die unmittelbar den gemeinsamen Markt für Kohle und Stahl beeinflußt, eine
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Anpassung der Vorschriften über die der Kommission übertragenen Befugnisse, so können geeignete
Abänderungen vorgenommen werden; diese dürfen weder die Bestimmungen der Artikel 2, 3 und 4
noch das Verhältnis zwischen den der Kommission und den den anderen Organen der Gemeinschaft
zugewiesenen Befugnissen beeinträchtigen.

Diese Änderungen werden als Vorschläge von der Kommission und dem mit einer Mehrheit von
zehn Zwölfteln seiner Mitglieder beschließenden Rat in gegenseitigem Einvernehmen aufgestellt und
dem Gerichtshof zur Stellungnahme unterbreitet. Der Gerichtshof hat für seine Prüfung eine tatsäch-
lich und rechtlich unbeschränkte Nachprüfungsbefugnis. Stellt der Gerichtshof aufgrund seiner Prü-
fung fest, daß die Vorschläge mit den Bestimmungen des vorstehenden Absatzes übereinstimmen, so
werden die Vorschläge dem Europäischen Parlament zugeleitet. Sie treten in Kraft, wenn sie mit einer
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen und zwei Dritteln der Mitglieder des Europäi-
schen Parlaments gebilligt werden.

Artikel 96
(aufgehoben)

Artikel 97
Dieser Vertrag gilt für die Dauer von fünfzig Jahren vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens an.

Artikel 98
(aufgehoben)

Artikel 99
Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch alle Mitgliedstaaten gemäß deren jeweiligen verfas-

sungsrechtlichen Bestimmungen; die Ratifikationsurkunden sind bei der Regierung der Französischen
Republik zu hinterlegen.

Der Vertrag tritt am Tage der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde desjenigen Unterzeichner-
staats in Kraft, der als letzter diese Hinterlegung vornimmt.

Sind nicht alle Ratifikationsurkunden innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Unterzeich-
nung des Vertrags hinterlegt worden, so haben sich die Regierungen der Staaten, die die Hinterlegung
vorgenommen haben, über die zu treffenden Maßnahmen zu verständigen.

Artikel 100
Dieser Vertrag ist in einem einzigen Exemplar verfaßt, das in den Archiven der Regierung der Fran-

zösischen Republik hinterlegt wird; diese übersendet den Regierungen der anderen Unterzeichnerstaa-
ten eine beglaubigte Abschrift des Vertrags.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter
diesen Vertrag gesetzt und ihn mit ihren Siegeln versehen.

Geschehen zu Paris am achtzehnten April neunzehnhunderteinundfünfzig.
ADENAUER

Paul VAN ZEELAND
J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
Jos. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK
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ANLAGEN

BESTIMMUNG DER BEGRIFFE „KOHLE" UND „STAHL"

1. Die Ausdrücke „Kohle" und „Stahl" umfassen die auf nachstehender Liste aufgeführten Er-
zeugnisse.

2. Die Tätigkeit der Kommission auf dem Gebiet der Edelstahle, des Kokses und des Schrotts muß
die besonderen Bedingungen ihrer Herstellung und des Handels mit diesen Erzeugnissen berück-
sichtigen.

3. Die Tätigkeit der Kommission erstreckt sich auf das Gebiet des Gaskokses und der Braunkoh-
le, die nicht zur Brikett- oder Schwelkoksherstellung verwendet wird, nur insoweit, als von die-
sen verursachte fühlbare Störungen des Brennstoffmarkts dies erforderlich machen.

4. Die Tätigkeit der Kommission muß auf den Umstand Rücksicht nehmen, daß die Erzeugung
gewisser, auf dieser Liste aufgeführter Erzeugnisse in unmittelbarem Zusammenhang steht mit
der von Nebenerzeugnissen, die dort nicht aufgeführt sind, deren Verkaufspreise aber den der
Haupterzeugnisse bedingen können.

Kennzahl der
OEEC-Nomenklatur

(als Hinweis)

3000

3100
3200
3300

3400
3500

4000
4100

4200

BEZEICHNUNG DER ERZEUGNISSE

BRENNSTOFFE
Steinkohle
Steinkohlenbriketts
Koks, mit Ausnahme von Elektrodenkoks und von Petrolkoks

Steinkohlenschwelkoks
Braunkohlenbriketts
Rohbraunkohle

Braunkohlenschwelkoks

EISENINDUSTRIE
Rohstoffe für die Erzeugung von Roheisen und Stahl ])

Eisenerz (mit Ausnahme von Schwefelkies)
Eisenschwamm und Stahlschwamm la)
Schrott
Manganerz

Roheisen und Ferrolegierungen
Roheisen für die Erzeugung von Stahl
Gießereiroheisen und sonstige Roheisensorten
Spiegeleisen und Hochofen-Ferromangan 2)

') Nicht einbegriffen sind die unter Kennzahl Nr 4 190 der OEEC-Nomenklatur angeführten Rohstoffe (andere sonst nicht genannte
Rohstoffe für die Erzeugung von Roheisen und Stahl), die m der vorliegenden Aufzahlung nicht enthalten sind Nicht einbegriffen
sind insbesondere die feuerfesten Stoffe

'") Ausdrucklich einbegriffen sind das eigentliche Schwammeisen, auch in Brikettform, die Luppen und ähnliche Erzeugnisse.
2) Nicht einbegriffen sind die übrigen Ferrolegierungen
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Kennzahl der
OEEC-Nomenklatur

(als Hinweis)

4300

4400

4500

BEZEICHNUNG DER ERZEUGNISSE

Roh- und Halbfertigerzeugnisse aus Eisen, Stahl oder Edelstahl
einschließlich der zur Wiederverwendung oder zum Wiederauswalzen
bestimmten Erzeugnisse

Flüssiger Stahl, gleichgültig ob in Blöcken gegossen oder nicht,
darunter zu Schmiedezwecken bestimmte Blöcke 3)
Halbzeug: Vorgewalzte Blöcke (Luppen), Knüppel und Brammen,
Platinen, warmgewalztes breites Bandeisen (soweit es nicht als
Fertigerzeugnis anzusehen ist)

Walzwerksfertigerzeugnisse aus Eisen, Stahl oder Edelstahl 4)
Schienen, Schwellen, Unterlagsplatten und Laschen, Träger,
schwere Formeisen und Stabeisen von 80 mm und mehr, Spund-
wandeisen
Stab- und Profileisen unter 80 mm sowie Flacheisen unter 150 mm
Walzdraht
Röhrenrundstahl und Röhrenvierkantstahl
Warmgewalztes Bandeisen
(einschl. der Streifen zur Röhrenherstellung)
Warmgewalzte Bleche unter 3 mm Stärke (mit oder ohne Überzug)
Grob- und Mittelbleche von 3 mm Stärke und mehr, Universaleisen
von 150 mm und mehr

Weiterverarbeitete Walzwerksfertigerzeugnisse aus Eisen,
Stahl oder Edelstahl 5)

Weißblech, verbleites Blech, Schwarzblech, verzinkte Bleche,
sonstige mit Überzug versehene Bleche
Kaltgewalzte Bleche unter 3 mm Stärke

Transformatoren- und Dynamobleche
Zur Herstellung von Weißblech bestimmtes Bandeisen
Kaltgewalzte Bleche, in Form von Rollen oder Tafeln, mit einer Dicke
von 3 mm oder mehr

3) Die Erzeugung von Stahlformguß, der für die Gießereien bestimmt ist, untersteht der Kommission nur in den Fällen, in denen sie als
Tätigkeit der eigentlichen Stahlindustrie zu gelten hat.

Die übrige Erzeugung von Stahlguß für Gießereien, z. B. die der kleinen und mittelgroßen unabhängigen Gießereien, unterliegt le-
diglich statistischen Kontrollen, ohne daß daraus für sie diskriminierende Maßnahmen erwachsen.

4) Nicht einbegriffen sind Stahlformguß, Schmiedestucke und die nach pulvermetallurgischem Verfahren hergestellten Erzeugnisse.
5) Nicht einbegriffen sind Stahlröhren (nahtlos oder geschweißt), kaltgewalztes Bandeisen mit weniger als 500 mm Breite (soweit es nicht

zur Weißblechherstellung bestimmt ist), gezogener Draht, Blankstahl und Gußstucke (Röhren, Gußeisenrohre und Rohrleitungszubehor,
schwere Gußstücke).
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Anlage II

SCHROTT

Die Bestimmungen dieses Vertrags sind auf Schrott unter Berücksichtigung der nachstehenden,
sich aus der Praxis ergebenden Modalitäten anwendbar, die die besonderen Bedingungen der Erfassung
und des Handels mit Schrott erforderlich machen.

a) Die Preisfestsetzungen durch die Kommission nach Maßgabe des Kapitels V des Titels III fin-
den auf den Ankauf durch die Unternehmen der Gemeinschaft Anwendung; die Mitgliedstaa-
ten unterstützen die Kommission bei der Überwachung der Einhaltung der erlassenen Ent-
scheidungen durch die Verkäufer

b) Artikel 59 findet keine Anwendung auf
- Gußbruch, dessen Eigenart seine Verwendung auf die nicht der Zuständigkeit der Gemein-

schaft unterstehenden Gießereien beschränkt;
- von den Unternehmen unmittelbar verwendeten Abfallschrott; bei der Berechnung des Ver-

teilerschlüssels für Zukaufschrott ist jedoch das Aufkommen zu berücksichtigen, das dieser
Abfallschrott darstellt.

c) Zwecks Anwendung der Vorschriften des Artikels 59 auf den Zukaufschrott holt die Kommis-
sion in Zusammenarbeit mit den Regierungen der Mitgliedstaaten die erforderlichen Auskünf-
te über das Aufkommen und den Bedarf einschließlich der Ausfuhren nach dritten Ländern ein.

Auf der Grundlage der so eingeholten Auskünfte verteilt die Kommission gemäß den Vorschrif-
ten des Artikels 59 das Aufkommen auf die Mitgliedstaaten; dabei hat sie die wirtschaftlichsten Mög-
lichkeiten für die Verwendung des Aufkommens sowie sämtliche Versorgungs- und Betriebsbedin-
gungen zu berücksichtigen, die den verschiedenen Zweigen der ihrer Zuständigkeit unterstehenden
Stahlindustrie eigentümlich sind.

Um zu vermeiden, daß die aufgrund dieser Verteilung vorgesehenen Lieferungen eines Mitglied-
staats an einen anderen oder die Ausübung der den Unternehmen eines Mitgliedstaats auf dem Markt
eines anderen Mitgliedstaats zuerkannten Aufkaufsrechte nachteilige Diskriminierungen für die Un-
ternehmen in dem einen oder anderen dieser Mitgliedstaaten zur Folge haben, sind folgende Maßnah-
men zu ergreifen:

l Jeder Mitgliedstaat hat die Durchführung von Lieferungen aus seinem Staatsgebiet nach den an-
deren Mitgliedstaaten zu genehmigen, die der von der Kommission vorgenommenen Verteilung
entspricht. Auf der anderen Seite ist jeder Mitgliedstaat berechtigt, die erforderlichen Kontrol-
len vorzunehmen, um sicherzustellen, daß die Ausfuhren nicht die so vorgesehenen Mengen
überschreiten. Die Kommission ist befugt, darüber zu wachen, daß die erlassenen Vorschriften
keinen stärker einschränkenden Charakter haben, als es ihr Zweck erfordert.

2. Die Verteilung auf die Mitgliedstaaten ist in so kurzen Zeitabständen zu überprüfen, wie es für
die Aufrechterhaltung eines angemessenen Verhältnisses zwischen dem in jedem Mitghedstaat
festgestellten Aufkommen und den den anderen Mitgliedstaaten zugewiesenen Lieferungen so-
wohl für die örtlichen Aufkäufer als für die Käufer aus anderen Mitgliedstaaten erforderlich ist.

3. Die Kommission hat darüber zu wachen, daß die von jedem Staat hinsichtlich der seiner Zu-
ständigkeit unterstehenden Verkäufer erlassenen Durchführungsvorschriften nicht zur An-
wendung ungleicher Bedingungen auf vergleichbare Geschäfte, insbesondere nach der Staats-
angehörigkeit der Käufer, führen.
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Anlage III

EDELSTAHLE

Edelstahle und Kohlenstoff-Feinstähle, wie sie im Entwurf einer europäischen Zollnomenklatur
vorn Tarifausschuß in Brüssel in der Sitzung vom 15. Juli 1950 zusammengestellt worden sind, werden
je nach ihrer Zugehörigkeit zu einer der drei nachstehenden Gruppen behandelt:

a) Edelstahle, allgemein Baustähle genannt und gekennzeichnet durch einen Kohlenstoffgehalt un-
ter 0,6 v H. und einen Gehalt an Legierungselementen, der bei mindestens zwei Legierungs-
elementen insgesamt 8 v H. und bei nur einem Legierungselement 5 v H. nicht überschreitet (');

b) Kohlenstoff-Feinstähle, deren Kohlenstoffgehalt zwischen 0,6 und 1,6 v H. liegt; legierte Edel-
stahle, soweit sie nicht im vorstehenden Absatz a genannt sind und deren Gehalt an Legie-
rungselementen bei mindestens zwei Legierungselementen unter 40 v H. und bei nur einem Le-
gierungselement unter 20 v H. liegt (');

c) Edelstahle, die nicht unter die Begriffsbestimmung von Absatz a und b fallen.
Die Erzeugnisse, die zu den Gruppen a und b gehören, unterstehen der Zuständigkeit der Kom-

mission; der Zeitpunkt, zu dem die Ein- und Ausfuhrzölle oder die Abgaben gleicher Wirkung sowie
alle mengenmäßigen Beschränkungen für ihre Bewegung innerhalb der Gemeinschaft aufzuheben sind,
wird jedoch auf ein Jahr nach dem Zeitpunkt der Herstellung des gemeinsamen Marktes für Stahl ver-
schoben, damit mit Rücksicht auf die besonderen Bedingungen ihrer Erzeugung und des Handels mit
ihnen die geeigneten Modalitäten für die Anwendung des Vertrags auf sie geprüft werden können.

Bei den zur Gruppe c gehörenden Erzeugnissen hat die Kommission sogleich nach Aufnahme ih-
rer Tätigkeit Untersuchungen anzustellen, die dazu bestimmt sind, die für seine Anwendung auf die
verschiedenen Erzeugnisse geeigneten Modalitäten unter Berücksichtigung der Besonderheiten ihrer
Erzeugung und des Handels mit ihnen festzusetzen; in dem Maße, wie diese Untersuchungen zu Er-
gebnissen führen, spätestens innerhalb von drei Jahren nach Errichtung des gemeinsamen Marktes, sind
die für jedes der Erzeugnisse aufgestellten Vorschriften durch die Kommission dem Rat vorzulegen, der
hierüber nach Maßgabe von Artikel 81 zu entscheiden hat. Während dieser Zeit unterliegen die zur
Gruppe c gehörenden Erzeugnisse ausschließlich statistischen Kontrollen seitens der Kommission.

K. A.
-P v Z.

J. M.
SCH.

SF
B.
S.

V D.B.
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II - Protokolle

PROTOKOLL
ÜBER DIE SATZUNG DES GERICHTSHOFES
DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFT FÜR

KOHLE UND STAHL

DIE HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE,

IN DEM WUNSCHE, die in Artikel 45 des Vertrags vorgesehene Satzung festzulegen,

HABEN folgendes VEREINBART:

Artikel l
Für die Errichtung und die Tätigkeit des durch Artikel 7 des Vertrags geschaffenen Gerichtshofes

gelten die Bestimmungen des Vertrags und dieser Satzung.

TITEL I

DIE RICHTER

Eid

Artikel 2
Jeder Richter hat vor Aufnahme seiner amtlichen Tätigkeit in öffentlicher Sitzung einen Eid zu lei-

sten, daß er sein Amt unparteiisch und gewissenhaft ausüben und das Beratungsgeheimnis wahren wer-
de.

Vorrechte und Immunitäten

Artikel 3
Die Richter genießen Immunität gegen gerichtliche Verfolgung. Hinsichtlich ihrer in amtlicher Ei-

genschaft vorgenommenen Handlungen, einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerun-
gen, genießen sie diese Immunität auch nach Beendigung ihrer amtlichen Tätigkeit.

Der Gerichtshof kann in Plenarsitzung diese Immunität aufheben.
Wird nach Aufhebung der Immunität gegen einen Richter ein Strafverfahren eingeleitet, so ent-

scheidet in jedem Mitgliedstaat das Gericht, das für Verfahren gegen Richter der obersten nationalen
Gerichte zuständig ist.

(Absatz 4 aufgehoben durch Artikel 28 Absatz 2 des Fusionsvertrags)
[Siehe Artikel 21 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften,
der wie folgt lautet:

Die Artikel 12 bis l5 und l8 finden auf die Richter, die Generalanwälte, den Kanzler und die Hilfs-
berichterstatter des Gerichtshofes Anwendung; die Bestimmungen des Artikels 3 der Protokolle über
die Satzung des Gerichtshofes betreffend die Befreiung der Richter und Generalanwälte von der Ge-
richtsbarkeit bleiben hiervon unberührt.]
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Mit dem Richteramt unvereinbare Tätigkeiten

Artikel 4
Die Richter dürfen weder eine politische Funktion noch eine Verwaltungstätigkeit ausüben.
Sie dürfen keine entgeltliche oder unentgeltliche berufliche Tätigkeit ausüben, es sei denn, daß der

Rat mit Zweidrittelmehrheit ausnahmsweise einer Abweichung von dieser Vorschrift zustimmt.
Während ihrer Amtszeit und drei Jahre nach deren Beendigung dürfen sie sich weder an Geschäf-

ten, die Kohle und Stahl betreffen, unmittelbar oder mittelbar beteiligen noch daran beteiligt bleiben.

Gehaltsansprüche

Artikel 5
(Aufgehoben durch Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a des Fusionsvertrags)

[Siehe Artikel 6 des Fusionsvertrags, der wie folgt lautet:
Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Prä-

sidenten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte
und den Kanzler des Gerichtshofes fest. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt ge-
zahlten Vergütungen fest.]

Beendigung des Richteramtes

Artikel 6
Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen endet das Amt eines Richters durch Tod oder

Rücktritt.
Bei Rücktritt eines Richters ist das Rücktrittsschreiben an den Präsidenten des Gerichtshofes zur

Weiterleitung an den Präsidenten des Rates zu richten. Mit der Benachrichtigung des Präsidenten des
Rates wird der Sitz frei.

Mit Ausnahme der Fälle, in denen der nachstehende Artikel 7 Anwendung findet, bleibt jeder Rich-
ter bis zum Amtsantritt seines Nachfolgers im Amt.

Artikel 7
Die Richter können ihres Amtes nur dann enthoben werden, wenn sie nach einstimmigem Urteil

der anderen Richter nicht mehr die erforderlichen Vorbedingungen erfüllen.
Die Präsidenten des Rates, der Kommission und des Europäischen Parlaments sind hiervon durch

den Kanzler des Gerichtshofes zu benachrichtigen.
Mit dieser Benachrichtigung wird der Sitz frei.

Artikel 8
Der anstelle eines Mitglieds des Gerichtshofes, dessen Mandat noch nicht abgelaufen ist, ernannte

Richter beendet die Amtszeit seines Vorgängers.

! •
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TITEL II

ORGANISATION

Artikel 9
Die Richter, die Generalanwälte und der Kanzler des Gerichtshofes sind verpflichtet, am Sitz des

Gerichtshofes zu wohnen.

Artikel 10
Der Gerichtshof wird bei seiner Tätigkeit von zwei Generalanwälten und einem Kanzler unter-

stützt.

Generalanwälte

Artikel 11
Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit mündliche und begrün-

dete Schlußanträge zu den dem Gerichtshof unterbreiteten Streitsachen öffentlich zu stellen, um den
Gerichtshof bei der Erfüllung seiner in. Artikel 31 des Vertrags näher bestimmten Aufgabe zu unter-
stützen.

Artikel 12
Die Generalanwälte werden für die Dauer von sechs Jahren nach denselben Bedingungen wie die

Richter ernannt. Eine teilweise Neubesetzung erfolgt alle drei Jahre. Der Generalanwalt, dessen Stelle
nach Ablauf der ersten dreijährigen Periode neu zu besetzen ist, wird durch das Los bestimmt. Die Be-
stimmungen des Artikels 32 Absätze 3 und 4 des Vertrags und des Artikels 6 dieser Satzung finden auf
die Generalanwälte Anwendung.

Artikel 13
Die Bestimmungen der vorstehenden Artikel 2 bis 5 und 8 finden auf die Generalanwälte Anwen-

dung.
Die Generalanwälte können ihres Amtes nur dann enthoben werden, wenn sie nicht mehr die er-

forderlichen Vorbedingungen erfüllen. Der Rat entscheidet hierüber einstimmig nach Stellungnahme
des Gerichtshofes.

Der Kanzler des Gerichtshofes

Artikel 14
Der Kanzler wird von dem Gerichtshof ernannt; dieser legt das Statut des Kanzlers unter Berück-

sichtigung des nachstehenden Artikels 15 fest. Der Kanzler hat vor dem Gerichtshof einen Eid zu lei-
sten, daß er sein Amt unparteiisch und gewissenhaft ausüben und das Beratungsgeheimnis wahren wer-
de.

(Absatz 2 aufgehoben durch Artikel 28 Absatz 2 des Fusionsvertrags)
[Siehe Artikel 21 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften,
der wie folgt lautet:

Die Artikel 12 bis 15 und 18 finden auf die Richter, die Generalahwalte, den Kanzler und die Hilfs-
berichterstatter des Gerichtshofes Anwendung; die Bestimmungen des Artikels 3 der Protokolle über
die Satzung des Gerichtshofes betreffend die Befreiung der Richter und Generalanwälte von der Ge-
richtsbarkeit bleiben hiervon unberührt.]
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Artikel 15
(Aufgehoben durch Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a des Fusionsvertrags)

[Siehe Artikel 6 des Fusionsvertrags, der wie folgt lautet:
Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Prä-

sidenten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte
und den Kanzler des Gerichtshofes fest. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt ge-
zahlten Vergütungen fest.]

Personal des Gerichtshofes

Artikel 16
(1) Dem Gerichtshof werden Beamte und sonstige Bedienstete beigegeben, um ihm die Erfüllung

seiner Aufgaben zu ermöglichen. Sie unterstehen dem Kanzler unter Aufsicht des Präsidenten.
(2) Der Rat kann durch einstimmigen Beschluß auf Vorschlag des Gerichtshofes die Ernennung

von Hilfsberichterstattern vorsehen und ihre Stellung bestimmen. Die Hilfsbenchterstatter können nach
Maßgabe der Verfahrensordnung berufen werden, an der Bearbeitung der beim Gerichtshof anhängi-
gen Sachen teilzunehmen und mit dem Berichterstatter zusammenzuarbeiten.

Zu Hilfsberichterstattern sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit
bieten und die erforderlichen juristischen Befähigungsnachweise erbringen; sie werden vom Rat ernannt.
Sie leisten vor dem Gerichtshof den Eid, ihr Amt unparteiisch und gewissenhaft auszuüben und das Be-
ratungsgeheimnis zu wahren.

Arbeitsweise des Gerichtshofes

Artikel 17
Der Gerichtshof übt seine Tätigkeit in ständiger Tagung aus. Die Dauer der Gerichtsferien wird

vom Gerichtshof unter Berücksichtigung der dienstlich notwendigen Ausnahmen festgesetzt.

Bildung des Gerichtshofes

Artikel 18
Der Gerichtshof tagt in Plenarsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte zwei Kammern mit je

drei Richtern bilden, die bestimmte Untersuchungsaufgaben erledigen oder bestimmte Streitsachen ent-
scheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer Geschäftsordnung, die der Gerichtshof erläßt.

Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung mit einer ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam
entscheiden. Die in Vollsitzungen getroffenen Entscheidungen des Gerichtshofes sind gültig, wenn sie-
ben Richter anwesend sind. Die Entscheidungen der Kammern sind nur dann gültig, wenn sie von drei
Richtern getroffen werden; bei Verhinderung eines Richters einer Kammer kann nach Maßgabe der Ver-
fahrensordnung ein Richter einer anderen Kammer herangezogen werden.

Über Klagen der Staaten oder des Rates kann in allen Fällen nur in Plenarsitzungen entschieden
werden.

Einzelbestimmungen

Artikel 19
Die Richter und Generalanwälte dürfen nicht an der Erledigung einer Sache teilnehmen, bei der sie

vorher als Bevollmächtigte, Rechtsbeistände oder Anwälte einer der Parteien tätig gewesen sind oder
über die zu befinden sie als Mitglied eines Gerichts, eines Untersuchungsausschusses oder in irgendei-
ner anderen Eigenschaft berufen waren.

Glaubt ein Richter oder Generalanwalt, bei der Entscheidung oder Untersuchung eines bestimm-
ten Falles aus einem besonderen Grund nicht mitwirken zu können, so macht er davon dem Präsiden-
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ten Mitteilung. Hält der Präsident die Teilnahme eines Richters oder Generalanwalts an der Verhand-
lung oder Entscheidung in einem bestimmten Fall aus einem besonderen Grund für nicht angebracht,
so setzt er ihn hiervon in Kenntnis.

Ergibt sich für die Anwendung dieses Artikels eine Schwierigkeit, so entscheidet der Gerichtshof.
Eine Partei kann zur Begründung eines Antrags auf Änderung der Zusammensetzung des Ge-

richtshofes oder einer seiner Kammern nicht die Staatsangehörigkeit eines Richters anführen; ebenso
kann sie nicht geltend machen, daß dem Gerichtshof oder einer seiner Kammern kein Richter ihrer
Staatsangehörigkeit angehört.

TITEL III

VERFAHREN

Vertretung und Beistand der Parteien

Artikel 20
Die Staaten sowie die Organe der Gemeinschaft werden vor dem Gerichtshof durch Bevollmäch-

tigte vertreten, die für jede Streitsache ernannt werden; der Bevollmächtigte kann sich des Beistands ei-
nes Anwalts bedienen, der zur Anwaltschaft in einem Mitgliedstaat zugelassen ist.

Die Unternehmen und alle anderen natürlichen und juristischen Personen müssen sich des Bei-
stands eines Anwalts bedienen, der zur Anwaltschaft in einem Mitgliedstaat zugelassen ist.

Die vor dem Gerichtshof auftretenden Bevollmächtigten und Anwälte genießen die zur unabhän-
gigen Ausübung ihrer Aufgaben erforderlichen Rechte und Garantien nach Maßgabe einer Ordnung,
die vom Gerichtshof erlassen wird und der einstimmigen Zustimmung des Rates bedarf.

Der Gerichtshof hat nach näherer Bestimmung dieser Ordnung gegenüber den vor ihm auftreten-
den Anwälten alle den Gerichten üblicherweise zuerkannten Befugnisse.

Universitätsprofessoren, die Angehörige von Mitgliedstaaten sind, deren Gesetze ihnen ein Recht
zu plädieren geben, genießen beim Gerichtshof die den Anwälten in diesem Artikel zuerkannten Be-
fugnisse.

Verfahrensabschnitte

Artikel 21
Das Verfahren vor dem Gerichtshof gliedert sich in zwei Teile: ein schriftliches Verfahren und ein

mündliches.

Das schriftliche Verfahren umfaßt die Übermittlung der Klageschriften, Schriftsätze, Klagebeant-
wortungen und Einwendungen und gegebenenfalls der Repliken sowie aller zur Unterstützung vorge-
legten Belegstücke und Urkunden oder ihrer beglaubigten Abschriften an die Parteien und die Organe
der Gemeinschaft, deren Entscheidungen Gegenstand des Verfahrens sind.

Die Übermittlung erfolgt durch den Kanzler in der Ordnung und innerhalb der Fristen, welche die
Verfahrensordnung bestimmt.

Das mündliche Verfahren umfaßt die Verlesung des von einem Berichterstatter vorgelegten Be-
richtes sowie die Anhörung der Zeugen, Sachverständigen, Bevollmächtigten und Anwälte und der
Schlußanträge des Generalanwalts durch den Gerichtshof.
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Klageschrift

Artikel 22
Die Klageerhebung bei dem Gerichtshof erfolgt durch Einreichung einer Klageschrift bei dem

Kanzler Die Klageschrift muß den Namen und Wohnsitz der Partei und die Eigenschaft des Unter-
zeichnenden, den Streitgegenstand, die Anträge und eine kurze Darstellung der Klagegründe angeben.

Ihr ist gegebenenfalls die Entscheidung beizufügen, deren Aufhebung beantragt wird, oder im Fal-
le einer Untätigkeitsklage eine Unterlage, aus der sich der Zeitpunkt ergibt, zu dem der Antrag auf eine
Entscheidung gestellt wurde. Sind diese Unterlagen der Klageschrift nicht beigefügt, so fordert der
Kanzler den Kläger auf, diese innerhalb einer angemessenen Frist beizubringen; die Klage kann nicht
deshalb zurückgewiesen werden, weil die Beibringung erst nach Ablauf der Frist für die Klageerhebung
erfolgt.

Übersendung der Vorgänge

Artikel 23
Wird die Entscheidung eines Organs der Gemeinschaft mit einer Klage angefochten, so hat dieses

Organ dem Gerichtshof alle Vorgänge zu der bei dem Gerichtshof anhängig gemachten Streitsache zu
übersenden.

Untersuchungsmaßnahmen

Artikel 24
Der Gerichtshof kann von den Parteien, ihren Vertretern oder Bevollmächtigten sowie von den

Regierungen der Mitgliedstaaten die Vorlage aller Urkunden und die Erteilung aller Auskünfte verlan-
gen, die er für wünschenswert hält. Im Falle einer Weigerung stellt der Gerichtshof dies ausdrücklich
fest.

Artikel 25
Der Gerichtshof kann jederzeit Personen, Körperschaften, Dienststellen, Ausschüsse oder Orga-

ne nach seiner Wahl mit der Vornahme von Untersuchungen oder der Abgabe eines Gutachtens be-
trauen; zu diesem Zweck kann er eine Liste der als Sachverständige zugelassenen Personen oder Orga-
nisationen aufstellen.

Öffentlichkeit der Verhandlung

Artikel 26
Die Verhandlung ist öffentlich, es sei denn, daß der Gerichtshof aus wichtigem Grund etwas an-

deres beschließt.

Protokoll

Artikel 27
Über jede mündliche Verhandlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von dem Vorsitzenden und

dem Kanzler zu unterzeichnen ist.

Verhandlung

Artikel 28
Die Terminliste wird durch den Vorsitzenden festgelegt.
Zeugen können nach Maßgabe der Verfahrensordnung vernommen werden. Sie können eidlich ver-

nommen werden.
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Ebenso kann der Gerichtshof während der Verhandlung die Sachverständigen und die mit einer
Untersuchung beauftragten Personen sowie die Parteien selbst vernehmen; jedoch können für die letz-
teren nur ihre bevollmächtigten Vertreter oder ihre Anwälte plädieren.

Wird festgestellt, daß ein Zeuge oder Sachverständiger Tatsachen, über die er ausgesagt hat oder
vom Gerichtshof befragt worden ist, verschwiegen oder falsch dargestellt hat, so ist der Gerichtshof be-
rechtigt, sich wegen dieser Verfehlung an den Justizminister des Staates zu wenden, dem der Zeuge oder
Sachverständige angehört, damit die von den nationalen Gesetzen angedrohten Strafen verhängt wer-
den.

Dem Gerichtshof stehen gegenüber ausbleibenden Zeugen die den Gerichten allgemein zuerkann-
ten Befugnisse nach Maßgabe einer Vorschrift zu, die vom Gerichtshof erlassen wird und der einstim-
migen Zustimmung des Rates bedarf.

Beratungsgeheimnis

Artikel 29
Die Beratungen des Gerichtshofes sind und bleiben geheim.

Urteile

Artikel 30
Die Urteile sind mit Gründen zu versehen und haben die Namen der mitwirkenden Richter zu ent-

halten.

Artikel 31
Die Urteile werden von dem Vorsitzenden, dem Berichterstatter und dem Kanzler unterzeichnet.

Sie werden in öffentlicher Sitzung verlesen.

Kosten

Artikel 32
Der Gerichtshof entscheidet über die Kosten.

Vorläufige Entscheidungen

Artikel 33
Der Präsident des Gerichtshofes kann in einem in der Verfahrensordnung geregelten abgekürzten

Verfahren, das erforderlichenfalls von einzelnen Bestimmungen dieser Satzung abweichen kann, vor-
läufige Entscheidungen treffen; diese können auf Anträgen beruhen, mit denen ein Vollzugsaufschub
nach Artikel 39 Absatz 2 des Vertrags, der Erlaß einstweiliger Anordnungen nach Absatz 3 desselben
Artikels oder die Aussetzung der Zwangsvollstreckung nach Artikel 92 Absatz 3 begehrt wird.

Bei Verhinderung des Präsidenten wird dieser durch einen anderen Richter nach Maßgabe der in
Artikel 18 dieser Satzung vorgesehenen Geschäftsordnung vertreten.

Die von dem Präsidenten oder seinem Vertreter erlassene Entscheidung stellt nur eine einstweili-
ge Regelung dar und greift der Entscheidung des Gerichtshofes in der Hauptsache in keiner Weise vor

Intervention

Artikel 34
Natürliche und juristische Personen, die ein berechtigtes Interesse am Ausgang eines bei dem Ge-

richtshof anhängigen Rechtsstreits haben, können sich am Streit beteiligen.
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Mit den Anträgen der Beitrittserklärung können nur die Anträge einer Partei unterstützt oder de-
ren Abweisung verlangt werden.

Versäumnisurteil

Artikel 35
Stellt bei einer Klage im Verfahren mit unbeschränkter Ermessensnachprüfung der ordnungsmäßig

geladene Beklagte keine schriftlichen Anträge, so ergeht gegen ihn Versäumnisurteil. Gegen dieses Ur-
teil kann innerhalb eines Monats nach der Zustellung Widerspruch eingelegt werden. Der Widerspruch
hat keine Aussetzung der Vollstreckung aus dem Versäumnisurteil zur Folge, es sei denn, daß der Ge-
richtshof etwas anderes beschließt.

Drittwiderspruch

Artikel 36
Natürliche und juristische Personen sowie die Organe der Gemeinschaft können in den von der

Verfahrensordnung bestimmten Fällen und unter den dort vorgesehenen Voraussetzungen Einspruch
gegen die erlassenen Urteile erheben, auch wenn sie nicht am Streit beteiligt waren.

Auslegung

Artikel 37
Entsteht ein Streit über Sinn und Tragweite eines Urteils, so hat der Gerichtshof auf Antrag einer

Partei oder eines Organs der Gemeinschaft, die hieran ein rechtliches Interesse haben, das Urteil aus-
zulegen.

Wiederaufnahme des Verfahrens

Artikel 38
Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann beim Gerichtshof nur beantragt werden aufgrund der

Ermittlung einer Tatsache, die geeignet ist, einen entscheidenden Einfluß auszuüben, und die vor Ver-
kündung des Urteils dem Gerichtshof und der die Wiederaufnahme des Verfahrens beantragenden Par-
tei unbekannt war.

Das Wiederaufnahmeverfahren wird durch eine Entscheidung des Gerichtshofes eröffnet, die das
Vorhandensein der neuen Tatsache ausdrücklich feststellt, ihr die für die Eröffnung des Wiederauf-
nahmeverfahrens Anlaß gebenden Merkmale zuerkennt und deshalb den Antrag für zulässig erklärt.

Nach Ablauf von zehn Jahren seit Erlaß des Urteils kann kein Wiederaufnahmeantrag mehr ge-
stellt werden.

Fristen

Artikel 39
Die in den Artikeln 36 und 37 des Vertrags vorgesehenen Klagen müssen innerhalb der im letzten

Absatz des Artikels 33 vorgesehenen Frist von einem Monat erhoben werden.
Besondere Fristen mit Rücksicht auf die Entfernung werden durch die Verfahrensordnung festge-

legt.
Der Ablauf von Fristen hat keinen Rechtsnachteil zur Folge, wenn der Beteiligte dartut, daß ein

Zufall oder ein Fall höherer Gewalt vorliegt.
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Verjährung

Artikel 40
Die in Artikel 40 Abisatz l und 2 des Vertrags vorgesehenen Klagen verjähren innerhalb von fünf

Jahren nach Eintritt des Umstands, der zu ihrer Erhebung Anlaß gibt. Die Verjährung wird durch die
Einreichung der Klageschrift bei dem Gerichtshof oder durch den vorangehenden Antrag unterbro-
chen, den der Betroffene an das zuständige Organ der Gemeinschaft richten kann. In diesem Fall muß
die Klage innerhalb der im letzten Absatz des Artikels 33 vorgesehenen Frist von einem Monat erho-
ben werden; die Bestimmungen des letzten Absatzes des Artikels 35 sind gegebenenfalls anzuwenden.

Sondervorschriften für Streitigkeiten unter Mitgliedstaaten

Artikel 41
Wird aufgrund des Artikels 89 des Vertrags ein Streit zwischen Mitgliedstaaten dem Gerichtshof

unterbreitet, so werden die anderen Mitgliedstaaten unverzüglich von dem Kanzler über den Gegen-
stand des Streits unterrichtet.

Jeder dieser Staaten hat das Recht, sich an dem Verfahren zu beteiligen.
Die in diesem Artikel genannten Streitsachen müssen von dem Gerichtshof in Plenarsitzung ent-

schieden werden.

Artikel 42
Beteiligt sich ein Staat nach Maßgabe des vorstehenden Artikels an einer dem Gericht unterbreite-

ten Streitsache, so wirkt die in dem Urteil gegebene Auslegung gegen ihn.

Klagen Dritter

Artikel 43
Die von der Kommission in Anwendung des Artikels 63 § 2 des Vertrags erlassenen Entscheidun-

gen müssen dem Käufer und den beteiligten Unternehmen zugestellt werden; betrifft die Entscheidung
die Gesamtheit oder eine bedeutende Gruppe der Unternehmen, so kann die Zustellung ihnen gegenü-
ber durch eine Veröffentlichung ersetzt werden.

Jeder, gegen den ein Zwangsgeld in Anwendung von Artikel 66 § 5 Absatz 4 festgesetzt worden ist,
kann hiergegen nach Maßgabe des Artikels 36 des Vertrags Klage erheben.

TITEL IV

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

Rechtsstellung der Mitglieder und Organisation des Gerichts

Artikel 44
Die Artikel 2, 3, 4, 6 bis 9, Artikel 13 Absatz l, Artikel 17, Artikel 18 Absatz 2 und Artikel 19 die

ser Satzung finden auf das Gericht und dessen Mitglieder entsprechende Anwendung. Der Eid gemäß
Artikel 2 wird vor dem Gerichtshof geleistet; die in den Artikeln 3, 4 und 7 genannten Entscheidungen
trifft der Gerichtshof nach Stellungnahme des Gerichts.
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Kanzler und Personal

Artikel 45
Das Gericht ernennt einen Kanzler und bestimmt dessen Stellung. Die Artikel 9 und 14 dieser Sat-

zung finden auf den Kanzler des Gerichts entsprechende Anwendung.
Der Präsident des Gerichtshofes und der Präsident des Gerichts legen einvernehmlich fest, in wel-

cher Weise Beamte und sonstige Bedienstete, die dem Gerichtshof beigegeben sind, dem Gericht
Dienste leisten, um ihm die Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen. Einzelne Beamte oder son-

stige Bedienstete unterstehen dem Kanzler des Gerichts unter Aufsicht des Präsidenten des Gerichts.

Das Verfahren vor dem Gericht

Artikel 46
Das Verfahren vor dem Gericht bestimmt sich nach dem Dritten Titel dieser Satzung; Artikel 41

und 42 sind gegenstandslos.
Das Verfahren wird, soweit dies erforderlich ist, durch die nach Maßgabe von Artikel 32 d Absatz

4 des Vertrags erlassene Verfahrensordnung im einzelnen geregelt und ergänzt.
Abweichend von Artikel 21 Absatz 4 dieser Satzung kann der Generalanwalt seine begründeten

Schlußanträge schriftlich stellen.

Artikel 47
Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an das Gericht gerichtet sind, irrtümlich

beim Kanzler des Gerichtshofes eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den Kanzler des
Gerichts; wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an den Gerichtshof gerichtet sind, irr-
tümlich beim Kanzler des Gerichts eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den Kanzler
des Gerichtshofes.

Stellt das Gericht fest, daß es für eine Klage nicht zuständig ist, die in die Zuständigkeit des Ge-
richtshofes fällt, so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof; stellt der Gerichtshof fest, daß eine
Klage in die Zuständigkeit des Gerichts fällt, so verweist er den Rechtsstreit an das Gericht, das sich
dann nicht für unzuständig erklären kann.

Sind bei dem Gerichtshof und dem Gericht Rechtssachen anhängig, die den gleichen Gegenstand
haben, die gleiche Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben Rechtsaktes betreffen, so
kann das Gericht nach Anhörung der Parteien das Verfahren bis zum Erlaß des Urteils des Gerichts-
hofes aussetzen. Handelt es sich um Klagen auf Nichtigerklärung desselben Rechtsaktes, so kann sich
das Gericht ferner für nicht zuständig erklären, damit der Gerichtshof über diese Klagen entscheidet.
In den in diesem Absatz genannten Fällen kann auch der Gerichtshof die Aussetzung des bei ihm an-
hängigen Verfahrens beschließen; in diesem Fall wird das Verfahren vor dem Gerich 'fortgeführt.

Artikel 48
Der Kanzler des Gerichts übermittelt jeder Partei sowie allen Mitgliedstaaten und den Gemein-

schaftsorganen, auch wenn diese vor dem Gericht der Rechtssache nicht als Streithelfer beigetreten sind,
die Endentscheidungen des Gerichts und die Entscheidungen, die über einen Teil des Streitgegenstands
ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede wegen Unzuständigkeit oder
Unzulässigkeit zum Gegenstand hat.

Rechtsmittel zum Gerichtshof

Artikel 49
Gegen die Endentscheidungen des Gerichts und gegen die Entscheidungen, die über einen Teil des

Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede der Unzu-
ständigkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat, kann ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einge-
legt werden; die Rechtsmittelfrist beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der angefochte-
nen Entscheidung.
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Dieses Rechtsmittel kann von einer Partei eingelegt werden, die mit ihren Anträgen ganz oder teil-
weise unterlegen ist. Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten oder Gemeinschaftsorgane können dieses
Rechtsmitttel jedoch nur dann einlegen, wenn die Entscheidung des Gerichts sie unmittelbar berührt.

Mit Ausnahme von Fällen, die sich auf Streitsachen zwischen der Gemeinschaft und ihren Bedien-
steten beziehen, kann dieses Rechtsmittel auch von den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorga-
nen eingelegt werden, die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht beigetreten sind. In diesem Fall be-
finden sie sich in derselben Stellung wie die Mitgliedstaaten und Organe, die dem Rechtsstreit im ersten
Rechtszug beigetreten sind.

Artikel 50
Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer von dem Gericht abgelehnt, so kann der Antrag-

steller binnen zwei Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung ein Rechtsmittel beim Ge-
richtshof einlegen.

Gegen die aufgrund des Artikels 39 Absätze 2 und 3 oder des Artikels 92 Absatz 3 des Vertrags er-
gangenen Entscheidungen des Gerichts können die Parteien des Verfahrens binnen zwei Monaten nach
Zustellung ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einlegen.

Die Entscheidung über das gemäß den Absätzen l und 2 des vorliegenden Artikels eingelegte Rechts-
mittel ergeht nach Maßgabe des Artikels 33 dieser Satzung.

Artikel 51
Das beim Gerichtshof eingelegte Rechtsmittel ist auf Rechtsfragen beschränkt. Es kann nur auf die

Unzuständigkeit des Gerichts, auf einen Verfahrensfehler, durch den die Interessen des Rechtsmittel-
führers beeinträchtigt werden, sowie auf eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch das Gericht
gestützt werden.

Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder gegen die Kostenfestsetzung ist unzulässig.

Das Verfahren vor dem Gerichtshof

Artikel 52
Wird gegen, eine Entscheidung des Gerichts ein Rechtsmittel eingelegt, so besteht das Verfahren

vor dem Gerichtshof aus einem schriftlichen und einem mündlichen Verfahren. Unter den in der Ver-
fahrensordnung festgelegten Voraussetzungen kann der Gerichtshof nach Anhörung des Generalan-
walts und der Parteien ohne mündliches Verfahren entscheiden.

Aufschiebende Wirkung

Artikel 53
Unbeschadet des Artikels 39 Absätze 2 und 3 des Vertrags haben Rechtsmittel keine aufschieben-

de Wirkung.

Abweichend von Artikel 44 des Vertrags werden die Entscheidungen des Gerichts, in denen eine
allgemeine Entscheidung oder eine allgemeine Empfehlung für nichtig erklärt wird, erst nach Ablauf
der in Artikel 49 Absatz l dieser Satzung vorgesehenen Frist oder, wenn innerhalb dieser Frist ein
Rechtsmittel eingelegt worden ist, nach dessen Zurückweisung wirksam; ein Beteiligter kann jedoch
gemäß Artikel 39 Absätze 2 und 3 des Vertrags beim Gerichtshof die Aussetzung der Wirkungen des
für nichtig erklärten Rechtsaktes oder sonstige einstweilige Anordnungen beantragen.

Entscheidung des Gerichtshofes über das Rechtsmittel

Artikel 54
Ist das Rechtsmittel begründet, so hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Gerichts auf. Er kann

sodann den Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden, wenn dieser zur Entscheidung reif ist, oder die
Sache.zur Entscheidung an das Gericht zurückverweisen.
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Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht an die rechtliche Beurteilung in der Entscheidung
des Gerichtshofes gebunden.

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Gememschaftsorgan, die dem Rechtsstreit vor dem Ge-
richt nicht beigetreten sind, eingelegte Rechtsmittel begründet, so kann der Gerichtshof, falls er dies für
notwendig hält, diejenigen Wirkungen der aufgehobenen Entscheidung des Gerichts bezeichnen, die
für die Parteien des Rechtsstreits als fortgeltend zu betrachten sind.

Verfahrensordnung

Artikel 55
Der Gerichtshof erläßt seine Verfahrensordnung. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des

Rates. Diese Verfahrensordnung enthält alle Vorschriften, die für die Anwendung der Satzung und er-
forderlichenfalls für ihre Ergänzung notwendig sind.

Übergangsbestimmungen

Artikel 56
Der Präsident des Rates nimmt unmittelbar nach der Eidesleistung die Auslosung der Richter und

Generalanwälte vor, deren Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre gemäß Artikel 32 des Vertrags neu
besetzt werden.

Geschehen zu Paris am achtzehnten April neunzehnhunderteinundfünfzig.
ADENAUER

Paul VAN ZEELAND
J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
Jos. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK



268517. Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 46

PROTOKOLL
ÜBER DIE BEZIEHUNGEN ZUM EUROPARAT

DIE HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE,
VON DER NOTWENDIGKEIT ÜBERZEUGT, möglichst enge Beziehungen zwischen der Eu-

ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und dem Europarat, insbesondere zwischen dem Eu-
ropäischen Parlament und der Beratenden Versammlung des Europarats herzustellen,

IN KENNTNIS der Empfehlungen der Beratenden Versammlung des Europarats,

SIND über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel l
Die Regierungen der Mitgliedstaaten mögen ihren Parlamenten empfehlen, die von ihnen zu be-

stimmenden Mitglieder der Versammlung vorzugsweise unter den Vertretern in der Beratenden Ver-
sammlung des Europarats auszuwählen.

Artikel 2
Das Europäische Parlament der Gemeinschaft übermittelt jedes Jahr der Beratenden Versammlung

des Europarats einen Tätigkeitsbericht.

Artikel 3
Die Kommission übersendet jedes Jahr dem Ministerrat und der Beratenden Versammlung des Eu-

roparats den in Artikel 17 des Vertrags vorgesehenen Gesamtbericht.

Artikel 4
Die Kommission unterrichtet den Europarat darüber, inwieweit sie in der Lage war, den Empfeh-

lungen, die von dem Ministerrat des Europarats nach Artikel 15 b der Satzung des Europarats an sie ge-
richtet worden sind, stattzugeben.

Artikel 5
Der Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl einschließ-

lich seiner Anlagen ist bei dem Generalsekretariat des Europarats zu registrieren.

Artikel 6
Durch Abkommen zwischen der Gemeinschaft und dem Europarat kann, unter anderem, jede an-

dere Art beiderseitiger Unterstützung und Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen vor-
gesehen und gegebenenfalls die hierfür geeignete Form vereinbart werden.

Geschehen zu Paris am achtzehnten April neunzehnhunderteinundfünfzig.
ADENAUER

Paul VAN ZEELAND
J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
JOS. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK
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III - BRIEFWECHSEL
ZWISCHEN DER REGIERUNG DER BUNDESREPUBLIK

DEUTSCHLAND UND DER REGIERUNG DER
FRANZÖSISCHEN REPUBLIK ÜBER DIE SAAR

DER BUNDESKANZLER
UND

DER BUNDESMINISTER DES AUSWÄRTIGEN

z. Z. Paris, den 18. April 1951

Seiner Exzellenz
Herrn
Präsidenten Robert Schuman
Minister des Auswärtigen
Paris

Herr Präsident!
Die Vertreter der Bundesregierung haben bei den Verhandlungen über die Europäische Gemein-

schaft für Kohle und Stahl wiederholt die Erklärung abgegeben, daß die endgültige Regelung des Sta-
tus der Saar nur durch den Friedensvertrag oder einen gleichartigen Vertrag erfolgen kann. Sie haben
ferner bei den Verhandlungen die Erklärung abgegeben, daß die Bundesregierung durch die Unter-
zeichnung des Vertrages keine Anerkennung des gegenwärtigen Status an der Saar ausspricht.

Ich wiederhole diese Erklärung und bitte, mir zu bestätigen, daß die französische Regierung mit
der Bundesregierung darüber übereinstimmt, daß die endgültige Regelung des Status der Saar nur durch
den Friedensvertrag oder einen gleichartigen Vertrag erfolgt und daß die französische Regierung in der
Unterzeichnung des Vertrages über die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl durch die Bun-
desregierung keine Anerkennung des gegenwärtigen Status an der Saar durch die Bundesregierung er-
blickt.

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.
gez. ADENAUER
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(ÜBERSETZUNG)
Paris, den 18. April 1951

Herr Bundeskanzler!
In Beantwortung Ihres Schreibens vom 18. April 1951 nimmt die französische Regierung davon

Kenntnis, daß die Bundesregierung in der Unterzeichnung des Vertrages über die Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl keine Anerkennung des gegenwärtigen Status der Saar
erblickt.

Die französische Regierung erklärt v.on ihrem eigenen Standpunkt aus, daß sie im Namen der Saar
aufgrund ihres gegenwärtigen Status handelt, daß sie aber in der Unterzeichnung des Vertrages durch
die Bundesregierung keine Anerkennung des gegenwärtigen Status der Saar durch die Bundesregierung
erblickt. Sie ist nicht der Auffassung, daß der Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl dem endgültigen Status der Saar vorgreift, der durch einen Friedensvertrag
oder durch einen anstelle eines Friedensvertrags abgeschlossenen Vertrag zu regeln ist.

Genehmigen Sie, Herr Bundeskanzler, den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochachtung.
gez. SCHUMAN

Herrn Dr. Konrad ADENAUER,
Bundeskanzler und Bundesminister des Auswärtigen
der Bundesrepublik Deutschland
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IV - ABKOMMEN ÜBER DIE ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

DIE HOHEN VERTRAGSCHLIESSENDEN TEILE,

VON DEM WUNSCHE GELEITET, das in Artikel 85 des Vertrags vorgesehene Abkommen über
die Übergangsbestimmungen festzulegen,

HABEN folgendes VEREINBART:

Gegenstand des Abkommens

(1) Dieses in Durchführung des Artikels 85 des Vertrags getroffene Abkommen hat den Zweck,
die Maßnahmen vorzusehen, die für die Errichtung des gemeinsamen Marktes und zur fortschreiten-
den Anpassung der Produktion an die neu geschaffenen Verhältnisse erforderlich sind, und gleichzei-
tig die Möglichkeit zur Beseitigung von Störungen des Gleichgewichts zu geben, die sich aus früheren
Verhältnissen ergeben.

(2) Zu diesem Zweck erfolgt die Ingangsetzung des Vertrags in zwei Zeitabschnitten, der Anlauf-
zeit und der Übergangszeit.

(3) Die Anlaufzeit beginnt bei Inkrafttreten des Vertrags und endet bei Errichtung des gemeinsa-
men Marktes.

Während dieses Zeitabschnitts
a) werden alle Organe der Gemeinschaft eingesetzt und Verbindungen zwischen ihnen, den Un-

ternehmen und ihren Verbänden und den-Arbeitnehmer-, Verbraucher- und Händlerverbänden
mit dem Ziel hergestellt, die Arbeit der Gemeinschaft auf der Grundlage einer ständigen Füh-
lungnahme aufzubauen und unter allen Beteiligten gemeinsame Auffassungen und gegenseitige
Unterrichtung herbeizuführen;

b) umfaßt die Tätigkeit der Kommission:
1. Untersuchungen und Beratungen,

2. Verhandlungen mit dritten Ländern.

Die Untersuchungen und Beratungen verfolgen den Zweck, in ständiger Verbindung mit den Re-
gierungen, den Unternehmen und ihren Verbänden, den Arbeitnehmern, Verbrauchern und Händlern
die Aufstellung einer Gesamtübersicht über die Lage in der Kohle- und Stahlindustrie innerhalb der
Gemeinschaft und die hierbei auftretenden Probleme sowie die Vorbereitung konkreter Maßnahmen
zu ermöglichen, die zur Lösung dieser Probleme während der Übergangszeit zu treffen sind.

Die Verhandlungen mit dritten Ländern verfolgen den Zweck,
— einerseits die Grundlagen für die Zusammenarbeit zwischen der Gemeinschaft und diesen Län-

dern zu schaffen,
- andererseits vor Aufhebung der Zölle und mengenmäßigen Beschränkungen innerhalb der Ge-

meinschaft zu erreichen, daß folgende Klauseln in dem erforderlichen Umfang geändert wer-
den:
- die Meistbegünstigungsklausel im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens

und der zweiseitigen Verträge,
- die Nichtdiskriminierungsklausel, die für die Liberalisierung des Warenverkehrs im Rahmen

der Organisation für europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit maßgebend ist.
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(4) Die Übergangszeit beginnt mit der Errichtung des gemeinsamen Marktes und endet mit Ab-
lauf einer Frist von fünf Jahren nach der Errichtung des gemeinsamen Marktes für Kohle.

(5) Mit dem Inkrafttreten des Vertrags gemäß Artikel 99 sind seine Bestimmungen anwendbar,
vorbehaltlich der Änderungen und unbeschadet der ergänzenden Bestimmungen, die zu den obenge-
nannten Zwecken in diesem Abkommen vorgesehen sind. '

Vorbehaltlich der in diesem Abkommen ausdrücklich vorgesehenen Ausnahmen sind mit Ablauf
der Übergangszeit diese Änderungen und ergänzenden Bestimmungen nicht mehr anwendbar. Die zu
ihrer Durchführung ergriffenen Maßnahmen verlieren im gleichen Zeitpunkt ihre Wirkung.
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ERSTER TEIL

INGANGSETZUNG DES VERTRAGS

KAPITEL l

EINSETZUNG DER ORGANE DER GEMEINSCHAFT

Die Kommission

§2
(1) Die Kommission nimmt ihre Tätigkeit auf, sobald ihre Mitglieder ernannt sind.

(2) Zur Durchführung der ihr in § l dieses Abkommens zugewiesenen Aufgaben beginnt die Kom-
mission unverzüglich die ihr durch den Vertrag zugewiesene Tätigkeit auf dem Gebiet der Einholung
von Auskünften und der Untersuchungen in der in den Artikeln 46, 47, 48 und 54 Absatz 3 vorgesehe-
nen Weise und mit den dort festgelegten Befugnissen. Sobald sie ihre Tätigkeit aufgenommen hat, ha-
ben ihr die Regierungen gemäß Artikel 67 jede Maßnahme mitzuteilen, die geeignet ist, die Wettbe-
werbsbedingungen zu verändern; dasselbe gilt für die in Handelsverträgen und Vereinbarungen gleicher
Wirkung enthaltenen Bestimmungen über Kohle und Stahl gemäß Artikel 75.

Die Kommission hat aufgrund der von ihr eingeholten Auskünfte über die Ausrüstungen und Pro-
gramme den Zeitpunkt zu bestimmen, von dem an die im vorstehenden Absatz nicht bezeichneten Be-
stimmungen des Artikels 54 auf die Investitionsprogramme und auf die Vorhaben Anwendung finden,
die in diesem Zeitpunkt ausgeführt werden; die Bestimmungen des vorletzten Absatzes dieses Artikels
finden jedoch keine Anwendung auf Vorhaben, für welche die Aufträge vor dem 1. März 1951 erteilt
worden sind.

Die Kommission übt, soweit erforderlich, vom Zeitpunkt der Aufnahme ihrer Tätigkeit an im Be-
nehmen mit den Regierungen die Befugnisse aus, die in Artikel 59 § 3 vorgesehen sind.

Die übrigen ihr durch den Vertrag zugewiesenen Tätigkeiten hat die Kommission erst von dem
Zeitpunkt an auszuüben, der für jedes der in Betracht kommenden Erzeugnisse den Beginn der Über-
gangszeit darstellt.

(3) Zu den oben vorgesehenen Zeitpunkten hat die Kommission den Mitgliedstaaten hinsichtlich
jeder ihrer Tätigkeiten mitzuteilen, daß sie zu deren Aufnahme in der Lage ist. Bis zu dieser Mitteilung
werden die entsprechenden Befugnisse weiter von den Mitgliedstaaten ausgeübt.

Von einem Zeitpunkt an, den die Kommission nach der Aufnahme ihrer Tätigkeit festzusetzen hat,
haben sich jedoch die Kommission und die Mitgliedstaaten miteinander ins Benehmen zu setzen, bevor
die Mitgliedstaaten von ihnen beabsichtigte Rechts- und Verwaltungsvorschriften zu den Fragen erlas-
sen, die nach dem Vertrag zur Zuständigkeit der Kommission gehören.

(4) Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 67 über die Wirkung neuer Maßnahmen hat die
Kommission zusammen mit den beteiligten Regierungen zu prüfen, wie sich die bestehenden Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, insbesondere über die Preisfestsetzung für die ihrer Zuständigkeit nicht
unterstehenden Nebenerzeugnisse, auf die Kohle- und Stahlindustrie auswirken; das gleiche gilt für die
vertraglichen Regelungen der Sozialversicherung, soweit diese die gleichen Wirkungen haben wie die
auf diesem Gebiet geltenden Verwaltungsvorschriften. Stellt sie fest, daß einzelne dieser Vorschriften
für sich allein oder durch die von ihnen begründeten Unterschiede zwischen zwei oder mehreren Mit-
gliedstaaten geeignet sind, die Wettbewerbsbedingungen in der Kohle- und Stahlindustrie entweder auf
dem Markt des betreffenden Landes oder auf dem übrigen Teil des gemeinsamen Marktes oder auf den
Ausfuhrmärkten erheblich zu verfälschen, so hat sie nach Anhörung des Rates den beteiligten Regie-
rungen Maßnahmen jeder Art vorzuschlagen, die sie zur Berichtigung solcher Vorschriften oder zum
Ausgleich ihrer Auswirkungen für geeignet hält.

(5) Um ihre Tätigkeit auf Grundlagen aufbauen zu können, die von den unterschiedlichen Prak-
tiken der Unternehmen unabhängig sind, hat die Kommission im Benehmen mit den Regierungen, den
Unternehmen und ihren Verbänden, den Arbeitnehmern, den Verbrauchern und Händlern zu prüfen,
wie vergleichbar gemacht werden können:
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- die Preisstaffeln, die für die verschiedenen Güteklassen im Umkreis um den Durchschnittspreis
der Erzeugnisse oder für die aufeinanderfolgenden Bearbeitungsstufen der Erzeugnisse ange-
wandt werden,

- die Berechnung der Abschreibungsrückstellungen.
(6) Während der Anlaufzeit besteht die Hauptaufgabe der Kommission darin, mit den Unterneh-

men und deren Verbänden und den Arbeitnehmer-, Verbraucher- und Händlerverbänden in Verbin-
dung zu treten, um sich eine konkrete Kenntnis der Gesamtlage und der besonderen Verhältnisse in-
nerhalb der Gemeinschaft zu verschaffen.

Mit Hilfe der Auskünfte, die sie über die Märkte, die Versorgung, die Produktionsbedingungen
der Unternehmen, die Lebensbedingungen der Arbeiterschaft sowie die Modernisierungs und Ausrü-
stungsprogramme einholt, hat sie zusammen mit allen Beteiligten, und um deren gemeinsames Handeln
zu erhellen, eine Gesamtübersicht über die Lage der Gemeinschaft aufzustellen.

Aufgrund dieser Fühlungnahmen und dieser Kenntnis der Gesamtlage sind die Maßnahmen vor-
zubereiten, die zur Errichtung des gemeinsamen Marktes und zur Erleichterung einer Anpassung der
Erzeugung erforderlich sind.

Der Rat

S3
Der Rat tritt in dem Monat zusammen, der auf den Beginn der Tätigkeit der Kommission folgt.

Der Beratende Ausschuß

§4
Für die Bildung des Beratenden Ausschusses gemäß Artikel 18 des Vertrags haben die Regierun-

gen der Kommission, sobald diese ihre Tätigkeit aufgenommen hat, alle Auskünfte über die Verhält-
nisse der Erzeuger-, Arbeitnehmer- und Verbraucherorganisationen mitzuteilen, die in jedem Land für
Kohle und Stahl bestehen, insbesondere über die Zusammensetzung, den geographischen Bereich, die
Satzungen, die Befugnisse und die Aufgaben dieser Organisationen.

Aufgrund dieser Auskünfte hat die Kommission innerhalb von zwei Monaten nach Aufnahme ih-
rer Tätigkeit einen Beschluß des Rates über die Bestimmung der Erzeuger- und Arbeitnehmerorgani-
sationen herbeizuführen, die Kandidaten vorzuschlagen haben.

Der Beratende Ausschuß muß in dem auf diesen Beschluß folgenden Monat gebildet werden.

Der Gerichtshof

§ 5
Der Gerichtshof nimmt seine Tätigkeit auf, sobald seine Mitglieder ernannt sind. Die erste Ernen-

nung des Präsidenten erfolgt nach denselben Bestimmungen wie die Ernennung des Präsidenten der
Kommission.

Der Gerichtshof hat sich innerhalb von drei Monaten eine Verfahrensordnung zu geben.
Klagen können erst vom Zeitpunkt der Veröffentlichung dieser Verfahrensordnung an erhoben

werden. Die Auferlegung von Zwangsgeldern und die Einziehung von Geldbußen werden bis zu die-
sem Zeitpunkt ausgesetzt.

Die Fristen für die Erhebung von Klagen beginnen erst vom gleichen Zeitpunkt an zu laufen.

Die Versammlung

§6
Die Versammlung tritt einen Monat nach Beginn der Tätigkeit der Kommission auf Einberufung

durch deren Präsidenten zusammen, um die Mitglieder ihres Büros zu wählen und ihre Geschäftsord-
nung auszuarbeiten. Bis zur Wahl der Mitglieder des Büros führt der Alterspräsident den Vorsitz.
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Fünf Monate nach Beginn der Tätigkeit der Kommission hält sie eine zweite Sitzung ab, um einen
Gesamtbericht über die Lage der Gemeinschaft entgegenzunehmen, dem der erste Haushaltsvoranschlag
beigefügt wird.

Finanz- und Verwaltungsbestimmungen

§7
Das erste Rechnungsjahr erstreckt sich von dem Zeitpunkt, an dem die Kommission ihre Tätigkeit

aufnimmt, bis zum 30. Juni des folgenden Jahres.
Die in Artikel 50 des Vertrags vorgesehene Umlage kann von der
Aufstellung des ersten Haushaltsvoranschlags an erhoben werden. Für den Übergang und zur Be-

streitung der ersten Verwaltungsausgaben haben die Mitgliedstaaten rückzahlbare und unverzinsliche
Vorschüsse im Verhältnis ihrer Beiträge zu der Organisation für europäische wirtschaftliche Zusam-
menarbeit zu leisten.

(Absatz 3 aufgehoben durch Artikel 24 Absatz 2 des Fusionsvertrags)
[Siehe Artikel 24 Absatz l des Fusionsvertrags, der wie folgt lautet:

(1) Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl,
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft werden beim In-
krafttreten dieses Vertrags Beamte und sonstige Bedienstete der Europäischen Gemeinschaften und
gehören der einzigen Verwaltung dieser Gemeinschaften an.

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der anderen beteiligten Orga-
ne mit qualifizierter Mehrheit das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und die Be-
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften.]

KAPITEL 2

ERRICHTUNG DES GEMEINSAMEN MARKTES

§8

Die Errichtung des gemeinsamen Marktes wird vorbereitet durch die Einsetzung aller Organe der
Gemeinschaft, durch umfassende Fühlungnahmen der Kommission mit den Regierungen, den Unter
nehmen und ihren Verbänden, den Arbeitnehmern und Verbrauchern und durch den sich aus den so
erhaltenen Auskünften ergebenden allgemeinen Überblick über die Lage der Gemeinschaft; sie ergibt
sich aus den Maßnahmen zur Anwendung des Artikels 4 des Vertrags.

Diese Maßnahmen treten unbeschadet der in diesem Abkommen vorgesehenen besonderen Vor-
schriften in Kraft, und zwar:

a) soweit es sich um Kohle handelt, sobald die Kommission die Einsetzung der im Dritten Teil Ka-
pitel 2 dieses Abkommens vorgesehenen Einrichtungen für die Ausgleichszahlungen bekannt-
gegeben hat;

b) soweit es sich um Eisenerz und Schrott handelt, zu demselben Zeitpunkt wie für Kohle;
c) soweit es sich um Stahl handelt, zwei Monate nach dem vorstehend vorgesehenen Zeitpunkt.
Die nach den Vorschriften des Dritten Teiles dieses Abkommens für Kohle vorgesehenen Ein-

richtungen für die Ausgleichszahlungen sind binnen sechs Monaten nach Beginn der Tätigkeit der Kom-
mission zu schaffen.

Etwa erforderliche zusätzliche Fristen sind auf Vorschlag der Kommission durch den Rat festzu-
setzen.
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Beseitigung der Zölle und der mengenmäßigen Beschränkungen

$9 •Vorbehaltlich der in diesem Abkommen vorgesehenen besonderen Vorschriften haben die Mit-
gliedstaaten alle Ein- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung und mengenmäßige Beschrän-
kungen jeder Art für den Verkehr mit Kohle und Stahl innerhalb der Gemeinschaft zu den Zeitpunk-
ten zu beseitigen, die zur Errichtung des gemeinsamen Marktes gemäß § 8 für Kohle, Eisenerz und
Schrott einerseits sowie für Stahl andererseits vorgesehen sind.

ü
.' i • t

Transportwesen

. • §10
Ein Ausschuß von Sachverständigen, die von den"Regierungen der Mitgliedstaaten ernannt wer-

den, ist von der Kommission mit der Ausarbeitung von Vorschriften zu beauftragen, die zur Erreichung
der in Artikel 70 des Vertrags bestimmten Ziele den Regierungen für die Transporte von Kohle und
Stahl vorzuschlagen sind; die Kommission hat diesen Ausschuß unverzüglich einzuberufen.

Die zur Herbeiführung des Einverständnisses der Regierungen mit den verschiedenen vorgeschla-
genen Maßnahmen erforderlichen Verhandlungen sind unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 70
letzter Absatz von der Kommission in die Wege zu leiten; diese hat gleichfalls die etwa notwendigen
Verhandlungen mit beteiligten dritten Staaten einzuleiten.

Die von dem Ausschuß zu prüfenden Maßnahmen sind folgende:
1. Beseitigung der zu den Bestimmungen des Artikels 70 Absatz 2 im Widerspruch stehenden Dis-

kriminierungen;
2. für die Transporte innerhalb der Gemeinschaft Aufstellung von'direkten internationalen Tari-

fen, die die Gesamtentfernung berücksichtigen und einen degressiven Charakter tragen, ohne
der Aufteilung der Frachten auf die beteiligten Verkehrsunternehmen vorzugreifen;

3. Prüfung der bei den verschiedenen Beförderungsarten für Kohle und Stahl angewandten Frach-
ten und Beförderungsbedingungen aller Art, damit sie im Rahmen der Gemeinschaft aufeinan-
der abgestimmt werden, soweit dies für das ordnungsgemäße Arbei ten des gemeinsamen Mark-
tes erforderlich ist; dabei sind unter anderem die Selbstkosten der Transporte zu berücksichtigen.

Der Sachverständigenausschuß hat seine Arbeiten spätestens innerhalb folgender Fristen abzusch-
ließen: •; p-_,, v A . : . ' -.

- drei Monate für die unter l genannten Maßnahmen;
- zwei Jahre für die unter 2 und 3 genannten Maßnahmen.
Die unter l genannten Maßnahmen treten spätestens mit der Errichtung des gemeinsamen Mark-

tes für Kohle in Kraft; - • " ' ' - i- •• ' • : "•"'" ' '-:"• •• •' •-• , •- ••
Die unter 2 und- 3 genannten Maßnahmen treten gleichzeitig in -Kraft, sobald das Einverständnis

der Regierungen vorliegt. Falls jedoch zweieinhalb Jahre nach Errichtung der Kommission das Einver-
ständnis der Regierungen der Mitgliedstaaten mit den unter 3 genannten Maßnahmen nicht herbeige-
führt sein sollte, treten die unter 2 genannten Maßnahmen zu einem von der Kommission bestimmten
Zeitpunkt allein in Kraft. In diesem-Fall'hat die Kommission auf Vorschlag des Sachverständigenaus-
schusses die ihr notwendig erscheinenden Empfehlungen zu erteilen, um jede schwere Störung im Trans-
portwesen zu vermeiden. . j

Die in Artikel 70 Absatz-4 genannten urïd bei der Einsetzung der Kommission geltenden Tarifbe-
stimmungen sind der Kommission mitzuteilen; diese hat für ihre Abänderung die Fristen zu bewilligen,
die erforderlich sind, um jede schwere wirtschaftliche Störung zu vermeiden.

Der Sachverständigenausschuß hat Abänderungen auszuarbeiten und den beteiligten Regierungen
vorzuschlagen; diese werden die luxemburgische Regierung ermächtigen, die vorgeschlagenen Abän-
derungen auf die oben näher bezeichneten Maßnahmen und Grundsätze anzuwenden, um der beson-
deren Lage der luxemburgischen Eisenbahn Rechnung zu tragen.

Die beteiligten Regierungen werden nach Anhörung des Sachverständigenausschusses die luxem-
burgische Regierung, soweit es die besondere Lage erfordert, ermächtigen, die angenommene Lösung
während des Dauerzustands weiter anzuwenden.
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Solange über die in den vorstehenden Absätzen vorgesehenen Maßnahmen keine Einigung zwi-
schen den beteiligten Regierungen erzielt werden kann, braucht die luxemburgische Regierung die in
Artikel 70 des Vertrags und in diesem Paragraphen angegebenen Grundsätze nicht anzuwenden.

Subventionen, unmittelbare oder mittelbare-Beihilfen, Sonderlasten

Die Regierungen der Mitgliedstaaten haben der Kommission, sobald diese ihre Tätigkeit aufge-
nommen hat, von Beihilfen und Subventionen jeder Art, die den Kohle- und Stahlindustrien in ihren
Ländern zugute kommen, oder von den ihnen auferlegten Sonderlasten Kenntnis zu geben. Stimmt die
Kommission der Beibehaltung dieser Beihilfen, Subventionen oder Sonderlasten und den Bedingungen
für ihre Beibehaltung nicht zu, so sind sie zu den von der Kommission bestimmten Zeitpunkten und
unter den von ihr festgesetzten Bedingungen nach Anhörung des Rates einzustellen, ohne daß diese Ein-
stellung vor dem Zeitpunkt verbindlich werden kann, der den Beginn der Übergangszeit für die in Be-
tracht kommenden Erzeugnisse darstellt.

Monopolartige Absprachen und Organisationen

§ 12
Alle Auskünfte über die in Artikel 65 genannten Absprachen oder Organisationen sind der Kom-

mission gemäß § 3 des genannten Artikels zu erteilen.
Verweigert die Kommission die Erteilung der in § 2 des genannten Artikels vorgesehenen Geneh-

migungen, so hat sie angemessene Fristen festzusetzen, nach deren Ablauf die in demselben Artikel vor-
gesehenen Verbote wirksam werden.

Um die Liquidierung der gemäß Artikel 65 verbotenen Organisationen zu erleichtern, kann die
Kommission Liquidatoren ernennen, die ihr gegenüber verantwortlich sind und auf ihre Weisungen
handeln.

Unter Mitwirkung dieser Liquidatoren prüft sie die entstehenden Probleme und die Mittel, die zur
Anwendung gebracht werden müssen, um

- die wirtschaftlichste Verteilung und Verwendung der Erzeugnisse und insbesondere der ver-
schiedenen Sorten und Güteklassen von Kohle sicherzustellen;

- bei einem Nachlassen der Nachfrage jede Beeinträchtigung der Produktionskapazität und ins-
besondere der für die Versorgung des gemeinsamen Marktes in normalen Zeiten oder in Zeiten
der Hochkonjunktur erforderlichen Kohlenbergbauanlagen zu vermeiden;

- eine ungleichmäßige Aufteilung der verringerten Arbeitsmöglichkeiten, die sich aus einem Nach-
lassen der Nachfrage ergeben könnten, auf die Arbeitnehmer zu vermeiden.

Die Kommission schafft aufgrund dieser Prüfungen und im Einklang mit den ihr übertragenen Auf-
gaben die Verfahren und Organisationen, die zu schaffen ihr der Vertrag Spielraum läßt und die sie zur
Lösung dieser Probleme bei Ausübung ihrer Befugnisse, insbesondere nach den Artikeln 53, 57, 58 und
Kapitel 5 des Titels III, für zweckdienlich hält, ohne daß deren Bestand auf die Übergangszeit beschränkt
wäre.

§ 13
Die Bestimmungen des Artikels 66 § 5 sind anwendbar, sobald der Vertrag in Kraft getreten ist. Sie

können außerdem auf Zusammen Schlüsse angewendet werden, die zwischen dem Zeitpunkt der Un-
terzeichnung und dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrags bewirkt worden sind, wenn die Kom-
mission nachweist, daß dieses Vorgehen erfolgt ist, um der Anwendung des Artikels 66 zu entgehen.

Bis zum Erlaß der in Artikel 66 § l vorgesehenen Verordnung bedarf das in diesem Paragraphen
bezeichnete Vorgehen keiner vorherigen Zustimmung. Die Kommission ist nicht verpflichtet, über die
ihr eingereichten Anträge auf Zustimmung sofort zu entscheiden.
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Bis zum Erlaß der in Artikel 66 § 4 vorgesehenen Verordnung können die in diesem Paragraphen
erwähnten Auskünfte von den der Zuständigkeit der Kommission unterstehenden Unternehmen nur
unter den in Artikel 47 vorgesehenen Voraussetzungen verlangt werden.

Die in Artikel 66 §§ l und 4 vorgesehenen Verordnungen sind innerhalb von vier Monaten nach
Beginn der Tätigkeit der Kommission zu erlassen.

Die Kommission holt bei den Regierungen, den Erzeugerverbänden und den Unternehmen alle zur
Anwendung von Artikel 66 §§ 2 und 7 zweckdienlichen Auskünfte über die in den verschiedenen Ge-
bieten der Gemeinschaft bestehenden Verhältnisse ein.

Die Bestimmungen des Artikels 66 § 6 sind je nach dem Inkrafttreten der Vorschriften anwendbar,
deren Anwendung sie für zulässig erklären.

Die Bestimmungen des Artikels 66 § 7 sind vom Zeitpunkt der Errichtung des gemeinsamen Mark-
tes an gemäß § 8 dieses Abkommens anwendbar.
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ZWEITER TEIL

BEZIEHUNGEN DER GEMEINSCHAFT ZU DRITTEN LÄNDERN

KAPITEL l

VERHANDLUNGEN MIT DRITTEN LÄNDERN

§ 14

Sobald die Kommission ihre Tätigkeit aufgenommen hat, haben die Mitgliedstaaten mit den Re-
gierungen dritter Länder, insbesondere mit der britischen Regierung, Verhandlungen über sämtliche
Wirtschafts- und Handelsbeziehungen zwischen der Gemeinschaft und diesen Ländern einzuleiten, so-
weit sie Kohle und Stahl betreffen. Bei diesen Verhandlungen tritt die Kommission als gemeinsame Be-
auftragte der Mitgliedstaaten auf; sie handelt aufgrund von Weisungen, die der Rat einstimmig be-
schlossen hat. Vertreter der Mitgliedstaaten können an diesen Verhandlungen teilnehmen.

§ 15
Um den Mitgliedstaaten jede Freiheit zur Aushandlung von Konzessionen seitens dritter Länder

zu lassen, insbesondere als Gegenleistung für eine Senkung der Zölle für Stahl im Sinne einer Anpas-
sung an die in der Gemeinschaft angewandten niedrigsten Schutzzölle, vereinbaren die Mitgliedstaaten
folgende Bestimmungen, die von der Herstellung des gemeinsamen Marktes für Stahl an gelten:

- Im Rahmen von Zollkontingenten bleiben die Benelux-Länder bei den für ihren eigenen Markt
bestimmten Einfuhren aus dritten Ländern weiter im Genuß der von ihnen bei Inkrafttreten des
Vertrags angewandten Zölle;

- sie wenden auf die über dieses Kontingent hinausgehenden Einfuhren, von denen anzunehmen
ist, daß sie für andere Länder der Gemeinschaft bestimmt sind, die Zölle an, die im Rahmen der
Brüsseler Nomenklatur von 1950 dem niedrigsten bei Inkrafttreten des Vertrags in den anderen
Mitgliedstaaten angewandten Zoll gleichkommen.

Das Zollkontingent wird alljährlich und vorbehaltlich einer alle drei Monate stattfindenden Nach-
prüfung für jede Rubrik des Benelux-Zolltarifs von den Regierungen der Benelux-Länder mit Zustim-
mung der "Kommission unter Berücksichtigung der Entwicklung des Bedarfs und des laufenden Wa-
renverkehrs bestimmt. Die ersten Kontingente werden auf der Grundlage der durchschnittlichen
Einfuhren der Benelux-Länder aus dritten Ländern während einer geeigneten Vergleichsperiode und
im gegebenen Fall unter Berücksichtigung der als Ersatz für die Einfuhren bestimmten Produktionen
festgesetzt, die der vorgesehenen Inbetriebnahme neuer Werkanlagen entsprechen. Ist es infolge eines
unvorhergesehenen Bedarfs notwendig, die festgesetzten Kontingente zu überschreiten, so ist die Kom-
mission sofort zu verständigen; diese kann, abgesehen von der vorübergehenden Anwendung von Kon-
trollen der Lieferungen der Benelux-Länder nach den anderen Mitgliedstaaten, die Überschreitung der
Kontingente verbieten, wenn sie ein beträchtliches Ansteigen dieser Lieferungen feststellt, das aussch-
ließlich auf die Überschreitung der Kontingente zurückzuführen ist. Der Vorteil des niedrigsten Zolls
wird den Importeuren in den Benelux-Ländern nur dann zugebilligt, wenn sie sich verpflichten, die Wa-
ren nicht wieder nach anderen Ländern der Gemeinschaft auszuführen.

Die Verpflichtung der Benelux-Länder zur Festsetzung eines Zollkontingents erlischt nach Maß-
gabe des Abkommens, durch das die Verhandlungen mit Großbritannien abgeschlossen werden, späte-
stens mit Ablauf der Übergangszeit.

Stellt die Kommission bei Ablauf der Übergangszeit oder bei der vorzeitigen Aufhebung des Zoll-
kontingents fest, daß einer oder mehrere der Mitgliedstaaten berechtigt sind, gegenüber dritten Ländern
höhere Zollsätze anzuwenden, als sie sich aus einer Angleichung an die in der Gemeinschaft angewandten
niedrigsten Schutzzölle ergeben, so hat sie diese Staaten nach Maßgabe von § 29 zu ermächtigen, selbst
die Maßnahmen zur Anwendung zu bringen, die geeignet sind, ihren indirekten Einfuhren durch die
Gebiete der Mitgliedstaaten zu ermäßigten Zollsätzen einen gleichen Schutz zu gewähren, wie er sich
aus der Anwendung ihrer eigenen Zollsätze auf ihre direkten Einfuhren ergibt.
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Zwecks Erleichterung der Angleichung der Zollsätze vereinbaren die Benelux-Länder, in dem von
der Kommission in Fühlungnahme mit ihren Regierungen als notwendig anerkannten Maße ihre gegen-
wärtigen Zollsätze für Stahl um höchstens zwei Punkte zu erhöhen. Diese Verpflichtung wird erst zu
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem das in den vorstehenden Absätzen 2, 3 und 4 vorgesehene Zollkontin-
gent aufgehoben wird und mindestens einer der den Benelux-Ländern benachbarten Mitgliedstaaten da-
von absieht, die im vorhergehenden Absatz vorgesehenen Maßnahmen gleicher Wirkung anzuwenden.

§ 16
Die aufgrund des Artikels 72 des Vertrags eingegangene Verpflichtung hat für die Mitgliedstaaten

das Verbot zur Folge, durch internationale Vereinbarungen eine dauernde Beibehaltung der im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Vertrags geltenden Zölle zu vereinbaren, es sei denn, daß die Kommission
ihre Zustimmung gibt.

Frühere auf zwei- oder mehrseitigen Vereinbarungen beruhende Bindungen über Beibehaltung von
Zollsätzen sind der Kommission mitzuteilen; diese hat zu prüfen, ob deren Beibehaltung mit dem ein-
wandfreien Arbeiten der gemeinsamen Organisation vereinbar scheint; sie kann gegebenenfalls durch
geeignete Empfehlungen bei den Mitgliedstaaten intervenieren, um diese Bindungen nach dem Verfah-
ren aufzuheben, das in den ihnen zugrunde liegenden Vereinbarungen vorgesehen ist.

§17
Die Handelsabkommen, die noch für die Dauer von mehr als einem Jahr nach Inkrafttreten dieses

Vertrags anwendbar sind oder eine Klausel über stillschweigende Verlängerung enthalten, sind der Kom-
mission mitzuteilen; diese kann an den beteiligten Mitgliedstaat die Empfehlungen richten, die geeig-
net sind, gegebenenfalls die Bestimmungen dieser Abkommen gemäß den in ihnen vorgesehenen Ver-
fahren mit Artikel 75 in Einklang zu bringen.

KAPITEL 2

AUSFUHREN

§ 18

Solange die in den Devisenvorschriften der verschiedenen Mitgliedstaaten vorgesehenen Bestim-
mungen über die den Exporteuren zu ihrer Verfügung überlassenen Devisen nicht vereinheitlicht sind,
sind besondere Maßnahmen zu ergreifen, um zu verhindern, daß infolge der Aufhebung der Zölle und
mengenmäßigen Beschränkungen zwischen den Mitgliedstaaten einzelne von ihnen um den durch Aus-
fuhren ihrer Unternehmen erzielten Erlös in Devisen dritter Länder gebracht werden.

In Anwendung dieses Grundsatzes verpflichten sich die Mitgliedstaaten, den Exporteuren von Koh-
le und Stahl im Rahmen der obenerwähnten Bestimmungen für die Verwendung von Devisen höchstens
die gleichen Vorteile einzuräumen, wie sie die Bestimmungen eines Mitgliedstaats gewähren, aus dem
das Erzeugnis stammt.

Die Kommission ist befugt, die Anwendung dieser Maßnahmen durch Empfehlungen zu überwa-
chen, die an die Regierungen nach Stellungnahme des Rates zu richten sind.

§ 19
Stellt die Kommission fest, daß die Errichtung des gemeinsamen Marktes infolge der Ersetzung der

unmittelbaren Ausfuhren durch Wiederausfuhren zu einer Verlagerung des Warenverkehrs mit dritten
Ländern führt, die einem der Mitgliedstaaten einen bedeutenden Schaden zufügt, so kann sie auf An-
trag der beteiligten Regierung den Erzeugern in diesem Staat vorschreiben, eine Abrede über den Be-
stimmungsort in ihre Kaufverträge aufzunehmen.
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KAPITEL 3

ABWEICHUNG VON DER MEISTBEGÜNSTIGUNGSKLAUSEL

§ 20

(1) Hinsichtlich der Länder, die in Anwendung des Artikels l des Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommens im Genuß der Meistbegünstigungsklausel sind, haben die Mitgliedstaaten bei den an
dem genannten Abkommen beteiligten Partnern gemeinsam Schritte zu unternehmen, um zu erreichen,
daß der vorerwähnte Artikel l auf die Vorschriften des Vertrags keine Anwendung findet. Zu diesem
Zweck ist, soweit erforderlich, die Einberufung einer Sondertagung des GATT zu beantragen.

(2) Soweit es sich um die Länder handelt, die zwar nicht Partner des Allgemeinen Zoll- und Han-
delsabkommens sind, denen aber aufgrund zweiseitiger Abkommen die Meistbegünstigung eingeräumt
ist, sind sogleich nach Unterzeichnung des Vertrags Verhandlungen einzuleiten. Wird die Zustimmung
der beteiligten Län der nicht erreicht, so hat die Änderung oder Kündigung der Abkommen nach Maß-
gabe der in ihnen festgelegten Bedingungen zu erfolgen.

Sollte ein Land den Mitgliedstaaten oder einem von ihnen seine Zustimmung verweigern, so ver-
pflichten sich die übrigen Mitgliedstaaten zu wirksamer Unterstützung, die sich bis zur Kündigung der
mit dem in Betracht kommenden Land geschlossenen Abkommen durch alle Mitgliedstaaten steigern
kann.

KAPITEL 4

LIBERALISIERUNG DES HANDELS

§ 21

Die Mitgliedstaaten der Gemeinschaft erkennen an, daß sie ein besonderes Zollsystem im Sinne des
im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Vertrags geltenden Artikels 5 des Kodex der Organisation für
europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit betreffend die Liberalisierung des Handels bilden. Daher
vereinbaren sie, der Organisation zu gegebenem Zeitpunkt hiervon Mitteilung zu machen.

KAPITEL 5

SONDERBESTIMMUNG

§ 22

Der Warenaustausch auf dem Gebiet von Kohle und Stahl zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der sowjetischen Besatzungszone wird, soweit es sich um die Bundesrepublik Deutschland
handelt, unbeschadet des Ablaufs der Übergangszeit durch die deutsche Bundesregierung im Einver-
ständnis mit der Kommission geregelt.
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DRITTER TEIL

ALLGEMEINE SCHUTZMASSNAHMEN

KAPITEL l

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Anpassung

§ 23
(1) Falls infolge der Errichtung des gemeinsamen Marktes einzelne Unternehmen oder Teile von

Unternehmen vor der Notwendigkeit stehen sollten, ihre Tätigkeit während der in § l dieses Ab-
kommens näher bezeichneten Übergangszeit einzustellen oder zu ändern, hat die Kommission auf An-
trag der beteiligten Regierungen und unter den nachstehenden Voraussetzungen dabei mitzuwirken,
daß die Arbeiterschaft vor den Lasten der Anpassung geschützt und ihr eine produktive Beschäftigung-
gesichert wird; sie kann einzelnen Unternehmen eine nicht rückzahlungspflichtige Beihilfe bewilli-
gen.

(2) Auf Antrag der beteiligten Regierungen und nach Maßgabe von Artikel 46 hat sich die Kom-
mission an der Untersuchung über die Möglichkeiten einer Wiederbeschäftigung der freigewordenen
Arbeitskräfte in bestehenden Unternehmen oder durch Schaffung neuer Arbeitsplätze zu beteiligen.

(3) Sie hat gemäß Artikel 54 die Finanzierung der von der beteiligten Regierung vorgelegten und
von ihr selbst genehmigten Programme für die Umstellung von Unternehmen oder die Schaffung neu-
er, wirtschaftlich gesunder Arbeitsplätze in den ihrer Zuständigkeit unterstehenden Industrien oder
nach Zustimmung des Rates in jeder anderen Industrie zu erleichtern, die den freigewordenen Arbeits-
kräften eine produktive Beschäftigung sichern können. Vorbehaltlich der befürwortenden Stellun-
gnahme seitens der beteiligten Regierung hat die Kommission diese Erleichterungen vorzugsweise für
Programme der Unternehmen zu gewähren, die infolge der Errichtung des gemeinsamen Marktes ge-
zwungen sind, ihre Tätigkeit einzustellen.

(4) Die Kommission hat eine nicht rückzahlungspflichtige Beihilfe für folgende Zwecke zu be-
willigen:

a) um bei einer gänzlichen oder teilweisen Stillegung von Unternehmen einen Beitrag zur Zahlung
von Entschädigungen zu leisten, die es den Arbeitnehmern ermöglichen, ihre Wiederbeschäfti-
gung abzuwarten;

b) um durch Zuwendungen an die Unternehmen zur Sicherstellung der Entlohnung ihres Perso-
nals bei zeitweiser Beurlaubung beizutragen, die durch Änderung ihrer Tätigkeit notwendig ge-
worden ist;

c) um dazu beizutragen, daß den Arbeitnehmern Beihilfen für die Kosten zur Erlangung eines neu-
en Arbeitsplatzes gewährt werden;

d) um zur Finanzierung der Umschulung der Arbeitnehmer beizutragen, die, ihre Beschäftigung
wechseln müssen.

(5) Die Kommission kann ferner den Unternehmen, die infolge der Errichtung des gemeinsamen
Marktes ihre Tätigkeit einstellen müssen, eine nicht rückzahlungspflichtige Beihilfe bewilligen unter
der Voraussetzung, daß diese Sachlage unmittelbar und ausschließlich der Begrenzung des gemeinsa-
men Marktes auf die Kohle- und Stahlindustrie zuzuschreiben ist und daß sie einen entsprechenden Pro-
duktionsanstieg in anderen Unternehmen der Gemeinschaft zur Folge hat. Diese Beihilfe ist auf den Be-
trag zu beschränken, der erforderlich ist, um den Unternehmen die Erfüllung ihrer sofort fälligen
Verbindlichkeiten zu ermöglichen.

Die beteiligten Unternehmen haben alle Anträge auf Bewilligung dieser Beihilfe durch Vermitt-
lung ihrer Regierung einzureichen. Die Kommission kann einem Unternehmen jede Beihilfe verwei-
gern, das seine Regierung und die Kommission nicht über die Entwicklung einer Lage unterrichtet hat,
die zu einer Einstellung oder Änderung seiner Tätigkeit führen kann.
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(6) Die Kommission hat die Bewilligung einer nicht rückzahlungspflichtigen Beihilfe nach Maß-
gabe der vorstehenden Absätze 4 und 5 davon abhängig zu machen, daß der beteiligte Staat einen min-
destens gleich hohen besonderen Beitrag leistet, es sei denn, daß der Rat mit Zweidrittelmehrheit eine
abweichende Regelung genehmigt.

(7) Die für die Anwendung des Artikels 56 vorgesehenen Finanzierungsbedingungen sind auf die-
sen Paragraphen anwendbar.

(8) Die Vergünstigung, die die Vorschriften dieses Paragraphen gewähren, kann den Beteiligten
während zweier Jahre nach Ablauf der Übergangszeit durch eine mit Zustimmung des Rates erlassene
Entscheidung der Kommission bewilligt werden.

KAPITEL 2

BESONDERE VORSCHRIFTEN FÜR KOHLE

§24
Es wird anerkannt, daß im Laufe der Übergangszeit Schutzeinrichtungen erforderlich sind, damit

übereilte und gefährliche Produktionsverlagerungen vermieden werden. Diese Schutzeinrichtungen ha-
ben den im Zeitpunkt der Errichtung des gemeinsamen Marktes bestehenden Verhältnissen Rechnung
zu tragen.

Ferner müssen für den Fall, daß in einem oder mehreren Gebieten Preissteigerungen zu entstehen
drohen, die wegen ihres Ausmaßes und ihres plötzlichen Auftretens schädliche Wirkungen haben, Vor-
kehrungen zur Vermeidung dieser Wirkungen getroffen werden.

Um diesen Problemen zu begegnen, hat die Kommission während der Übergangszeit, soweit er-
forderlich, zu genehmigen, daß unter ihrer Kontrolle

a) die in Artikel 60 § 2 Absatz b vorgesehenen Praktiken sowie Zonenpreise in den in Kapitel 5 des
Titels III nicht vorgesehenen Fällen angewendet werden;

b) staatliche Kassen oder Einrichtungen für Ausgleichszahlungen, die durch eine Umlage auf die
inländische Erzeugung finanziert werden, unbeschadet der nachstehend vorgesehenen beson-
deren Hilfsquellen, beibehalten oder geschaffen werden.

§ 25
Die Kommission hat die Kohleproduktion der Länder, in denen die durchschnittlichen Geste-

hungskosten unter dem gewogenen Mittel der Gemeinschaft liegen, mit einer Ausgleichsumlage je Han-
delstonne zu belasten, die einen gleichmäßigen Hundertsatz des Erlöses der Erzeuger darstellt.

Der Höchstsatz der Ausgleichsumlage beträgt 1,5 v H. des genannten Erlöses für das erste Jahr des
Arbeitens des gemeinsamen Marktes und wird gegenüber dem ursprünglichen Höchstsatz in jedem Jahr
regelmäßig um 20 v H. gekürzt.

Unter Berücksichtigung des von ihr gemäß den nachstehenden §§ 26 und 27 anerkannten Bedarfs
und unter Ausschluß der gegebenenfalls auf Ausfuhren nach dritten Ländern beruhenden Sonderlasten
bestimmt die Kommission in regelmäßigen Zeitabständen den Betrag der tatsächlichen Umlage und der
Regierungssubventionen, die nach folgenden Regeln hinzukommen müssen:

1. Sie berechnet in den Grenzen des vorstehend genannten Höchstsatzes den Betrag der tatsächli-
chen Umlage so, daß die tatsächlich gezahlten Regierungssubventionen mindestens dieser Um-
lage gleichkommen.

2. Sie setzt den zulässigen Höchstbetrag für die Regierungssubventionen fest, wobei
- die Bewilligung dieser Subventionen bis zu diesem Betrag ein Recht, aber keine Pflicht der

Regierungen darstellt;
- die von außen eingehende Beihilfe keinesfalls den Betrag der tatsächlich gezahlten Subventi-

on übersteigen darf.
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• Die auf Ausfuhren nach dritten Ländern beruhenden zusätzlichen Lasten werden weder bei der
Berechnung der erforderlichen Ausgleichszahlungen noch bei der Feststellung der dieser Umlage ent-
sprechenden Subventionen berücksichtigt.

Belgien

§ 26
(1) Es wird anerkannt, daß die Netto-Kohlenerzeugung Belgiens
- jährlich im Verhältnis zum vorhergehenden Jahr nicht um mehr als 3 v H. vermindert zu wer-

den braucht, falls die Gesamterzeugung der Gemeinschaft gleichgeblieben oder gegenüber dem
vorhergehenden Jahr angestiegen ist, oder

- nicht unter der um 3 v H. verminderten Erzeugung des vorhergehenden Jahres zu liegen braucht;
hierbei fällt der so erhaltene Wert seinerseits unter den Verminderungskoeffizienten, von dem
die Gesamterzeugung der Gemeinschaft gegenüber dem vorhergehenden Jahr betroffen wird

Die Kommission, die für die regelmäßige und gleichbleibende Versorgung der Gemeinschaft ver-
antwortlich ist, stellt Vorschauen auf lange Sicht für die Erzeugung und den Absatz auf und richtet nach
Anhörung des Beratenden Ausschusses und des Rates an die belgische Regierung, solange der belgische
Markt gemäß nachstehendem Absatz 3 getrennt gehalten wird, aufgrund der so aufgestellten Vorschauen
eine Empfehlung über die von ihr für möglich gehaltenen Produktionsverlagerungen. Die belgische Re-
gierung beschließt im Einverständnis mit der Kommission die zu ergreifenden Maßnahmen, um die et-
waigen Produktionsverlagerungen innerhalb der oben näher bezeichneten Grenzen wirksam zu gestal-
ten.

(2) Die Ausgleichszahlungen sind vom Anfang der Übergangszeit an dazu bestimmt,
a) für die Gesamtheit der Verbraucher belgischer Kohle auf dem gemeinsamen Markt eine Annähe-

rung der belgischen Kohlenpreise an die Preise des gemeinsamen Marktes in einem Maß zu er-
möglichen, daß sie ungefähr auf die voraussichtlichen Produktionskosten am Ende der Über-
gangszeit gesenkt werden. Die auf dieser Grundlage aufgestellte Preistafel darf nicht ohne
Einverständnis der Kommission verändert werden;

b) zu verhüten, daß die belgische Eisenindustrie infolge der Sonderregelung für belgische Kohle
gehindert wird, in den gemeinsamen Markt für Stahl eingegliedert zu werden und zu diesem
Zweck ihre Preise auf das in diesem Markt angewandte Preisniveau zu senken.
Die Kommission hat in regelmäßigen Zeitabständen für die an die belgische Eisenindustrie ge-
lieferte belgische Kohle den Betrag der zusätzlichen Ausgleichszahlungen festzusetzen, den sie
hierfür unter Berücksichtigung aller Betriebsfaktoren dieser Industrie für erforderlich hält; sie
hat hierbei darauf zu achten, daß diese Ausgleichszahlungen keine Schädigung der benachbar-
ten Stahlindustrien zur Folge haben. Unter Berücksichtigung des vorstehenden Absatzes a dür-
fen diese Ausgleichszahlungen außerdem in keinem Fall dazu führen, daß der Preis für den von
der belgischen Stahlindustrie verwendeten Koks unter dem Preis am Lieferort liegt, den sie er-
halten könnte, wenn sie tatsächlich mit Koks von der Ruhr beliefert würde;

c) für die von der Kommission als notwendig anerkannten Ausfuhren belgischer Kohle in den ge-
meinsamen Markt unter Berücksichtigung der voraussichtlichen Erzeugung und des voraus-
sichtlichen Bedarfs der Gemeinschaft zusätzliche Ausgleichszahlungen zu bewilligen, die 80
v H. des von der Kommission anerkannten Unterschieds zwischen den Preisen ab Werk zu-
züglich der Transportkosten bis zum Bestimmungsort für belgische Kohle und der Kohle der
anderen Länder der Gemeinschaft entsprechen.

(3) Die belgische Regierung kann abweichend von den Vorschriften des § 9 dieses Abkommens
unter der Kontrolle der Kommission Einrichtungen aufrechterhalten oder schaffen, um den belgischen
Markt vom gemeinsamen Markt getrennt zu halten.

Die Einfuhren von Kohle aus dritten Ländern unterliegen der Genehmigung der Kommission.
Diese Sonderregelung endet wie nachstehend angegeben.
(4) Die belgische Regierung verpflichtet sich, spätestens am Ende der Übergangszeit die Maßnah-

men zur Abtrennung des belgischen Kohlenmarkts aufzuheben, die in vorstehender Ziffer 3 vorgese-
hen sind. Die Kommission kann, wenn sie der Auffassung ist, daß zur Zeit nicht vorhersehbare Aus-
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nahmeverhältnisse es notwendig machen, nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit Zu-
stimmung des Rates der belgischen Regierung zweimal eine zusätzliche Frist von einem Jahr bewilli-
gen.

Die derart vorgesehene Eingliederung hat nach Fühlungnahme zwischen der belgischen Regierung
und der Kommission zu erfolgen, die die für die Durchführung dieser Eingliederung geeigneten Mittel
und Modalitäten bestimmen. Die Modalitäten können ungeachtet der Bestimmungen des Artikels 4 c
für die belgische Regierung das Recht vorsehen, Subventionen zu bewilligen, die den aus den natürli-
chen Bedingungen der Kohlevorkommen herrührenden zusätzlichen Abbaukosten entsprechen; dabei
sind die etwaigen Lasten zu berücksichtigen, die sich aus offensichtlichen Störungen des Gleichgewichts
ergeben und diese Abbaukosten vergrößern.Die Modalitäten für die Bewilligung der Subventionen und
ihr Höchstbetrag unterliegen der Zustimmung der Kommission. Diese hat darüber zu wachen, daß der
Höchstbetrag der Subventionen und die subventionierten Mengen so schnell wie möglich unter Berück-
sichtigung der Erleichterungen für die Anpassung und der Ausdehnung des gemeinsamen Marktes auf
andere Erzeugnisse als Kohle und Stahl herabgesetzt werden; dabei ist zu vermeiden, daß der Umfang
der etwaigen Produktionseinschränkungen tiefgreifende Störungen in der belgischen Wirtschaft her-
vorruft.

Die Kommission hat alle zwei Jahre dem Rat Vorschläge für die Mengen zur Genehmigung vor-
zulegen, die subventioniert werden können.

Italien

§27
(1) Die im vorstehenden § 25 vorgesehene Vergünstigung wird den Gruben von Sulcis gewährt,

damit diese bis zur Beendigung der in Durchführung begriffenen Ausrüstungsmaßnahmen dem Wett-
bewerb des gemeinsamen Marktes standhalten können. Die Kommission hat in regelmäßigen Zeitab-
ständen den Betrag der erforderlichen Beihilfen festzusetzen; die von außen gewährte Beihilfe darf nicht
länger als zwei Jahre andauern.

(2) Unter Berücksichtigung der besonderen Lage der italienischen Kokereien ist die Kommission
berechtigt, die italienische Regierung zu ermächtigen, m dem erforderlichen Ausmaß während der Dau-
er der in § l dieses Abkommens näher bezeichneten Übergangszeit Zölle für den aus anderen Mit-
gliedstaaten kommenden Koks aufrechtzuerhalten; diese Zölle dürfen jedoch im Laufe des ersten Jah-
res der genannten Periode nicht höher sein als die Zölle, die sich aus dem Präsidial-Dekret Nr. 442 vom
7. Juli 1950 ergeben; dieser Höchstbetrag ist im zweiten Jahr um 10 v. H., im dritten Jahr um 25 v. H.,
im vierten Jahr um 45 v. H., im fünften Jahr um 70 v. H. zu kürzen, damit am Ende der Übergangszeit
die vollständige Beseitigung dieser Zölle erreicht wird.

Frankreich

§28
(1) Es wird anerkannt, daß die Kohleförderung in den französischen Gruben
- jährlich im Verhältnis zum vorhergehenden Jahr nicht um mehr als l Million Tonnen vermin-

dert zu werden braucht, falls die Gesamterzeugung der Gemeinschaft gleichgeblieben oder ge-
genüber dem vorhergehenden Jahr angestiegen ist, oder

- nicht unter der um l Million Tonnen verminderten Erzeugung des vorhergehenden Jahres zu
liegen braucht; hierbei fällt der so erhaltene Wert seinerseits unter den Verminderungskoeffizi-
enten, von dem die Gesamterzeugung der Gemeinschaft gegenüber dem vorhergehenden Jahr
betroffen wird.

(2) Die in § 24 genannten Maßnahmen können durch besondere Mittel verstärkt werden, damit si-
chergestellt ist, daß die Produktionsverlagerungen innerhalb der vorstehenden Grenzen bleiben; die
Mittel werden durch eine Sonderumlage aufgebracht, die von der Kommission nach dem Ansteigen der
Nettolieferungen anderer Kohlengruben, wie sie sich aus den französischen Zollstatistiken ergeben, er-
rechnet wird, soweit dieses Ansteigen eine Produktionsverlagerung darstellt.

Bei der Festsetzung dieser Umlage sind daher die Mengen zu berücksichtigen, die den Überschuß
der Nettolieferungen darstellen, die im Laufe jedes Zeitabschnitts gegenüber denjenigen des Jahres 1950
erfolgt sind, in den Grenzen der Verminderung, die bei der Kohleförderung der französischen Gruben
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gegenüber derjenigen des Jahres 1950 festgestellt wird; dabei wird diese selbst gegebenenfalls von dem-
selben Verminderungskoeffizienten betroffen wie die Gesamterzeugung der Gemeinschaft. Diese Son-
derumlage darf höchstens 10 v H. des Erlöses der Erzeuger bei den in Betracht kommenden Mengen
entsprechen und ist im Einverständnis mit der Kommission dazu zu verwenden, in den geeigneten Zo-
nen den Preis für gewisse in den französischen Gruben geförderte Kohle zu senken.

KAPITEL 3

BESONDERE BESTIMMUNGEN FÜR DIE STAHLINDUSTRIE

§ 29

(1) Es wird anerkannt, daß während der Übergangszeit besondere Schutzmaßnahmen bei der Stah-
lindustrie erforderlich werden können, um zu vermeiden, daß durch Produktionsverlagerungen infol-
ge der Errichtung des gemeinsamen Marktes Unternehmen in Schwierigkeiten kommen, die nach der
in § l dieses Abkommens vorgesehenen Anpassung in der Lage wären, dem Wettbewerb standzuhal-
ten, oder daß hierdurch eine größere Anzahl von Arbeitnehmern entlassen wird als diejenige, der die
Vorschriften des § 23 zugute kommen können. Soweit die Kommission feststellt, daß die Bestimmun-
gen des Vertrags, insbesondere die der Artikel 57, 58, 59 und 60 § 2 Absatz b keine Anwendung finden
können, ist sie befugt, mit Hilfe nachstehender Maßnahmen, in der Reihenfolge der folgenden Auf-
zählung:

a) nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und des Rates unmittelbar oder mittelbar die Net-
tosteigerung der Lieferungen von einem Gebiet nach einem anderen innerhalb des gemeinsa-
men Marktes zu begrenzen;

b) nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit Zustimmung des Rates zur Zweckmäßig-
keit und zu den Modalitäten dieser Maßnahmen von den in Artikel 61 Absatz b vorgesehenen
Eingriffsmöglichkeiten Gebrauch zu machen, ohne daß hierzu, in Abweichung von dem ge-
nannten Artikel, das Bestehen oder unmittelbare Bevorstehen einer offensichtlichen Krise ver-
langt wird;

c) nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit Zustimmung des Rates ein System von
Produktionsquoten einzurichten, ohne daß hiervon die zur Ausfuhr bestimmte Erzeugung
berührt werden darf;

d) nach Anhörung des Beratenden Ausschusses und mit Zustimmung des Rates einen Mitglied-
staat zu ermächtigen, die in § 15 Absatz 6 vorgesehenen Maßnahmen gemäß diesem Absatz an-
zuwenden.

(2) Für die Anwendung der vorstehenden Vorschriften hat die Kommission während der in § l
dieses Abkommens näher bestimmten Anlaufzeit und in Fühlungnahme mit den Erzeugerverbänden
dem Beratenden Ausschuß und dem Rat die technischen Einzelheiten für die Anwendung der obener-
wähnten Schutzmaßnahmen festzulegen.

(3) Haben sich während eines Abschnitts der Übergangszeit infolge einer Mangellage oder Feh-
lens von Geldmitteln, die die Unternehmen aus ihrem Betrieb hätten herausziehen können oder die ih-
nen hätten zur Verfügung gestellt werden können, oder infolge besonderer, zur Zeit nicht vorauszuse-
hender Umstände die Anpassung oder die erforderlichen Umstellungen der Produktionsbedingungen
nicht durchführen lassen, so können die Vorschriften dieses Paragraphen bei Ablauf der Übergangszeit
nach Stellungnahme des Beratenden Ausschusses und mit Zustimmung des Rates höchstens so lange
weiter angewendet werden, als der oben bezeichnete Sachverhalt fortbesteht; diese Frist darf jedoch
zwei Jahre nicht überschreiten.
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Italien

§30
(1) Unter Berücksichtigung der besonderen Lage der italienischen Eisenindustrie ist die Kommis-

sion befugt, die italienische Regierung in dem erforderlichen Ausmaß während der in § l dieses Ab-
kommens näher bezeichneten Übergangszeit zur Beibehaltung von Zöllen für Erzeugnisse der Eisen-
industrie aus anderen Mitghedstaaten zu ermächtigen; diese Zölle dürfen jedoch während des ersten
Jahres dieses Zeitabschnitts nicht höher sein als die Zölle, die sich aus dem Abkommen von Annecy
vom 10. Oktober 1949 ergeben; dieser Höchstsatz wird um 10 v H. für das zweite, um 25 v H. für das
dritte, um 45 v H. für das vierte und um 70, v H. für das fünfte Jahr gekürzt, damit am Ende der Über-
gangszeit eine vollständige Aufhebung der Zölle erreicht wird.

(2) Die von den Unternehmen für die Stahlverkäufe auf dem italienischen Markt angewandten Prei-
se dürfen, wenn sie auf ihr Äquivalent an dem Ort zurückgeführt sind, der für die Aufstellung ihrer
Preistafel gewählt wurde, nicht unter dem von dieser Preistafel für vergleichbare Geschäfte vorgesehe-
nen Preis liegen, es sei denn, daß die Kommission im Einverständnis mit der italienischen Regierung
ihre Zustimmung erteilt; die Bestimmungen des Artikels 60 § 2 b letzter Absatz bleiben hiervon un-
berührt.

Luxemburg

§31
Bei der Anwendung der in § 29 dieses Abkommens vorgesehenen Schutzmaßnahmen hat die Kom-

mission der ganz besonderen Bedeutung der Eisenindustrie für die Gesamtwirtschaft Luxemburgs und
der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, daß schwere Störungen in den besonderen Absatzverhältnis-
sen der Erzeugnisse der luxemburgischen Eisenindustrie vermieden werden, die sich für diese Industrie
aus der Belgisch-Luxemburgischen Wirtschaftsunion ergeben.

Mangels anderer Maßnahmen kann die Kommission, falls hierzu Anlaß besteht, im Rahmen der et-
waigen nachteiligen Rückwirkungen der in § 26 dieses Abkommens vorgesehenen Vorschriften auf die
luxemburgische Eisenindustrie die Fonds heranziehen, über die sie nach Artikel 49 dieses Vertrags ver-
fügt.

Geschehen zu Paris am achtzehnten April neunzehnhunderteinundfünfzig.

ADENAUER
Paul VAN ZEELAND

J. MEURICE
SCHUMAN

SFORZA
Jos. BECH
STIKKER

VAN DEN BRINK

Vranitzky
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47

Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Vertrag
zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

VERTRAG ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPU-
BLIK DEUTSCHLAND, DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, DER PRÄ-
SIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSS-
HERZOGIN VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,

IN DEM BEWUSSTSEIN, daß die Kernenergie eine unentbehrliche Hilfsquelle für die Entwick-
lung und Belebung der Wirtschaft und für den friedlichen Fortschritt darstellt,

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß nur ein gemeinsames Vorgehen, ohne Verzug unternommen, Aus-
sicht bietet, die Leistungen zu verwirklichen, die der schöpferischen Kraft ihrer Länder entsprechen,

ENTSCHLOSSEN, die Voraussetzungen für die Entwicklung einer mächtigen Kernindustrie zu
schaffen, welche die Energieerzeugung erweitert, die Technik modernisiert und auf zahlreichen ande-
ren Gebieten zum Wohlstand ihrer Völker beiträgt,

IN DEM BESTREBEN, die Sicherheiten zu schaffen, die erforderlich sind, um alle Gefahren für
das Leben und die Gesundheit ihrer Völker auszuschließen,

IN DEM WUNSCH, andere Länder an ihrem Werk zu beteiligen und mit den zwischenstaatlichen
Einrichtungen zusammenzuarbeiten, die sich mit der friedlichen Entwicklung der Kernenergie befassen,

HABEN BESCHLOSSEN, eine Europäische Atomgemeinschaft (EURATOM) zu gründen; sie
haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER:
Herrn Paul-Henri SPAAK, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Baron J. Ch. SNOY ET D'OPPUERS, Generalsekretär des Wirtschaftsministeriums, Leiter der

belgischen Delegation bei der Regierungskonferenz.

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:
Herrn Dr. Konrad ADENAUER, Bundeskanzler;
Herrn Professor Dr. Walter HALLSTEIN, Staatssekretär des Auswärtigen Amts.

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK:
Herrn Christian PINEAU, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Herrn Maurice FAURE, Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten.

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK:
Herrn Antonio SEGNI, Ministerpräsident;
Herrn Professor Gaetano MARTINO, Minister für Auswärtige Angelegenheiten.

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG:
Herrn Joseph BECH, Staatsminister, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Herrn Lambert SCHAUS, Botschafter, Leiter der luxemburgischen Delegation bei der Regie-

rungskonferenz.

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE:
Herrn Joseph LUNS, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Herrn J. LINTHORST HOMAN, Leiter der niederländischen Delegation bei der Regierungskonferenz.
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DIESE SIND nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten wie
folgt übereingekommen:

TITEL I

AUFGABEN DER GEMEINSCHAFT

Artikel l
Durch diesen Vertrag gründen die HOHEN VERTRAGSPARTEIEN untereinander eine

EUROPÄISCHE ATOMGEMEINSCHAFT (EURATOM).
Aufgabe der Atomgemeinschaft ist es, durch die Schaffung der für die schnelle Bildung und Ent-

wicklung von Kernindustrien erforderlichen Voraussetzungen zur Hebung der Lebenshaltung m den
Mitgliedstaaten und zur Entwicklung der Beziehungen mit den anderen Ländern beizutragen.

Artikel 2
Zur Erfüllung ihrer Aufgabe hat die Gemeinschaft nach Maßgabe des Vertrags
a) die Forschung zu entwickeln und die Verbreitung der technischen Kenntnisse sicherzustellen;
b) einheitliche Sicherheitsnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeits-

kräfte aufzustellen und für ihre Anwendung zu sorgen;
c) die Investitionen zu erleichtern und, insbesondere durch Förderung der Initiative der Unter-

nehmen, die Schaffung der wesentlichen Anlagen sicherzustellen, die für die Entwicklung der
Kernenergie in der Gemeinschaft notwendig sind;

d) für regelmäßige und gerechte Versorgung aller Benutzer der Gemeinschaft mit Erzen und Kern-
brennstoffen Sorge zu tragen;

e) durch geeignete Überwachung zu gewährleisten, daß die Kernstoffe nicht anderen als den vor-
gesehenen Zwecken zugeführt werden;

f) das ihr zuerkannte Eigentumsrecht an besonderen spaltbaren Stoffen auszuüben;
g) ausgedehnte Absatzmärkte und den Zugang zu den besten technischen Mitteln sicherzustellen,

und zwar durch die Schaffung eines gemeinsamen Marktes für die besonderen auf dem Kern-
gebiet verwendeten Stoffe und Ausrüstungen, durch den freien Kapitalverkehr für Investitio-
nen auf dem Kerngebiet und durch die Freiheit der Beschäftigung für die Fachkräfte innerhalb
der Gemeinschaft;

h) zu den anderen Ländern und den zwischenstaatlichen Einrichtungen alle Verbindungen herzu-
stellen, die geeignet sind, den Fortschritt bei der friedlichen Verwendung der Kernenergie zu
fördern.

Artikel 3
(1) Die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben werden durch folgende Organe wahrgenom-

men:
- ein EUROPÄISCHES PARLAMENT,
- einen RAT,
- eine KOMMISSION,
- einen GERICHTSHOF,
- einen RECHNUNGSHOF
Jedes Organ handelt nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse.
(2) Der Rat und die Kommission werden von einem Wirtschafts- und Sozialausschuß mit bera-

tender Aufgabe unterstützt.
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TITEL II

DIE FÖRDERUNG
DES FORTSCHRITTS AUF DEM GEBIET DER KERNENERGIE

KAPITEL l

FÖRDERUNG DER FORSCHUNG

Artikel 4
(1) Die Kommission hat die Kernforschung in den Mitgliedstaaten zu fördern und zu erleichtern

und zu ihrer Ergänzung das Forschungs- und Ausbildungsprogramm der Gemeinschaft durchzuführen.

(2) Die Kommission übt diese Tätigkeit auf den Gebieten aus, die in der diesem Vertrag als An-
hang I beigefügten Liste bezeichnet sind.

Diese Liste kann vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission geändert wer-
den. Die Kommission hört den in Artikel 134 vorgesehenen Ausschuß für Wissenschaft und Technik
an.

Artikel 5
Um die Koordinierung der in den Mitgliedstaaten betriebenen Forschung zu fördern und sie zu er-

gänzen, fordert die Kommission die Mitgliedstaaten sowie Personen oder Unternehmen auf, ihr die in
dieser Aufforderung bezeichneten Forschungsprogramme zu übermitteln. Sie tut dies entweder durch
an bestimmte Empfänger gerichtete und ihrer Regierung mitgeteilte Anfragen oder durch allgemeine
Bekanntmachung.

Nachdem die Kommission den Beteiligten jede Möglichkeit zur Äußerung gegeben hat, kann sie
zu jedem ihr übermittelten Forschungsprogramm eine mit Gründen versehene Stellungnahme abgeben.
Sie muß dies tun, wenn der Staat oder die Person oder das Unternehmen, die ein Forschungsprogramm
übermittelt haben, es beantragen.

Durch diese Stellungnahmen rät die Kommission von überflüssiger Doppelarbeit ab und weist die
Forschung auf noch unzureichend bearbeitete Gebiete hin. Die Kommission darf die Programme nur
mit Zustimmung der Staaten, Personen oder Unternehmen veröffentlichen, die sie übermittelt haben.

Die Kommission veröffentlicht in regelmäßigen Abständen eine Liste der Kernforschungsgebiete,
die nach ihrer Auffassung noch unzureichend bearbeitet sind.

Die Kommission kann die Vertreter öffentlicher und privater Forschungszentren sowie alle Sach-
verständigen, die auf demselben oder einem verwandten Gebiet Forschungsarbeit leisten, zu Tagungen
einladen, die der gegenseitigen Beratung und Unterrichtung dienen.

Artikel 6
Um die Durchführung der ihr übermittelten Forschungsprogramme zu fördern, kann die Kom-

mission
a) im Rahmen von Forschungsverträgen finanzielle Hilfen gewähren, wobei jedoch Subventionen

ausgeschlossen sind,
b) Ausgangsstoffe oder besondere spaltbare Stoffe, die ihr zur Verfügung stehen, für die Durch-

führung dieser Programme entgeltlich oder unentgeltlich liefern,
c) den Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen Anlagen, Ausrüstungen oder die Hilfe von

Fachkräften entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung stellen,
d) die betreffenden Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen zu gemeinsamen Finanzierun-

gen veranlassen.
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Artikel 7
Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission, die den Ausschuß für Wissenschaft und

Technik anhört, die Forschungs- und Ausbildungsprogramme der Gemeinschaft fest.
Sie werden jeweils für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren festgelegt.

Die zur Durchführung dieser Programme erforderlichen Mittel werden jährlich in den Forschungs-
und Investitionshaushalt der Gemeinschaft aufgenommen.

Die Kommission sorgt für die Durchführung der Programme und erstattet dem Rat hierüber jähr-
lich Bericht.

Die Kommission übermittelt dem Wirtschafts- und Sozialausschuß laufend eine allgemeine Über-
sicht über die genannten Programme.

Artikel 8
(1) Die Kommission errichtet nach Anhörung des Ausschusses für Wissenschaft und Technik eine

Gemeinsame Kernforschungsstelle.
Diese sorgt für die Durchführung der Forschungsprogramme und der anderen, ihr von der Kom-

mission übertragenen Aufgaben.
Sie sorgt ferner für die Festlegung einer einheitlichen Fachsprache und eines einheitlichen Maßsy-

stems auf dem Kerngebiet.

Sie errichtet eine Zentralstelle für das Meßwesen auf dem Kerngebiet.

(2) Die Tätigkeit der Kernforschungsstelle kann aus geographischen oder arbeitstechnischen Grün-
den in getrennten Anlagen ausgeübt werden.

Artikel 9
(1) Die Kommission kann, nachdem sie die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus-

ses eingeholt hat, im Rahmen der Gemeinsamen Kernforschungsstelle Schulen für die Ausbildung von
Fachkräften gründen, insbesondere auf den Gebieten der Erzschürfung, der Herstellung von Kern-
stoffen von hohem Reinheitsgrad, der Aufbereitung bestrahlter Kernbrennstoffe, der Bautechnik für
Atomanlagen, des Gesundheitsschutzes und der Herstellung und Verwendung von radioaktiven Ele-
menten.

Die Kommission legt die Einzelheiten für die Durchführung der Ausbildung fest.

(2) Es wird eine Anstalt im Range einer Universität gegründet; die Einzelheiten ihrer Einrichtung
werden vom Rat mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kommission festgelegt.

Artikel 10
Die Kommission kann Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen sowie dritte Staaten, zwi-

schenstaatliche Einrichtungen oder Angehörige dritter Staaten durch Vertrag mit der Durchführung be-
stimmter Teile des Forschungsprogramms der Gemeinschaft betrauen.

Artikel 11
Die Kommission veröffentlicht die in den Artikeln 7, 8 und 10 genannten Forschungsprogramme

sowie in regelmäßigen Zeitabständen Berichte über den Stand und Fortgang dieser Arbeiten.
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KAPITEL 2

VERBREITUNG DER KENNTNISSE

Abschnitt l

Kenntnisse, über welche die Kommission verfügen kann

Artikel 12

Auf Antrag bei der Kommission können die Mitgliedstaaten sowie Personen und Unternehmen die
Einräumung nichtausschließlicher Lizenzen an den Patenten, vorläufig geschützten Rechten, Ge-
brauchsmustern oder Patentanmeldungen verlangen, deren Inhaberin die Gemeinschaft ist, soweit sie
die Erfindungen, die Gegenstand solcher Rechte oder Anmeldungen sind, wirksam zu nutzen vermö-
gen.

Unter den gleichen Voraussetzungen erteilt die Kommission Unterlizenzen an Patenten, vorläufig
geschützten Rechten, Gebrauchsmustern oder Patentanmeldungen, sofern die Gemeinschaft Inhaberin
vertraglicher Lizenzen ist, die eine derartige Möglichkeit vorsehen.

Die Kommission erteilt diese Lizenzen oder Unterlizenzen zu Bedingungen, die im Einvernehmen
mit den Lizenznehmern festzulegen sind, und stellt ihnen alle zur Nutzung der Lizenzen erforderlichen
Kenntnisse zur Verfügung. Diese Bedingungen umfassen insbesondere eine angemessene Vergütung so-
wie gegebenenfalls die Befugnis des Lizenznehmers, dritten Personen Unterlizenzen zu erteilen, und
gegebenenfalls die Verpflichtung, die mitgeteilten Kenntnisse als Betriebsgeheimnis zu behandeln.

Wird über die in Absatz 3 genannten Bedingungen ein Einvernehmen nicht erzielt, so können die
Lizenznehmer beim Gerichtshof die Festsetzung angemessener Bedingungen beantragen.

Artikel 13
Die Kommission teilt den Mitgliedstaaten Personen und Unternehmen die nicht den Bestimmun-

gen des Artikels 12 unterhegenden, von der Gemeinschaft erworbenen Kenntnisse mit, welche sie ent-
weder in Durchführung ihres eigenen Forschungsprogramms erlangt hat oder die ihr zur freien Verfü-
gung mitgeteilt wurden.

Die Kommission kann jedoch die Mitteilung dieser Kenntnisse davon abhängig machen, daß sie
vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben werden.

Erwirbt die Kommission Kenntnisse, deren Erwerb an gewisse Beschränkungen hinsichtlich ihrer
Nutzung und Verbreitung geknüpft ist — zum Beispiel sogenannte Verschlußsachen _, so dürfen sie nur
unter Beachtung dieser Beschränkungen mitgeteilt werden.

Abschnitt 2

Sonstige Kenntnisse

a) Verbreitung auf gütlichem Wege

Artikel 14

Die Kommission bemüht sich im Wege gütlicher Verhandlung um die Mitteilung der Kenntnisse,
die für die Erreichung der Ziele der Gemeinschaft nützlich sind, und um die Einräumung von Nut-
zungslizenzen an Patenten, vorläufig geschützten Rechten, Gebrauchsmustern oder Patentanmeldun-
gen, die derartige Kenntnisse zum Gegenstand haben.
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Artikel 15
Die Kommission legt ein Verfahren fest, nach dem durch ihre Vermittlung Mitgliedstaaten, Perso-

nen und Unternehmen die vorläufigen oder endgültigen Ergebnisse ihrer Forschungsarbeiten austau-
schen können, soweit es sich nicht um Ergebnisse handelt, welche der Gemeinschaft aus der Durch-
führung von Forschungsaufträgen der Kommission zustehen.

Dieses Verfahren muß den vertraulichen Charakter des Austausches gewährleisten. Die mitgeteil-
ten Ergebnisse können jedoch von der Kommission an die Gemeinsame Kernforschungsstelle zu Do-
kumentationszwecken weitergeleitet werden; dies hat keinerlei Nutzungsrecht zur Folge, soweit nicht
derjenige, von dem die Mitteilung ausgeht, zugestimmt hat.

b) Mitteilung an die Kommission von Amts wegen

Artikel 16
(1) Unverzüglich nach Eingang der Anmeldung eines Patents oder Gebrauchsmusters in einem

Mitgliedstaat, das für das Kerngebiet eigentümlich ist, sucht dieser Mitgliedstaat um das Einverständ-
nis des Anmelders nach, den Inhalt der Anmeldung sofort der Kommission mitzuteilen.

Stimmt der Anmelder zu, so erfolgt diese Mitteilung binnen drei Monaten nach Eingang der An-
meldung. Stimmt der Anmelder nicht zu, so zeigt der Mitgliedstaat der Kommission innerhalb dersel-
ben Frist das Vorliegen der Anmeldung an.

Die Kommission kann den Mitgliedstaat ersuchen, ihr den Inhalt einer Anmeldung mitzuteilen,
deren Vorliegen ihr angezeigt worden ist.

Die Kommission überreicht ihr Ersuchen binnen zwei Monaten nach der Anzeige. Jede Verlänge-
rung dieser Frist hat eine entsprechende Verlängerung der im sechsten Unterabsatz vorgesehenen Frist
zur Folge.

Erhält ein Mitgliedstaat ein solches Ersuchen der Kommission, so fordert er den Anmelder erneut
auf, der Mitteilung des Inhalts seiner Anmeldung zuzustimmen. Stimmt der Anmelder zu, so erfolgt
diese Mitteilung unverzüglich.

Stimmt der Anmelder nicht zu, so ist der Mitgliedstaat gleichwohl verpflichtet, nach Ablauf von
achtzehn Monaten nach Eingang der Anmeldung der Kommission diese Mitteilung zu machen.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen achtzehn Monaten nach Eingang das Vor-
liegen jeder noch nicht veröffentlichten Anmeldung eines Patents oder Gebrauchsmusters mit, das auf-
grund einer ersten Prüfung ihres Erachtens zwar nicht für das Kerngebiet eigentümlich ist, jedoch mit
der Entwicklung der Kernenergie innerhalb der Gemeinschaft unmittelbar zusammenhängt und hier-
für von wesentlicher Bedeutung ist.

Auf Ersuchen der Kommission wird ihr der Inhalt der Anmeldung binnen zwei Monaten mitge-
teilt.

(3) Die Mitgliedstaaten werden die Dauer des Anmeldeverfahrens für Patente oder Gebrauchs-
muster, welche die in den Absätzen l und 2 bezeichneten Gebiete betreffen und Gegenstand eines Er-
suchens der Kommission sind, soweit wie möglich verringern, damit die Veröffentlichung in kürzester
Frist erfolgen kann.

(4) Die genannten Mitteilungen sind von der Kommission vertraulich zu behandeln. Sie erfolgen
nur zu Dokumentationszwec ken. Die Kommission kann die mitgeteilten Erfindungen nur mit Zu-
stimmung des Anmelders oder nach Maßgabe der Artikel 17 bis 23 benutzen.

(5) Steht ein mit einem dritten Staat oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung geschlossenes Ab-
kommen der Mitteilung entgegen, so findet dieser Artikel keine Anwendung.
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c) Erteilung von Lizenzen im Wege des Schiedsverfahrens oder von Amts wegen

Artikel 17
(1) Wird ein gütliches Einvernehmen nicht erzielt, so können nach Maßgabe der Artikel 18 bis 23

im Wege des Schiedsverfahrens oder von Amts wegen nichtausschließliche Lizenzen erteilt werden:
a) an die Gemeinschaft oder die nach Artikel 48 hierzu berechtigten gemeinsamen Unternehmen

- für Patente, vorläufig geschützte Rechte oder Gebrauchsmuster betreffend Erfindungen im
unmittelbaren Zusammenhang mit der Kernforschung, soweit die Erteilung dieser Lizenzen für
die Fortführung ihrer eigenen Forschung notwendig oder für den Betrieb ihrer Anlagen uner-
läßlich ist.

Auf Antrag der Kommission wird mit diesen Lizenzen das Recht verbunden, die Befugnis zur Nut-
zung der Erfindung Dritten zuzusprechen, soweit sie Arbeiten oder Aufträge für die Gemeinschaft oder
gemeinsame Unternehmen ausführen;

b) an Personen oder Unternehmen, die bei der Kommission einen entsprechenden Antrag gestellt
haben - für Patente, vorläufig geschützte Rechte oder Gebrauchsmuster, die eine Erfindung be-
treffen, welche mit der Entwicklung der Kernenergie innerhalb der Gemeinschaft unmittelbar
zusammenhängt und hierfür von maßgeblicher Bedeutung ist, soweit alle nachstehend aufge-
führten Bedingungen erfüllt sind:

i) daß nach Eingang der Patentanmeldung eine Frist von mindestens vier Jahren verstrichen
ist, es sei denn, daß es sich um eine für das Kerngebiet eigentümliche Erfindung handelt;

ii) daß in einem Mitgliedstaat, in dem eine Erfindung geschützt ist, die Bedürfnisse der nach
Ansicht der Kommission erwünschten Entwicklung der Kernenergie hinsichtlich dieser Er-
findung nicht gedeckt sind;

iii) daß der Patentinhaber aufgefordert wurde, diese Bedürfnisse selbst oder durch seine Li-
zenznehmer zu decken, und dieser Aufforderung nicht nachgekommen ist;

iv) daß die Personen und Unternehmen, welche die Lizenz beantragen, in der Lage sind, diese
Bedürfnisse durch ihre Nutzung der Erfindung wirksam zu decken.

Die Mitgliedstaaten können zur Befriedigung der genannten Bedürfnisse ohne vorherigen Antrag
der Kommission keine in ihren innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgesehenen Zwangsmaßnahmen
treffen, die den dieser Erfindung zustehenden Schutz einschränken.

(2) Eine nichtausschließliche Lizenz nach Maßgabe des Absatzes l kann nicht erteilt werden, wenn
der Inhaber berechtigte Gründe, insbesondere den Umstand geltend macht, daß ihm keine angemesse-
ne Frist zur Verfügung stand.

(3) Die Gewährung einer Lizenz gemäß Absatz l berechtigt zu voller Entschädigung, deren Höhe
zwischen dem Inhaber des Patents, des vorläufig geschützten Rechts oder Gebrauchsmusters einerseits
und dem Lizenznehmer andererseits zu vereinbaren ist.

(4) Die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums wird durch die-
sen Artikel nicht berührt.

Artikel 18
Zu den in diesem Abschnitt vorgesehenen Zwecken wird ein Schiedsausschuß gebildet; der Rat be-

stellt die Mitglieder und legt die Geschäftsordnung dieses Ausschusses auf Vorschlag des Gerichtsho-
fes fest.

Die Parteien können gegen die Entscheidung des Schiedsausschusses binnen einem Monat nach de-
ren Zustellung beim Gerichtshof ein Rechtsmittel mit aufschiebender Wirkung einlegen. Die Nach-
prüfung des Gerichtshofes beschränkt sich auf die förmliche Rechtmäßigkeit der Entscheidung und auf
die Auslegung dieses Vertrages durch den Schiedsausschuß.

Die endgültigen Entscheidungen des Schiedsausschusses haben unter den Parteien Rechtskraft. Sie
sind gemäß Artikel 164 vollstreckbar.
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Artikel 19
Will die Kommission in Ermangelung einer gütlichen Einigung die Erteilung einer Lizenz gemäß

Artikel 17 erwirken, so benachrichtigt sie den Inhaber des Patents, des vorläufig geschützten Rechts,
des Gebrauchsmusters oder der Patentanmeldung und bezeichnet gleichzeitig den Lizenzantragsteller
und den Umfang der Lizenz.

Artikel 20
Der Inhaber kann binnen einem Monat nach Eingang der in Artikel 19 bezeichneten Benachrich-

tigung der Kommission wie auch gegebenenfalls dem lizenzantragstellenden Dritten vorschlagen, einen
Schiedsvertrag zu schließen, der die Zuständigkeit des Schiedsausschusses begründet.

Lehnt die Kommission oder der Lizenzantragsteller den Abschluß eines solchen Schiedsvertrags
ab, so kann die Kommission den Mitgliedstaat oder seine zuständigen Stellen nicht ersuchen, die Lizenz
zu erteilen oder erteilen zu lassen.

Stellt der aufgrund eines Schiedsvertrags angerufene Schiedsausschuß fest, daß das Ersuchen der
Kommission den Bestimmungen des Artikels 17 entspricht, so erläßt er eine mit Gründen versehene
Entscheidung, welche die Lizenzerteilung zugunsten des Lizenzantragstellers beinhaltet und in der die
Bedingungen und die Vergütung für die Lizenz festgesetzt werden, soweit sich die Parteien hierüber
nicht geeinigt haben.

Artikel 21
Schlägt der Inhaber nicht vor, den Schiedsausschuß anzurufen, so kann die Kommission den be-

treffenden Mitgliedstaat oder seine zuständigen Stellen ersuchen, die Lizenz zu erteilen oder erteilen zu
lassen.

Sind der Mitgliedstaat - oder seine zuständigen Stellen - nach Anhörung des Inhabers der Auffas-
sung, daß die Voraussetzungen des Artikels 17 nicht erfüllt sind, so teilen sie der Kommission mit, daß
sie es ablehnen, die Lizenz zu erteilen oder erteilen zu lassen.

Lehnen sie es ab, die Lizenz zu erteilen oder erteilen zu lassen, oder äußern sie sich binnen vier Mo-
naten nach dem Ersuchen nicht zur Frage der Lizenzerteilung, so kann die Kommission binnen zwei
Monaten den Gerichtshof anrufen.

Der Inhaber wird in dem Verfahren vor dem Gerichtshof gehört.
Wird in dem Urteil des Gerichtshofes festgestellt, daß die Voraussetzungen des Artikels 17 erfüllt

sind, so sind der betreffende Mitgliedstaat oder seine zuständigen Stellen verpflichtet, die zur Voll-
streckung dieses Urteils erforderlichen Maßnahmen zu treffen.

Artikel 22
(1) Können sich der Inhaber des Patents, des vorläufig geschützten Rechts oder des Gebrauchs-

musters und der Lizenznehmer über die Höhe der Entschädigung nicht einigen, so können die Betei-
ligten einen Schiedsvertrag schließen, der die Zuständigkeit des Schiedsausschusses begründet.

Die Parteien verzichten damit auf jede Klage; Artikel 18 bleibt unberührt.

(2) Lehnt der Lizenznehmer den Abschluß eines Schiedsvertrags ab, so gilt die Lizenzerteilung als
nichtig.

Lehnt der Inhaber den Abschluß eines Schiedsvertrags ab, so wird die in diesem Artikel vorgese-
hene Entschädigung von den zuständigen innerstaatlichen Stellen festgesetzt.

Artikel 23
Nach Ablauf eines Jahres können die Entscheidungen des Schiedsausschusses oder der zuständi-

gen innerstaatlichen Stellen hinsichtlich der Lizenzbedingungen überprüft werden, soweit neue Tatsa-
chen dies rechtfertigen.

Die Überprüfung obliegt der Stelle, welche die Entscheidung erlassen hat.
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Abschnitt 3

Bestimmungen über die Geheimhaltung

Artikel 24
Die von der Gemeinschaft in Durchführung ihres Forschungsprogramms erworbenen Kenntnis-

se, deren Preisgabe den Verteidigungsinteressen eines oder mehrerer Mitgliedstaaten schaden kann, wer-
den unter Geheimschutz gestellt; hierbei gelten folgende Bestimmungen:

1. Auf Vorschlag der Kommission beschließt der Rat eine Verschlußsachen-Verordnung, die un-
ter Berücksichtigung dieses Artikels die verschiedenen zur Anwendung gelangenden Geheim-
schutzgrade und die entsprechenden Sicherheitsmaßnahmen festlegt.

2. Die Kommission stuft die Kenntnisse, deren Preisgabe nach ihrer Ansicht den Verteidigungs-
interessen eines oder mehrerer Mitgliedstaaten schaden kann, vorlaufig in den hierfür in der Ver-
schlußsachen-Verordnung vorgesehenen Geheimschutzgrad ein.

Sie teilt den Mitgliedstaaten diese Kenntnisse unverzüglich mit; diese stellen den Geheimschutz
vorläufig in der gleichen Weise sicher.

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission binnen drei Monaten mit, ob sie den vorläufig ange-
wandten Geheimschutzgrad beibehalten, durch einen anderen ersetzen oder den Geheimschutz aufhe-
ben wollen.

Nach Ablauf dieser Frist gelangt der strengste der beantragten Geheimschutzgrade zur Anwen-
dung. Die Kommission zeigt dies den Mitgliedstaaten an.

Auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats kann der Rat jederzeit einstimmig die An-
wendung eines anderen Geheimschutzgrads oder die Aufhebung des Geheimschutzes beschließen. Vor
der Beschlußfassung über den Antrag eines Mitgliedstaats holt der Rat die Stellungnahme der Kom-
mission ein.

3. Die Artikel 12 und 13 gelten nicht für die in einen Geheimschutzgrad eingestuften Kenntnisse.
Vorbehaltlich der Beachtung der anzuwendenden Sicherheitsmaßnahmen
a) kann die Kommission jedoch die in den Artikeln 12 und 13 bezeichneten Kenntnisse mitteilen:

i) einem gemeinsamen Unternehmen,
ii) einer Person oder einem nicht gemeinsamen Unternehmen durch Vermittlung des Mitglied-

staats, in dessen Hoheitsgebieten diese Person oder dieses Unternehmen tätig ist;
b) kann ein Mitgliedstaat die in Artikel 13 bezeichneten Kenntnisse einer Person oder einem nicht

gemeinsamen Unternehmen, die in seinen Hoheitsgebieten tätig sind, mitteilen; die Mitteilung
ist der Kommission anzuzeigen;

c) ist ferner jeder Mitgliedstaat berechtigt, von der Kommission für seine eigenen Bedürfnisse oder
diejenigen einer Person oder eines Unternehmens, die in seinen Hoheitsgebieten tätig sind, die
Erteilung einer Lizenz gemäß Artikel 12 zu verlangen.

Artikel 25
(1) Teilt ein Mitgliedstaat das Bestehen oder den Inhalt einer Patent- oder Gebrauchsmusteran-

meldung mit, die einen in Artikel 16 Absatz l oder 2 bezeichneten Gegenstand betrifft, so weist er ge-
gebenenfalls auf die Notwendigkeit hin, diese Anmeldung aus Verteidigungsgründen in den von ihm
angegebenen Geheimschutzgrad einzustufen; hierbei teilt er die voraussichtliche Dauer des Geheim-
schutzes mit.

Die Kommission leitet alle Mitteilungen, die sie gemäß dem vorstehenden Unterabsatz erhält, an
die anderen Mitgliedstaaten weiter Die Kommission und die Mitgliedstaaten beachten die Vorkehrun-
gen, welche der von dem Ursprungsstaat verlangte Geheimschutzgrad nach der Verschlußsachen-Ver-
ordnung erfordert.

(2) Die Kommission kann diese Mitteilungen ferner an die gemeinsamen Unternehmen oder durch
Vermittlung eines Mitgliedstaats an eine Person oder ein nicht gemeinsames Unternehmen weiterleiten,
die in den Hoheitsgebieten dieses Staates tätig sind.



271'4 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 47

Die Erfindungen, die Gegenstand der in Absatz l genannten Anmeldungen sind, können nur mit
Zustimmung des Anmelders oder nach Maßgabe der Artikel 17 bis 23 genutzt werden.

Die Mitteilungen und gegebenenfalls die Nutzung nach Maßgabe des vorliegenden Absatzes un-
terliegen den Maßnahmen, die der von dem Ursprungsstaat verlangte Geheimschutzgrad gemäß der
Verschlußsachen-Verordnung erfordert.

Die Mitteilungen bedürfen in allen Fällen der Zustimmung des Ursprungsstaats. Die Mitteilung
und die Nutzung können nur aus Verteidigungsgründen verweigert werden.

(3) Der Rat kann jederzeit auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats einstimmig die
Anwendung eines anderen Geheimschutzgrads oder die Aufhebung des Geheimschutzes beschließen.
Vor der Beschlußfassung über den Antrag eines Mitgliedstaats holt der Rat die Stellungnahme der Kom-
mission ein.

Artikel 26
(1) Werden Kenntnisse, die Gegenstand von Patenten, Patentanmeldungen, vorläufig geschützten

Rechten, Gebrauchsmustern oder Gebrauchsmusteranmeldungen sind, nach Maßgabe der Artikel 24
und 25 unter Geheimschutz gestellt, so können Staaten, welche die Anwendung des Geheimschutzes
beantragt haben, die Genehmigung zu entsprechenden Anmeldungen in den anderen Mitgliedstaaten
nicht verweigern.

Jeder Mitgliedstaat trifft die notwendigen Maßnahmen, damit derartige Rechte und Anmeldungen
nach dem in seinen innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften vorgesehenen Verfahren wei-
terhin unter Geheimschutz bleiben.

(2) Die gemäß Artikel 24 unter Geheimschutz gestellten Kenntnisse können nur mit Zustimmung
aller Mitgliedstaaten Gegenstand von Anmeldungen außerhalb dieser Staaten werden. Nehmen diese
Staaten nicht Stellung, so gilt die Zustimmung nach Ablauf von sechs Monaten, nachdem die Kommis-
sion den Mitgliedstaaten diese Kenntnisse übermittelt hat, als erteilt.

Artikel 27
Der Ersatz des Schadens, der dem Anmelder durch die Stellung unter Geheimschutz aus Verteidi-

gungsgründen erwachst, unterliegt den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten; er fällt dem Staat zur
Last, der die Stellung unter Geheimschutz beantragt oder entweder eine Verschärfung oder eine Ver-
längerung des Geheimschutzes oder das Verbot der Anmeldung außerhalb der Gemeinschaft erwirkt
hat.

Haben mehrere Mitgliedstaaten eine Verschärfung oder Verlängerung des Geheimschutzes oder
das Verbot der Anmeldung außerhalb der Gemeinschaft erwirkt, so haben sie für den aus ihrem Antrag
erwachsenen Schaden gesamtschuldnerisch aufzukommen.

Die Gemeinschaft kann keine Schadensersatzansprüche aufgrund dieses Artikels geltend machen.

Abschnitt 4

Besondere Bestimmungen

Artikel 28
Werden Patent- oder Gebrauchsmusteranmeldungen, die noch nicht veröffentlicht sind, oder Pa-

tente oder Gebrauchsmuster, die aus Verteidigungsgründen geheimgehalten werden, infolge ihrer Mit-
teilung an die Kommission unbefugt genutzt oder einem Unbefugten bekannt, so ersetzt die Gemein-
schaft dem Berechtigten den hieraus entstehenden Schaden.

Der Schadensersatzanspruch der Berechtigten gegen Dritte geht unbeschadet der eigenen An-
sprüche der Gemeinschaft gegen den Urheber des Schadens auf die Gemeinschaft über, soweit sie die-
sen ersetzt. Das Recht der Gemeinschaft, gegen den Urheber des Schadens nach den geltenden allge-
meinen Vorschriften vorzugehen, bleibt unberührt.
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Artikel 29
Alle Abkommen oder Verträge über den Austausch von wissenschaftlichen oder gewerblichen

Kenntnissen auf dem Kerngebiet zwischen einem Mitgliedstaat oder einer Person oder einem Unter-
nehmen einerseits und einem dritten Staat oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem An-
gehörigen eines dritten Staates andererseits sind von der Kommission zu schließen, falls sie bei einer
Partei die Unterzeichnung durch einen Staat in Ausübung seiner Hoheitsrechte erfordern.

Die Kommission kann jedoch einen Mitgliedstaat oder eine Person oder ein Unternehmen er-
mächtigen, derartige Abkommen unter den von ihr als angemessen erachteten Voraussetzungen vorbe-
haltlich der Artikel 103 und 104 selbst zu schließen.

KAPITEL 3

DER GESUNDHEITSSCHUTZ

Artikel 30
In der Gemeinschaft werden Grundnormen für den Gesundheitsschutz der Bevölkerung und der

Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlungen festgesetzt.
Unter Grundnormen sind zu verstehen:
a) die zulässigen Höchstdosen, die ausreichende Sicherheit gewähren,
b) die Höchstgrenze für die Aussetzung gegenüber schädlichen Einflüssen und für schädlichen Be-

fall,
c) die Grundsätze für die ärztliche Überwachung der Arbeitskräfte.

Artikel 31
Die Grundnormen werden von der Kommission nach Stellungnahme einer Gruppe von Persön-

lichkeiten ausgearbeitet, die der Ausschuß für Wissenschaft und Technik aus wissenschaftlichen Sach-
verständigen der Mitgliedstaaten, insbesondere aus Sachverständigen für Volksgesundheit, ernennt. Die
Kommission holt zu den in dieser Weise ausgearbeiteten Grundnormen die Stellungnahme des Wirt-
schafts- und Sozialausschusses ein.

Nach Anhörung des Europäischen Parlaments legt der Rat die Grundnormen auf Vorschlag der
Kommission, die ihm die von ihr eingeholten Stellungnahmen der Ausschüsse zuleitet, mit qualifizier-
ter Mehrheit fest.

Artikel 32
Die Grundnormen können auf Antrag der Kommission oder eines Mitgliedstaats nach dem Ver-

fahren des Artikels 31 überprüft oder ergänzt werden.
Die Kommission hat jeden von einem Mitgliedstaat gestellten Antrag zu prüfen.

Artikel 33
Jeder Mitgliedstaat erläßt die geeigneten Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um die Beachtung

der festgesetzten Grundnormen sicherzustellen, und trifft die für den Unterricht, die Erziehung und
Berufsausbildung erforderlichen Maßnahmen.

Die Kommission erläßt die geeigneten Empfehlungen, um die auf diesem Gebiet in den Mitglied-
staaten geltenden Bestimmungen miteinander in Einklang zu bringen.

Zu diesem Zweck haben die Mitgliedstaaten der Kommission diese Bestimmungen nach dem Stan-
de im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Vertrags sowie die späteren Entwürfe gleichartiger Bestim-
mungen bekanntzugeben.
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Etwaige Empfehlungen der Kommission zu diesen Entwürfen sind innerhalb von drei Monaten
nach deren Mitteilung zu erlassen.

Artikel 34
Jeder Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebieten besonders gefährliche Versuche stattfinden sollen,

ist verpflichtet, zusätzliche Vorkehrungen für den Gesundheitsschutz zu treffen; er hat hierzu vorher
die Stellungnahme der Kommission einzuholen.

' Besteht die Möglichkeit, daß sich die Auswirkungen der Versuche auf die Hoheitsgebiete anderer
Mitgliedstaaten erstrecken, so ist die Zustimmung der Kommission erforderlich.

Artikel 35
Jeder Mitgliedstaat schafft die notwendigen Einrichtungen zur ständigen Überwachung des Ge-

halts der Luft, des Wassers und des Bodens an Radioaktivität sowie zur Überwachung der Einhaltung
der Grundnormen.

Die Kommission hat Zugang zu diesen Überwachungseinrichtungen; sie kann ihre Arbeitsweise
und Wirksamkeit nachprüfen.

Artikel 36
Die Auskünfte über die in Artikel 35 genannten Überwachungsmaßnahmen sind der Kommission

von den zuständigen Behörden regelmäßig zu übermitteln, damit die Kommission ständig über den Ge-
halt an Radioaktivität unterrichtet ist, dem die Bevölkerung ausgesetzt ist.

Artikel 37
Jeder Mitgliedstaat ist verpflichtet, der Kommission über jeden Plan zur Ableitung radioaktiver

Stoffe aller Art die allgemeinen Angaben zu übermitteln, aufgrund deren festgestellt werden kann, ob
die Durchführung dieses Plans eine radioaktive Verseuchung des Wassers, des Bodens oder des Luf-
traums eines anderen Mitgliedstaats verursachen kann.

Die Kommission gibt nach Anhörung der in Artikel 31 genannten Sachverständigengruppe inner-
halb einer Frist von sechs Monaten ihre Stellungnahme ab.

Artikel 38
Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten Empfehlungen über den radioaktiven Gehalt der

Luft, des Wassers und des Bodens.
In dringenden Fällen erläßt die Kommission eine Richtlinie, mit der sie dem betreffenden Mit-

gliedstaat aufgibt, innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen,
um eine Überschreitung der Grundnormen zu vermeiden und die Beachtung dieser Vorschriften zu ge-
währleisten.

Kommt der Staat innerhalb der festgesetzten Frist der Richtlinie der Kommission nicht nach, so
kann diese oder jeder beteiligte Mitgliedstaat in Abweichung von den Artikeln 141 und 142 unmittel-
bar den Gerichtshof anrufen.

Artikel 39
Die Kommission errichtet im Rahmen der Gemeinsamen Kernforschungsstelle unmittelbar nach

deren Gründung eine Studien- und Dokumentationsabteilung für Fragen des Gesundheitsschutzes.
Die Aufgabe dieser Abteilung besteht vor allem darin, die in den Artikeln 33, 37 und 38 genann-

ten Unterlagen und Auskünfte zusammenzustellen und die Kommission bei der Erfüllung der ihr durch
dieses Kapitel übertragenen Aufgaben zu unterstützen.
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KAPITEL 4

INVESTITIONEN

Artikel 40
Um die Initiative der Personen und Unternehmen anzuregen und eine abgestimmte Entwicklung

ihrer Investitionen auf dem Kerngebiet zu erleichtern, veröffentlicht die Kommission in regelmäßigen
Abständen hinweisende Programme, insbesondere hinsichtlich der Ziele für die Erzeugung von Kern-
energie und der im Hinblick hierauf erforderlichen Investitionen aller Art.

Vor der Veröffentlichung holt die Kommission die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses zu diesen Programmen ein.

Artikel 41
Personen und Unternehmen, die zu den in Anhang II dieses Vertrags genannten Industriezweigen

gehören, haben der Kommission Investitionsvorhaben für neue Anlagen sowie für Ersatzanlagen oder
Umstellungen anzuzeigen; Art und Umfang der anzuzeigenden Vorhaben bestimmen sich nach Merk-
malen, die der Rat auf Vorschlag der Kommission festlegt.

Die Liste der vorgenannten Industriezweige kann vom Rat auf Vorschlag der Kommission, die zu-
vor die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses einholt, mit qualifizierter Mehrheit geän-
dert werden.

Artikel 42
Die in Artikel 41 bezeichneten Vorhaben sind der Kommission sowie zur Unterrichtung dem be-

treffenden Mitgliedstaat spätestens drei Monate vor Abschluß der ersten Lieferverträge oder, falls die
Arbeiten mit Eigenmitteln des Unternehmens durchgeführt werden sollen, spätestens drei Monate vor
Beginn der Arbeiten mitzuteilen.

Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission eine Änderung dieser Frist beschließen.

Artikel 43
Die Kommission erörtert mit den Personen oder Unternehmen alle Gesichtspunkte der Investiti-

onsvorhaben, die mit den Zielen dieses Vertrags in Zusammenhang stehen.
Sie teilt ihre Auffassung dem betreffenden Mitgliedstaat mit.

Artikel 44
Die Kommission kann die ihr mitgeteilten Investitionsvorhaben mit Zustimmung der beteiligten

Mitgliedstaaten, Personen und Unternehmen veröffentlichen.

KAPITEL 5

GEMEINSAME UNTERNEHMEN

Artikel 45
Unternehmen, die für die Entwicklung der Kernindustrie in der Gemeinschaft von ausschlagge-

bender Bedeutung sind, können als gemeinsame Unternehmen im Sinne dieses Vertrags nach Maßgabe
der folgenden Artikel errichtet werden.
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Artikel 46
(1) Jeder Plan zur Errichtung eines gemeinsamen Unternehmens, der von der Kommission, einem

Mitgliedstaat oder einer anderen Seite ausgeht, wird von der Kommission geprüft.
Hierzu holt die Kommission die Stellungnahme der Mitgliedstaaten sowie aller öffentlichen oder

privaten Stellen ein, die nach ihrer Auffassung in der Lage sind, ihr Aufschlüsse zu erteilen.

(2) Die Kommission übermittelt dem Rat jeden Plan zur Errichtung eines gemeinsamen Unter-
nehmens mit ihrer begründeten Stellungnahme.

Bejaht sie die Notwendigkeit des geplanten gemeinsamen Unternehmens, so unterbreitet sie dem
Rat Vorschläge über

a) den Standort,
b) die Satzung,
c) den Umfang und die Zeitfolge der Finanzierung,
d) die etwaige Beteiligung der Gemeinschaft an der Finanzierung des gemeinsamen Unternehmens,
e) die etwaige Beteiligung eines dritten Staates, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder eines

Angehörigen eines dritten Staates an der Finanzierung oder Geschäftsführung des gemeinsamen
Unternehmens,

f) die vollständige oder teilweise Gewährung der in Anhang III dieses Vertrags genannten Ver-
günstigungen.

Sie fügt einen eingehenden Bericht über den gesamten Plan bei.

Artikel 47
Hat die Kommission sich in dieser Weise an den Rat gewandt, so kann er sie um zusätzliche Aus-

künfte und Prüfungen ersuchen, soweit er diese als notwendig erachtet.
Ist der Rat mit qualifizierter Mehrheit der Auffassung, daß ein von der Kommission mit ableh-

nender Stellungnahme übermittelter Plan trotzdem durchzuführen ist, so hat die Kommission ihm die
Vorschläge und den eingehenden Bericht gemäß Artikel 46 vorzulegen.

Im Fall einer günstigen Stellungnahme der Kommission oder im Fall des vorstehenden Unterab-
satzes beschließt der Rat mit qualifizierter Mehrheit über jeden Vorschlag der Kommission.

Jedoch ist Einstimmigkeit erforderlich hinsichtlich
a) der Beteiligung der Gemeinschaft an der Finanzierung des gemeinsamen Unternehmens;
b) der Beteiligung eines dritten Staates, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder eines An-

gehörigen eines dritten Staates an der Finanzierung oder Geschäftsführung des gemeinsamen
Unternehmens.

Artikel 48
Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission durch einstimmigen Beschluß die in Anhang III die-

ses Vertrags genannten Vergünstigungen auf jedes gemeinsame Unternehmen ganz oder teilweise in An-
wendung bringen; jeder Mitgliedstaat ist alsdann in seinem Bereich zu deren Gewährung verpflichtet.

Der Rat kann nach demselben Verfahren die Bedingungen für die Gewährung dieser Vergünsti-
gungen festlegen.

Artikel 49
Die Errichtung eines gemeinsamen Unternehmens erfolgt durch Entscheidung des Rates.
Jedes gemeinsame Unternehmen hat Rechtspersönlichkeit.
Es hat in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die das jeweili-

ge innerstaatliche Recht juristischen Personen zuerkennt; es kann insbesondere bewegliches und unbe-
wegliches Vermögen erwerben oder veräußern sowie klagen und verklagt werden.
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Soweit die Bestimmungen dieses Vertrags oder seine Satzung nichts anderes vorsehen, unterliegt
jedes gemeinsame Unternehmen den für gewerbliche oder kaufmännische Unternehmen geltenden Vor-
schriften; die Satzung kann hilfsweise auf das innerstaatliche Recht der Mitgliedstaaten Bezug nehmen.

Soweit nicht nach den Bestimmungen dieses Vertrags der Gerichtshof zuständig ist, werden Strei-
tigkeiten, bei denen gemeinsame Unternehmen beteiligt sind, durch die zuständigen innerstaatlichen
Rechtsprechungsorgane entschieden.

Artikel 50
Die Satzungen der gemeinsamen Unternehmen werden gegebenenfalls nach den darin vorgesehe-

nen besonderen Vorschriften geändert.
Diese Änderungen können jedoch erst in Kraft treten, nachdem sie auf Vorschlag der Kommissi-

on durch den Rat nach Maßgabe des Artikels 47 gebilligt worden sind.

Artikel 51
Solange die mit dem Betrieb der gemeinsamen Unternehmen betrauten Organe noch nicht einge-

setzt sind, sorgt die Kommission für die Durchführung der Entscheidungen des Rates über die Errich-
tung dieser Unternehmen.

KAPITEL 6

VERSORGUNG

Artikel 52
(1) Die Versorgung mit Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen wird gemäß

den Bestimmungen dieses Kapitels nach dem Grundsatz des gleichen Zugangs zu den Versorgungs-
quellen durch eine gemeinsame Versorgungspolitik sichergestellt.

(2) Zu diesem Zweck und nach Maßgabe dieses Kapitels
a) ist jedes Gebaren verboten, das darauf abzielt, einzelnen Verbrauchern eine bevorzugte Stellung

zu sichern,
b) wird eine Agentur geschaffen, die über ein Bezugsrecht für Erze, Ausgangsstoffe und besonde-

re spaltbare Stoffe, die im Gebiet der Mitgliedstaaten erzeugt werden, sowie über das aussch-
ließliche Recht verfügt, Verträge über die Lieferung von Erzen, Ausgangsstoffen oder beson-
deren spaltbaren Stoffen aus Ländern innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft abzuschließen.

Die Agentur darf die Verbraucher nicht aufgrund der von ihnen beabsichtigten Verwendung der
beantragten Lieferungen irgendwie unterschiedlich behandeln, es sei denn, daß diese Verwendung un-
zulässig ist oder daß sie den Bedingungen widerspricht, von denen die nicht der Gemeinschaft an-
gehörenden Lieferer die Lieferung abhängig gemacht haben.

Abschnitt l

Die Agentur

Artikel 53
Die Agentur steht unter der Aufsicht der Kommission; diese erteilt ihr Richtlinien, hat gegen ihre

Entscheidungen ein Einspruchsrecht und ernennt ihren Generaldirektor sowie ihren stellvertretenden
Generaldirektor.

Jede ausdrückliche oder stillschweigende Handlung der Agentur bei Ausübung ihres Bezugsrechts
oder ihres ausschließlichen Rechts zum Abschluß von Lieferverträgen kann durch die Beteiligten der
Kommission unterbreitet werden, die hierüber innerhalb eines Monats zu entscheiden hat.
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Artikel 54
Die Agentur hat Rechtspersönlichkeit und genießt finanzielle Autonomie.
Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit die Satzung der Agentur fest.
Die Satzung kann in derselben Weise geändert werden.
Sie bestimmt das Kapital der Agentur und die Art und Weise, in der es aufgebracht wird. Die Mehr-

heit des Kapitals muß in jedem Falle der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten gehören. Die Auftei-
lung des Kapitals wird von den Mitgliedstaaten im gemeinsamen Einvernehmen beschlossen.

Die Satzung legt die Art und Weise der kaufmännischen Geschäftsführung der Agentur fest. Sie
kann zur Deckung der Betriebskosten der Agentur die Erhebung einer Abgabe auf die Umsätze vorse-
hen.

Artikel 55
Die Mitgliedstaaten erteilen der Agentur alle Auskünfte oder lassen ihr alle Auskünfte erteilen, die

zur Ausübung ihres Bezugsrechts und ihres ausschließlichen Rechts zum Abschluß von Lieferverträ-
gen erforderlich sind.

Artikel 56
Die Mitgliedstaaten gewährleisten die freie Ausübung der Tätigkeit der Agentur in ihren Hoheits-

gebieten.
Sie können das Organ oder die Organe einsetzen, die zur Vertretung der Erzeuger und Verbrau-

cher aus den ihnen unterstehenden außereuropäischen Hoheitsgebieten in den Beziehungen zur Agen-
tur zuständig sind.

Abschnitt 2

Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare Stoffe aus dem Aufkommen der Gemeinschaft

Artikel 57
(1) Das Bezugsrecht der Agentur erstreckt sich
a) auf den Erwerb der Rechte zur Nutzung und zum Verbrauch der Stoffe, die aufgrund der Be-

stimmungen des Kapitels 8 Eigentum der Gemeinschaft sind;
b) auf den Erwerb des Eigentumsrechts in allen anderen Fällen.

(2) Die Agentur übt ihr Bezugsrecht durch den Abschluß von Verträgen mit den Erzeugern von
Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren Stoffen aus.

Vorbehaltlich der Artikel 58, 62 und 63 ist jeder Erzeuger verpflichtet, der Agentur die von ihm in
den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten erzeugten Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren
Stoffe vor ihrer Verwendung, Übertragung oder Lagerung anzubieten.

Artikel 58
Erstreckt sich die Tätigkeit eines Erzeugers auf mehrere Produktionsstufen, beginnend mit der Ge-

winnung des Erzes bis zur Herstellung des Metalls einschließlich, so ist er nur verpflichtet, der Agen-
tur das Erzeugnis in der von ihm gewählten Produktionsstufe anzubieten.

Das gleiche gilt für mehrere Unternehmen, zwischen denen Verbindungen bestehen, die der Kom-
mission rechtzeitig mitgeteilt und mit ihr nach dem in den Artikeln 43 und 44 vorgesehenen Verfahren
erörtert worden sind.

Artikel 59
Übt die Agentur ihr Bezugsrecht entweder auf die gesamte Produktion oder auf einen Teil der Pro-

duktion nicht aus, so
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a) kann der Erzeuger die Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren Stoffe entweder mit ei-
genen Mitteln oder im Wege von Lohnveredelungsverträgen unter dem Vorbehalt verarbeiten
oder verarbeiten lassen, daß er der Agentur das bei dieser Verarbeitung gewonnene Erzeugnis
anbietet,

b) wird der Erzeuger durch Entscheidung der Kommission ermächtigt, die verfügbaren Erzeug-
nisse außerhalb der Gemeinschaft unter dem Vorbehalt abzusetzen, daß er hierbei keine gün-
stigeren Bedingungen gewährt, als sie in dem der Agentur vorher unterbreiteten Angebot ent-
halten waren. Besondere spaltbare Stoffe können jedoch nur durch die Agentur gemäß Artikel
62 ausgeführt werden.

Die Kommission kann die Ermächtigung nicht erteilen, wenn die Empfänger dieser Lieferungen
nicht alle Garantien dafür bieten, daß die allgemeinen Interessen der Gemeinschaft gewahrt werden,
oder wenn die Klauseln und Bedingungen dieser Verträge den Zielen dieses Vertrags zuwiderlaufen.

Artikel 60
Die Verbraucher teilen der Agentur in regelmäßigen Abständen ihren Bedarf mit; sie geben dabei

die Mengen, die physikalische und chemische Beschaffenheit, den Herkunftsort, die Verwendung, die
einzelnen Lieferfristen und die Preisbestimmungen an, die als Klauseln und Bedingungen in den von
ihnen gewünschten Liefervertrag aufzunehmen wären.

Ebenso teilen die Erzeuger der Agentur die Angebote, die sie machen können, mit; sie geben da-
bei alle Einzelheiten, insbesondere die Laufzeit der Verträge, an, die für die Aufstellung ihrer Produk-
tionsprogramme erforderlich sind. Die Laufzeit dieser Verträge darf zehn Jahre nicht überschreiten, es
sei denn, daß die Kommission zustimmt.

Die Agentur teilt den Verbrauchern die Angebote und den Umfang der bei ihr eingegangenen Nach-
fragen mit und fordert sie auf, innerhalb einer bestimmten Frist Aufträge zu erteilen.

Ist die Agentur im Besitz aller Aufträge, so teilt sie die Bedingungen mit, unter denen sie diese aus-
führen kann.

Kann die Agentur nicht alle eingegangenen Aufträge vollständig ausführen, so verteilt sie die Stof-
fe nach dem Verhältnis der Aufträge zu jedem Angebot, vorbehaltlich der Artikel 68 und 69.

r

Eine Vollzugsordnung der Agentur, die der Billigung der Kommission bedarf, regelt im einzelnen,
wie Angebote und Nachfragen einander gegenüberzustellen sind.

Artikel 61
Die Agentur ist verpflichtet, alle Auftrage auszuführen, es sei denn, daß rechtliche oder sachliche

Hindernisse ihrer Ausführung entgegenstehen.
Bei Abschluß eines Vertrags kann sie unter Beachtung der Vorschriften des Artikels 52 von den

Verbrauchern angemessene Vorauszahlungen als Garantie oder zur Erleichterung ihrer eigenen, zur
Ausführung des Auftrags erforderlichen langfristigen Verpflichtungen gegenüber den Erzeugern ver-
langen.

Artikel 62
(1) Die Agentur übt ihr Bezugsrecht auf die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten erzeug-

ten besonderen spaltbaren Stoffe zu folgenden Zwecken aus:
a) um die Nachfrage der Verbraucher der Gemeinschaft nach Maßgabe des Artikels 60 zu decken,
b) um diese Stoffe selbst zu lagern oder
c) um sie mit Genehmigung der Kommission, die hierbei Artikel 59 Buchstabe b Unterabsatz 2 be-

achtet, auszuführen.

(2) Jedoch sind diese Stoffe und die zur Aufarbeitung geeigneten Rückstände zu folgenden Zwecken
dem Erzeuger zu belassen:

a) um mit Genehmigung der Agentur gelagert zu werden,
b) um im Rahmen des eigenen Bedarfs des Erzeugers verwendet zu werden oder
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c) um Unternehmen im Gebiet der Gemeinschaft im Rahmen ihres Bedarfs zur Verfügung gestellt
zu werden, soweit diese mit dem Erzeuger zur Durchführung eines der Kommission rechtzei-
tig mitgeteilten Programms in unmittelbarer Verbindung stehen; Voraussetzung ist, daß die Ver-
bindung weder eine Beschränkung der Produktion, der technischen Entwicklung oder der In-
vestitionen noch die mißbräuchliche Schaffung von Ungleichheiten zwischen den Verbrauchern
der Gemeinschaft bezweckt oder bewirkt.

Die Anwendung der Vorschriften des Kapitels 7 wird hierdurch nicht berührt.

(3) Auf die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten erzeugten besonderen spaltbaren Stoffe, be-
züglich derer die Agentur ihr Bezugsrecht nicht ausgeübt hat, findet Artikel 89 Absatz l Buchstabe a
Anwendung.

Artikel 63
Die Erze, Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren Stoffe, die von den gemeinsamen Unterneh-

men erzeugt werden, werden den Verbrauchern nach den satzungsmäßigen oder vertragsmäßigen Be-
stimmungen dieser Unternehmen zugeteilt.

Abschnitt 3

Erze, Ausgangsstoffe und besondere spaltbare Stoffe aus dem Aufkommen außerhalb der
Gemeinschaft

Artikel 64
Die Agentur hat, soweit nicht in diesem Vertrag Ausnahmen vorgesehen sind, das ausschließliche

Recht, Abkommen oder Übereinkünfte mit dem Hauptzweck der Lieferung von Erzen, Ausgangsstof-
fen oder besonderen spaltbaren Stoffen aus dem Aufkommen außerhalb der Gemeinschaft abzusch-
ließen; sie wird dabei gegebenenfalls im Rahmen der zwischen der Gemeinschaft und einem dritten Staat
oder einer zwischenstaatlichen Einrichtung abgeschlossenen Abkommen tätig.

Artikel 65
Artikel 60 findet auf die Nachfragen der Verbraucher und die Verträge zwischen den Verbrauchern

und der Agentur Anwendung, soweit es sich um die Lieferung von Erzen, Ausgangsstoffen oder be-
sonderen spaltbaren Stoffen aus dem Aufkommen außerhalb der Gemeinschaft handelt.

Die Agentur kann jedoch den Herkunftsort der Stoffe bestimmen, soweit sie dem Verbraucher Lie-
ferungsbedingungen zukommen läßt, die mindestens ebenso günstig sind wie die in dem Auftrag ange-
gebenen.

Artikel 66
Stellt die Kommission auf Antrag der beteiligten Verbraucher fest, daß die Agentur nicht oder nur

zu mißbräuchlichen Preisen in der Lage ist, die bestellten Stoffe ganz oder zum Teil innerhalb einer an-
gemessenen Frist zu liefern, so sind die Verbraucher berechtigt, unmittelbar Verträge über Lieferungen
aus dem Aufkommen außerhalb der Gemeinschaft zu schließen, soweit die Verträge in den wesentli-
chen Punkten dem in ihrer Bestellung angegebenen Bedarf entsprechen.

Dieses Recht wird auf ein Jahr gewährt; es kann verlängert werden, wenn die Lage, die seine Ge-
währung gerechtfertigt hat, fortdauert.

Die Verbraucher, die von diesem Recht Gebrauch machen, haben der Kommission die beabsich-
tigten unmittelbaren Verträge mitzuteilen. Die Kommission kann innerhalb eines Monats gegen den
Abschluß dieser Verträge Einspruch erheben, wenn sie den Zielen dieses Vertrags zuwiderlaufen.
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Abschnitt 4

Preise

Artikel 67
Soweit in diesem Vertrag keine Ausnahmen vorgesehen sind, ergeben sich die Preise aus der Ge-

genüberstellung von Angebot und Nachfrage nach Maßgabe des Artikels 60; widersprechende inner-
staatliche Vorschriften der Mitgliedstaaten sind unzulässig.

Artikel 68
Verboten ist ein Preisgebaren, das darauf abzielt, einzelnen Verbrauchern unter Umgehung des

Grundsatzes des gleichen Zugangs, der sich aus diesem Kapitel ergibt, eine bevorzugte Stellung zu ver-
schaffen.

Stellt die Agentur ein derartiges Gebaren fest, so zeigt sie es der Kommission an.
Erachtet die Kommission die Feststellung für begründet, so kann sie für die strittigen Angebote

die Preise in einer Höhe neu festsetzen, die dem Grundsatz des gleichen Zugangs entspricht.

Artikel 69
Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission durch einstimmigen Beschluß Preise festsetzen.
Die Agentur kann, wenn sie gemäß Artikel 60 die Bedingungen für die Ausführung der Aufträge

festlegt, den Verbrauchern, die Aufträge erteilt haben, einen Preisausgleich vorschlagen.

Abschnitt 5

Bestimmungen über die Versorgungspolitik

Artikel 70
Die Kommission kann sich im Rahmen des Haushaltsplans der Gemeinschaft finanziell unter den

von ihr festgelegten Bedingungen an Schürfungsvorhaben in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten
beteiligen.

Die Kommission kann an die Mitgliedstaaten Empfehlungen für die Entwicklung der Schürfung
und der Erzgewinnung richten.

Die Mitgliedstaaten haben der Kommission jährlich einen Bericht über die Entwicklung der Schür-
fung und der Erzeugung, die voraussichtlichen Reserven und die in ihren Hoheitsgebieten durchge-
führten oder geplanten Investitionen im Bergbau vorzulegen. Die Berichte werden dem Rat mit der Stel-
lungnahme der Kommission vorgelegt; diese Stellungnahme hat insbesondere auf die Maßnahmen
einzugehen, welche die Mitgliedstaaten auf die gemäß vorstehendem Absatz ausgesprochenen Emp-
fehlungen getroffen haben.

Stellt der Rat, nachdem die Kommission ihn angerufen hat, mit qualifizierter Mehrheit fest, daß die
Schürfungsmaßnahmen und die Steigerung der Erzgewinnung in erheblichem Maße unzureichend blei-
ben, obwohl Erzeugungsmöglichkeiten wirtschaftlich auf lange Sicht gerechtfertigt erscheinen, so wird
unterstellt, daß der betreffende Mitgliedstaat, solange er diese Lage nicht behebt, für sich und für seine
Staatsangehörigen auf das Recht des gleichen Zugangs zu dem sonstigen Aufkommen innerhalb der Ge-
meinschaft verzichtet.

Artikel 71
Die Kommission richtet an die Mitgliedstaaten sachdienliche Empfehlungen über steuer- oder ber-

grechtliche Regelungen.
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Artikel 72
Die Agentur kann aus den innerhalb oder außerhalb der Gemeinschaft zur Verfügung stehenden

Mengen die notwendigen Handelsbestände anlegen, um die Versorgung oder die laufenden Lieferun-
gen der Gemeinschaft zu erleichtern.

Die Kommission kann gegebenenfalls die Einrichtung von Sicherheitsbeständen beschließen. Die
Art und Weise der Finanzierung dieser Bestände wird vom Rat auf Vorschlag der Kommission mit qua-
lifizierter Mehrheit gebilligt.

Abschnitt 6

Besondere Vorschriften

Artikel 73
Umfaßt ein Abkommen oder eine Vereinbarung zwischen einem Mitgliedstaat, einer Person oder

einem Unternehmen einerseits und einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder ei-
nem Angehörigen eines dritten Staates andererseits auch die Lieferung von Erzeugnissen, die in die Zu-
ständigkeit der Agentur fallen, so ist zum Abschluß oder zur Erneuerung des Abkommens oder der
Vereinbarung die vorherige Zustimmung der Kommission erforderlich, soweit es sich um die Lieferung
dieser Erzeugnisse handelt.

Artikel 74
Die Kommission kann die Übertragung, die Einfuhr oder die Ausfuhr kleiner Mengen von Erzen,

Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren Stoffen in dem Maße, wie sie üblicherweise für die For-
schung benutzt werden, von den Vorschriften dieses Kapitels ausnehmen.

Jede Übertragung, Einfuhr oder Ausfuhr aufgrund dieser Bestimmung ist der Agentur anzuzeigen.

Artikel 75
Die Bestimmungen dieses Kapitels finden keine Anwendung auf Verpflichtungen, welche die Auf-

bereitung, Umwandlung oder Formung von Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren Stof-
fen zum Gegenstand haben

a) bei Verpflichtungen zwischen Personen oder Unternehmen untereinander - falls die aufberei-
teten, umgewandelten oder geformten Stoffe an die Person oder das Unternehmen, von denen
sie stammen, zurückgegeben werden müssen;

b) bei Verpflichtungen zwischen einer Person oder einem Unternehmen einerseits und einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates andererseits - falls
die Stoffe außerhalb der Gemeinschaft aufbereitet, umgewandelt oder geformt werden und an
die Person oder das Unternehmen, von denen sie stammen, zurückgegeben werden;

c) bei Verpflichtungen zwischen einer Person oder einem Unternehmen einerseits und einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates andererseits - falls
die Stoffe in der Gemeinschaft aufbereitet, umgewandelt oder geformt werden und an die Ein-
richtung oder den Staatsangehörigen, von denen sie stammen, oder an einen anderen von dieser
Einrichtung oder diesem Staatsangehörigen bestimmten Empfänger, der seinen Sitz ebenfalls
außerhalb der Gemeinschaft hat, zurückgegeben werden.

Die beteiligten Personen oder Unternehmen müssen jedoch der Agentur das Bestehen derartiger
Verpflichtungen und sofort nach Unterzeichnung der Verträge die Mengen der Stoffe anzeigen, die Ge-
genstand dieser Umsätze sind. Den unter b genannten Verpflichtungen kann die Kommission wider-
sprechen, wenn sie der Auffassung ist, daß die Umwandlung oder Formung nicht wirksam und sicher
und ohne Substanzverlust zum Nachteil der Gemeinschaft gewährleistet werden kann.

Die Stoffe, die Gegenstand dieser Verpflichtungen sind, unterliegen in den Hoheitsgebieten der
Mitgliedstaaten den in Kapitel 7 vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen. Die Bestimmungen des Ka-
pitels 8 finden jedoch keine Anwendung auf die besonderen spaltbaren Stoffe, die Gegenstand von Ver-
pflichtungen nach Buchstabe c sind.
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Artikel 76
Die Vorschriften dieses Kapitels können, insbesondere falls unvorhergesehene Umstände eine all-

gemeine Mangellage hervorrufen, auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen
Parlaments durch einstimmigen Beschluß des Rates geän dert werden; die Veranlassung dazu kann von
einem Mitgliedstaat oder von der Kommission ausgehen. Die Kommission hat jeden Antrag eines Mit-
gliedstaats zu untersuchen.

Nach Ablauf von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags kann der Rat diese Bestimmungen
in ihrer Gesamtheit bestätigen. Bestätigt er sie nicht, so werden nach dem im vorstehenden Absatz be-
stimmten Verfahren neue Vorschriften über den Gegenstand dieses Kapitels erlassen.

KAPITEL 7

ÜBERWACHUNG DER SICHERHEIT

Artikel 77
Die Kommission hat sich nach Maßgabe dieses Kapitels in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaa-

ten zu vergewissern, daß
a) die Erze, die Ausgangsstoffe und besonderen spaltbaren Stoffe nicht zu anderen als den von

ihren Benutzern angegebenen Zwecken verwendet werden,
b) die Vorschriften über die Versorgung und alle besonderen Kontrollverpflichtungen geachtet

werden, welche die Gemeinschaft in einem Abkommen mit einem dritten Staat oder einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung übernommen hat.

Artikel 78
Wer eine Anlage zur Erzeugung, Trennung oder sonstigen Verwendung von Ausgangsstoffen und

besonderen spaltbaren Stoffen oder zur Aufbereitung bestrahlter Kernbrennstoffe errichtet oder be
treibt, hat der Kommission die grundlegenden technischen Merkmale der Anlage anzugeben, soweit de-
ren Kenntnis für die Zwecke des Artikels 77 erforderlich ist.

Die Verfahren für die chemische Aufbereitung bestrahlter Stoffe bedürfen insoweit der Genehmi-
gung der Kommission, als dies für die Zwecke des Artikels 77 erforderlich ist.

Artikel 79
Die Kommission verlangt, daß Aufstellungen über Betriebsvorgänge geführt und vorgelegt wer-

den, um die Buchführung über verwendete oder erzeugte Erze, Ausgangsstoffe und besondere spalt-
bare Stoffe zu ermöglichen. Das gleiche gilt für die Beförderung der Ausgangsstoffe und besonderen
spaltbaren Stoffe.

Die Betroffenen geben den Behörden des betreffenden Mitgliedstaats die Mitteilungen bekannt, die
sie gemäß Artikel 78 und Absatz l dieses Artikels an die Kommission richten.

Art und Umfang der Verpflichtungen des Absatzes l dieses Artikels werden in einer Verordnung
bestimmt, die von der Kommission mit Billigung des Rates erlassen wird.

Artikel 80
Die Kommission kann verlangen, daß alle überschüssigen besonderen spaltbaren Stoffe, die als Ne-

benprodukt wieder- oder neugewonnen und nicht tatsächlich verwendet oder zur Verwendung bereit-
gestellt werden, bei der Agentur oder in anderen Lagern hinterlegt werden, die der Überwachung der
Kommission unterstehen oder zugänglich sind.

Die so hinterlegten besonderen spaltbaren Stoffe sind den Beteiligten auf Antrag unverzüglich
zurückzugeben.
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Artikel 81
Die Kommission kann in die Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten Inspektoren entsenden. Sie hört

den Mitgliedstaat, bevor sie einen Inspektor mit seiner ersten Überwachungsaufgabe in den Hoheits-
gebieten dieses Staates betraut; diese Anhörung wirkt auch für alle späteren Aufgaben dieses Inspek-
tors.

Soweit dies für die Überwachung der Erze, Ausgangsstoffe und besonderen spaltbaren Stoffe und
zu der Feststellung erforderlich ist, ob die Bestimmungen des Artikels 77 beachtet werden, haben die
Inspektoren unter Vorlage eines Ausweises über ihre Amtseigenschaft jederzeit zu allen Orten, Unter-
lagen und Personen Zugang, die sich von Berufs wegen mit Stoffen, Ausrüstungsgegenständen oder An-
lagen beschäftigen, welche gemäß diesem Kapitel der Überwachung unterliegen. Die von der Kommis-
sion ernannten Inspektoren werden auf Antrag des beteiligten Staates von Vertretern der Behörden
dieses Staates begleitet; doch darf hierdurch für die Inspektoren bei der Wahrnehmung ihrer Aufgabe
keine Verzögerung oder sonstige Behinderung eintreten.

Wird der Durchführung einer Überwachungsmaßnahme widersprochen, so hat die Kommission
beim Präsidenten des Gerichtshofes einen Gerichtsbefehl zu beantragen, um die Durchführung dieser
Überwachung im Zwangswege sicherzustellen. Der Präsident des Gerichtshofes entscheidet innerhalb
von drei Tagen.

Bei Gefahr im Verzüge kann die Kommission durch eine eigene Entscheidung eine schriftliche An-
ordnung der Überwachungsmaßnahmen erlassen. Diese Anordnung ist dem Präsidenten des Gerichts-
hofes unverzüglich zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen.

Nach Erlaß des Befehls oder der Entscheidung haben die Behörden des betreffenden Staates den
Inspektoren Zugang zu den Orten zu verschaffen, die in dem Befehl oder der Entscheidung bezeichnet
sind.

Artikel 82
Die Inspektoren werden von der Kommission eingestellt.
Ihnen liegt ob, sich die in Artikel 79 vorgesehene Buchführung vorlegen zu lassen und sie zu prü-

fen. Sie berichten der Kommission über jeden Verstoß.
Die Kommission kann eine Richtlinie erlassen, mit der sie dem betreffenden Mitgliedstaat aufgibt,

innerhalb einer von ihr festgesetzten Frist alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um dem festge-
stellten Verstoß ein Ende zu setzen. Sie gibt dem Rat hiervon Kenntnis.

Kommt der Mitgliedstaat dieser Richtlinie der Kommission innerhalb der festgesetzten Frist nicht
nach, so kann diese oder jeder beteiligte Mitgliedstaat, in Abweichung von den Artikeln 141 und 142,
unmittelbar den Gerichtshof anrufen.

Artikel 83
(1) Verletzen Personen oder Unternehmen die ihnen durch dieses Kapitel auferlegten Verpflich-

tungen, so kann die Kommission gegen sie Zwangsmaßnahmen verhängen.
Diese werden in folgenden Stufen verhängt:
a) Verwarnung,

b) Entzug besonderer Vorteile, wie finanzielle Unterstützung oder technische Hilfe,
c) Übertragung der Verwaltung des Unternehmens für eine Höchstdauer von vier Monaten an eine

Person oder eine Personengruppe, die im gemeinsamen Einvernehmen zwischen der Kommis-
sion und dem Staat, dem das Unternehmen untersteht, bestellt werden,

d) vollständiger oder teilweiser Entzug der Ausgangsstoffe oder besonderen spaltbaren Stoffe.

(2) Die zur Durchführung des vorstehenden Absatzes erlassenen Entscheidungen der Kommissi-
on, die eine Herausgabeverpflichtung enthalten, sind vollstreckbar Sie können in den Hoheitsgebieten
der Mitgliedstaaten nach Maßgabe des Artikels 164 vollstreckt werden.

In Abweichung von Artikel 157 haben Klagen, die gegen die Entscheidungen der Kommission über
die Verhängung der im vorstehenden Absatz vorgesehenen Zwangsmaßnahmen beim Gerichtshof er-
hoben werden, aufschiebende Wirkung. Der Gerichtshof kann jedoch auf Antrag der Kommission oder
jedes beteiligten Mitgliedstaats die sofortige Vollstreckung der Entscheidung anordnen.
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Der Schutz der verletzten Interessen ist durch ein angemessenes Rechtsverfahren zu gewährleisten.

(3) Die Kommission kann an die Mitgliedstaaten Empfehlungen über Rechtsvorschriften richten,
welche die Beachtung der Verpflichtungen dieses Kapitels in ihren Hoheitsgebieten sicherstellen sollen.

(4) Die Mitgliedstaaten haben dafür Sorge zu tragen, daß die Zwangsmaßnahmen vollstreckt und
daß die Verletzung gegebenenfalls durch deren Urheber behoben werden.

Artikel 84
Bei der Überwachung wird kein Unterschied nach dem Verwendungszweck der Erze, der Aus-

gangsstoffe und der besonderen spaltbaren Stoffe gemacht.
Der Bereich, die Art und Weise der Überwachung sowie die Befugnisse der mit der Überwachung

beauftragten Organe sind auf die Verwirklichung der in diesem Kapitel bestimmten Ziele beschränkt.
Die Überwachung erstreckt sich nicht auf Stoffe, die für die Zwecke der Verteidigung bestimmt

sind, soweit sie sich im Vorgang der Einfügung in Sondergeräte für diese Zwecke befinden oder soweit
sie nach Abschluß dieser Einfügung gemäß einem Operationsplan in eine militärische Anlage eingesetzt
oder dort gelagert werden.

Artikel 85
Die Einzelheiten der in diesem Kapitel vorgesehenen Überwachung können, falls neu eingetrete-

ne Umstände es erfordern, auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Par-
laments durch einstimmigen Beschluß des Rates diesen Umständen angepaßt werden; die Veranlassung
dazu kann von einem Mitgliedstaat oder der Kommission ausgehen. Die Kommission hat jeden Antrag
eines Mitgliedstaats zu untersuchen.

KAPITEL 8

DAS EIGENTUM

Artikel 86
Die besonderen spaltbaren Stoffe sind Eigentum der Gemeinschaft.
Das Eigentumsrecht der Gemeinschaft umfaßt alle besonderen spaltbaren Stoffe, die von einem

Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen erzeugt oder eingeführt werden und der in Kapi-
tel 7 vorgesehenen Sicherheitsüberwachung unterliegen.

Artikel 87
Die Mitgliedstaaten, Personen oder Unternehmen haben an den besonderen spaltbaren Stoffen, die

ordnungsgemäß in ihren Besitz ge langt sind, das unbeschränkte Nutzungs- und Verbrauchsrecht, so-
weit nicht für sie Verpflichtungen aus diesem Vertrag, insbesondere bezüglich der Sicherheitsüberwa-
chung, des Bezugsrechts der Agentur und des Gesundheitsschutzes, entgegenstehen.

Artikel 88
Die Agentur führt im Namen der Gemeinschaft ein besonderes Konto mit der Bezeichnung „Fi-

nanzkonto der besonderen spaltbaren Stoffe"

Artikel 89
(1) Das Finanzkonto der besonderen spaltbaren Stoffe wird wie folgt geführt:
a) Der Gemeinschaft wird der Wert der besonderen spaltbaren Stoffe gutgeschrieben, die einem

Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen überlassen oder zur Verfügung gestellt
werden; der Mitgliedstaat, die Person oder das Unternehmen wird mit diesem Wert belastet;
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b) die Gemeinschaft wird mit dem Wert der besonderen spaltbaren Stoffe belastet, die von einem
Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen erzeugt oder eingeführt und Eigentum der
Gemeinschaft werden; dieser Wert wird dem Mitgliedstaat, der Person oder dem Unternehmen
gutgeschrieben. Eine entsprechende Buchung wird vorgenommen, wenn ein Mitgliedstaat, eine
Person oder ein Unternehmen der Gemeinschaft besondere spaltbare Stoffe zurückgibt, die die-
sem Staat, dieser Person oder diesem Unternehmen vorher überlassen oder zur Verfügung ge-
stellt worden waren.

(2) Die Wertschwankungen, denen die besonderen spaltbaren Stoffe unterliegen, werden rech-
nungsmäßig so behandelt, daß für die Gemeinschaft weder Verlust noch Gewinn entsteht. Die Gefah-
ren gehen zu Lasten und Gewinn der Besitzer

(3) Die Salden aus den obengenannten Vorgängen sind auf Verlangen des Gläubigers sofort fällig.

(4) Soweit die Agentur auf eigene Rechnung Geschäfte vornimmt, gilt sie für die Anwendung die-
ses Kapitels als Unternehmen.

Artikel 90
Die Vorschriften dieses Kapitels über das Eigentumsrecht der Gemeinschaft können, falls neu ein-

getretene Umstände das erfordern, auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäi-
schen Parlaments durch einstimmigen Beschluß des Rates diesen Umständen angepaßt werden; die Ver-
anlassung dazu kann von einem Mitgliedstaat oder von der Kommission ausgehen. Die Kommission hat
jeden Antrag eines Mitgliedstaats zu untersuchen.

Artikel 91
Die Ordnung des Eigentums an den Gegenständen, Stoffen und Vermögenswerten, an denen kein

Eigentumsrecht der Gemeinschaft aufgrund dieses Kapitels besteht, richtet sich nach dem Recht der
einzelnen Mitgliedstaaten.

KAPITEL 9

DER GEMEINSAME MARKT AUF DEM KERNGEBIET

Artikel 92
Die Bestimmungen dieses Kapitels finden auf die Güter und Erzeugnisse Anwendung, die in den

Listen des Anhangs IV dieses Vertrags aufgeführt sind.
Diese Listen können vom Rat auf Vorschlag der Kommission geändert werden; die Veranlassung

dazu kann von der Kommission oder einem Mitgliedstaat ausgehen.

Artikel 93
Die Mitgliedstaaten beseitigen untereinander ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Vertrags alle Ein-

fuhr- und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung und alle mengenmäßigen Beschränkungen der
Ein- und Ausfuhr:

a) für die in den Listen A1 und A2 aufgeführten Erzeugnisse,
b) für die in der Liste B aufgeführten Erzeugnisse, soweit für diese Erzeugnisse ein Gemeinsamer

Zolltarif gilt und sie mit einer Bescheinigung der Kommission versehen sind, aus der ihre Be-
stimmung für auf dem Kerngebiet liegende Zwecke hervorgeht.

Die einem Mitgliedstaat unterstehenden außereuropäischen Hoheitsgebiete können weiterhin Ein-
und Ausfuhrzölle oder Abgaben gleicher Wirkung erheben, soweit sie ausschließlich fiskalischen Cha-
rakter haben. Höhe und System dieser Zölle und Abgaben dürfen nicht zu einer Diskriminierung die-
ses Staates und der übrigen Mitgliedstaaten führen.
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Artikel 94
Die Mitgliedstaaten stellen einen Gemeinsamen Zolltarif nach Maßgabe folgender Bestimmungen

auf:
a) Für die in der Liste A1 aufgeführten Erzeugnisse wird der Gemeinsame Zolltarif auf der Höhe

des niedrigsten Tarifs festgesetzt, der am 1. Januar 1957 in einem der Mitgliedstaaten gegolten
hat.

b) Für die in der Liste A2 aufgeführten Erzeugnisse trifft die Kommission alle zweckdienlichen
Vorkehrungen, um Verhandlungen zwischen den Mitgliedstaaten über diese Erzeugnisse in-
nerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Vertrags herbei zuführen. Rann für solche
Erzeugnisse bis zum Ende des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrags kein Einverneh-
men erzielt werden, so setzt der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit
die Sätze des Gemeinsamen Zolltarifs fest.

c) Der Gemeinsame Zolltarif für die in den Listen A1 und A2 aufgeführten Erzeugnisse wird nach
Ablauf des ersten Jahres nach Inkrafttreten dieses Vertrages angewandt.

Artikel 95
Der Rat kann auf Vorschlag der Kommission einstimmig die vorzeitige Anwendung der Sätze des

Gemeinsamen Zolltarifs auf diejenigen in Liste B aufgeführten Erzeugnisse beschließen, bei denen eine
derartige Maßnahme zur Entwicklung der Kernenergie in der Gemeinschaft beitragen könnte.

Artikel 96
Die Mitgliedstaaten beseitigen gegenüber den Angehörigen eines Mitgliedstaats alle auf die Staats-

angehörigkeit gegründeten Beschränkungen des Zugangs zu qualifizierten Beschäftigungen auf dem
Kerngebiet; vorbehalten sind lediglich die Einschränkungen, die sich aus den grundlegenden Erforder-
nissen der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Sicherheit und der Volksgesundheit ergeben.

Der Rat kann nach Anhörung des Europäischen Parlaments auf Vorschlag der Kommission, die
zuvor die Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses einholt, mit qualifizierter Mehrheit
die Richtlinien für die Art und Weise der Anwendung dieses Artikels erlassen.

Artikel 97
Natürliche oder juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts, die der Gerichtsbar-

keit eines Mitgliedstaats unterstehen, unterliegen keiner Beschränkung aufgrund ihrer Staatszu-
gehörigkeit, wenn sie sich am Bau von Atomanlagen wissenschaftlicher oder gewerblicher Art in der
Gemeinschaft beteiligen wollen.

Artikel 98
Die Mitgliedstaaten treffen alle Maßnahmen, die erforderlich sind, um den Abschluß von Versi-

cherungsverträgen zur Deckung der Gefahren auf dem Kerngebiet zu erleichtern.
Der Rat erläßt innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags nach Anhörung des

Europäischen Parlaments auf Vorschlag der Kommission, die zuvor die Stellungnahme des Wirtschafts-
und Sozialausschusses einholt, mit qualifizierter Mehrheit die Richtlinien für die Art und Weise der An-
wendung dieses Artikels.

Artikel 99
Die Kommission kann Empfehlungen zur Erleichterung des Kapitalverkehrs aussprechen, der dazu

bestimmt ist, die in der Liste des Anhangs II dieses Vertrags genannten Erzeugungszweige zu finanzie-
ren.
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Artikel 100
Soweit der Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehr zwischen den Mitgliedstaaten

nach diesem Vertrag freigegeben ist, verpflichtet sich jeder Mitgliedstaat zu genehmigen, daß in der
Währung des Mitgliedstaats, in dem der Gläubiger oder der Begünstigte ansässig ist, Zahlungen betref-
fend den Waren-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr vorgenommen und daß Kapital und Löhne in
dieser Währung überwiesen werden können.

KAPITEL 10

AUSSENBEZIEHUNGEN

Artikel 101
Die Gemeinschaft kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Verpflichtungen durch Abkommen und

Vereinbarungen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehöri-
gen eines dritten Staates eingehen.

Die Abkommen und Vereinbarungen werden von der Kommission nach den Richtlinien des Ra-
tes ausgehandelt; sie werden von der Kommission mit Zustimmung des Rates abgeschlossen; dieser be-
schließt mit qualifizierter Mehrheit.

Jedoch werden Abkommen und Vereinbarungen, deren Durchführung keine Mitwirkung des Ra-
tes erfordert und im Rahmen des betreffenden Haushaltsplans möglich ist, von der Kommission allein
ausgehandelt und abgeschlossen; die Kommission hat lediglich den Rat hierüber ständig zu unterrich-
ten.

Artikel 102
Falls außer der Gemeinschaft ein oder mehrere Mitgliedstaaten an den Abkommen und Vereinba-

rungen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines
dritten Staates beteiligt sind, so können diese Abkommen und Vereinbarungen erst m Kraft treten, wenn
alle beteiligten Mitgliedstaaten der Kommission mitgeteilt haben, daß sie nach den Vorschriften ihrer
innerstaatlichen Rechtsordnung anwendbar geworden sind.

Artikel 103
Die Mitgliedstaaten haben der Kommission ihre Entwürfe von Abkommen und Vereinbarungen

mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten
Staates mitzuteilen, soweit diese Abkommen und Vereinbarungen den Anwendungsbereich dieses Ver-
trags berühren.

Enthält der Entwurf Bestimmungen, welche die Anwendung dieses Vertrags beeinträchtigen, so
gibt die Kommission dem betreffenden Mitgliedstaat innerhalb eines Monats nach Eingang der an sie
gerichteten Mitteilung ihre Einwendungen bekannt.

Der Staat kann das beabsichtigte Abkommen oder die beabsichtigte Vereinbarung erst schließen,
wenn er die Bedenken der Kommission beseitigt hat oder wenn er durch Antrag im Dringlichkeitsver-
fahren einen Beschluß des Gerichtshofes über die Vereinbarkeit der beabsichtigten Bestimmungen mit
den Vorschriften dieses Vertrags herbeigeführt und diesem Beschluß entsprochen hat. Der Antrag kann
dem Gerichtshof jederzeit vorgelegt werden, sobald der Staat die Einwendungen der Kommission er-
halten hat.

Artikel 104
Personen oder Unternehmen, die nach Inkrafttreten dieses Vertrags Abkommen oder Vereinba-

rungen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines
dritten Staates schließen oder erneuern, können sich auf diese Abkommen oder Vereinbarungen nicht
berufen, um sich den Verpflichtungen zu entziehen, die ihnen nach diesem Vertrag obliegen.
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Jeder Mitgliedstaat trifft alle Maßnahmen, die er für erforderlich hält, um der Kommission auf de-
ren Ersuchen alle Auskünfte über die Abkommen oder Vereinbarungen zu erteilen, die nach Inkraft-
treten dieses Vertrags in dessen Anwendungsbereich von Personen oder Unternehmen mit einem drit-
ten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates
abgeschlossen worden sind. Die Kommission darf diese Mitteilung nur anfordern, um zu prüfen, ob die
Abkommen oder Vereinbarungen nicht Bestimmungen enthalten, welche die Anwendung dieses Ver-
trags beeinträchtigen.

Der Gerichtshof entscheidet auf Antrag der Kommission über die Vereinbarkeit dieser Abkom-
men und Vereinbarungen mit den Bestimmungen dieses Vertrags.

Artikel 105
Die Durchführung von Abkommen und Vereinbarungen, die vor Inkrafttreten dieses Vertrags von

einem Mitgliedstaat, einer Person oder einem Unternehmen mit einem dritten Staat, einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen eines dritten Staates abgeschlossen worden sind,
kann nicht aufgrund der Vorschriften des Vertrags beanstandet werden, wenn diese Abkommen oder
Vereinbarungen der Kommission spätestens 30 Tage nach Inkrafttreten dieses Vertrags mitgeteilt wor-
den sind.

Jedoch ist die Berufung auf Abkommen und Vereinbarungen gegenüber diesem Vertrag unzuläs-
sig, wenn sie nach Unterzeichnung und vor Inkrafttreten des Vertrags von einer Person oder einem Un-
ternehmen mit einem dritten Staat, einer zwischenstaatlichen Einrichtung oder einem Angehörigen ei-
nes dritten Staates geschlossen worden sind und wenn die Absicht, sich den Vorschriften dieses Vertrags
zu entziehen, nach Auffassung des Gerichtshofes, der auf Antrag der Kommission entscheidet, für eine
der Vertragsparteien ein bestimmender Grund für den Abschluß war.

Artikel 106
Die Mitgliedstaaten, die vor Inkrafttreten dieses Vertrags Abkommen mit dritten Staaten über die

Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kernenergie geschlossen haben, sind verpflichtet, gemeinsam mit
der Kommission Verhandlungen mit diesen dritten Staaten zu führen, damit die Gemeinschaft soweit
wie möglich die Rechte und Pflichten aus den Abkommen übernimmt.

Jedes neue Abkommen, das sich aus diesen Verhandlungen ergibt, bedarf der Zustimmung des Mit-
gliedstaats oder der Mitgliedstaaten, welche die obengenannten Abkommen unterzeichnet haben, so-
wie der Genehmigung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt.
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TITEL III

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE ORGANE

KAPITEL l

DIE ORGANE DER GEMEINSCHAFT

Abschnitt l

Das Europäische Parlament

Artikel 107
Das Europäische Parlament besteht aus Vertretern der Völker der in der Gemeinschaft zusam-

mengeschlossenen Staaten; es übt die Beratungs- und Kontrollbefugnisse aus, die ihm nach diesem Ver-
trag zustehen.

Artikel 107 a
Das Europäische Parlament kann mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Kommission auffordern,

geeignete Vorschläge zu Fragen zu unterbreiten, die nach seiner Auffassung die Ausarbeitung eines Ge-
meinschaftsakts zur Durchführung dieses Vertrags erfordern.

Artikel 107 b
Das Europäische Parlament kann bei der Erfüllung seiner Aufgaben auf Antrag eines Viertels sei-

ner Mitglieder die Einsetzung eines nichtständigen Untersuchungsausschusses beschließen, der unbe-
schadet der Befugnisse, die anderen Organen oder Institutionen durch diesen Vertrag übertragen sind,
behauptete Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht oder Mißstände bei der Anwendung desselben prüft;
dies gilt nicht, wenn ein Gericht mit den behaupteten Sachverhalten befaßt ist, solange das Gerichts-
verfahren nicht abgeschlossen ist.

Mit der Vorlage seines Berichts hört der nichtständige Untersuchungsausschuß auf zu bestehen.
Die Einzelheiten der Ausübung des Untersuchungsrechts werden vom Europäischen Parlament,

vom Rat und von der Kommission im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt.

Artikel 107 c
Jeder Bürger der Union sowie jede natürliche oder juristische Person mit Wohnort oder satzungs-

mäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat kann allein oder zusammen mit anderen Bürgern oder Personen
in Angelegenheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft fallen und die ihn oder sie unmit-
telbar betreffen, eine Petition an das Europäische Parlament richten.

Artikel 107 d
(l ) Das Europäische Parlament ernennt einen Bürgerbeauftragten, der befugt ist, Beschwerden von

jedem Bürger der Union oder von jeder natürlichen oder juristischen Person mit Wohnort oder sat-
zungsmäßigem Sitz in einem Mitgliedstaat über Mißstände bei der Tätigkeit der Organe oder Institu-
tionen der Gemeinschaft, mit Ausnahme des Gerichtshofes und des Gerichts erster Instanz in Ausü-
bung ihrer Rechtsprechungsbefugnisse, entgegenzunehmen.

Der Bürgerbeauftragte führt im Rahmen seines Auftrags von sich aus oder aufgrund von Be-
schwerden, die ihm unmittelbar oder über ein Mitglied des Europäischen Parlaments zugehen, Unter-
suchungen durch, die er für gerechtfertigt hält; dies gilt nicht, wenn die behaupteten Sachverhalte Ge-
genstand eines Gerichtsverfahrens sind oder waren. Hat der Bürgerbeauftragte einen Mißstand
festgestellt, so befaßt er das betreffende Organ, das über eine Frist von drei Monaten verfügt, um ihm
seine Stellungnahme zu übermitteln. Der Bürgerbeauftragte legt anschließend dem Europäischen Par-
lament und dem betreffenden Organ einen Bericht vor. Der Beschwerdeführer wird über das Ergebnis
dieser Untersuchungen unterrichtet.
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Der Bürgerbeauftragte legt dem Europäischen Parlament jährlich einen Bericht über die Ergeb-
nisse seiner Untersuchungen vor

(2) Der Bürgerbeauftragte wird nach jeder Wahl des Europäischen Parlaments für die Dauer der
Wahlperiode ernannt. Wiederernennung ist zulässig.

Der Bürgerbeauftragte kann auf Antrag des Europäischen Parlaments vom Gerichtshof seines Am-
tes enthoben werden, wenn er die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht mehr erfüllt
oder eine schwere Verfehlung begangen hat.

(3) Der Bürgerbeauftragte übt sein Amt in völliger Unabhängigkeit aus. Er darf bei der Erfüllung
seiner Pflichten von keiner Stelle Anweisungen anfordern oder entgegennehmen. Der Bürgerbeauftragte
darf während seiner Amtszeit keine andere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben.

(4) Das Europäische Parlament legt nach Stellungnahme der Kommission und nach mit qualifi-
zierter Mehrheit erteilter Zustimmung des Rates die Regelungen und allgemeinen Bedingungen für die
Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten fest.

Artikel 108
(Die Absätze l und 2 sind am 17 Juli 1979 gemäß Artikel 14 des Aktes über die Wahl der

Abgeordneten des Europäischen Parlaments gegenstandslos geworden.)
[Siehe Artikel l des genannten Aktes, der wie folgt lautet:

(1) Die Abgeordneten der Völker der in der Gemeinschaft vereinigten Staaten im Europäischen
Parlament werden m allgemeiner unmittelbarer Wahl gewählt.]

[Siehe Artikel 2 des genannten Aktes, der wie folgt lautet:
(2) Die Zahl der in jedem Mitgliedstaat gewählten Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt:

Belgien ......................................... 24
Dänemark .................................... 16
Deutschland ................................ 81
Griechenland ............................... 24
Spanien ........................................ 60
Frankreich ................................... 81

Irland ........................................... 15
Italien ........................................... 81
Luxemburg .................................... 6
Niederlande ................................. 25
Portugal ....................................... 24
Vereinigtes Königreich ............... 81]

(3) Das Europäische Parlament arbeitet Entwürfe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach einem
einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten aus.

Der Rat erläßt nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, die mit der Mehrheit seiner Mit-
glieder erteilt wird, einstimmig die entsprechenden Bestimmungen und empfiehlt sie den Mitgliedstaa-
ten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften.

Artikel 109
Das Europäische Parlament hält jährlich eine Sitzungsperiode ab. Es tritt, ohne daß es einer Ein-

berufung bedarf, am zweiten Dienstag des Monats Marz zusammen.
Das Europäische Parlament kann auf Antrag der Mehrheit seiner Mitglieder sowie auf Antrag des

Rates oder der Kommission zu einer außerordentlichen Sitzungsperiode zusammentreten.
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Artikel 110
Das Europäische Parlament wählt aus seiner Mitte seinen Präsidenten und sein Präsidium.
Die Mitglieder der Kommission können an allen Sitzungen teilnehmen und müssen auf ihren An-

trag im Namen der Kommission jederzeit gehört werden.
Die Kommission antwortet mündlich oder schriftlich auf die ihr vom Europäischen Parlament oder

von dessen Mitgliedern gestellten Fragen.
Der Rat wird nach Maßgabe seiner Geschäftsordnung vom Europäischen Parlament jederzeit

gehört.

Artikel 111
Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, beschließt das Europäische Parlament mit der ab-

soluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen.
Die Geschäftsordnung legt die Beschlußfähigkeit fest.

Artikel 112
Das Europäische Parlament gibt sich seine Geschäftsordnung; hierzu sind die Stimmen der Mehr-

heit seiner Mitglieder erforderlich.
Die Verhandlungsniederschriften des Europäischen Parlaments werden nach den Bestimmungen

dieser Geschäftsordnung veröffentlicht.

Artikel 113
Das Europäische Parlament erörtert in öffentlicher Sitzung den jährlichen Gesamtbericht, der ihm

von der Kommission vorgelegt wird.

Artikel 114
Wird wegen der Tätigkeit der Kommission ein Mißtrauensantrag eingebracht, so darf das Eu-

ropäische Parlament nicht vor Ablauf von drei Tagen nach seiner Einbringung und nur in offener Ab-
stimmung darüber entscheiden.

Wird der Mißtrauensantrag mit der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und mit
der Mehrheit der Mitglieder des Europäischen Parlaments angenommen, so müssen die Mitglieder der
Kommission geschlossen ihr Amt niederlegen. Sie führen die laufenden Geschäfte bis zur Ernennung
ihrer Nachfolger gemäß Artikel 127 weiter. In diesem Fall endet die Amtszeit der als Nachfolger er-
nannten Mitglieder der Kommission zu dem Zeitpunkt, zu dem die Amtszeit der geschlossen zur Amts-
niederlegung verpflichteten Mitglieder der Kommission geendet hätte.

Abschnitt 2

Der Rat

Artikel 115
Der Rat übt seine Zuständigkeiten und Entscheidungsbefugnisse nach Maßgabe dieses Vertrags

aus.
Er trifft alle in seine Zuständigkeit fallenden Maßnahmen, um die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und

der Gemeinschaft miteinander abzustimmen.

Artikel 116
Der Rat besteht aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Ministerebene, der befugt ist, für

die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln.
Der Vorsitz im Rat wird von den Mitgliedstaaten nacheinander für je sechs Monate wahrgenom-

men, und zwar in folgender Reihenfolge der Mitgliedstaaten:
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- während einer ersten Periode von sechs Jahren: Belgien, Dänemark, Deutschland, Griechenland,
Spanien, Frankreich, Irland, Italien, Luxemburg, Niederlande, Portugal, Vereinigtes Königreich;

- während der folgenden Periode von sechs Jahren: Dänemark, Belgien, Griechenland, Deutsch-
land, Frankreich, Spanien, Italien, Irland, Niederlande, Luxemburg, Vereinigtes Königreich,
Portugal.

Artikel 117
Der Rat wird von seinem Präsidenten aus eigenem Entschluß oder auf Antrag eines seiner Mit-

glieder oder der Kommission einberufen.

Artikel 118
(1) Soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, beschließt der Rat mit der Mehrheit sei-

ner Mitglieder.

(2) Ist zu einem Beschluß des Rates die qualifizierte Mehrheit erforderlich, so werden die Stim-
men der Mitglieder wie folgt gewogen:

Belgien ........................................... 5
Dänemark ...................................... 3

Deutschland ................................ 10
Griechenland ................................. 5

Spanien .......................................... 8
Frankreich ................................... 10

Irland ............................................. 3
Italien ........................................... 10
Luxemburg .................................... 2

Niederlande ................................... 5
Portugal ......................................... 5

Vereinigtes Königreich ............... 10

Beschlüsse kommen zustande mit einer Mindeststimmenzahl von
- vierundfünfzig Stimmen in den Fällen, in denen die Beschlüsse nach diesem Vertrag auf Vor-

schlag der Kommission zu fassen sind;
- vierundfünfzig Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens acht Mitgliedern umfassen,

in allen anderen Fällen.

(3) Die Stimmenthaltung von anwesenden oder vertretenen Mitgliedern steht dem Zustandekom-
men von Beschlüssen des Rates, zu denen Einstimmigkeit erforderlich ist, nicht entgegen.

Artikel 119.
Wird der Rat kraft dieses Vertrags auf Vorschlag der Kommission tätig, so kann er Änderungen

dieses Vorschlags nur einstimmig beschließen.
Solange ein Beschluß des Rates nicht ergangen ist, kann die Kommission ihren ursprünglichen Vor-

schlag ändern, insbesondere in den Fällen, in denen das Europäische Parlament zu diesem Vorschlag
gehört wurde.

Artikel 120
Jedes Mitglied kann sich das Stimmrecht höchstens eines anderen Mitglieds übertragen lassen.
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Artikel 121
(1) Ein Ausschuß, der sich aus den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt, hat

die Aufgabe, die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die ihm vom Rat übertragenen Aufträge auszu-
führen.

(2) Der Rat wird von einem Generalsekretariat unterstützt, das einem Generalsekretär untersteht.
Der Generalsekretär wird vom Rat durch einstimmigen Beschluß ernannt.

Der Rat entscheidet über die Organisation des Generalsekretariats.

(3) Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung.

Artikel 122
Der Rat kann die Kommission auffordern, die nach seiner Ansicht zur Verwirklichung der ge-

meinsamen Ziele geeigneten Untersuchungen vorzunehmen und ihm entsprechende Vorschläge zu un-
terbreiten.

Artikel 123
Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Prä-

sidenten und die Mitglieder der Kommission sowie für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte
und den Kanzler des Gerichtshofes fest. Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt ge-
zahlten Vergütungen fest.

Abschnitt 3

Die Kommission

Artikel 124
Um die Entwicklung der Kernenergie innerhalb der Gemeinschaft zu gewährleisten, erfüllt die

Kommission folgende Aufgaben:
- für die Anwendung dieses Vertrags sowie der von den Organen aufgrund dieses Vertrags ge-

troffenen Bestimmungen Sorge zu tragen;

- Empfehlungen oder Stellungnahmen auf den in diesem Vertrag bezeichneten Gebieten abzuge-
ben, soweit der Vertrag dies ausdrücklich vorsieht oder soweit sie es für notwendig erachtet;

- nach Maßgabe dieses Vertrags in eigener Zuständigkeit Entscheidungen zu treffen und am Zu-
standekommen der Handlungen des Rates und des Europäischen Parlaments mitzuwirken;

- die Befugnisse auszuüben, die ihr der Rat zur Durchführung der von ihm erlassenen Vorschrif-
ten überträgt.

Artikel 125
Die Kommission veröffentlicht jährlich, und zwar spätestens einen Monat vor Beginn der Sit-

zungsperiode des Europäischen Parlaments, einen Gesamtbericht über die Tätigkeit der Gemeinschaft.

Artikel 126
(1) Die Kommission besteht aus siebzehn Mitgliedern, die aufgrund ihrer allgemeinen Befähigung

ausgewählt werden und volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bieten müssen.
Die Zahl der Mitglieder der Kommission kann vom Rat einstimmig geändert werden.
Nur Staatsangehörige der Mitghedstaaten können Mitglieder der Kommission sein.
Der Kommission muß mindestens ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaats angehören, jedoch

dürfen nicht mehr als zwei Mitglieder der Kommission dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen.

(2) Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allgemei-
nen Wohl der Gemeinschaft aus.
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Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen
Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren
Aufgaben unvereinbar ist. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht
zu versuchen, die Mitglieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen.

Die Mitglieder der Kommission dürfen während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche oder un-
entgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei d,er Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche
Verpflichtung, während der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt er-
gebenden Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder
Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Werden diese Pflichten ver-
letzt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des Rates oder der Kommission das Mitglied je nach Lage des
Falles gemäß Artikel 129 seines Amtes entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an
ihrer Stelle gewährte Vergünstigungen aberkennen.

Artikeln 127
(1) Die Mitglieder der Kommission werden, gegebenenfalls vorbehaltlich des Artikels 114, nach

dem Verfahren des Absatzes 2 für eine Amtszeit von fünf Jahren ernannt.
Wiederernennung ist zulässig.

(2) Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen nach Anhörung des Europäischen Parlaments
im gegenseitigen Einvernehmen die Persönlichkeit, die sie zum Kommissionspräsidenten zu ernennen
beabsichtigen.

Die Regierungen der Mitgliedstaaten benennen in Konsultation mit dem benannten Präsidenten
die übrigen Persönlichkeiten, die sie zu Mitgliedern der Kommission zu ernennen beabsichtigen.

Der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kommission, die auf diese Weise benannt worden
sind, stellen sich als Kollegium einem Zustimmungsvotum des Europäischen Parlaments. Nach Zu-
stimmung des Europäischen Parlaments werden der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kom-
mission von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt.

(3) Die Absätze l und 2 finden erstmals auf den Präsidenten und die übrigen Mitglieder der Kom-
mission Anwendung, deren Amtszeit am 7 Januar 1995 beginnt.

Der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kommission, deren Amtszeit am 7 Januar 1993 be-
ginnt, werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ernannt. Ihre
Amtszeit endet am 6. Januar 1995.

Artikel 128
Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Mit-

glieds der Kommission durch Rücktritt oder Amtsenthebung.
Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit von den Regierungen der Mit-

gliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen ein neues Mitglied ernannt. Der Rat kann einstimmig ent-
scheiden, für diese Zeit einen Nachfolger nicht zu ernennen.

Bei Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod des Präsidenten wird für die verbleibende Amtszeit ein
Nachfolger ernannt. Für die Ersetzung findet das Verfahren des Artikels 127 Absatz 2 Anwendung.

Außer im Fall der Amtsenthebung nach Artikel 129 bleiben die Mitglieder der Kommission bis zur
Neubesetzung ihres Sitzes im Amt.

Artikel 129
Jedes Mitglied der Kommission, das die Voraussetzungen für die Ausübung seines Amtes nicht

mehr erfüllt oder eine schwere Verfehlung begangen hat, kann auf Antrag des Rates oder der Kommis-
sion durch den Gerichtshof seines Amtes enthoben werden.

Artikel 130
Die Kommission kann aus ihrer Mitte einen oder zwei Vizepräsidenten ernennen.
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Artikel 131
Der Rat und die Kommission ziehen einander zu Rate und regeln einvernehmlich die Art und Wei-

se ihrer Zusammenarbeit.
Die Kommission gibt sich eine Geschäftsordnung, um ihr ordnungsgemäßes Arbeiten und das ih-

rer Dienststellen nach Maßgabe dieses Vertrags zu gewährleisten. Sie sorgt für die Veröffentlichung die-
ser Geschäftsordnung.

Artikel 132
Die Beschlüsse der Kommission werden mit der Mehrheit der in Artikel 126 bestimmten Anzahl

ihrer Mitglieder gefaßt.
Die Kommission kann nur dann wirksam tagen, wenn die in ihrer Geschäftsordnung festgesetzte

Anzahl von Mitgliedern anwesend ist.

Artikel 133
(aufgehoben)

Artikel 134
(1) Bei der Kommission wird ein Ausschuß für Wissenschaft und Technik mit beratender Aufga-

be errichtet.
Der Ausschuß muß in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen gehört werden. Er kann außer-

dem in allen Fällen gehört werden, in denen die Kommission es für angebracht hält.

(2) Der Ausschuß besteht aus dreiunddreißig Mitgliedern, die vom Rat nach Anhörung der Kom-
mission ernannt werden.

Die Mitglieder werden für ihre Person auf fünf Jahre ernannt. Wiederernennung ist zulässig. Sie
sind an keine Weisungen gebunden.

Der Ausschuß wählt jährlich aus seiner Mitte seinen Präsidenten und sein Präsidium.

Artikel 135
Die Kommission kann zur Erfüllung ihrer Aufgabe jederzeit Gutachten einholen und Studienaus-

schüsse einsetzen.

Abschnitt 4

Der Gerichtshof

Artikel 136
Der Gerichtshof sichert die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung dieses Ver-

trags.

Artikel 137
Der Gerichtshof besteht aus dreizehn Richtern.
Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei oder

fünf Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte Gruppen von
Rechtssachen entscheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer besonderen Regelung.

Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen, wenn ein Mitgliedstaat oder ein Organ der Gemeinschaft
als Partei des Verfahrens dies verlangt.

Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat einstimmig, die Zahl der Richter erhöhen und die er-
forderlichen Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels 139 Absatz 2 vornehmen.
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Artikel 138
Der Gerichtshof wird von sechs Generalanwälten unterstützt.
Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete Schlußanträ-

ge zu den dem Gerichtshof unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stellen, um den Gerichtshof bei
der Erfüllung seiner in Artikel 136 bestimmten Aufgabe zu unterstützen.

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte erhöhen und
die erforderlichen Anpassungen des Artikels 139 Absatz 3 vornehmen.

Artikel 139
Zu Richtern und Generalanwälten sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Un-

abhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Vor-
aussetzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung sind; sie werden von den
Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt.

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd
je sieben und sechs Richter.

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte statt. Sie betrifft
jedesmal drei Generalanwälte.

Die Wiederernennung ausscheidender Richter und Generalanwälte ist zulässig.
Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofes für die Dauer von drei Jah-

ren. Wiederwahl ist zulässig.

Artikel 140
Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und bestimmt dessen Stellung.

Artikel 140 a
(1) Dem Gerichtshof wird ein Gericht beigeordnet, das für Entscheidungen über einzelne, nach

Absatz 2 festgelegte Gruppen von Klagen im ersten Rechtszug zuständig ist und gegen dessen Ent-
scheidungen ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel beim Gerichtshof nach Maßgabe der Sat-
zung eingelegt werden kann. Das Gericht erster Instanz ist nicht für Vorabentscheidungen nach Arti-
kel 150 zuständig.

(2) Auf Antrag des Gerichtshofs und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kom-
mission legt der Rat einstimmig die Gruppen von Klagen im Sinne des Absatzes l und die Zusammen-
setzung des Gerichts erster Instanz fest und beschließt die Anpassungen und ergänzenden Bestim-
mungen, die in bezug auf die Satzung des Gerichtshofs notwendig werden. Wenn der Rat nichts anderes
beschließt, finden die den Gerichtshof betreffenden Bestimmungen dieses Vertrags und insbesondere
die Bestimmungen des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofs auf das Gericht erster Instanz An-
wendung.

(3) Zu Mitgliedern des Gerichts erster Instanz sind Personen auszuwählen, die jede Gewähr für
Unabhängigkeit bieten und über die Befähigung zur Ausübung richterlicher Tätigkeiten verfügen; sie
werden von den Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen für sechs Jahre er-
nannt. Alle drei Jahre wird das Gericht teilweise neu besetzt. Die Wiederernennung ausscheidender Mit-
glieder ist zulässig.

(4) Das Gericht erster Instanz erläßt seine Verfahrensordnung im Einvernehmen mit dem Ge-
richtshof. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des Rates.

Artikel 141
Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Ver-

trag verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme hierzu ab; sie hat dem Staat zu-
vor Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht
nach, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen.
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Artikel 142
Jeder Mitgliedstaat kann den Gerichtshof anrufen, wenn er der Auffassung ist, daß ein anderer Mit-

gliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag verstoßen hat.
Bevor ein Mitgliedstaat wegen einer angeblichen Verletzung der Verpflichtungen aus diesem Ver-

trag gegen einen anderen Staat Klage erhebt, muß er die Kommission damit befassen.
Die Kommission erläßt eine mit Gründen versehene Stellungnahme; sie gibt den beteiligten Staa-

ten zuvor Gelegenheit zu schriftlicher und mündlicher Äußerung in einem kontradiktorischen Verfah-
ren.

Gibt die Kommission binnen drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem ein entsprechender An-
trag gestellt wurde, keine Stellungnahme ab, so kann ungeachtet des Fehlens der Stellungnahme vor dem
Gerichtshof geklagt werden.

Artikel 143
(1) Stellt der Gerichtshof fest, daß ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag

verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs
ergeben.

(2) Hat nach Auffassung der Kommission der betreffende Mitgliedstaat diese Maßnahmen nicht
ergriffen, so gibt sie, nachdem sie ihm Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat, eine mit Gründen ver-
sehene Stellungnahme ab, in der sie aufführt, in welchen Punkten der betreffende Mitgliedstaat dem Ur-
teil des Gerichtshofs nicht nachgekommen ist.

Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs erge-
ben, nicht innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist getroffen, so kann die Kommission den
Gerichtshof anrufen. Hierbei benennt sie die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlen-
den Pauschalbetrags oder Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen hält.

Stellt der Gerichtshof fest, daß der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachgekommen
ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds verhängen.

Dieses Verfahren läßt den Artikel 142 unberührt.

Artikel 144
Die Zuständigkeit des Gerichtshofes umfaßt die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnachprü-

fung sowie zur Änderung oder Verhängung von Zwangsmaßnahmen
a) bei Klagen, die gemäß Artikel 12 zur Festlegung angemessener Bedingungen für die Erteilung

von Lizenzen oder Unterlizenzen durch die Kommission erhoben werden;
b) bei Klagen, die von Personen oder Unternehmen wegen Zwangsmaßnahmen erhoben werden,

die gegen sie von der Kommission gemäß Artikel 83 verhängt werden.

Artikel 145
Ist die Kommission der Auffassung, daß eine Person oder ein Unternehmen eine Verletzung die-

ses Vertrags begangen hat, auf welche Artikel 83 keine Anwendung findet, so fordert sie den für diese
Person oder dieses Unternehmen zuständigen Mitgliedstaat auf, wegen dieser Verletzung Zwangsmaß-
nahmen nach seinen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu verhängen.

Kommt der betreffende Staat innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist der Aufforderung
nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof zur Feststellung der Verletzung anrufen, die der
betreffenden Person oder dem betreffenden Unternehmen zur Last gelegt wird.

Artikel 146
Der Gerichtshof überwacht die Rechtmäßigkeit der Handlungen des Rates oder der Kommission,

soweit es sich nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen handelt, und der Handlungen des Eu-
ropäischen Parlaments mit Rechtswirkung gegenüber Dritten.

Zu diesem Zweck ist der Gerichtshof für Klagen zuständig, die ein Mitgliedstaat, der Rat oder die
Kommission wegen Unzuständigkeit, Verletzung wesentlicher Formvorschriften, Verletzung dieses
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Vertrags oder einer bei seiner Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm oder wegen Ermessens-
mißbrauchs erhebt.

Der Gerichtshof ist unter den gleichen Voraussetzungen zuständig für Klagen des Europäischen
Parlaments, die auf die Wahrung seiner Rechte abzielen.

Jede natürliche oder juristische Person kann unter den gleichen Voraussetzungen gegen die an sie
ergangenen Entscheidungen sowie gegen diejenigen Entscheidungen Klage erheben, die, obwohl sie als
Verordnung oder als eine an eine andere Person gerichtete Entscheidung ergangen sind, sie unmittelbar
und individuell betreffen.

Die in diesem Artikel vorgesehenen Klagen sind binnen zwei Monaten zu erheben; diese Frist läuft
je nach Lage des Falles von der Bekanntgabe der betreffenden Handlung, ihrer Mitteilung an den Klä-
ger oder in Ermangelung dessen von dem Zeitpunkt an; zu dem der Kläger von dieser Handlung Kennt-
nis erlangt hat.

Artikel 147
Ist die Klage begründet, so erklärt der Gerichtshof die angefochtene Handlung für nichtig.
Erklärt der Gerichtshof eine Verordnung für nichtig, so bezeichnet er, falls er dies für notwendig

hält, diejenigen ihrer Wirkungen, die als fortgeltend zu betrachten sind.

Artikel 148
Unterläßt es der Rat oder die Kommission unter Verletzung dieses Vertrags, einen Beschluß zu fas-

sen, so können die Mitgliedstaaten und die anderen Organe der Gemeinschaft beim Gerichtshof Klage
auf Feststellung dieser Vertragsverletzung erheben.

Diese Klage ist nur zulässig, wenn das in Frage stehende Organ zuvor aufgefordert worden ist, tätig
zu werden. Hat es binnen zwei Monaten nach dieser Aufforderung nicht Stellung genommen, so kann
die Klage innerhalb einer weiteren Frist von zwei Monaten erhoben werden.

Jede natürliche oder juristische Person kann nach Maßgabe der Absätze l und 2 vor dem Gerichtshof
Beschwerde darüber führen, daß ein Organ der Gemeinschaft es unterlassen hat, einen anderen Akt als
eine Empfehlung oder eine Stellungnahme an sie zu richten.

Artikel 149
Das Organ, dem das für nichtig erklärte Handeln zur Last fällt oder dessen Untätigkeit als ver-

tragswidrig erklärt worden ist, hat die sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergebenden Maßnahmen
zu ergreifen.

Diese Verpflichtung besteht unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus der Anwendung des Ar-
tikels 188 Absatz 2 ergeben.

Artikel 150
Der Gerichtshof entscheidet im Wege der Vorabentscheidung
a) über die Auslegung dieses Vertrags,
b) über die Gültigkeit und die Auslegung der Handlungen der Organe der Gemeinschaft,
c) über die Auslegung der Satzungen der durch den Rat geschaffenen Einrichtungen, soweit diese

Satzungen nicht etwas anderes bestimmen.
Wird eine derartige Frage einem Gericht eines Mitgliedstaats gestellt und hält dieses Gericht eine

Entscheidung darüber zum Erlaß seines Urteils für erforderlich, so kann es diese Frage dem Gerichts-
hof zur Entscheidung vorlegen.

Wird eine derartige Frage in einem schwebenden Verfahren bei einem einzelstaatlichen Gericht ge-
stellt, dessen Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts ange-
fochten werden können, so ist dieses Gericht zur Anrufung des Gerichtshofes verpflichtet.
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Artikel 151
Der Gerichtshof ist für Streitsachen über den in Artikel 188 Absatz 2 vorgesehenen Schadenser-

satz zuständig.

Artikel 152
Der Gerichtshof ist für alle Streitsachen zwischen der Gemeinschaft und deren Bediensteten in-

nerhalb der Grenzen und nach Maßgabe der Bedingungen zuständig, die im Statut der Beamten festge-
legt sind oder sich aus den Beschäftigungsbedingungen für die Bediensteten ergeben.

Artikel 153
Der Gerichtshof ist für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel zuständig, die in einem von

der Gemeinschaft oder für ihre Rechnung abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen oder privatrechtli-
chen Vertrag enthalten ist.

Artikel 154
Der Gerichtshof ist für jede mit dem Gegenstand dieses Vertrags in Zusammenhang stehende Strei-

tigkeit zwischen Mitgliedstaaten zuständig, wenn diese bei ihm aufgrund eines Schiedsvertrags anhän-
gig gemacht wird.

Artikel 155
Soweit keine Zuständigkeit des Gerichtshofes aufgrund dieses Vertrags besteht, sind Streitsachen,

bei denen die Gemeinschaft Partei ist, der Zuständigkeit der einzelstaatlichen Gerichte nicht entzogen.

Artikel 156
Ungeachtet des Ablaufs der in Artikel 146 Absatz 3 genannten Frist kann jede Partei in einem

Rechtsstreit, bei dem es auf die Geltung einer Verordnung des Rates oder der Kommission ankommt,
vor dem Gerichtshof die Unanwendbarkeit dieser Verordnung aus den in Artikel 146 Absatz l ge-
nannten Gründen geltend machen.

Artikel 157
Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, haben Klagen bei dem Gerichtshof keine aufschie-

bende Wirkung. Der Gerichtshof kann jedoch, wenn er es den Umständen nach für nötig hält, die Durch-
führung der angefochtenen Handlung aussetzen.

Artikel 158
Der Gerichtshof kann in den bei ihm anhängigen Sachen die erforderlichen einstweiligen Anord-

nungen treffen.

Artikel 159
Die Urteile des Gerichtshofes sind gemäß Artikel 164 vollstreckbar.

Artikel 160
Die Satzung des Gerichtshofes wird in einem besonderen Protokoll festgelegt.
Der Rat kann auf Antrag des Gerichtshofes und nach Anhörung der Kommission und des Eu-

ropäischen Parlaments einstimmig die Bestimmungen des Titels III der Satzung ändern.
Der Gerichtshof erläßt seine Verfahrensordnung. Sie bedarf der einstimmigen Genehmigung des

Rates.
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Abschnitt 5

Der Rechnungshof

Artikel 160 a
Der Rechnungshof nimmt die Rechnungsprüfung wahr.

Artikel 160 b
(1) Der Rechnungshof besteht aus zwölf Mitgliedern.

(2) Zu Mitgliedern des Rechnungshofs sind Persönlichkeiten auszuwählen, die in ihren Ländern
Rechnungsprüfungsorganen angehören oder angehört haben oder die für dieses Amt besonders geeig-
net sind. Sie müssen jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten.

(3) Die Mitglieder des Rechnungshofs werden vom Rat nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments einstimmig auf sechs Jahre ernannt.

Vier Mitglieder des Rechnungshofs, die durch Los bestimmt werden, erhalten jedoch bei der er-
sten Ernennung ein auf vier Jahre begrenztes Mandat.

Die Mitglieder des Rechnungshofs können wiederernannt werden.
Sie wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Rechnungshofs für drei Jahre. Wiederwahl ist zuläs-

sig.

(4) Die Mitglieder des Rechnungshofs üben ihre Tätigkeit in voller Unabhängigkeit zum allge-
meinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Sie dürfen bei der Erfüllung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderen
Stelle weder anfordern noch entgegennehmen. Sie haben jede Handlung zu unterlassen, die mit ihren
Aufgaben unvereinbar ist.

(5) Die Mitglieder des Rechnungshofs dürfen während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche
oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die fei-
erliche Verpflichtung, während der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem
Amt ergebenden Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten
oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätigkeit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein.

(6) Abgesehen von regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Mit-
glieds des Rechnungshofs durch Rücktritt oder durch Amtsenthebung durch den Gerichtshof gemäß
Absatz 7

Für das ausscheidende Mitglied wird für die verbleibende Amtszeit ein Nachfolger ernannt.
Außer im Fall der Amtsenthebung bleiben die Mitglieder des Rechnungshofs bis zur Neubeset-

zung ihres Sitzes im Amt.

(7) Ein Mitglied des Rechnungshofs kann nur dann seines Amtes enthoben oder seiner Ruhege-
haltsansprüche oder anderer an ihrer Stelle gewährter Vergünstigungen für verlustig erklärt werden,
wenn der Gerichtshof auf Antrag des Rechnungshofs feststellt, daß es nicht mehr die erforderlichen
Voraussetzungen erfüllt oder den sich aus seinem Amt ergebenden Verpflichtungen nicht mehr nach-
kommt.

(8) Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Beschäftigungsbedingungen für den Präsidenten
und die Mitglieder des Rechnungshofs fest, insbesondere die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehäl-
ter Er setzt mit derselben Mehrheit alle sonstigen als Entgelt gezahlten Vergütungen fest.

(9) Die für die Richter des Gerichtshofs geltenden Bestimmungen des Protokolls über die Vor-
rechte und Befreiungen der Europäischen Gemeinschaften gelten auch für die Mitglieder des Rech-
nungshofs.
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Artikel 160 c
( l ) Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft.

• Er prüft ebenfalls die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben jeder von der Gemeinschaft ge-
schaffenen Einrichtung, soweit der Gründungsakt dies nicht ausschließt.

Der Rechnungshof legt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine Erklärung über die Zu-
verlässigkeit der Rechnungsführung sowie die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde-
liegenden Vorgänge vor.

(2) Der Rechnungshof prüft die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen und Aus-
gaben und überzeugt sich von der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung.

Die Prüfung der Einnahmen erfolgt anhand der Feststellungen und der Zahlungen der Einnahmen
an die Gemeinschaft.

Die Prüfung der Ausgaben erfolgt anhand der Mittelbindungen und der Zahlungen.
Diese Prüfungen können vor Abschluß der Rechnung des betreffenden Haushaltsjahrs durchge-

führt werden.

(3) Die Prüfung wird anhand der Rechnungsunterlagen und erforderlichenfalls an Ort und Stelle
bei den anderen Organen der Gemeinschaft und in den Mitgliedstaaten durchgeführt. Die Prüfung in
den Mitgliedstaaten erfolgt in Verbindung mit den einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorganen oder,
wenn diese nicht über die erforderliche Zuständigkeit verfügen, mit den zuständigen einzelstaatlichen
Dienststellen. Diese Organe oder Dienststellen teilen dem Rechnungshof mit, ob sie an der Prüfung teil-
zunehmen beabsichtigen.

Die anderen Organe der Gemeinschaft und die einzelstaatlichen Rechnungsprüfungsorgane oder,
wenn diese nicht über die erforderliche Zuständigkeit verfügen, die zuständigen einzelstaatlichen Dienst-
stellen übermitteln dem Rechnungshof auf seinen Antrag jede für die Erfüllung seiner Aufgabe erfor-
derliche Unterlage oder Information.

(4) Der Rechnungshof erstattet nach Abschluß eines jeden Haushaltsjahrs einen Jahresbericht. Die-
ser Bericht wird den anderen Organen der Gemeinschaft vorgelegt und im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften zusammen mit den Antworten dieser Organe auf die Bemerkungen des Rechnungs-
hofs veröffentlicht.

Der Rechnungshof kann ferner jederzeit seine Bemerkungen zu besonderen Fragen vorlegen, ins-
besondere in Form von Sonderberichten, und auf Antrag eines der anderen Organe der Gemeinschaft
Stellungnahmen abgeben.

Er nimmt seine jährlichen Berichte, Sonderberichte oder Stellungnahmen mit der Mehrheit seiner
Mitglieder an.

Er unterstützt das Europäische Parlament und den Rat bei der Kontrolle der Ausführung des Haus-
haltsplans.

KAPITEL 2

GEMEINSAME VORSCHRIFTEN FÜR MEHRERE ORGANE

Artikel 161
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags erlassen der Rat und die Kom-

mission Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen, sprechen Empfehlungen aus oder geben Stel-
lungnahmen ab.

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichen-
den Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel.
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Die Entscheidung ist in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, die sie bezeichnet.
Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich.

Artikel 162
Die Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen des Rates und der Kommission sind mit Grün-

den zu versehen und nehmen auf die Vorschläge und Stellungnahmen Bezug, die nach diesem Vertrag
eingeholt werden müssen.

Artikel 163
Die Verordnungen werden im Amtsblatt der Gemeinschaft veröffentlicht. Sie treten zu dem durch

sie festgelegten Zeitpunkt oder andernfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
Die Richtlinien und Entscheidungen werden denjenigen, für die sie bestimmt sind, bekanntgege-

ben und werden durch diese Bekanntgabe wirksam.

Artikel 164
Die Zwangsvollstreckung erfolgt nach den Vorschriften des Zivilprozeßrechts des Staates, in des-

sen, Hoheitsgebiet sie stattfindet. Die Vollstreckungsklausel wird nach einer Prüfung, die sich lediglich
auf die Echtheit des Titels erstrecken darf, von der staatlichen Behörde erteilt, welche die Regierung je-
des Mitgliedstaats zu diesem Zweck bestimmt und der Kommission, dem Gerichtshof sowie dem gemäß
Artikel 18 eingesetzten Schiedsausschuß benennt.

Sind diese Formvorschriften auf Antrag der die Vollstreckung betreibenden Partei erfüllt, so kann
diese die Zwangsvollstreckung nach innerstaatlichem Recht betreiben, indem sie die zuständige Stelle
unmittelbar anruft.

Die Zwangsvollstreckung kann nur durch eine Entscheidung des Gerichtshofes ausgesetzt werden.
Für die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Vollstreckungsmaßnahmen sind jedoch die einzelstaatli-
chen Rechtsprechungsorgane zuständig.

KAPITEL 3

DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

Artikel 165
Es wird ein Wirtschafts- und Sozialausschuß mit beratender Aufgabe errichtet.
Der Ausschuß besteht aus Vertretern der verschiedenen Gruppen des wirtschaftlichen und sozia-

len Lebens.

Artikel 166
Die Zahl der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschusses wird wie folgt festgesetzt:

Belgien ......................................... 12
Dänemark ...................................... 9
Deutschland ................................ 24
Griechenland ............................... 12
Spanien ........................................ 21
Frankreich ................................... 24
Irland .............................................. 9
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Italien ........................................... 24
Luxemburg .................................... 6
Niederlande ................................. 12
Portugal ....................................... 12
Vereinigtes Königreich ............... 24

Die Mitglieder des Ausschusses werden vom Rat durch einstimmigen Beschluß auf vier Jahre er-
nannt. Wiederernennung ist zulässig.

Die Mitglieder des Ausschusses sind an keine Weisungen gebunden. Sie üben ihre Tätigkeit in voll-
er Unabhängigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaft aus.

Der Rat setzt mit qualifizierter Mehrheit die Vergütungen für die Mitglieder des Ausschusses fest.

Artikel 167
(l ) Zur Ernennung der Mitglieder des Ausschusses legt jeder Mitgliedstaat dem Rat eine Liste vor,

die doppelt so viele Kandidaten enthält, wie seinen Staatsangehörigen Sitze zugewiesen sind.
Die Zusammensetzung des Ausschusses muß der Notwendigkeit Rechnung tragen, den verschie-

denen Gruppen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens eine angemessene Vertretung zu sichern.

(2) Der Rat hört die Kommission. Er kann die Meinung der maßgeblichen europäischen Organi-
sationen der verschiedenen Zweige des Wirtschafts- und Soziallebens einholen, die an der Tätigkeit der
Gemeinschaft interessiert sind.

Artikel 168
Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte seinen Präsidenten und sein Präsidium auf zwei Jahre.
Er gibt sich seine Geschäftsordnung.
Der Ausschuß wird von seinem Präsidenten auf Antrag des Rates oder der Kommission einberu-

fen. Er kann auch von sich aus zusammentreten.

Artikel 169
Der Ausschuß kann in fachliche Gruppen gegliedert werden.
Die fachlichen Gruppen werden im Rahmen des allgemeinen Zuständigkeitsbereichs des Aus-

schusses tätig. Sie können nicht unabhängig vom Ausschuß gehört werden.
Innerhalb des Ausschusses können ferner Unterausschüsse eingesetzt werden; diese haben über be-

stimmte Fragen oder auf bestimmten Gebieten Entwürfe von Stellungnahmen zur Beratung im Aus-
schuß auszuarbeiten.

Die Geschäftsordnung bestimmt die Art und Weise der Zusammensetzung und regelt die Zustän-
digkeit der fachlichen Gruppen und Unterausschüsse.

Artikel 170
Der Ausschuß muß vom Rat oder der Kommission in den in diesem Vertrag vorgesehenen Fällen

gehört werden. Er kann von diesen Organen in allen Fällen gehört werden, in denen diese es für zweck-
mäßig erachten. Er kann von sich aus eine Stellungnahme in den Fällen abgeben, in denen er dies für
zweckmäßig erachtet.

Wenn der Rat oder die Kommission es für notwendig erachten, setzen sie dem Ausschuß für die
Vorlage seiner Stellungnahme eine Frist; diese beträgt mindestens einen Monat, vom Eingang der Mit-
teilung beim Präsidenten des Ausschusses an gerechnet. Nach Ablauf der Frist kann das Fehlen einer
Stellungnahme unberücksichtigt bleiben.

Die Stellungnahmen des Ausschusses und der zuständigen fachlichen Gruppe sowie ein Bericht
über die Beratungen werden dem Rat und der Kommission übermittelt.
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TITEL IV

FINANZVORSCHRIFTEN

Artikel 171
(1) Alle Einnahmen und Ausgaben der Gemeinschaft mit Ausnahme derjenigen der Agentur

oder der gemeinsamen Unternehmen werden für jedes Haushaltsjahr veranschlagt und in den Verwal-
tungshaushalt oder den Forschungs- und Investitionshaushalt eingesetzt.

Jeder Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen.

(2) Die Einnahmen und Ausgaben der nach kaufmännischen Gesichtspunkten arbeitenden Agen-
tur werden in einen eigenen Voranschlag aufgenommen.

Die Bedingungen für die Veranschlagung, Durchführung und Kontrolle dieser Einnahmen und
Ausgaben werden unter Berücksichtigung der Satzung der Agentur in einer gemäß Artikel 183 festge-
legten Haushaltsordnung bestimmt.

(3) Die Voranschläge für die Einnahmen und Ausgaben sowie die Betriebskonten und Bilanzen
der gemeinsamen Unternehmen werden der Kommission, dem Rat und dem Europäischen Parlament
für jedes Haushaltsjahr nach Maßgabe der Satzungen dieser Unternehmen übermittelt.

Artikel 172
(Die Absätze l, 2 und 3 sind aufgehoben)

(4) Anleihen, die zur Finanzierung der Forschungen oder der Investitionen bestimmt sind, wer-
den unter den vom Rat festgelegten Bedingungen aufgenommen; der Rat beschließt hierbei nach Maß-
gabe des Artikels 177 Absatz 5.

Die Gemeinschaft kann auf dem Kapitalmarkt eines Mitgliedstaats Anleihen aufnehmen, und zwar
entweder nach den dort für Inlandsemissionen geltenden Vorschriften oder in Ermangelung solcher
Vorschriften aufgrund einer entsprechenden Vereinbarung zwischen der Kommission und dem betref-
fenden Staat.

Die zuständigen Stellen des Mitgliedstaats können ihre Zustimmung nur versagen, wenn auf dem
Kapitalmarkt dieses Staates schwere Störungen zu befürchten sind.

Artikel 173
Der Haushaltsplan wird, unbeschadet der sonstigen Einnahmen, vollständig aus Eigenmitteln fi-

nanziert.

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments ein-
stimmig die Bestimmungen über das System der Eigenmittel der Gemeinschaft fest und empfiehlt sie
den Mitgliedstaaten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften.

Artikel 173 a
Damit die Haushaltsdisziplin gewährleistet wird, unterbreitet die Kommission keine Vorschläge

für Rechtsakte der Gemeinschaft, ändert nicht ihre Vorschläge und erläßt keine Durchführungsmaß-
nahme, die erhebliche Auswirkungen auf den Haushaltsplan haben könnte, ohne die Gewähr zu bieten,
daß der betreffende Vorschlag bzw die betreffende Maßnahme im Rahmen der Eigenmittel der Ge-
meinschaft finanziert werden kann, die sich aufgrund der vom Rat nach Artikel 173 festgelegten Be-
stimmungen ergeben.

Artikel 174
(1) Die im Verwaltungshaushalt enthaltenen Ausgaben umfassen insbesondere

a) die Verwaltungskosten und

b) die Ausgaben für die Überwachung der Sicherheit und den Gesundheitsschutz.
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(2) Die im Forschungs- und Investitionshaushalt enthaltenen Ausgaben umfassen insbesondere
a) die Ausgaben für die Durchführung des Forschungsprogramms der Gemeinschaft,
b) die etwaige Beteiligung an dem Kapital der Agentur und an deren Investitionsausgaben,
c) die Ausgaben für die Ausstattung von Unterrichtsanstalten,
d) die etwaige Beteiligung an den gemeinsamen Unternehmen und an bestimmten gemeinsamen

Vorhaben.

Artikel 175
Die in den Verwaltungshaushalt eingesetzten Ausgaben werden für ein Haushaltsjahr bewilligt, so-

weit die gemäß Artikel 183 festgelegte Haushaltsordnung nicht etwas anderes bestimmt.
Nach Maßgabe der aufgrund des Artikels 183 erlassenen Vorschriften dürfen die nicht für Perso-

nalausgaben vorgesehenen Mittel, die bis zum Ende der Durchführungszeit eines Haushaltsplans nicht
verbraucht worden sind, lediglich auf das nächste Haushaltsjahr übertragen werden.

Die für Verwaltungsausgaben bereitgestellten Mittel werden nach Kapiteln gegliedert, in denen die
Ausgaben nach Art oder Bestimmung zusammengefaßt sind; soweit erforderlich, werden die Kapitel
nach der gemäß Artikel 183 festgelegten Haushaltsordnung unterteilt.

Die Ausgaben des Europäischen Parlaments, des Rates, der Kommission und des Gerichtshofes
werden unbeschadet einer besonderen Regelung für bestimmte gemeinsame Ausgaben in gesonderten
Teilen des Haushaltsplans aufgeführt.

Artikel 176
(1) Die Zuweisungen für die Forschungs- und Investitionsausgaben umfassen vorbehaltlich der

Grenzen, die sich aus den mit Ausgaben verbundenen Programmen oder Beschlüssen ergeben, welche
aufgrund dieses Vertrages die Einstimmigkeit des Rates erfordern,

a) Verpflichtungsermächtigungen zur Deckung einer Tranche, die eine gesonderte Einheit darstellt
und ein zusammenhängendes Ganzes bildet;

b) Zahlungsermächtigungen, welche die Höchstgrenze der Ausgaben darstellen, die jährlich zur
Deckung der gemäß Buchstabe a eingegangenen Verbindlichkeiten geleistet werden können.

(2) Der Fälligkeitsplan für die Verbindlichkeiten und Zahlungen wird dem Vorschlag der Kom-
mission für den entsprechenden Haushaltsplan-Entwurf als Anlage beigefügt.

(3) Die für Forschungs und Investitionsausgaben bereitgestellten Mittel werden nach Kapiteln
gegliedert, in denen die Beiträge nach Art oder Bestimmung zusammengefaßt sind; soweit erforderlich,
werden die Kapitel,nach der gemäß Artikel 183 festgelegten Haushaltsordnung unterteilt.

(4) Die verfügbaren Zahlungsermächtigungen werden durch Entscheidung der Kommission auf
das nächste Haushaltsjahr übertragen, soweit der Rat nicht anders entscheidet.

Artikel 177
(1) Das Haushaltsjahrbeginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember
Der Ausdruck „Haushaltsplan" im Sinne dieses Artikels umfaßt den Verwaltungshaushaltsplan so-

wie den Forschungs- und Investitionshaushaltsplan.

(2) Jedes Organ der Gemeinschaft stellt vor dem l. Juli einen Haushaltsvoranschlag für seine Aus-
gaben auf. Die Kommission faßt diese Voranschläge in einem Vorentwurf für den Haushaltsplan zu-
sammen. Sie fügt eine Stellungnahme bei, die abweichende Voranschläge enthalten kann.

Dieser Vorentwurf umfaßt den Ansatz der Einnahmen und den Ansatz der Ausgaben.

(3) Die Kommission legt dem Rat den Vorentwurf des Haushaltsplans spätestens am 1. Septem-
ber des Jahres vor, das dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht.
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Der Rat setzt sich mit der Kommission und gegebenenfalls den anderen beteiligten Organen ins
Benehmen, wenn er von dem Vorentwurf abweichen will.

Der Rat stellt den Entwurf des Haushaltsplans mit qualifizierter Mehrheit auf und leitet ihn dem
Europäischen Parlament zu.

(4) Der Entwurf des Haushaltsplans ist dem Europäischen Parlament spätestens am 5. Oktober
des Jahres vorzulegen, das dem entsprechenden Haushaltsjahr vorausgeht.

Das Europäische Parlament ist berechtigt, den Entwurf des Haushaltsplans mit der Mehrheit der
Stimmen seiner Mitglieder abzuändern und mit der absoluten Mehrheit der abgegebenen Stimmen dem
Rat Änderungen dieses Entwurfs in bezug auf die Ausgaben vorzuschlagen, die sich zwingend aus dem
Vertrag oder den aufgrund des Vertrages erlassenen Rechtsakten ergeben.

Hat das Europäische Parlament binnen fünfundvierzig Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Haus-
haltsplans seine Zustimmung erteilt, so ist der Haushaltsplan endgültig festgestellt. Hat es innerhalb
dieser Frist den Entwurf des Haushaltsplans weder abgeändert noch Änderungen dazu vorgeschlagen,
so gilt der Haushaltsplan als endgültig festgestellt.

Hat das Europäische Parlament innerhalb dieser Frist Abänderungen vorgenommen oder Ände-
rungen vorgeschlagen, so wird der Entwurf des Haushaltsplans mit den entsprechenden Abänderungen
oder Änderungsvorschlägen dem Rat zugeleitet.

(5) Nachdem der Rat über den Entwurf des Haushaltsplans mit der Kommission und gegebenen-
falls mit den anderen beteiligten Organen beraten hat, beschließt er unter folgenden Bedingungen:

a) Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit jede der vom Europäischen Parlament vorgenomme-
nen Abänderungen ändern;

b) hinsichtlich der Änderungsvorschläge:
- Führt eine vom Europäischen Parlament vorgeschlagene Änderung nicht zu einer Erhöhung

des Gesamtbetrags der Ausgaben eines Organs, und zwar insbesondere deswegen, weil
die daraus erwachsende Erhöhung der Ausgaben ausdrücklich durch eine oder mehrere
vorgeschlagene Änderungen ausgeglichen wird, die eine entsprechende Senkung der
Ausgaben bewirken, so kann der Rat diesen Änderungsvorschlag mit qualifizierter Mehr-
heit ablehnen. Ergeht kein Ablehnungsbeschluß, so ist der Änderungsvorschlag angenom-
men;
- führt eine vom Europäischen Parlament vorgeschlagene Änderung zu einer Erhöhung

des Gesamtbetrags der Ausgaben eines Organs, so kann der Rat mit qualifizierter Mehr-
heit diesen Änderungsvorschlag annehmen. Ergeht kein Annahmebeschluß, so ist der Än-
derungsvorschlag abgelehnt;

- hat der Rat nach einem der beiden vorstehenden Unterabsätze einen Änderungsvorschlag
abgelehnt, so kann er mit qualifizierter Mehrheit entweder den im Entwurf des Haus-
haltsplans stehenden Betrag beibehalten oder einen anderen Betrag festsetzen.

Der Entwurf des Haushaltsplans wird nach Maßgabe der vom Rat angenommenen Änderungs-
vorschläge geändert.

Hat der Rat binnen fünfzehn Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Haushaltsplans keine der vom
Europäischen Parlament vorgenommenen Abänderungen geändert und sind die Änderungsvorschläge
des Europäischen Parlaments angenommen worden, so gilt der Haushaltsplan als endgültig festgestellt.
Der Rat teilt dem Europäischen Parlament mit, daß er keine der Abänderungen geändert hat und daß
die Änderungsvorschläge angenommen worden sind.

Hat der Rat innerhalb dieser Frist eine oder mehrere der vom Europäischen Parlament vorgenom-
menen Abänderungen geändert oder sind die Änderungsvorschläge des Europäischen Parlaments ab-
gelehnt oder geändert worden, so wird der geänderte Entwurf des Haushaltsplans erneut dem Eu-
ropäischen Parlament zugeleitet. Der Rat legt dem Europäischen Parlament das Ergebnis seiner
Beratungen dar.

(6) Das Europäische Parlament, das über das Ergebnis der Behandlung seiner Änderungsvorschläge
unterrichtet ist, kann binnen fünfzehn Tagen nach Vorlage des Entwurfs des Haushaltsplans mit der
Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen die vom Rat
an den Abänderungen des Europäischen Parlaments vorgenommenen Änderungen ändern oder ableh-
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nen und stellt demzufolge den Haushaltsplan rest, Hat das Europäische Parlament innerhalb dieser First
keinen Beschluß gefaßt, so gilt der Haushaltsplan als endgültig festgestellt.

(7) Nach Abschluß des Verfahrens dieses Artikels stellt der Präsident des Europäischen Parlaments
fest, daß der Haushaltsplan endgültig festgestellt ist.

(8) Das Europäische Parlament kann jedoch mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und
zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen aus wichtigen Gründen den Entwurf des Haushaltsplans ab-
lehnen und die Vorlage eines neuen Entwurfs verlangen.

(9) Für alle Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den aufgrund des Vertrages
erlassenen Rechtsakten ergeben,,wird jedes Jahr ein Höchstsatz festgelegt, um den die gleichartigen Aus-
gaben des laufenden Haushaltsjahres erhöht werden können.

Die Kommission stellt nach Anhörung des Ausschusses für Wirtschaftspolitik diesen Höchstsatz
fest, der sich aus

- der Entwicklung des in Volumen ausgedrückten Bruttosozialprodukts in der Gemeinschaft,
- der durchschnittlichen Veränderung der Haushaltspläne der Mitgliedstaaten
und .
- der Entwicklung der Lebenshaltungskosten während des letzten Haushaltsjahres
ergibt.

Der Höchstsatz wird vor dem 1. Mai allen Organen der Gemeinschaft mitgeteilt. Diese haben ihn
bei dem Haushaltsverfahren vorbehaltlich der Vorschriften der Unterabsätze 4 und 5 einzuhalten.

Liegt bei den Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den aufgrund des Vertra-
ges erlassenen Rechtsakten ergeben, der Erhöhungssatz, der aus dem vom Rat aufgestellten Entwurf des
Haushaltsplans hervorgeht, über der Hälfte des Höchstsatzes, so kann das Europäische Parlament in
Ausübung seines Abänderungsrechts den Gesamtbetrag dieser Ausgaben noch bis zur Hälfte des Höchst-
satzes erhöhen.

Ist das Europäische Parlament, der Rat oder die Kommission der Ansicht, daß die Tätigkeiten der
Gemeinschaften eine Überschreitung des nach dem Verfahren dieses Absatzes aufgestellten Satzes er-
forderlich machen, so kann in Übereinstimmung zwischen dem Rat und dem Europäischen Parlament
ein neuer Satz festgelegt werden; der Rat entscheidet mit qualifizierter Mehrheit, das Europäische Par-
lament mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen.

(10) Jedes Organ übt die ihm durch diesen Artikel übertragenen Befugnisse unter Beachtung der
Vorschriften des Vertrags und der aufgrund des Vertrags erlassenen Rechtsakte aus, namentlich der Vor-
schriften, die die eigenen Mittel der Gemeinschaften und den Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben
betreffen.

Artikel 178
Ist zu Beginn eines Haushaltsjahres der Haushaltsplan noch nicht verabschiedet, so können nach

der gemäß Artikel 183 festgelegten Haushaltsordnung für jedes Kapitel oder jede sonstige Unterglie-
derung monatliche Ausgaben bis zur Höhe eines Zwölftels der im abgelaufenen Haushaltsplan bereit-
gestellten Mittel vorgenommen werden; die Kommission darf jedoch monatlich höchstens über ein
Zwölftel der Mittel verfügen, die in dem in Vorbereitung befindlichen Entwurf des Haushaltsplans vor-
gesehen sind.

Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit unter Beachtung der sonstigen Bestimmungen des Ab-
satzes l Ausgaben genehmigen, die über dieses Zwölftel hinausgehen.

Betrifft dieser Beschluß Ausgaben, die sich nicht zwingend aus dem Vertrag oder den aufgrund des
Vertrags erlassenen Rechtsakten ergeben, so leitet der Rat ihn unverzüglich dem Europäischen Parla-
ment zu; das Europäische Parlament kann binnen dreißig Tagen mit der Mehrheit der Stimmen seiner
Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen einen abweichenden Beschluß über diese
Ausgaben hinsichtlich des Teils fassen, der über das in Absatz l genannte Zwölftel hinausgeht. Dieser
Teil des Ratsbeschlusses ist bis zu einer Entscheidung des Europäischen Parlaments ausgesetzt. Hat das
Europäische Parlament nicht innerhalb der genannten Frist anders als der Rat entschieden, so gilt der
Beschluß des Rates als endgültig erlassen. ' '
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In den Beschlüssen der Absätze 2 und 3 werden die zur Durchführung dieses Artikels erforderli-
chen Maßnahmen betreffend die Mittel vorgesehen.

Artikel 179
Die Kommission führt die Haushaltspläne nach der gemäß Artikel 183 festgelegten Haushaltsord-

nung in eigener Verantwortung im Rahmen der zugewiesenen Mittel entsprechend den Grundsätzen
der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung aus.

Die Beteiligung der einzelnen Organe bei der Vornahme ihrer Ausgaben wird in der Haushalts-
ordnung im einzelnen geregelt.

Die Kommission kann nach der gemäß Artikel 183 festgelegten Haushaltsordnung innerhalb eines
jeden Haushaltsplans Mittel von Kapitel zu Kapitel oder von Untergliederung zu Untergliederung über-
tragen.

Artikel 179 a
Die Kommission legt dem Rat und dem Europäischen Parlament jährlich die Rechnung des abge-

laufenen Haushaltsjahres für die Rechnungsvorgänge des Haushaltsplans vor. Sie übermittelt ihnen fer-
ner eine Übersicht über das Vermögen und die Schulden der Gemeinschaft.

Artikel 180
(aufgehoben)

Artikel 180 a
(aufgehoben)

Artikel 180 b
(1) Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, erteilt das Europäische

Parlament der Kommission Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans. Zu diesem Zweck prüft es
nach dem Rat die in Artikel 179 a genannte Rechnung und Übersicht sowie den Jahresbericht des Rech-
nungshofs mit den Antworten der kontrollierten Organe auf dessen Bemerkungen und die einschlägi-
gen Sonderberichte des Rechnungshofs.

(2) Das Europäische Parlament kann vor der Entlastung der Kommission sowie auch zu anderen
Zwecken im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Haushaltsbefugnisse die Kommission auffordern,
Auskunft über die Ausführung der Ausgaben oder die Arbeitsweise der Finanzkontrollsysteme zu er-
teilen. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament auf dessen Ersuchen alle notwendigen In-
formationen vor.

(3) Die Kommission trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen, um den Bemerkungen in den Entla-
stungsbeschlüssen und anderen Bemerkungen des Europäischen Parlaments zur Ausführung der Aus-
gaben sowie den Erläuterungen, die den Entlastungsempfehlungen des Rates beigefügt sind, nachzu-
kommen.

Auf Ersuchen des Europäischen Parlaments oder des Rates erstattet die Kommission Bericht über
die Maßnahmen, die aufgrund dieser Bemerkungen und Erläuterungen getroffen wurden, insbesonde-
re über die Weisungen, die den für die Ausführung der Haushaltspläne zuständigen Dienststellen er-
teilt worden sind. Diese Berichte sind auch dem Rechnungshof zuzuleiten.

Artikel 181
Die in Artikel 171 Absätze l und 2 vorgesehenen Haushaltspläne und der dort genannte Voran-

schlag werden in der Rechnungseinheit aufgestellt, die in der gemäß Artikel 183 festgelegten Haushalt-
sordnung bestimmt wird.

Die Mitgliedstaaten stellen der Gemeinschaft die in Artikel 172 vorgesehenen Finanzbeiträge in ih-
rer Landeswährung zur Verfügung.
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Die einstweilen nicht benötigten Mittel aus diesen Beiträgen werden bei den Schatzämtern der Mit-
gliedstaaten oder den von diesen bezeichneten Stellen hinterlegt. Während der Hinterlegungszeit be-
halten diese Mittel den am Tag der Hinterlegung geltenden Pariwert gegenüber der in Absatz l ge-
nannten Rechnungseinheit.

Diese einstweilen nicht benötigten Mittel können zu Bedingungen angelegt werden, welche die
Kommission mit dem betreffenden Mitgliedstaat vereinbart.

Artikel 182
(1) Die Kommission kann vorbehaltlich der Unterrichtung der zuständigen Behörden der betref-

fenden Mitgliedstaaten ihre Guthaben in der Währung eines dieser Staaten in die Währung eines an de-
ren Mitgliedstaats transferieren, soweit dies erforderlich ist, um diese Guthaben für die in diesem Ver-
trag vorgesehenen Zwecke zu verwenden. Besitzt die Kommission verfügbare oder flüssige Guthaben
in der benötigten Währung, so vermeidet sie soweit möglich derartige Transferierungen.

(2) Die Kommission verkehrt mit jedem Mitgliedstaat über die von diesem bezeichnete Behörde.
Bei der Durchführung ihrer Finanzgeschäfte nimmt sie die Notenbank des betreffenden Mitgliedstaats
oder ein anderes von diesem genehmigtes Finanzinstitut in Anspruch.

(3) Für Ausgaben, welche die Gemeinschaft in den Währungen dritter Länder vorzunehmen hat,
unterbreitet die Kommission dem Rat vor der endgültigen Feststellung der Haushaltspläne einen als
Hinweis dienenden Plan über die Einnahmen und Ausgaben in den verschiedenen Währungen.

Dieser Plan wird vom Rat mit qualifizierter Mehrheit genehmigt. Er kann im Laufe des Haus-
haltsjahres nach demselben Verfahren geändert werden.

(4) Die Währungsbeträge dritter Länder, die für Ausgaben nach dem in Absatz 3 erwähnten Plan
erforderlich sind, werden von den Mitgliedstaaten nach den in Artikel 172 festgelegten Aufbringungs-
schlüsseln an die Kommission übertragen. Die von der Kommission vereinnahmten Währungsbeträge
dritter Länder werden nach denselben Schlüsseln an die Mitgliedstaaten übertragen.

(5) Die Kommission kann frei über Währungsbeträge dritter Länder verfügen, die aus in diesen
Ländern aufgenommenen Anleihen stammen.

(6) Der Rat kann die in den Absätzen l bis 5 vorgesehene Regelung des Devisenverkehrs auf Vor-
schlag der Kommission einstimmig ganz oder teilweise auf die Agentur und die gemeinsamen Unter-
nehmen für anwendbar erklären und gegebenenfalls den Erfordernissen ihrer Arbeitsweise anpassen.

Artikel 183
Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Par-

laments und Stellungnahme des Rechnungshofs folgendes fest:
a) die Haushaltsordnung, in der insbesondere die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans

sowie die Rechnungslegung und Rechnungsprüfung im einzelnen geregelt werden;
b) die Einzelheiten und das Verfahren, nach denen die Haushaltseinnahmen, die in der Regelung

über die Eigenmittel der Gemeinschaft vorgesehen sind, der Kommission zur Verfügung gestellt
werden, sowie die Maßnahmen, die zu treffen sind, um gegebenenfalls die erforderlichen Kas-
senmittel bereitzustellen;

c) die Vorschriften über die Verantwortung der Finanzkontrolleure, der anweisungsbefugten Per-
sonen und der Rechnungsführer sowie die entsprechenden Kontrollmaßnahmen.

Artikel 183 a,
Zur Bekämpfung von Betrügereien, die sich gegen die finanziellen Interessen der Gemeinschaft

richten, ergreifen die Mitgliedstaaten die gleichen Maßnahmen, die sie auch zur Bekämpfung von Be-
trügereien ergreifen, die sich gegen ihre eigenen finanziellen Interessen richten.

Die Mitgliedstaaten koordinieren unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags ihre
Tätigkeit zum Schutz der finanziellen Interessen der Gemeinschaft vor Betrügereien. Sie sorgen zu die-
sem Zweck mit Unterstützung der Kommission für eine enge, regelmäßige Zusammenarbeit zwischen
den zuständigen Dienststellen ihrer Behörden.
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TITEL V

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 184
Die Gemeinschaft besitzt Rechtspersönlichkeit.

Artikel 185
Die Gemeinschaft besitzt in jedem Mitgliedstaat die weitestgehende Rechts- und Geschäftsfähig-

keit, die juristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist; sie kann insbesondere be-
wegliches und unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern sowie vor Gericht stehen. Zu diesem
Zweck wird sie von der Kommission vertreten.

Artikel 186
(Aufgehoben durch Artikel 24 Absatz 2 des Fusionsvertrags)

[Siehe Artikel 24 Absatz l des Fusionsvertrags, der wie folgt lautet:
(l ) Die Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl,

der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft werden beim In-
krafttreten dieses Vertrages Beamte und sonstige Bedienstete der Europäischen Gemeinschaften und
gehören der einzigen Verwaltung dieser Gemeinschaften an.

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung der anderen beteiligten Orga-
ne mit qualifizierter Mehrheit das Statut der Beamten der Europäischen Gemeinschaften und die Be-
schäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften.]

Artikel 187
Zur Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben kann die Kommission alle erforderlichen Auskünf-

te einholen und alle erforderlichen Nachprüfungen vornehmen; der Rahmen und die nähere Maßgabe
hierfür werden vom Rat gemäß den Bestimmungen dieses Vertrags festgelegt.

Artikel 188
Die vertragliche Haftung der Gemeinschaft bestimmt sich nach dem Recht, das auf den betreffen-

den Vertrag anzuwenden ist.
Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt die Gemeinschaft den durch ihre Organe oder

Bediensteten in Ausübung ihrer Amtstätigkeit verursachten Schaden nach den allgemeinen Rechts-
grundsätzen, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber der Gemeinschaft bestimmt sich nach den
Vorschriften ihres Statuts oder der für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen.

Artikel 189
Der Sitz der Organe der Gemeinschaft wird im Einvernehmen zwischen den Regierungen der Mit-

gliedstaaten bestimmt.

Artikel 190
Die Regelung der Sprachenfrage für die Organe der Gemeinschaft wird unbeschadet der Verfah-

rensordnung des Gerichtshofes vom Rat einstimmig getroffen.
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Artikel 191
(Aufgehoben durch Artikel 28 Absatz 2 des Fusionsvertrags)

[Siehe Artikel 28 Absatz l des Fusionsvertrags, der wie folgt lautet:
Die Europäischen Gemeinschaften genießen im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten die zur Erfül-

lung ihrer Aufgabe erforderlichen Vorrechte und Befreiungen nach Maßgabe des Protokolls im Anhang
zu diesem Vertrag. Das gleiche gilt für die Europäische Investitionsbank.]

Artikel 192
Die Mitgliedstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Er-

füllung der Verpflichtungen, die sich aus diesem Vertrag oder aus Handlungen der Organe der Ge-
meinschaft ergeben. Sie erleichtern dieser die Erfüllung ihrer Aufgabe.

Sie unterlassen alle Maßnahmen, welche die Verwirklichung der Ziele dieses Vertrags gefährden
könnten.

Artikel 193
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich, Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwendung dieses

Vertrags nicht anders als hierin vorgesehen zu regeln.

Artikel 194
(1) Die Mitglieder der Organe der Gemeinschaft, die Mitglieder der Ausschüsse, die Beamten und

Bediensteten der Gemeinschaft sowie alle anderen Personen, die durch ihre Amtstätigkeit oder durch
ihre öffentlichen oder privaten Verbindungen mit den Organen oder Einrichtungen der Gemeinschaft
oder mit den gemeinsamen Unternehmen von den Vorgängen, Informationen, Kenntnissen, Unterla-
gen oder Gegenständen, die aufgrund der von einem Mitgliedstaat oder einem Organ der Gemeinschaft
erlassenen Vorschriften unter Geheimschutz stehen, Kenntnis nehmen oder Kenntnis erhalten, sind ver-
pflichtet, diese Vorgänge, Informationen, Kenntnisse, Unterlagen oder Gegenstände, auch nach Been-
digung dieser Amtstätigkeit oder diese/ Verbindungen, gegenüber allen nicht berechtigten Personen so-
wie gegenüber der Öffentlichkeit geheimzuhalten.

Jeder Mitgliedstaat behandelt eine Verletzung dieser Verpflichtung als einen Verstoß gegen seine
Geheimhaltungsvorschriften; er wendet dabei hinsichtlich des sachlichen Rechts und der Zuständigkeit
seine Rechtsvorschriften über die Verletzung der Staatssicherheit oder die Preisgabe von Berufsge-
heimnissen an. Er verfolgt jeden seiner Gerichtsbarkeit unterstehenden Urheber einer derartigen Ver-
letzung auf Antrag eines beteiligten Mitgliedstaats oder der Kommission.

(2) Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission alle Vorschriften mit, die in seinen Hoheitsgebieten
die Einstufung und die Geheimhaltung der Informationen, Kenntnisse, Unterlagen oder Gegenstände
regeln, welche in den Anwendungsbereich dieses Vertrags gehören.

Die Kommission sorgt für die Mitteilung dieser Vorschriften an die übrigen Mitgliedstaaten.
Jeder Mitgliedstaat trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen zur Erleichterung der fortschreitenden

Einführung eines möglichst einheitlichen und weitgehenden Geheimschutzes. Die Kommission kann
nach Anhörung der beteiligten Mitgliedstaaten zu diesem Zweck Empfehlungen aussprechen.

(3) Die Organe der Gemeinschaft und ihre Einrichtungen sowie die gemeinsamen Unternehmen
haben die Bestimmungen über den Geheimschutz anzuwenden, die in dem Gebiet, in dem sie ihren Sitz
haben, gelten.

(4) Jede durch ein Organ der Gemeinschaft oder durch einen Mitgliedstaat einer Person, die ihre
Tätigkeit im Anwendungsbereich dieses Vertrags ausübt, erteilte Ermächtigung, von den Vorgängen,
Informationen, Unterlagen oder Gegenständen Kenntnis zu nehmen, die sich auf den Anwendungsbe-
reich dieses Vertrags beziehen und dem Geheimschutz unterliegen, wird von jedem Organ und jedem
anderen Mitgliedstaat anerkannt.

(5) Die Vorschriften dieses Artikels stehen der Anwendung besonderer Vorschriften nicht entge-
gen, die sich aus Abkommen zwischen einem Mitgliedstaat und einem dritten Staat oder einer zwi-
schenstaatlichen Einrichtung ergeben.
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Artikel 195
Die Organe der Gemeinschaft sowie die Agentur und die gemeinsamen Unternehmen haben bei

der Anwendung dieses Vertrags die Bedingungen zu beachten, denen nach den aus Gründen der öf-
fentlichen Ordnung oder der Volksgesundheit erlassenen einzelstaatlichen Vorschriften der Zugang zu
den Erzen, Ausgangsstoffen und besonderen spaltbaren Stoffen unterliegt.

Artikel 196
Im Sinne dieses Vertrags bedeutet, soweit nichts anderes darin bestimmt ist,
a) „Person": jede natürliche Person, die ihre Tätigkeit ganz oder teilweise in den Hoheitsgebieten

der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet ausübt, das in dem entsprechenden Kapitel dieses Vertrags
bezeichnet ist;

b) „Unternehmen": jedes Unternehmen oder jede Einrichtung, die ihre Tätigkeit ganz oder teil-
weise in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet ausübt, das in dem entspre-
chenden Kapitel dieses Vertrags bezeichnet ist; die öffentlich-rechtliche oder privatrechtliche
Stellung der Unternehmen und Einrichtungen spielt dabei keine Rolle.

Artikel 197
Im Sinne dieses Vertrags bedeutet
1. „besondere spaltbare Stoffe": Plutonium 239; Uran 233; mit Uran 235 oder 233 angereichertes

Uran; jedes Erzeugnis, in dem eines oder mehrere der obengenannten Isotope enthalten sind,
und sonstige spaltbare Stoffe, die durch den Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter
Mehrheit bestimmt werden; doch zählen Ausgangsstoffe in keinem Fall zu den besonderen spalt-
baren Stoffen;

2. „mit Uran 235 oder 233 angereichertes Uran": Uran, welches entweder Uran 235 oder Uran 233
oder diese beiden Isotope in einer solchen Menge enthält, daß das Verhältnis zwischen der Sum-
me dieser beiden Isotope und dem Isotop 238 über dem Verhältnis zwischen dem Isotop 235
und dem Isotop 238 in natürlichem Uran liegt;

3. „Ausgangsstoffe" : Uran, welches das in der Natur vorkommende Isotopengemisch enthält; Uran,
dessen Gehalt an Uran 235 unter dem normalen Gehalt liegt; Thorium; alle obengenannten Stof-
fe in Form von Metall, Legierungen, chemischen Verbindungen oder Konzentraten; jeder an-
dere Stoff, der einen oder mehrere der obengenannten Stoffe mit Konzentrierungen enthält, wel-
che der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit bestimmt;

4. „Erze": alle Erze, die mit mittleren Konzentrierungen Stoffe enthalten, die durch geeignete che-
mische und physikalische Aufbereitung die Gewinnung der obengenannten Ausgangsstoffe er-
möglichen; die vorstehende mittlere Konzentrierung wird durch den Rat auf Vorschlag der Kom-
mission mit qualifizierter Mehrheit bestimmt.

Artikel 198
Soweit nichts anderes bestimmt ist, finden die Vorschriften dieses Vertrags auf die europäischen

Hoheitsgebiete der Mitgliedstaaten sowie auf die ihnen unterstehenden außereuropäischen Hoheitsge-
biete Anwendung.

Ebenso finden sie auf die europäischen Hoheitsgebiete Anwendung, deren auswärtige Beziehun-
gen ein Mitgliedstaat wahrnimmt.

Abweichend von den Absätzen l und 2 gilt:
a) Dieser Vertrag findet auf die Färöer keine Anwendung.
b) Dieser Vertrag findet auf die Hoheitszonen des Vereinigten Königreichs Großbritannien und

Nordirland auf Zypern keine Anwendung.
c) Dieser Vertrag findet keine Anwendung auf die überseeischen Länder und Hoheitsgebiete, die

besondere Beziehungen zum Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland unter-
halten und die in Anhang IV des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft nicht aufgeführt sind.
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d) Dieser Vertrag findet auf die Kanalinseln und die Insel Man nur insoweit Anwendung, als dies
erforderlich ist, um die Anwendung der Regelung sicherzustellen, die in dem am 22. Januar 1972
unterzeichneten Vertrag über den Beitritt neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und zur Europäischen Atomgemeinschaft für diese Inseln vorgesehen ist.

Artikel 199
Die Kommission unterhält alle zweckdienlichen Beziehungen zu den Organen der Vereinten Na-

tionen, ihrer Fachorganisationen und des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens.
Sie unterhält ferner, soweit zweckdienlich, Beziehungen zu allen internationalen Organisationen.

Artikel 200
Die Gemeinschaft führt jede zweckdienliche Zusammenarbeit mit dem Europarat herbei.

Artikel 201
Die Gemeinschaft führt ein enges Zusammenwirken mit der Organisation für Wirtschaftliche Zu-

sammenarbeit und Entwicklung herbei; die Einzelheiten werden im gegenseitigen Einvernehmen fest-
gelegt.

Artikel 202
Dieser Vertrag steht dem Bestehen und der Durchführung der regionalen Zusammenschlüsse zwi-

schen Belgien und Luxemburg sowie zwischen Belgien, Luxemburg und den Niederlanden nicht ent-
gegen, soweit die Ziele dieser Zusammenschlüsse durch Anwendung dieses Vertrags nicht erreicht sind.

Artikel 203 •
Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um eines ihrer Ziele zu verwirklichen,

und sind in diesem Vertrag die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erläßt der Rat ein-
stimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parlaments die geeig-
neten Vorschriften.

Artikel 204
(aufgehoben)

Artikel 205
(aufgehoben)

Artikel 206
Die Gemeinschaft kann mit einem oder mehreren Staaten oder einer oder mehreren internationa-

len Organisationen Abkommen schließen, die eine Assoziierung mit gegenseitigen Rechten und Pflich-
ten, gemeinsamem Vorgehen und besonderen Verfahren herstellen.

Diese Abkommen werden nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig vom Rat ge-
schlossen.

Werden durch diese Abkommen Änderungen dieses Vertrags erforderlich, so müssen diese zuvor
nach dem Verfahren des Artikels N des Vertrags über die Europäische Union angenommen werden.

Artikel 207
Die diesem Vertrag im gegenseitigen Einvernehmen der Mitgliedstaaten beigefügten Protokolle

sind Bestandteil dieses Vertrags.

Artikel 208
Dieser Vertrag gilt auf unbegrenzte Zeit.
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TITEL VI

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE ANLAUFZEIT

Abschnitt l

Einsetzung der Organe

Artikel 209
Der Rat tritt binnen einem Monat nach Inkrafttreten dieses Vertrags zusammen.

Artikel 210
Der Rat trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen, um binnen drei Monaten nach seinem ersten Zu-

sammentreten den Wirtschafts- und Sozialausschuß einzusetzen.

Artikel 211
Die Versammlung tritt binnen zwei Monaten nach der ersten Sitzung des Rates auf Einberufung

durch dessen Präsidenten zusammen, um ihr Präsidium zu wählen und ihre Geschäftsordnung auszu-
arbeiten. Bis zur Wahl des Präsidiums führt der Alterspräsident den Vorsitz.

Artikel 212
Der Gerichtshof nimmt seine Tätigkeit mit Ernennung seiner Mitglieder auf. Die Ernennung des

ersten Präsidenten erfolgt nach dem für die Ernennung der Mitglieder geltenden Verfahren für die Dau-
er von drei Jahren.

Der Gerichtshof legt binnen drei Monaten nach Aufnahme seiner Tätigkeit seine Verfahrensord-
nung fest.

Der Gerichtshof kann nicht vor der Veröffentlichung der Verfahrensordnung angerufen werden.
Die Fristen für die Klageerhebung laufen erst von diesem Zeitpunkt an.

Der Präsident des Gerichtshofes übt von seiner Ernennung an die ihm durch diesen Vertrag über-
tragenen Befugnisse aus.

Artikel 213
Mit Ernennung ihrer Mitglieder nimmt die Kommission ihre Tätigkeit auf und übernimmt gleich-

zeitig die ihr in diesem Vertrag übertragenen Aufgaben.
Mit Aufnahme ihrer Tätigkeit leitet die Kommission die Untersuchungen ein und stellt die Verbin-

dungen mit den Mitgliedstaaten, den Unternehmen, den Arbeitnehmern und den Verbrauchern her, die
zur Erstellung einer Übersicht über die Lage der Kernindustrien in der Gemeinschaft erforderlich sind.
Die Kommission legt dem Europäischen Parlament binnen sechs Monaten hierüber einen Bericht vor.

Artikel 214
(1) Das erste Haushaltsjahr beginnt mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags und endet am 31. De-

zember desselben Jahres. Tritt der Vertrag in der zweiten Jahreshälfte in Kraft, so endet das Haus-
haltsjahr am 31. Dezember des folgenden Jahres.

(2) Bis zur Aufstellung der Haushaltspläne für das erste Haushaltsjahr zahlen die Mitgliedstaaten
der Gemeinschaft unverzinsliche Vorschüsse; diese werden von den Finanzbeiträgen für die Durch-
führung dieser Haushaltspläne abgezogen.

(3) Bis zur Aufstellung des Statuts der Beamten und der für die sonstigen Bediensteten der Ge-
meinschaft geltenden Beschäftigungsbedingungen gemäß Artikel 186 stellt jedes Organ das erforderli-
che Personal ein und schließt zu diesem Zweck befristete Verträge.
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Jedes Organ prüft gemeinsam mit dem Rat die mit der Zahl, der Vergütung und der Verteilung der
Stellen zusammenhängenden Fragen.

Abschnitt 2

Erste Durchführungsbestimmungen zu diesem Vertrag

Artikel 215
(1) Ein erstes Forschungs- und Ausbildungsprogramm, das in Anhang V dieses Vertrags enthal-

ten ist und dessen Durchführungskosten vorbehaltlich einer abweichenden einstimmigen Entscheidung
des Rates 215 Millionen EZU-Rechnungseinheiten nicht überschreiten dürfen, ist innerhalb von fünf
Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags durchzuführen.

(2) Die Aufschlüsselung der für die Durchführung dieses Programms erforderlichen Ausgaben
nach großen Posten ist als Hinweis in Anhang V des Vertrags enthalten.

Der Rat kann dieses Programm auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit ändern.

Artikel 216
Die Vorschläge der Kommission über die Arbeitsweise der in Artikel 9 genannten Anstalt im Ran-

ge einer Universität werden dem Rat innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten des Vertrags unterbrei-
tet.

Artikel 217
Die in Artikel 24 vorgesehene Verschlußsachen-Verordnung bezüglich der für die Verbreitung der

Kenntnisse geltenden Geheimschutzgrade wird vom Rat innerhalb von sechs Monaten nach Inkraft-
treten des Vertrags erlassen.

Artikel 218
Die Grundnormen werden gemäß Artikel 31 innerhalb eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Ver-

trags festgelegt.

Artikel 219
Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, die in den Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten den Ge-

sundheitsschutz der Bevölkerung und der Arbeitskräfte gegen die Gefahren ionisierender Strahlen ge-
währleisten sollen, werden gemäß Artikel 33 durch diese Staaten innerhalb von drei Monaten nach In-
krafttreten des Vertrags der Kommission mitgeteilt.

Artikel 220
Die Vorschläge der Kommission über die in Artikel 54 genannte Satzung der Agentur werden dem

Rat innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrags unterbreitet.

Abschnitt 3

Übergangsbestimmungen

Artikel 221
Die Artikel 14 bis 23 und die Artikel 25 bis 28 finden auf die Patente, vorläufig geschützten Rech-

te und Gebrauchsmuster sowie Patent- und Gebrauchsmusteranmeldungen, die schon vor Inkrafttre-
ten des Vertrags bestanden, mit folgender Maßgabe Anwendung:

1. Bei der Anwendung der in Artikel 17 Absatz 2 vorgesehenen Frist ist zugunsten des Inhabers
die durch das Inkrafttreten des Vertrags eingetretene neue Lage zu berücksichtigen.
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2. Sind für die Mitteilung einer nicht geheimen Erfindung die in Artikel 16 genannten Fristen von
drei und achtzehn Monaten oder eine dieser Fristen bei Inkrafttreten des Vertrags abgelaufen,
so läuft von diesem Zeitpunkt an eine neue Frist von sechs Monaten.
Laufen diese Fristen oder eine dieser Fristen zu diesem Zeitpunkt noch, so werden sie, vom Tage
ihres normalen Ablaufs an gerechnet, um sechs Monate verlängert.

3. Die gleichen Bestimmungen finden nach Artikel 16 und 25 Absatz l auf die Mitteilung einer ge-
heimen Erfindung mit der Maßgabe Anwendung, daß in einem derartigen Fall als Ausgangs-
punkt für die neuen Fristen oder für die Verlängerung der noch laufenden Fristen der Zeitpunkt
des Inkrafttretens der in Artikel 24 genannten Verschlußsachen-Verordnung dient.

Artikel 222
Zwischen dem Inkrafttreten des Vertrags und dem von der Kommission festgesetzten Zeitpunkt,

zu dem die Agentur ihre Tätigkeit aufnimmt, bedarf der Abschluß oder die Erneuerung von Abkom-
men und Vereinbarungen über die Lieferung von Erzen, Ausgangsstoffen oder besonderen spaltbaren
Stoffen der vorherigen Genehmigung der Kommission.

Diese hat ihre Genehmigung zum Abschluß oder zur Verlängerung von Abkommen und Verein-
barungen zu verweigern, die nach ihrer Auffassung die Anwendung dieses Vertrags gefährden können.
Sie kann ihre Genehmigung insbesondere davon abhängig machen, daß in die Abkommen oder Ver-
einbarungen Klauseln aufgenommen werden, die es der Agentur gestatten, sich an deren Durchführung
zu beteiligen.

Artikel 223
In Abweichung von Artikel 60 und zur Berücksichtigung der bereits eingeleiteten Untersuchun-

gen und Arbeiten werden die Reaktoren, die in den Hoheitsgebieten eines Mitgliedstaats erstellt wor-
den sind und die vor Ablauf von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Vertrags kritisch werden können,
während eines Zeitraums von höchstens zehn Jahren nach dem genannten Zeitpunkt bevorzugt aus dem
Aufkommen an Erzen und Ausgangsstoffen aus den Hoheitsgebieten dieses Staates oder mit den Aus-
gangsstoffen oder den besonderen spaltbaren Stoffen versorgt, die Gegenstand eines vor Inkrafttreten
des Vertrags geschlossenen zweiseitigen Abkommens sind, das der Kommission gemäß Artikel 105 mit-
geteilt wurde.

Der gleiche Vorrang wird während des gleichen Zeitraums von zehn Jahren für die Versorgung al-
ler Isotopentrennanlagen eingeräumt, die im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats vor Ablauf einer Frist
von sieben Jahren nach Inkrafttreten dieses Vertrags als gemeinsames oder nicht gemeinsames Unter-
nehmen in Betrieb genommen werden.

Die Agentur schließt die entsprechenden Verträge, nachdem die Kommission festgestellt hat, daß
die Bedingungen für die Einräumung des Vorrangs erfüllt sind.
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SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 224
Dieser Vertrag bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren verfas-

sungsrechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italienischen
Republik hinterlegt.

Dieser. Vertrag tritt am ersten Tag des auf die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde fol-
genden Monats in Kraft. Findet diese Hinterlegung weniger als fünfzehn Tage vor Beginn des folgen-
den Monats statt, so tritt der Vertrag am ersten Tag des zweiten Monats nach dieser Hinterlegung in
Kraft.

Artikel 225
Dieser Vertrag ist in einer Urschrift in deutscher, französischer, italienischer und niederländischer

Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; er wird im Archiv der Regierung
der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unterzeichner-
staats eine beglaubigte.Abschrift.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter
diesen Vertrag gesetzt.

Geschehen zu Rom am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertsiebenundfünfzig.
P H. SPAAK J. Ch. SNOY ET D'OPPUERS
ADENAUER HALLSTEIN
PINEAU M. FAURE
Antonio SEGNI Gaetano MARTINO
BECH Lambert SCHAUS
J. LUNS J. LINTHORST HOMAN
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ANHÄNGE

ANHANG I

FORSCHUNGSGEBIET
BETREFFEND DIE KERNENERGIE GEMÄSS ARTIKEL 4 DES VERTRAGS

I. Rohstoffe
1. Verfahren für die Schürfung und den Abbau von Lagern, die Grundstoffe enthalten (Uran, Tho-

rium und andere Erzeugnisse, die für die Kernenergie von besonderer Bedeutung sind).

2. Verfahren für die Konzentrierung dieser Stoffe und für die Umwandlung in technisch reine Ver-
bindungen.

3. Verfahren für die Umwandlung dieser technisch reinen Verbindungen in Verbindungen und Me-
talle nuklearer Qualität.

4. Verfahren für die Umwandlung und die Verarbeitung dieser Verbindungen und Metalle - so-
wie von reinem oder an diese Verbindungen oder Metalle gebundenem Plutonium, Uran 235
oder 233 - in Brennstoffelemente durch die chemische, keramische oder Hüttenindustrie.

5. Verfahren für den Schutz dieser Brennstoffelemente gegen äußere Korrosions- oder Erosions-
faktoren.

6. Verfahren für die Erzeugung, Reinigung, Verarbeitung und Aufbewahrung betreffend die übri-
gen besonderen Stoffe auf dem Gebiet der Kernenergie, insbesondere:
a) Moderatoren, wie schweres Wasser, Graphit nuklearer Qualität, Beryllium und Berylliu-

moxyd,

b) Konstruktionsmaterial, wie (hafniumfreies) Zirkonium, Niobium, Lanthan, Titan, Berylli-
um und ihre Oxyde, Kohlenstoffverbindungen und andere Verbindungen, die auf dem Ge-
biet der Kernenergie verwendet werden können,

c) Kühlmittel, wie Helium, organische Thermofluide, Natrium, Natriumkaliumlegierungen,
Wismut, Bleiwismutlegierungen.

7 Verfahren für die Isotopentrennung:

a) von Uran,

b) von Stoffen in wägbaren Mengen, die für die Kernenergieerzeugung gebraucht werden kön-
nen, wie Lithium 6 und 7, Stickstoff 15, Bor 10,

c) von Isotopen, die in kleinen Mengen für Forschungsarbeiten verwendet werden.

II. Angewandte Physik auf dem Gebiet der Kernenergie
1. Angewandte theoretische Physik:

a) Kernreaktionen mit geringer Energie, insbesondere durch Neutronen hervorgerufene Re-
aktionen,

b) Spaltung,
c) Wechselwirkung von ionisierenden Strahlungen und Photonen mit der Materie,
d) Festkörpertheone,
e) Untersuchung über die Fusion, insbesondere über das Verhalten eines ionisierten Plasmas

unter Einwirkung elektromagnetischer Kräfte und die Thermodynamik außergewöhnlich
hoher Temperaturen.
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2. Angewandte experimentelle Physik:
a) dieselben Sachgebiete wie unter Ziffer l,
b) Untersuchung der Eigenschaften der Transurane, die für die Kernenergie von Bedeutung sind.

3. Berechnung der Reaktoren:
a) makroskopische Neutronentheorie,
b) experimentelle Neutronenmessungen: exponentielle und kritische Messungen,
c) thermodynamische Berechnungen und Berechnungen über die Beständigkeit der Stoffe,
d) • entsprechende experimentelle Messungen,
e) Kinetik der Reaktoren, Problem der Kontrolle ihres Betriebes und entsprechende Versuche,
f) Berechnungen über den Strahlenschutz und entsprechende Versuche.

III. Physikalische Chemie der Reaktoren
1. Untersuchung der physikalischen und chemischen Strukturänderungen und der Wandlung der

technischen Eigenschaften verschiedener Stoffe in den Reaktoren:
a) unter Hitzewirkung,

b) bei Berührung, aufgrund der Art der Stoffe,
c) durch mechanische Wirkung.

2. Untersuchung der Zersetzung und anderer Wirkungen, die durch Bestrahlung hervorgerufen
werden:
a) bei den Brennstoffelementen,
b) beim Konstruktionsmaterial und bei den Kühlmitteln,
c) bei den Moderatoren.

3. Analytische Chemie und physikalische Chemie der Reaktorbestandteile.

4. Physikalische Chemie der homogenen Reaktoren: Radiochemie, Korrosion.

IV Behandlung der radioaktiven Stoffe
1. Verfahren für die Gewinnung von Plutonium und Uran 233 aus bestrahlten Brennstoffen, ge-

gebenenfalls Rückgewinnung von Uran oder Thorium.

2. Chemie und Metallurgie des Plutoniums.

3. Verfahren für Gewinnung und Chemie der anderen Transurane.

4. Verfahren für Gewinnung und Chemie verwertbarer Radioisotope:
a) Spaltprodukte,
b) mittels Bestrahlung gewonnener Radioisotope.

5. Konzentrierung und Aufbewahrung der unbrauchbaren radioaktiven Abfälle.

V Verwendung der Radioelemente
Als Bestrahlungselemente oder als Spürelemente:

a) in Industrie und Wissenschaft,
b) in Therapie und Biologie,
c) in der Landwirtschaft.
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VI. Untersuchung der schädlichen Auswirkungen der Strahlungen auf Lebewesen
1. Untersuchung über Auffindung und Messung schädlicher Strahlungen.

2. Untersuchung geeigneter Vorbeugungs- und Schutzmaßnahmen sowie der entsprechenden Si-
cherheitsnormen.

3. Untersuchung über Therapie gegen Strahlenwirkungen.

VH. Ausrüstungen
Untersuchungen über die Herstellung und Verbesserung von besonderen Ausrüstungen für Reak-

toren und für sämtliche Forschungs- und industriellen Anlagen, die für die vorstehend erwähnten For-
schungen erforderlich sind, z. B.:

l folgende mechanische Ausrüstungen:
a) Pumpen für besondere Flüssigkeiten,
b) Wärmeaustauscher,
c) Apparate für kernphysikalische Forschung (wie z. B. Selektoren für Neutronengeschwin-

digkeiten),
d) Geräte für Fernbedienung;

2. folgende elektrische Ausrüstungen:
a) Geräte für Auffinden und Messung von Strahlungen, insbesondere zur Verwendung bei

- der Schürfung von Erzen,
- der wissenschaftlichen und technischen Forschung,
- der Kontrolle von Reaktoren,
- dem Gesundheitsschutz,

b) Geräte für die Steuerung der Reaktoren,
c) Teilchenbeschleuniger mit geringer Energie bis 10 MeV

VIII. Wirtschaftliche Gesichtspunkte der Energieerzeugung
1. Vergleichende theoretische und experimentelle Untersuchung der verschiedenen Reaktortypen.

2. Technisch-wirtschaftliche Untersuchung der Brennstoffzyklen.
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ANHANG II

INDUSTRIEZWEIGE,
AUF DIE IN ARTIKEL 41 DES VERTRAGS BEZUG GENOMMEN IST

1. Gewinnung von Uran- und Thoriumerzen

2. Konzentrierung dieser Erze

3. Chemische Aufbereitung und Raffinierung der Uran- und Thoriumkonzentrate

4. Aufbereitung der Kernbrennstoffe in jeglicher Form '

5. Herstellung von Kernbrennstoffelementen

6. Herstellung von Uranhexafluorid

7 Erzeugung angereicherten Urans

8. Aufbereitung bestrahlter Brennstoffe zur Trennung aller oder eines Teils der darin enthalte-
nen Elemente

9. Herstellung von Reaktormoderatoren

10. Erzeugung von hafniumfreiem Zirkonium oder von Verbindungen hafniumfreien Zirkoni-
ums

11. Kernreaktoren aller Typen und für jeglichen Zweck

12. Anlagen für die industrielle Aufbereitung radioaktiver Abfälle, die in Verbindung mit einer
oder mehreren der in dieser Liste genannten Anlagen errichtet werden

13. Halbindustrielle Einrichtungen für die Vorbereitung des Baus von Anlagen, die unter die
Ziffern 3 bis 10 fallen
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ANHANG III

VERGÜNSTIGUNGEN, DIE DEN GEMEINSAMEN UNTERNEHMEN
NACH ARTIKEL 48 DIESES VERTRAGS GEWÄHRT WERDEN KÖNNEN

l a) Anerkennung des öffentlichen Interesses für den Erwerb von Grundstücken, die für die
Errichtung der gemeinsamen Unternehmen erforderlich sind, nach dem einzelstaatlichen
Recht

b) Anwendung des einzelstaatlichen Enteignungsverfahrens aus Gründen des öffentlichen In-
teresses zur Herbeiführung des Grundstückerwerbs in Fällen, in denen eine gütliche Eini-
gung nicht zustande kommt

2. Lizenzerteilung durch Schiedsverfahren oder von Amts wegen nach Artikel 17 bis 23 dieses Ver-
trags

3. Befreiung von allen Abgaben und Gebühren für die Errichtung gemeinsamer Unternehmen und
für die eingebrachten Einlagen

4. Befreiung von Abgaben und Gebühren beim Erwerb von Grundstücken sowie von allen Ge-
bühren für die Umschreibung und die Eintragung

5. Befreiung von allen direkten Steuern, denen die gemeinsamen Unternehmen, ihr Vermögen, ihre
Guthaben oder Einkünfte unterliegen könnten

6. Befreiung von allen Zöllen und Abgaben gleicher Wirkung sowie von allen Ein- und Ausfuhr-
verboten und allen Ein- und Ausfuhrbeschränkungen wirtschaftlicher oder fiskalischer Art für
a) wissenschaftliches und technisches Material, mit Ausnahme des Baumaterials und des Ma-

terials für Verwaltungszwecke
b) die Stoffe, die in dem gemeinsamen Unternehmen aufbereitet wurden oder dort aufbereitet

werden sollen

7 Erleichterungen auf dem Gebiet des Devisenverkehrs nach Artikel 182 Absatz 6

8. Befreiung der im Dienste der gemeinsamen Unternehmen stehenden Staatsangehörigen der Mit-
gliedstaaten sowie ihrer Ehegatten und ihrer Familienmitglieder, für deren Unterhalt sie auf-
kommen, von Einreise- und Aufenthaltsbeschränkungen
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ANHANG IV

LISTEN DER GÜTER UND ERZEUGNISSE, DIE DEN BESTIMMUNGEN
DES KAPITELS 9 ÜBER DEN GEMEINSAMEN MARKT AUF DEM

KERNGEBIET UNTERLIEGEN

Liste A1

Uranerze, deren Gehalt an natürlichem Uran gewichtsmäßig mehr als 5 v H. beträgt

Pechblende, deren Gehalt an natürlichem Uran gewichtsmäßig mehr als 5 v H. beträgt

Uranoxyd

Anorganische Verbindungen des natürlichen Urans außer Oxyd und Hexafluorid

Organische Verbindungen des natürlichen Urans

Natürliches Uran, roh oder bearbeitet

Plutoniumhaltige Legierungen

Organische oder anorganische Uranverbindungen, die mit organischen oder anorganischen V
bindungen des Uran 235 angereichert sind

Organische oder anorganische Verbindungen des Uran 233

Mit Uran 233 angereichertes Thorium

Organische oder anorganische Plutoniumverbindungen

Mit Plutonium angereichertes Uran

Mit Uran 235 angereichertes Uran

Legierungen, die mit Uran 235 angereichertes Uran oder Uran 233 enthalten

Plutonium

Uran 233

Uranhexafluorid

Monazit

Thoriumerze, die gewichtsmäßig mehr als 20 v H. Thorium enthalten

Uran-Thorianit mit einem Thoriumgehalt von mehr als 20 v H.

Thorium, roh oder bearbeitet

Thoriumoxyd

Anorganische Thoriumverbindungen außer Oxyd

Organische Thoriumverbindungen
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Liste A2

Deuterium und seine Verbindungen (einschließlich des schweren Wassers), bei denen das Verhält-
nis der Deuteriumatome zu den Wasserstoffatomen zahlenmäßig l : 5000 überschreitet

Schweres Paraffin, bei dem das Verhältnis der Deuteriumatome zu den Wasserstoffatomen zah-
lenmäßig l : 5000 überschreitet

Mischungen und Lösungen, bei denen das Verhältnis der Deuteriumatome zu den Wasserstoffa-
tomen zahlenmäßig l : 5000 überschreitet

Kernreaktoren
Geräte für die Trennung der Uranisotope durch Gasdiffusion oder andere Verfahren
Geräte für die Erzeugung von Deuterium, seinen Verbindungen (einschließlich des schweren Was-
sers), seinen Derivaten sowie von deuteriumhaltigen Mischungen und Lösungen, bei denen das Ver-
hältnis der Deuteriumatome zu den Wasserstoffatomen zahlenmäßig l : 5000 überschreitet:
- Geräte, die mit Wasserelektrolyse arbeiten
- Geräte, die mit Destillation des Wassers, des flüssigen Wasserstoffs usw arbeiten
- Geräte, die mit Isotopenaustausch zwischen Schwefelwasserstoff und Wasser als Funktion ei-

ner Temperaturänderung arbeiten
- Geräte, die mit anderen Techniken arbeiten

Eigens für die chemische Behandlung radioaktiver Stoffe konstruierte Geräte:
- Geräte für die Trennung bestrahlter Brennstoffe:

- auf chemischem Weg (durch Lösungsmittel, Ausfällen, lonenaustausch usw.)
- auf physikalischem Weg (durch fraktionierte Destillation usw.)
- Geräte für die Behandlung der Abfälle
- Geräte für die Aufbereitung der Brennstoffe zur Wiederverwendung (recyclage)

Fahrzeuge, die eigens für den Transport von Erzeugnissen mit starker Radioaktivität konstruiert
sind:

- Wagen und Loren zum Fahren auf Gleisen aller Spurweiten
- Lastkraftwagen
- Verladewagen mit Motoren
- Anhänger und Sattelanhänger sowie andere Fahrzeuge ohne Eigenantrieb
Verpackungsmittel mit Abschirmung aus Blei gegen Strahlung für den Transport oder die Lage-
rung radioaktiver Stoffe
Künstliche radioaktive Isotope und ihre anorganischen oder organischen Verbindungen
Ferngesteuerte mechanische Greifer, die eigens für die Handhabung hochradioaktiver Stoffe kon-
struiert sind:

- mechanische Greifgeräte, fest oder beweglich, jedoch nicht mit der Hand führbar

Liste B
Lithiumerze und -konzentrate
Metalle nuklearer Qualität:
- Beryllium (Glucinium), roh
- Wismut, roh
- Niobium (Columbium), roh
- Zirkonium (hafniumfrei), roh
- Lithium, roh
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- Aluminium, roh
- Kalzium, roh
- Magnesium, roh
Bortrifluorid
Wasserfreie Fluorwasserstoffsäure
Chlortrifluorid
Bromtrifluorid

Lithiumhydroxyd
Lithiumfluorid

Lithiumchlorid
Lithiumhydrid
Lithiumkarbonat
Berylliumoxyd (Glucin) nuklearer Qualität
Hitzebeständige Steine aus Berylliumoxyd nuklearer Qualität
Andere hitzebeständige Erzeugnisse aus Berylliumoxyd nuklearer Qualität
Künstlicher Graphit in Form von Blöcken oder Stäben mit einem Borgehalt von eins oder weniger
zu einer Million und einem mikroskopischen Gesamtwirkungsquerschnitt für die Absorption ther-
mischer Neutronen von 5 Millibarns/Atom oder weniger
Stabile Isotope, künstlich getrennt
Elektromagnetische Ionentrenner, einschließlich der Massenspektrographen und Massenspektro-
meter
Reaktorsimulatoren (Analogkalkulatoren besonderer Art)
Ferngesteuerte mechanische Greifer:
- für den Handgebrauch (d. h. mit der Hand führbar wie ein Werkzeug)
Pumpen für Metalle in flüssigem Zustand
Hochvakuumpumpen
Wärmeaustauscher, die eigens für eine Kernzentrale konstruiert sind
Strahlungsdetektorengeräte (und entsprechende Ersatzteile) einer der folgenden Typen, die eigens
für den Nachweis oder die Messung nuklearer Strahlen wie der Alpha- und Betateilchen, der Gam-
mastrahlung, der Neutronen und Protonen konstruiert sind oder diesen Zwecken angepaßt wer-
den können:

- Geigerzählrohre und Proportionalzählrohre
- Geräte für den Nachweis oder die Messung, die Geiger-Müller-Rohre oder Proportionalzähl-

rohre enthalten
- Ionisationskammern
- Instrumente, die Ionisationskammern enthalten
- Geräte für den Nachweis oder die Messung von Strahlen bei der Schürfung nach Erzen, der Kon-

trolle der Reaktoren, der Luft, des Wassers und des Bodens
- Neutronendetektoren, bei denen Bor, Bortrifluorid, Wasserstoff oder ein spaltbares Element

verwendet wird
- Geräte für den Nachweis oder die Messung mit Neutronendetektoren, bei denen Bor, Bortrif-

luorid, Wasserstoff oder ein spaltbares Element verwendet wird
- Szintillationskristalle, montiert oder mit Metalleinhüllung (feste Szintillatoren)
- Geräte für den Nachweis oder die Messung, die flüssige, feste oder gasförmige Szintillatoren

enthalten
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- Verstärker, die eigens für nukleare Messungen konstruiert sind, einschließlich der Linearver-
stärker, der Vorverstärker und der „Verteilerverstärker" (distributed amplifiers) und der Ana-
lysatoren (pulse height analysers)

- Koinzidenzgeräte zur Verwendung mit Strahlendetektoren
- Elektroskope und Elektrometer, einschließlich der Dosimeter (jedoch ausschließlich der Gerä-

te für den Unterricht, der einfachen Elektroskope mit Metallblättchen, der Dosimeter, die ei-
gens für die Verwendung mit medizinischen Röntgenapparaten konstruiert sind, sowie der elek-
trostatischen Meßgeräte)

- Instrumente, mit denen ein Strom schwächer als l Mikromikroampere gemessen werden kann
- Photovervielfacherröhren mit einer Photokathode, die mindestens 10 Mikroampere je Lumen

ergibt, eine mittlere Verstärkung größer als 105 haben, sowie jedes andere System elektrischer
Vervielfacher, das durch positive Ionen aktiviert wird

- „Skalers" und elektronische Integratoren für Strahlendetektoren
Zyklotrone, elektrostatische Generatoren des Typs „van de Graaf" oder „Cockroft und Walton",
Linearbeschleuniger und andere „elektro-nukleare" Maschinen, mit denen ein Kernpartikel auf
mehr als l MeV beschleunigt werden kann
Magnete, die eigens für die vorgenannten Maschinen und Geräte (Zyklotrone usw.) konstruiert
sind
Beschleunigungsröhren und Röhren zum Fokussieren derjenigen Typen, die in Massenspektro-
metern und Massenspektrographen verwendet werden
Intensive elektronische Quellen positiver Ionen für eine Verwendung mit Teilchenbeschleunigern,
Massenspektrometern und anderen Geräten derselben Art
Spiegelglas (Strahlenschutzglas):
- Gußglas (gegossenes oder gewalztes Flachglas) [auch bereits bei der Herstellung mit Drahtein-

lagen verstärkt oder überfangen], nur auf einer oder auf beiden Seiten geschliffen oder poliert,
in quadratischen oder rechteckigen Platten oder Tafeln

- Gußglas (gegossen oder gewalzt) [geschliffen, poliert oder nicht] anders als quadratisch oder
rechteckig zugeschnitten, oder gekrümmt, oder anderweitig bearbeitet (schräg abgeschnitten
oder graviert usw.)

- Sicherheitsglas, auch bearbeitet, bestehend aus getempertem Glas oder aus zwei oder mehreren
Glasschichten

Schutzanzüge gegen Bestrahlung oder radioaktive Verseuchung:
- aus Kunststoff
- aus Gummi
- aus imprägnierten oder mit einer Schutzschicht belegten Geweben:
- für Männer
- für Frauen
Diphenyl (wenn es sich tatsächlich um aromatischen Kohlenwasserstoff handelt: C6H5C6H5)
Triphenyl
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ANHANG V

ERSTES FORSCHUNGS- UND AUSBILDUNGSPROGRAMM
GEMÄSS ARTIKEL 215 DES VERTRAGS

I. Programm der Gemeinsamen Forschungsstelle

1. Laboratorien, Ausrüstungen und Infrastruktur
, Die Gemeinsame Forschungsstelle umfaßt:
a) allgemeine Laboratorien für Chemie, Physik, Elektronik und Metallurgie
b) besondere Laboratorien für folgende Gebiete:

- Kernfusion
- Isotopentrennung für andere Elemente als Uran 235 (dieses Laboratorium wird mit einer

elektromagnetischen Trennanlage mit hoher Trennleistung ausgerüstet)
- Muster von Schürfgeräten
- Mineralogie
- Radiobiologie

c) ein mit einem eigenen Versuchsreaktor ausgestattetes, auf Kernmessungen spezialisiertes Nor-
mungsbüro für die Dosierung von Isotopen sowie die absoluten Messungen der Strahlungen
und der Neutronenabsorption

2. Dokumentation, Information und Unterricht
Die Gemeinsame Forschungsstelle wird insbesondere auf folgenden Gebieten für einen umfassen-

den Informationsaustausch Sorge tragen:
- Rohstoffe: Methoden für die Schürfung, Gewinnung, Konzentrierung, Umwandlung, Verar-

beitung usw
- auf die Kernenergie angewandte Physik
- physikalische Chemie der Reaktoren
- Aufbereitung radioaktiver Stoffe
- Verwendung der Radioelemente
Die Gemeinsame Forschungsstelle wird Fachkurse, insbesondere für die Ausbildung von Pro-

spektoren und die Verwendung der Radioelemente, veranstalten.
-Die in Artikel 39 genannte Abteilung für Dokumentation und Studium der Fragen des Gesund-

heitsschutzes wird die erforderlichen Unterlagen und Auskünfte zusammenstellen.

3. Reaktor-Prototypen
Nach Inkrafttreten dieses Vertrags wird eine Sachverständigengruppe eingesetzt. Sie richtet nach

einem Vergleich der Programme der Mitgliedstaaten innerhalb kürzester Frist geeignete Empfehlungen
an die Kommission über die auf diesem Gebiet zu treffende Auswahl und die Einzelheiten für deren
Durchführung.

Vorgesehen ist die Schaffung von drei oder vier Prototypen schwacher Leistung und die Beteili-
gung - etwa mit Lieferung von Brennstoffen und Moderatoren - an mehreren Leistungsreaktoren.

4. Hochflußreaktor
Der Gemeinsamen Forschungsstelle muß möglichst bald ein Hochflußreaktor mit schnellen Neu-

tronen für die Materialprüfung unter Bestrahlung zur Verfügung stehen.
Vorbereitende Untersuchungen hierfür werden unmittelbar nach Inkrafttreten dieses Vertrags

durchgeführt werden.
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Der Hochflußreaktor wird mit ausgedehnten Versuchsräumen und geeigneten Betriebslaborato-
rien ausgestattet.

H. Forschungen, die aufgrund, von Verträgen außerhalb der Forschungsstelle
durchgeführt werden

Gemäß Artikel 10 wird ein bedeutender Teil der Forschungen aufgrund von Verträgen außerhalb
der Gemeinsamen Forschungsstelle durchgeführt. Diese Forschungsverträge können folgendermaßen
gestaltet werden:

1. Forschungen zur Ergänzung der Arbeiten der Gemeinsamen Forschungsstelle werden auf dem
Gebiet der Kernfusion, der Isotopentrennung anderer Elemente als Uran 235, der Chemie, Phy-
sik, Elektronik, Metallurgie und Radiobiologie betrieben.

2. Die Forschungsstelle kann erwirken, daß ihr Versuchsräume in den Hochflußreaktoren der Mit-
gliedstaaten zur Verfügung gestellt werden.

3. Die Gemeinsame Forschungsstelle kann sich der besonderen Einrichtungen der gemäß Kapitel
5 zu schaffenden gemeinsamen Unternehmen in der Weise bedienen, daß sie ihnen bestimmte
Forschungen allgemeinwissenschaftlicher Art durch Vertrag überträgt.
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AUFGLIEDERUNG
der zur Durchführung des Forschungs- und Ausbildungsprogramms erforderlichen Ausgaben

NACH GROSSEN POSTEN
(in Millionen EZU-Rechnungsemheiten)

I. GEMEINSAME FORSCHUNGSSTELLE
1. Laboratorien, Ausrüstungen und

Infrastruktur:
a) Allgemeine chemische, physikalische,

elektronische und metallurgische
Laboratorien

b) Besondere Laboratorien:
Kernfusion
Isotopentrennung (außer U 235)
Schürfung und Mineralogie

c) Zentralbüro für Kernmessungen
d) Andere Ausrüstungen der Forschungs-

stelle und ihrer Nebenstellen
e) Infrastruktur

2. Dokumentation, Information und
Ausbildung

3. Reaktor-Prototypen:
Sachverständigengruppe für die
Auswahl der Prototypen
Programm

4. Hochflußreaktor:
Reaktor
Laboratorium
Erneuerung der Ausrüstung

II. AUFGRUND VON VERTRÄGEN
AUSSERHALB DER FORSCHUNGS-
STELLE DURCHGEFÜHRTE
FORSCHUNGEN

1. Ergänzungen
der Arbeiten der Forschungsstelle:
a) Chemie, Physik, Elektronik, Metallurgie
b) Kernfusion
c) Isotopentrennung (außer U 235)
d) Radiobiologie

2. Miete für Räume in Hochflußreaktoren
der Mitgliedstaaten

3. Forschungen m gemeinsamen Unternehmen

INSGESAMT

AUSRÜSTUNG

12

3,5
2
1
3

8
8,5

38

1

15
6
3

24

BETRIEB1)

I.Jahr 1,3
2. Jahr 4,3
3. Jahr 6,5
4. Jahr 7,4
S.Jahr 8,5

1.Jahr 0,6
2. Jahr 1,6
3. Jahr 1,6
4. Jahr 1,6
5.Jahr 1,6 .

7

1.Jahr 0,7

4. Jahr 5,2
5. Jahr 5,2

10,4

AUSRÜSTUNG
uo.

BETRIEB

59,3 2)

25
7,5
1
3,1

6

4
46,6

INS-
GESAMT

66

1

8

60

34,4

46,6
215

') Schätzung aufgrund eines Personalbestands von ungefähr l 000 Personen
2) Ein Teil dieses Betrages kann für Arbeiten bereitgestellt werden, die aufgrund von Vertragen außerhalb der Forschungsstelle durchgeführt werden.
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II - Protokolle

PROTOKOLL
ÜBER DIE ANWENDUNG

DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG
DER EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT AUF DIE

AUSSEREUROPÄISCHEN TEILE DES
KÖNIGREICHS DER NIEDERLANDE

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN,
IN DEM BESTREBEN, bei der Unterzeichnung des Vertrags zur Errichtung der Europäischen

Atomgemeinschaft die Tragweite des Artikels 198 des Vertrags gegenüber dem Königreich der Nie-
derlande zu präzisieren,

HABEN nachstehende Bestimmungen VEREINBART, die diesem Vertrag als Anhang beigefügt
sind:

Die Regierung des Königreichs der Niederlande ist aufgrund des Verfassungsgefüges des Köni-
greichs, das im Statut vom 29. Dezember 1954 festgelegt ist, berechtigt, in Abweichung von Artikel 198
den Vertrag für das Königreich der Niederlande in seiner Gesamtheit oder für das Königreich in Euro-
pa und Niederländisch-Neuguinea zu ratifizieren. Sollte sich die Ratifizierung auf das Königreich in
Europa und auf Niederländisch-Neuguinea beschränken, so kann die Regierung des Königreichs der
Niederlande jederzeit durch Notifizierung an die Regierung der Italienischen Republik, bei der die Ra-
tifikationsurkunden hinterlegt sind, erklären, daß dieser Vertrag auch für Surinam oder die Niederlän-
dischen Antillen oder für Surinam und die Niederländischen Antillen gilt.

Geschehen zu Rom am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertsiebenundfünfzig.
P H. SPAAK J. Ch. SNOY ET D'OPPUERS
ADENAUER HALLSTEIN
PINEAU M. FAURE
Antonio SEGNI Gaetano MARTINO
BECH Lambert SCHAUS
J. LUNS J. LINTHORST HOMAN
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PROTOKOLL
ÜBER DIE SATZUNG DES GERICHTSHOFES

DER EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN DES VERTRAGS ZUR GRÜNDUNG DER
EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT,

IN DEM WUNSCH, die in Artikel 160 dieses Vertrages vorgesehene Satzung des Gerichtshofes
festzulegen,

HABEN zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ERNANNT:

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER:
Baron J. Ch. SNOY ET D'OPPUERS, Generalsekretär des Wirtschaftsministeriums, Leiter der

belgischen Delegation bei der Regierungskonferenz;

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:
Herrn Professor Dr Carl Friedrich OPHÜLS, Botschafter der Bundesrepublik Deutschland, Lei-

ter der deutschen Delegation bei der Regierungskonferenz;

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK:
Herrn Robert MARJOLIN, ordentlicher Professor der Rechte, stellvertretender Leiter der fran-

zösischen Delegation bei der Regierungskonferenz;

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK:
Herrn V BADINI CONFALONIERI, Unterstaatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten, Lei-

ter der italienischen Delegation bei der Regierungskonferenz;

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG:
Herrn Lambert SCHAUS, Botschafter des Großherzogtums Luxemburg, Leiter der luxemburgi-

schen Delegation bei der Regierungskonferenz;

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE:
Herrn J. LINTHORST HOMAN, Leiter der niederländischen Delegation bei der Regierungs-

konferenz.

DIESE SIND nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten
über folgende Bestimmungen ÜBEREINGEKOMMEN, die dem Vertrag zur Gründung der

Europäischen Atomgemeinschaft als Anhang beigefügt sind:

Artikel l
Für die Errichtung und die Tätigkeit des durch Artikel 3 dieses Vertrags geschaffenen Gerichts-

hofes gelten die Bestimmungen dieses Vertrags und dieser Satzung.
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TITEL I

DIE RICHTER UND DIE GENERALANWÄLTE

Artikel 2
Jeder Richter leistet vor Aufnahme seiner Amtstätigkeit in öffentlicher Sitzung den Eid, sein Amt

unparteiisch und gewissenhaft auszuüben und das Beratungsgeheimnis zu wahren.

Artikel 3
Die Richter sind keiner Gerichtsbarkeit unterworfen. Hinsichtlich ihrer in amtlicher Eigenschaft

vorgenommenen Handlungen, einschließlich ihrer mündlichen und schriftlichen Äußerungen, steht ih-
nen diese Befreiung auch nach Abschluß ihrer Amtstätigkeit zu.

Der Gerichtshof kann die Befreiung durch Plenarentscheidung aufheben.
Wird nach Aufhebung der Befreiung ein Strafverfahren gegen einen Richter eingeleitet, so darf die-

ser in jedem Mitgliedstaat nur vor ein Gericht gestellt werden, das für Verfahren gegen Richter der höch-
sten Gerichte dieses Mitgliedstaats zuständig ist.

Artikel 4
Die Richter dürfen weder ein politisches Amt noch ein Amt m der Verwaltung ausüben.
Sie dürfen keine entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben, es sei denn, daß der Rat

ausnahmsweise von dieser Vorschrift Befreiung erteilt.
Bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit übernehmen sie die feierliche Verpflichtung, während der Aus-

übung und nach Ablauf ihrer Amtstätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu erfüllen,
insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätig-
keit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein.

Im Zweifelsfalle entscheidet der Gerichtshof.

Artikel 5
Abgesehen von den regelmäßigen Neubesetzungen und von Todesfällen endet das Amt eines Richt-

ers durch Rücktritt.

Bei Rücktritt eines Richters ist das Rücktrittsschreiben an den Präsidenten des Gerichtshofes zur
Weiterleitung an den Präsidenten des Rates zu richten. Mit der Benachrichtigung des letzteren wird der
Sitz frei.

Mit Ausnahme der Fälle, in denen Artikel 6 Anwendung findet, bleibt jeder Richter bis zum Amts-
antritt seines Nachfolgers im Amt.

Artikel 6
Ein Richter kann nur dann seines Amtes enthoben oder seiner Ruhegehaltsansprüche oder ande-

rer an ihrer Stelle gewährter Vergünstigungen für verlustig erklärt werden, wenn er nach einstimmigem
Urteil der Richter und Generalanwälte des Gerichtshofes nicht mehr die erforderlichen Voraussetzun-
gen erfüllt oder den sich aus seinem Amt ergebenden Verpflichtungen nicht mehr nachkommt. Der Be-
troffene wirkt bei der Beschlußfassung nicht mit.

Der Kanzler bringt den Präsidenten des Europäischen Parlaments und der Kommission die Ent-
scheidung des Gerichtshofes zur Kenntnis und übermittelt sie dem Präsidenten des Rates.

Wird durch eine solche Entscheidung ein Richter seines Amtes enthoben, so wird sein Sitz mit der
Benachrichtigung des Präsidenten des Rates frei.
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Artikel 7
Endet das Amt eines Richters vor Ablauf seiner Amtszeit, so wird es für die verbleibende Amts-

zeit neu besetzt.

Artikel 8
Die Artikel 2 bis 7 finden auf die Generalanwälte Anwendung.

TITEL II

ORGANISATION

Artikel 9
Der Kanzler leistet vor dem Gerichtshof den Eid, sein Amt unparteiisch und gewissenhaft aus-

zuüben und das Beratungsgeheimnis zu wahren.

Artikel 10
Der Gerichtshof regelt die Vertretung des Kanzlers für den Fall seiner Verhinderung.

Artikeln
Dem Gerichtshof werden Beamte und sonstige Bedienstete beigegeben, um ihm die Erfüllung sei-

ner Aufgaben zu ermöglichen. Sie unterstehen dem Kanzler unter Aufsicht des Präsidenten.

Artikel 12
Der Rat kann durch einstimmigen Beschluß auf Vorschlag des Gerichtshofes die Ernennung von

Hilfsberichterstattern vorsehen und ihre Stellung bestimmen. Die Hilfsberichterstatter können nach
Maßgabe der Verfahrensordnung berufen werden, an der Bearbeitung der beim Gerichtshof anhängi-
gen Sachen teilzunehmen und mit dem Berichterstatter zusammenzuarbeiten.

Zu Hilfsberichterstattern sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Unabhängigkeit
bieten und die erforderlichen juri stischen Befähigungsnachweise erbringen; sie werden vom Rat er-
nannt. Sie leisten vor dem Gerichtshof den Eid, ihr Amt unparteiisch und gewissenhaft auszuüben und
das Beratungsgeheimnis zu wahren.

Artikel 13
Die Richter, die Generalanwälte und der Kanzler sind verpflichtet, am Sitz des Gerichtshofes zu

wohnen.

Artikel 14
Der Gerichtshof übt seine Tätigkeit ständig aus. Die Dauer der Gerichtsferien wird vom Gerichtshof

unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse festgesetzt.

Artikel 15
Der Gerichtshof kann nur in der Besetzung mit einer ungeraden Zahl von Richtern rechtswirksam

entscheiden. Die in Vollsitzungen getroffenen Entscheidungen des Gerichtshofes sind gültig, wenn sie-
ben Richter anwesend sind. Die Entscheidungen der Kammer sind nur dann gültig, wenn sie von drei
Richtern getroffen werden; bei Verhinderung eines Richters einer Kammer kann nach Maßgabe der Ver-
fahrensordnung ein Richter einer anderen Kammer herangezogen werden.
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Artikel 16
Die Richter und Generalanwälte dürfen nicht an der Erledigung einer Sache teilnehmen, in der sie

vorher als Bevollmächtigte, Beistände oder Anwälte einer der Parteien tätig gewesen sind oder über die
zu befinden sie als Mitglied eines Gerichtes, eines Untersuchungsausschusses oder in anderer Eigen-
schaft berufen waren.

Glaubt ein Richter oder Generalanwalt, bei der Entscheidung oder Untersuchung einer bestimm-
ten Sache aus einem besonderen Grund nicht mitwirken zu können, so macht er davon dem Präsiden-
ten Mitteilung. Hält der Präsident die Teilnahme eines Richters oder Generalanwalts an der Verhand-
lung oder Entscheidung einer bestimmten Sache aus einem besonderen Grund für unangebracht, so setzt
er diesen hiervon in Kenntnis.

Ergibt sich bei der Anwendung dieses Artikels eine Schwierigkeit, so entscheidet der Gerichtshof.
Eine Partei kann den Antrag auf Änderung der Zusammensetzung des Gerichtshofes oder einer

seiner Kammern weder mit der Staatsangehörigkeit eines Richters noch damit begründen, daß dem Ge-
richtshof oder einer seiner Kammern kein Richter ihrer Staatsangehörigkeit angehört.

TITEL III

VERFAHREN

Artikel 17
Die Staaten sowie die Organe der Gemeinschaft werden vor dem Gerichtshof durch einen Bevoll-

mächtigten vertreten, der für jede Sache bestellt wird; der Bevollmächtigte kann sich der Hilfe eines Bei-
stands oder eines Anwalts bedienen, der in einem Mitgliedstaat zugelassen ist.

Die anderen Parteien müssen durch einen Anwalt vertreten sein, der in einem Mitgliedstaat zuge-
lassen ist.

Die vor dem Gerichtshof auftretenden Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte genießen nach
Maßgabe der Verfahrensordnung die zur unabhängigen Ausübung ihrer Aufgaben erforderlichen Rech-
te und Sicherheiten.

Der Gerichtshof hat nach Maßgabe dieser Verfahrensordnung gegenüber den vor ihm auftreten-
den Beiständen und Anwälten die den Gerichten üblicherweise zuerkannten Befugnisse.

Hochschullehrer, die Angehörige von Mitgliedstaaten sind, deren Rechtsordnung ihnen gestattet,
vor Gericht als Vertreter einer Partei aufzutreten, haben vor dem Gerichtshof die durch diesen Artikel
den Anwälten eingeräumte Rechtsstellung.

Artikel 18
Das Verfahren vor dem Gerichtshof gliedert sich in ein schriftliches und ein mündliches Verfah-

ren.
Das schriftliche Verfahren umfaßt die Übermittlung der Klageschriften, Schriftsätze, Klagebeant-

wortungen und Erklärungen und gegebenenfalls der Repliken sowie aller zur Unterstützung vorgeleg-
ten Belegstücke und Urkunden oder ihrer beglaubigten Abschriften an die Parteien sowie an diejenigen
Organe der Gemeinschaft, deren Entscheidungen Gegenstand des Verfahrens sind.

Die Übermittlung obliegt dem Kanzler in der Reihenfolge und innerhalb der Fristen, welche die
Verfahrensordnung bestimmt.

Das mündliche Verfahren umfaßt die Verlesung des von einem Berichterstatter vorgelegten Be-
richtes, die Anhörung der Bevollmächtigten, Beistände und Anwälte und der Schlußanträge des Gene-
ralanwalts durch den Gerichtshof sowie gegebenenfalls die Vernehmung von Zeugen und Sachverstän-
digen.
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Artikel 19
Die Klageerhebung bei dem Gerichtshof erfolgt durch Einreichung einer an den Kanzler zu rich-

tenden Klageschrift. Die Klageschrift muß Namen und Wohnsitz des Klägers, die Stellung des Unter-
zeichnenden, die Partei, gegen welche die Klage erhoben wird, und den Streitgegenstand angeben so-
wie die Anträge und eine kurze Darstellung der Klagegründe enthalten.

Ihr ist gegebenenfalls der Wortlaut des Aktes beizufügen, dessen Nichtigerklärung beantragt wird,
oder in dem in Artikel 148 dieses Vertrages geregelten Fall eine Unterlage, aus der sich der Zeitpunkt
der in dem genannten Artikel vorgesehenen Aufforderung ergibt. Sind der Klageschrift diese Unterla-
gen nicht beigefügt, so fordert der Kanzler den Kläger auf, sie innerhalb einer angemessenen Frist bei-
zubringen; die Klage kann nicht deshalb zurückgewiesen werden, weil die Beibringung erst nach Ab-
lauf der für die Klageerhebung vorgeschriebenen Frist erfolgt.

f
Artikel 20

In den in Artikel 18 dieses Vertrags geregelten Fällen erfolgt die Klageerhebung bei dem Gerichts-
hof durch Einreichung einer an den Kanzler zu richtenden Klageschrift. Die Klageschrift muß Namen
und Wohnsitz des Klägers, die Stellung des Unterzeichnenden, die Entscheidung, gegen welche die Kla-
ge erhoben wird, die Gegenparteien und den Streitgegenstand angeben sowie die Anträge und eine kur-
ze Darstellung der Klagegründe enthalten.

Eine beglaubigte Abschrift der angefochtenen Entscheidung des Schiedsausschusses ist bei-
zufügen.

Weist der Gerichtshof die Klage ab, so wird die Entscheidung des Schiedsausschusses rechts-
kräftig.

Hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Schiedsausschusses auf, so kann das Verfahren gege-
benenfalls auf Betreiben einer Prozeß partei vor dem Schiedsausschuß wiederaufgenommen werden.
Dieser ist an die vom Gerichtshof gegebene rechtliche Beurteilung gebunden.

Artikel 21
In den in Artikel 150 dieses Vertrags geregelten Fällen obliegt es dem Gericht des Mitgliedstaats,

das ein Verfahren aussetzt und den Gerichtshof anruft, diese Entscheidung dem Gerichtshof zu über-
mitteln. Der Kanzler des Gerichtshofes stellt diese Entscheidung den beteiligten Parteien, den Mit-
gliedstaaten und der Kommission zu und außerdem dem Rat, sofern die Gültigkeit oder Auslegung ei-
ner Handlung des Rates streitig ist.

Binnen zwei Monaten nach dieser Zustellung können die Parteien, die Mitgliedstaaten, die Kom-
mission und gegebenenfalls der Rat beim Gerichtshof Schriftsätze einreichen oder schriftliche Er-
klärungen abgeben.

Artikel 22
Der Gerichtshof kann von den Parteien die Vorlage aller Urkunden und die Erteilung aller Aus-

künfte verlangen, die er für wünschenswert hält. Im Falle einer Weigerung stellt der Gerichtshof diese
ausdrücklich fest.

Der Gerichtshof kann ferner von den Mitgliedstaaten und den Organen, die nicht Parteien in ei-
nem Rechtsstreit sind, alle Auskünfte verlangen, die er für die Regelung dieses Rechtsstreits als erfor-
derlich erachtet.

Artikel 23
Der Gerichtshof kann jederzeit Personen, Personengemeinschaften, Dienststellen, Ausschüsse oder

Einrichtungen seiner Wahl mit der Abgabe von Gutachten betrauen.

Artikel 24
Zeugen können nach Maßgabe der Verfahrensordnung vernommen werden.
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Artikel 25
Nach Maßgabe der Verfahrensordnung kann der Gerichtshof gegenüber ausbleibenden Zeugen die

den Gerichten allgemein zuerkannten Befugnisse ausüben und Geldbußen verhängen.

Artikel 26
Zeugen und Sachverständige können unter Benutzung der in der Verfahrensordnung vorgeschrie-

benen Eidesformel oder in der in der Rechtsordnung ihres Landes vorgesehenen Weise eidlich ver-
nommen werden.

Artikel 27
Der Gerichtshof kann anordnen, daß ein Zeuge oder Sachverständiger von dem Gericht seines

Wohnsitzes vernommen wird.
Diese Anordnung ist gemäß den Bestimmungen der Verfahrensordnung zur Ausführung an das

zuständige Gericht zu richten. Die in Ausführung des Rechtshilfeersuchens abgefaßten Schriftstücke
werden dem Gerichtshof nach denselben Bestimmungen übermittelt.

Der Gerichtshof übernimmt die anfallenden Auslagen; er erlegt sie gegebenenfalls den Parteien auf.

Artikel 28
Jeder Mitgliedstaat behandelt die Eidesverletzung eines Zeugen oder Sachverständigen wie eine vor

seinen eigenen in Zivilsachen zuständigen Gerichten begangene Straftat. Auf Anzeige des Gerichtsho-
fes verfolgt er den Täter vor seinen zuständigen Gerichten.

Artikel 29
Die Verhandlung ist öffentlich, es sei denn, daß der Gerichtshof von Amts wegen oder auf Antrag

der Parteien aus wichtigen Gründen anders beschließt.

Artikel 30
Der Gerichtshof kann während der Verhandlung Sachverständige, Zeugen sowie die Parteien selbst

vernehmen. Für die letzteren können jedoch nur ihre bevollmächtigten Vertreter mündlich verhandeln.

Artikel 31
Über jede mündliche Verhandlung ist ein vom Präsidenten und vom Kanzler zu unterschreiben-

des Protokoll aufzunehmen.

Artikel 32
Die Terminliste wird vom Präsidenten festgelegt.

Artikel 33
Die Beratungen des Gerichtshofes sind und bleiben geheim.

Artikel 34
Die Urteile sind mit Gründen zu versehen. Sie enthalten die Namen der Richter, die bei der Ent-

scheidung mitgewirkt haben.

Artikel 35
Die Urteile sind vom Präsidenten und vom Kanzler zu unterschreiben. Sie werden in öffentlicher

Sitzung verlesen.



2780 17 Stück — Ausgegeben am 13. Jänner 1995 — Nr. 47

Artikel 36
Der Gerichtshof entscheidet über die Kosten.

Artikel 37
Der Präsident des Gerichtshofes kann nach einem abgekürzten Verfahren, das erforderlichenfalls

von einzelnen Bestimmungen dieser Satzung abweichen kann und in der Verfahrensordnung geregelt
ist, über Anträge auf Aussetzung gemäß Artikel 157 dieses Vertrages, auf Erlaß einstweiliger Anord-
nungen gemäß Artikel 158 oder auf Aussetzung der Zwangsvollstreckung gemäß Artikel 164 Absatz 3
entscheiden.

Bei Verhinderung des Präsidenten wird dieser durch einen anderen Richter nach Maßgabe der Ver-
fahrensordnung vertreten.

Die von dem Präsidenten oder seinem Vertreter getroffene Anordnung stellt eine einstweilige Re-
gelung dar und greift der Entscheidung des Gerichtshofes in der Hauptsache nicht vor.

Artikel 38
Die Mitgliedstaaten und die Organe der Gemeinschaft können einem bei dem Gerichtshof anhän-

gigen Rechtsstreit beitreten.
Dasselbe gilt für alle anderen Personen, die ein berechtigtes Interesse am Ausgang eines bei dem

Gerichtshof anhängigen Rechtsstreits glaubhaft machen; ausgenommen davon sind Rechtsstreitigkei-
ten zwischen Mitgliedstaaten, zwischen Organen der Gemeinschaft oder zwischen Mitgliedstaaten und
Organen der Gemeinschaft.

Mit den aufgrund des Beitritts gestellten Anträgen können nur die Anträge einer Partei unterstützt
werden.

Artikel 39
Stellt der ordnungsmäßig geladene Beklagte keine schriftlichen Anträge, so ergeht gegen ihn Ver-

säumnisurteil. Gegen dieses Urteil kann binnen einem Monat nach Zustellung Einspruch eingelegt wer-
den. Der Einspruch hat keine Aussetzung der Vollstreckung aus dem Versäumnisurteil zur Folge, es sei
denn, daß der Gerichtshof anders beschließt.

Artikel 40
Mitgliedstaaten, Organe der Gemeinschaft und alle sonstigen natürlichen und juristischen Perso-

nen können nach Maßgabe der Verfahrensordnung in den dort genannten Fällen Drittwiderspruch ge-
gen ein Urteil erheben, wenn dieses Urteil ihre Rechte beeinträchtigt und in einem Rechtsstreit erlas-
sen worden ist, an dem sie nicht teilgenommen haben.

Artikel 41
Bestehen Zweifel über Sinn und Tragweite eines Urteils, so ist der Gerichtshof zuständig, dieses

Urteil auf Antrag einer Partei oder eines Organs der Gemeinschaft auszulegen, wenn diese ein berech-
tigtes Interesse hieran glaubhaft machen.

Artikel 42
Die Wiederaufnahme des Verfahrens kann beim Gerichtshof nur dann beantragt werden, wenn eine

Tatsache von entscheidender Bedeutung bekannt wird, die Vor Verkündung des Urteils dem Gerichts-
hof und der die Wiederaufnahme beantragenden Partei unbekannt war.

Das Wiederaufnahmeverfahren wird durch eine Entscheidung des Gerichtshofes eröffnet, die das
Vorliegen der neuen Tatsache ausdrücklich feststellt, ihr die für die Eröffnung des Wiederaufnahme-
verfahrens erforderlichen Merkmale zuerkennt und deshalb den Antrag für zulässig erklärt.

Nach Ablauf von zehn Jahren nach Erlaß des Urteils kann kein Wiederaufnahmeantrag mehr ge-
stellt werden.
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Artikel 43
In der Verfahrensordnung sind besondere den Entfernungen Rechnung tragende Fristen festzule-

gen.
Der Ablauf von Fristen hat keinen Rechtsnachteil zur Folge, wenn der Betroffene nachweist, daß

ein Zufall oder ein Fall höherer Gewalt vorliegt.

Artikel 44
Die aus außervertraglicher Haftung der Gemeinschaft hergeleiteten Ansprüche verjähren in fünf

Jahren nach Eintritt des Ereignisses, das ihnen zugrunde liegt. Die Verjährung wird durch Einreichung
der Klageschrift beim Gerichtshof oder dadurch unterbrochen, daß der, Geschädigte seinen Anspruch
vorher gegenüber dem zuständigen Organ der Gemeinschaft geltend macht. In letzterem Fall muß die
Klage innerhalb der in Artikel 146 vorgesehenen Frist von zwei Monaten erhoben werden; gegebenen-
falls findet Artikel 148 Absatz 2 Anwendung.

TITEL IV

DAS GERICHT ERSTER INSTANZ DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

Artikel 45
Die Artikel 2 bis 8 und die Artikel 13 bis 16 dieser Satzung finden auf das Gericht und dessen Mit-

glieder entsprechende Anwendung. Der Eid gemäß Artikel 2 wird vor dem Gerichtshof geleistet; die in
den Artikeln 3, 4 und 6 genannten Entscheidungen trifft der Gerichtshof nach Stellungnahme des Ge-
richts.

Artikel 46
Das Gericht ernennt einen Kanzler und bestimmt dessen Stellung. Die Artikel 9, 10 und 13 dieser

Satzung finden auf den Kanzler des Gerichts entsprechende Anwendung.
Der Präsident des Gerichtshofs und der Präsident des Gerichts legen einvernehmlich fest, in wel-

cher Weise Beamte und sonstige Bedienstete, die dem Gerichtshof beigegeben sind, dem Gericht Dien-
ste leisten, um ihm die Erfüllung seiner Aufgaben zu ermöglichen. Einzelne Beamte oder sonstige Be-
dienstete unterstehen dem Kanzler des Gerichts unter Aufsicht des Präsidenten des Gerichts.

Artikel 47
Das Verfahren vor dem Gericht bestimmt sich nach Titel III dieser Satzung; die Artikel 20 und 21

sind gegenstandslos.
Das Verfahren wird, soweit dies erforderlich ist, durch die nach Maßgabe von Artikel 140a Absatz

4 des Vertrags erlassene Verfahrensordnung im einzelnen geregelt und ergänzt.
Abweichend von Artikel 18 Absatz 4 dieser Satzung kann der Generalanwalt seine begründeten

Schlußanträge schriftlich stellen.

Artikel 48
Wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an das Gericht gerichtet sind, irrtümlich

beim Kanzler des Gerichtshofs eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den Kanzler des
Gerichts; wird eine Klageschrift oder ein anderer Schriftsatz, die an den Gerichtshof gerichtet sind, irr-
tümlich beim Kanzler des Gerichts eingereicht, so übermittelt dieser sie unverzüglich an den Kanzler
des Gerichtshofs.

Stellt das Gericht fest, daß es für eine Klage nicht zuständig ist, die in die Zuständigkeit des Ge-
richtshofs fällt, so verweist es den Rechtsstreit an den Gerichtshof; stellt der Gerichtshof fest, daß eine
Klage in die Zuständigkeit des Gerichts fällt, so verweist er den Rechtsstreit an das Gericht, das sich
dann nicht für unzuständig erklären kann.
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Sind bei dem Gerichtshof und dem Gericht Rechtssachen anhängig, die den gleichen Gegenstand
haben, die gleiche Auslegungsfrage aufwerfen oder die Gültigkeit desselben Rechtsaktes betreffen, so
kann das Gericht nach Anhörung der Parteien das Verfahren bis zum Erlaß des Urteils des Gerichts-
hofs aussetzen. Handelt es sich um Klagen auf Nichtigerklärung desselben Rechtsaktes, so kann sich
das Gericht ferner für nicht zuständig erklären, damit der Gerichtshof über diese Klagen entscheidet.
In den in diesem Absatz genannten Fällen kann auch der Gerichtshof die Aussetzung des bei ihm an-
hängigen Verfahrens beschließen; in diesem Fall wird das Verfahren vor dem Gericht fortgeführt.

Artikel 49
Der Kanzler des Gerichts übermittelt jeder Partei sowie allen Mitgliedstaaten und den Gemein-

schaftsorganen, auch wenn diese vor dem Gericht der Rechtssache nicht als Streithelfer beigetreten sind,
die Endentscheidungen des Gerichts und die Entscheidungen, die über einen Teil des Streitgegenstands
ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede wegen Unzuständigkeit oder
Unzulässigkeit zum Gegenstand hat.

Artikel 50
Gegen die Endentscheidungen des Gerichts und gegen die Entscheidungen, die über einen Teil des

Streitgegenstands ergangen sind oder die einen Zwischenstreit beenden, der eine Einrede der Unzu-
ständigkeit oder Unzulässigkeit zum Gegenstand hat, kann ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einge-
legt werden; die Rechtsmittelfrist beträgt zwei Monate und beginnt mit der Zustellung der angefochte-
nen Entscheidung.

Dieses Rechtsmittel kann von einer Partei eingelegt werden, die mit ihren Anträgen ganz oder teil-
weise unterlegen ist. Andere Streithelfer als Mitgliedstaaten oder Gemeinschaftsorgane können dieses
Rechtsmittel jedoch nur dann einlegen, wenn die Entscheidung des Gerichts sie unmittelbar berührt.

Mit Ausnahme von Fällen, die sich auf Streitsachen zwischen der Gemeinschaft und ihren Bedien-
steten beziehen, kann dieses Rechtsmittel auch von den Mitgliedstaaten und den Gemeinschaftsorga-
nen eingelegt werden, die dem Rechtsstreit vor dem Gericht nicht beigetreten sind. In diesem Fall be-
finden sie sich in derselben Stellung wie Mitgliedstaaten und Organe, die dem Rechtsstreit im ersten
Rechtszug beigetreten sind.

Artikel 51
Wird ein Antrag auf Zulassung als Streithelfer von dem Gericht abgelehnt, so kann der Antrag-

steller binnen zwei Wochen nach Zustellung der ablehnenden Entscheidung ein Rechtsmittel beim Ge-
richtshof einlegen.

Gegen die aufgrund der Artikel 157, 158 oder des Artikels 164 Absatz 3 des Vertrags ergangenen
Entscheidungen des Gerichts können die Parteien des Verfahrens binnen zwei Monaten nach Zustel-
lung ein Rechtsmittel beim Gerichtshof einlegen.

Die Entscheidung über das gemäß den Absätzen l und 2 des vorliegenden Artikels eingelegte Rechts-
mittel ergeht nach Maßgabe des Artikels 37 dieser Satzung.

Artikel 52
Das beim Gerichtshof eingelegte Rechtsmittel ist auf Rechtsfragen beschränkt. Es kann nur auf die

Unzuständigkeit des Gerichts, auf einen Verfahrensfehler, durch den die Interessen des Rechtsmittel-
führers beeinträchtigt werden, sowie auf eine Verletzung des Gemeinschaftsrechts durch das Gericht
gestützt werden.

Ein Rechtsmittel nur gegen die Kostenentscheidung oder gegen die Kostenfestsetzung ist unzulässig.

Artikel 53
Wird gegen eine Entscheidung des Gerichts ein Rechtsmittel eingelegt, so besteht das Verfahren

vor dem Gerichtshof aus einem schriftlichen und einem mündlichen Verfahren. Unter den in der Ver-
fahrensordnung festgelegten Voraussetzungen kann der Gerichtshof nach Anhörung des Generalan-
walts und der Parteien ohne mündliches Verfahren entscheiden.
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Vranitzky

Artikel 54
Unbeschadet der Artikel 157 und 158 des Vertrags haben Rechtsmittel keine aufschiebende Wir-

kung.
Abweichend von Artikel 159 des Vertrags werden die Entscheidungen des Gerichts, in denen eine

Verordnung für nichtig erklärt wird, erst nach Ablauf der in Artikel 50 Absatz l dieser Satzung vorge-
sehenen Frist oder, wenn innerhalb dieser Frist ein Rechtsmittel eingelegt worden ist, nach dessen
Zurückweisung wirksam; ein Beteiligter kann jedoch gemäß den Artikeln 157 und 158 des Vertrags beim
Gerichtshof die Aussetzung der Wirkungen der für nichtig erklärten Verordnung oder sonstige einst-
weilige Anordnungen beantragen.

Artikel 55
Ist das Rechtsmittel begründet, so hebt der Gerichtshof die Entscheidung des Gerichts auf. Er kann

sodann den Rechtsstreit selbst endgültig entscheiden, wenn dieser zur Entscheidung reif ist, oder die
Sache zur Entscheidung an das Gericht zurückverweisen.

Im Falle der Zurückverweisung ist das Gericht an die rechtliche Beurteilung in der Entscheidung
des Gerichtshofs gebunden.

Ist das von einem Mitgliedstaat oder einem Gemeinschaftsorgan, die dem Rechtsstreit vor dem Ge-
richt nicht beigetreten sind, eingelegte Rechtsmittel begründet, so kann der Gerichtshof, falls er dies für
notwendig hält, diejenigen Wirkungen der aufgehobenen Entscheidung des Gerichts bezeichnen, die
für die Parteien des Rechtsstreits als fortgeltend zu betrachten sind.

Artikel 56
Die in Artikel 160 dieses Vertrags vorgesehene Verfahrensordnung des Gerichtshofes enthält außer

den nach dieser Satzung zu erlassenden Bestimmungen alle sonstigen Vorschriften, die für die Anwen-
dung dieser Satzung und erforderlichenfalls für ihre Ergänzung notwendig sind.

Artikel 57
Durch einstimmigen Beschluß kann der Rat die Bestimmungen dieser Satzung ergänzen, um sie

den Notwendigkeiten anzupassen, die sich aus den gemäß Artikel 137 Absatz 4 dieses Vertrags getrof-
fenen Maßnahmen ergeben.

Artikel 58
Der Präsident des Rates lost unmittelbar nach der Eidesleistung die Richter und Generalanwälte

aus, deren Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre gemäß Artikel 139 Absatz 2 und 3 dieses Vertrags
neu besetzt werden.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter
dieses Protokoll gesetzt.

Geschehen zu Brüssel am siebzehnten April neunzehnhundertsiebenundfünfzig.

J. Ch. SNOY ET D'OPPUERS
C. F OPHÜLS

Robert MARJOLIN
Vittorio BADINI
Lambert SCHAUS

J. LINTHORST HOMAN
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48.

Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend das Abkommen
über gemeinsame Organe für die Europäischen Gemeinschaften

Auf Grund des § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetzblatt 1985, BGBl. Nr. 200,
wird kundgemacht:

ABKOMMEN
ÜBER GEMEINSAME ORGANE

FÜR DIE
EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPU-
BLIK DEUTSCHLAND, DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK, DER PRÄ-
SIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSS-
HERZOGIN VON LUXEMBURG, IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE,

IN DEM BESTREBEN, die Zahl der Organe zu beschränken, die im Rahmen der von ihnen ge-
schaffenen Europäischen Gemeinschaften ähnliche Aufgaben zu erfüllen haben,

HABEN BESCHLOSSEN, für diese Gemeinschaften bestimmte gemeinsame Organe zu bilden;
sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER:
Herrn Paul Henri SPAAK, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Baron J. Ch. SNOY ET D'OPPUERS, Generalsekretär des Wirtschaftsministeriums, Leiter der

belgischen Delegation bei der Regierungskonferenz;

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND:
Herrn Dr. Konrad ADENAUER, Bundeskanzler;
Herrn Professor Dr. Walter HALLSTEIN, Staatssekretär des Auswärtigen Amtes;

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN REPUBLIK:
Herrn Christian PINEAU, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Herrn Maurice FAURE, Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten;

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK:
Herrn Antonio SEGNI, Ministerpräsident;
Herrn Professor Gaetano MARTINO, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;

IHRE KÖNIGLICHE HOHEIT DIE GROSSHERZOGIN VON LUXEMBURG:
Herrn Joseph BECH, Staatsminister, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Herrn Lambert SCHAUS, Botschafter, Leiter der luxemburgischen Delegation bei der Regie-

rungskönferenz;

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER NIEDERLANDE:
Herrn Joseph LUNS, Minister für Auswärtige Angelegenheiten;
Herrn J. LINTHORST HOMAN, Leiter der niederländischen Delegation bei der Regierungs-

konferenz.

DIESE SIND nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten wie
folgt ÜBEREINGEKOMMEN:
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ABSCHNITT I

DIE VERSAMMLUNG

Artikel l
Die Befugnisse und Zuständigkeiten, die der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-

schaftsgemeinschaft und der Vertrag zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft der Versammlung übertragen, werden unter den

in diesen Verträgen vorgesehenen Bedingungen durch eine einzige Versammlung ausgeübt; für die Zu-
sammensetzung dieser Versammlung und die Bestellung ihrer Mitglieder sind Artikel 138 des Vertrags
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 108 des Vertrags zur Gründung
der Europäischen Atomgemeinschaft maßgebend.

Artikel 2
(1) Mit Aufnahme ihrer Tätigkeit tritt die in Artikel l genannte einzige Versammlung an die Stel-

le der in Artikel 21 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
vorgesehenen Gemeinsamen Versammlung. Sie übt die Befugnisse und Zuständigkeiten, die der Ge-
meinsamen Versammlung durch den genannten Vertrag übertragen worden sind, gemäß dessen Be-
stimmungen aus.

(2) Artikel 21 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
wird daher mit der Aufnahme der Tätigkeit der in Artikel l genannten einzigen Versammlung aufge-
hoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt:

„Artikel 21

(1) Das Europäische Parlament besteht aus Abgeordneten, die nach einem von jedem Mitgliedstaat
bestimmten Verfahren von den Parlamenten aus ihrer Mitte zu ernennen sind.

(2) Die Zahl dieser Abgeordneten wird wie folgt festgesetzt:
Deutschland ................................ 36
Belgien ......................................... 14
Frankreich ................................... 36
Italien ........................................... 36
Luxemburg .................................... 6
Niederlande .................................. 14

(3) Das Europäische Parlament arbeitet Entwürfe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach einem
einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten aus.

Der Rat erläßt einstimmig die entsprechenden Bestimmungen und empfiehlt sie den Mitgliedstaa-
ten zur Annahme gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften. "

ABSCHNITT II

DER GERICHTSHOF

Artikel 3
Die Zuständigkeiten, die der Vertrag.zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft

und der Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft dem Gerichtshof übertragen, wer-
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den unter den in diesen Verträgen vorgesehenen Bedingungen durch einen einzigen Gerichtshof aus-
geübt; für die Zusammensetzung dieses Gerichtshofes und die Bestellung seiner Mitglieder sind die Ar-
tikel 165 bis 167 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und die Arti-
kel 137 bis 139 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft maßgebend.

Artikel 4
(1) Mit Aufnahme seiner Tätigkeit tritt der in Artikel 3 genannte einzige Gerichtshof an die Stel-

le des in Artikel 32 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
vorgesehenen Gerichtshofes. Er übt die Zuständigkeiten, die diesem Gerichtshof durch den genannten
Vertrag übertragen worden sind, gemäß dessen Bestimmungen aus.

Der Präsident des in Artikel 3 genannten einzigen Gerichtshofes übt die Befugnisse aus, die durch
den Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl dem Präsidenten
des darin vorgesehenen Gerichtshofes übertragen worden sind.

(2) Mit Aufnahme der Tätigkeit des in Artikel 3 genannten einzigen Gerichtshofes
a) wird daher Artikel 32 des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Koh-

le und Stahl aufgehoben und durch folgende Bestimmungen ersetzt:

, „Artikel 32
Der Gerichtshof besteht aus sieben Richtern.
Der Gerichtshof tagt in Vollsitzungen. Er kann jedoch aus seiner Mitte Kammern mit je drei oder

fünf Richtern bilden, die bestimmte vorbereitende Aufgaben erledigen oder bestimmte Gruppen von
Rechtssachen entscheiden; hierfür gelten die Vorschriften einer besonderen Regelung.

In allen Fällen, in denen Rechtssachen zur Entscheidung stehen, die auf Antrag eines Mitgliedstaats
oder eines Organs der Gemeinschaft anhängig sind, tagt der Gerichtshof in Vollsitzungen; das gleiche
gilt für die im Wege der Vorabentscheidung zu entscheidenden Fragen, die ihm gemäß Artikel 41 vor-
gelegt werden.

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Richter erhöhen und die er-
forderlichen Anpassungen der Absätze 2 und 3 und des Artikels 32 b Absatz 2 vornehmen. "

„Artikel 32 a
Der Gerichtshof wird von zwei Generalanwälten unterstützt.
Der Generalanwalt hat in völliger Unparteilichkeit und Unabhängigkeit begründete Schlußanträ-

ge zu den dem Gerichtshof unterbreiteten Rechtssachen öffentlich zu stellen, um den Gerichtshof bei der
Erfüllung seiner in Artikel 31 bestimmten Aufgabe zu unterstützen.

Auf Antrag des Gerichtshofes kann der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte erhöhen und
die erforderlichen Anpassungen des Artikels 32 b Absatz 3 vornehmen. "

„Artikel 32 b
Zu Richtern und Generalanwälten sind Persönlichkeiten auszuwählen, die jede Gewähr für Un-

abhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderlichen Voraus-
setzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung sind; sie werden von den
Regierungen der Mitgliedstaaten im gegenseitigen Einvernehmen auf sechs Jahre ernannt.

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Richterstellen statt. Sie betrifft abwechselnd
je drei und vier Richter. Die drei Richter, deren Stellen nach Ablauf der ersten drei Jahre neu zu beset-
zen sind, werden durch das Los bestimmt.

Alle drei Jahre findet eine teilweise Neubesetzung der Stellen der Generalanwälte statt. Der Gene-
ralanwalt, dessen Stelle nach Ablauf der ersten drei Jahre neu zu besetzen ist, wird durch das Los be-
stimmt.

Die Wiederernennung ausscheidender Richter und Generalanwälte ist zulässig.
Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofes für die Dauer von drei Jah-

ren. Wiederwahl ist zulässig. "
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„Artikel 32 c
Der Gerichtshof ernennt seinen Kanzler und bestimmt dessen Stellung. "
b) werden daher die Bestimmungen des Protokolls über die Satzung des Gerichtshofes im Anhang

zum Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl aufgeho-
ben, soweit sie den Artikeln 32 bis 32 c des genannten Vertrags entgegenstehen.

ABSCHNITT III

DER WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSS

Artikel 5
(1) Die Aufgaben, die der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und

der Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft dem Wirtschafts- und Sozialausschuß
übertragen, werden unter den in diesen Verträgen vorgesehenen Bedingungen durch einen einzigen
Wirtschafts- und Sozialausschuß ausgeübt; für die Zusammensetzung dieses Ausschusses und die Be-
stellung seiner Mitglieder sind Artikel 194 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und Artikel 166 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft maß-
gebend.

(2) Der in Absatz l genannte einzige Wirtschafts- und Sozialausschuß muß eine fachliche Grup-
pe und kann zuständige Unterausschüsse für die Gebiete oder Fragen umfassen, die dem Vertrag zur
Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft unterliegen.

(3) Die Artikel 193 und 197 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
finden auf den in Absatz l genannten einzigen Wirtschafts- und Sozialausschuß Anwendung.

ABSCHNITT IV

DIE FINANZIERUNG DIESER ORGANE

Artikel 6
(Aufgehoben durch Artikel 23 des Fusionsvertrags)

[Siehe Artikel 20 des Fusionsvertrags, der wie folgt lautet:
(1) Die Verwaltungsausgaben der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl und die be-

treffenden Einnahmen, die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft so-
wie die Einnahmen und Ausgaben der Europäischen Atomgemeinschaft mit Ausnahme derjenigen der
Versorgungsagentur und der gemeinsamen Unternehmen werden nach Maßgabe der jeweiligen Vor-
schriften der Verträge zur Gründung dieser drei Gemeinschaften in den Haushaltsplan der Europäi-
schen Gemeinschaften eingesetzt. Dieser Haushaltsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen
und tritt an die Stelle des Verwaltungshaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und
Stahl, des Haushaltsplans der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie des Verwaltungshaushalts-
plans und des Forschungs- und Investitionshaushaltsplans der Europäischen Atomgemeinschaft.

(2) Der Teil der Ausgaben, der aus den Umlagen nach Artikel 49 des Vertrags über die Gründung
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl aufgebracht wird, ist auf 18 Millionen Rech-
nungseinheiten festgesetzt.
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Von dem am 1. Januar 1967 beginnenden Haushaltsjahr an legt die Kommission dem Rat alljähr-
lich einen Bericht vor, aufgrund dessen der Rat prüft, ob dieser Betrag der Entwicklung des Haus-
haltsplans der Gemeinschaften anzupassen ist. Der Rat beschließt mit der in Artikel 28 Absatz 4 Satz l
des Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vorgesehenen
Mehrheit. Diese Anpassung erfolgt aufgrund einer Beurteilung der sich aus der Anwendung des Ver-
trags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ergebenden Entwicklung
der Ausgaben.

(3) Der zur Deckung der Ausgaben des Haushaltsplans der Gemeinschaften dienende Teil der Um-
lagen wird von der Kommission für die Ausführung des Haushaltsplans in der Zeitfolge bereitgestellt,
in der die Mitgliedstaaten aufgrund der nach Artikel 209 Buchstabe b des Vertrags zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Artikel 183 Buchstabe b des Vertrags zur Gründung der Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft festgelegten Haushaltsordnungen ihre Beiträge zur Verfügung stellen.]
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SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 7
Dieses Abkommen bedarf der Ratifizierung durch die Hohen Vertragsparteien gemäß ihren ver-

fassungsrechtlichen Vorschriften. Die Ratifikationsurkunden werden bei der Regierung der Italieni-
schen Republik hinterlegt.

Dieses Abkommen tritt gleichzeitig mit dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft in Kraft.

Artikel 8
Dieses Abkommen ist in einer Urschrift in deutscher, französischer, italienischer und niederländi-

scher Sprache abgefaßt, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es wird im Archiv der Re-
gierung der Italienischen Republik hinterlegt; diese übermittelt der Regierung jedes anderen Unter-
zeichnerstaats eine beglaubigte Abschrift.

ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten Bevollmächtigten ihre Unterschriften unter
dieses Abkommen gesetzt.

Geschehen zu Rom am fünfundzwanzigsten März neunzehnhundertsiebenundfünfzig.
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